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Vorrede. 


Der Herr Dr. W. Guſtav Kopetz hat in der Vorerinnerung 
zu ſeinem Werke „Oeſterreichiſche politiſche Ge— 
ſetzkunde“ (Wien 1807, bei Kupfer und Wimmer) auf 
die große Schwierigkeit, ja ſelbſt Unmöglichkeit hingewieſen, 
eine vollftändige Sammlung der politifchen Gefege der öfter: 
reichiſchen Monarchie zu veranlaffen, und den Grund hievon 
nicht fo fehr in der großen Anzahl der Gefeße felbft, als viel- 
mehr in jenen Lücken gefunden, welche in den ——— 
derſelben vorhanden ſind. 

Eben fo hat der k. k. Herr Profeſſor an der Wiener 
Univerſitaͤt, Dr. Anton Hye, in einem Aufſatze über die Me— 
thode bei — von Nachtragsgeſetzen zu ſchon beſte— 
henden Geſetzbüchern (Zeitſchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehr⸗ 
ſamkeit, Jahrgang 1841, 3. Hft.) nach Vorausſendung der 
Anforderungen, welche an eine derlei Sammlung geſtellt 
werden, den Schluß gezogen, daß der Verfaſſer derſelben 
außer der vollen Meiſterſchaft über die unmittelbar zu ſup⸗ 
plirende Gefegesabtheilung auch noch gründliche Kenntniß und 
forgfältig vergleichendes Studium aller Zweige der einheimi- 
ſchen Gefeßgebung befigen, und mit diefen Eigenfchaften ein 
nicht ermübdendes Durchgehen aller Arten von Gefeßfammlun. 
gen, tiefe rechtöhiftorifche Forfchungen , einen ausdauernden 
Bienenfleiß, fcharfe Combinationsgabe, Gewandtheit in (lo— 


VI 
giſch richtiger) Subſumtion und umſichtig mühevolle Genauig- 
keit verbinden müſſe. 

Bei dieſer anerkannten Schwierigkeit, die ſich der Samm- 
lung politiſcher Geſetze in objectiver Beziehung entgegen ſtellet, 
und den ſubjectiv an den Geſetzſammler gemachten Anforderun— 
gen dürfte das vorliegende Unternehmen um fo mehr anmaßend 
erfcheinen, ald auch ich die Meinung diefer beiden Schriftfteller 
unbedingt theile, und weil gerade dad Feld meiner Zufammen- 
ftellung, nämlicdy das Gebiet der ſchweren Polizei-Uebertretun- 
gen, mehr al& jeder andere Zweig der Gefeßgebung mit den 
politifchen Gefegen überhaupt fo häufig in innigem Zufammen- 
hange fteht, daß gerade hier die Lücken der politiſchen Gefch- 
fammlungen und der Mangel aller oder einiger jener Eigen» 
fchaften, die dem Gefeßeöfammler innewohnen follen, am fühl 
barften werden. 

Um demnad den Verdacht eined zu großen Selbftver: 
trauend nicht zu erregen, muß ich dem Publikum mit dem auf: 
richtigen Befenntniffe entgegen treten, daß ich in der vorliegenden 
Sammlung keineswegs etwas Vollkommenes geliefert zu haben 
glaube, fondern nur gegenüber den früheren Sammlungen eine 
größere Vollftändigkeit erreicht, eine leichtere Ueberſicht gewährt, 
und endlich dadurch, daß bei den meiften Gefeßen und Verordnun: 
gen die Quellen nachgewiefen und angeführt wurden, dem Richter 
in fchweren Polizeislchertretungen, für welchen diefe Cammlung 
vorzugsmeife beftimmt iſt, die Möglichkeit verfchafft zu haben 
heffe, das Beftehen und den Inhalt der Erläuterung oder Ber: 
ordnung controlliren zu können. Während nämlich zu den übris 
gen Zweigen der öfterreichifchen Gefeggebung, namentlich zu dem 
allg. bürg. Gefegbuche, der Gerichtöordnung, dem I. Thle. des 
St. G. B. fehr gediegene, den Anforderungen der Theoretiker 
wenn auch nicht ganz doch großentheild entfprechende Samm⸗ 
lungen der auf diefe Zroeige der Gefeggebung bezüglichen Vor⸗ 
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Ihriften beftehen, worunter ich nur der Handbücher Wini- 
warter’d, Weffelys, Wafers und Maucher's erwäh— 
nen will, hatten die fchweren Polizei-Webertretungen bid zum 
Sahre 1844 nur fpärliche derlei Sammlungen aufzumeifen, 
deren mindere Brauchbarfeit und Vollftändigkeit oft befprochen 
und allgemein anerkannt wurde. Diefe waren: 

Handbuch der Gefege und Belehrungen, welche über den 
11. Thl. des Strafgeſetzes in ſchweren Polizei-Nebertretungen 
nadhträglic) in den Jahren 1804 bis inclufive 1827 erfchienen 
find, von J. P. Ainſidl. (Wien bei Wimmer 1823.) 

Handbuch für Richter, Advofaten und Zuftizbeamte in den 
k. k. Öfterreichifchen Staaten, dritter Theil, welcher die gefegli- 
chen Erläuterungen ſammt Bemerkungen zu dem Gefeßbuche 
über Verbrechen und ſchwere Polizei» Uebertretungen enthält. 
Herausgegeben von 3, M. Edlen von Zimmerl, E.E.n. 6, 
Appellationsrathe ꝛc. (Wien 1826.) 

Handbuch des öfterreichifchen Geſetzes über ſchwere Poli- 
zeisebertretungen mit allen auf diefes Fach Bezug nehmen: 
den bis zum Ende des Jahres 1822 erfchienenen Verordnun: 
gen und Erläuterungen. Herauögegeben von Dr. 3. Kanka, 
beeideten Landesadvokaten im Königreiche Böhmen. (Prag 
1823. 2 Bde.) 

Das öfterreichifche Strafgefeß über ſchwere Polizei-Meber: 
fretungen fammt den vom 3, September 1803 ald dem Zeit: 
punfte der Kundmachung bis auf die neuefte Zeit hiezu nad): 
träglich erfchienenen Gefegen und Verordnungen, Bearbeitet von 
St. Blumentritt, geprüften Givil- und Griminalrichter, 
(Wien, Braumüller und Eeidel 1841.) 

Das ausgezeichnete Werk des E, E, Herrn Regierungds 
rathes Dr. Joſeph Kudler: „Erklärung des Strafgefeges in 
ſchweren Polizei-Uebertretungen mit Berüdfichtigung der auf 
dasſelbe fich beziehenden fpäter erlaffenen Geſetze und Erläute- 
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rungen“ (Wien bei Volke 1841, 5. Auflage) kann hier nicht 
in Frage kommen, weil der Herr Verfaſſer ſowohl nach dem 
Titel ſelbſt, als nach dem Inhalte die Commentirung des Ge— 
ſetzes zur Hauptaufgabe gemacht, und die Bezug habenden 
Erläuterungen größtentheils nur auszugsweiſe und in Anmer: 
fungen ohne Angabe der Quellen geliefert hat, Deffenungeach: 
tet bleibt dieſes Werk namentlich wegen feiner fyftematifchen 
Behandlung für eine Gefeßescompilation von dem größten Nu: 
Gen, ohne aber diefelbe vollfommen zu erfeßen. 

So faßte ich denn im Jahre 1840 den Entfhluß die Ge- 
jege und Verordnungen zu dem II, Thle. des Strafgefeßes, fo 
wie die hierauf Bezug habenden Anordnungen aus anderen 
Zweigen der Gefeßgebung zu fammeln, fie bei den betreffenden 
$$. einzufchalten, und mit Auffchriften zu verfehen, woraus 
der Gegenftand zu erfehen fein foll, worüber die Novelle Er— 
läuterung gewährt. Ich habe jedoch hiebei die für die Guber: 
nial-Bezirke Dalmatien, Venedig und Mailand beftehenden 
Geſetzſammlungen unberüdfichtiget gelaffen. Weder Sprachun—⸗ 
kenntniß noch Mangel an Quellen gaben hiezu Anlaß, fondern 
der Mangel an Kenntniß der für dieſe Provinzen aus früheren 
Zeiten beftehenden politifchen Gefeße, auf welche, wie bereits 
früher erwähnt, in einer derlei Sammlung fich häufig bezogen 
werden muß. 

Als ich mit meiner Sammlung beinahe zu Ende war, ift, 
und zwar in der zweiten Hälfte des Jahres 1844, ein neues 
Handbuch des öfterreihifchen Strafgefeges über ſchwere Poli: 
zei-Ucbertretungen von dem Hrn .‚Magiftratsrathe Johann Bor: 
ſchitzky (Prag 1844 bei Thomas Tabor) erfchienen, welches 
nad) meiner Anficht von den beftehenden Sammlungen die befte 
ift, aber dennoch mehrere jener Eigenfchaften entbehrt, welche 
bei Sammlungen in anderen Zweigen der Gefeßgebung gefunden 
werden. Ic habe demnach mit der Beendigung meiner Samm- 
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lung weder innehalten zu müffen, noch mid) eines literarifchen 
Diebſtahls fehuldig zu machen geglaubt, wenn ich einige 20 
oder 30 Novellen, die in Borſchitzky's Handbuch enthalten 
waren, in meinem aber fehlten, nachträglich aufnahm, indem 
ich hiebei nur dem Beſtreben nachgab, eine mehrere Vollftän- 
digfeit zu erreichen. 

Sn wieferne durch das vorliegende Werk eine Verbefferung 
der beftehenden Handbücher bewirkt wurde, muß dem geehrten 
Yublitum zur Entfcheidung anheim fallen. 

Nur Nachftehendes glaube ich beifügen zu follen. 

Die vielen Berufungen, welche das Gefeß in ſchweren 
Polizeisiebertretungen auf politifche Vorfchriften enthält, deren 
Uebertretung dafelbft als ſchwere Polizei-Uebertretung erkläret 
wird, machen es nothwendig, eine fehr bedeutende Anzahl pos 
litifher Gefege aufzunehmen, und gerade hiebei werden die 
Lücken der Gefegfammlungen am meiften fühlbar. Won den 
authentifchen Quellen reicht nämlich nur die allg. polit. Gefeß: 
fammlung bis zu dem Zeitpunfte der Wirkfamkeit des Strafgefe: 
tzes und noch weiter zurück, diefe enthält aber, eben weil fie eine all» 
gemeine Gefeßfammlung ift, größtentheild nur von dem Landesfür⸗ 
ften felbft ausgegangene Befehle, dann Verfügungen der Hofftels 
len, welche an alle Ränderftellen erlaffen wurden, dagegen mangeln 
in derfelben beinahe gänzlid) die Entfcheidungen und Belehruns 
gen, welche in fpeziellen Fällen oder über Anfragen von den 
Hofbehörden an einzelne Länderftellen erfloffen, und jene Verfü. 
gungen und Belehrungen, welche von den legteren felbft an die 
Unterbehörden ergangen find, und dennod gehören fie bei 
vielen 88. des II. Thls. des St. G. B. nothwendig in die vor: 
liegende Sammlung, Beifpielöweife führe ich hier die 88. 78, 
100, 109, 184 ꝛc. zc. an, in welchen die Webertretungen 
und Unterlaffungen pol. Vorſchriften, welche zweifellos auch 
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die Länderftellen zu erlaffen berechtigt, ja felbft verpflichtet 
find, die ſchweren Polizei-Uebertretungen begründen. 

Erft im Jahre 1819 haben die Prov, Gefesfammlun- 
gen in allen Provinzen ihren Anfang genommen, und von Dies 
fem Zeitpunfte werden die authentifchen Quellen reichhaltiger, 
Es mußte demnah vom Jahre 1804 bis 1819 fowohl, 
alö aud) vor dem Jahre 1804, fo weit e& fi) nämlich um 
politifhe Vorfchriften handelte, zur Auffindung der Quellen, 
zu Privatfammlungen die Zuflucht genommen werden , welche 
ih mir am Anfange des Werkes namhaft zu machen vor: 
behalte. 

In dem Zweige der Juſtiz-Verordnungen, deren viele na= 
mentlic) im Verfahren in Bezug auf die Gompetenz beim Adel, 
Militär, Beamten ꝛc. aufgenommen werden mußten, bildet 
die allgemeine Juſtiz-Geſetzſammlung die authentifche Quelle, 
welche aber nur bis zum Sahre 1835 reicht. 

Außer diefem Quellenmangel find ed noch zwei Mo: 
mente, wodurch bei jeder Gefeßescompilation der Kritik 
für jeden Fall offenes Feld gelaffen werden muß. Es ift 
dieß zuerft die Wahl der Gefegeöftelle, bei welcher die No: 
velle eingereiht wird, und dann die Beobachtung des Ma- 
ßes bei Aufnahme der auf dad Gefeb Bezug habenden No« 
vellen anderer Zweige der Gefeßgebung. Die Wahl der Ge: 
feßeöftelle zur Einreihung mag noch eher getroffen werden, 
obfchon auch hierin fich fehr leicht und felbft bei geiftreichen 
Schriftftelern abweichende Anfichten ergeben. Allein höchft 
ſchwierig, nad) meiner Anficht felbft unmöglich bleibt ed, wie 
fchon der Herr Regierungsrath Dr. Winimarter (Vorrede 
zum Handbuche der Gefebe und Verordnungen, welche fich 
auf dad allg, bürgl. Gefeßbuch beziehen (Wien, Braumüller 
und Seidel 1844) erwähnt, die Stimmen über den Punkt 
der Vollftändigkeit zu vereinen, Ich meine unmöglich, weil 
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die Gränzlinie nicht aufgefunden werden Fann, welche der 
Rezenſent, und falls felbft deſſen Anficht mit jener des Com— 
pilatord übereinflimmen follte, welche der von dem Handbuche 
Gebrauch machende Richter ſich beim Nachfuchen in dem Werke 
zieht. Ich felbft Fann aus cigener Erfahrung behaupten, daß 
man fehr leicht verfucht wird, in feinen Anforderungen an 
eine derlei Compilation zu weit zu gehen, und einen Ta— 
del über die Aufnahme oder Nichtaufnahme diefer oder jener 
Novellen in die Sammlung auszufprechen pflegt, während der 
Compilator felbft vielleicht erft nach reiflicher Erwägung 
und aus guten Gründen fid) für das Eine oder Andere ent: 
fchied. 

Sch meines Theils habe hierin im Allgemeinen an dem 
Srundfage feftgehalten, jene noch bejtehenden pofitiven Vor⸗ 
fchriften aufzunehmen, welche der Richter in ſchweren Polizeis 
Uebertretungen bei Ausübung feines Richteramtes von dem Aus 
genblide, wo er zur Amtöshandlung berufen ift, bis zu dem 
Zeitpunfte , wo der Unterfuchte und Beftrafte in den 
vollen Genuß feiner Freiheit gelangt, in die Lage kommen 
kann, in Anwendung bringen zu müffen. Ich bin von diefem 
Grundfage nur bei jenen Materien abgewichen, wo die Zahl 
der Bezug habenden Geſetze fo groß war, daß ihre vollftändige 
Aufnahme ohne viele Bände zu füllen, nicht Statt finden 
konnte. In diefen Fällen habe ich mich darauf beſchränkt, die 
nothwendigften und allgemeinften Beflimmungen aufzuführen, 
wie dieß bezüglich der Bauordnungen und ihren nachträglichen 
Verordnungen, bei den Schubvorſchriften ꝛc. beobachtet wurde, 
Hier freilich wird die unbefangene Kritik auftreten, und von 
ihrem Standpunkte erklären, es fehle die Vollftändigkeit, 

Hierauf fann ich nur ermwiedern, daß es weit ſchwieriger 
ift, eine derlei Sammlung zu unternehmen und zu vollenden, 
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als ſie zu tadeln, und daß ich in dieſer Beziehung nur Jene 
als gerechte Richter anerkenne, welche mit einer derlei Arbeit 
ſich ſelbſt beſchäftiget haben, daher auch die Schwierigkeit der 
erſten Handanlegung gehörig würdigen werden. Nachfolgende 
Geſetzſammler werden ohne große Mühe im Stande ſein, eine 
ſolche Sammlung bis auf die neueſte Zeit zu vervollſtändigen, 
und ſelbſt hie und da nach ihrer ſubjectiven Anſicht durch ein- 
zelne darin übergangene Verordnungen zu vermehren, 


Am 9. März 1845. 


Alois von Lüßenau, 
k. k. n. ö. Regierungs:Goncipift, 


Quellen, 


ans welchen bei der vorliegenden Sammlung geſchöpft 
wurde. 


Außer den in der Vorrede aufgeführten Handbüchern 3 im: 
merl's, Kanka's, Blumentritt's, Kudlers und Borſchitz— 
ky's, die jedoch nur dann als Quelle benügt wurden, wenn für die 
Novelle Feine authentifche Quelle aufgefunden werden Eonnte, find bei der 
vorliegenden Sammlung nachftehende Gefeßfammlungen und Werfe 
benügt worden: 


a) Authentifhe Gefegfammlungen. 


1. Die allgemeine Zuftiz « Gefegfammlung vom Beginne der, Ne- 

gierung Kaifer Joſeph's bis Februar 1835; 

2. der Codex austriacus in 6 Bänden. (Wien 1704—1777.) 

Er enthält die Verordnungen aus früheren Jahren bis Ende Dezem: 

ber 1770; 

3. die allgemeine politifhe Gefesfammlumg vom Jahre 1790 bis 

zu Ende des Zahres 1842. Bd. 1 bis inclufive 70; 

4. Die Provinzial:Gefegfammlungen und zwar: 

a) für Miederöfterreich vom Zahre 1819 bis inclufive 1843; 

b) für Oberöfterreich vom Zahre 1819 bis inclufive 1840; 

e) für Steiermark vom Zahre 1819 bis inclufive 1842; 

d) für das Laibacher Gouvernement vom Zahre 1819 bis inclufive 1842, 
dann in vier Ergänzungsbänden die Sammlung der Gefege vom 
17. Oct. 1813 bis legten Dezember 1815; 

e) für das Triefter Gubernium vom Jahre 1819 bis inclufive 1823; 

f) für Tirol und Vorarlberg vom Zahre 1814 bis inclufive 1841; 

g) für Mähren und Schlefien vom Jahre 1819 bis inclufive 1843; 

h) für Böhmen vom Jahre 1819 bis inclufive 1843 mit einem Er- 
gänzungsbande für die Jahre 1819 und 1820; 

i) für Galizien vom Zahre 1819 bis inclufive 1841; endlich 

5. die n. 5. Reggs. Regiſtratur, aus welcher jene Erläuterungen 
entnommen find, bei welchen Eeine andere Quelle angegeben erfcheint. 


b) Privat:Gefegfammlungen. 


1. Die Kropatſcheck'ſche Sefegfammlung vom Zahre 1740 bis 
1842, fortgefegt ven Goutta und Pichl. 

2. Vollftändige Sammlung aller feit dem glorreichften Negies 
rungsantritte Zofeph II. für die k. k. Erbländer ergangenen höchſten 
Verordnungen und Gefege durch Privatfleiß gefammelt. 10 Bde. 
(Wien, gedruckt bei Johann Thomas Edlen von Trattnern.) 
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3. Fauller's Gefege, Vero.tnungen und Vorfchriften für die 
Polizei-Verwaltung im Kaifertbume Defterreih vom Jahre 1740 bis 
Ende 1825. (Wien im Verlage der Geiftinger’fchen Buchhandlung. 
4 Bde.) 

4. Borſchitzky's Handbuch des öfterreichiihen Geſetzes über 
Verbrehen, mit allen auf diefes Fach Bezug nehmenden Verordnuns 
gen, Erläuterungen und jonftigen Hilfäquellen verfehen. (Prag 1815.) 

5. Handbuch für Criminafrichter, Bezirksobrigkeiten und jene, die 
fih zum Griminalrichteramte vorbereiten, von Joſeph Carl Edlen von 
MWagersbad. (Bra; 1812, 3 Bde.) 

6. Handbuch der Gefege und Vererdnungen, welche hinfichtlich 
des öfterreichifchen Sefegbuches über Verbrechen vom 3. September 1803 
bis zu Ende des Sahres 1831 nachträglich erfchienen find, von An: 
dreas Viſini. (Wien 1832 und Wien 1840 Supplement.) 

7. Das Strafgefeg über Verbrechen fammt den dazu gehörigen 
Verordnungen. Herausgegeben von J. E. Waſer. (Wien 1839.) 

8. Blumentritt's Sammlung der vom Anfange des Zahres 
1832 bis Ende März 1839 hinfichtlic des öfterreichifchen Gefeges ber 
Verbrechen nachträglich erfchienenen Verordnungen und Gefege. 

9. Die politiihe Verfaſſung der deutfchen Schulen. (Wien, Schul- 
bücher: Berfchleiß, 8. Auflage.) 

10. Spftematifches Handbuch des üfterreichifhen Strafgefeges 
über Verbrechen von 3.8.8. Maucher. (Mien 1844.) 

11. Materialien für Geſetzkunde und Rechtspflege in den öfter: 
reichifchen Erbftaaten, herausgegeben von Dr. Carl Joſeph Pratobes 
vera. 8, Bde. (Wien 1815.) 

12. Zeitfchrift für öfterreichische Rechtsgelehrſamkeit und politifche 
Sefegkfunde, von Dr. Vincen; Wagner, fortgefegt von Dr. Dol: 
liner, Kudler, Fränzl und Stubenraud. 

13. Die Sammlungen der Sanitäts-Verordnungen der Herren 
Sanitätsreferenten und Protomedifer John, von Ferro, von Öul: 
dener, von Böhm und Anol;. 


Erklärung 


der in diefem Werke gebrauchten Abkürzungen. 


4.56.8.%. 
a. 9. 


a. h. 
Allg. Zuft. Geſetzſamml. 


Appell. Ger. 
Bd. 

Bez. Obrigkt. 
Caal. Gef. Verw. 
Circ. 

Curr. 

Der. 

Gen. Comdo. 
Gub. 

G. 3. 
Hſchft — en. 
Hofkmmer. 
Hofkmmerpr. 
Hofkzlei. 
Hofkoon. 

H. 3. 

K. Amt. 

K. Aemter. 


Pol. Ob. Dir. 
Prov. Bau⸗Dir. 


Prov. Geſetzſamml. 


Regg. 
R 


Studhofcoon. 
Thl. 
Ver. 


. 3. 
Stadthptmannſchft. 
St. G. B. 


bedeutet: allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


allergnädigſt. 

allerhöchſt. 

allgemeine Juſtiz⸗ Geſetzſammlung 
Appellations-Gericht. 
Band. 

Bezirks: Obrigkeit. 
Cameral:Befällen- Verwaltung. 
Eirculare. 

Currende. 

Decret. | 

General: Commando. 
Gubernium (Gubernial.) 
Gubernial⸗Zahl. 
Herrſchaft —en. 
Hofkammer. 
Hofkammerprokuratur. 
Hofkanzlei. 
Hofkommiſſion. 

Hofzahl. 

Kreisamt. 

Kreisämter. 
Kundmachung. 
landesfürſtlich. 
niederöſterreichiſch. 
politiſch. 

Polizei: Ober-Direction. 
Provinzial:Baudirection. 
Provinzial:Sefegfammil. 
Regierung. 
Regierungszahl. 
Stadthauptmannfchaft. 
Strafgeſetzbuch. 
Studienhofcommiſſion. 
Theil. 

Verordnung. 


Andere noch vorkommende Abkürzungen wurden wegen ihres allgemei: 
nen Befanntfeins hier nicht aufgenommen. 
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Wir Franz der Zweite, von Got— 
tes Gnaden erwählter römiſcher Kai: 
ſer, zu allen Zeiten Mehrer des Reichs; 

König in Germanien, Ungarn und 
Böhmen, Galizien und Lodomerien ıc.; 
Erzherzog von Defterreich ; Herzog von 
Burgund und von Lothringen; Groß: 
herzog von Toscana ꝛc. ıc, 


Die Ueberzeugung, daß die Gefeßgebung über: 
haupt, hauptſächlich aber die Strafgefebgebung nad 
den über die beftehenden Geſetze eingeholten Erfahrun- 
gen, nah dem Fortfchreiten der Kenntniffe und Gul- 
tur, und nad) den veränderten Umſtänden zu vervoll- 
fommnen ift, hat Uns, wie mehrere Unferer Vorfah— 
ten in der Regierung, beivogen, ein neues Strafge- 
feß über die Verbrechen und ſchweren Polizei-Webertre- 
tungen befannt zu machen. 


Das im Jahre 1787 ergangene allgemeine Geſetz 
über Verbrechen und derfelben Beitrafung, und die im 
1 


Lügenau’d Gefegfammlung, I. Bd. 


u 

Sabre 1788 nachgefolgte allgemeine Griminalgerichtö- 
ordnung zeichnen fich bereits in mehreren Dinfichten vor 
der älteren Strafgefebgebung aus. 


Dennoch machten fie allmälich viele Erläuterungen, 
einfchränkende und ermweiternde Zufäbe und Abänderun- 
gen nothiwendig, welche ohne eine ordentlihe Samm- 
lung leiht in Vergeſſenheit gerathen könnten; auch lie- 
fen fie, ſelbſt in mefentlichen Theilen, eine Verbeſſerung 
zu wünſchen übrig. 


Mir verordneten daher, daß ein Entwurf eines 
neuen Strafgefeges verfaßt, und den in den verfchie- 
denen Provinzen eigend aufgeftellten Commiſſionen zur 
Prüfung mitgetheilet werden follte. Nur in Weſtgali— 
zien, wo die Einführung eined neuen Strafgefebes ein 
dringended Bedürfniß mar, erhielt der verfaßte Ent: 
wurf mit wenigen Abänderungen fegleih verbindliche 
Kraft. 


Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die 
Beobachtungen der Ausübung eingeholt, und bei aber- 
maliger Weberficht des Ganzen die eingefendeten Erinne: 
tungen der Sachverftändigen benüßet worden. 


- Vor Allem waren Wir bedacht, daß zwiſchen den 
Verbreben und ſchweren Polizei-Uebertre 
tungen eine genaue Gränzlinie beftehe, und 
bei diefer wichtigen Entſcheidung Feine Willkür Statt 
finde. | 


Die verſchiedenn Battungen der Verbre— 
hen werden durch deutliche Unterfheidungsmerkmale 
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bezeichnet, und die Grade der Strafbarkeit ſowohl durch 
die allgemeinen als beſonderen Erſchwerungs- oder Mil- 
derungdgründe angedeutet, auf welche die Gerihtöhöfe 
bei Ausmeſſung der Strafen, in fo weit fie ihrer gerech— 
ten Beurtheilung zu überlaffen ift, zurück zu fehen haben. 


Bei Beltimmung der Strafarten legten Uns 
überwiegende Gründe die Nothwendigkeit auf, die To— 
deöftrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch außer 
dem Standrechte wieder herzuftellen. Sie find aber auf 
diejenigen Verbrechen eingefchränket worden, welche nur 
mit voller Ueberlegung auögeführet werden Fönnen, und 
bei ihrem höchſt gefährlichen Einfluffe auf die öffentliche 
und Privatficherheit der ge Verwaltung diefe 
Strenge abnöthigen. 


Bei minder gefährlichen Verbrechen war es Uns 
nach dem Hange Unferes Herzens geftattet, die Strenge 
der vorigen Geſetze zu mildern, und durch eine forgfälti- 
gere Abftufung der Strafvauer das Urtheil des Richters 
nad dem, Grade der Schädlichkeit der Verbrechen zu be- 
Schränken. 


Der Schuldige foll kein größeres Uebel leiden, ald 
zu Hintanhaltung der Verbrechen angedro- 
bet und vollzogen werden muß: und die Folgen der 
Strafe follen fih fo wenig, als immer möglich ift, auf 
die ſchuldloſen Angehörigen verbreiten. 


Zu dem Ende ift auch die Verjährung der Ber: 
brechen und Strafen unter Bedingungen, melde die 
öffentliche Vorſicht beruhigen können, wieder aufgenom: 
men, die Einziehung der Güter gänzlich abgeſchafft, und 
den Gerichtöhöfen die Macht eingeräumet worden, die 
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Strafart mit Rüdfiht auf die fhuldlofe Familie des 
Verbrechers abzuändern. 


Bei der Anordnung des Criminalverfah— 
rend war Unfer Zweck, daß der Schuldige ſchnell ent: 
decket und zur Strafe gezogen, der Schuldlofe von dem 
ihn drüdenden Verdachte frei gefprochen, der verdächtige 
und gefährlihe Bürger aber unter Auffiht gehalten 
werde. 


Wir haben daher den Gang der Unterfuhung ver- 
einfachet, gerichtliche Handlungen, die ohne Verzöge— 
tung nicht getrennet werden können, in der Macht des 
Griminalgerichtes vereiniget, die Beweisarten, welche 
no einem Bedenken unterliegen Eönnten, der ftrengeren 
Prüfung der Obergerichte unterzogen, und den Grimi- 
nalgerichten ſowohl, ald den politifhen Behörden eine 
gemeinfchaftlihe Sorgfalt in Beobachtung der verdächtig 
bleibenden Unterfuchten aufgetragen. 


Das Strafgefeb über die ſchweren Polizei: 
Mebertretungen, wodurch den Verbrechen der Ver: 
führung zur Unfittlichkeit, oder ſolchen Schuldhandlun- 
gen, die in ihren nächſten Folgen eben fo ſchädliche ald 
vorſätzliche Vergehungen fein Eönnen, vorgebeuget werden 
foll, erhielt in dem neuen Strafgefehe zur genaueren 
und forgfältigeren Handhabung der allgemeinen Wohl: 
fahrt einen volljtändigeren Umfang ald das biöherige 
Strafgefes über die fogenannten politifhen Ver— 
brechen. 


Um aber das gerechte Verhältniß zwiſchen einer beſ⸗ 
ſernden Züchtigung und den Criminalſtrafenlge— 
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nau zu beobachten, und den Abſcheu gegen Verbrechen 
durch die Vermengung mit minder gefährlichen Schuld⸗ 
fällen auch bei denjenigen nicht zu ſchwächen, melde die 
Größe einer Webelthat nach dem Maße der duch das 
Gefeb verhängten Strafe zu beurtheilen gewohnt find, 
haben Wir zum Grundfase angenommen, daß die höch— 
fte Dauer einer politifchen Strafe den unterften Grad der 
geſetzlichen Criminalſtrafe nicht überfchreiten foll. 


Indeſſen wollen Wir dennoch, daß auch Feine poli« 
tifche Strafe ohne ein ordentliches Verfahren verhänget 
werde, 


Die politifchen Behörden werden daher in dem Ver: 
fahren über ſchwere Polizei-Webertretungen, 
wie die Rechtsbehörden bei Verbrechen, an eine vollftän- 
dige, genaue Vorſchrift gebunden, wodurch, ohne die 
nah Umftänden möglichfte Beförderung aus dem Ge- 
fichte zu verlieren, fich der Unterfuchte gegen jede Willkür 
der Behandlung geſchützet finden wird, 


Diefe find die weſentlichſten Puncte, welche bei der 
Anmendung des Strafgeleßed vor Augen zu halten find. 


Mir verordnen demnach, daß gegenmwärtiges Straf: 
gefeg vom 1. Sanuar 1804 an, in Unferen gefammten 
deutfchen Erbländern in Ausübung gebradt, und von 
allen Behörden, welchen die Gerichtöbarkeit über Ver— 
brechen und ſchwere Polizei-Uebertretungen zugewieſen ift, 
in dem Verfahren und der Beſtrafung zur alleinigen 
Vorſchrift genommen werden foll. 


Wie Wir denn aud) auf bereitö anhängige, oder nun 
erft zur Unterfuchung fommende Fälle, ingleichen auf Ver: 
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brechen und ſchwere Polizei-Mebertretungen, die vor oben 
beftimmter Frift begangen worden, aber erft nad Ver— 
(auf derfelben zur Unterfuhung gezogen werden, die Wir: 
fung dieſes Geſetzes jedesmal erftreden wollen, mann 
nach demfelben auf eine gelindere Behandlung ald nad) 
den vormaligen Gefeben, zu erkennen fein wird. Daher 
auch die Verjährung unter den in diefem Geſetze auöge- 
drücdten Bedingungen felbft auf diejenigen Uebertretun- 
gen anzuwenden ift, melde nach dem noch beftehenden 
allgemeinen Strafgefebe nicht hätten verjähret werden 
können. 


Gegeben in Unferer Haupt und Refidenzftadt Wien, 
den 3. September, im-achtzehnhundert und dritten, Unfe- 
rer Reiche, des römischen und erblaͤndiſchen im zwölften 
Jahre. 


Franz. 
L. 8. 


Aloys Graf von ugarte, 
Eöniglich = böhmifcher Oberfter und Erzherzoglich- 


Defterreichifcher erfter Kanzl er. 
Joſeph Freiherr von der Mark. 
Franz Graf von Woyna. 


Uach Sr k k. Majeftät 
höchſt eigenem Befehle: 
Leopold Freiherr v. Haan. 


Anfang der Wirffamfeit des Strafgefegbudhes in 

jenen Provinzen, wo der wegen ber Todesftrafe er- 

laffene Ruf bis Ende Dez. 1803 noch nicht kundge— 
macht war. 


1. Hofkanzleidetret vom 20. Dezember 1808. 
(Kropatſcheck Geſetzſamml. vom J. 1803.) 


Da man Sr. Majeſtät in Abſicht auf den mit 1. Jänner Fünf- 
tigen Zahres feftgefegten Termin, wo das neue Strafgefeg allgemein 
feine Wirkung und feinen Anfang nehmen foll, wegen den noch nicht 
zu Stande gebrachten Leberfegungen dieſes Gefeges in die in verfchie- 
denen Ländern üblichen Landesfprachen die unterthänigfte Vorftellung 
machte, haben Alterhöchft Diefelben zu verordnen geruhet: daß, nadı= 
dem das neue Strafgefes nur bei den auf einige Verbrechen gefegten 
Todeöftrafen von dem Sofephinifchen wefentlich abweiche, für jene Pro- 
vinzen, wo der wegen der Todesftrafe befonders erlaffene Ruf bereits 
bekannt gemacht worden ift, die Wirkung des neuen Strafgefeges vom 
1. Zänner 1804 nicht zu hemmen, dagegen aber in jenen Provinzen, 
wo die Publication des gedachten Nufes mit Ende dieſes Monates etwa 
nicht gefchehen wäre, die Wirkung des Gefeges bis auf den 1. März 
auszuſetzen fei. 

Der Landesftelle wird diefe höchfte Entfchliefung zur Wilfenfchaft 
und zu dem Ende befannt gemacht, damit, wenn etwa bdafelbft der 
befannte Ruf in Abfiht der Todesſtrafe in dem Lande noch nicht pu— 
blicirt wäre, wegen Verlängerung des Termins bis zum 1. Mär; 
künftigen Jahres das Gehörige fogleich eingeleitet, und durch Circu- 
lare befannt gemacht werde. 


Iheile der öfterreihifhen Monardie, in welden 


das Strafgefeg vom Jahre 1803 fpäter in Wirk: 
famfeit trat. 


a) Briventhal, Billerthal, Amt Vils. 
3. Suftize Hofdecret vom 20. Zuli 1816, Tirolifche Appell, Curr. 
vom 9, Aug. 1816, 3. 3812. 


(Allg. Zuft. Gefegfamml. vom J. 1816, Nr. 1267 und tirolifche 
Prov. Gefegfamml. vom J. 1816.) 


Seine Majeftät haben nach gefchehener Vereinigung des Ziller- 
und Brirenthales, dann ded Amtes Wild mit der Provinz Zirol zu 
verordnen geruht: 


8 Kundmachungspatent. 


1. Das öfterreichifche Gefegbuh über Verbrechen und fchwere 
Polizei-Uebertretungen nebft dem öfterreihifchen Wucherpatente, und 
die weftgalizifche Gerichtsordnung, nebft dem für Tirol neu eingeführten 
Tarpatente vom 7. Dezember 1815 , und der Amts:Inftruction vom 
9. September 1785, haben mit 1. Oktober 1816 anzufangen, im 
Amte Vils, im Zillerthale, dann im Brirenthale ald allgemein ver: 
bindende Normen zu gelten, und das baierifche Strafgeſetzbuch, die 
baierifche Civilgerichtsordnung , und die baierifchen Taxvorſchriften, mit 
dem legten September d. 3, in diefen Diftricten für alle von diefem 
Zeitpunfte an vorfommenden Gefchäfte ihre Geſetzkraft zu verlieren, 
wobei es fich von felbft verfteht, daß auch die DBerlaflenfchaftstaren 
und die Taxen für Protocollirung der Kontrafte vom 1. Oftober an: 
gefangen in diefen Gebietstheilen eben fo, wie im übrigen Tirol zu 
beziehen find. 

4. Wegen der weitern Behandlung der zur Zeit der anfangenden 
Wirkfamkeit der Weft:Galizifchen Gerichtöordnung und des Gefegbuches 
über Verbrechen und ſchwere Polizei-Uebertretungen bereitd anhängigen 
Civil:Rechtsfachen und Unterfuchungen über Verbrechen oder Verge: 
ben wird Folgendes feſtgeſetzt: 


B) Für Criminal - Rechtsgegenſtände. 


11. Alle bisher anhangig gemachten und noch nicht entfchiedenen 
Unterfuhungen, welche Feine in dem öfterreichifchen Gefegbuche über 
Verbrechen und deren Beftrafung ald Verbrechen erklärte Handlungen 
zum ©egenftande haben, find den betreffenden politifchen Behörden 
abzutreten. 

#12. Zene durch Urtheil noch nicht entfchiedenen Unterfuchungen, 
welche im Sinne des öfterreichifchen Sriminal Gefegbuches ein Vers 
brechen betreffen, find von den betreffenden Criminalgerichten nad 
Vorfchrift eben diefes Criminal:Gefegbuches fortzufegen, und zwar in 
dem Amte Vils, von dem Land: und Griminalgerihte zu Neutte, und 
in dem Zillers und Brirenthale von dem Stadt: und Landrechte zu 
Innsbruck. 

13. Bei Ausmeſſung der Strafe über bisher begangene Verbrechen 
hat der Criminalrichter auf die gelindere Strafe zu erkennen, ohne 
Unterſchied, ob die mildere Strafe in dem k. baieriſchen oder k. E. 
öfterreichifchen Strafgefege ausgeſprochen ift. 

14. Bei Necurs: oder Beſchwerdeſchriften gegen gefällte Urtheile, 
dann bei Strafnachfihhtsgefuchen ift jich nach dem dreizehnten Capitel, 
und bei Wiederaufnahme der Unterfuhung, fo wie gegen vorhin ab: 
weiend oder flüchtig gewordene Snquifiten und Verbrecher, nad) dem 
vierzehnten Gapitel des erften Iheiles des öfterreichifchen Strafgefeges 
zu benehmen. 


3 — 6. 9 
b) Aume und Iſtrien. 
3. Patent vom 24, April 1815. 


(Allg. Zuft, Geſetzſamml. vom 3. 1815 Nr, 1148.) 


Das in unfern deutfchen Erbländern feit dem 1. Jänner 1804 
in Ausübung ftehende Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei 
Uebertretungen wird hiermit für Iſtrien und Fiume mit dem Beifage 
bekannt gemacht, daß dasfelbe vom 1. Zuli I. J. in volle Wirkfam- 
feit zu treten babe. 


c) Rarlfädter Kreis. 


A. Patent vom 20. Mai 1817. 
(Allg. Zuft. Geſetzſamml. vom 8. 1817 Nr. 1335.) 


Das in unfern deutfhen Staaten feit dem 1. Zänner 1804 in 
Ausübung ftehende Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei- 
Uebertretungen wird hiermit für den Karlftädter Kreid mit dem Bei: 
fage befannt gemacht, das dasfelbe vom 1. Oftober 1817 in volle 
Wirkfamkeit zu treten habe. 


Aufhebung des Strafgefeges vom 3. 1803 in Fiume und dem Karl» 
ftädter Kreife und Einverleibung derfelben mit Ungarn. 


5. Sufliz.Hofdecret vom 21. October 1822 an das Inner:Oefterr, 
Appellationd:Gericht, 


(Aug. Zuft. Gefegfamml. vom 3, 1822 Nr. 1904.) 


Seine Majeftät haben zur Vollziehung der Wieder-Einverleibung 
Civil⸗Croatiens und eines Iheiles des Küftenlandes mit Ungarn den 
1. Nov. 1822 zu beftimmen befunden, an welchen Qage daher die 
Amtswirkfamfeit des Fiumaner und Karlftädter Stadt- und Landrechtes 
aufzuhören hat. Uebrigens ift Seiner Majeftät beftimmter höch— 
fter Wille, daß die verfchiedenen Gefege, welche in den in der Frage 
ftehenden Bezirken beftanden, und nad der Uebergabe an Ungarn 
beftehen werden , Feine rückwirfende Kraft haben follen. 


d) Iun-, Hausruck- und Salzbnrgerkreis. 


6. Kundmachung der k. k. ob der Ennö’fhen Regierung vom 
4. October 1816 für Salzburg, das Inn und Hausrudviertel, 


(Kropatfchert Geſetzſamml. 37. Bd.) 


Es ift Seiner Majeftät gnädigfter Wille, daf in dem Snnvier: 
tel, in dem im Jahre 1809 von Defterreich abgetretenen, nun an ſel— 
bes wieder zurückgelangten Theile des Hausruckviertels, und in dem 
durch den Staatsvertrag vom 14. April 1816 in den k. E. Staaten 
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einverleibten Theile des Herzogthumes Salzburg , die deutfch=öfterrei- 
chiſchen Zuftizgefege in Wirffamkeit gefegt, und rückfichtlich wieder 
eingeführt werden. Der Tag, an welchem die verbindende Kraft und 
die Befolgung — b) ded Strafgefeges vom Jahre 1803 — in dem erft be- 
fagten Landtheile anzufangen hat, wird nach vorhergegangenen, auf 
die ganze Juftizeinrichtung und Organifirung ſich beziehenden nothwen⸗ 
digen Vorbereitungen beftimmt, und befonders befannt gemacht werden. 


7. Gedrucktes Girculare der ka k. ob ber Enns'ſchen Regierung vom 
+28. Mai 1817. 


Durch das Girculare der E. E. Regierung im Lande Oeſterreich 
ob der Enns vom 4. DOftober 1816 (6) wurde Fundgemadt, daß 
b) das Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere PolizeisUebertretungen 
vom Zahre 1803 im Innviertel und in dem an Defterreich zurückge— 
langten Theile des Hausruckviertels, fo wie in dem Landtheile Salz: 
burg in Wirkfamfeit zu treten haben wird. 

Um die Bewohner diefer Tandestheile der Wohlthat der angefün- 
deten Gefeggebung fobald als möglich theilhaftig zu machen, haben 
Seine Majeſtät durch a. h. Entfchliefung vom 9. April 1817 aller: 
gnädigft zu verordnen befunden, daß mit dem 1. Auguft 1817 die 
MWirkfamkeit des oben angezeigten Geſetzes in den genannten Qandes- 
theilen anzufangen habe. Indem nun der Zeitpunkt für den Anfang 
der Wirkſamkeit des angezeigten Geſetzes, unter welchem auch die in 
der zweiten Auflage des Geſetzes über Verbrechen und ſchwere Polizei: 
Uebertretungen angehängten neueren Vorfchriften verftanden werden, in 
den drei Landestheilen — — zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, 
werden zu gleicher Zeit folgende bei der Anwendung diefer theild neuen, 
theild in diefen Landestheilen fchon früher beftandenen verbindlichen 
Normen leitende Beftimmungen hauptfächlich für die fchon vordem 1. Au: 
guſt 1817 anhängigen SriminalsNechtögegenftände gegeben. 


B) Für Criminal- Rechtsgegenflände. 


6. Alleam 1. Auguft 4817 anhängigen, noch nicht entfchiedenen 
Unterfuchungen, welche Feine in dem öfterr. Strafgefege für ein Ver: 
brechen erklärte Handlung zum Gegenftande haben, find von dem 
Griminal:Unterfuhungs-©erichte zur weitern Behandlung an die Be: 
börde abzugeben , deren Beftimmung befonders nachfolgen wird. 

7. Die über Handlungen, welche das öfter. Strafgefeg für Ver- 
brechen erklärt, am 1. Auguft 1817 bereits angefangenen Unterfu= 
Hungen, find nah den Vorſchriften des erfigenannten Strafgefeges 
fortzufegen. 

8. Bei den vor dem 1. Auguft 1817 begangenen Verbrechen ift 
die gelindere Strafe, fie möge in dem öfter, oder baierifchen Strafge— 
fege beftimmt fein, anzuwenden, 
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9. Bei Necurfen oder Befchwerdefchriften gegen vor dem 1. Aus 
guft 1817 gefällte Criminal» Urtheile und den Strafnachfichtsgefuchen 
ift nach dem breizehnten, bei Wiederaufnehmung der Unterfuchung 
nach dem vierzehnten, und bei dem Merfahren wider Abweſende und 
Flüchtige, nad dem fünfzehnten Gapitel des öfterr, Strafgeſetzes vors 


zugehen. 
e) Ilirien. 
S. Verordnung ber E. F. Organifations » Hofcomifjion vom 13, 
uni 1814, für dad Gouvernement Slirien. Erlaß des Guber: 
niums an bie Kreisvorfteher vom 2. Juli 1814, 3. 8174. 
(Prov. Geſetzſamml. für Illirien, 1. Ergänzungsband, 
2. Abtheilung.) 

Die k. E Organifirungs = Hoffommiffion, beforgt, in diefen illiri: 
fhen Provinzen die altöfterreihifche Werfaffung, fo wie es die Um: 
ftände zulaffen und ehethunlich einzuführen, hat unterm 13. Zuni 1814 
zu befchließen befunden, daß in den drei Frainerifhen Kreifen Laibach, 
Meuftadtl und Adelsberg, dann in dem Färntnerifchen, Villacher und 
im Görzer Kreife diefe Einführung mit 1. Auguft 1814 unfehlbar 
vor fi) gehen folle. 

Mit 1. Auguft 1814 nun, zugleich mit dem Cintritte der neuen 
Drganifation der politifchen und gerichtlichen Verwaltung hört die Wir- 
famfeit der franzöfifchen Gefege auf, und es tritt die Wirkfamkeit der 
öfterreichifchen Gefege ein. Die Art und Weife, wie diefes in Anſe— 
bung ber politifhen Gefege Statt zu finden habe, wird mitteljt einer 
eigenen Organifationg = Verordnung vom heutigen Tage vorgefchrieben, 
und von Seite der, vermöge Gurrende vom 15. Zuni 1814, Präf. 
Zahl 844 bereitd wieder errichteten k. k. Kreisämter auch durch fogleis 
che Aufftellung der Bezirksobrigfeiten eingeleitet; in Anfehung der Ci⸗ 
vil= Gefege aber wird es von dem Herrn Zuftizeinrichtungs = Hofcom= 
miffar insbefondere erfläret werden. 


$. 8, 


Dagegen haben die Herrfchaften, denen die obrigkeitlihe Vers 
waltung in ihren Bezirken in dem bezeichneten Umfange übertragen 
wird, das nöthige und tüchtige SPerfonale zur Beſorgung aller diefer 
Geſchäfte bei ihren Verwaltungsamtern aufzuftellen. Die Wahl und 
Befoldung ihrer Ober: und Unterbeamten wird ihnen gänzlich übers 
laffen ; jedoch fol, vom 1. November 1814 an, fein Oberbeamter zur 
Verwaltung des obrigkeitlihen Bezirkes für tüchtig anerkannt werden, 
der nicht von der Landesftelle mit einem Fähigkeits » Decrete für die 
politifchen Gefchäfte und für das damit verbundene Nichteramt in ſchwe— 
ven Polizei = Hebertretungen , von dem Appellations = Gerichte aber mit 
dem Fähigkeits-Decrete als Ortsrichter verfehen ift. Die Herrfchafts: 
Eigenthümer haben diefe Oberbeamten jedesmal den E. E. Kreisämtern 
mit Beilegung ihrer Fähigkeits-Decrete anzuzeigen; die Kreisamter 
haben fie durch Decrete anzuerkennen, und jeder Oberbeamte hat 
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hierauf einen eigenen Dienſteid bei dem Kreisamte ab- und feinen 
Revers gegen die geheimen Gefellfchaften einzulegen. 


f) Podgorze und Wieliczka. 


9. SuftizeHofdecret vom 2. September 1815, an das galizifche 
Appellations:Gericht. 


(Ag. Juſt. Geſetzſamml. vom 3. 1815, Nro. 1169.) 


In Folge höchſten Befehles wird in Rückſicht der Juſtiz-Ver— 
waltung in den Bezirken von Wieliczka und Podgorze, der bei der 
militäriſchen Occupation im J. 1812 angetroffene Status bis Ende 
October 1815 beibehalten, und die Gerechtigkeit in ihrem ganzen Um— 
fange nach den dort beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften proviforifch 
verwaltet werden; jedoch treten hierüber folgende Ausnahmen ein: 

a) daß in Criminal: Fällen, wenn das öfterreichifche Geſetzbuch 
über Verbrechen und ſchwere Polizei=Webertretungen eine gelindere 
Behandlung als das dortige Gefeg vorfchreibt, nach dem öfterreichifchen 
Strafgefege zu erkennen fei. Dagegen wird in diefen Bezirken mit 
1. November d. 3. die in Galizien beftehende Zuftizverfaffung fammt 
dem allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche und andern, feit der Abtre— 
tung diefer Bezirke ergangenen Worfchriften im Zuftizfache eingeführet, 


g) Tarnopoler Landſchaft. 


410. Suftiz » Hofdecret vom 20. April 1816, an das galizifche 
Appellations = Gericht, 


(Ag, Zuft. Geſetzſamml. vom 3. 1816, Nro. 1232.) 


Seine Majeftät haben die Gerichtöbarkeit in dem in Galizien neu 
zu errichtenden Qarnopoler und Czortkower Kreife nach, den anders 
weitigen dort Landes beftehenden Zurisdictiond = Gefegen dem Stanis- 
lawewer Landrechte und dem Stanislawower Griminalgerichte der: 
malen definitiv zugewiefen, wobei es fich von felbft verfteht, daß das 
von der ehemaligen Tarnopoler Landſchaft ausgefchiedene und nun 
dem Zloczower Kreife zugetheilte Dorf Neftorowice dermalen zu dem 
Gerichtäöfprengel des Lemberger Landrechtes gehöre, wogegen das ven 
dem Brzezaner Kreife getrennte und dem Stanislawower Kreife zu— 
gewiefene Dorf Kurdwanowka der ©erichtäbarkfeit des Qemberger Land⸗ 
rechtes entzogen wird, welches jedoch, fo wie ehevor, allgemeine Ga— 
liziſche Tabular = Inftanz zu verbleiben hat. Uebrigens ift in der eher 
maligen Tarnopoler-Landſchaft durch die Landesftelle die Kundmachung 
foaleidy einzuleiten, daß das öfterreichifhe Strafgefegbuh, welches 
feit dem 1. Zänner 1804 mit verbindender Kraft eingeführt gewefen, 
und ſeitdem auch unter der Faif. ruffifchen Negierung nicht aufgehoben 
worden, wieder in feine volle Kraft trete; mithin auch die Todesftrafe, 
wo * Geſetz dieſelbe verhängt, Platz greife und in Vollzug geſetzt 
werde. 


9 — 11. 13 
h) Tirol. 
44. Proviforifches Suftiz » Einrichtungs » Edict vom 12. Auguft 
1814 im Lande Tirol, 
(Prov. Geſetzſamml. für Tirol vom 3. 1814.) 
A) Im Italienifhen Antheile Tirols. 
1. Criminal-Gerichtspflege. 


$. 1. 

Mit 15. September 1814 tritt das öfterreichifche Geſetzbuch über 
Verbrechen und deren Beftrafung vom 3. Sept. 1803 in Wirkfam- 
keit. Von diefem Zeitpunct an werben alle früheren im Lande unter 
der legten Regierung verbindlichen Criminal: Gefege und Criminals 
Gerichtd s Inftructionen fammt allen darauf Bezug habenden fpäteren 
Novellen und Normen aufer Kraft gefegt. 


$. 2. 

Die politifchen Vergehungen und ſchweren Polizei » Uebertretuns 
gen find nach den beftehenden üöfterreichifchen politifchen Worfchriften 
und nad) dem II. Ihl. des Strafgefeges über ſchwere Polizei: Ueber: 
trefungen zwar noch bis zur Einführung der ftabilen Kreisämter von 
den eriten beftehenden Zuftizbehörden zu unterfuchen, jedoch nach ge— 
pflogener Unterfuchung den beftehenden proviforifchen politifchen Behoͤr⸗ 
den zur Entfcheidung einzufchicen. 

B) Im Ilyrifhen Antheile Tirols, 
Criminal: und Civil-Juſtizpflege— 
$. 1. 

In dem ehemals Illyriſchen Antheile Tirols hat es zwar bei der 
am 26. März 1814 proviforifch eingeführten Juſtizverfaſſung jedoch 
mit folgenden Erläuterungen fein Bewenden. 

$. 2. 

Die politischen Vergehungen und fehweren Polizei » Uebertretun: 
gen find nach den beftehenden öfterreihifhen politiihen Worfchriften 
und nach dem IT. Thl. des Strafgefeges über ſchwere Polizei = Ueber: 
tretungen zwar noch bis zur Einfuhrung der ftabilen Kreisämter von 
den erften beftehenden Zuftizbehorden zu unterfuchen, jedoch nach ge: 
pflogener Unterfuhung den beftehenden proviforifchen politifchen Behör⸗ 
den zur Entfcheidung einzuſchicken. 

C) Im nördliden Tirol und Vorarlberg. 
I. Criminal-Gerichtspflege. 
$. 1. 


Mit 1. September 1814 tritt das öfterreichifhe Geſetzbuch über 
Verbrechen und derfelben Beſtrafung vom 3. September 1803 in dem 
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vormals baierifchen Antheil Tirols und in Vorarlberg wieder in Wirk: 
famfeit, und wird von diefem Zeitpunct an, das k. baierifche Strafge- 
feg vom Jahre 1813 ſammt allen fpäter ergangenen Erläuterungen, 
Zufägen und Bemerkungen außer Kraft gefegt. 


$. 2. 


Die politifchen Vergehungen und fchweren Polizei = Uebertretun- 
gen find nach den beftehenden öfterreichifchen politiſchen Vorſchriften 
und nach dem IT. Theile des Strafgefeges über ſchwere Polizei » Ueber: 
tretungen zwar noch bis zur Einführung der ftabilen Kreisämter von 
den erften beftehenden Zuftiz. Behörden zu unterfuchen, jedoch nach ge: 
pflogener Unterfuhung dem beitehenden proviforifchen General : Kreis: 
Commiſſariat zur Entſcheidung einzufchicken *). 


Behandlung der vor dem 1. Sänner 1804 zur Unter: 
fuhung gefommenen Kriminal: Fälle. 


12. Hoffanzlei= Decret vom 12. April 1504, Zahl 5912, an 

fämmtl, Zänderftellen; n. 6. Reggs. Ver, vom 24. April 1804, 

Zahl 255, an die vier k. k. Kreisämter, die Ef, Pol, Ob. Dir. 
und den Wiener Magiftrat. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1804.) 


Da der Zweifel entitanden ift, ob in den bereits vor dem 1. Jän— 
ner 1804 zur Criminal: Unterfuhung gekommenen Fällen, welde le: 
diglich foldhe Uebertretungen betreffen, die nad dem vorigen Strafge— 
feg Friminaliter und nach dem neuen nur als ſchwere Polizeiübertre- 
tungen abzuftrafen find, das Griminalgeriht mit Schöpfung eines 
Strafurtheiles fürgehen foll, oder das dieffällige Erfenntnif der poli- 
tifhen Behörde zu überlaffen fei? fo haben Se. Majeftät, über eine 
von der oberften Juſtizſtelle darüber geftellte Anfrage zu befehlen ges 
ruhet, daß in derlei Fällen, die Behandlung lediglich der politifchen 
Behörde überlaffen werden foll. 








*) Außer diefen Gebictstheilen hat die fpätere Einführung des Strafge: 
feges noch weiters Statt gefunden: a) in ben ber Provinz Dal: 
matien neu zugetheilten Infeln Gurzola, Golomotta, Liſſa, Mezzo, 
Giuppana, Meleda und Lagofta mit 1. Juli 1815 (Patent vom 24. 
April 1815,Nr0.1148 der Zuft. Gefesfamml.) b) imGouvernement:Bezirk 
Venedig mit 1. Juli 1815 (Patent vom 24. April 1815, 3. 16436, 
Coll. di leggi ecc. per le prov. venet. vol. II.) c) im Mailändi— 
ſchen Gouvernement = Bezire mit 1. Jänner 1816 (Mailänder Gub. 
Girc, vom 30. Oct. 1815. Atli del gov. Mil. parte 11.) Da ſich je— 
doch die vorliegende Sammlung nad) der Borerinnerung auf das Rom: 
bardifch = Venezianifche Königreich und die Provinz Dalmatien nicht er: 
ſtreckt, fo find die einfchlägigen Patente und Verordnungen nicht auf: 
genommen worben, 
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Lehrplan des&trafgefeges auf den inländiſchen Uni— 
verfitäten. 


13. Hoffanzlei:Decret vom 31. Sänner 1804, 3. 57, an fämmtl. 
Länderftelen; n. 8. Reggs. Wer. vom 11. Febr. 1804, 3.1533, an 
den Herrn Director der jurid, Fakultät, 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom J. 1804.) 


Nach der gefchehenen Kundmachung des-neuen Gtrafgefeges ift 
ſich bei ven öffentlichen Worlefungen auf den erbländifchen Univerfitä: 
ten und Lyceen an dasfelbe zu halten. Da aber diefes Straf-Gefep- 
buch zwei Hauptabtheilungen oder vielmehr ein zweifaches Strafgefes, 
eines über Verbrechen und das andere über ſchwere Polizei» Webertres 
tungen enthält, wovon nur das erftere ein Gegenftand der Rechts— 
Sefeggebung ift, das legtere aber eigentlich zur politifchen Geſetzge⸗ 
bung gehört; To hat Fünftig an den Univerfitäten und Lyceen der Pro« 
feffor des Criminal Nechtes den erften Theil des neuen Strafgefegbu: 
ches, der Profeffor der politifchen Wiffenfcha ften aber den zweiten or: 
dentlih und genau zu erklären. - 

Der Grund diefer nothwendigen Abtheilung des Unterrichtes über 
das neue Strafgeſetzbuch liegt darin, daß die Schüler des erften jus 
ridifchen Lehrcurſes ohne die Theorie der politifchen Wiflenfchaften noch 
nit im Stande find, die Gründe der nolitifhen Strafgeſetze einzu: 
fehen, und auch der Profeffor des Criminal = Rechtes, der noch andere 
Gegenftände zu lehren hat, nicht Zeit genug haben würde, ſich in eine 
fo weit ausholende Erklärung, als das Bedürfniß feiner Schüler for- 
dert, einlaffen zu Fonnen; wo hingegen der Profeſſor der politifchen 
Wiffenfchaften, wenn er die Theorie der politifhen Geſetzgebung be: 
reits voraus geſchickt hat, ſich in feinem Wortrage über das politifche 
Strafgefeg viel kürzer wird faſſen Eönnen. 


Das Ötrafgefeg gilt nur für das Civile. 


14. Decret des k. k. Hoffriegsrathes an dad n. ö. General: 
Commando vom 7. Dezember. 1303. 


(MWagersbah Handbuch 1. Bd.) 


Das herausgefommene neue Strafgefeg, welches vom 1. Jän— 
ner des kommenden Zahres für das Civile in den deutfchen Erblanden 
zu gelten hat, wird allen General: Commanden , jedoch lediglich zur 
Wiffenfchaft und mit dem ausdrüdlichen Beifage hinausgegeben, daß 
fih das Militär in fo lange, bis der Militär » Zuftiz - Coder zu Stande 
gebracht fein wird, noch immerfort nah der Therefiana und den fonfti: 
gen Militärgefegen wie bisher zu benehmen habe. 


—— ö 


Einleitung. 


Don den Gegenftänden dieſes Strafgefebes, 


I, 


re Sede gefeswidrige Handlung unterwirft einer Verant— 

gen überhaupt. portlichkeit, Aber die Geſetzgebung wird zur größeren 
Strenge gegen diejenigen geſetzwidrigen Handlungen 
aufgefordert, melde der Sicherheit im gemeinen Weſen 
zunächſt, und in einem höheren Grade nadıtheilig find. 
Zum Unterfhiede von andern Webertretungen werden 
dieſe gefebwidrigen Handlungen duch die Benennung: 
Verbrechen und ſchwere PolizeiUebertretun— 
gen bezeichnet. 


II. 


Allgemeiner Berbrechen find gefesmwidrige Handlungen und Un- 
one terlaſſungen, bei welchen die Abficht eigens auf dasjenige 
gerichtet ift, was die Sicherheit im gemeinen Weſen ver: 
lest, und welche die Größe der Verlegung, oder die ges 
fährlihere Beihaffenheit der Umftände zur Criminal: 
behandlung eignet. 
11. 


— Abſichtliche Verletzungen, welche aber nach Be— 

uebertretungen. ſchaffenheit des Gegenſtandes, der Perſon des Thäters, 
oder nach Beſchaffenheit der unterlaufenden Umſtände zu 
einer Criminalbehandlung nicht geeignet ſind, werden 
als ſchwere Polizei-Uebertretungen behandelt. 


iv. 
Unter die ſchweren SPolizei-Uebertretungen gehöret 
noch weiter, wenn ohne auf irgend ein Verbrechen gerich: 


tete Abficht etwas, fo durch die Geſetze, um Verbrechen 
borzulommen, oder großen Nachtheil abzuwenden, zu 
thun verboten ift, gethan; oder etwas, was zu diefem 
Ende zu thun geboten ift, unterlaffen wird, 


V. 


Endlich, werden wegen des allgemeinen Einfluſſes der 
Sittlichkeit auf die Verhinderung der Verbrechen, auch 
Handlungen, welche die öffentliche Sittlichkeit ftören, zu 
den ſchweren Polizei⸗Uebertretungen gezählet. 


vi. 


Als ein Verbrechen jedoch, und eben fo ald eine „Yofttive Er— 
ſchwere Polizei-Mebertretung, kann nur dasjenige behan- Bersregen, 
delt, und beftrafet werden, was in diefem Strafgeſetze Yonıuneen 
ausdrücklich für ein Verbrechen, oder für eine ſchwere "tungen. 
Polizei-Mebertretung. erkläret wird, 


Außer den im Strafgeſetzbuche als ſchwere Polizeiübertretungen 
erElärten Handlungen und Unterlaffungen find durch die Gefeggebung 
felbft mehrere Uebertretungen als fchwere Polizeiübertretungen dadurch 
erkläret worden, daß fie in die zweite Auflage des Strafgefeges vom 
Jahre 1815 aufgenommen wurden. Sie erfcheinen in vorliegender 
Sammlung bei jenen SS. eingefchaltet, denen fie angehören. Auch ift 
denfelben die Bemerkung, daf fie in der zweiten Auflage des &t. ©. 
DB. abgedruckt find, ausdrücklich beigefügt. 


Die in ber II. Auflage des Ötrafgefeges vom Jah— 
re 1815 als Anhang abgedrudten Nahtragsgefe: 
Be haben allgemeine Gültigkeit. 


15. Hoffanzleis:Decret vom 26. Auguft 1818, 3. 16,674 ;böh: 
mifche Gub, Ber. vom 17. Dez. 1818, 3. 55,657. 


Borfchigky’s Handbuch über ſchwere Polizei-Uebertretungen.) 


Aus Gelegenheit des mit Gub. Verordnung vom 9. Juli 1. J., 
©. 3. 30,551 fundgemachten Hofkanzleidecretes vom 28. Mai d. 3 
H. 3. 4649, kraft deſſen ſich in Hinkunft in Bezug auf die Behand: 
lung jener Wundärzte, welche durch Vornahme innerer Kuren ihre 
Befugniß überfchreiten, genau an die in der zweiten Auflage des Straf- 
gefegbuches vom Jahre 1845, in Hinficht des $. 98 angeführte neue- 
ve Vorfhrift, nämlich vom 12. Zuli 1807 *) zu halten fei, hat es 





*) Die eitirte Vorſchrift ift das bei $. 98 vorkommende Hofkanzleidecret 
vom 12. Februar 1807, 


Lügenau’s Gefekfammlung: I. Bd, 2 
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fich gezeigt, daß diefe neuere Vorfchrift an die Landesftelle nicht ge 
langt, folglich auch hierlandes nicht kundgemacht worden fei. 

Die Randesftelle hat diefen Umftand der k. k. Hofkanzlei ange: 
zeigt, und zugleih um eine Anzahl Eremplare der neuen Auflage des 
Strafgeſetzbuches gebeten. 

Hieruber wurde mit Hofkanzleidecrete vom 26. Auguft I. J., 
5.3. 16,674 anher eröffnet, daß die in der Frage ftehende neuere 
Vorfchrift vom 12. Zuli 1807 aus Anlaß eines einzelnen Falles an 
die n. ö. Regierung erfloffen, in der Folge in die neue Auflage des 
ÖStrafgefegbuches aufgenommen worden fei, und erft durch die a. h. 
Sanction der dem Geſetzbuche angefügten |päteren Verordnungen all: 
gemein verbindende Kraft erhalten habe. Nachträgli wurden der Lan: 
deöftelle auch die angefuchten Eremplare der neuen Auflage des Straf: 
gefeged überfendet, welche fi von der erften vom Jahre 1803 nur 
darin unterfcheidet, daß jedem Theile mehrere feit der erften Kundma— 
hung diefes Gefeges erfloſſene Hofdecrete ald Anhang beigefügt find, 
und über beide Theile ein alphabetifches Inhaltsregiſter verfaßt worden 
ift. Unter den im Anhange zu dem zweiten Theile des Strafgefepes 
enthaltenen 16 Nachtragsverordnungen befinden ſich zwar mehrere, 
welche früher noch nicht anher gelangt waren , und daher auch hier: 
landes noch nicht kundgemacht find. Nachdem aber alle diefe Verord— 
nungen durch ihre Aufnahme in die neue Auflage des Strafgefegbuches 
(nad dem Ausfpruche der k. k. Hoffanzlei vom 26. Auguft diefes 
Jahres in Anfehung der Vorfchrift vom 12. Zuli 1807) die allgemein 
verbindende Gefegkraft erhalten haben ; fo werden die F. ꝛc. hievon zur 
genaueften Darnachachtung mit dem Auftrage in die Kenntnif gefegt, 
diejenigen der im Anhange des neu aufgelegten Strafgefegbuches ent- 
haltenen gefeglihen Nachtragsvorfehriften, welche bisher hierlandes zur 
Publication noch nicht gelangt “find, auf das fchleunigfte mittelft der 
gewöhnlichen gedruckten Kreisfchreiben allgemein Eund zu machen. 


Behandlung der Mitfhuldigen im Allgemeinen als 
ſchwere Polizeiübertreter. 


16. Hoflanzlei:Decret vom 22. September 1843, 3. 27,817 5 

n. ö. Reggs. Ver, vom 18. Oct, 1843, 3. 55,195, an bie 4 

k. k. Kreidämter, den Magiftrat und die Dominien in Wien, dann 
bie E. k. Pol, Ob. Dir. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr. vom J. 1843.) 


Die hd E. k. Hofkanzlei hat mit Decret vom 2%. September 
d. J., 3. 27,817, über einen von der Regierung an Hochdieſelbe aus 
Anlaß eines fpeciellen Falles eritatteten Bericht, in wie ferne die Be— 
ftrafung der Mitfchuld an der fehweren Polizeiübertretung nach $. 78 
des IT. Thls des St. ©. zuläffig fei, rückjichtlich , ob gegen Mit: 
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fhuldige auch außer den, im &t. ©. ©. II. Thl. ausdrüdlich beftimm- 
ten Bällen eine Beftrafung Statt finde, — Folgendes eröffnet: 

Diefe Frage findet in dem an das Mailänder Gubernium am 
19. März; 1819, 3. 14,788 erlaffenen Hofkanzleidecrete ihre Löfung ; 
denn der Hofkanzlei Rathsbeſchluß, auf welchen diefes Hofkanzleide— 
cret gegründet iſt, lautet wörtlich: 

Der VII. $. der Einleitung zum St. ©. B. enthält die Be— 
ftimmung, daß die Behandlung und Beftrafung anderer, als in dem— 
felben für Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen erElärten Ueber: 
tretungen, den dazu beftimmten Behörden, nad) den darüber vorhans 
denen Vorſchriften, vorbehalten bleibe. 

Die Theilnahme an einer, durch das Strafgeſetzbuch verpönten 
Handlung fei eine wirkliche Uebertretung und ftrafbare Handlung, und 
das Gubernium zu Mailand ſonach anzuweifen, gegen den Theilneh- 
mer an einer fchweren Polizeiübertretung vorfommenden Falles das 
Amt handeln zu laffen, und ſich bei der Bemeſſung der Strafe gegen 
diefelben an den Abftand zu halten, der in dem Strafgeſetzbuche all- 
gemein zwifchen der Strafe für den Thäter, und jene für die Mitfchul: 
digen und Theilnehmer wahrgenommen wird. 


(Siehe auch $. 5 des I. Theils des St. G. B.) 


DB ebandlung derjenigen, bei denen ein Verbrechen 
mit einer [hweren Polizeiübertretung oder mit 
einer Öefällsübertretung zufammentrifft. 


(Siehe beim $. 393 das Hoflanzleidecret vom 13. Febr. 19823, das Hofes 

anzleibecret vom 14. Suli 1837 und das Juſtiz-Hofdecret vom 20. Februar 

1838, bann ben $. 29 des 1. Th. des St. G. B., dann bie $$. 103, 250, 
649 und 651 des Strafgefeges über G efällsübertretungen.) 


Behandlung der von Öträflingen während ihrer 
Strafzeit im Strafhbaufe begangenen fhweren 
Pol. Uebertretungen. 


(Siehe bei $. 284 das Hoffanzleibeer. vom 17. Mai 1833 und vom 19. Aus 
guft 1836.) 


Nicht-Anwendung der Vorfhriften des 1. Theiles 
des Strafgefegbudhes auf deffen I. Theil. 
17, Hoffanzlei:Decret vom 15. Nov. 1843, 3. 35544; n. ö. 
Reggs. Ver. vom 3, Dez. 1843, 3. 68296 an die vier k.k. K. 
Aemter, die Dominten inner ben Linien und bie k. k. Pol. Ob, 
Direction. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr. vom J. 1843.) 
Die h. Hofkanzlei hat über die vorgelegte Frage wegen Anwen: 


dung der Vorfchriften des Strafgefeges I. Theiles auf been II. Theil 
2 
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überhaupt nach gepflogenem Einvernehinen mit der E. k. Hofcomiffion in 
Quftizgefepfachen bedeutet, daß die MVorfchriften des I. Theiles des 
Strafgeſetzes auf ſchwere Polizeirlebertretungen nur dann ihre Ans 
wendung finden, wenn diefes in dem II. Theile des St. ©. B. aus: 
drücklich angeordnet, oder durch nachträgliche Er läuterungen feftgefegt 
worden ift *). 


*) Anmerkung. Herr Regierungsrath Kubdlerhat in feinem Werke »Erklä— 
rung des Strafgefegbuches über ſchwere Polizeistebertretungen« 1. Theil, 
Seite 18 der fünften Auflage, die Anſicht ausgefprodhen, daß in zwei— 
felhaften Puncten, vorzüglih beim Verfahren allerdings nad ben 
gefeglichen Vorſchriften für analoge Fälle, namentlich aus dem I. Thl. 
des St. ©. B., entſchieden werben dürfe, und dieſe An ſicht damit be: 
gründet, baß es doch weit beffer fei, wenn ber Richter in ſchweren 
PolizeisUebertretungen, wenn er über wichtige Kragen den Procef be: 
treffend im II. Abfchnitte des zweiten Theiles weder unmittelbar noch 
mittelbar eine Beftimmung findet, nach der Analogie entfcheidet, welche 
er in anderen Vorfchriften des Gefesgebers findet, als wenn er nad 
Willkür handelt. Diefer Zweifel ift nun durch das vorftehende im Ein: 
verftändniffe mit ber k. k. Geſetzgebungs-Hofcommiſſion erfloffene Hofs 
kanzleidecret entſchieden. Dennod glaube ih, baß dem Richter, wenn 
er für einen gegebenen Fall in dem IL, Theile des Strafgefeges Eeinen 
Anhaltspunet findet, unbenommen bleibe, den I. Theil des Strafgefesbus 
ches oder felbft andere pofitive Vorfchriften zu Hilfe zu rufen, und diefe 
ganz oder theilmweife in Anwendung zu bringen, nicht vermöge des Rechtes 
der Analogie, wohl aber vermöge feines Standpunctes den Fall überhaupt 
entfcheiden zu müflen. Das Maß der Zubilfnahme anderer pofitiver 
Quellen muß wohl dem Ermeffen des Richters anheim fallen. Es wird 
Fälle geben, wo ber Richter fehr fehlen würde, die Vorfchriften des 
1. Theiles des St. G. B. auf den zweiten anzuwenden, und umgekehrt 
wieder folhe, wo, die Verhandlung mag aus was immer für einem 
Zitel zur Kenntniß der höheren Behörde kommen, gewiß die Billi- 
gung der Anwendung analoger pofitiver Beftimmungen auf ſchwere 
Polizeiskebertretungen erfolgen wird. So würde z.B. ber Richter fehr 
fehlen, wenn er den Arreſt des Inquiſiten bei abfichtlicher Verzögerung 
der Unterſuchung nad der Analogie des $. 365 I. Thl. St. G. 8. 
durch Streide verfhärfen würde, ungeadhtet der $. 344 I. Thl. 
bes St. G. B. dem Richter die Verfchärfung des Arreftes in biefem 
Falle geftattet. Die bei $. 344 aufgeführte Hoftanzlei-Entfheidung - 
vom 7. September 1839 beweifet bie Richtigkeit diefer Anficht. Dage— 
gen dürfte die Benüsung vieler im I. Th. des St. G. B. und den Er: 
läuterungen biezu enthaltenen Anordnungen bie Benüsung bes a. b. 
G. B. der Geridhtsordnung ꝛc. feinem Anftande unterliegen. Um nur 
von vielen Beifpielen eines zu wählen, dürfte das Juftiz = Hofbecret 
vom 4. Febr. 1803 bei $ 438, daß Weibsperfonen während ihrer Rei: 
nigung nicht mit Ruthen gezüchtiget werden follen, auch bei ſchwe— 
ren Polizei = Uebertretungen mit voller Beruhigung angewendet wer: 
den. Nah dem Titel und der Borrede meines Werkes fol die Caſui— 
fli demfelben fremd bleiben. Weil aber biefe Erörterung zugleich 
bie Rechtfertigung der Aufnahme vieler Zuftiz-Gefese und Berordnuns 
gen in die vorliegende Compilation enthält, habe ich mich verpflichtet 
gehalten, diefelbe hier beizufügen. 


VII. 


Die Behandlung und Beſtrafung anderer Webertre- 
tungen bleibt den vojn beitimmten Behörden, nach den 
darüber vorhandenen Vorſchriften vorbehalten, 


Vebertretungen, welde die Merkmale einer im 

Strafgefege verpöntenDandlung an fih tragen, und 

durch pofitive Öefege aus dem Ötrafgefege ausge 
fhieden find. 


a) Peftvergehen. 


(Siehe den $. 147 II. Theil des St. G. 8. und die bei bemfelben abgebructen 
Novellen,) 


b) Agiotiren. 


28. Hoffanzleidecret vom 21. Auguft 1806, 3. 13737, an fämmtl, 

Länderftellen ; n, 8. Reggs. Ver, vom 10. Sept. 1806, 3. 28906, an 

die vier BE, K, Aemter, an den Wiener Magiftrat, an die Hſchft. 
Schotten. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1806.) 


Da den Bankal-Behörden nur die Unterſuchung und Schöpfung 
der Motion bei jenen Vergehen zufteht, welche mit Ein: oder Auss 
ſchwärzung verbunden find, und es aus der Natur der Sache fließt, 
daß die Unterfuhung und Aburtheilung der im Agiotiren betretenen 
Individuen von der politifhen Ortsobrigkeit jenes Wezirkes, in welchem 
Jemand betreten wird, vorgenommen werden müſſe; fo wird der Nes 
gierung zur Verftändigung der Behörden bedeutet, daß die von den 
politifchen Ortsobrigfeiten dießfalls zu fällenden Urtheile nach der Ana- 
logie des 402. $. des fünften Hauptftückes im IT. Abfchnitte des neuen 
Strafgefeges, wenn der zu confiscirende Betrag mit dem noch zu er: 
legenden gleichen Betrage auf dem Lande und in Heinen Städten 
10 fl., in Hauptftädten aber 5Ofl. beträgt, mit den ſämmtlichen Akten 
der Landesftelle vorzulegen fei. 


19, Hoffanzleidecret vom 28, Sept. 1806, 3. 17566, an ſämmtl. 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 29, Oft. 1806, 3. 35514, 
an die vier tif, K. Aemter, den Wr. Magiftrat und die Hſchften. 
Schotten und Lichtenthal. 
(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1806.) 


Durch h. Hofdecr. vom 28. Sept. und Empfang 24. Okt. Prot. 
Zahl 17566 wurde anher eröffnet, daß die dur Hofdecret vom 


Andere Leber: 
tretungen. 
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21. Aug. 3.13737 (1 S$.) in AUnfehung der Unterfuchung und Aburthei: 
lung der im Agiotiren betretenen Individuen erhaltene Weifung, wie es 
fi von felbft verftehe, nur auf das unterfagte Agiotiren mit Kupfer: 
münzen Bezug haben könne. 


20. Hoffanzleidecret vom 21. April 1808, 3. 7855, an fümmtl, 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 6. Mai 1808, 3. 12277, 
an die vier k. k. K. Aemter; die kak. Stabthauptmannfchaft und den 

Wiener Magiftrat. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1808, Fundgemadht in Krain und 
Görz am 11. Mai 1808.) 


Seine Majeftät haben bei Gelegenheit eines allerunterthänigften 
Vortrags der geheimen Greditsfommifjion über die Frage: ob das 
Agiotiren mit Scheidemünze als eine ſchwere Polizei-Uebertretung zu 
betrachten fei, und welcher Behörde die Unterfuhung und Beſtrafung 
in derlei Agiotirungsfällen zuftehe ? allergnädigft zu entfchließen geru: 
bet; daß die Erklärung der Agiotage für ein ſchweres Polizei-Verbre: 
chen nicht Statt habe; die Erfenntniß aber über die Agiotirungsfälle 
in erfter Inſtanz den Ortsobrigfeiten mit dem Beiſatze zugewieſen werde, 
daß nach der Analogie des 408. $. des V. Hauptftüces im IT. Theile 
des neuen Strafgefeged in den Fällen, wenn der zu confiscirende Be— 
trag mit dem noch zu erlegenden gleichen Betrage auf dem Lande, oder 
in den Eleineren Städten 10 fl. und in Hauptftädten 50 fl. beträgt, die 
Urtheile mit fämmtlichen Acten der Landesftelle zur Beftätigung vor: 
zulegen feien. 


ec) Privat- Injurien. 


21. Erläuterung der Juftiz-Gefeßgebungs:Hofcommiffion vom 21. 
Sänner 1805. 


(Zimmerl's Handbuch 3. Ihl.) 


Einfache thätige Privat-Injurien, welche das Strafgefeg weder 
für Verbrechen noch für ſchwere Polizei-Uebertretungen erEläret hat, 
bleiben, wie es ſchon aus der Einleitung des $. VII. erhellt, den dazu 
erg Behörden nach den darüber beftehenden Vorſchriften vor 
behalten. 


d) Webertretungen des Patentes und Werbotes des MWaf- 
fentragens. 


22. Decret der oberften Zuftizftele vom 2. Sept, 182535 n. ö. 
Reggs. Ver, vom 26, Sept. 1825, 3. 47616, an ſämmtl. Un: 


terbehörben. Ob der enns'ſche Reggs. Ver. vom 23. Sept. 1825, 

3. 23059. Steiermärffche Appell. Ber. vom 22. Nov, 1825; ti- 

rol’fches Gub, Eirc. vom 29. Oft. 1825, 3. 4680; Ber. des 

Sub. für Krain und Kärnthen vom 22. Oft. 1825, 3. 18734; 

böhm. Gub, Ver. vom 19. Sept. 1825, 3. 14936 5 galizifche 
Sub, Ber. vom 2. Nov, 1825, 3. 58421. 


(Prov. Gefegfamml. für NR. Defterr. , für ©. Defterr., für Steierm. 
Tirol, Krain, Böhmen, Galizien und allg. Zuft. Geſetzſamml. vom 
&.1825, Nr. 9128.) 


Vermöge Hofdecrets vom 10. September 1825, wurde über die 
Frage: Wie der Criminalrichter fih zu benehmen habe, wenn mit eis 
nem Verbrechen die Uebertretung des in dem Patente für das lom— 
bardifchvenetianifche Königreih und Süd-Tirol vom 18. Zänner 1818, 
enthaltenen Verbotes des Waffentragens zufammentrifft? in Folge 
allerhöchſter Entſchließung vom 15. Junius 1825, Folgendes ange: 
ordnet: 

„Nachdem die Uebertretung des Werbotes in Tragung unerlaubter 
Waffen durch Fein ausdrückliches Gefeg für eine ſchwere Polizei-Ueber: 
tretung erklärt worden ift, fo Fönnen auch die Paragraphe 28 und 29 
des I. Theiles des Strafgefegbuches auf derlei Fälle Feine Anwendung 
finden, und ift vielmehr der Verbrecher, welcher zugleich wegen Ueber: 
tretung des Geſetzes wegen Tragung verbotener Waffen beinzichtiget 
erfcheint, nad) ausgeftandener Criminal-Strafe der zur Abftrafung 
eben genannter Uebertretungen beftimmten Behörde zur weiteren Un: 
terfuchung zu übergeben, welche jedoch in Bemeſſung der gefeglich 
verwirkten Strafe nicht nur die Dauer, fondern auch die Strenge der 
von demfelben bereitd ausgeftandenen Criminal:Strafe zu berückjichti- 
gen haben wird.” 

Welches den fanmtlichen anher unterftehenden Landgerichten in 
Defterreich ob und unter der Enns, und in dem Herzogthume Sal: 
burg zur Wiffenfchaft und Nachachtung hiermit bekannt gemacht wird, 


Behandlung und Beftrafung der minderen politi- 
hen Vergehen. 
(Siehe die dießfälligen Novellen bei $. 276.) 


VIII. 


Gegenwaͤrtiges Strafgeſetz zerfällt in zwei Theile, „,intteituns 
Der erfte Theil enthält die Borföriften über die Ver: zes. 
breben, und dad Verfahren bei denfelben; ver 

zweite die Vorfchriften über die ſchweren Polizei: 
Vebertretungen, und dad dabei zu beobachtende 
Berfahren. 


24 ECinleitung. 
Anhang. 


Auslegung und Rückwirkung der Geſetze überhaupt. 
(Siehe die 88. 2, 6 und 8 des allg. bürgl. Geſetzbuches.) 


Sn wieferne die an einzelne Gerichtsſtellen ergange: 
nen Weifungen bindende Kraft haben. 


23. Juſtiz-⸗Hofdecret vom 29. Dezember 1785, an fämmtl, Appel: 
lations » Gerichte, 
(Aug. Zuft. Gefegfamml. vom 3. 1785, Nr. 509.) 


Da in der Sammlung der Gefege und Verfaffungen im Zuftiz: 
fache unter Seiner Majeftät Negierung auch jene Anordnungen und 
Weifungen enthalten find, die derzeit nur an einzelne Stellen über 
befondere Anfragen erlaffen worden, als follen die Gerichtöftellen, wenn 
ihnen etwa in Zukunft ähnliche Zweifel auffallen follten, welche durch 
diefe Belehrungen die Aufklärung und Behebung bereits überfommen 
haben, fich diefelben ihres Ortes aus diefen Aufflärungen von felbft 
aufklären und beheben. 


Zweiter Theil 
Strafgefetßes: 
Bon den [hmweren 
Polizei-Mebertretungen, 


und dem 


Verfahren bei Denfelben. 


Digitized by Google 


Erſter Abſchnitt: 


Von den 
ſchweren Polizei-Webertretungen, 


und 


Veſtrafung derſelben. 


24. 


Erſtes Hauptſtück. 
Bon den ſchweren Polizei-Uebertretungen überhaupt. 
$. 1. 
Die ſchweren Polizei⸗Uebertretungen find insgeſammt Ailgemeine Ber; 


Handlungen oder Unterlaffungen, die jeder ald unerlaubt Srrafaeteaes in 
von felbit erkennen kann; oder, mo der Uebertreter die yenaieuer 
befondere Verordnung, melde übertreten worden, nach Prrtretungen. 
feinem Stande, feinem Gewerbe, feiner Beſchäftigung, 

oder nach feinen Verhältniffen zu wiſſen, verpflichtet it 
Die Unmiffenheit kann alfo bei ſchweren Polizei-Weber: 
tretungen nicht entfchuldigen. 


$. 2. 


Auch Ausländer, die fih in diefen Ländern aufhal- „Pezpinttiäteit 
ten, können ſchwerer Polizei-Mebertretungen ſchuldig wer⸗ 
den, da ſie verbunden ſind, überhaupt die auf öffentliche 
Sicherheit, und Ordnung ſich beziehenden allgemeinen 
Verordnungen ſich bekannt zu machen, und, dafern ſie 
ein Geſchäft unternehmen, auch die beſonderen Verord- 
nungen, welche auf diefes Gefchäft Beziehung haben. 


Behandlung derjenigen Ausländer, die im Auslande 
fih einer nad dem öfterreihifhen Gefege als ſchwe— 
re Polizeis-Webertretung erklärten Handlung ſchul— 
dig gemadht, und auf das öfterreihifhe Gebiet ge: 
flüdtet haben. 
24. Hoffanzlei:Decret vom 20. Febr. 1812, 3. 2221, an 
fämmtl, Landesftellen mit Ausnahme Oeſterr. ob der Ennd ; n. ö. Reggs. 
Ver, vom 8. Mär; 1812, 3. 6758, an bie k.k. Stabthaupt- 
mannfchaft, die vier kak. K, Aemter, den Wr. Magiftrat, die E, E, 
Pol. Ob. Dir. und die f. k. Hoffammerpr. 
(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1812. Allg. Zuft. Geſetzſamml. 


vom 8.1812, Nr. 974. Diefe Vorfchrift ift auch in dem Anhange 
zu dem Strafgefege in der neuen Auflage vom 3. 1815 enthalten.) 


* 
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Die Frage, ob ein Ausländer, der in einem fremden Staate 
ſich eines PolizeisVergehens, das nach dem öfterreichifchen Strafgefege 
eine ſchwere Polizei:Ulebertretung wäre, fhuldig gemacht, ſich in das 
öfterreichifche Gebiet geflüchtet hat, und von der ausländifhen Behörde 
reclamirt wird, nach der Analogie der beiden in Anfehung geflüchteter 
Verbrecher erlaffenen Hofperordnungen vom 10. Dec. 1808 (25) und 
vom 12. Sänner 1809 (26) ausjuliefern fei, wird dahin erlediget, 
daf da ein wefentlicher Unterfchied, welcher zwifchen Werbrechen und 
ſchweren Polizei-Uebertretungen obwaltet, eine analoge Anwendung 
der bemerften beiden Verordnungen auf ſchwere Polizei-Uebertreter 
nicht Statt findet, fondern dergleichen Ausländer vielmehr bei ihrem 
Uebertritte in das öfterreichifche Gebiet Tediglich ald Einwanderer zu be: 
trachten,, und nach den beftehenden Polizei: Vorfchriften zu behandeln 
feien. 

Die beiden citirten Hofverordnungen lauten: 


3. Hofderret vom 10. und 14. Dez. 1808, an fümmtl, 
Appell. Gerichte, 
(Allg. Juſt. Geſetzſamml. Nr. 874.) 


Wegen der Auslieferung fremder Verbrecher in das Ausland, 
und der Erlangung der in das Ausland geflüchteten inländiſchen Vers 
brecher , find folgende Borfchriften zu beobachten : 

1. Ueber die Auslieferung eines Fremden, der wegen eines im 
. Auslande begangenen Verbrechens ausgeliefert werden fol, fteht die 
Beurtheilung, die nöthige Verhandlung, und die darüber mit der 
fremden Behörde zu führende Gorrefpondenz im Allgemeinen dem Gri- 
minal:Öerichte zu, in deffen Bezirke der Befchuldigte betroffen wird. 

2. Auf das Verlangen der Auslieferung, oder über erlaifene 
Steckbriefe ift der Fremde, welcher eines beftimmten, im Auslande 
verübten Verbrechens beihuldigt wird, mit Nückfiht auf den Stand 
der Perfon und die Wichtigkeit des angefchuldeten Verbrechens entwe- 
der fogleich zu verhaften,, oder doch auf eine die Gefahr der Entwei- 
hung ausfchließende Art zu beobachten. 

3. Wenn das Verlangen der Auslieferung fogleih, oder in ei— 
nem angemeffenen Zeitraume mit Beweifen, oder durch erhebliche In- 
zichten unterftügt wird, worüber ſich der hier vernommene Fremde nicht 
auf der Stelle auszumweifen vermag; fo muß auf deifen Auslieferung 
angetragen, jedoch hierzu die Genehmigung des Criminal-Obergerichtes 
eingeholt werden. 

4. Das Griminal:Obergericht in der Reſidenz hat fich fodann mit 
der Polizeihofftelle, in den Provinzen aber mit dem Landes: Präfidium, 
in das Einvernehmen zu fegen, und wenn beide nicht einig fein foll- 
ten, haben beide hierüber jedesmal die Entſcheidung ihrer Oberbehörde 
einzuholen. 

5. Wenn ein Fremder im Auslande ein Verbrechen begangen hat, 
welches auf die Verfaffung, auf die öffentlichen Gredits:Papiere, oder 
auf das Münzweſen diefes Staates Einfluß hat; ift derfelbe in kei— 
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nem Falle auszuliefern, fondern nach Vorſchrift des $. 38 des I. Thl. 
des St. ©. gleich einem Eingebornen zu behandeln, 

6. Auh wenn die Auslieferung eines fremden Verbrechers nicht 
angefucht worden , fondern nad) $.33 I. Thl. des St. ©. dem frem: 
den Staate anzubieten ift, muß hierzu die Genehmigung des Oberge: 
vichtes eingeholt werden, welches fih in Sachen weiter nad dem $. 4 
zu benehmen hat. 

7. Das Anfuchen , daß ein öfterreichifcher, in einem fremden 
Staate fi aufhaltender Unterthban, wegen eines im Inlande ver- 
übten Verbrechens ausgeliefert werde, ift von dem Griminalgerichte 
mit Beweiſen, oder erheblichen Inzichten, worüber der VBefchuldigte 
im Auslande vernommen werden Eann, zu unterftügen, und wenn die 
Auslieferung verweigert werden follte, hiervon die Anzeige an das Gri- 
— und von dieſem an den oberſten Gerichtshof zu 
machen. 


36. Hofkanzlei⸗Decret vom 12. Jänner 1809, an ſämmtl. Län: 
berftellen. 


(Allg. Zuft. Geſetzſamml. vom $. 1812, Nr, 974.) 


Unter dem 14. vorigen Monats und Jahres wurde die höchſten 
Orts genehmigte Weifung ertheilt: wie in Fallen der Auslieferung 
eines fremden in das Inland geflüchteten Werbrechers die Correfpons 
denz zu pflegen, und wie ſich überhaupt wegen der Auslieferung des⸗ 
felben zu benehmen fei. 

Weil jedoch in diefer Verordnung der $. 4 ausdrücdlich die Weis 
fung enthält, daß die Oberzerichte vor der wirklichen Auslieferung 
eines fremden Verbrechers ſich in der Nefidenzftadt mit dem Präfiden- 
ten der PolizeisHofftelle, in den Provinzen aber mit dem Landes⸗Prä⸗ 
fibium in das Einvernehmen zu fegen haben, bei dem $. 6 aber, in 
welchem von jenen Fällen die Rede ift, wo die Auslieferung eines 
fremden Verbrechers von der auswärtigen Behörde zwar nicht ange: 
fucht worden, jedodh nah dem $. 83 des J. Th. des St. ©. dem 
fremden Staate anzubieten it, nichts davon erwähnt wird, welches 
bei fich ergebenden dergleichen Fällen zu neuen Collifionen Anlaß geben 
dürfte; fo hat man einftimmig mit der oberften Juſtizſtelle befunden, 
dem $. 6 am Schluffe die Worte zuzufegen: welches (nämlich das 
Obergericht) fih weiter nah dem $. 4 in Sachen zu be- 
nehmen hat. 

Diefer Beiſatz wird nachträglich zu der erwähnten Werordnung 
vom 10. v. M. (25) bekannt gemacht. 


Beftrafung der von Anländern im Auslande be 
gangenen fhweren Polizei-Hebertretungen. 


2 7. Hoffanzlei:Decret vom 24. April 1828, 3. 9063, an fämmtl, 


Länderftelen; n. 5. Reggs. Eirc. vom 6. Mai 1825, 3. 24627 ; 
ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 8, Mai 1828, 3. 12646; 
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Steiermärfifche Gub. Ver. vom 8. Mai 1828, 3. 8592; Tirolifche 

Sub. Ver. vom 17. Mai 1828, 3. 9778; Ber. des Gub, für 

Krain vom 16. Mai 1828, 3. 9744; Ver, des mährifchen Gub. 

vom 9. Mai 1828, 3. 19685; Ver. des böhmifchen Gub. vom 

8. Mai 1828, 3. 21368; Ber. des galizifchen Gub. vom 20. 
Mai 1828, 3. 32545. 

(Aug. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., für Oberöfterr. 


Steiermark, Tirel, Krain, Mähren, Böhmen und Galizien vom 
Jahre 1828.) 


Seine k. k. Majeftät haben laut hohen Hofkanzlei-Decretes vom 
24. vorigen, empfangen den 3. diefes Monats, Zahl 9Asr, mit 
allerhöchſter Entichliefung vom 12. des vorigen Monats, zu verordnen 
geruhet: daß der $. 30 des I. Theils des Strafgefegbuches in Hin— 
kunft, nach hierwegen erfolgter Kundmachung, aud auf die im Aus: 
lande von einem Inländer begangene und dort nicht beftrafte ‚ oder 
nicht nachgefehene Polizei-Uebertretung bei feiner Betretung im In— 
lande auszudehnen fei. 

Nach diefer allerhöchſten Entſchließung ift fih vom Tage der er- 
folgten Kundmachung an, genau zu benehmen. 


Nihtvollziehung der im Auslande gefällten Straf: 
erfenntniffe, 


(Siehe die Novellen bei $. 433.) 


Ebenſo ſoll auch niht um die Vollziehung eines im 
Inlande gefällten Straferfenntniffes beiden aus— 
landifhen Behörden eingefhritten werden. 


(Siehe die betreffende Novelle bei $. 433.) 


Behandlung ber Forftfrevel, welche Ausländer auf 

ihren ®efigungen im Inlande begehen, und welde 

fih weder zur Beftrafung als Verbrechen noch als 
fh were Polizei-Uebertretung eignen. 


28. Ob der Enns' ſche Regierungd-Verorbnung vom 31, October 
1334, 3. 31987. 


(Prov. Geſetzſamml. für Ob. Defterr. vom 3. 1834.) 


Aus Anlaß einer gefchehenen Anfrage, wie fi in jenem Falle, 
wenn ein Ausländer auf feinem auf öfterreichifchen Gebiete liegenden 
Befisthum einen Forſtfrevel verübt, der ſich nicht als eine ſchwere Po- 
lizeisUebertretung oder als ein Verbrechen darftellt, zu benehmen fei, 
findet die Landes-Regierung zu beftimmen, daß es bei der bisherigen 
Gepflogenpeit, wonach die I. f. Pfleggerichte Forſtfrevel obiger Art, fo 
wie jene von einem Inländer verübten behandelten, und auch bie 
Strafbeträge von dem im Auslande domicilirenden Forſtfrevler einho: 
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ben, zu verbleiben, daß aber die Vorladung eines folchen Ercedenten 
durch Verwendung an feine ausländifche Domicild:Behörde zu gefche: 
ben habe, und diefer legtern zugleich, fo wie ed nach Regierungs-Ver— 
ordnung vom 14. Juni 183%, Zahl 15807 *), bei den inländifchen 
Forſtfrevlern gefchieht, welche außer dem Bezirke des Pfleggerichtes 
wohnen, in deſſen Gebiete der Frevel verübt wurde, die gegen den 
ausländifchen Forſtfrevler vorgebrachte Befchuldigung zur Befanntge: 
bung an denfelben mitzutheilen fei. 


Behandlung der Forft: und Ragdfrevelander Gränze 
in Folge befonderer Staats-Verträge. 
(Siehe die Novellen bei $. 210.) 
Bälle, in welchen fhwere Polizeisliebertretungen, 
welche von Auslandern im Auslande begangen wer: 


den, zu unterſuchen und zu beftrafen find, wenn fie 
im Snlande betreten werden. 


(Biche $. 49 des I. Theils des St. G. 8.) 
Mer ald Inländer zu betrachten iſt. 
Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft. 
F. 28 des a. b. ©. B. 


Den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte erwirbt man durch bie 
Staatsbürgerfhaft. Die Staatsbürgerfchaft in diefen Erbftaaten 
ift Kindern eines öfterreichifchen Staatsbürgerd durch die Geburt 
eigen. 


Behandlung der Sujets mixtes. 


29, Auszug aus den Conventionen zwifchen den Höfen von Wien, 
zu St. Peteröburg und Berlin vom 3, Mai 1815. 


(Aug. polit. Geſetzſamml. vom J. 1815.) 


10, Artikel. 

Es werden für die Zukunft Sujets mixtes blos in Rückſicht auf 

den Befigftand und das Eigenthum anerkannt. 
11. Artikel. 

Ein jeder, welcher unter mehr als einer Landeshoheit Eigenthum 
befigt, fol gehalten fein, binnen Einem Zahre, vom Tage der Ratifi— 
cation bes gegenwärtigen Tractated, vor dem zunächft liegenden Stadt: 
magiftrate, oder aber dem nächften Kreisamte, oder der nächſten Civil: 
behörde des Landes, welches er zu feinem bleibenden Wohnfige für die 





*) Die citirte Verordnung erfcheint als HoflanzleisDeeret vom 1. Juni 
1832 bei $. 210. 
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Zufunft gewählt hat, diefen feinen Entſchluß fchriftlich zu erklären. 
Durch diefe Erflärung, weldye der betreffende Magiftrat oder die Behörde 
an die oberfte Landesftelle der Provinz einzufenden hat, wird er für 
feine Perfon und feine Familie (mit Ausschluß jeder andern Oberherr— 
fchaft) Unterthan des Souverains, in deifen Staaten er feinen Wohn: 
fig gewählt bat. 
12. Artikel. 

Für Minderjährige oder Perfonen, welche fih unter Vormund- 
fhaft oder Guratel befinden , haben die Wormünder eder Quratoren in 
dem vorgefchriebenen Terinine die nöthigen Erflärungen zu machen. 


13. Artikel 


Wenn ein gemifchter Eigenthümer unterlaffen hätte, binnen des 
vorgeichriebenen Termines von einem Jahre die Erklärung über feinen 
bleibenden Wohnfig abzugeben, fo fol er ald Unterthan jener Macht 
angefehen werden, in deren Staaten er zulegt feinen Wohnjis gehabt 
bat, und diefe Unterlaffung für eine ftilfchweigende Erklärung gelten. 


8. 29 des a. b. ©. 2. 


Fremde erwerben die öſterreichiſche Staatsbürgerfchaft durch Ein- 
tretung in einen Öffentlichen Dienft ; durch Antretung eines Gewerbes, 
deffen Betreibung die ordentliche Anfäßigkeit im Lande nothwendig 
macht; durch einen in diefen Staaten vollendeten zehnjährigen un: 
unterbrochenen Wohnfis, jedoch unter der Bedingung, daß ber 
Fremde diefe Zeit hindurch fich wegen eines Verbrechens feine Strafe 
zugezogen habe. 


1. Erlangung der Staatsbürgerfchaft duch Eintritt im 
einen öffentlichen Dienf. 
Hierzu ift bei Ausländern die Genehmigung dervor 
gejegten Hofftelle nothwendig. 
30. Hoffanzlei:Decret vom 14. November 1823, 3. 34,897, 
an ſämmtl. Ränderftellen, dann Juſt. Hofder. vom 1. Dec. 1823, 
an ſämmtl. Apell. Gerichte; n. d. Reggs. Ver. vom 3. Dec, 1823, 
3. 58179, an die Unterbehörden; ob der Enns'ſche Reggs. Ver, 
vom 1. Dec. 1823, 3. 27,101; fteiermärffhe Gub, Ber. vom 
4. Dec. 1823, 3. 31,747; tirol’fche Sub, Ver. vom 4. Der. 
1823, 3. 25,721 5 illyrifche Gub. Ver. vom 14. Dez. 1823, 3. 
16,426 ; böhmiſche Gub. Ber. vom 19. Dez. 1823, 3. 62,705. 
(Allg. polit. Geſetzſamml. Allg. Juſt. Gefegfamml, Nr. 1976. Prov. 


Sefegfamml. für Nied. Oefterr., Ob. Oeſterr., Steiermarf, Tirol, 
Illyrien und Böhmen vom 3. 1823.) 


Die vereinte Hoffanzlei findet fih in Folge eines vorgefommenen 
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Falles veranlafit, dad, über allerh. Entfchliefungen erlaffene Hofkanz— 
leidecret vom 26. Juni 1787, Nro. 1139, wornad in öfterreichifche 
Staatsdienſte Feine fremden Unterthanen aufgenommen werden dürfen, 
wenn fie nicht ganz befonders geſchickte und geprüfte Leute jind, hier: 
mit in Erinnerung zu bringen, und zugleich zu verfügen, dafi, wenn 
die zu Dienftverleihungen berufenen Provincialbehörden einen fremden 
Unterthban, wegen feiner vorzüglich guten Eigenfchaften und erprobten 
Moralität in öfterreichifche Staatsdienfte aufzunehmen finden follten, 
fie ſolches, wegen der damit verbundenen Staatsbürgerichaft, doc 
nicht aus eigener Macht thun Fönnen, fondern die vorläufige Geneh— 
migung ihrer vorgefegten Hofftellen einzuholen haben. 


Der öffentlide BI nicht bloß proviſoriſch 
ein. 


31. Hofkanzleidecret vom 15. April 1828, 3. 8740, an fämmt: 
liche Länderſtellen; n. ö. Reggs. Circ. vom 28. April 1828, 3. 
22095, dann n. d. Reggs. Circ. vom 18.Sänner 1830, 3.2250 *); 
ob der Enns'ſche Reggs. Ver, vom 23. April 1828, 3. 11129; 
fteiermärfifche Gub. Ver. vom 20. April 1828, 3. 7628 ; tirol’: 
ſche Gub. Ver vom 28. April 1828, 3. 81755 illyriſche Gub. 
Ber. vom 2. Mai 1828, 3. 8609; mährifche Gub. Ver. vom 
2. Mai 1828, 3. 17549; böhmifche Gub. Ver. vom 11. Mai 
1828, 5. 19153. 


(Allg. Zuft. Gefegfamml. vom $. 1828, Nro. 2338 und allg. polit. 

GSefegfamml. vom 3. 1828, dann Prov. Gefegfammi. für Nieder: 

öfterreih, Oberöfterreich, Steiermark, Tirol, Laibah, Mähren und 
Böhmen vom J. 1828.) 


Auf allerhöhften Befehl ift bei den Hofitellen die Frage in Be: 
rathung gezogen worden: ob der erfte Sag des $. 29 des allgemeinen 
bürgerlichen Gefegbuches fih auch auf proviforifche, öffentliche, nicht 
ftabile, nicht definitive Dienftleiftung anwenden laſſe? 

Ueber den dießfalls von der E. £. Hofcommiffion in Zuftizgefeg- 
ſachen erftatteten allerunterthänigften Vortrag, haben nun Se. Majes 
ftät nach Inhalt eines hohen Hofkanzleidecretes vom 15., empfangen 
den 21. diefes Monates, mit allerhöchfter Entfchliefung vom 15. des 
vorigen Monates zu erklären geruhet, daß unter dem öffentlichen Dienfte, 
durch deifen Antretung Fremde nach dem $. 29 des allgemeinen bür- 
gerlihen Gefegbuches die Defterreichifhe Staatsbürgerfchaft erwerben, 
in Hinkunft blos ein wir klicher Staatsdienſt, und Feine provifo- 
riſche oder andere öffentliche Dienftleiftung zu verftehen fei, 
daher diefe Anordnung nicht für die bereits in proviforifcher oder ande= 
ver öffentlicher Dienftleittung ftehenden Individuen zu gelten habe *). 





*)Anmertung. Der Grund der wiederholten Kundmachung diefes Geſetzes 
in Ried, Oeſterreich liegt darin, daß in der erften Verlautbarung ftatt 
* 


€ 
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Durch die Dienftleiftung im öfterreihifhen Militär 
wird die Staatsbürgerfhaft niht erworben. 


32. Hoffanzledecret vom 29. Jänner 1818, 3. 32985, an 

fümmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ber, vom 8. März; 1818, 3. 

10053; an die E, E, Kreisämter, die £, E. Pol Ob, Dir., die 
k. k. Stadthptmannfchft und die E, k. Hoffammerpr. 


Ueber die Anfrage, ob ein Ausländer durdy den Eintritt in öfter: 
reichifche Militärdienite die Staatsbürgerfchaft erlange; oder wenigitens 
fie dann, wenn er zehn Zahre im öfterr. Militärdienfte ununterbrochen 
zubracdhte, erhalte; dann ob die durch ein Befugniß erworbene Staats: 
burgerichaft durch Verluſt desfelben verloren gehe? wird derfelben der 
bierorts einverftändlich mit der F. k. Hofcommilfien in Buftizgefegfachen 
gefaßte Beſchluß im Nachftehenden eröffnet. 

Aus den eigentlich volitifhen, aber des Zufammenhanges wegen 
auch in das bürgerliche Gefegbuch aufgenommenen Vorfchriften $. $. 
29 — 32 geht deutlich hervor, daß in dem ofterr. Staate da, wo 
dem Bürger in der Negel das Recht auszuwandern nicht zufteht, ein 
Fremder nur dann das Bürgerrecht erlangen, und die VBürgerpflichten 
übernehmen foll, wenn er ſich ausdrücklich oder ftillihweigend durch 
beftimmte Handlungen erfläret hat, daß er für immer in den Staates 
verband treten wolle. Cine folhe Handlung ift nach dem $. 29 die 
Eintretung in einen öffentlichen Dienit, wenn fie nämlich unbeſtimmt 
ohne Vorbehalt gefchieht. 

Da nun das Geſetz Feinen Unterfchied zwifchen einem Givil- oder 
Militärdienit macht, fo folger hieraus, daß derjenige Ausländer, der 
eine Anitellung als Offizier annimmt, dadurch fo wie durch die Ans 
tretung eines Staatsdienites im Civilfache fihon an und für fi) in die 
Verpflichtungen eined Staatsbürgers eintritt, fomit das Bürgerrecht 
erlange. 

Anders verhält es fich mit einem Ausländer, der in Militärdienite 
als obligater Mann tritt, er übernimmt nur Ddiefe Dienfte auf eine 
beftimmte Zahl von Sahren, welche in der mit ihm abgejchloifenen 
Kapitulation ausgedrückt wird, nad beendigter Kapitulationszeit hat 
er gegen den Staat, mit dem er den erwähnten Dienjtvertrag abs 
ſchloß, Feine weitere Verpflichtung, da er fi) auf dieſe Art bei An— 
nahıne der Militärdienfte weder fur immer noch auf eine unbetimmte 
Zeit, fondern nur auf eine gewille Zahl Zahre verpflichtet; woraus 
folget, daß er durch die Antretung der Militärdienite in der angegeber 
nen Art die Staatsbürgerfchaft nicht erlange, und daß die, mit Vor: 
behalt des Rücktritts in die vorigen Verhältniſſe, zugebrachten Jahre 
nicht in dasjenige Decennium eingerechnet werden Fönnen, welches zur 


Anordnung das Wort Anerkennung gefegt, und hiedurch der Sinn ber 
Allerh. Anordnung geftört wurde, worüber bie £, k. allg. Hofkanzlei 
unterm 4. Zänner 1830, 3. 48, die correete Kundmachung anordnete. 
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Srlangung der Staatsbürgerfchaft nothwendig ift,. fondern daf der 
zehnjährige ununterbrochene Aufenthalt erft dann zu laufen anfängt, 
wenn nach vollitreckter Kapitulationszeit der Ausländer noch zehn Zahre 
ununterbrochen im Inlande bleibt. 

Uebrigens gehet durch den Verluſt eines Befugniffes, wodurd 
dad Bürgerrecht für immer erworben worden ift, legteres nicht verlo- 
ren, da diefe Art, die Staatsbürgerfchaft zu verlieren, weder in dem 
$. 32 des bürgerlichen Gefegbuches noch durch ein anderes Geſetz be: 
ftimmt wird. 


33. Hoffanzleidecret vom 29. September 1818, 3. 19735, 
an fämmtl, Zänderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 2%. October 
1818, 3. 42096 


(Allg. Zuft. und allg. polit. Gefegfamml, vom 3. 1818.) 


Aus der in Abfchrift anliegenden Weifung, welche der E.E. Hof: 
Friegsrath an die ſämmtlichen General: Sommanden erlaffen hat, wird 
die Landesſtelle erfehen, daß es in Folge a. h. Entfchliefung von je: 
ner Verordnung abzufommen hat, weldhe den Länderftellen unterm 
29. Sännerd. J., 3.32985, (32) in Betreff der Staatsbürgerfchaft der, 
ohne Beibehaltung des Karafters, aus der Armee ausgetretenen Auss 
länder » Officierd eröffnet worden ift, 

Die Landesftelle hat hiernah, nah Mafigabe der über das Hof: 
decret v. 29. Jänner I. 3. getroffenen Verfügung dasjenige zu veran: 
laffen, was zum Widerruf jener Weifung und zur Vollzugfegung der 
gegenwärtigen erforderlich ift. 


Abſchrift 


einer unterm 3. September 1818 sub. litt. K, Nro. 3270 an die 
Generalcommanden in Böhmen, Mähren, Galizien, Miederöfterreich, 
illyriſch SInneröfterreich, dann in der Lombardie und im Menetianifchen 
erlaffenen Hofkriegsräthlihen Verordnung. 

Se. Majeftät der Kaifer und König haben über einen allerunter: 
thänigften Vortrag des Hoffriegsrathes, betreffend die Behandlung der 
ohne Beibehaltung des Militär- Charafters aus der E. E. Armee ausge: 
tretenen Ausländer: Dfficiere, in Hinfiht der Confeription mit 
Allerhöchſter Entfchliefung vom 25. Auguft diefes Jahres zu beftim: 
men gerubt: „Daß geborne Ausländer, weldeinderE FE. 
Urmee Officiers:Charafter durh was immer für Zeit 
befleiden, zwar von den VBortheilen der öſterreichi— 
ſchen Staatsbürgerfhaft niht ausgefchloffen feien, 
aber bloß durch den befleidenden Officiers-Charak— 
ter außer den Militärpflidten die übrigen Ber: 
pflihtungen der öfterreihifhen Staatsbürger 
ſchaft noch niht übernehmen, und nad ihrer etwa 
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srfolgenden Quittirung erfi dann dieſer Verpflich— 
eung unterliegen, wenn fie ununterbroden durd 
tehn Zahre (vom Tage der Quittirung an geredhnet) 
in den öfterreihifhen Staaten ſich aufgehalten 
baben, oder auf eine andere, indemallgemeinen 
bürgerlihben Geſetzbuche bezeihnete Art in die vol: 
len Rechte und Pflichten der öfterreihifhen Staats: 
bürgerfhaft eintreten.” 

An Gemäßheit diefer Allerhöchften Entfchliefung find künftig fo- 
wohl die wirflich in der F. E, Armee dienenden, als auch die mit und 
ohne Militär » Charakter ausgetretenen Offiziere, welche geberne Aus: 
länder find, zu behandeln. 

Auch die Kinder diefer Officiere, fie mögen im Auslande oder 
Anlande geboren fein, folgen der Eigenfchaft ihrer Väter rückfichtlich 
der Nationalität in fo lange, als diefe Kinder nicht felbftftändig be- 
tra chtet, und darnady behandelt werden Fonnen. 

Die Oattinnen der dienenden und ausgetretenen Ausländer = Of» 
ficiere find jedoch nur dann als Ausländerinnen zu betrachten, wenn 
fie im Auslande geboren find, und ver ihrer Verehelichung die öfter: 
reichiiche Staatsbürgerſchait noch nicht gefeglih erlangt haben; die 
Snländerinnen müffen nach den beftehenden Vorſchriften als ſolche be: 
handelt werden. 

Das — hat hiernah das Weitere zu verfügen, und befonders 
die confcribirenden Offiziere zur genaueften Beobachtung diejer Aller: 
höchſten fanctionirten Grundfäge anzuweifen. 

Die betreffenden Landesftellen werden durch die k. k. Hofkanzlei 
die gleichmäßige Weifung erhalten *). 

34. Hoffanzleidecret vom 23. Sänner 1830, 3. 1728, an 
fämmtl, Länderftellen; n. 6. Reggs. Erledigung vom 9. Febr. 1830, 
3. 6592; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 6. Febr. 1830, 3, 
3355; fteiermärkifche Gub, Curr. vom 10. Febr. 1830, 3. 2487; 
tirolifche Gub. Ver. vom 6. März 1830, 3. 2882; laibadher Gub. 
Der, vom 11. Febr. 1830, 3. 3030 ; mährıfche Gub. Ber. vom 
12. Mär; 1830, 3. 4606 ; böhmifche Gub. Ver. vom ]1. Febr. 
1830, 3 5323 ; galizifche Gub. Ber. vom 3.März 1830, 3. 8351 


(Ag. polit. dann Prov. Gefegfamml. vom J. 1830, für Ober: Defterr., 
Steiermark, Tirol, Laibach, Mähren, Böhmen und Galizien.) 


Se. Majeftät haben in Abficht auf die Allerhöchſt Ihrer Ent‘ 


*) Anmerkung. Nach einer Partitular Entfcheidung (Hofkanzleidecret vom 
26. Oct. 1837, 3. 26000) abgedrudt im Juriſten 1. Heft 1839, er: 
werben auch bie in Penfionsftand verfesten und im Inlande verbliebenen 
Ausländer » Officiere, fo lange fie im Penfionsftande fich befinden, durch 
en Aufenthalte im Inlande bie öfterreihifhe Staatsbürger: 

aft nit, 
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fcheidung unterzogene Frage: wie ein aus den öfterreichifchen Militär: 
dienften entlaffener Ausländer, rückjichtlid feiner Niederlaffung im 
öfterreichifchen Kaiferftaate zu behandeln ſei? — zu Folge herabgelang» 
ter allerh. Entfchliefung vom 16. d. M., Nachſtehendes anzuordnen 
eruhet: 

e — Ausländern, welche die vorgeſchriebene Kapitulationszeit, 
in den öfterreichifchen Militärdienſten vollſtreckt haben, iſt die Nieder⸗ 
laffung in den öfterreichifchen Staaten, wenn fie darum anfuchen, und 
gegen fie weder in Hinſicht der Moralität, noch fonftiger Beziehung 
ein Anftand obwaltet, zu geftatten; auch Fann ihnen die öfterreichifche 
Staatsbürgerfchaft, wenn fie darum bitten, und die erforderlichen Ei: 
genfchaften nachmweifen, ertheilt werden. Werden derlei Ausländer in 
der Folge erwerbsunfähig, fo find fie nach den beftehenden allgemeinen 
Verforgungsvorfchriften zu behandeln. — Hat aber ein folder Aus— 
länder, der bereits in der Invalidenverforgung wirflih war, feinen 
Abfchied genommen, um in fein Vaterland zurückzufehren, von wo er 
aber zurückgewiefen wurde, was er beftimmt erweifen muß; fo ift er 
wieder in die frühere Invalidenverforgung zu übernehmen.“ 


Ausnahme in Anfehung jener Kinder von in öfter: 

reihbifhen Militärdienften ftehenden Ausländern, 

welche in eine Erziehungsanftalt des Staates uns 
entgeldlih aufgenommen wurden. 


353. Hoffanzleidecret vom 17. December 1817, 3. 29961; 
n. d. Reggsd. Ver. vom 27. December 1817, 3. 55134, an 
die k. k. Stadthptmannfchft und die vier Kreidämter. 


Bei den bisherigen Gonferiptionsrevifionen find die nicht nationa- 
liſirten Ausländer, welche mit Inländerinnen verheiratet find, mit ih: 
ren Bamilien in die Fremdentabelle gejegt worden. 

Es gehören aber bei dem Umftande, wo zu Felge der mit Hof: 
decrete vom 22. December 1814, 3. 17138, befannt gegebenen allerh. 
Entfchliefung vom 9. November 1814 Inländerinnen, wenn fie fid) 
an Ausländer verheiraten, — durch die Bewilligung zur Heirat nicht 
auch den Konfens zur Auswanderung erhalten, fondern legtere bei dem 
eintretenden Falle des Bedarfs befonders anjuchen müffen, bderlei an 
nicht nationalifirte Ausländer verheiratete Inländerinnen, fo wie die 
Kinder, die fie ver jener Werehelihung — allenfalld aus einer frühe: 
ren Ehe ſchon haben, zur einheimifchen Bevölkerung, — woraus ſich 
dann ergibt, daß der bisherige Conſcriptionsvorgang in dieſer Bezie— 
bung fehlerhaft war. 

Um diefem für die Zukunft abzuhelfen — findet man einverftänd- 
ih mit dem E. E. Hoffriegsrathe Folgendes anzuordnen: 

Jeder in den öfter. conferibirten Provinzen ſich aufhaltende nicht 
nationalifirte Ausländer, der mit einer Inländerin verheiratet ift, hat 
künftig einen eigenen Aufnahmsbogen zu erhalten. 
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An dieſem Aufnahmsbogen find feine Gattin und jene von ihren 
Kindern, welche fie vor ihrer Verehelichung mit dem Ausländer ſchon 
hatte, ordnungsmäßig zu Elaflifijiren, — der Vater mit den Kindern 
aus feiner Ehe aber in diefem Bogen lediglich auszumerfen, und nicht 
zu claffifiziven, — indem foldhes in der Fremdentabelle gehörig zu ge: 
fchehen hat, wo im Gegentheile die Gattin mit den Kindern erfterer Ehe 
in felbe gar nicht aufzunehmen find. 

Sobald jedoch ein folder Ausländer auf was immer für eine 
Urt die öfterr. Staatsbürgerfchaft erhält, müffen auch alle feine Kinder 
ald Snländer betrachtet, und bei der Confcription darnach behandelt 
werden. 

Mas die Kinder der obligaten Militäriften anbelangt, die Aus- 
länder find, fo kömmt zu betrachten, ob diefe Kinder in irgend eine 
Erziehungsanftalt des Staates unentgeltlih aufgenominen find, oder 
nidt. 

Am erfteren Falle müſſen diefe Kinder als Inländer behandelt 
werden , auch wenn ihre Väter noch nicht in den öfterr. Staaten nas 
tionalifirt wären, weil der Staat diefe Kinder gleihfam adeptirt hat. 

Am legteren Falle aber find folche Kinder ganz nad) obiger An- 
erdnung zu behandeln und in den Aufnahmsbogen ihrer inläandifchen 
Mutter chne Staffification aufzunehmen, aber wegen ihres nicht na- 
tionalifirten ausländifchen Vaters in der Fremdentabelle gehörig erficht- 
lich zu machen. 

Erlangt der Mater tiefer Kinder auf was immer für eine Art die 
Eigenfchaft eines öſterr. Staatsbürgers, fo verfteht es ſich von felbft, 
daß auch diefe Kinder ald Inländer zu behandeln find. 

Da diefe Vorfchrift gleich bei der nächften Conſcriptions-Reviſion 
vom Jahre 1818 auf das genaueite in Ausführung zu bringen ift — 
fo hat die Landesitelle diefes Normativ fogleih und ohne Verſäumniß 
der bevorjtehenden Gonfcriptiongzeit durch die Kreisämter ſämmtlichen 
Dominien und Magiftraten zur Wilfenfchaft und genaueften Nacadyr 
tung befannt zu geben. 


Die Dienftleitung der Gränzwache ift nidt als 
ein öffentliher Dienft anzuſehen. 


36. Hoffanzlei:Decret vom 13. Jänner 1831, 3- 222; galiz. 
Gub. Ber, vom. 21. Febr. 1831, 3. 10,320.. 


(Allg. polit., dann Prov. Gefegfamml. für Galizien vom $. 1831.) 


Nachträglich zu der hierortigen Werordnung vom 14. d. M., 
3. 426, weldye die Beantwortung der Frage zum Gegenftande hatte, 
in welche Claffificationsrubrif die Gränzwachmannfchaft bei der Con— 
feriptionsrepifion aufgenommen werden foll, ‚wird dem Kreisamte 
der aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage von der hohen Hofkanz— 
lei im Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegsrathe in Bezug auf dies 
fen Gegenftand gefafite weitere Befchluß hiedurch befannt gemacht : 


36. | 41 


1. Die in der Gränzwache dienenden Fremden aller Gathegorie, 
Ausländer und Unterthanen unconfcribirter Erbländer, find ganz wie 
früber, ehe fie in die Gränzwache traten, bei der Conſcriptionsreviſion 
zu behandeln, daher in die Fremdentabellen aufzunehmen. 

Die Dienftleiftung in der Gränzwache kann nicht für eine Anftel: 
lung in einem eigentlihen Staatsamte angefehen werden. 

Die Mannfchaft der Gränzwache iſt in diefer Beziehung in glei— 
chem WBerhältniffe mit dem Militär. Durch die Dienftleiftung in der 
Armee erwirkt aber ein Ausländer die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft 
nicht, und ein Individuum aus einem unconfceribirten Erblande wird 
durch den Eintritt bei einem Truppenförper, welcher aus den deutfchen 
Provinzen ergänzt wird, Fein Unterthan diefer Provinzen. 

2. Die Dienftleiftung in der Gränzwache enthebt nicht von der 
vorgefchriebenen Ausweifung über den Adelsftand bei der Confcriptions: 
revifion. 

Da der Adel vom Militär gänzlich befreit ift, fo muß, wie jeder 
andere Befreiungstitel, auch diefer in der gehörigen Art genügend 
nachgewiefen werden. 

Von diefen mit h. Hoffanzleidecrete vom 13. v. M., 3. 72%» 
berabgelangten Beftimmungen, von welchen man unter Einem die. E, 
vereinte Camerals Gefällenverwaltung als die vorgefegte Behörde der 
Gränzwache in die Kenntnif fegt, wird das k. Kreisamt zur eigenen 
Darnahadtung mit dem Auftrage verftändigt, felbe auch ſämmtlichen 
Gonferiptionsobrigfeiten zur genauen Befolgung befannt zu geben *). 


I. Durch den Antritt eines Gewerbes, 


Schon durch den Ankauf oder die Verleihung 

eines Gewerbes wird die Staatsbürgerfhaft er: 

worben, der phyfifhe Befig desfelben ift nicht 
nothwendig. 








*) Hr. Regierungsrat Winimwarter fügt in feinem Handbuche zum 
a. b. ©. B. folgende begründete Bemerkung bei: »Durch die in Fol— 
ge der a. h. Entfchliefung vom 22. Dezember 184% erfolgte Vereinis 
gung der Gränz- und Gefällenwadhe in einen Körper unter der Be: 
nennung: k. & Finanzwache fcheint hierin keine Veränderung einge— 
treten zu fein, in fo weit die Mannfchaft derfelben laut des in Folge 
Hoffammerbeeretes vom 21. April 1843 bekannt gemadıten Auszuges 
aus der Verfaſſungs- und Dienftvorfhrift, aus Auffehern, Oberauffes 
bern und Refpicienten beftebt. Die Gommifläre und Infpectoren werden 
aber in dem $. 4 bieles Auszuges als Beamte aufgeführt, von ihren 
Dienftesftellen gilt alfo ohne Zweifel das, was rüdfichtlid der übrigen 
Staatödienfte angeordnet ift.« Allein ftrenge genommen, follen in bie 
Gränz- und Gefällenwade, an deren Stelle nunmehr die k. E. Finanz: 
wache getreten ift, nur öfterreihifhe Staatsbürger aufgenommen wer: 
den. (Hofkammerdecret vom 20. Auguft 1830, 3. 29,096 in allen 
Prov, Geſetzſamml., Hoffammerdecret vom 22. April 1835, 3. 16,113 in 
allen Prov. Gefesfammi. und Hoffammerdecret vom 21. April 1843, 
3. 14,831). Es bürfte daher die vorliegende Anordnung nur dann ihre 
Anwendung finden, wen ein Ausländer unter falfchem Nationale in den 
Wachkörper eingetreten ift. 
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37. HoffanzleisDecret. vom 20. Febr. 1819, 3. 5879; n. ö 
Reggs. Ber. vom 6. März 1819, 3. 8762, an das k. k. K. Amt 
V. U. W. W. 

(Prov. Geſetzſamml. für Niederöſterr. vom J. 1819.) 

Nach dem$. 29 des bürgerlichen Geſetzbuches wird die öfterreichi- 
ſche Staatsbürgerfhaft durch die Antretung eines Gewerbes, deſſen Be— 
treibung die ordentliche Anſäßigkeit im Lande nothwendig macht, ſchon 
für fih erworben. 

Wer nun ein verfäufliches Gewerbe an ſich gebracht hat, hat die 
erwähnte gefegliche Bedingniß bereits erfüllt, weil er durd den An: 
kauf das Gewerbe eben fo angetreten hat, wie bei perfonlichen Ge: 
werben diefes durch die in Rechtskraft erwachſene obrigkeitliche Verleihung 
geſchieht, ohne daß hierzu der phyſiſche Betrieb des Gewerbes noth: 
wendig wäre. 

Es bedarf daher in folhen Fällen nicht mehr der Verleihung der 
öfterreichifchen Staatsbürgerfchaft. 

Ausnahme in Freihäfen. 
38. Decret der Gentral-Organifirungs:Hoflommiffion vom 9. No: 
vember 1816 an das küftenländifche Gubernium, 
(Aug. Zuft. Geſetzſamml. vom 8. 1918, Jr. 1295 *). 

Seine Majeftät haben in Hinſicht der Erlangung der öfterreici- 
ſchen Staatsbürgerfhaft in Freihäfen den $. 29 des allg. bürgl. Ge: 
fegbuches dahin zu befchränfen geruhet , daß Fremde in den Sreihäfen 
nicht durch die Antretung eined Gewerbes oder durch einen gehnjähri: 
gen Wohnfig, fondern nur durch die Eintretung in einen öffentlichen 
Dienft oder im Wege der Naturalifirung die öfterreichifche Staatsbür: 
gerfchaft erwerben, wobei Höchftdiefelben zugleich geftatten, daß zur 
Erleichterung der in Fiume befindlihen Parteien der Naturalifations: 
eid auch bei dem dortigen Kreisamte abgelegt werden Fonne. 

III. Durch den zehnjährigen Aufenthalt. 
Ausfhliegung des Aufenthaltesin Ungarn bei Be 
rehnung des Decenniums. 
39. Hoffanzleis:Decret vom 18. September 1817, 3. 21,509 
an fämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver, vom 6. Dc.1817, 
3.43,660 an die &, k. 8. Aemter, die k. k. Stadthptmannſchft. 
und bie ka k. Pol. Ob. Dir. 
(Altg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1817.) 

Ueber die Anfrage: ob ein zum Theile in deutfchen Provinzen, 

und zum Theile in Ungarn erſtrecktes Decennium des Aufenthaltes die 
*) Diefe allerhöchſte Entſchließung ift, obſchon fie an das Füftenländifche 

Gubernium erfloß , auf welche Provinz diefe Sammlung ſich nach ber 

Vorrede nicht erftreckt, dennoch aufgenommen worben, weil fie in ber 

Allg. Zuft. Geſetzſamml. abgedrudt iſt, fomit nach dem Juſtiz-Hofde⸗ 

erete vom 29. Dezember 1785, Nr. 509 ber Juſt. Gefesfammi. allge: 

mein bindende Kraft hat. 
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öfterreichifche Staatsbürgerfchaft nach fich ziehe, dienet zur Erläuterung, 
daß der zehmjährige ununterbrochene Wohnfig, wodurd nach dem $. 29 
des allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches das Bürgerrecht erworben 
wird, in jenen Provinzen erftrecket worden fein müffe, für welche das 
bürgerliche Geſetzbuch Rechtskraft hat; daß daher derjenige Zeitraum 
nicht einzurechnen ſei, durch welchen ſich der Ausländer etwa in dem 
Königreiche Ungarn und den dazu gehörigen Ländern aufgehalten hat. 


Nationalifirung der Ungarn in den ui, 
Provinzen und umgefehrt. 


AO. Hofkanzleis:Decret vom 1. Febr. 1816, 3. 320 an fämmtl, 

Länderftellen; n. 8. Reggs. Ber. vom 20. Febr. 1816, 

3. 5921 an bie vier &, E. K. Aemter und bie k. k. Stadthpt- 
mannfchft. 


(Ag. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1816.) 


Seine Majeftät haben über die Frage, ob Unterthanen aus den 
deutſchen Provinzen in Ungarn oder umgekehrt durch einen zehnjähri— 
gen beſtändigen Aufenthalt das Eingeburtsrecht erlangen? mit Rück— 
ſicht auf die der Landesſtelle über dieſen Gegenſtand bereits unterm 
17. November 1814 ertheilte Weiſung, vermoͤg allerhöchſter Entſchlie⸗ 
fung nachträglich zu beſtimmen geruhet, daß die aus den deutſchen Pro» 
pinzen nach Ungarn, oder aus Ungarn in die deutſchen Provinzen ein- 
gewanderten Unterthanen, welche mit Päffen verfehen find, die auf 
eine beftimmite Zeit ausgeftellet, oder durch eine beigefegte Bedingung 
befchränfet find, ohne Beibringung des vorgefchriebenen Entlaßfchei: 
nes von ihrer Geburtsobrigfeit audy durch einen zehnjährigen ununters 
brochenen Aufenthalt nich t ald nationalifirt betrachtet werden Eonnen, 
jenen Untertbanen hingegen, deren Päſſe nit auf eine gewiſſe 
Zeit ausgeftellet, oder durch eine beigefegte Bedingung befchränfet find, 
nach einem zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalte des Incolats: 
oder Eingeburtsrechtes theilhaftig werden, und zur Cingehung der Ehe 
berechtigt fein follen, ohne daß fie aus ihrem Seburtsorte den obrig⸗ 
keitlichen Erlaubniß- oder Entlaßſchein beibringen dürfen, es wäre denn, 
daß ihr zehnjähriger Aufenthalt durch eine Reclamation, wenn dieſelbe 
auch ohne Wirkung geblieben wäre, unterbrochen worden ift. 

Nach diefer allerhöchften Anordnung , welche der Landesftelle mit 
Beziehung auf das Hofdecret vom 23. Auguft 1814, 3. 1923722 und 
im Nachhange zu der allgemeinen Vorfchrift vom 17. November 1814, 
3. 145112001 und zwar als Erläuterung des erften Abfages derfelben 
eröffnet wird, ift fih von nun an in vorfommenden derlei Ueberfied- 
lungsfällen dergeftalt jedoch zu benehmen , daß zufolge einer fpäteren 
von der Fönigl. ungarischen Hofkanzlei anber mitgetheilten allerhöchften 
Entfchließung vom 27. Dezember 1815 diefelbe auf jene Ueberfied: 
lungsfälle, die vor zehn Zahren ftatt hatten, nicht auszudehnen feie. 
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Seit dem Jahre 1833 wird die Staatsbürgerſchaft 
durh den zehnjährigen Aufenthalt allein nicht 
erworben. 


AR. Hoffanzlei:Derret vom 1. März; 1833, 3. 3141 an 
fämmtl. Länderftellen, und Juſt. Hofder, vom 12. April 1833 ; 
n. 8. Reggs. Eirc. vom 10. Mär; 1833, 3. 14,627; ob der 
Enns'ſches Reggs. Circ. vom 12. März 1833, 3. 7322; fteier- 
märfifche Gub. Eurr. vom 13. März; 1833, 3. 3908 ; tirolifches 
Bub, Circ. vom 13, Mär; 1833, 3. 5654 ; Laibacher Gub. 
Ber. vom 16. Mär; 1833, 3. 5283; mäbhrifche Gub. Ver. vom 
16. Mär; 1833, 3. 7670; böhmifche Gub. Ber. vom 21. März 
1833, 3. 11,011 35 galizifhe Gub. Ver. vom 30. März; 1833, 
3. 15,647. 


(Allg. polit. und allg. Juſt. Gefegfamml. vom J. 1833, Nr. 2597, 
dann Prov. Gefegfamml. für Niederöfterreich , Oberöfterreih, Steier: 
marf, Tirel, ZUyrien, Mähren, Böhmen und; Öalizien vom 3. 1833.) 


Seine k. f. Majeftät haben mittelft allerhöchfter Entfchliefung 
vom 5. Sebruar 1833 allergnädigft zu befehlen geruhet, daß von nun 
an durch einen in den Ländern, für: welche das allgemeine bürgerli: 
che Geſetzbuch verbindlich ift, vollendeten zehnjährigen ununterbroche: 
nen Wohnfig die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft von einem Fremden 
erft dann erworben fein foll, wenn er fich hierüber bei der Landesitelle 
feines legten Wohnortes gehörig ausgewiefen, auf deren Anordnung 
bei ihr ſelbſt, oder bei dem zuftändigen Kreisamte den Unterthanseid 
geleiftet, und darüber eine Beglaubigungs:Urfunde erhalten hat. 

Zu diefer Eidesablegung foll jedody der Fremde nicht eher zuge: 
laffen werden, als nachdem die gedachte Landesſtelle jich die volle Ueber—⸗ 
jeugung verfchaffet hat, daß er die erwähnte Zeit hindurch fich nicht 
nur wegen eines Werbrechens Feine Strafe zugezogen, fondern aud) 
fortwährend ruhig den Gefegen und den Anordnungen der gefeglichen 
Behörden gehorfam und gut gefittet betragen, und durch feine Auf: 
führung und gezeigte Denfungsart niemals zu einem gegründeten Ver: 
dachte oder Befchwerde Anlaß gegeben habe. Denjenigen Fremden hin- 
gegen, welche am Tage der Kundmachung diefer allerhöchiten Entfchlie- 
fung in den gedachten Ländern den zehnjährigen ununterbrochenen 
Aufenthalt bereits vollendet haben, ift zu. geftatten, fidh der dadurch 
erworbenen üfterreichifchen Staatsbürgerfchaft durch die Fuhrung des Be- 
weifes zu entledigen,, daß fie die Abficht nicht hatten, üfterreichifche 
Staatsbürger zu werden; diefe Beweisführung muß aber längftens 
binnen ſechs Monaten vom Tage der Bekanntmachung diefer allerhöch- 
ften Entſchließung fo gewiß; angetreten werden , als diefelbe fonft nicht 
mehr geftattet werden würbe. 


Al — AB. 45 
Ablegung des Unterthans Eides bei Unmündigen. 


NS. Hoffanzlei:Decret vom 31. März; 1831, 3. 7357; n. ö. 
Reggs. Ber. vom 14. April 1831, 3. 19,976 an den Wr. Ma— 
giftrat. 
(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Defterr. vom $. 1831.) 


Nachdem die gefeglich berufenen Vertreter minderjähriger Perfo- 
nen für legtere vertragsmäßige Nechte aller Art erwerben, und ver- 
tragsmäßige Verbindlichkeiten übernehmen Eonnen, fo find fie auch be— 
fugt, für ihre Pflegbefohlenen die Verleihung der Staatsbürgerfchaft 
zu erwirfen. 

Bei Unmündigen kann zwar die perfönliche Ablegung des 
Unterthanseides nicht Statt finden, allein diefer Eid, fo wie die in 
dem Normativ vom 30. Zänner 1824, vorgefchriebene Vorhaltung 
der Unterthanspflichten ift blos eine zur Befräftigung der eingegangenen 
Rerbindlichkeiten eingeführte Feierlihkeit, dad Unterthansverhältniß 
felbft aber wird nicht durch den Eid, fondern durch den zwiſchen der 
öffentlichen Verwaltung und der Partei, welche die Staatsbürgerfchaft 
anfucht, eintretenden Aufnahmsvertrag begründet. 

Die Unfähigkeit eined Unmündigen zur Ablegung des Unterthang- 
eides Fann daher an und für fich feiner Aufnahme in die Staasbürger- 
ſchaft, fobald legtere für ihn von feinen berufenen Vertretern ange⸗ 
fuht wird, nicht hinderlich fein, und es Fann eben aus dem Grunde, 
weil der Unterthanseid als eine bloße Feierlichkeit, nicht als eine we: 
fentlihe und unerläßlihe Bedingung erfcheint, Eeinem Anftande un— 
terliegen, davon in folchen Fällen zu dispenfiren, oder deſſen Ablegung 
bis zur Erreichung des erforderlichen Alters zu verfchieben. 


IV. Erwerbung der Staatsbürgerfchaft durch Verehlichnng 
mit einem @efterreicher. 


AB. Hofkanzlei:Decret vom 23. Febr. 1833, 3. 3980, an 
fämmtl. änderftelen n. ö. Reggsd. Circ. vom 9. Mär; 1833, 
3. 13,792 ; ob der Enns’fches Reggs. Circ. vom 9. Mär; 1833, 
3, 6934 ; fleierm Gub. Eurr. vom 8. Mär; 1833, 3. 2748, 
tirol. Gub, Eirc, vom 11. Mär; 1833, 3.5443; Curr. des Lais 
badher Gub. vom 16. März; 1833, 3: 5065 ; mährifche Gub. 
Ber. vom 16. März; 1833, 3. 7285; böhmifhe Gub. Ver. vom 
21. März 1833, 3.11,0115 galizifche Gub. Ber. vom 30. Mär; 
1833, 3. 15,100. 

(Allg. polit. und allg. Zuft. Geſetzſamml Nr. 2598, dann Prov. Geſetz⸗ 
ſamml. für Nied. Oeſterr., für Ob. Oeſterr., Steiermark, Tirol, 
Laibach, Mähren, Böhmen und Galizien vom Jahre 1833.) 

Seine k. k. Majeftät haben nachträglich zu den in dem allgemei- 
nen bürgerlichen Gefegbuche feftgefegten Arten, die öfterreichifche 
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Staatsbürgerfchaft zu erwerben, und in Uebereinftimmung mit dem 
$. 32 desfelben und mit dem $. 19 des Auswanderungspatentes vom 
24. März 1832 durch allerhöchfte Entfchließung vom 26. Jänner 1833 
zu beftimmen geruhet, daf die öfterreichifche Staatsbürgerfcha ft auch 
von einer Auslanderin durch ihre Verehlichung mit einem öfterreichifchen 
Staatsbürger erworben werde. 

$. 30 des allg. 6. ©. ©. 

Auch ohne Antretung eines Gewerbes oder Handwerks und 
vor verlaufenen zehn Sahren, Fann die Einbürgerung bei den politi- 
fhen Behörden angefucht, und von denfelben, nachdem das Ber: 
mögen, die Erwerbfähigfeit und das fittliche Betragen des Anfu- 
chenden befchaffen find, verliehen werden. *) 


Die Staatsbürgerfhaft wird nit erworben: 
$. 31 des allg. b. ©. B. 

Durch die bloße Inhabung oder zeitliche Benüsung eines 
Landgutes, Haufes oder Grundftüdes; durch die Anlegung eines 
Handels, einer Fabrif, oder die Theilnahme an einem von beiden, 
ohne perfönliche Anfäßigfeit in einem Lande diefer Staaten, wird bie 
öfterreichifche Staatsbürgerfchaft nicht erworben. 


Serner: 


a) Durch den Betrieb einer freien Deſchäftigung oder durch 
die Deftandnahme eines Schankes. 


MA. Hofkanzlei-Decret vom 16. Jänner 1817, 3. 891 an 
fämmtl. Länderftelen; n. ö. Reggs. Ver. vom 8. Februar 1817, 
3. 5204 an bie k. k. Stadthptmannſchft. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom Jahre 1817.) 


Durch den bloßen Betrieb einer freien VBefchäftigung, oder durch 
die Beftandnahme eines Schanfes wird die öfterreichifche Staatsbürger: 
fchaft noch Feineswegs erworben , da nur durch den Antritt eines Ge— 
werbed, zu deſſen Betrieb die formliche Anſäßigmachung nothwendig 
ift, die ©taatsbürgerfchaft erhalten wird, freie Befchäftigungen aber 
wieder jeden Augenblick verlaffen,, Beftandeontracte aber aufgekündiget 





*) Anmerkung. Die auf dieſen Paragraph des bürgl. Gef. Buches Bezug 
habenden Nacdhtragsgefege find nach der Aufgabe biefes Werkes nicht 
aufgenommen worden, Ich verweife übrigens auf die Werke bes E. k. 
Regierungsrathes und Profefiors Dr. Joſeph Winimwarter, Hands 
buch ber Nadjtragsgefege zum bürgerl. Gef. Buche, Wien 1944, bei 
Braumüller und Seidl, und bann bes k. k. Staatsfanzleirathes Dr. 
Joh. Besque von Püttlingen „bie gefesliche Behandlung ber 
Ausländer in Oeſterreich.“ Wien 184%, Drud und Verlag von Garl 
Ueberreuter. 
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werden Eönnen, daher die Anſäßigmachung weder in einem noch dem 
anderen Falle nothiwendig ift. 


b) Durch die Erlangung der Doctorswürde. 


AS. Studienhofcommiffiond : Decret vom 30. Sänner 1819, 

3.598 an fämmtl. Länderftellen ; n. d. Reggs. Ver. vom 11, März 

1819, 3. 9176, an das Univerfitäts Gonfiftorium und an das jus 

ridifche und medizinifche Studien-Vice-Dirgetorat; böhmiſche Gub. 
Der. vom 18. Mär; 1819, 3. 11,308. 


(Aug. polit. und Prov. Gefegfammt. für Nied. Defterr. und für Böh— 
men vom Sahre 1819.) 


Seine Majeftät haben unterm 19. Januar 1819 folgende höchſte 
Entfchließung zu erlaffen geruht : 

„Ausländer, welche an einer öfterreichifchen Rehranftalt die philos 
ſophiſchen Studien ſich nicht eigen machten, Fonnen an allen Univer: 
fitäten Meiner Staaten aus dem Studium der Rechts: und Heilkunde 
ju den frengen Prüfungen zugelaffen werden, und ein Doctord-Di: 
plom erlangen, unter folgenden Bedingungen :" 

„Er tens, daß fie fich ausweiſen, die philoſophiſchen Studien 
im Auslande ſich eigen gemacht zu haben 

„Zweitens, daß fie ſich bei der — und Eigenmachung 
der ſämmtlichen Zweige des Rechts- oder des heilfundigen Studiums al- 
len Anordnungen fügen, welche für die ordentlihen Schüler vorges 
fchrieben find.‘ 

„In die Diplome, "welche auf diefe Art ertheilt werden, ift aber 
ftetö einzufchalten, daß diefelben dem Befiger Fein Necht ertheilen, in 
den öfterreichifchen Staaten fich anzufiedeln, und die medizinifche Pra> 
xis auszuüben, oder die Uebung der Advocatie anzufprecben ; jedoch 
muß diefer Einfchaltung immerhin die Urfache, warum dem Beſitzer 
eines ſolchen Diploms das erwähnte Recht nicht zuſtehe, weil er näm— 
lich fih an feiner öfterreichifchen Lehranſtalt die philofophifchen Studien 
eigen machte, ausdrücklich beigefügt werden.‘ 


ce) Durd die Verleihung der geheimen Waths- oder 
Kämmererswürde. 


N6. HofkanzleiDecret vom 6. April 1833, 3.7039, an ſämmtl. 

Länderftellen ; n. 8. Reggs. Ver. vom 26. April 1833, 3. 22,518, 

an die ka k. K. Aemter, die Hoffammerpr. und den Wr. Magiftrat ; 

tirolifche Gub. Ver, vom 27. April 1833, 3. 8871; mährifche 

Sub. Ber. vom 26. April 1833, 3- 123,535; böhmifche Gub. 
Ber, vom 26. April 1833, 3. 17,644. 
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(Allg. Zuit. Gefegfamml. Nr. 2598; allg. polit. Gefegfamml. und 
Prov. Gefegfamml. vom Zahre 1833 für Nied Defterr., Tirol, Mäh— 
ren und Böhmen. 

Seine E. £. Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliefung vom 
2. März; 1833 zu beitimmen geruhet, daß durch Verleihung der ger 


beimen Raths- und Kämmererswürde die öfterreichiihe Staatsbürger- 
fchaft nicht erworben werde. 


d) Durch den Eigtritt in das k. k. öſterr. Militär. 
(Siche 32, 33, 34, 33.) 
e) Durch den Antritt eines Gewerbes in Freihäfen. 
(Siehe 38.) 
f) Durd) den Eintritt in die Gränz- jebt Finanzwade, 
(Siehe 36.) 
g) Von großjährigen Kindern nationalifirter Ausländer. 


A7. Hoffanzlei - Decret vom 30, Auguft 1832, 3. 19,542 an 
fämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 13. Sept. 1832, 
3. 51,019 an bie kak. 8. Aemter, die E £. Hoffammerpr. , die 
k. k. Pol. Ob Dir., den Wr. Magiftrat und die Dominien; ob 
der Enns’fche Reggs. Ver. vom 15. Sept. 1832, 3. 25,191; 
fteierm. Gub. Ver. vom 9. Oct. 1832, 3. 15,146; tirolifche 
Gub. Ber. vom 16. Sept. 1832, 3. 21,443; illyrifhe Sub, 
Ver. vom 20, Sept. 1832, 3. 20997; mährifche Gub, Curr. 
vom 21. Sept. 1833, 3. 27,659; böhmifche Gub. Ber, vom 
18. Sept. 1832, 3.39,172; galizifche Gub. Ver, vom 29. Sept. 
1832, 3. 56,086. 
(Ag. polit. dann Zuft. Gefegfamml. Nr. 2573 und Prov. Geſetz⸗ 


famml. für Nied. Oefterr., Ob. Defterr., Steiermarf, Tirol, Illy⸗ 
rien, Mähren, Böhmen und Galizien vom Jahre 1832.) 


Die k. k. vereinigte Hoffanzlei hat im Einverftändniffe mit der 
k. k. Hofcommiſſion in Zuftizgefegfachen zu erklären befunden, daß in 
dem alle, wo ein Ausländer die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft nach 
den Vorfchriften des F. 29 oder des $. 30 des bürgerlichen Geſetzbu— 
ches erlangt, die zur Zeit diefer Erwerbung bereits großjährigen Kin- 
der deöfelben Ausländers dadurch die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft 
nicht zugleich erlangen. 


$. 32 des a. b. ©. 2. 
Der Berluft der Staatsbürgerfchaft durch Auswanderung, 
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oder durch Verehelihung einer Etaatöbürgerin an einen Auslän- 
der, wird durch die Auswanderungd:Gefebe beſtimmt. 


48. Auösmwanderungödpatent. 


(Allg. Zuft. Gefegfamml. vom 3. 1832, allg. polit. Geſetzſamml. 
vom 3.1832 und fammtl. Prov. Gefegfamml.) 


Wir Franz der Erfte, von Gottes Gnaden Kaifer 
von Defterreih; König von Serufalem, Hungarn, Böhmen, der 
Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, 
Salizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog von Defterreich; 
Herzog von Lothringen, Salzburg, Steier, Kärnthen, Krain, 
Ober: und Nieder-Schlefien ; Großfürft in Siebenbürgen ; Mark: 
graf in Mähren; gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol ıc. ıc. 


Um in Unferen deutfchen Staaten und Unſerem Königreiche der 
Lombardei und Venedig, Dalmatien, Galizien und Lodomerien ein, 
den Verhältniffen angemeffenes gleichförmiges Gefeg über die Auswan- 
derung und unbefugte Abwefenheit Unferer Unterthanen feftzufegen, 
finden Wir Folgendes anzuordnen : 


Erſtes Hauptftüd. 
Von der Auswanderung. 


S 1. 

Als ein Auswanderer ift derjenige Unferer Unterthanen anzufe: 
ben, der aus Unferen Staaten in einen auswärtigen Staat fich begibt, 
mit dem WVorfage, nicht wieder zurück zu Fehren. 

Die Auswanderung ift entweder eine gefeßliche oder eine un- 
befugte. 


Zweites Hauptftüd. 
Bon ver gefeglihben Auswanderung. 


$. 2. 

Mer auswandern will, muß die Bewilligung um die Entlaffung 
aus der öfterreichifchen Staatsbürgerfchaft durch die Ortsobrigfeit und 
das Kreisamt, oder die Delegation, wozu fein MWohnfig gehört, bei 
der Randesftelle anfuchen. 

Sn Hauptftädten, deren Magiftrate unmittelbar unter der Landes— 
ftelle ftehen, ift das Geſuch durch den Magiftrat einzubringen. 

$. 3. 


Das Geſuch muß enthalten : 
a) den Beweis, daß die bittftellende Perfon felbftftändig iſt, und 
Lüsenau’d Geſetzſammlung. I. Bd. 4 
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in freier Ausübung ihrer Rechte fich befindet ; außerdem ift das 
Geſuch durch den gefeglichen Vertreter anzubringen; 

b) wenn fie eine Bamilie hat, die fie mit ſich nehmen will, die 
Ungabe der Familienglieder beiderlei Geſchlechtes und ihres Als 
ters, weldye mit ihr auswandern follen ; 

e) den Beweis, daß ſewoehl fie felbft, als die Perfenen ihrer mit: 
zunehmenden Samilie, welche der Militär: Pflichtigfeit unterliegen, 

den dieffälligen Verpflihtungen genügt haben; 

d) wenn fie felbft oder Zemand aus ihrer mitzunehmenden Familie 
noch in befonderen Standes: oder öffentlihen Amtsverpflichtun- 
gen fteht, oder zunächft geftanden ift, auch den Beweis, daß 
von Seite diefer Verpflichtungen Feine Hinderniffe dagegen cb- 
walten. 


$. 4. 


Die Lanbesftelle wird das Gefuh im Falle der Erfüllung aller 
im $. 3 bezeichneten Erforderniffe in dem nämlichen Wege, in wel: 
chem ed angebracht nurde, gewähren, oder bei Ermanglung eines oder 
des anderen Erforderniffes mit Anführung der Gründe abweifen. Am 
legteren alle fteht der Partei der Necurs an die politifche Hofftelle 
offen. 


$. 5. 


Der Landesftelle ift e8 aber unbenemmen, bei befonters rückfichts- 
wurdigen Umftänden für Perfonen, die noch militärpflichtig find, nach 
vorläufigem Einvernehmen mit dem. Militär-Commande, um die Auss 
wanderungsbewilligung bei der Kofitelle felbft einzufchreiten. 


Drittes Hauptftüd. 
Bon der unbefugten Auswanderung. 
8. 6. 


Diejenigen , welche ſich ohne die oberwähnte Bewilligung in das 
Ausland begeben, mit dem ausdrüdlich erflärten, oder durd andere 
Handlungen zu erkennen gegebenen Norfage, nicht mehr zurück zu 
Fehren , find als unbefugte Auswanderer anzufehen. 


$. 7. 


Als Handlungen, welche den Vorſatz der Auswanderung zu er— 
kennen geben, werden erklärt: 

a) die Annahme einer ausländiſchen Staatsbürgerſchaft, oder aus: 
ländifcher Civil- oder Militör-Stellen chne befondere hierzu er: 
baltene Bewilligung ; 

b) ber Eintritt in ein ausländifches religiofes Inftitut oder in was 
immer für eine aufer der Monarchie beftehende Verfammlung, 
welche die perfönliche Anweſenheit erfordert ; 

e) ein durch fünf Zahre ununterbrochener Aufenthalt im Auslande, 
ohne bafelbft Güter oder Anftalten des Handels oder der In— 
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duftrie zu befisen, wenn auch die Familie und das ganze oder 
ein Theil des Vermögens durch vorläufigen oder nachgefolgten 
Verkauf mit jih genommen wurde. Die fünfjährige Abmwefenheit 
ift vom Tage des unbefugten Austritted aus der öfterreichifchen 
Monarchie, oder der Verfalldzeit des Paffes an zu rechnen; 

d) eine auf gleiche Art zu berechnende Abweſenheit von zehn Zahren, 
wenn die im voritehenden Abfage Lit. e angeführten Bedingun: 
gen nicht eintreten; 

e) die Nichtbefolgung der Einberufung, welche in befonderen Zäl- 
len von den betreffenden Länderftellen entweder mit einem allge: 
meinen auf gewifle Staaten ſich beziehenden Cdicte, oder mit 
einem individuellen und Eundgemachten Decrete, unter Beſtim⸗ 
mung einer verfänglichen Srift und unter Bedrohung mit den im 
gegenwärtigen Gelege enthaltenen Folgen, zur Rückkehr in die 
öfterreichiichen Staaten erlaifen wird. In diefer Beziehung fin« 
det zwifchen einer befugten oder unbefugten Abweſenheit Fein 
Unterfchied Statt. 


$. 8. 


Die im vorftehenden Paragraphe unter c) und d) feftgefesten 
Friſten finden jedoch auf jene Unferer Unterthanen Eeine Anwendung, 
welche in einem Staate wohnen, mit welchem Freizugigkeitd = Verträge 
der Perfonen oder fonftige Beftimmungen diefer Art in einem Tractate 
beftehen, durch welche Wir Uns ausdrücklich verbindlih gemacht ha- 
ben, Unferen Unterthanen dad Domicil oder dad Mermeilen im frem— 
den Staate zu geftatten. 


Viertes Hauptftüd. 
Von den Wirfungen der Auswanderung. 
$. 9. 


Die mit Bewilligung Ausgewanderten verlieren die Eigenſchaft 
von Öfterreichifchen Untertfäinen, und werden in allen bürgerlichen und 
politifchen Beziehungen ald Fremde behandelt. 


$. 10. 


Die ohne Bewilligung Ausgewanderten und fonach der unbefngten 
Auswanderung fchuldig Erfannten werden 

a) des Rechtes der Staatsbürgerfchaft verluftig, und allen gefegli- 
chen Bolgen, die hieraus fließen, unterworfen; 

b) fie verlieren den Rang und die Vorzüge, in deren Befig fie ſich 
in den betreffenden öfterreichifchen Staaten befinden, und wer: 
den aus den ftändifchen oder Univerſitäts- oder Lyceal-Matri⸗ 
Eeln ausgeftrichen ; 

e) fie werden unfähig erklärt, in den Ländern, für welche dieſes 
Sefeg gegeben ift, aus was immer für einem Titel ein Eigen- 
thum zu erwerben, oder hindanzugeben. a 

4 


52 §. 2. 

Auch jede früher gemachte teſtamentariſche Anordnung wird rück— 
fichtlich ihres in diefen Ländern befindlichen Vermögens ungültig. Die 
Erbfehaften, zu denen fie durch Teftament oder durch das Geſetz beru- 
fen wären, gehen an jene Perfonen über, die in ihrer Ermangelung 
entweder als gefegliche Erben des Erblafferd oder durch teftamentarifche 
Erbfolge, oder durch das Recht des Heimfalld darauf Anfpruch haben. 


$. 11. 


Das Vermögen ($. 23) der unbefugt Ausgewanderten wird wäh 
rend ihrer Rebenszeit, unbeichadet der Rechte und Schulden, melde 
darauf haften, fo wie der Anſprüche auf die von dem Auswanderer 
fhuldigen Alimente, in jedem Falle fequeftrirt. 


$. 12. 


Menn Kinder oder Descendenten folcher Ausgewanderten vorhan- 
den find, die im Staate domiciliren, fo wird ihnen während der Le— 
benszeit der ausgewanderten eltern aus den Cinfünften des feque: 
ftrirten Vermögens nur der ſtandesmäßige Unterhalt verabfolgt. 


$. 13, 


An dem einen und dem anderen alle werden die bleibenden rei- 
nen Einfünfte einftweilen ald Zuwachs des Vermögens angefehen, mit 
gehöriger Sicherheit auf die beftmögliche Art fruchtbringend angelegt, 
und gleich dem Stamme in Seaueftration behalten. 


$. 14. 
Nach dem natürlihen Tede folder Ausgewanderten wird das fe: 
queftrirte Vermögen ihren gefeglichen Erben hinausgegeben. 
$. 15. 


An befonders rückſichtswürdigen Fällen ift, wenn Kinder oder 
Descendenten, die im Staate domiciliren, vorhanden find, den Be— 
hörden geftattet, im Wege der Gnade bei Uns um die Erfolglaifung 
des fequeitrirten Vermögens an diefelben nfft Anfuhrung der Gründe 
einzufchreiten. 

Fünftes Hauptftüd, 
Bon den Kindern der unbefugt Ausgewanderten. 
$. 16. 

Die Kinder der unbefugt Ausgewanderten, welche im öfterreichi= 
ſchen Staate geboren find, und jene, welche im Auslande noch früher 
geboren wurden, ald der Urtheilöfpruch gegen den Vater ald Auswan— 
derer erfolgte, wenn fie auch mit ihm im Auslande wohnen, verlieren 
während ihrer Minderjährigkeit das Recht der öſterreichiſchen Staats- 
bürgerfchaft,, und ihre erblichen Rangs- und Standesverhältniffe nicht. 

Diefe Rechte werden ihnen auch noch durch zehn Jahre nach er: 
reichter Großjährigkeit, fo lange der Water lebt, und noch Ein Jahr 


NS. 33 


nach ſeinem Tode, wenn er vor jenen 10 Jahren ſtirbt, oder durch 
drei Jahre nach erreichter Großjährigkeit, Falls der Vater vor derſel— 
ben verftorben ift, vorbehalten, und fie treten in die volle Ausübung 
derfelben ein, wenn fie binnen diefer feitgelegten Friften in die öfter: 
veichifchen Staaten, für welde diefes Gefeg gegeben ift, zurück keh— 
ren, und förmlich erklären, ihr Domicil dafelbft nehmen zu wollen, 
und es wirklich nehmen. 
$. 17. 


Diefe Wohlthat mit Beobachtung der Gefege über die Vormund— 
fhaften, über den öffentlichen Unterricht und die Militär - Pflichtigfeit 
wird auch den Kindern eines Unterthans gewährt, der perfonlich im 
Snlande wohnt, aber feine Kinder in’s Ansland gefchicft hat, um da- 
felbft zu wohnen, wenn fie bis zum Tode des Waters dafelbft geblie- 
ben find. 

$. 18, 

Die Individuen, welche in den vorhergehenden zwei Paragraphen 
begriffen find, werden, wenn fie die Staatäbürgerfchaft im Auslande 
erlangt, oder, wenn fie von dem ihnen vorbehaltenen Rechte in den 
feftgefegten Sriften Eeinen Gebrauch gemacht haben, ald Ausländer 
angejehen. 

Sechstes Hauptflüd. 
Bon den mit einem Ausländer verheiratheten Uns 
terthbaninnen. 
$. 19, 

Die Frauensperfonen, welche das Staatsbürgerrecht genießen, 
und welche fich mit einem Ausländer verheirathen, verlieren, indem fie 
dem Stande des Mannes folgen, hierdurch die Eigenfchaft von öfter: 


reichifchen Unterthaninnen. 
$. 20. 


Falls fie Witwen werden, Eonnen fie die Staatsbürgerfchaft nur 
auf die Art, wie eine andere Ausländerin, wieder erwerben. 
Siebented Hauptftüd 
Bon der Rehabilitirung. 
$. 21. 


Senen, die ohne Bewilligung ausgewandert, und als unbefugte 
Auswanderer verurtheilt worden find, Fann die Staatsbürgerfchaft nur 
in Folge Unferer gnädigen Bewilligung wieder zu Theil werden. 

$. 22. 


Zene aber, die mit ber gehörigen Bewilligung ausgewandert find, 
konnen die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft auf die in den $$. 29 und 
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30 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches vorgeichriebene Urt wieder 
erlangen. 
$. 23. 

Die Individuen, welche in den Fällen, die in vorftehenden 
wei Paragraphen angegeben find, die Staatsbürgerfchaft mit Unferer 
Bewilligung oder durdy Verfügung des Gefeges erlangen, Eönnen bie: 
felbe gegen dritte Perfonen nur dann geltend machen, wenn fie die 
vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt haben, und nur in Bezug auf 
jene Rechte, welche fie fpäter erworben haben. 


Achtes Hauptftüd. 
Bonder unbefugten Abweſenheit. 


$. 21. 


Jeder Unterthan, ber aus dem Staate geht, ohne mit einem nach 
den polizeilichen Verfügungen eingerichteten ordentlichen Paſſe oder ei- 
ner Bewilligung verfehen zu fein; oder der fih im Auslande über die 
in feinem Paife feitgefegte Zeit aufhält, wird im Zuftande der unbe: 
fugten Abweſenheit angefehen. 

$. 25. 

Die Unterthanen, welche fich diefer Abwefenheit fhuldig machen, 
und fich hierüber nicht durch befondere Umſtände oder unmillfürliche 
Hinderniffe der Nückkehr zu rechtfertigen vermögen, werden unabhän- 
gig von anderen Verfügungen und Strafen, denen fie nach den Ges 
fegen und Einrichtungen in allen anderen Beziehungen unterliegen, 
fchon wegen der bloßen TIhatfache der unbefugten Abweſenheit zu einer 
Strafe von 5 bis 50 fl. verurtheilt, und wenn die unbefugte Abwe— 
fenheit über drei Monate dauert, mit dem Doppelten diefer Strafe 
belegt. 

Am Falle der Unvermögenheit werden fie mit einem Arrefte von 
3 bis 14 Tagen beftraft, welcher mit wochentlihem Ein: bie zweima— 
ligen Faſten zu verfchärfen ift, wenn die Abmefenheit über drei Monate 
gedauert hat. 


Neuntes Hauptitüd, 
Von dem Verfahren gegen unbefugt AUusgewanderte. 
$. 26, 


Jedem Auswanderungsurtheile muß ein Einberufungs = Edict des 
Abwefenden voran gehen, daß er erfcheine, und feine Ruͤckkehr in die 
öfterreichifchen Staaten in dem Zeitraume eined Jahres, bei Vermei— 
dung der in dem gegenwärtigen Gefege angedrohten Strafen, ermeife. 
Wäre von der Tandesftelle nach $. 7 fchon eine befondere oder indivi- 
duelle Einberufung mit Feitfegung eines eigenen Termins veranlaft 
worden, fo hat eine foldhe Einberufung ftatt des hier angeordneten 
Edictes zu gelten. 
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$. 27. 


Die eigene Vorladung wird drei Mal nach einander, jedes Mal 
burch ein befonderes Edict von dem betreffenden Kreisamte oder von 
der betreffenden Delegation, cder in Hauptſtädten, deren Magiftrate 
unmittelbar unter der Landesitelle ftehen, von der Randesitelle felbit 
erlaffen, und auch drei Mal in das Zeitungsblatt der Provincial- 
Hauptftadt, nebft dem aber auch in das Amtsblatt der Wiener Zei: 
tung eingerüct ; ferner bei dem Kreisamte und in der Gemeinde, zu 
welcher der Einberufene gehörte, Eund gemacht und angeheftet. 

Die Frift der Einberufung nimmt ihren Anfang mit dem Tage, 
an welchen das erfte Edict in die Zeitung der Provincial- Hauptitadt 
eingefchaltet wird. 

$. 28. 


Auf gleiche Weile ift mit der Bekanntmachung ber individuellen 
Einberufungs = Decrete zu verfahren, welche von den Länderftellen in 
befonderen Fällen und mit Beftimmung einer eigenen verfänglichen 
Friſt ($. 7 lit. e) erlalfen werden. 

Bei den allgemeinen dießfälligen Einberufungs » Edicten der Läns 
derftellen genügt die dreimalige Einrückung in die Amtsblätter der be— 
treffenden Provincial = Hauptitädte und in das Amtsblatt der Wiener 
Zeitung, ohne eine weitere Bekanntmachung in den Kreifen und Ge— 
meinden. 

$. 29. 


Nah Verlauf der in den Einberufungs » Edicten oder Decreten 
beftimmten Termine verfahren auf Verlangen des hierzu vom Guber- 
nium ermächtigten Fiscus die Civil-Gerichtöftellen der erften Inſtanzen 
in den Provincial-Hauptftädten gegen den nicht erfchienenen Abweien- 
den, wie in jedem anderen Nechtsfalle, nach den allgemeinen Vor: 
fohriften des Civil: Proceifei. 

Zu gleicher Zeit, als die Gubernien und Kreisämter die in den 
$$. 7 und 26 vorgefchriebenen Vorladungs-Edicte erlaſſen, müſſen fie 
auch von der Gerichtsftelle den unverzüglichen Sequefter des bemeglis 
chen und unbeweglichen Vermögens verlangen, welches der Abwejende 
im Augenblicke jeiner Entfernung bejaß, oder das ihm inzwifchen zu: 
fiel, und welches durch Eeine Urkunde, welche auch einen vollen Ber 
weis gegen dritte Perfonen begründet, gejeglih und in der That vor 
der durch die Gubernien oder Kreisämter veranlaften Kundmachung 
der Edictal:Vorladung veräußert worden ift. 

Dem Fiscus bleiben übrigens alle Klagen, die ihm zuftehen, um 
die Gültigkeit folcher Acte anzugreifen, uad die Vorſichtsmaßregeln 
nach Beitimmung der Gefege zu verlangen, vorbehalten. 

Doch wird diefer Sequefter in Folge eines Gubernial-Edictes nach 
$. 7 nur dann Statt finden, wenn die Einberufung individuell ge: 
ſchah, und nur auf das Vermögen der im Edicte einzeln genannten 
Individuen. 

Wenn das Edict allgemein in Bezug auf gewiffe Länder Statt ge: 
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habt hätte, fo wird der Sequefter erft auf das vom Fiscus geftellte, 
oben erwähnte Begehren verhängt. 


$. 30. 


Die Urtheile der Tribunale werden auch zum Vortheile dritter 
Perfonen zur Erreichung der beabfichtigten Wirfung volle Kraft haben. 


Zehnted Hauptftüd, 
Bon dem Verfahren gegen unbefugt Ubwefende. 
J 


$. 31. 


Das Urtheil gegen die unbefugt Abweſenden und die Verhängung 
der Strafe nach dem F. 25 ſteht außer den Hauptſtädten, deren Ma— 
giſtrate unmittelbar der Landesſtelle untergeordnet ſind, den Kreisäm— 
tern oder Delegationen zu. In gedachten Hauptftädten wird das Ur- 
theil von der Tandesftelle felbft gefällt. 


$. 32. 


Der Abwefende wird vorläufig durch ein Edict einberufen, nach 
Umfländen feines befannten oder unbekannten Aufenthalts im Auslande, 
in dem Zeitraume von 3 bis 6 Monaten zu erfcheinen, um ſich wegen 
der ihm zur Laft gelegten Uebertretung zu verantworten, 

Diefe Einberufung hat auf die im $. 27 vorgefchriebene Weife zu 
gefchehen,, jedoch mit dem Unterfchiede, daf nur ein einziges Edict er: 
laffen wird. 

$. 33. 

Binnen der feftgefegten Frift iteht es fowohl dem Abwefenden, 
als feinen Verwandten oder Vormündern frei, die gebührenden Recht: 
fertigungen anzubringen. 

$. 34. 


Nah Verlauf ded Termins erkennt das Kreisamt oder die Dele- 
gation, oder in unmittelbar untergeordneten Hauptſtädten die Lan: 
desſtelle. 

Ueber Urtheile des Kreisamtes oder der Delegation kann an die 
Landesſtelle, jedoch nicht weiter, über Urtheile der Landesſtelle an die 
vereinigte Hofkanzlei recurrirt werden. 

Auf gleiche Weiſe finden auch Gnadengeſuche Statt. 

$. 35. 


Die Oberbehörde Fann die im Recurs- oder Onadenwege an fie 
gelangenden Urtheile nur beftätigen oder mildern, oder die Strafe auch 
ganz nachfehen; eine Verfchärfung findet nicht Statt. 

$. 36. 


Wenn der Abwefende erweifet, noch vor der Einberufung in die 
öfterreichifhen Staaten rückgekehrt au fein, fo ift das weitere Ver— 
fahren einzuftellen. 
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Eilftes Hauptitüd. 


Berfügungen, welche bei beiden Verfahren diefel- 
ben find. 


$. 37. 


Wenn der contumazirte AUbwefende, oder ber Auswanderer noch 
anderer Handlungen befchuldigt wäre, welche die Gefege als Verbre- 
chen erflären, fo find diefe ohne Verzug dem competenten Sriminal: 
Gerichte anzuzeigen, welches nach feinem Wirfungsfreife zu verfahren 
bat; indeffen ift aber das Civil» und politifhe Verfahren einzuftellen. 

$. 38. 

Nachdem das Griminal-Gericht fein Verfahren geendigt hat, fo 

wird es die Ucten der civilgerichtlichen oder der politifchen Inſtanz uber: 


geben, damit über die befonderen Folgen der Abwefenheit oder der Aus: 
wanderung erkannt werde. 
$. 39. 

An den Fällen jedoch, in welchen durch das gegenwärtige Gefeg 
der Sequeiter des Vermögens des Ausgewanderten angeordnet ift, wird 
auch während des Sriminal-Verfahrens das betreffende Decret in Wir: 
Eung bleiben, welches mittlerweile erlaffen wurde, und wo es noch kei— 
nen Erfolg hatte, find die nöthigen Einleitungen, um ihn zu erlangen, 
zu veranlaflen. 


Zwölftes Hauptftüd. 
VBorübergehende Anordnungen. 
$. 40, 


Die Auswanderungen, die aus Handlungen herrühren, die die: 
fen Patente vorher gingen, und die fortgefegt werden, die auch in 
demfelben vorhergefehen find, und worüber noch Fein redhtskräftiges 
Urtheil befteht, werden nah den Vorfchriften dieſes Patentes, und 
Falls oder in fo weit die früher beftandenen Gefege mildere Beftim- 
mungen enthalten, nach diefen legteren beurtheilt. 

Die vor Kundmahung des gegenwärtigen Geſetzes ſchon' rechts: 
kräftig gewordenen Urtheile über Auswanderungsfälle bleiben in ihrer 
vollen Wirkſamkeit. 


$. 41. 


Die über frühere Auswanderungsfälle bei Einführung diefes Se: 
feges noch nicht beendigten Proceffe, wenn gleich das Verfahren ſchon 
geichleffen, und das Urtheil ſchon geſprochen, dieſes aber noch nicht 
Adlokraftig geworden wäre, ſind ſonach an die Gerichtsſtelle zu wei— 
fen, um von ihr mit Aufrechthaltung des ſchon kundgemachten Einbe- 
rufungssEdicts und der verhängten Sequeftration neuerlich der Ordnung 
nach verhandelt zu werden, 
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$. 42. 

Mit der Kundmachung diefes Patentes. werden alle Gefege und 
Verfügungen, die von Uns, von Unferen Vorfahren oder von den 
vorigen Regierungen in den wieder eroberten Provinzen in Bezug auf 
Ausgewanderte und Abweſende erlaffen worden find, aufgehoben, je: 
doch ausdrüclich die Anordnungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches in Bezug auf Abwefende, fo wie alle Militär - Confcriptiong- 
und Polizei-Gefege, welche auf Ubwefende oder Auswanderer Anwen: 
dung finden Fönnen, in ihrer vollen Kraft und Gültigkeit erhalten. 

Gegeben in Unferer Eaiferlihen Haupt» und Nefidenzftadt Wien, 
am vier und zwanzigften Monatstag März im Jahre nach Chrifti Ge. 
burt Ein Taufend Acht Hundert Zwei und Dreifig, Unferer Reiche im 
Ein und Vierzigften. 


Franz. 
L. S. 


Anton Friede. Graf Mittrowsky v. Mittrowiz u. Vemiſchl, 
Oberſter Kanzler. 


Franz Freiherr von Pillersdorf, 
Kanzler. 


Johaun Limbeck Nitter von Lilienan, 
Vicekanzler. 
Uach Sr. k. k. apoſt. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle: 
Franz Ritter von Fradeneck. 


Das Auswanderungs⸗Patent wurde den Länderſtel— 
len mit nachſtehender Weiſung übergeben. 


49. Hofkanzlei-Decret vom 2. April 1832, 3. 6347, an fämmt!l. 
änderftellen ; n. 5. Reggs. Circ. vom 11. Mai 1832, 3. 25283; 
ob der Enns ſche Reggs. Ver. vom 7.Mai 1832, 3. 12665; fteier: 
märkiſche Gub.Ber. vom 9 .Mai 1832, 3. 7402; tirolifche Gub. 
Ber. vom 15. und 18. Mai 1832, 3. 10730 und 10846; 
illyriſche Gub. Ver. vom 17. Mai 1832, 3. 10300 ; mährifche 
Gub. Ver. vom 12. Mai 1832, 3. 13411; böhmifche Gub. Ber. 
vom 17. Mai 1832, 3. 18889; galizifche Gub, Ver. vom 29. 
Mai 1832, 3. 27053. 
(Ang. polit. dann Prov. Gefegfammi. vom 3. 1832, für Nied. Oefterr. 


Ober:Defterr., Steiermark, Tirol, Illirien, Mähren, Böhmen und 
Galizien.) 


„Die Regierung erhält in der Anlage die erforderliche Anzahl Ab- 
drücke, des von Sr. £. E. Majeftät unterm 24. Mär; 1832 aller. 
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fanctionirten neuen Auswanderungs-Geſetzes, mit dem Auftrage, dies 
ſes allerh. Patent ohne Verzug auf die gewöhnliche Art allgemein fund 
zu machen, den Gerichtsbehörden mitzutheilen, und deffen Einſchaltung 
in die ProvincialsZeitungsblätter fogleich zu veranlaffen. 

In Anfehung der E. E. Unterthanen, welche in den Gränzbezirken 
wohnen, dann folcher, welche Realitäten oder Unternehmungen in den 
benachbarten Staaten und insbefendere in jenen befigen, mit welchen 
in Bezug auf den Wohnfig der betreffenden Staatsbürger Freizügigs 
Feitö = Verträge beftehen, haben Se. E E. Majeftät die Fänderftellen als 
lergnädigft zu ermächtigen geruht, in Bezug auf diefe f. k. Untertha- 
nen alle möglichen Erleichterungen eintreten zu laffen, und nah Um« 
ftänden die allgemeinen Polizei-Torfchriften durch befondere Verfügun« 
gen zu ihren Gunften zu mobdificiren. Zene aber, die diefe Verfügun— 
gen übertreten, unterliegen den in bem VIII. Hauptftüde des allerh. 
Patents feitgeiegten Strafen. 

Von diefer allerh. Ermächtigung wird die Negierung mit Bezie— 
bung auf das gedachte VIII. Hauptftüc zur Darnachachtung mit der 
Weifung verftändigt, hiernach die den beftehenden Verträgen und Po— 
lizei-Vorfchriften angemeffenen, allenfälligen Verfügungen zu treffen. 

Berner haben ©e. E.E. Majeftät alleranädigft zu befehlen geruht, daß 
diejenigen E. E. Unterthanen, welche nicht erflärt haben, von der Be- 
fugniß, fi in das Ausland zu begeben, nah Mafigabe des 17. Ar: 
tifels des Parifer Traftates vom 30. Mai 1814 Gebrauch zu machen, 
und welche noch immer aus den k. k. ofterreichifchen Staaten abwefend 
find, chne daf fie die Bewilligung hierzu erhielten, aufjufordern 
find, — ihre Rückkehr auszuweiſen, indem fie fi) einem Kreisamte 
oder einer Delegation, oder auch unmittelbar der Landesftelle in ber 
Zeitfrift eines Sahres, wenn fie in Europa find, oder dreier Jahre, 
vom Tage der Kundmachung diefes Gefeges, wenn fie außer Europa 
fi befinden, vorftellen, und war unter der Drohung, entweder als 
unbefuat Abweſende, oder nach Befchaffenheit der Umftände auch als 
unbefugte Auswanderer angefehen, und den vorgefchriebenen Strafen 
unterworfen zu werden. — Wenn foldhe Abwefende wegen ihrer be: 
fonderen Berhältniffe nicht im Stande fein follten, binnen der oben 
feftgefesten Friſt in die k. k. Staaten zurückzukehren, fo haben fie bins 
nen berfelben Srift den £. E. Gefandten, Miniftern und Konfuln, die 
ihrem Wohnorte zunächft fih aufhalten, fich vorzuftellen, und form- 
lich zu verſprechen, der gedachten Verbindlichkeit nachzukommen , oder 
denfelben das Geſuch um eine dieffällige Verlängerung, oder um die 
Befugniß zu übergeben, in einem beftimmten Staate zu verbleiben, 
welches Gefuch in diefem Falle die Gründe enthalten muß, aus wel: 
hen für fie die Fortſetzung der Abwefenheit nothiwendig wird. Diefe 
mit Beziehung auf das XII, Hauptſtück des fanctionirten Geſetzes 
allerh. angeordneten Beftimmungen hinfichtli jener abmwefenden E. E. 
Unterthbanen, welche fih in Abficht auf den 17. Artikel des Parifer 
Tractats vom 30. Mai 1814 noch nicht erklärt haben, find nad 
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Kundmachung des neuen Auswanderungsgeleges durch ein befonderes 
Circulare befannt zu machen. 


Wirkfamfeit des Uuswanderungs:-Patentes für diein 
der Türkei befindlidhen öfterreihifhen Unterthanen. 


50. Hofkanzlei = Decret vom 4. Suni 1835, 3. 13010, an fämmtl, 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Ber. vom 4, Suli 1835, 3. 36138, 
an die k. k. K. Aemter, die Dominien inner den Linien und die k. k. 
Hoftmmerpr.; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 6. Juli 1835, 
3.147595; fteiermärfifche Gub. Ber. von 7. Zuli 1835, 3. 10932 ; 
tirolifhe Gub. Ver. vom 27. Suli 1835, 3. 14705; Laibacher 
Sub. Ber, vom 11. Zuli 1835, 3.151795; böhmifche Gub, Ver. 
vom 15. Juli 1835, 3. 33509; galizifche Gub. Ber. vom 23, 
Juli 1835, 3. 41678. 


(Allg. polit. dann fammtl. Prov. Gefegfamml. vom 3.1835, für Nied. 
Defterr., Ob. Defterr., Steiermark, Tirol, Laibach, Böhmen u. Galizien.) 


Aus Anlaß der von der F. k. Anternunciatur zu Conftantinopel 
in Anregung gebrachten Frage, wegen Anwendung des allerhöchften 
Auswanderungs » Patentes vom 24. März 1832 auf die, in der Tür⸗ 
Eei fich befindenden öfterreichifchen Unterthanen, hat die vereinigte Hof: 
Eanzlei im Einvernehmen mit der FE. k. geheimen Hof- und Staats- 
Eanzlei, mit der k. k. oberften Zuftizftelle, mit dem E. k. Hofkriegs— 
rathe, mit der k. k. Hofcommilfion in Juſtiz-Geſetzſachen und mit 
der k. k. allgemeinen Hofkammer zu beftimmen befunden, daß die, 
in der Türfei fih aufhaltenden k. k. öfterreichifchen Unterthanen, auch 
wenn fie nicht mit inländifchen Päſſen verjehen find, foferne ſie ſich 
nicht vor, oder bei ihrer Entfernung aus den öfterreidhiichen Staaten 
einer diefer Vorausfegung entgegenftehenden Gefegübertretung fehuldig 
gemacht haben, ald befugt Abwefende anzufehen find. 

In Anfehung derjenigen, die fich erft Fünftig nach der Türkei be: 
geben, gelten jedoch die allgemeinen Pafvorfchriften und es wird zur 
erforderlichen Evidenzhaltung diefer legteren ofterreichifchen Unterthanen 
die Regierung angewiefen, der k. k. Internunciatur zu Gonftantinopel 
monatlich ein Verzeichniß der dahin verabfolgten Päfle auf dem gehö- 
rigen Wege zuzufenden. Diefes wird der Regierung zu deren Nicht: 
ſchnur eröffnet. 

Wirffamfeit des Auswanderungss Patentes auf die 
fhon beftehenden Ehen öfterreihifher Unterthanin: 
nen mit Ausländern. 

51. Hoffanzlei:Decret vom 10. Juni 1835, 3. 14886; galiz, Gub. 
Ber. vom 1. Zuli 1835, 3. 382675; dann Juſt. Hofder. vom 4, 
Aug. 1835, an das galiz Appell. Ger. 

(Balij. Prev. Gefegfammt. vom 3. 1835.) 
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Bei Kundmachung des neuen Auswanderungs-Patentes vom 24. 
März 1832, hat man in Anfehung der Heirathen k. k. Unterthanin= 
nen mit Ausländern, in Berückſichtigung des $. 19 diefes Patentes, 
des $. 32 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches und des Kreiss 
fehreibens vom 13. Zänner 1815, 3. 765, höheren Ortes die Anfra- 
gen geftellt: 

a) ob der $. 19 des Auswanderungs : Patentes vom 24. März 
1832 auf die ſchon beftehenden Ehen öfterreichifcher Unterthaninnen 
mit einem Ausländer zurücdzuwirfen habe? und 

b) ob aud) diejenigen Inländerinnen, welche um die Bewilligung 
zur Verehelihung mit einem Ausländer, dann um die Beibelaffung 
der öfterreichiichen Staatsbürgerfchaft anfuchen, und fich nicht in das 
Ausland begeben die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft verlieren ? 

Hierüber ift mit hohem Hoffanzleidecrete vom 10, Zuni d. J., 
3. 74886 107, die allerh. Entfchliegung Sr. Majeftät vom 3. Juni d. 
J. befannt gegeben werden, daß 

ad a) die Frage wegen der Rückwirkung der im $. 19 des neuen 
Auswanderungs - Patentes enthaltenen Beſtimmung von felbft entfalle, 
da eine öterreichifche Unterthanin durch ihre Verehelihung mit einem 
Ausländer, zu Folge der SS. 32 und 92 des allgemeinen bürgerlichen 
Sefegbuches , ſchon immer die öfterreichifche Staatsbürgerfchaft verlor, 
und die mit Kreisfchreiben vom 13. Zänner 1815, 3. 765, im Grunde 
hohen Hoffanzleidecretes vom 10. December 1814, 3. '713%A4702, be= 
kannt gemachte allerh. Entfchliefung, wegen der von einer inländi- 
fhen Braut eines Ausländers im Falle des Bedarfes befonders anzu: 
fuchenden Auswanderungs- Bewilligung, nur als eine Mafregel anzu: 
fehen war, um die den Auswandernden in Beziehung auf die Vermö⸗ 
gens-Erportation obliegenden Verbindlichkeiten ficher zu ftellen. 

Es kann aber auch von einer Beftrafung der vor dem neuen 
Auswanderungs- Patente an Ausländer verehelichten und ohne Bewilli- 
gung ausgewanderten öfterreichifchen Unterthaninnen wegen der Auswan—⸗ 
derung ferner Feine Rede fein. 

ad b) Daß gegen eine gefegliche Beitimmung wie jene ift, daß 
die Oattin dem Stande des Mannes zu folgen habe, Eein Vorbehalt 
Statt finde, daß daher eine öfterreichifche Unterthanin, welche ſich mit 
einem Ausländer verheirathet, das öfterreichifche Staatsbürgerrecht fich 
auf Eeine Weife vorbehalten Eönne. 

Die k. Kreisämter haben diefe Belehrung zur Richtſchnur für vore 
Fommende Bälle zu nehmen. 


Der Eintritt ausgedienter Qapitulanten in die Miliz 
des Freiftaates Krakau ift ohne Verluft der Staats: 
bürgerfhaft geftattet. 


52. Hofkanzlei:Decret vom 28. Juni 1836, 3. 17550, an ſämmtl. 
Länderftellen; n. ö, Reggs. Ver. vom 2. Juli 1836, 3.37860, an 
die k. k. K. Aemter, den Ef, Stabthptm. u. die Dominien in Wien. 
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Ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 3. Zuli 1836, 3. 20493 ; 

fteiermärf. Gub. Eurr. vom 4. Juli 1836, 3. 10763 5 tirol’fche 

Sub. Ber. vom 5. Suli 1836, 3. 15386; Laibacher Gub. Ber. 

vom 28. Suni 1836, 3. 17550, böhmifche Gub. Ver. vom 11. 

Zuli 1836, 3. 33844 ; galiz. Gub. Kundmahung vom 7. Zuli 
18336, 3. 40564. 


(Ag. polit. und Prov. Gelesfamml. vom J. 1836 für Niederöfterr., 
Oberöfterr., Steiermark, Tirol, Faibah, Böhmen und Galizien.) 


eine FE. E. Majeftät haben über Unfuchen des Senates des Frei: 
ftaates Krafau mittelft allerhöchſten Kabinetsfchreibens vom 26. d. M. 
allergnädigft zu bemwilligen geruhet, daß ausgediente Gapitulanten der 
k. E. Armee, die fih mit ihrem Abfchiede ausweifen Fonnen, in die 
neu zu errichtende Miliz des Freiftaates eintreten dürfen, ohne def: 
halb die öfterreichifche Staatsburgerfchaft aufzugeben. 

Damit aber foldhe Individuen in der Evidenz der E. f. Unterthanen, 
welche nicht aus dem Staatöverbande treten, verbleiben, und fie felbit 
gegen die Folgen unbefugter Auswanderung oder der Vorausfegung 
einer Aufgebung der Staatsbürgerfchaft gefhugt werden, fo haben 
in Solge allerhöchiten Befehles diejenigen, welche von diefer Berechti— 
gung Gebrauch machen wollen, die Bewilligung ihrer Landesftelle ans 
jufuchen und diefelbe abzuwarten. 

Die Regierung wird angewiefen, biefen allerhöchſten Befehl 
fohleunigft zu verlautbaren, und nit nur die genaue Befolgung 
desjelben den untergeordneten Behörden anzuordnen, fondern auch felbit 
demfelben genau nachzukommen, wie aud zur GEvidenzhaltung der 
betreffenden Individuen das Angemeſſene einzuleiten. 


Der Verluft eines Befugniffes bewirkt für den na: 
tionalifirten Ausländer nicht aub den Verluft der 
Staatsbürgerfhaft. 


(Siehe 32.) 
$. 8. 


„Surzbreßen in Obgleich Handlungen, die ſonſt Verbrechen find, 
Bendeit verübt, in einer zufälligen Trunkenheit verübt, nicht ald Wer: 
is fomere Po brechen angefehen werden Eönnen; fo find diefelben den- 
tungen. noch nach Beihaffenheit der Umftände ald ſchwere Po- 
lizei Uebertretungen zu beftrafen. 
(Siehe ben $. 267 II. Thl. St. ©. B. und ben $. 2 I. Thl. St. G. 3.) 


Zurehnung der in der Trunfenheit begangenen 
[hweren Polizeisllebertretungen. 


53. Alerhöchfte Entfchließung vom 16. März 1833 ; Hofkanz- 


53 — 51. 63 


lei: Decret vom 26. März 1833, 3. 6427; Venet. Gub. Ber. 
vom 3. Mai 1833, 3. 15722. 
(Prov. Gefesfamml. vom $. 1833 für das Venet. Gub.) 


Eo wie das Strafgefeg in feinen Beftimmungen über fchwere 
Polizei: ebertretungen die Zurechnung derfelben nicht aufhebt, wenn fie 
im Zuftande der Irunfenheit begangen wurden, fo muß in dergleichen 
Fällen die Zurechnung ſtets zugelaffen werden, fobald die im Zuftande 
der Trunfenheit begangene Handlung alle äußeren Merkmale jener Art 
von Uebertretungen an fich trägt, welcher fie gefeglich eingereiht ift *). 


§. 4. 
Die ftrafbaren Handlungen der Kindheit biö zu dem „Straftere 
vollendeten zehnten Sahre find bloß der häuslichen Züd): u 


tigung überlaffen; aber von dem angehenden eilften bis unmänvigen 
zu dem vollendeten vierzehnten Jahre werden Handlun bim süiften bie 
gen, die nur wegen Unmündigfeit des Thäters nicht ald "- 
Berbrechen zugerechnet werden, ald Schwere Polizei-Ueber- 
tretungen bejtrafet. 
Zurebhnung der von Taubftummen begangenen 

ſchweren Polizei-Uebertretungen. 


54. Hoffanzlei:Decret vom 28. Aug. 1828, 3. 20,493; n. ö. 
Reggs. Ver. vom 6. Sept. 1828, 3. 50,793, an bie E £. 
K. Aemter, die Pol, Ob. Dir., den Wr Magiſtrat und bie 
Hſchft. Schotten ; ob der Enns'ſches Reggs. Der, vom 13. Sept. 
1828, 3. 25,221; fteiermärfifhe Gub, Ver. vom 8. Sept. 
1828, 3. 16,698; tirolifhe Sub. Ber. vom 14. Sept. 1828, 
3. 18,812; Ber, des Gub. für Krain vom 18. Sept. 1828, 
3 20,154; Ver. des mährifhen Gub vom 12. Sept. 1828, 
3. 38,948; böhmiſches Gub. Der. vom 20, Sept. 1828, 
3. 41,937. 


*) Obfchon nach der Vorrede bie vorliegende Sammlung ſich auf die für 
bie italienifchen Provinzen erlaffenen Gefege und Berorbnungen nicht 
erftredtt, fo babe ich mich dennoch zur Aufnahme bdiefer in Hrn. Rggs. 
Rath Kudler's Gommentare abgedrudten Erläuterung verpflichtet ges 
halten, weil über die Zurechnung der in ber Trunkenheit verübten Hand— 
lungen in den übrigen Provinzen meines Wiffens keine ſolche Erläute- 
zung befteht. Eben biefen Grundſatz habe ich auch bei einigen in biefem 
Werke aufgeführten Gefegen, bie blos für die italienifchen Provingen er: 
laffen wurden, wodurch jeboch eine bisher unerörterte Frage gelöft 
wurde, beobachtet. Eine fehr geiftreiche Abhandlung über Zurechenbar- 
keit und Nichtzurechenbarkeit ber Trunkenheit findet fich in Anfelm Ritter 
von Feuerbad’s Werk: Actenmäßige Darftellung merkwürdiger Ver: 
brechen, Gießen 1828. 
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(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oefterr., Ob: Defterr., Steiermarf, 
Tirol, Krain, Mähren und Böhmen vom 3. 1828.) 


Aus Anlaß eines vorgefommenen Zweifel über die Zurechnungss 
fähigfeit der nicht unterrichteten Taubſtummen bei fchiweren Polizei: 
Uebertretungen oder minderen Vergehen wird bedeutet, daß die Taub— 
ftummen bei ſchweren Polizjeisllebertretungen und minderen Verge— 
ben nicht abfolut ftraflos angefehen werden können, weil ihre phyſiſche 
Unvollfommenheit mit der Blodigkeit oder Beraubung des Merftandes, 

. welche jede Zurechnung ausichlieft, nicht immer verbunden ift. 

Der Nichter hat daher in jedem befonderen Falle die Zurechnungs: 
fähigkeit der Taubftummen und den Grad der Strafbarfeit einer von 
ihnen verübten gefegmwidrigen Handlung nah Maß der Einwirkung 
der phyſiſchen Eigenfchaft des Thäters auf fein Erfenntnifvermögen, 
und überhaupt der größeren oder geringeren Entwiclung feiner geifti: 
gen Fähigkeit zu beurtheilen. 

Jedes gegen einen Taubftummen gefällte Urtheil fammt den Wer: 
bandlungsacten ift jedoch nach der Analogie des $, 402 und 403 des 
11. Theiles des St. ©. ©. vor der Befanntmachung der Landesſtelle 
zur Einficht vorzulegen. 

Im Uebrigen bleiben nah dem Sinne des $. 130 II. Theils des 
Strafgefeges diejenigen, welchen die Aufficht über folhe Individuen 
obliegt, wegen der in Erfüllung diefer Pflicht unterlaufenen Sorglo: 
figkeit verantwortlich). 

$.5. 


— Schon die gegen ein Verbot vollbrachte Handlung 
ib, sub obne oder gegen ein Gebot gefchehene Unterlaſſung ift an fich 
erfolgten Sca- eine Schwere Polizei-Uebertretung, obgleich meder eine bö— 
Yalrer eurer fe Abſicht dabei mit — noch Schaden oder 
tretungen. MNachtheil daraus erfolget iſt. 


g. 6. 

— Auch der Verſuch einer ſchweren Polizei-⸗Uebertre— 

e zur w tung macht ſtrafbar, wenn der Vollzug der Uebertre— 

ben if. tung nit aus dem Willen ded Handelnden, fondern 
bloß durch Dazwiſchenkunft zufälliger Umftände unter: 
blieben ift. 


(Siehe ben $. 7 des I. Thls. des St. G. 3.) 
Strafausmaf beim Verfude. 


55. Miederöfterreihifche Negierungs : Verordnung vom 27. Zuni 
1806, 3. 19,452, an das f. k. Kreisamt, V. O. W. W. 


‚ Ueber einen fpeciellen Ball wurde diefem k. E. K. Amte bedeutet: 
Die Herrſchaft ſei zu belehren, daß ſelbe in einem irrigen Wahne ſei, 
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da fie vermeinet, als dürften die bloßen Werfuche bei ſchweren Poli: 
zei⸗ Uebertretungen, wenn der Vollzug der Uebertretung nicht aus dem 
Millen des Handelnden, fondern blos, wie diesfalls, duch Dazwi— 
fchenfunft zufälliger Umftände unterblieben ift — unter dem in dem 
Sefege beftimmten Strafgrade a quo beftraft werden; folches ift nir- 
gends im Gefege begründet, wohl aber den $S$. 6 und 26 II. Thl. 
St. G. entgegen, und Fönnte höchſtens nur, daß es beim Verſuch ge— 
blieben ift, dem Veſchuldigten ald Milderungsgrund zu ftatten Eommen. 


Er. 
Dadurch, daß nach Drtd- oder perfönlichen Um- Armertung 


ftänden manche Gegenftände der ſchweren Polizei-Ueber: ns orts- or 
tretungen irgendwo nicht vorhanden find, verliert dieſes kann. m- 
Strafgeſetz nichts von feiner Allgemeinheit: die Anmwen- 

dung deöfelben tritt ein, fobald die Veränderung der Um- 

ftände dazu geeignet macht. 


Lützenau's Gefegfammlung I. Bb. 5 


weites Hauptſtück. 


Bon den Strafen der fchweren Volizei-Hebertretungen 


überbaupt. 
$. 8. 
gettungender Die ſchweren Polizei-Uebertretungen werden beftraft: 
ſchweren Polis a) Um Geld 3 
zei · Uebert retun⸗ 
gen. Größe der Öeldftrafe. 


(Siehe das Hofkanzlei:Der. vom 5. Nov, 1818 bei $. 23.) 


Die Valuta der Geldftrafe ift vom 24, April 1811 
bis 1. Aug. 1835 in Wiener Währung, vom 1. Aug. 
1835 an aber in Conv. Münze zu bemeffen. 


56, Hoffanzleis-Decret vom 24. April 1811, 3. 5985, an fämmt: 

liche Länderſtellen; n. d. Reggs. Ver. vom 11. Mai 1811, 

3. 17,511; an die vier k. k. K. Aemter, die Ef, Stadthptmnicft., 

die kak. Pol. Ob. Dir. und den Wr, Magiftrat und Juſt. Hofber. 
vom 19. April 1811 an fämmtl. Appell, Gerichte. 


(Aug. Zuft. Geſetzſamml. vom 3. 1811, Nr. 941. Kropatſcheck'ſche 
Geſetzſamml. vom 3. 1811.) 


Die k. k. oberfte Zuftizftelle hat gemäß eines mit der E. E. Hof- 
commiffion in Juſtiz-Geſetzſachen gefaßten Beſchluſſes ſämmtliche Ap- 
pellationsgerichte der erbländiſchen Provinzen angewieſen, daß die in 
dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811 aufgeſtellte allgemeine Er— 
klärung der Wienerwährung auch auf den im erſten Theil des Straf— 
geſetzes vorkommenden Ausdruck Wiener Währung und auf alle 
nach dieſem Geſetze ſeit der Kundmachung des erwähnten Patentes 
noch zu beurtheilenden Straffälle in Ausmeſſung ſowohl des Schaden: 
betrages, als der davon abhängenden Strafe anzuwenden ſei. 

Hievon wird die Regierung zu dem Ende in die Kenntniß geſetzt, 
um die denſelben untergeordneten Behörden auch in Hinſicht auf die 
politiſchen Straffälle hiernach anzuweiſen. 


57. Hofkanzlei-Decret vom 8. Juli 1835, 3. 17,734, an ſämmtl. 
Länderftelen mit Ausnahme Tirzls; n. ö. Reggs. Circ. vom 
17. Juli 1835, 3. 38,786 5 ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 
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22. Juli 1835, 3. 21,171; fleiermärfifche Gub. Ver. vom 18. 

Suli 1835, 3. 11,795; Ber. de Gub. in Syrien vom 25. 

Suli 1835, 3. 16,348; Ver. des mährifch-fchlefifchen Gub. vom 

24. Suli 1835, 3. 30,070; böhmiſche Gub. Kundmdung vom 

23. Suli 1835, 3. 34,485; galizifhe Gub. Kundmchung vom 
3. Aug. 1835, 3. 44,653. 


(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterr., für Oberöfterr., 
Steiermark, für Illyrien, Mähren, Böhmen und Galizien.) 


Seine FE. k. Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliefung vom 
23. Juni 1835 die in dem I. und IT. Theile des ÖStrafgefegbuches 
verfommenden Geldbeträge auch für die Provinzen, in welchen Papier: 
geld im Umlauf ift, auf den vollen in dem Gefege ausgedrückten 
Betrag in Conventions: Münze mit der Veftimmung feftzufegen geru⸗ 
het, daß diefe Vorfchrift, in fo fern fie die Strafen erhöhet, nur für 
die nach der Kundmachung derfelben unternommenen ftrafbaren Hand- 
lungen, in fo fern fie aber den Befchuldigten günftiger ift, als das 
bisherige Geſetz, auch für vergangene Fälle, worüber noch nicht rechts: 
Fräftig entfchieden ift, zu gelten habe. 

Diele von der k. E. vereinigten Hofkanzlei unterm 8, Quli d. J., 
3. 17,734 an die Regierung gelangte alierhöchſte Entfohliefung hat 
vom 1. Aug. d. 3. in Wirffamkeit zu treten. 


Diefes Gefeg wirft nur für Eünftige Uebertre: 
tungen. 


38. Hoffanzlei-Decret vom 5. Mär; 1812, 3. 3019; n. ö. 
Reggs. Ber. vom 31. März 1812, 3. 8800, an den Wr. Ma- 
giftrat , die vier k. k. K. Aemter und die k. k. Stadthptmannfchft. 


Ueber die aus Veranlaffung eines vorgefommenen Recurſes ent: 
ftandene Frage: ob das Circulare vom 24, April v. I. (56.) wegen 
Verhängung der Geldftrafen bei Verbrechen und ſchweren SPolieis 
Uebertretungen ohne Berückſichtigung der Zeit, zu welcher felbe be 
gangen worden find, angewendet werden könne? ift mit Hofkanzleis 
Decret vom 5. d. M. die Entfheidung dahin erfloffen, daß die in dem 
erwähnten Girculare vorfommenden Worte: für die Zufunft 
eigentlich den noch beftimmteren Ausdrud: für Fünftige Ueber: 
treter bezeichnen, folglich diefes Circulare auf jene Uebertretungen, 
welche vor der Kundmachung desfelben verübt wurden, nicht anzumwen- 
den fei, und daß diefe mildere Anficht überhaupt dem Geifte der öfter: 
reichiſchen Geſetzgebung entfpreche, nach welchem auch in zweifelhaften 
Fällen die gelindere Behandlung der härteren vorzuziehen Fommt. 

Hiervon gefhieht nun zu dem Ende die Eröffnung, um die ge- 
fammten Dominien zu ihrer Benehmung hiernach zu verftändigen und 
anzumeifen. 

5% 


68 $. 8. 
59, Niederöfterreichifche Regierungs-Berordnung vom 9. Septem: 
ber 1835, 3. 49,088, an den Wr, Magiftrat. 


Der Wr. Magiftrat wird mit feiner Anfrage vom 27. v. M., 
3. 10,908, auf den Elaren Inhalt der mit Reggs. Circulare vom 17. 
Quli 1835 (57.) kundgemachten allerhöchiten Entfchließung, in wel: 
cher es ausdrüclich heißt, daß alle in dem I. und IT. Theile des Straf: 
gejeges vorkommenden Geldbeträge auf Conv. Münze feitgefegt 
worden, gewiefen; es find demnach alle nach dem 1. Aug. I. J. be- 
gangenen fchweren Polizei-Ulebertretungen, nad der neuen Vorſchrift 
zu behandeln, beziehungsweife die auf fie in dem Strafgeſetze II. 
Thl. feftgefegten Geldftrafen in Conv. Münze ju bemeifen, wobei es 
dem Magiftrate, wie bisher, ohnehin unbenommen bleibt, nad Be: 
fhaffenheit der Umftände die Geldftrafe innerhalb den gefeglichen Be: 
ftimmungen geringer auszufprechen. 


Auch die Geldfirafen bei Polizei-Vergehen wer: 
den auf Eonv. Münze umgefegt. 


60. Präfidialfchreiben des Herrn Präfidenten der Polizei: und 

Genfur:Hofftelle; böhmifhe Gub. Ber. vom 13. Aug. 1835, 

3. 38,576; Ver. des Laibadher Sub. vom 27. Aug. 1835 
3. 19,373. 


(Behmifhe und illyrifhe Prov. Gefegfamml. vom 3. 1835.) 


Mit Bezug auf die bereitd durch die Bub. Eirc. Ver. vom 23. 
Quli 1835, ©. 3. 34,485 (5% ), Eundgemachte allerhöchfte Entfchlie- 
fung vom 23. Zuni l. J., zufolge deren Se. E. k. Majeftät der Kai- 
fer zu verordnen geruhet haben, daß die im I. und II. Thle. des 
&t. G. B. beftimmten Geldftrafen vom 1. Aug. I. 3. an in Conv. 
Münze abzunehmen feien, wird in Gemäßheit des hohen Polizei-Prä- 
fidialfchreibens vom 29. Zuli 1835 hiermit verordnet, daß zur Erzie- 
lung eines gleichförmigen Verfahrens vom Qage der Kundmachung 
anzufangen, von Seite der Polizeibehörden nach der Analogie der be- 
zeichneten allerhöchften Entfchliefung auch die für die verfchiedenen 
Sattungen Eleinerer Polizeivergehen feitgefegten Geldftrafen in Conv. 
Münze zu bemeffen und einzuheben feien. 

Welches hiemit zu Jedermanns Kenntniß gebracht wird. 


61. Hoffanzlei-Decret vom 6. April 1838 , 3. 7339, an die 

Länderftellen von Niederöfterr., Yöbmen, Mähren und Edhlefien, 

Galizien, Steiermarf, Illyrien und Oberöfterr.; n. ö. Reggs. 

Ber. vom 21. Mai 1838, 3. 23,788, an bie Unterbehörden; ob 

der Enns'ſche Reggs. Ver, vom 5. Mai 1838, 3. 13,017 5 fteier: 

märfifche Gub, Ber. vom 4. Mai 1838, 3. 6833 5 böhmifche 
Sub. Ber. vom 28. April 1838, 3. 21,776. 
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(Aug. polit. dann Prov. Geſetzſamml. vom 3.1838 für Niederöfterr., 
Dperöfterr., Steiermarf und Böhmen.) 


In Erledigung des von der Landesftelle erftatteten Gutachtens, 
in Betreff der Umſetzung der polizeilichen Geldftrafen von W. IB. auf 
Conv. Münze, wird derfelben hiemit zu ihrer, und der Unterbehörden 
Richtſchnur Nachitehendes bedeutet. 

a) Sn den Fällen von einfachen Polizeivergehen , und Uebertre- 
tungen politifcher Vorfchriften, find die zu verhängenden Pönfälle Fünf: 
tig nur in der Valuta der Conv, Münze zu bemeffen ; 

b) bei den fogenannten arbiträren Geldſtrafen bedarf es 
binfichtlich der Art der Bemeffung in Conv. Münze nach der eigenen 
Anerkennung der Landesſtelle Feiner näheren Beftimmung ; 

e) bei denjenigen Vergehen, für welche der Ziffer der Strafe 
durch pofitive Worfchriften vorgezeichnet iſt, hat die Umfegung auf 
Conv. Münze in der Regel im gleichen Nominalbetrage Statt zu fin= 
den ; es ift jedoch von den Strafbehörden darauf zu fehen, daß bei der 
Ausmeffung der Strafe zwifchen dem vorgezeichneten Minimum und 
Marimum auf den Werth der Conv. Muünze-VBaluta die geeignete 
Rückſicht getragen werde; 

d) da es fih hier um Feine neuen Strafbeftimmungen handelt, 
und da dasjenige, was durch die gegemwärtige Verfügung definitiv an- 
geordnet wird, fhon feit dem Jahre 1835 in Folge der von dem E. E. 
Prafidium der Polizeihofftele an die Länder-Präfidien unterm 29, 
Juli 1835 (60.) erlaffenen Aufforderung in der Ausübung befteht, 
fo hat hierwegen Feine Kundmachung Statt zu finden, fondern ift der 
Inhalt der vorftehenden Weifung den Behörden lediglich zu ihrer Dar: 
nachachtung zu eröffnen *). 


Nidhtanwendung der Geldftrafen. 
1. Bei Kleinhäuslern. 


62. Hofkanzlei:Decret. vom 21. Suni 1831, 3. 16,340; n. 
ö. Reggs. Ver, vom 6. Aug. 1831, 3. 41,528. 


Die k. k. vereinigte Hoffanzlei hat in einem fpeciellen Falle er: 
Fannt, daß die Verhängung einer Geldftrafe von 25 fl. Conv. Münze 


*) Gegen bie Aufnahme diefer Gefege in die vorliegende Sammlung kann 
eingewendet werben, baß fie lediglich die Polizeivergehen zum Gegen: 
ftande haben und daher nicht hieher gehören, Da jedody der Rich: 
ter in ſchweren Polizei = Lebertretungen in der Regel auch Richter 
über Polizeivergehen iſt, häufig eine fchwere Polizei-Uebertretung mit 
einem Polizeivergehen concurrirt, endlih von ben Theilnehmern an 
einer gemeinfchaftlidien Uebertretung nicht felten einige als ſchwere Pos 
lizei-Uebertreter, andere als einfache PolizeisUebertreter behandelt und 
beftraft werden , fo durften die allgemeinften Normen über SPolizeiver: 
gehen in diefer Sammlung nicht wohl übergangen werden. 


Geld, MWaarın 
und Geraͤthe vers 
tallt dem Ars 


menfonde, 
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wegen eigenmächtiger Bauführung auf keinen Fall für einen Klein- 
bäusler angemeifen fei, da überhaupt Geldftrafen auf die unterthär 
nige Claſſe nicht anwendbar feien. 
2. Beim Militär vom Feldwebel oder Wachtmeifter abwärts. 
(Siehe das Hoflanzlei:Decret vom 5. Dezember 1828 beim $. 283.) 
b) mit Verfall von Waaren, Feilſchaften, oder 
Geräthe; 
ec) mit Verluft von Rechten und Befugniffen; 
(Siehe den $. 10.) 
d) mit Arreſt; 
(Siehe bie $$. 11, 12, 13, 14.) 
e) mit Eörperlicher Züchtigung ; 


(Siehe die $$. 15 und 16.) 
f) mit Abfchaffung aus einem Orte; 
g) aus einer Provinz; 


h) aus fämmtlichen Rändern des öfterreichifchen 
Staates. 
(Siehe den $. 17.) 


8.9. 


Die an Geld, an Waaren, Feilfchaften oder Geräthe we: 
en fchwerer Polizei-Uebertretungen verwirkte Strafe ver: 
ällt jedesmal dem Armenfonde ded Ortes, wo die Ueber: 

tretung begangen worden. 

(Siehe auch ben vorhergehenden $. 8 fammt Novellen.) 


Sontrolle über die rihtige Abfuhr der Seldftrafen. 


63. Niederöfterreichifche Regierungs · Verordnung vom17.April1813, 
3.7225, an die vier &. E, K. Aemter, an die E.E. Stabthptmannfchft, 
an den Wr, Magiftrat, und an die f. £, Pol. Ob. Dir. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1813.) 


Die auf dem Lande bisher beftandene Manipulation , bei Einhe: 
bung und Abführung der in Fällen von ſchweren Polizei-Uebertretungen 
einfommenden Strafgelder, gibt zwar die Kenntniß über die wirklich 
an das Armen-Inftitut abgeführten Geldftrafen; fie gewähret aber 
keineswegs die Ueberzeugung , daß alle verhängten Geldftrafen wirklich 
an das Armen-Inſtitut abgeführt worden feien. 
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Es iſt daher nothwendig, daß hiefür eine beruhigende Controlle 
mit Vermeidung aller weitläufigen, mit vielen Schreibereien und mit 
Zeitverluſt verbundenen Manipulation eingeführt werde, welche darin 
zu beftehen hat, daß die Obrigfeiten in den Ausweiſen über die ver« 
handelten ſchweren Polizei⸗Uebertretungen, welche fie ohnehin an die 
Kreisämter einſenden, den Betrag der verhängten Geldſtrafe und die 
geſchehene Abfuhr derſelben an das Armen-Inſtitut bei jedem Verge— 
ben anmerken, und dieſe Ausweiſe von den Pfarrern unterfertigen laf: 
ſen, welche die Armen-Inſtitute leiten, wohin die Geldſtrafen abge— 
führt werden. 

GA, Verordnung des tiroliſchen Guberniums vom 22. April 
1819, 3. 8794. 
(Polit. Gefegfammt. für Tirol vom 3. 1819.) 

Die auf dem Lande bisher beftandene Manipulation bei Einhe- 
bung und Abführung der in Fällen von ſchweren PolizeisUebertretun: 
gen einfommenden Strafgelder gibt zwar die Kenntniß über die wirf: 
lih an dad Armen:Znftitut abgeführten Geldſtrafen ſie gewährt aber 
keineswegs die Ueberzeugung, daß alle verhängten Geldſtrafen wirklich 
an das Armen⸗Inſtitut abgeführt worden ſeien. 

Um daher eine beruhigende Controlle mit Vermeidung aller weite 
läufigen, mit vielen Schreibereien und mit Zeitverluft verbundenen Ma- 
nipulation zu erreichen: 

Wird das k. k. Kreisamt hiemit beauftragt, fammtliche Obrigkei- 
ter anzuweiſen, in den über die in einem Quartal verhandelten ſchwe— 
ren Polizei:lebertretungen an das k. k. Kreisamt einzuftellen vorge: 
fehriebenen Ausweifen und zwar vom 41. Maid. $. angefangen , den 
Betrag der verhängten Geldftrafen und die gefchehene Abfuhr derfelben 
an das Armen-Inftitut bei jedem Vergehen anzumerken, und diefe 
Ausweife von den Pfarrern unterfertigen zu laifen, welche die Armen: 
Inftitute leiten, wohin die Geldftrafen abgeführt werden. 

Das Kreisamt hat daher für die genaue und richtige Beobachtung 
diefer Anordnung die pflichtmäßige Sorge zu tragen. 


65. Steiermärkiſche Gubernial-Berordnung vom 13. Mär; 1822, 
3. 5112, 
(Prov. Gefegfamml. für Steiermark vom 3. 1822.) 


Da es bisher an einer Ueberſicht rückjichtlich der einfommenden 
und abzuführenden Strafgelder aus den fchweren PolizeisHebertretun: 
gen gänzlich mangelte, fo hat man für nöthig befunden , dießfalls eine 
Controlle mit Vermeidung aller weitläufigen Schreibereien einzuführen, 
welche darin zu beftehen hat; daß die Bezirksobrigkeiten in den an die 
Kreisämter einzuſendenden Quartalsausweiſen über die verhandelten 
ſchweren Polizei-Uebertretungen den Betrag der verhängten Geldſtrafe, 
und die geſchehene Abfuhr derſelben an das Armen-Inftitut bei jedem 
Vergehen anmerken, und den Empfang von den Pfarrern, welche die 
Armenanftalten leiten, wohin die Geldftrafen abgeführt worden find, 
durch Unterfertigung diefer Ausweiſe beftätigen laifen. 


12 §. 9. 
Polizeilihe Geldftrafen verfallen ebenfalls dem 


Urmenfonde, wenn nidt in einzelnen Gefegen eine 
befondere Widmung ausgefproden if. 


66. Hoffanzlei= Decret vom 6. März 1840, 3.4069; galiz. 

Gub. Ver, vom 29. April 1840, 3. 18,507. 
(Prov. Geſetzſamml. für Galizien vom Zahre 1840.) 
Die hohe Hoffanzlei hat aus Anlaß eines fpeziellen Falles mit Decret 
vom 6. März 1840, Zahl 4069 — 266, zu verordnen befunden, daß 
in Zukunft alle für Polizei-Vergehen verhängten Geldftrafen, für 
welche Feine bereits gefeglihe Widmung ausgefprochen ift (als z. B. 
die Strafen für den Landespolizeifond (Verordnung vom 8. November 
1830, Zahl 65565), dann die Adelsanmaßungsſtrafen), jederzeit dem 
Urmenfond des Ortes, wo das Vergehen begangen worden iſt, zuzu— 
wenden feien. 

Die k. k. Kreisämter haben hiernach das Weitere zu verfügen, 
und darüber zu wachen, daß nach diefer Weifung fih pünktlich benom- 
men, und bei den Magiftraten und Ortsobrigfeiten über die richtige 
Einzahlung und Verwendung diefer Strafgelder zu dem vorgezeichneten 
Zwecke eine verläßliche Controlle eingeführt werde. 


Eine Ausnahme befteht bei Waldfrevel. 


67. Hoflanzlei:Decret vom 17. Jänner 1819, 3. 18,550; fteier- 
märk. Gub. Ber vom 4. Febr. 1824, 3. 2047. 


(Prov. Gefegfamml. für Steiermarf vom Jahre 1824.) 


Aus Anlaß einer Anfrage, in welche Caſſe die Geldftrafen für 
Waldexceſſe einzufließen haben, wird bedeutet, daf alle Geldftrafen, 
welche nach der Waldordnung Statt haben, nah Vorſchrift einer über 
einen vorgefommenen Fall am 17. Zuni 1819, 3. 18550, herabge- 
langten hohen Hoffanzlei: Verordnung der Polizeiftrafgelder-Caffe zu: 
zumweifen feien. 


Benehmen des, Fiscus bei Einbringung der Geld— 
ftrafen. 


8. Zuftiz: Hofdecret vom 31. Jänner 15800, an fämmtliche 
deutſch⸗ erbländifche Appellations = Gerichte. 


(Allg. Zuft. Gefegfamml. vom Zahre 1800 Nr. 492.) 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruht, daß für die Zufunft 
in Erecutionsfällen, fofern nämlich die Erecution von dem Fis- 
cus zur Mereinbringung einer Strafe oder andern Fiscalforderung ger 
führt wird, befonders gegen Unterthanen, da wo die Tilgung der 
Schuld auf eine dem Unterthan unfchädlichere Weife bewirkt werden 
kann , bei der erfolgten Beihlagnehmung des Vermögens das leichtere 
Zilgungsmittel ergriffen, fofort ehe zur Veräußerung der Realitäten 
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mit deffen gänzlicher Zugrunderichtung gefchritten wird, noch vorber 
die Bedeckung oder Zahlung der Schuld oder Strafgebühr dur Ver: 
fteigerung der leichten entbehrlihen Mobilareffecten zu bewerfftelligen 
getrachtet , und nur zulegt, wenn durch das entbehrlihe Mobilarver- 
mögen die Schuldforderung nicht ganz berichtiget, oder auf eine andere 
annehmbare Art fichergeftellt werden kann, mit der Veräußerung der 
Realität felbft vorgegangen werden folle. 


Erhebung der Vermögens: Verhältniffe vor Verhän— 
gung von Öeldftrafen. 


69. Niederöfterreichifche Negierungs » Verordnung vom 7. Sep: 
tember 1810, 3. 2462, an den Wr. Magiftrat. 

Der Magiftrat in Wien hat ſich die Wermögensverhältniffe der 
Snquifiten von Amtswegen ausweifen zu laffen, um nicht inkonſe— 
quente Urtheile und Strafbeftimmungen zu ſchöpfen, welche zu Re— 
Eurfen Anlaß geben. 


70. Steiermärfifche Gubernial:Berorbnung vom 3. März 1841, 
3. 1190. 
(Prov. Gefegfamml. für Steiermarf.) 


Ueber einen vorgefommenen Fall wird das k. k. Kreisamt ange⸗ 
wieſen, den Bezirksobrigkeiten aufzutragen , in den Zällen , wo gegen 
Grundbefiger höhere Geldftrafen, vorzüglich aber die im S. 266 des 
St. ©. B. ausgefprochene, verhängt werden, das Gubernium durch 
Beilegung eines Grundbuchsertracts in bie Cage zu fegen, den Ders 
mögensftand des Inculpaten und mit demfelben die Möglichkeit der 
Entrichtung einer ſolchen Geldftrafe beurtheilen zu können. 


$. 10. 


Der Verluft von Rechten und Befugniffen wird ver: gearnum Be 
hängt, gegen graduirte, oder andere ein Amt, oder eine —— 
Beſchäftigung unter öffentlicher Beglaubigung ausuůbende hängt wird ? 
Perſonen; gegen folhe, die ein Handwerk, oder Ge- 
werbe als Bürger, oder unter erhaltener obrigfeitlicher 
Bewilligung treiben. Diefe Beftrafung wird auf beftimmte 
Zeit, oder für beftändig zuerkennet. 


(In Anfehung der übrigen Folgen bei ſchweren PolizeisUebertretungen fiehe 
6. 27 fammt Novellen.) 


Verfügung mit dem Kauffbilling bei dem Verlufte 
radizirter Gewerbe. 


71. HoftanzleisDecret vom I1. Mär; 1805, 3. 4538; n. ö 
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Reggd. Ver. vom 30. März 1805, 3. 9131, an die Hfdft. 
Kadolz.*) 


(Aug. polit. Gefegfamml. vom Jahre 1805.) 


Wenn radizirte oder verfäufliche Gewerbe aus der Urfache veräu— 
fert werden, weil der Eigenthümer wegen ſchweren Polijeisllebertres 
tungen gefegmäßiig fich derfelben verluftig gemacht hat, ift der dafür 
eingehende Kaufidilling nicht in commissum zu erfennen, fondern dem 
vorigen Eigenthümer zu verabfolgen, weil man fonft Weiber und Kin- 
der, oft Greditoren gegen alles Recht und Billigkeit ſchuldlos zu 
Schaden bringen und unglücklich machen, und die fchweren Polizeis 
Uebertretungen gegen die Meinung und Abficht des Geſetzes fchärfer, 
als felbft die Sriminal:Verbrechen beftrafen würde. 


Während des Laufes der Unterfuhung ift die Anheim- 
fagung des Gewerbes nicht geftattet. 


72. Hoflanzlei: Decret vom 10. April 1817, 3. 8170; n. ö. 

Reggd. Ber. vom 29. April 1817, 3. 18,374, an die k. k. 

Stadthptmannfchft.; böhmifche Gub, Ver. vom 30. April 1817, 
3. 20,280. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom Zahre 1817.) 


Seine Majeftät haben mit a. h. Entſchließung vom 31. v. M. 
zu befehlen geruhet, daß die bis jetzt blos in Anfehung der hiejigen 
Sfeifchergewerbe wirkſame Anheimfagungsvorfchrift nicht allein beibehal- 
ten, fondern auch auf die Bäcker und auf alle übrigen Polizeigewerbsleute 
dergeftalt ausgedehnt werden foll, daß ein folder Gewerbsmann zur 
Fortfegung feines Gewerböbetriebes noch durch zwei Monate verpflich- 
tet bleibe, und dazu verhalten werden Fonne; weil auch bei diefen 
größtentheild für die tägliche und in gewiſſer Beziehung unentbehrliche 
Befriedigung der Bedürfniffe des Publifums beflimmten Gewerbsleuten 
leicht folche öffentliche und höhere Nückfichten eintreten können, die jene 
befchränfende Maßregel, wo nicht abfolut nothwendig, doch im hohen 
Grade räthlich machen. 

In Rückſicht auf die Frage, ob, um auf den Fall der verhäng- 
ten Strafe der Ausftellung im Kreife die Vollſtreckung der Strafe 
dur die vorausgehende Anheimfagung nicht zu hindern, 
ſolche Anheimfagungen zu verbieten wären, geruhten a. h. Diefelbe zu 
genehmigen, daß die zwangsweiſe Unterfagung der Gewerbszurückle— 


*) Diefe Vorſchrift wurde in Folge b. Hoflanzlei:Decretes vom 16. Mai 
1822, 3. 12,818, mit Gub. Ber. vom 29. Mai 1822, 3. 11,590, in 
Steiermark kundgemacht. (Prov. Gefepfammi. für Steiermark vom 
Jahre 1822.) 
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gung zwar nicht Statt finde, jedoch in Verhängungsfällen des zwei⸗ 
ten Ötrafgrades, nämlich der Ausftellung im Kreife, die Strafe, um 
die Mirfung und den Eindruc nicht zu verfehlen, fchnell und wo 
möglich neh vor Ablauf der Frift vollzogen werden fell, binnen wels 
her der Gewerbsmann , in Folge feiner Anheimfagung, das Gewerbe 
zu verlaffen befugt ift, weil ed immer auffallend bliebe, und dem Bei— 
fpiele für die Gewerbsgenoifen fchaden Fonnte, wenn ein Individuum, 
welches aus feiner Glaffe bereitd ausgetreten ift, mit einer &trafe 
belegt würde, welche dasjelbe in feiner Eigenfchaft verwirfte, und zu 
vollftrecfen gehabt hätte. 

Uebrigens „findet zu Folge der Eingangs erwähnten all. h. Ent: 
fchließung eine Anderung des dritten Strafgrades, nämlich des Ger 
werbsverluftes, oder die Subftituirung einer andern Strafart nicht 
Statt, und ed hat bei der Beſtimmung des Strafgefeges fortan zu 
verbleiben; nur darf im Falle des eintretenden dritten Strafgrades 
dem Schuldigen auf Eeine Art geftattet werden, während ber Uns 
terfuchung oder vor gefälltem Urtheile, auch wenn der Termin von 
zwei Monaten verftrihen wäre, von dem Gewerbe abzutreten, weil 
bier felbft jeder entfernte Anfchein von Willfür oder freien Willen 
befeitigt werden muß, durch den die Kraft des Geſetzes und des rich- 
terlihen Ausfpruches gefhwächt, und die öffentliche Meinung darüber 
beirrt werden Eönnte. 


Ein durch ben Befig eines Gewerbes nationalifirter 
Ausländer verliert durch den Verluft desfelben nicht 
auh die Staatsbürgerfhaft. 

(Siehe 33 bei $. 2.) 
$. 11. 


Die Strafe des Arreftes hat zwei Grade: der erfte _uret. 
wird duch Arreft, ohne Zufaß bezeichnet; und befteht FT 
in Verfchliefung in einem Gefangenhaufe ohne Eifen; 
wobei dem Verurtheilten, wann er fi den Unterhalt 
aus eigenen Mitteln, oder durch Unterflüßung der Seini- 
gen zu verfchaffen fähig ift, die Wahl feiner Beſchäfti— 
gung überlafjen bleibt. 

(Siebe den $. 12 und bie dabei befindlichen Verordnungen.) 


$. 12. 


Der Arreft des zweiten Grades wird durch den Zu ⸗ Zweiter Grad. 
ſatz: ftrenger Arreft, bezeichnet. In diefem wird der 
Verurtheilte mit leichten Eifn an Füßen beleget, täglich 
nur mit einer warmen Speife genähret, zum Trunke auf 
Waſſer befhränket: Ihm wird Fein Beſuch und keine 
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Unterredung, ald in Gegenwart einer obrigkeitlichen Per- 
fon geftattet, und eine Arbeit zugemwiefen *). 


a) Verköſtigung. 
1. Für Niederöfterreid. 


Hierüber erfloß zuerft das Hofkanzlei-Decret vom 12. Nov. 1812 
(73.), weldhes in Bezug auf die Verpflegung der Criminal: 
Arreftanten feftfegte: 1. Jedes Landgericht fei verpflichtet, jenen 
bei demfelben verhafteten Inquifiten, die es nach $. 313. I. Thl. St. 
G. B. zu verpflegen fhuldig ift, täglih Waller, Brot und eine 
warme Speiſe zu verabreichen. In Gemäfheit diefer Anordnung wur: 
de für Miederöfterreih mit der Reggs. Wer. vom 6. Zänner 1813 
(7 4.) die zu verabreichende warme Speife näher beftimmt. Mit dem 
Hefkzlei:Der. vom 10. Febr. 1814 (7 5.) wurde die Einführung die- 
fer Verpflegung auch für die Snquifiten in ſchweren Polizei-Uebertre: 
tungen ausgedehnt, und mit dem Mofkzlei:Der. vom 6. Zuli 1815 


*) Der vorhergehende $. 11. überläßt die Wahl der Befchäftigung beim Ar- 
refte des erften Grades dem Sträflinge felbft, in fo fern er ſich den Un 
terhalt aus eigenen Mitteln oder durch Unterftügung der Seinigen zu ver- 
ſchaffen fähig ift, und enthält bezüglich ber Verköftigung deöfelben Feine 
Befchräntung. Hieraus folgt, daß die nachftehenden Gefese und Verord⸗ 
nungen, welche über die VBerköſtigung und bie Befhäftigung ber in 
Strafe befindlichen ſchweren Polizei-Uebertreter erfloffen find, nur auf bie 
zum ftrengen Arrefte Verurtheilten, und jene Sträflinge des erften Gra: 
des Anwendung haben, bie fich den eiaenen Unterhalt nicht zu verfchaffen 
vermögen. Dagegen haben die Vorfchriften über die Liegerftätte für alle 
zu Arreft überhaupt verurtheilten ſchweren Polizeisebertreter Anwendung. 
Die VBorfchriften fürdie Inquifitenbdiefer Gathegorien find bei dem $.349, 
jene über die Berpflegs:Koftenaufrehnungen von Geite der 
Gerichte bei dem $. 450 eingereibtz die Einrihtung ber Arrefte 
und die Inftructionen fürdas Gefangenwärter:Perfonale hingegen 
bei bem $. 442 aufgeführt. Ich kann jedoch nicht unbemerkt laſſen, daß 
einige der Verordnungen auch Eumulativ von Inquifiten und Sträflin- 
gen fprechen, daher auf beide Gattungen der im Arrefte Angehaltenen 
ihre Anwendung finden. Ebenfo kömmt in ben älteren Verordnungen häu— 
fig der Ausdrud Sträflinge, ohne nähere Bezeichnung, Griminals oder 
andere Sträflinge vor, in anderen wieder ift die Rede von den im Zucht: 
haufe, im Prov. Strafbaufe Angebaltenen, ohne daß ermittelt werden 
tonnte, ob in berlei Anftalten blos Verbrecher oder auch andere Sträf— 
linge bamals untergebradht waren. E& war demnach zweifelhaft, ob diefe 
Verorbnungen in die vorftehende Sammlung eingereiht werden follen. Sch 
habe biebei den bereits früher ausgefprodhenen Grundfaß beibehalten, jene 
Vorſchriften aufzunehmen, welche nach meiner fubjectiven Anſicht auch 
auf ſchwere PolizeisNebertreter Anwendung haben dürften, dagegen jene 
wegzulaffen, die entweder ausbrüdlich blos für Verbrecher erfloffen find, 
oder aber nad) ihrem Inhalte nur auf legtere Anwendung finden bürf: 
ten. Die VBorfchriften endlicy bezüglich der öffentlihen Arbeit, bie 
nur ald Verfhärfung und nur in fehr wenigen Fällen Platz zu greifen 
bat, find beim $. 19 eingereiht. 
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(76.) *) beigefügt, daß die Anordnungen des Hokzlei-Der. vom 
12. Nov. 1812 (73.) auf die wegen ſchweren Polizeisllebertrerun- 
gen Verhafteten ihre Anwendung finden. Erft im Jahre 1841 Fam 
die Frage, worin die Werföftigung nach $. 12% des II. This. des 
&t. G. 8. bei den wegen fehweren Polizei-Uebertretungen in der 
Strafe befindlichen Perfonen zu beftehen habe, in Anregung. Es 
erfolgte hierüber das Hofkzlei-Der. vom 30. Juli 1841 (7 7.), mit 
welchem die niederöfterr. Negierung angemwiefen wurde, diesfalld nad) 
den Beftimmungen des Hofkzlei-Der. vom 12. Nov. 181% (7 3.) 
vorzugehen. In Gemäßheit diefes Auftrages erließ die Landesftelle im 
Einvernehmen mit dem £. k. Appell. Ger. und mit Bedachtnahme 
auf die allerhöchfte Entfchliefung vom 9. Zuli 1835 (8 7.), welche 
eine mildere Behandlung der Sriminalfträflinge in Beziehung auf Lies 
gerftätte und Koft anbefahl, die Verordnung vom 22, Nov. 1841 
(78.), wodurd nunmehr die Werföftigung der nad) $. 12 II. Thl. 
des St. ©. B. angehaltenen Uebertreter beftimmt ausgefprochen ift. 


73. Hoffanzlei-Decret vom 12. November 1812, 3. 17,162, 
an die Landesffellen in Steiermark, Niederöfterr, und Oberöfterr, 


(Ang. Juſt. Gefegfamml. Nr. 1012 und allg. polit. Gefegfamml. 
vom J. 1812, 


An Betreff der Verpflegung der GriminalsArreftanten hat man 
einverftändlich mit der oberften Zuftizftelle folgende, den gegenwärtigen 
Zeitverhältniffer mehr entfprechende Beftimmungen zu erlaffen befchloffen : 

1. Jedes Tandgericht ift verpflichtet, jenen bei demfelben verhaf: 
teten Inquifiten, die es nad) der Worfchrift des $. 313 des St. ©. 
B. zu verpflegen fchuldig ift, täglih Waſſer, Brot und eine warme 
Speife nach dem Inhalte desfelben $. abzureichen. 

2. Ueber die Frage: worin diefe warıne Speifen zu beftehen habe, und 

in welcher Quantität fie täglich abzureichen fei, hat die Landesftelle 
gemeinschaftlich mit dem Appell. Ger., welches von Seite der oberften 
Quftisftelle bereits die nöthige Weifung erhielt, und mit Zuziehung einis 
ger Aerzte Verathung zu pflegen, und den gemeinfchaftlichen Beſchluß 
als Vorfchrift hinaus zu geben. 
3. Den Kreisämtern ift bei diefer Gelegenheit zur Pflicht zu ma— 
chen, bei Sommiffions- und Kreisbereifungen über die Beobachtung 
diefer Befehle zu wachen, und entdeckte Uebertretungen dem Appell. 
Ger. zur Ahndung anzuzeigen. 


*) Die citirten Verordnungen (93, 44, 75 und 26) betreffen nad) dem 
Gefagten lediglich die im Unterſuchungs-Arreſte befindlichen Uebertreter und 
follten daher ftrenge genommen bei dem $. 349 eingereibt fein, ihre 
Aufführung bei vorliegendem $. war jedod des Zufammenhanges 
mit den auf die Verpflegung der wegen ſchweren PolizeisUebertretungen 
in Strafe befindlichen Perfonen Bezug habenden Vorfhriften (77 und 
78) unumgänglid; nothwendig. 
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4. Den Landgerichten wird einftweilen das Befugniß eingeräumt, 
ftatt der in dem $. 535 bewilligten Vergütung von fünf Kreuzern tägr 
lich in den Fällen, wo die Vergütung angefprochen werden kann, den 
auf die vergefchriebene Verpflegung wirklich ausgelegten Betrag in 
Aufrechnung zu bringen , jedoch mit der Verbindlichkeit, daß die dies— 
fälligen Rechnungen mit Genauigkeit verfaßt, und nach Vorfchrift des 
$. 539 gehörig den Acten beigelegt werden. 


7. Niederöfterreihifche Negierungs » Verordnung vom 6. Jänner 
1813, 3.413, an die E.f, Stadthptmannſchft, die f.. K. Aemter 
und den Wr. Magiftrat, 


Mit dem h. Hofdecrete vom 12. November v. 3. (73.) hat 
die E. k. vereinigte Hoffanzlei in Betreff der Verpflegung der Grimi: 
nal-Arreftanten, einverftändlich mit der F. k. oberften Auftisftelle, fol: 
gende den gegenwärtigen Zeitverhältniffen mehr entſprechende Beſtim— 
mungen zu erlaffen gerubet: 

1. Jedes Landgericht ift verpflichtet, jenen bei denfelben verhaf- 
teten Inquifiten, die ed nach der Vorfchrift des $. 313 des St. ©. 
B. zu verpflegen fchuldig ift, täglih Waller, Brot und eine warıne 
Speife nach dem Inhalte desfelben Paragraphs abzureichen. 

2. Diefe warme Speife hat dreimal die Woche: nämlih Sonn: 
tag, Dienftag und Donnerftag in einem großen Seitel von Flecken, 
Geſchnattel oder anderen Fleckſiederwaaren, an den andern vier Tagen 
aber, abwechslungsweife in Fifolen, Erbfen, Knödeln, Erdäpfeln, Brei, 
Haiden und gefchnittenen Kukuruz, wovon den Verhafteten ebenfalls 
ein großes &eitel zu verabreichen ift, zu beftehen. 


73. Hoflanzleis:Decret vom 10. Februar 1814, 3. 1369; n. ö. 
Reggd. Ver. vom 20. Febr. 1814, 3. 5086, an den Wr. Magiftrat. 


Aus denfelben Gründen, aus welchen dem hieſigen Magiftrate 
die Maturalverpflegung derjenigen Criminal:Inquifiten aufgetragen 
wurde, welche nad dem Gefege darauf Anſpruch haben, wird der 
von der Negierung in ihrem Berichte vom 24. v. M. gemachte An- 
trag auf die Einfuhrung der Naturalverpflegung auch für die Inqui— 
fiten in ſchweren Polizei-Uebertretungen genehmiget. 

Was die Art der Verpflegung betrifft, fo iit nach der richtigen 
Bemerkung der Regierung zwiſchen den Criminal-Inquiſiten und jenen 
in ſchweren Polizei-Uebertretungen Eein Unterfchied zu machen. 

Da übrigens die Ausfpeifung nach den gefchilderten Verhältniffen 
im Wege der öffentlichen DVerfteigerung nicht veranlaßt werden Fann, 
fo unterliegt es Eeinem Bedenken, darüber mit dem Traiteur des Po— 
lizeihaufes eine billige Webereinkunft mit Rückſicht auf die näher be- 
fimmte Art der Verpflegung zu treffen. 


76. Hofkanzleis:Decret vom 6. Juli 1815, 3. 11,693; n. ö. 
Reggs. Ver. vom 30. Juli 1815, 3. 24,567, an die vier k. k. 
K. Aemter. die Bf. Prov. Staatsbuchhaltung und den Wr. Magiftrat. 
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Nach dem Inhalte eines Hofkanzlei: Decretes vom 6. Empfang. 
29. d. M. ift den Schubperfonen jene Verpflegsgebühr im baaren 
Gelde, und nach jenen Beftimmungen zu erfolgen, wie ſolche dem 
Hofkanzlei:Decrete vom 12. November 1812 (Y3.) gemäß mit De: 
cret der Regierung vom 6. Zänner 1813, 3. 413 (7 4.) in Beziehung 
auf die Griminal:Arreftanten bekannt gemacht worden find, welche 
Beltimmungen auch bei den, wegen fehwerer Polizeisllebertretungen 
Verhafteten ihre Anwendung finden. 

Hiebei ift aber die VWorficht den Schubsobrigfeiten und Tandge- 
richten zu empfehlen, daf dem Schubsbegleiter der Verpflegsbetrag zu 
übergeben Fommt, und daß der Begleiter ſich über die richtige Abgabe 
deöfelben eben fo, wie über die verläßfiche Ablieferung des Schüblings 
bei gefeglicher Ahndung auszumeifen hat. 


77. HoffanzleisDecret vom 30. Suli 1841, 3. 21,394, an bie 
nieberöfterr. Regierung, Rggs. Zhl. 43,543. 


Sm Einverftändniffe mit der oberften Juſtizſtelle ift der Regierung 
bereits mit Hofkanzlei-Decret vom 12. November 181%, Nr. 17,162 
(7 3) bedeutet worden, es fei über die Frage, worin die gemäß $. 313 
des St. ©. I. Theils an die Sriminals-Inquifiten zu verabreichende war: 
me Speife zu beftehen habe, von der Regierung gemeinfchaftlic mit 
dem E. F. Appellations-Gerichte unter Beiziehung einiger Aerzte die 
Berathung zu pflegen, und der gemeinfchaftlihe Beſchluß hierüber als 
Vorfchrift zu ertheilen. 

Wenn es fih nur darum handelt, aus was die gemäß $. 12. 
des St. ©. II. Theiles an die Arreftanten des IL. Grades täglich zu 
verabreichende warme Speife zu beftehen habe, fo wird fich nach der 
Analogie hiebei ebenfalls nach den Beftimmungen des obigen Hofde— 
cretes vom 12. November 1812 zu halten, mithin von der Regierung 
unter Beiziehung einiger Aerzte hierüber zu berathen, und das Be: 
ſchloſſene in Ausführung zu bringen fein, zumalen der Regierung rüd- 
fichtlih der Vergflegung der Inquifiten der ſchweren Polizei-Uebertre: 
tungen und der Schüblinge bereit$ mit Mofdecret vom 10. Februar , 
1814 (7 5.) und 6. Zuli 1815, Nr. 11,693 (76) die Hinweis 
fung auf diefes analoge Verfahren gemacht wurde. 

Nachdem übrigens gemäß HofkanzleisDecretes vom 9. Juli 1835, 
Mr. 14,339 (57) Seine Majeftät in Beziehung der Werpflegung 
der Criminal⸗Sträflinge einige Begünftigungen eintreten zu laflen ge— 
rubten, fo wird bei der obigen Berathung und Schlußnahme auch hier: 
auf die beziehungsweife Rückſicht zu nehmen fein. 

Die hierüber von der niederöfterr. Negierung getroffene Verfü: 
gung enthält die nachftehende Movelle: 
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78. Nieberöfterreichifhhe NRegierungs » Verordnung vom 22. No: 
vember 1841, 3. 63,991, an den Wr. Magiftrat. 


(Prov. Gefegfamml. vom 3. 1841 für Niederöfterr.) 


Die Verköftigung der im hiefigen k. k. Polizeihaufe verpflegt wer: 
denden ſchweren Polizei:-Uebertretungsfträflinge ift nah Maß der ver: 
fhiedenen Xrreftgrade und der damit allenfalld verbundenen Verfchär: 
fung mit Faften, wie folgt, feftgefegt : 

A. Sm Arrefte des erften Grades, wenn fich der Verhaftete 
den Unterhalt nicht aus eigenen Mitteln oder durch Unterftügungen der 
einigen verſchafft, täglih Suppe und Gemüſe von jedem ein Seitel 
und an Brot 48 Loth , als ordentliche Koft. Zudem wird am Sonn— 
tage und Donnerftage jeder Woche, fo wie an den Hauptfeiertagen des 
Sahres, jedem Sträflinge, als eine Zugabe, eine Bleifchportion pr. 6 
Loth verabreicht. 

Diefe legtere Uebung gründet fich auf das analoge Verfahren bei 
Sriminal-Sträflingen, welchen Se. E. k. Majeftät gemäß Hofdecretes 
vom 9. Zuli 1835 (8 7.) einige Begünftigungen in der Straffoft zu 
bewilligen gerubet haben. 

B. Sm Urrefte des zweiten Grades täglih Suppe oder 
Gemüfe, und zwar ein Seitel und an Brot 48 Loth, dann die Fleiſch— 
portion wie ad A. 

C. Bei der Verfhärfung bes Arreftes I. Grades mit 
Baften, mit Hinbli auf $. 20 II. Ihls. St. ©. B. Suppe oder 
Gemüſe und zwar ein Seitel und an Brot 48 Loth, dann die Fleifch- 
portion wie ad A. endlich 

D. Beider Verfhärfung des Arreftesdes II. Grades 
mit Faſten, Brot und Waſſer. 


2. Für Oberöſterreich. 


79. Ob der Enns'ſche Regierungs-Verordnung vom 6. Juli 1837, 
3. 20,522. 


(Prov. Gefegfamml. für Oberöfterr. vom 3. 1837.) 


Die k. E, Landesregierung hat einverftändlich mit dem k. k. nie: 
deröfterr. Appell, Gerichte bezüglich der Verpflegungsart der Inquiſiten und 
Sträflinge bei den E. k. Pfleggerichten die Einführung von Speifeta- 
riffen in der Art, daß darin jede Speife für jeden Tag der Woche fpe- 
ciell ausgedrucdt werde, nicht zu befchließen, fondern für zureichend 
befunden, fämmtlichen k. E. Pfleggerichten durch das FE. E. Kreisamt 
lediglih im Allgemeinen bedeuten zu laffen, was jedem Gefangenen 
im:gefunden Zuftande verabreicht werden müſſe, und zwar: 

a) Eine tägliche Vrotportion von 1% Pfund, welche den Ge: 
fangenen allenfalld in geeigneter Theilung für Mittag und Abend zu 
verabfolgen, und wobei vorzüglich die Qualität und daß es ftetd gut 
ansgebacken fei, zu berückfichtigen fein wird. 
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b) Gemäß dem ZuftizsHofdecrete vom 20..Zänner 1826 *), wo- 
hentlich in unterbrochenen Tagen dreimal Nindfleifh, und zwar je: 
desmal A Pfund mit zureichendem Gemüſe, beftehend in faurem 
Kraut, fauren Rüben, oder andern derlei Zufpeifen, wie deren Verab- 
reichung durch die Jahreszeiten oder Local-Verhältniſſe geftattet ift. 

©) An den übrigen Tagen eine warme Speife von dazu anıwend: 
baren Hülfenfrüchten oder Gemüfegattungen, Erdäpfel ꝛc., Mehl: oder 
Milchfpeifen in der Menge von einem Seitel, oder in einer mit diefem 
Ausmaße in Einklang ftehenden Quantität und im guten genießbaren 
Zuftande, wie nun der Wechfel nach den Umftänden und Localverhält- 
niffen geftattet ift, endlich 

d) täglih Maß eingefodhte Suppe, die an den Tagen, wo 
der Inquiſit Fleiſch erhält, eine gute Sleifchfuppe, in den übrigen Ta— 
gen — Surrogatſuppe (aus Hülſenfrüchten, oder Einbrennſuppe) 
ſein ſoll. 

Bei dieſer Verpflegung werden die Gerichtsdiener mit dem, was 
ihnen täglich pr. Kopf paſſirt iſt, und ſich ohnehin ſtets nach den Prei— 
ſen der Lebensmittel richtet, ohne Anſtand auslangen, zumal hiebei 
kein bürgerlicher Gewinn zu beobachten iſt, ſondern die Verpflegung 
der Gefangenen auf dem Lande, wo von einer anderweitigen Mafire: 
gel Eeine Rede fein Fann, zu den Amtsobliegenheiten der Gerichtödie- 
ner gehört. Zudem find auch Eeine zu enge Gränzen in Bezug auf die 
tägliche Wahl der Speifen, die immerhin nach den Local⸗Verhältniſſen 
eingerichtet werden Fann, zu ftellen, andererſeits werden ebenfalld die 
Gefangenen Feine Urfache zu Klagen über Mangel haben. Nur ift den 
k. k. Pfleggerichten zur ftrengften Pflicht zu machen, durch genaue, 
öfters zu ungleicher Zeit wiederfehrende und unvermuthete Vifitationen 
fi) die Ueberzeugung zu verfchaffen, ob die Gefangenen ihre Verpfle— 
gung in vorgefchriebener Menge und Güte erhalten, und entdeckte Ver: 
Fürzungen ſogleich ohne alle Nachficht zu ahnden. 


3. Für Böhmen. 


SO. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 21. Suli 1831, 
3. 23,377. 


(Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom 3. 1831.) 


Man hat wahrgenommen, daf in den einzelnen Städten die im 
politifchen Werhafte befindlichen Individuen nach einem willkürlichen 
Maßſtabe mit den täglichen Verpflegs gebühren betheilt werden, und 
daß felbft in Städten, wo Kriminalgerichte beftehen, fich in diefer Be⸗ 


*) Das eitirte Juſtiz⸗Hofdecret ift an bie Länberftellen Ried. Oeſterr. und 
Ober Defterr. erfloffen, und enthält bie Anordnung, baß bie Inqui— 
fiten im Criminal-Verhafte wöchentlich wenigftens dreimal Rindfleiſch 
zu erhalten haben. (Pichl's Fortſetzung der Kropatſchek'ſchen Gefegfamm= 
lung vom Jahre 1826, und Prov. Gefesfammlung für Rieder: Defterreich 
vom Jahre 1826.) 


Lügenau’d Geſetzſammlung. I. BP. 6 
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ziehung nicht gleichförmig benommen, und hie und da die politifchen 
Arreftanten zum Theil den Kriminal-Inquifiten und Sträflingen gleich: 
gehalten, zum Iheil aber abweichend von der Verpflegung der legtern 
mit fo geringfügigen Beträgen betheilt werden, daß foldhe zum noth— 
wendigen Lebensunterhalt nicht zureichen. 

Da nah dem Geiſte des Strafgefeges die im politiihen Verhafte 
befindlichen Individuen nicht fchlechter als die Sriminal-Inquifiten und 
Sträflinge verpflegt werden Fonnen, und ed auch in öfonomifcher 
Beziehung wünſchenswerth ift, daß dießfalls eine allgemeine Norm 
feftgefegt werde; fo hat man die Einführung einer gleichförmigen Ver: 
pflegung der im politifchen Verhafte befindlichen Individuen mit den 
Griminal:Inquijiten und Sträflingen bei ſämmtlichen Landeriminalge: 
richten, k. privilegirten, F. freien, k. Leibgeding und k. Bergſtädten 
um fo mehr anzuordnen befchloffen, als fih ein firer Verpflegsbetrag 
wegen ber in den einzelnen Gegenden und Orten von einander abmwei: 
chenden WVictualpreifen nicht beftimmen läfit. 

Die k. Kreisämter erhalten daher den Auftrag, jene Magiftrate, 
bei welchen Criminalgerichte befteben, und wo die erwähnte Verpfle— 
gungsart der politifchen Arreftanten noch nicht eingeführt ift, anzuwei⸗ 
fen, die Verpflegskoften der politifchen Arreftanten nad) den Agungss 
durchfchnittäpreifen,, wie felbe nach der Adjuftirung der monatlich einge: 
fendeten Speifitabellen für Sriminal:Inquifiten und Sträflinge ausges 
mittelt werden, zu berechnen ; bei jenen k. pridilegirten, k. freien und 
k. Bergftädten aber, wo Feine Criminalgerichte beſtehen, ift die Ver: 
fügung zu treffen, daß die angedeutete Werpflegsberechnung jedesmal 
nad dem beiliegenden Formulare, welches die gefeglihe Speifausmaf 
enthält, monatlich verfaßt, und diefelbe unter Beiſchluß der monatli- 
hen Victualfagung in Originali mit der jährlichen Gemeinderechnung 
an die, die Rechnung cenfurirende Behörde eingefendet, oder bei dem 
nädhitgelegenen Griminalgerichte um die Mittheilung der adjuftirten 
monatlichen Atzungs-Durchſchnittspreiſe für Criminal s Inquifiten und 
Sträflinge fich verwendet, und hiernach die Berechnung der Verpflegs- 
Eoften fur politifhe Arreftanten eingerichtet werde. Bei jenen Magi: 
firaten, bei welchen die Naturalverpflegung nicht Statt findet, Fann 
übrigens der Verpflegäbetrag dem Verhafteten auf die Hand gegeben 
werden, und hat dießfalls der für den verfloffenen Monat ausgemittelte 
Verpflegsbetrag zur Gebühr für den nächftfolgenden Monat zu dienen. 


so. 
Speis:Tabelle 
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zur Verpflegung der politifchen Arreftanten, in Öleichförmigkeit der 
für Eriminal: Inquifiten und Sträflinge beftehenden Ausmaß. 





Sonntag: 


Montag. 


Dienftag. 


7 i Verpflegs⸗ 
Ss Speisartifel, Betrag 
=3 beren einzeln Ä zufammen 
& Ausmaß für den Kopf. ft. |. If. er 





Fleifchfuppe- 
hs Seitl Einbrennmehl . 
Y dt. en 
. 
Salz U . 
Knoblauch oder Zwiebel % 
Y Roth Butter. . » 


Zufpeis, € Frdäpfel. 
As nieberöfterr., Metzen Erb: 
Be. eo 
YA Lorh Butter . — 
ASeitl — 
Salz Y . . 
14 Pfund Rindfleifh . 
114 dt. Brot. .» » 


auf 


Einbrennfuppe. 
sr Seitl Einbrennmehl . . 
4 Loth Brot zum SEN 
Sı MU . . + P 
Aa Loth Butter . 
Kümmel 4... 


Erbien. 
4 Seitl Erbfen 
1% Loth Butter 
Sal YM » 
14 Pfund Brot 


Milchinppe. 
34, Seit Milch . » A 
Seitl Mehl auf Knöde . 
@al ı . . +» ’ 


Grieskaſche 
Seitl Gries . 
A Roth Butter.. » » 
Cal U » 01. 0, 0 
3wiebel % . a ET 
14 Pfund Brot u» 
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V 6⸗ 
‚83. Speisartifel, —— 
5 Gen: = deren einzeln | sufammen 
a |tas- |S Ausmaß für den Aopf. Al. ran 
| Einbreunfnppe. | 
| * Wie am rer 
o Linfen. 
4 & Y Seitl kinfen . 
% Roth Butter. » * 
5 Gel ... 


Zwiebel /4 
1Pfund Brot. 


Milchſuppe. 
Wie am dritten 
Zuſpeis, Graupen. 
| YA Seitl geholzte — 
| 


1 Loth Butter . 
Sal M. » —— m 
1A "pfund Brot x 


Donnerftag- 


Sauerfuppe. — 

4 Geitl Biereſſig... 
Y Roth Butter . +»... 
Gl Ai. « 0 00. . 
Kümmel Y%.. . 
1 Seitl Einbrennmeht . 
4 Loth Brot zum Einfdhnitt . 

Zufpeis, Knödel. 

| 


© 
Freitag. 


A Seit! Semmelmedl . » 
1 Stüd Semmel in bie And: 
ee 
2 Loth Butter. . . ; 
Salz * . . . . ® 
1A Pfund Bit 2 2. 


1 Portion Rüben . . » » 
%Y Loth Butter .  . 
sr Seitl Einbrennmeht . 
Salz % . . . + + + 


Samitag 


Kümmel 4% . » 
1A Pfund Brot 


einer Wode . 
Daher ber Durchſchnitt 
einer Portion . » 


Milchiuppe — 
Wie am dritten 
Zuſpeis, 
Nüben oder Torſchen. 
7 


Köpfe koſten in 
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S1. Böhmiſche Gubernial-:Berorbnung vom 29, Dezember 1831, 
3. 50,964. 
(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1831.) 


Aus Anlaf einer bei der k. k. Landesftelle gemachten Anfrage, 
auf welche Art die politifchen Arreftanten bei den Schug: und unterthä- 
nigen Städten, dann den obrigkeitlihen Aemtern verpflegt werden 
follen; wird den E. k. Areisämtern bedeutet, daß ſich hinfichtlich der 
Verpflegung der politifchen Arreftanten in den erwähnten Städten und 
bei den obrigfeitlichen Aentern nach denjenigen Beftimmungen zu be: 
nehmen fei, welche mit der Gubernial:Circular: Verordnung vom 21. 
Quli l. 3. 3. ©. 3. 23377 (80) für die Verpflegung der politifchen 
Arreftanten in den k. privilegirten, FE. freien, F. Leibgeding- und F 
Bergftädten gegeben worden find, und daß ſonach die bezogene Verord: 
nung auch auf die Schuß - und unterthänigen Städte, dann die obrigr 
Feitlihen Aemter auszudehnen fei. 


S2. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 24. Octo— 
ber 1833, 3. 47,569. 
(Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom J. 1833,) 


Da zur Zeit der erfloffenen Gubernial: Verordnung vom 21. Zuli 
1831, ©. 3. 23377, (BO) gemäß welcher die politifchen Arreftanten 
in der Verpflegung den Inquiſiten und Griminalfträflingen gleich zu 
halten waren, für beide Kathegorien eine und die nämliche gewefen ift, 
dermal aber den Inquifiten zweimal in der Woche Fleifchfpeife verab- 
reicht wird; fo hat man befunden, mit Beginn des Militärjahrs 1834, 
d. i. von 1. Movember I. J. angefangen, die politifchen Arreftanten 
in der Verpflegung mit den Criminal : Inquifiten gleich zu ſtellen, fo- 
mit denfelben zweimal in der Woche Fleifchipeife zu bewilligen. 

Wovon die k. Kreisämter 2c. fowohl die dortkreifigen Sriminalge: 
richte ald auch die übrigen Magiftrate und Dominien mit dem Bemer- 
Een zu verftändigen haben, daß fi in Anfehung der Naturalverpfle: 
gung der politifchen Arreftanten nach der Eingangs erwähnten Guber- 
nial: Verordnung vom 21. Zuli 1831 fortan zu benchmen fei. 


4. Verköftigung jüdifher Sträflinge. 
83. Hofdecret vom 30. October 1790, 3. 1126, an fämmtl. Län- 
berftellen mit Ausnahme des inner 5. Gub., der Regg. ob der Enns, 
in welchen Provinzen feine Juden anfäflig find, und der Gubernien 
von Galizien, Böhmen und Mähren *); Nied. Defterr. Reggs. 
Der. vom 8. Nov. 1790, 3. 20,716. 


— 





— ⸗· — 


*) Anmerkung. Für letztere wurde wegen ber großen Anzahl ber Zu: 
den, bie in biefen Provinzen fidy aufhalten, bebeutet: 

Bas bie Berköftigung ber jüdifchen Arreftanten durch ihre Glaubens: 

genoffen betrifft, wollen es Se. Majeftät bei demjenigen belaffen, was 
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(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1790.) 


Se. Majeftät haben die, im Abficht auf die Behandlung der jü- 
bifchen Arreftanten mit der Arbeit und Koft, unterm 28. Julius d. J. 
an diefelbe erlaflene Verordnung in Anfehung der Arbeit dahin zu er: 
Eären befunden, daß zwar die Juden an ihrem Sabbath und anderen 
Feiertägen, fo wie die Chriften an den ihrigen, mit der öffentlichen 
Arbeit verfhont, dagegen fowohl am Sonntage und den chriftlichen Feier: 
tagen, an welchen Feine öffentlihe Strafarbeit Plag greift, als am 
Sabbath und anderen jüdifchen Feiertagen zu den angemeflenen Haus: 
arbeiten allerdings angehalten werden follen. 

In Anfehung der Verköftigung der jüdifchen Arreftanten durch ihre 
Slaubensgenoffen haben Se. Majeftät in Erwägung, daß man wegen 
ein oder andern jüdifchen Arreftanten nicht wohl einen jüdifchen Koft- 
geber aufzunehmen, noch gegen die bei Zubringung der Speifen be: 
forglihen Unterfchleife eine Eoftfpielige Anftalt zu treffen Urfache habe, 
ed dabei zu laſſen befunden, daf die jüdifchen Arreftanten in der Vers 
Föftigung gleich den chriftlichen Ibehandelt werden *). 


b) Arbeit der Sträflinge. 


Sträaflinge follen niht zu herrſchaftlichen Privat: 
dbienften verwendet werden. 


barüber unter bem 28. Julius d. 3. bekannt gemacht worben ift: ba 
aber biebei nicht zu beflimmen ift, was und wie viel bem Juden von 
feinen in ber Freiheit befindlichen Religionsvermandten zu eflen gebracht 
werden dürfe, bamit bas Maß und die Eigenfchaft der Speifen im Ber: 
bältnig mit dem, fo ben übrigen Arreftanten vorfchriftmäßig abgereicht 
wird, nicht überfchritten werben, ſondern auch viele Borfichten nöthig 
find, bamit den jüdifchen Arreftanten mit ben Speifen nit etwann Zet⸗ 
tel, Aufträge oder wohl gar Werkzeuge zur Bewirtung ihrer Entmwei: 
hung zugebracdht werben, fo erwartete Se. Majeftät von biefem Gu— 
bernium das Gutachten, worin die Anftalten zu beftehen haben werben, 
aud ob es nicht thunlich fei, die etwann vorhandenen mehreren jüdiſchen 
Sträflinge, in befondern Behältniffen zu verwahren. 

Kundgemadt durch das böhmifche Gubernium am 8. und bas! ober: 
öfterreichifche unterm 1%. Rovember. (Allg. pol. Geſetzſamml. vom J. 


1790.) 

*) Durch diefe Allerhöchfte Entſchließung dürfte das in der Juſtiz⸗Geſetzſamm⸗ 
lung Nro. 48 abgebrudte Hofdecret vom 3. Auguft 1790, für jene Pro: 
vinzen aufgehoben fein, an welche dasſelbe mit den bier abgebrudten In: 
halte, und nicht mit ber in der Anmerkung *) auf der vorhergehen⸗ 
den Seite 85 enthaltenen Weiſung erging. — 

Diefeö Geſetz, bezüglich der gleichmäßigen Berköftigung der jübdifchen 
Sträflinge mit den dhriftlichen, ift übrigens in einem fpeciellen Falle auch 
auf einen megen ſchwerer Polizeisllebertretung Verhafteten Söraeliten 
in Anwendung gebracht worden. (RN. De. Rggs. Ber. vom 16. December 
1835, 3. 69749, an ben Wiener-Wagiftrat.) 
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SA. Hofderret vom 18. Mai 1804, an ſämmtl. Appellations- 
Gerichte; und Hoffmerber. vom 2. Mai 1804. 


(Aug. Zuft. Geſetzſamml. Nro. 667 und allg. polit. Gefegfammi. vom 
Sabre 1804.) 


Den in landesfürftlichen Dienften ftehenden Beamten fell die 
Verwendung der Sträflinge Fünftig nie, auch nicht gegen Beiahlung 
an den Criminalfend geſtattet ſein. 


85. Nieder :Defterreichifche Regierungs : Verordnung vom 6. De: 
zember 1808, 3. 29,617, an die vier k. k. Kreisämter, die k. k. 
Stabthptmannfchft und den Wir. Magiftrat. 


Es hat ſich ſchon mehrmal der Fall ereignet, dab Dominien, zur 
wider den beftehenden Verordnungen ihre Sträflinge zu herrfchaftlichen 
Privat » Dienften und Arbeiten verwendet haben, und hieburd zu de— 
ren leichter Entweichung oder gewaltthätigen Selbfiverlegung Belegen: 
heit gegeben worden ift. 

Um nun diefed gefegwidrige Benehmen dert, wo es allenfalls 
noch beftehen follte, einzuftellen, wird (das) (die) hiermit angemie: 
fen , die unterm 9. December 1790 von hieraus erlaffene Verordnung, 
Fraft welcher den Landgerichten und Landgerichtädienern die Verwen— 
dung der Inquifiten und Sträflinge außer den öffentlichen, noch ins: 
befondere zu verfchiedenen häuslichen Arbeiten, nachdruckſamſt einge: 
ftellt wurde, alfegleih allgemein zu erneuern, und gegen die bawider 
Sandelnden um fo firenger Amt zu handeln, als der $. 317 des I. Thei⸗ 
led des Strafgefeged ausdrücklich verordnet, daf dem Werhafteten jede 
Handarbeit und Beſchäftigung nur in fo ferne geftattet werden folle, 
ald fie mit dem Verhafte vereinbarlih, und nicht zu beforgen ift, 
daß fie Gelegenheit zur Entweichung oder gewaltthätigen Selbſtver⸗ 
legung gibt. 


Sträflinge follen niht zum Ankaufe außer dem 
Strafhbaufe verwendet werden. 


SG. Hoffanzleidecret vom 6. Juni 1821, 3. 15,586, an fämmtl. 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Erledigung 3. 27,331; böhm. Gub, 
Ber. vom 20, Juni 1821, 3.29,918. 


(Ag. polit. Geſetzſamml. und Prov. Gefepfanmt. für Nied. Oefterr. 
und Böhmen vom 3. 1821, dann allg. Juſt. Geſetzſamml. vem 
$.1821, Niro. 1764.) 


Es ift zur allerhöchften Kenntnii gefemmen, daß in manchen 
Provincialftrafhäufern Sträflinge gleih Haus knechten zum Ankaufe 
verſchiedener Sachen außer dem Strafhauſe verwendet werden. 

Da dieſelben auf ſolche Art Gelegenheit erhalten dürften, ſowohl 
für ſich, als auch für ihre Mitfträflinge Einkäufe zu machen, und 
ſelbſt Inftrumente zur Erleichterung oder Bewirkung ihrer Entweichung 
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zu verfchaffen; fo haben Se. E. k. Majeftät mittelft allerhöchften Hand: 
fhreibens vom 27. Mai I. $. anzuordnen geruht, daß diefes, wenn 
es wirklich beftehet, und daher ſchädliche Folgen nach fich ziehen kann, 
gehörig abgeftellt werde. 

Es wird daher in Folge Hoffanzleidecrets vom 6. d. M., Hof: 
zahl 15586 den F. Kreisamtern ıc. aufgetragen, fich alfogleich von dem 
allfälligen VBeftehen eines ſolchen Mißbrauches bei den Criminalgerich: 
ten die Ueberzeugung zu verfchaffen, und wenn er wirklich beftehen 
follte, denfelben unverweilt abzuftellen. 


e) LSagerflätte der Sträflinge. 
(Siehe Nr. 76 bei diefem Paragraph.) 


S7. Hoffanzleidecret vom 9, Zuli 1835, 3. 14,339 5 n. ö. Reggs. 

Ber. vom 3. Aug. 1835, 3. 41,396, an bie k. k. K. Aemter; bie 

k. kaen. d. Prov, Staatsbuchhaltung, die k. k. Prov. Strafhaus: 
Verw. und den Wr, Magiftrat. 


(Prov. Sefegfamml. für Nied. Oefterr. vom 3. 1835.) 


An Folge einer mit Decret der k. k. oberften Zuftizftelle vom 7. 
December 1815, 3. 1193, (76) den betreffenden E. E. Appellations: 
Gerichten eröffneten allerhöchften Entfchliefung, wurde in Hinficht auf 
die durch die $$. 12 und 13 des Gefegbuches über Verbrechen vorge: 
fchriebene Behandlung der Sriminal- Sträflinge eine Milderung in der 
Art allergnädigit bewilligt, daß 

a) die Lagerftätte der Sträflinge mit Strohſäcken, Leintüchern 
und Strohpölftern, jedoch unter Vorſicht für Neinlichkeit und Sicher⸗ 
heit der Gefängniffe mit möglichfter Sparfamkeit verfehen werde, und 

b) daß den Züchtlingen an Sonntagen eine Fleifhbrühe mit Ein 
Viertelpfund Fleifch nebft einer Mehlfpeife mit Milch und Ein Pfund 
Brot täglich abgereicht werden könne. 

Da nun wahrgenommen wurde, daß die Sträflinge in diefer Hins 
fiht nidht in allen Provinzen gleich gehalten find, fo haben Se. Ma- 
jeftät mit einer weiteren an die FE. E. oberfte Zuftisftelle unterm 20. 
Suni 1835 erlaffenen allerhöchften Entſchließung allergnädigft anzu: 
erden gerubet, daß die Eingangs erwähnte allerhöchfte Worfchrift be: 
züglich der Lagerftätte fogleih in allen Provinzen in Anwen 
dung zu Eommen habe, wenn die-Sträflinge nicht ſchon gemäß frühe: 
rer Verfügung auf diefe Art behandelt werden, und daß auch die aller: 
böchfte Beftimmung wegen der Beföftigung mit Berückſichtigung der 
Landesverhältniffe im Wefentlichen in Erfüllung zu bringen fei, ohne an 
diefe Gattung ‚der Speifen gebunden zu fein. 


SS. Hoflanpleiderret vom 31. Dezember 1835, 3. 34363, an 
das tirofche Gub., Ver, deö legteren vom 28. Jän. 1836, 3- 616. 


87 — S9, 89 
(Prod. Gefegfamml. für Tirol vom 9. 1836. . 


Aus Veranlaſſung einer fpeciellen Anfrage, eb die den Criminal- 
fträflingen mit allerh. Entjchliefung vom 20. Zuni v.3.(8%) aller: 
gnädigft bewilligte Milderung hinfichtli der Fagerftätte auch auf die 
Criminal: Inquifiten und die wegen ſchwerer Polizei » Uebertretungen 
DVerhafteten auszudehnen fei, hat die hohe vereinte Hoffanzlei mit 
Verordnung vom 31. December v. J., 3. 34363, Folgendes eröffnet: 

Da es unbezweifelt in dem Geifte der allerh. Anordnung vom 
20. Zuni gegenwärtigen Zahrs, und in der damit ausgelprochenen 
allerh. Willensmeinung liegt, daß die den Griminal : Sträflingen und 
Züchtlingen allergnädigſt gewährte Milderung in der Zugeſtehung von 
Lagerſtätten mit Strohſäcken, Leintüchern und Strohpolſtern auch den 
Criminal⸗ Inquiſiten, die neh Feiner Strafe verfallen, und deren 
Straffälligkeit noch in Zweifel gefegt ift, zu Theil werde; fo Fann dieſe 
Wohlthat um fo weniger den, wegen fchweren Polizei: Uebertretungen 
BVerhafteten bei dem minderen Grade des Vergehens und der Strafe 
entzogen werden. 

Es kann daher auch Eeinem Anftande unterliegen, die Koften auf 
Beifhaffung der Betterforderniffe aus eben jenem Sonde zu beftreiten, 
aus welchem die übrigen Arreftrequifiten und Erforderniffe beftritten 
werden. 

Hievon wird das E. F. Kreisamt mit Beziehung auf die Guber- 
nial-Berordnung vom 12. Auguft v. 3., 3. 16750, zur weiteren ge: 
eigneten Verfiigung in die Kenntnif gefegt. 


d) Erbaunungsbücder für Sträflinge. 


89. Hoffanzleidecret vom 19. und 31. Jänner 1827, 3.36,020, an 
fämmtl, Länderftellen ;n. 8. Reggs. Ver. vom 7. und 26. Febr. 1827, 
3. 5570 und 9655, an die k. k. K. Aemter, die beiden Gonfifto: 
rien und ben Wr. Magiftrat; Ver. der ob der Enns'ſchen Regg. 
vom 13. Sebr. 1827, 3. 2430 und vom 5. März; 1827, 3. 
4177; Ber. des fteiermärfifhen Gub. vom 2. Febr. 1827, 3. 
2445 und vom 23. Febr, 1827, 3. 4116; tirolifche Gub. Ver. 
vom 27. Febr. 1827, 3. 21385 Ber. des Gub. in Krain vom 
8. Febr, 1827, 3. 2520 und vom 5. Mär; 1827, 3. 3949; 
galizifhe Gub. Ver. vom 23. Febr. 1827, 3. 7565 und vom 
1l. Mär; 1827, 3. 12,678; dann Juſt. Hofder. vom 9. und 
23. Febr. 1827, an fämmtl. Appell. Ger, 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr., Ob. Oeſterr., 
Steiermark, Tirol, Krain, Galizien; dann allg. Zuft. li au 
vom 8. 1897, Niro. 2254 u. 2261.) 


Se. Majeftät haben mit allerh. Entfhliefung vom 16, Ds 


Hausarreft, 
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ber 1826 zu genehmigen geruhet, daß den Verhafteten in den Unter: 
ſuchungs- und Strafhäufern, wenn es der beftellte Seelforger für 
ihren Seelenzuftand erfprießlich findet, geiftliche Bücher zu ihrer Er- 
bauung in die Hände gegeben werden dürfen. 

Jedoch machen es Se. Majeftät den über die Unterſuchungs-Ge— 
fängniffe und Strafhäufer gefegten Behörden und Individuen zur Pflicht, 
unter eigener Verantwortung dafür zu forgen, daß hierbei die gehörige 
Vorſicht beobachtet werde, und die Sträflinge diefe Bücher, die ihnen 
auch an anderen ald Sonn- und Feiertagen erfolgt werden Fönnen, 
nur außer den Arbeitsiftunden, und auf eine folde Art, und nur auf 
fo ange erhalten, daß fie davon feinen Mißbrauch machen Eönnen. 


Der Arreſt fol nicht in Friften vollftredt werden. 


90. Berordnung der k. k. Central: Organifirungs Hofcommiffion 
vom 20. Suni 1817, 3. 7352; tirol’fche Gub, Ver, vom 10. Zuli 
1817, 3. 17,002. 


(Prov. Gefegfamml. für Tirol vom &. 1817.) 


Die E k. Gentral= Organifirungs» Hofcomiffien hat unterm 20. 
Suni, 3. 3752 — 1409, der Landesftelle zu erinnern befunden, daß 
wohl ein kurzer Gorrectiondarreft von 24 — 48 Stunden auf arbeits: 
freie Tage übertragen werden Fonne, daß aber eine über ſchwere Poli: 
zei = Uebertretungen gefeglih ausgefprochene Arreftftrafe von längerer 
Dauer fih nicht unterbrechen lafle, fondern, wenn fie einmal ange- 
fangen bat, unausgefegt vollzogen werden müffe. Welches dem k. k. 
Kreisamte zur Wiffenfhaft und VBenehmung bei allenfälligen Straf: 
milderungsanträgen eröffnet wird. 


91. Nieder:Defterreihifhe Regierungs-VBerordnung vom 14. Au: 
guſt 1844, 3. 10,270, an die k. k. K. Aemter. 
Die Abtheilung des Strafarrefted kann nicht willfürlich eintreten, 


weil diefe Abtheilung der Strafe eine Milderung für den Snculpirten 
ift, die als ſolche nicht in dem Bereiche der erften Inſtanz liegt. 
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Außer diefen beiden Graben des Arreſtes kann auch 
auf Hausarreft, entweder gegen bloße Angelobung ſich 
nicht zu entfernen, oder mit Aufitellung einer Wache er: 
fennet werden. Der Hausarreft verpflichtet den Verur— 
theilten fi unter feinem Vorwande vom Haufe zu ent: 
fernen, bei Strafe, die noch übrige Arreftzeit in dem 
öffentlichen Verhaftorte zu vollftreden. 


90 — 93. 9 
$. 14. 


Die Eürzefte Dauer des Arreftes ift von vier und Dinge unb His 


zwanzig Stunden ; die längfte von ſechs Monaten. Xrreftes, 
Berehnungsart des Arreftesnah dem Kalender. 


(Siehe das HofkangleisDeeret vom 15. November 1821 beim $. 442.) 


92. Juſtiz⸗Hofdecret vom 7. Mai 18919, an das galizifche Appel: 
lations-Gericht. 


(Allg. Zuft. Geſetzſamml. vom Jahre 1819, Nr. 1558.) 


Ueber die Frage, ob den Sriminalfträflingen die Monate ihrer 
ausgeftandenen Strafe nach dem Kalender oder nady Ausmaß ded bürs 
gerlihen Geſetzbuches gerechnet werden follen, hat man feftzufegen be= 
funden, daß bei Ausmeffung der Strafzeit die Kalenderberechnung zu 
beobachten fei. 


$. 13. 


Die Strafe der Förperlichen Züchtigung wird nur Kreide 
bei dem Dienftgefinde, ben Hanbiorrlsgeellen, und den: Ber "verfelen 
jenigen Bollöclaffen angewendet, die ihren Unterhalt "et 
von Tag zu Tag erwerben, denen alfo ein Arreft auch 

von wenigen Tagen an ihrer Ermwerbung, und dem Un— 

terhalte der Shrigen Schaden bringen wuͤrde. 


(Siehe aud) die bei $. 16 abgebrudten Novellen.) 


Die Strafe der körperlichen Zuhtigung findet aud 
bei Unterthansföhnen Anwendung. 


93. Hoffanzlei-Decret vom 19, September 1818, 3.18,784 5 n. ö. 
Reggs. Ver. vom 8. Oct. 1818, 3. 39,396, an die vier K. Aem— 
ter, den Wr. Magiftrat und bie f. k. Stabthptmannfdft. 


(Diefe Worfchrift wurde in Folge Hoffanzlei-Decrets vom 22, Mär; 
1821, 3. 7501, mit galizifhem Sub. Der. vom 24. April 1821, 
3.17,874, den dortigen Ar. Aemtern befannt gegeben.) 


(Polit. Gefegfamml. für Galizien vom Jahre 1821.) 


Die F. E. Hoffanzlei hat über die von der Regierung in einem fpes 
ziellen Falle an diefelbe geftellte Anfrage, cb auch Unterthansföhne bei 
begangenen ſchweren PolizeisUebertretungsfällen mit Stockſtreichen ge- 
züchtigt werden dürfen, mit Decret vom 19. Sept. I. 3. Folgendes 
anher eröffnet: 

Wenn in dem $. 15 II. Ihl. des St. G. gewiffe Slaffen genannt 
find, bei denen die förperlihe Zuchtigung Anwendung findet, fo deutet 
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diefes keineswegs auf Geringfhägung diefer und auf Begunftigung an- 
derer nicht dort erwähnter Slaffen,, fondern der Geift des Gefeges beab: 
ſichtet offenbar eine fchonende Rückſicht gegen Erftere. Dieß zeigt auch) 
beftimmt der Schluß des $. 15, wo es heifit, daß die Förperliche Züch- 
tigung darum bei jenen Slaffen zu verhängen fei, weil ein Arreft auch 
ven wenig Tagen ihren eigenen Erwerb und den Unterhalt der Ih: 
rigen benachtheiligen würde. Nach diefer Anficht und den Beftimmun: 
gen des $. 15 unterliegen Bauern- und Kleinhäuslersföhne, wenn fie 
in dem alle find, ihren Unferhalt von Tag zu Tag zu erwerben, ohne 
Anftand der Förperlihen Züchtigung. Was weiters jene Bauern- und 
Kleinhäuslersföhne betrifft, welche ihren Unterhalt nicht aufer dem vä- 
terlihen Haufe erwerben, fendern von ihren Eltern unterhalten wer: 
den, und um die es fich hier eigentlich zu handeln fcheinet ; fo find 
ſolche im väterlihen Haufe lebenden Söhne vellfommen dem Dienftges 
finde gleichzuftellen, da fie gleich diefem die im Haufe und in der Wirth: 
fhaft vorfallenden Arbeiten gegen Abreichung des Unterhalts, worin 
auf dem Lande der Cohn meiftens befteht, verrichten. Ueberdieß hat 
die Anwendung der Förperlihen Züchtigung ftatt der Arreftftrafe bei 
dem Dienftgefinde vorzüglich den Dienftgeber im Geſichte, um ihm 
das Gefinde, deffen er bedarf, nicht zu entziehen, und der Bauer oder 
Kleinhäusler würde durch die Entziehung feiner zum Wirthfchaftäbetriebe 
versbendeten Söhne nicht minder, wie andere Dienftgeber,, ja oft fogar 
noch mehr, als diefe geftraft fein, wenn es fich eben um dringende, auf 
eine beftimmte Zeit befehränfte Arbeiten handelt. 


Keine Anwendung findet die Strafe der förverliden 
Züchtigung: 


a) Auf Angeſtellte der Gränzwache. 


Yan. HoffanzleisDecret vom 4. Juli 1833, 3. 15,043 an fämmtl, 
Länderftellen ; n. 6. Rggs. Ver. vom 29. Juli 1833, 3. 40,619 
an bie ka k. K. Aemter, die £. k. Pol. Ob. Dir,, den Masgiftrat 
und die Dominien inner ben Linien; Note an die E, k. Gaal. Gef. 
Verw.; ob der Enns'ſche Rggs. Ver, vom 27. Juli 1833, 3. 
22,013 ; fteiermärf’fche Gub, Ber, vom 28. Zuli 1833, 3. 11,892 5 
tirol’fche Gub. Ver, vom 8. Aug. 1833, 3. 16,731; Laibacher 
Gub. Eurr. vom 3. Aug. 1833, 3. 16,807; böhmifche Gub. 
Ver. vom 8. Aug. 1833, 3. 34,195 ; galizifche Gub. Ver, vom 
27. Aug. 1833, 3. 46,471. 
(Aug. polit. Gefegfamml., dann Prov. Geſetzſamml. für Nied. Des 


fterr., Ob. Oeſterr., Steiermark, Tirol, Krain und Kärnthen, Böh— 
men und Galizien vom Sahre 1833.) 


Aus Anlaß eines vorgefommenen Falles wird zur Darnachachtung 
bekannt gegeben, daß die Angeftellten der Gränzwache nicht unter jene 
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Andividuen zu zählen find, bei welchen nach dem Wertlaute des $. 15 
des Strafgefeges II. Theil die Strafe der Forperlichen Züchtigung mit 
Stock ſtreichen einzutreten hat. 


b) Auf Urlauber, 


95. Hoffanzlei:Decret vom 7. Juni 1839, 3. 13,493, an fämmtl, 
Länderftellen mit Ausnahme von Venedig, Dalmatien und Mai- 
land ; n. 5. Rggs. Ver. vom 22. Jun! 1839, 3. 35,685, an 
den Hrn, Stadthptmann, die vier k. k. K. Aemter und die Domi- 
nien in Wien; ob der Enns'ſche Rggs. Ver. vom 22. Juni 1839, - 
3. 18,526; fteiermärf’fche Gub. Ber. vom 29. Juni 1839, 3. 
10,516; tirol’fhe Gub. Ber. vom 6, Juli 1839, 3. 14,863; 
Laibacher Sub. Ver, vom 27. Juni 1839, 3. 14,566; Ber. 
bed mährilch » fchlefifchen Gub. vom 6. Juli 1539, 3. 23,791; 
Ber. des böhmifchen Gub, vom 23. Juni 1839, 3. 34,768; 
Ber. des galizifchen Gub. vom 9. Zuli 1839, 3. 42,998. 


(Ag. polit. Gefegfamml. und Prov. Gefegfamml. vom 3. 1839 für 
Nied. Defterr., Ob. Defterr, Steiermark, Tirol, Krain und Kärn- 
then, Mähren, Böhmen und Galizien.) 


Der E. k. Hoffriegsrath hat nad) deifen Eröffnung vom 18. Avril 
I. 3. in der, in Abfchrift beifolgenden Circular- Verordnung vom 23. 
November 1837, Nr. 1908 geyen alle Fommandirenden Generäle den 
Wunfh ausgefprohen, daß die der Gefundheit und dem Ehrgefühle 
der Soldaten fchädliche Strafe der Stoditreiche, fo weit ed ohne Abs 
bruch der Disciplin gefchehen kann, nur in denen durch das Neglement 
vorgefchriebenen Fällen, wenn nämlich entweder das Vergehen enteh- 
rend, oder aber der Mann nicht anders zu beffern it, angewendet, 
folglich die Verhängung diefer Strafe, fo viel es nur immer die Ber 
fhaffenheit des Vergehens zuläßt, befchränft werde. 

Diefe Verfügung des k. k. Hoffriegsrathes hat auch in der That 
einen günftigen Erfolg erhalten. 

Allein aus Anlaß eines fich ergebenen fpeziellen und zur Kenntniß 
des k. k. Hoffriegsrathes gekommenen Falles, wo ein beurlaubter Ge: 
meiner, wegen eined auf Urlaub begangenen nicht bedeutenden Erceifes, 
durch das betreffende Oberamt mit 15 Stoditreihen bejtraft worden 
ift, — hat die gedachte Hofitelle die Beforgniß geäußert , daß die An— 
wendung der Stodftreihe bei Beurlaubten durch Civil-Behörden, wels 
che eben fo wenig auf die militärifcher Seits fo zweckmäßig eingetre- 
tene Befchränfung der Stockſtreiche auf entehrende Vergehen, oder er: 
wiefene UnverbefferlichEeit, ald auch auf die frühere Conduite des 
Mannes, und feine eventuell durch ein längeres guted Betragen in 
feiner Truppe erworbene Stellung Rückſicht nehmen dürften, im direc- 
ten Widerfpruche mit der Abficht des Hoffriegsrathes ftehen, und in 
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jeder Hinficht auf das Ehrgefuhl der Mannfchaft die ſchädlichſten ol: 


gen haben müſſe. 

Da nun in dem, in Folge einer a. h. Entfchliefung vom Jahre 
1803 in Betreff der Zurisdiction über die beurlaubte Militärmannfchaft 
erlaffenen hierortigen Decrete vom 9. Sept. 1803, 3. ’5°12Aaır, die 
Weiſung ausdrüclich enthalten it, daß die den Obrigfeiten bei gerin- 
gen Vergehungen und Uebertretungen von Polizeivorfchriften einbe- 
raumte Gorrection, fi nur auf einen Verweis, oder auf einen Arreft 
durch einige, höchſtens acht Tage, niemals aber auf Stockſtreiche, Ger 
meindearbeit oder fonftige Strafe am Leibe fi) zu erſtrecken hat; und 
bei der Wichtigfeit der von dem kak. Hofkriegsrathe hier gehegten Ab— 
fiht, fo wie in der Erwägung, daß legtere — bei der großen Zahl 
der Beurlaubten und bei der längeren Dauer ihrer Beurlaubung — 
durch die den ebigen Directiven nicht entfprechende Anwendung ber 
Stockſtreiche von Seite der Obrigfeiten, offenbar, wo nicht verloren 
ginge, doch wefentlich gehemmt würde: wird der Landesſtelle aufgetra- 
gen, die Ortsobrigfeiten Durch die Kreisämter anweifen zu laffen, daß 
fie fih nah Zulaffung der Gefege bei Verhängung der Stod: 
ftreiche bezüglich der beurlaubten Militärmannfchaft im Sinne und 
Geiſte des Dienftreglements, und rückjichtlic” der oberwähnten hof: 
Eriegsräthlichen Circular-Verordnung zu benehmen, und wo es gefeg- 
lich thunlich ift, der Strafe der Stockſtreiche nach Anordnung des ger 
dachten HofkanzleisDecretes vom 9. Sept. 1803 eine das Ehrgefühl 
minder beeinträchtigende Strafe zu fubftituiren haben. 


Beilage. 


Hoffriegsräthliches Präfidial:Schreiben an ſämmtl. fommandirende 
Generäle dd. 23. November 1837, Nr. 1908. 


Da nad dem Dienftreglement das unabweichliche Syſtem der Sub⸗ 
ordination die Seele der ganzen Kriegsmacht, das Grundgefeg der Mi- 
litärdiscipfin und die Grundlage des Dienftes ift, fo muß zwar der 
Dbere, um feinen Befehlen Gehorſam zu verfchaffen, ſich aller zur Er» 
haltung diefes Syſtems führender Mittel bedienen. Diefe Mittel befte: 
hen aber hauptſächlich in einer vernünftigen, wohlwollenden Leitung der 
Untergebenen, welche nach WVorfchrift des Neglements nur dann durch 
Verhängung gelinder Strafen zu unterftügen ift, wenn auf den Mann 
feine Vorftellungen und Verweife mehr wirken, und zur Anwendung 
der Stockftreiche foll nur dann gefchritten werden, wenn das Vergehen 
entweder entehrend, oder der Mann nicht anders zu beifern ift. Der 
Soldat foll, was das Reglement will, ein Ehrenmann fein, und alfo 
Ehrgefühl befigen. Die häufige Anwendung der Stocftreihe ftumpft 
aber diefes Ehrgefühl, diefen wahren militärifchen Geift ab, und da der 
Hofkriegsrath wahrgenommen hat, daß die Strafe der Stockftreiche nicht 
tebiglich in denen im I. Thl. des Neglements Seite 33 und 86 aus⸗ 
gedruckten Ausnahmsfällen, fondern mit Sintanfegung der gelinderen 
Strafarten gleich anfänglich bei minder wefentlichen Dienftverfehen ans 
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gewendet wird, fo find alle mit dem Disciplinarftrafbefugniß verfehes 
nen Commandanten, fo wie überhaupt alle Offiziere anzumweifen, dafi 
fie vor Allem ihren Untergebenen Neigung und Zutrauen einzuflößen 
trachten,, fi um fie mehr, als es gewöhnlich gefchieht, befümmern, 
und ſich ihnen mehr ernit=freundlich nähern, ihre Ueberwadhung nicht 
lediglid den Unteroffizierd überlaffen, fendern fie mit diefen theilen, 
im Falle eines Dienitverfehens anfänglich durch angemeffene Vorftel: 
lungen oder Verweife auf ihr Ehrgefühl einwirken, vor Anwendung 
der Stodjtreihe, wenn ja eine Beſtrafung eintreten müßte, die im 
Reglement angedeuteten gelindern Strafen erfchöpfen, und wenn fie 
endlich die Strafe der Stockftreihe für nothwendig erachten follten, 
auf die phyſiſche und moralische Individualität des zu Beftrafen- 
den Nückjicht nehmen, und nicht wähnen follen, daß immer das Ma— 
rimum der Strafe angewendet werden muf. 

Das hier Gefagte ift zwar nur eine Wiederholung der die Be: 
handlung und Ausbildung des gemeinen Mannes umfaffenden Negle: 
mentsvorfchrift. Allein, nachdem der Hoffriegsrath wünfcht, daß die 
der Gefundheit und dem Ehrgefühle des Mannes fchädliche Strafe der 
Stocftreiche, fo weit ed ohne Abbruch der Disciplin gefchehen Fann, nur 
in den durdy das Neglement vorgefehenen Fällen angewendet, daß der 
Soldatengeift, nämlich das Ehrgefühl der gemeinen Mannfchaft, erho- 
ben, und der Esprit de Corps in der Armee fichtbar erhalten werde: 

So haben Eurg ꝛc. ıc. diefen Befehl ſämmtlichen Sommandanten 
zur Kenntniß zu bringen, die Ueberwachung, daß die Strafe der Stod: 
fireiche nur im runde der Neglementsvorfchrift angewendet werde, 
den betreffenden Vorgefegten aufzutragen, und insbefondere zu verfü- 
gen, daß die Herren Negimentscommandanten, die Herren Brigadiere 
bei Bereifung der Regimenter und bei Mufterungen diefem Gegen: 
ftande mittelft Einficht in die Conduitliſten und Strafertracte ihre Auf: 
merkjamfeit widmen, und wo fie es für nothiwendig erachten, dem be: 
treffenden, mit dem Disciplinar» Strafrecht verfehenen Commandanten 
die angemeffenen Belehrungen und Weifungen ertheilen. Der Hof- 
Friegsrath würde es mit befonderer Zufriedenheit wahrnehmen, wenn 
die Offiziere die gegenwärtige Ruhezeit benügten, die Mannfchaft auf 
den Weg eines moralifch guten Lebenswandels, als die [don von den 
alten Feldherrn anerkannte vorzügliche Eigenfchaft eines rechtfchaffenen 
Kriegsmannes zu leiten. 


e) Auf Banernwirthe. 


96. Hofkanzlei:Decret vom 26. März 1819, 3.9232 ; galizifche 
Sub. Ver. vom 13. Mai 1819, 3. 19,865. 


Der $. 15 St. ©. B. II. Thl. lautet wörtlih : Die Strafe der 
förperlichen Züchtigung wird nur bei dem Dienftgefinde, ben Hand⸗ 
werfögefellen und denjenigen Wolksclaffen angewendet, die ihren Un⸗ 
terhalt von Tag zu Tag erwerben, denen alfo ein Arreft aud von we⸗ 
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nigen Tagen an ihrer Erwerbung und dem Unterhalte der Ihrigen 
Schaden bringen würde, 

An Gemäßheit diefes Gefeges Fonnen demnach die Bauernwirthe 
der Förperlichen Züchtigung in ſchweren Polizei-Mebertretungsfällen nicht 
unterliegen. 


$. 16. 


Vollſtredung Dieſe Strafe beſteht bei dem männlichen Geſchlechte 
ihen Yan in Stockſtreichen, bei dem weiblichen, und Jünglingen un— 
en ter achtzehn Jahren in Ruthenſtreichen. Sie kann mit 
Zünglingen. einem Male die Zahl von fünf und zwanzig Streichen 

nicht überfteigen, und wird nie öffentlich vollzogen. 
Vorfiht bei Zuhtigung von Weibsperfonen. 
(Siehe den $. 438 und die dafelbft abgebrudten Novellen.) 


Befeitigung der männlichen Zeugen und Vollftrefung 
durh Weibsperfonen. 


97. Hoffanzlei:Decret vom 2. April 1812, 3. 4433 5; Ver. des 
böhmifchen Gub. vom 22, Suli 1819, 3. 32,404; dann Quft. 
Hofder. vom 24. April 1812 an das böhmifche Appell. Gericht, 


(Prev. Gefegfamml. für Böhmen vom Jahre 1819 ; dann allg. Zuft. 
Sefegfamml. vom Zahre 1812, Nr. 986.) 


Da der Fall vorgefommen it, daß eine Inquiſitin aus Anlaß 
einer begangenen fchweren Polizeisllebertretung von einem Manne in 
Begenwart mehrerer männlicher Zeugen auf entblößten Hinterleib mit 
Nuthenftreichen gezüchtigt worden ift; fo wird den k. Kreisämtern be= 
deutet: daß in Folge des F. k. Hofkanzlei:Decretes vom 2. April 1812, 
Hofzahl 4433 über die Frage, ob die Zuchtigung der weiblichen Sträf: 
linge mit Nuthenftreihen auf den blofen Leib, über dad Hemd oder 
über leinene Beinkleider vollzogen werden foll? diefer Candesftelle er- 
öffnet wurde: daß die k. k. Hoffanzlei in der Nückjiht, weil das 
Strafgeſetz hierüber Feine Beftimmung enthält, mit der E. k. oberiten 
Quftizftelle darin übereingefommen fei, daß die Züchtigung der weibli- 
hen Sträflinge mit Nuthenftreichen zwar auf den bloßen Leib, jedoch 
nad) der im Wiener Zucht und Polizeihaufe eingeführten Uebuna nur 
von Perfonen gleichen Gefchlechts und den Commiſſär ausgenommen, 
mit Bejeitigung alles männlichen Zutritts, vollzogen werde. 


VBertagung der Zuhtigung im Allgemeinen wegen 
Kranfpeit, 


98. Juſtiz-⸗Hofdecret vom 19. Juli 1811, an das böhmifche 
Appellationd:Gericht, 


(Ag. Zuft. Geſetzſamml. vom Zahre 1811, Nr. 951.) 
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Eine mittelft Urtheiles zu einer beftimmmten Zeit zuerfannte, an 
dem Sträflinge zur beftimmten Zeit Krankheits wegen nicht vollzieh- 
bare Züchtigung Fann allerdings zu einer anderen Zeit, nach geho- 
benem Hinderniffe, während der Dauer der Strafe nachgeholet 
werden; wobei es fich jedoch von felbft verfteht, daß das Gericht oder 
das Auffichtöperfonale fich überzeugen müſſe, daß die Züchtigung ent: 
weder wegen den Folgen der Krankheit, oder wegen der vielleicht zu 
nahe bevorftehenden wiederkehrenden Züchtigung, der Gefundheit des 
Sträflings nicht nachtheilig, oder eine unnüge Härte fein würde, in 
welchem Falle darüber hinaus zu gehen if. Hat aber der Sträfling 
feine Strafzeit vollitreckt ; fo kann von einer ſolchen nachträglichen Züch— 
tigung in Feiner Urt mehr eine Rede fein. 


Subftituirung der Ruthenftreiche ſtatt Stockſtreichen. 


99. Juſtiz-⸗Hofdecret vom 28. Auguft 1812, an das n. ö. Appel: 
lations- Gericht. 


(Aug. Zuft. Gefegfamml. vom Jahre 1812, Nr. 1003.) 


Es unterliegt Feinem Anftande, daß den Stockſchlägen, wenn 
folhe wegen Eörperlicher Befchaffenheit nicht angewendet werden kön— 
nen, Nuthenftreiche fubitituirt werden dürfen, jedoch ift vorläufig im— 
mer durch ärztlihen Befund zu erheben , ob ſolche chne Nachtheil der 
Geſundheit des zu Züchtigenden angewendet werden Fönnen oder nicht. 


Auffhiebung der Vollftrefung der Züchtigung bei 
Schwangeren. 


(Siehe den $. 439.) 


Der Zühtigung mit Streihen hat eine vorläufige 
Befihtigung und Beurtheilung eines Leib- oder 
Wundarztes vorauszugehen. 

(Siche $. 329. I, Ihl. des St. G. 8.) *) 


*) Anmerkung. InMauder's Handbuch zum öfterreihifchen Strafgefeh: 
buche über Verbrechen find zwei Erläffe des n. öfterr. Appell, Gerich— 
tes an das Wiener Griminalgeriht vom 22. Juli 182% und 22. Det. 
1822 aufgeführt, zu Folge welcher in dem ärztlichen Gutachten die Ur: 
face anzugeben ift, aus welcher ber Unterfuchte zur Züchtigung nicht 
geeignet ift, und auch bie Zahl der Stock. oder Ruthenſtreiche beſtimmt 
angegeben fein muß , welche der Inquifit nach feiner körperlichen Be: 
fhaffenheit ertragen kann. Obgleich der Natur der Sache nad) biefe 
Borfhrift im U. Thl. des St. G. B. ihre volle Anwendung finden 
bürfte, fo glaubte ich dennoch in biefer einzelnen Weifung eines Ober: 
gerichtes an ein Griminalgericht nicht hinreichenden Anlaß zur Auf⸗ 
nahme in diefes Handbuch zu finden, Es wirb übrigens in ber Praris 
wenigftens beim Wr. Magiftrate über ſchwere PolizeisUebertretungen 
ohnehin das gleiche Verfahren beobachtet, ohne daß ich jedoch hierüber 
eine beftimmte Vorſchrift aufzufinden vermochte. 


Lügenau’d Gefegfammlung. I. Bd. 7 


Abſchaffung. 
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Beftimmung ber Individuen zur Vollftrefung ber 
Züdhtigung bei weibliden Sträflingen. 
100. Hoffammer:Decret vom 22, October 1812. 
(Bon Zimmerl's Handbuch 3. Thl.) 
Einverſtändlich mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei wird jenen 
Weibsperſonen, welche in Ermanglung eines dazu geeigneten Gefan— 
genwarterweibes zur Züchtigung der weiblichen Sträflinge oder In» 


quiſitinnen eigens aufgenommen werden, für den jedesmaligen Vollzug 
ein Lohn von 30 Kreuzer Wiener Währung bewilligt. 


101. Hofkammer-Decret vom 4. Auguſt 1813. 
(Von Zimmerl's Handbuch 3. Thl.) 

Im Einverſtändniſſe mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei wird 
hiemit bewilliget, daß zur Züchtigung der weiblichen Inquiſiten und 
Sträflinge mit Ruthenſtreichen vorzüglich die tauglichſten Weiber der 
Gefangenwärter gegen Abreichung des mit hierortiger Entſchließung 
vom 22. Oct. 1812 (100 ) geſetzlich beſtimmten Lohnes von 30 Kreu⸗ 
zern verwendet werden ſollen. 
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Die Abfhaffung aus einem Orte, oder aus einer 
Provinz findet Statt gegen öſterreichiſche Unterthanen, 
auf beftimmte, nah Beſchaffenheit der Uebertretung und 
Umftände, auch auf unbeftimmte Zeit. Auf Abfchaffung 
aus den fänmtlichen Provinzen des öfterreichifchen Staa: 
tes kann nur gegen Fremde erkannt werden. 


(Siehe auch $$. 81 und 82 I. Thl. St. ©. 8.) 


Fälle der Verhängung ber Abfchaffung aus ſämmtlichen Rändern des öfter: 
reihifchen Staates find in den $$. 49, 64, 70, 71,78), 99, 110, 218, 220, 
229, 259 und 266 enthalten. 


Die Vereplihung allein ift Fein Grund zur Nachſicht 
der Abfchaffung. 


102. Hoffanzleis:Decret vom 12. April 1805, 3. 7247, an 
bie n. ö. Regg. 3. 12,282. 
(Kropatichef'd Geſetzſamml. vom Jahre 1805.) 
Da einerfeits ohnehin nur wenige ſchwere Polizei-Hebertretungen 
in ben neuen Gefegbuche ausgezeichnet find, worauf die Abfchaffung ver- 


hängt ift, und andererfeitd der $. 438 den obern Behörden ohnehin 
das Necht der Strafmilderung in mehreren Ballen, und in manden 
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felbft der gänzlichen Erlaffung der Strafe einräumt, bei Ausmeſſung 
der Strafen aber, die Gefeggebung nur nach allgemeinen Beltimmun- 
gen verfügen, und nicht perfönliche einzelne Verhältniffe und Uinftände 
berücfjichtigen kann; fo findet der von der Regierung in dem Bericht 
vom 21. Febr. d. J. gerügte Zweifel, wegen Abſchaffung bei verhei- 
rateten Perfonen fhon in dem erwähnten $. 432, vermöge welchem 
bei Milderung der Strafe auf das Zufammentreffen mehrerer mildern: 
der, oder auf das Eintreffen erheblicher, von dem Gefege nicht vorgefe: 
hener Umftände, Rückſicht zu nehmen ift, feine Richtung, und will 
man die Regierung nur dahin aufmerffam machen , daß der Umſtand 
des Verehlichtfein nicht ſtets, noch für ſich allein, fondern nur bei 
Zufammentreffen mehrerer Umftände, als ein Grund zur Nachſicht 
der Abfchaffung anzunehmen fei, jedoeh immer mit genauer Beob: 
achtung der im $. 43% vorgefchriebenen Bedingungen. 


Die Abfhaffung aus dem Geburts: oder Zuftändigfeits: 
Orte wegen [hweren Polizei-Uebertretungen findet 
Statt. 


103. Hoffanzlei-Decret vom 12. November 1818, 3. 25,143; 
fteiermärkifche Gub. Ver. vom 2. Dez. 1818. 


Ueber die Anfrage, ob ein ſchw. Polizei-Uebertreter aus dem Ges 
burts: oder Zuftändigkeitsorte abgefchafft werden Fonnte, wird dem 
Gubernium bedeutet, ſich Fünftig nach der ausdrücklichen Worfchrift 
des 8.259 St. G. B. II. Iheiles um fo genauer zu benehmen, als die 
Öefeggebung die von der Landesftelle aufgeftellten Rückſichten, welche 
bei fehr vielen Verurtheilten diefer Art ganz diefelben find, bereits in 
gehörige Erwägung gezogen hat. Der geäußerten Beſorgniß einer auf 
dem flachen Lande Statt habenden geringeren Polizeiaufficht, Fann 
übrigens durch gehörige Ausfüllung des Schubpaffes und durch eine 
zweckmäßige Erinnerung an die Polizeibehörde des Fünftigen Aufent: 
haltsortes der Abgefchafften wirkjam begegnet werden. 


Die Abfhaffung gegen Inländer aus Polizeirüdficd: 
ten aus dem Zuftändigfeitsorte findet nidht Statt. 


104. HofkanzleisDerret vom 21. März 1838, 3. 6407; 
Reggd. Ver. vom 12. April 1838, 3. 18,134, an den ®r. 
Magiftrat. 


Die in einem fpeziellen Falle von der Regierung ausgefprochene 
Anficht, daß hierher zuftändige Perfonen niemals aus Polizeirückſichten 
von bier abgefchafft werden Fönnen, wurde mit: dem citirten hoben 
Hofkanzlei⸗Decrete ald gehörig begründet zur Nachricht — 
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Abfhaffuna der Ungarn aus ſämmtl. confcribirten 
Ländern findet nicht Statt. 


105. Hoffanzlei:Decret vom 7. Mai 1841, 3. 13,283; n. 6. 
Reggs. Ber, vom 23. Suni 1841, 3. 28,126, an die Hrfchft. 
Schotten, 


In einem fpezielen Zalle, wo gegen einen wegen Spielen eines 
verbotenen Spieles verurtheilten Ungarn die Abfchaffung aus ſämmtl. 
confcribirten Erbländern verhängt wurde, hat die h. Hoffanzlei diefem 
Theile des Urtheils Feine Folge gegeben, weil wider dieſes nach Ungarn 
zuftändige Individuum die Abichaffung aus den Erblanden nach $. 266 
nicht verhängt werden fann; eine Abihaffung aus ſämmtl. conferi: 
birten Erbländern aber in diefem Gejegesparagraph nicht gegründet ift. 


Am Urtheile muß ausgedrüdt fein, ob die Abſchaf— 
fung als Strafe oder aus Polizeirudfiht verhängt 
wird. 


186. Nieder:öfterreichifcher Negierungs » Befcheid vom 29. No- 
vember 1804, 3. 787, an den Wr. Magiftrat. 


Um jedech für die Zufunft derlei gegen fo manche mehr oder we: 
niger ſchuldloſe Nevertenten zu unbilligee Härte Anlaß gebende Be: 
griffsverwechslung von gefeglicher Abichaffung, die nah dem $. St 
11, Thl. ©t. ©. 8. ald Strafe Statt findet, und der blos polizei: 
mäßigen Entfernung zu vermeiden und alle Unvdeutlichkeit künftig zu 
befeitigen, fo hat der Magiftrat von nun an, wenn auf die Entfernung 
eines Inquifiten erfannt wird, in dem Urtheile und Erkenntniſſe beftimmt 
auszudrüdfen, eb folhe ald von dem Geſetze ausdrücklich angeordnete 
Abſchaffungsſtrafe, eder blos aus Polizei: Hinfichten erkannt werde. 

Politifhde Verfügung bei Erequirung der Abſchaf— 
fung aus dem Zuftändigfeitsorte. 
10%. Nieder:öfterreihifche Regierungs: Verordnung vom 10. Mai 
1839, 3. 13,318, an die &E. K. Aemter, die &,8. Pol. Ob. Dir., 
den Wr, Magiftrat und die Hrfchftn. Schotten, Lichtenthal und 
Hundsthurm. 


(Prov. Geſetzſamml. für N. Defterr. vom Jahre 1839.) 


Wenn die Obrigkeiten in Wien oder auf dem flachen Lande in die 
Cage fommen, in Gemäfiheit des II. Thls. des Strafgefegbuches Indi- 
viduen felbft von den Orten abzuſchaffen, wehin fie vermöge ihrer eige- 
nen Heimatsrechte oder als verehlichte Brauensperfonen, vermöge der 
Domicilsrechte ihrer Gatten zuftändig find, ift denfelben ein auf die 
Dauer der Abfchaffung lautender Paß oder Certificat zu ertheilen, um 
diefelben hierdurch während der Zeit der ihnen gerichtlich auferlegten 
Abwefenpeit von ihrem Zuftändigkeitsorte vor denjenigen polizeilichen Ans 
ftänden zu fichern, denen fie fonft durch Ausweislofigkeit ausgefegt wären. 
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An diefen Paf oder Certificat ift der Funftige Aufenthaltsort des 
Abzufchaffenden nur dann einzufchalten, wenn er denfelben felbit an- 
jugeben in der Lage ift. 

Die Obrigkeiten des flachen Landes haben jedoch die auf einen 
beftimmten Ort lautenden Päffe oder Certificate abgefchaffter Indivi« 
duen niemals auf die Stadt Wien audjufertigen. . 


Vorlage von Tabellen über die aus fämmtlidenErb- 
ländern abgefhafften Ausländer. 
(Siehe bie bei $. 44% abgebrudten Rovellen.) 


Abfhaffung der ohne Bewilligung verehlidten 
Auden. 


108. Hofkanzlei-Decret vom 4. September 1817, 3. 20,697, 
an das böhmifche Gubernium, 


Ueber die Frage, ob nah dem $. 33 des Judenpatents gegen 
die ohne Bewilligung verehlichten Zuden mit der Abfchaffung aus den 
fämmtlichen Provinzen des öfterreihiihen Staates vorgegangen, oter 
ob fih nach dem mit diefem F. im Widerſpruch fiehenden 17. $. des 
Strafgefegbuches IT. Theils benemmen, femit hierdurch nur gegen 
fremde Juden auf diefe Abihaffung erfannt werden fc, wurde feft- 
gefegt, daß der $. 17 des Strafgeſetzbuches IL. Theils auf die gefeg- 
widrige Verehlichung der Juden Feine Anwendung habe, weil er auf 
jene Abfchaffungen aus den fänuntlichen öfterreihifchen Provinzen Be- 
zug nimmt, die ald Strafe bei ſchweren Polizei:Uebertretungen vers 
hängt werden. Dagegen ift aber der $. 33 des Judenpatents vom 2. 
Auguft 1797 als eines eigenen für ſich beftehenden, mit dem IE. Theil 
des Strafgefegbuches in Feiner Verbindung ſtehenden Geſetzes, weder 
abgeändert, noch aufgeheben, fondern bleibt in veller Kraft. 


F. 18. 


Die hier aufgezählten Strafarten werden auch ver: 
ſchärfet. Eine Verfhärfung im Allgemeinen ift, mann 
von den einzelnen Strafen mehrere vereiniget erden. 
Sie hat jedoch nur in denjenigen Fällen Statt, für wel— 
he, und nad) dem Maße, mie fie in dem gegenmärtigen 
Geſetze beftimmet ift. 


$. 19. 


Der Arreft insbefondere wird verfchärft : 
a) durch Eöcperlibe Züchtigung ; 


(Siche die $$. 15 und 16 fammt Novellen.) 


Ver ſchaͤrfung 
der Strafen. 


Verſchãrfun⸗ 
gen des Arreſtes. 
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b) durch Faſten; 


(Siehe $. 20) 
ce) durch öffentliche Audftellung; 


(Siehe $. 21 fammt Novellen.) 


d) durch fchmerere, oder 
e) öffentlihe Gemeinde-Arbeit. 


Die öffentlide Arbeit fann niht in Hausarbeit ums 
gewandelt werden. 


109. Zuftiz.Hofdecret vom 17. Mai 1805, an das Lember: 
ger Appellationd:Gericht, 


(Ag. Zuft. Gefegfamml. vom 3. 1805 Nro. 729.) 


Obgleich nach dem $. 17 des Strafgefeges die üffentliche Arbeit 
nicht in eine Hausarbeit abgeändert werden follte, können dennoch auch 
folhe Sträflinge, welche zur öffentlichen Arbeit verurtheilt worden 
find, zum Beſten des Strafhaufes und der Sriminals Fonde zu den 
geringeren Hausarbeiten verwendet werden, wenn andere mindere 
Sträflinge nicht in zureichender Zahl vorhanden find ; mit der Vor: 
ficht jedoch, daf fie immer wenigftens einige Male in der Woche zur 
öffentlichen Arbeit verwendet werden, und auf foldhe Art der Zweck 
der Strafverfehärfung und des abfchredfenden Beiſpieles nicht vereitelt 
werbe. 


Die Juden follen an ihren Sonn- und Feiertagen, 
fo wie die Chriften, mit öffentliher Arbeit verfhont 
werden. 


(Siehe 83. bei $. 12.) 


119. SIuftiz.Hofdecret vom 1. Mai 1813, an fämmtl, Appel: 
lationd: Gerichte. 
(A Ug. Zuft. Geſetzſamml. vom Zahre 1813, Nr. 1042.) 
Die jüdifchen Sträflinge Fonnen an Sabbath- und den jüdifchen 
Feiertagen fo wenig ald die chriftlichen an den ihrigen zur öffentlichen 
Arbeit verwendet werden, doc) find die Juden ſchuldig, auch am Sab— 


bathe und ihren Feiertagen fi den häuslichen Arbeiten ohne Anftand 
zu unterziehen. 


$. 20. 

u zerfbärfung Wird die Berfhärfung durch Zaften, dem Arreſte 
erten —*— des erſten Grades angehänget; ſo wird der Sträfling 
auf die Koſt beſchränket, welche bei dem Arreſte des zwei: 
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ten Grades $. 12. vorgefchrieben ift. Bei Verfhärfung 
des Arreſtes des zweiten Grades ift der Sträfling an 
einigen Tagen blos auf Brot und Waſſer einzufhrän- 
fen; doch TI diefes nicht über zweimal in einer Woche 
geſchehen. 


(Siehe den $. 12 fammt Novellen.) 


$. 21. 
Die öffentliche Auöftellung gefchieht vor dem Ge— 


Deffentliche 


rihtöhaufe in einem Kreife der Wache, zumeilen auch mit eheluns. 


einer angehängten Zafel, welche die Urfache der Aus: 
ftellung ankündiget. Diefe Verſchärfung findet nur 
bei dem ftrengen Arrefte Plab, und nur mo fie im 
Gefege beftimmt, und im Urtheile namentlich ausge: 
drücket ift. 

(Die Ausftelung im Kreife findet Statt in ben Fällen ber $$. 118 und 259 


11. Thl. des St. ©. 3. die nad $. 17 des MWucherpatentes vom 2. Dez. 
1803.) 


Die Ausftellung im Kreife hat eine Stunde zu 
dauern. 


(Siehe ben $. 19. 1. Thl. des St. G. B., bann bie in Folge Alb. Ent: 
fhließung erlaffene n. d. Reggs. Ver. vom 29. Juli 1805 bei $. 226.) 


Bei Gefahr für den Sträfling ift diefe VBerfhärfung 
niht anzuwenden. 


111. Nieder: Defterreichifche Regierungs · Verordnung vom 19.No- 
vember 1824, 3. 54,332, an den Wr. Magiftrat. 


Da durch das Erfenntnif der beiden Stadtphnfifer dargethan it, daß 
die Verurtheilte Arämpfen unterworfen, vom Schlage gelähmt, ohne 
Beihilfe kaum zu ftehen vermögend, weder zu ftrengem Arrefte, noch 
zur Ausftellung im Kreiſe geeignet ift; fieht fih die Negierung be: 
ftimmt , das vom Magiftrate nady $. 402 vorgelente, wegen Kuppelei 
nach dem $. 259 II. Ihl. des St. ©. B. zur Ausftellung im Kreife 
und zu fechömonatlichen ftrengem, wöchentlich mit einem Fafttage ver: 
fchärften Arreft gefällte Strafurtheil dahin abzuändern, daf ihr die 
Ausftellung im Kreife ganz nachgefehen, die firenge mit Faſten ver- 
fhärfte Arreftftrafe aber in einfachen Arreft von fehs Monaten ver- 
wandelt werde, Uebrigens hätte der Magiftrat ſelbſt bei Schöpfung 
obigen Straferkenntniffes auf den Ausfpruch der Aerzte Rückſicht neh— 
men Fonnen. 


Strafarten im 


Allgemeinen 


Eönnen nicht vers 
wechſelt, nod 
die Strafe aus⸗ 


$. 22. 
Sm Allgemeinen ann die für jede Webertretung be- 


ftimmte Strafart nicht verwechfelt,, noch die Beltrafung 
duch Abkommen mit dem Beſchädigten aufgehoben 


geglihen wer⸗ Werden, 
den. 


Ausnahmen, 


Ausnahmsfälfe. 


(Siehe die $$. 213, 216, 241 fammt Novellen, dann bie $$. 248, 249, 250, 268 
und 269 11. Thl. des St. G. B., endlich den $. 1384 des a. b. ©. 8.) 


$. 23. 


Unter folgenden befonderen Umftänden aber ift die 
in dem Gefeße beftimmte Strafe abzuändern : 


Grundſatz bei Umänderung der Strafe. 
Bei der Strafänderung darf feine Strafe über das 
Marimum oder unter das Minimum der allgemei- 
nen gefeglihben Beftimmung verhängt werden. 


112. Hoffanzlei:Decret vom 4 Dezember 1807, 3.33,836 ; n. 6, 

Reggd. Ver. vom 26 Dez. 1807, 3. 40,597, an bie vier Ef. 

K. Aemter, die k. E, Stadthptmannfchft. und den Wr. Magiftrat. — 

Diefe Verordnung wurde mit h. Hoffanzlei:Decret vom 14. Aug. 

1823, 3. 24,981, dem ſteiermärk'ſchen Gub, eröffnet. Ver. des 
legteren vom 3. Sept, 1823, 3. 23,288. 


(Prov. Gefegfamml. für Steiermark vom 3. 1823.) 


Der 23.$. räumet dem Richter ausdrücklich das Recht ein, un⸗ 
ter gewiffen Umftänden die indem Gefege beftimmte Stra- 
fe abzuändern, ohne geringfte Erwähnung, daß diefes Recht 
nur für die mittleren Strafgrade zwifchen dem höchften und niedrigften 
zu verftehen fei. Vielmehr muß jener allgemeine Ausdruck: die in dem 
Gefege beitimmte Strafe abzuändern, — ganz vorzüglich auf die nie: 
drigfte und höchſte Stufe bezogen werden, weil das Gefeg gerade diefe 
zwei äußerften Grade beftimmt, und die Mittelgrade dem Ermeffen 
des Richters überläßt. Noch mehr rechtfertiget der Geift des $. 6 diefe 
Auslegung. 

Die Abfiht des Gefeges gehet hier dahin, die billige Gleichheit 
in der Wirkung der Strafe handzuhaben, und geftattet daher in ein- 
zelnen Fällen, wo nad) den befonderen Verhältniffen des Uebertreters 
in Anſehung feines Vermögens, feines Berufes, oder feiner Förperli- 
hen Beſchaffenheit, die ordentliche gefegliche Strafe für ihn außer— 
ordentlich drückend, und alfo weit härter als fonft gewöhnlich bei an- 
deren Individuen ausfiele, die Strafe abzuändern, das für diefes In— 
dividuum zu drückende Strafübel mit einem anderen der Art nach für 
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diefes Individuum, nicht mehr ald für Andere empfindlichen Uebel zu 
vertaufchen. 

Der Fall diefer Biligfeit kann aber eben fo gut eintreten, wenn 
die gefeglich größte, eine mittlere, oder die gefeglich Fleinfte Strafe, 
zu verhängen ift. Auch die niedrigfte in dem Geſetze beftimmte Geld-, 
Arreſt⸗ oder Züchtigungsftrafe kann in befonderen Individualverhältnif- 
fen zu drückend werden und eine Abänderung erheifhen,, wenn man 
erwägt, daß die niedrigfte Strafe ſich bei manchen Uebertretungen im 
Gelde auf 50, 100 felbft 200 fl. im Arreſte bis auf drei Monate 
beläuft, und die geringfte Züchtigung mit Streichen einem hiezu nicht 
geeigneten Individuum fehr verderblic werden Fann. Es würde daher 
der billigen Abſicht des Gefeges offenbar zuwider laufen, wenn jene 
fhonende Rückſicht auf die Individual Verhältniffe nur , bei den mitt: 
leren Strafgraden, und nicht auch bei den höchſten und niedrigften eins 
treten dürfte. — Der 26. 8. ift mit diefer Auslegung in vollfommener 
Uebereinftimmung; er jagt nicht, daß in den zwei äußerften Fällen der 
höchften und niederften Strafe der Art nad) nie eine andere, fondern 
nur daß der Größe nad nie eine größere als die höchſte, oder eine 
Eleinere , als die niederfte im Gefege beftimmte Strafe verhängt wer: 
den dürfe. Die im Gefege bei einzelnen UWebertretungen beftimmten 
jwei Strafertreme find daher nur ein unabweichlihes Richtmaß für die 
Geröße der Strafe, ohne den Richter an die Art derielben fchlechter: 
dings zu binden, welche er daher in den im 23. $. erwähnten Fällen 
auch abändern kann, dech immer fo zu bemeifen hat, daß die Größe 
der anders modifizierten Strafe nicht über dad Marimum und nicht un: 
ter das Minimum , das im Gefege beftimmet ift, ausfalle. 


113. Hoffanzlei-Decret vom 5. November 1818, 3. 24,237; 
n. d. Reggs. Ver. vom 28. November 1818, 3. 47,311, an die 
k. k. Pol, Ob. Dir. 


Ueber einen vorgefommenen ſpeciellen Fall hat die h. Hofkanzlei 
der k. E. n. ö. Regg. erinnert: So wenig bei Umwandlung von Geld— 
in Arreftftrafe legtere über die längfte gefegliche Dauer von fechs Mo— 
naten erftrecft werden kann, fo wenig ift es nach der Analogie zuläffig, 
bei Bemeffung der Geldftrafe die ftatt einer Arreftftrafe verhängt wird, 
das gefeglihe Marimum zu überfchreiten, das, mit Ausnahme des 
einzigen Falles verbotener Spiele, nirgends höher ald mit dem Be— 
trage von 500 Gulden erfcheint. Aber auch diefes Marimum hat nur 
dann Statt zu finden, wenn es fich bei der vorzunehmenden Umwand— 
lung um die Ausgleihung mit einem Arrefte von der längften oder 
wenigftens von längerer geleglicher Dauer handelt. 


11’. Hoffanzlei:Decret vom 8. Februar 1321, 3.37,967 5 Ber. 
des böhmifchen Gub, vom 1, Mär; 1821, 3. 8730. 


(Prov. Gefegfamml. für Bchmen vom 3. 1821.) 
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Aus Anlaß einer Anfrage, ob der Unterrichter bei Füllung des 
Urtheild in ſchweren Polizei = Lebertretungsfällen bei eintretenden Rück- 
fihten des 23. $. des Strafgefegbuches II. Theild, auch unter der 
geringften in dem betreffenden Gefeßparagraphe auf die Uebertre— 
tung bemejlenen Strafe erfennen Fonne, ober ob derfelbe nad dem 
Wortlaute des $. 26 im feinem Falle auf eine EFleinere als die 
niedrigfte für jede Lebertretung in dem Gefegbuche beftimmte Strafe 
erkennen dürfe? wird in Folge Hofkanzleidecrets vom 8. Februar 1. J., 
Hofzahl 37967, folgende wörtliche Entſchließung befannt gemacht. 

„Der fcheinbare Widerſpruch zwifchen dem 23. und 26. $., wel: 
cher zu diefer Anfrage den Anlaf gab, entfällt durch eine nähere Wür— 
digung des Inhalts der erwähnten Paragraphe.“ 

„Der 26. $. fpricht von der Ausmaß, oder der Größe der 
Strafe, der 23. $. aber, ald eine Ausnahme des 22. $. von ber 
Art der Strafe und von der Subftitution einer Strafart ftatt der 
anderen in den gefeglich beftimmten Fällen.“ 

„Bei der Ausmaf oder Beftimmung der Größe ber 
Strafe ift der Richter durch den 26. 8. ftreng und in allen Fällen 
an die Vorfchrift des Gefeges gebunden, hinfichtlich der für die Weber: 
tretung beftimmten Strafart aber, welche in der Regel nad dem 
22. S. ebenfalld nicht verwechfelt werden darf, iſt der Nichter berech- 
tigt, in den durch die FF. 23, 24 und 25 ausnahınsweife bezeichneten 
Fällen eine andere Strafart oder eine Verſchärfung zu furrogiren. 
Wenn z. B. der Richter über einen Polierer oder Auffeher, welcher 
fi bei einem gegen die beftehende Feuerlöfhordnung geführten Bau 
gebrauchen ließ, das Urtheil zu fprechen hat, fo muß er in der Regel 
nad) dem 187. $. auf die Strafe des Arreftes von zwei Wochen er: 
Eennen, tritt aber bei diefer Urtheilsfallung die in dem 23, $. ad b 
bemerkte Rückſicht ein, fo kann der Richter den Arreft von einer Woche 
beibehalten, an die Stelle des Arreftes der zweiten Woche aber Ba: 
ften, koͤrperliche Züchtigung zc. nah Vorſchrift des erwähnten $. 23 
fegen. Es kann in einem folchen Falle nicht gefagt werden, daß der 
Richter auf eine Strafe unter der gefeglichen Ausmaß erkannt habe; 
er hat nur eine Strafart der anderen fubftituirt. Die Strafe ift der 
Ausmaß oder Größe nach diefelbe geblieben, und blos in der Art nad) 
Zulaß des Geſetzes zum Theile abgeändert worden.” 


a) Wenn die Geldftrafe den Vermögensumſtänden, 
oder dem Nahrungöbetriebe des zu Werurtheilenden, oder 
feiner Familie zum merklihen Abbruche gereichen ; 

b) Wenn durd) die Dauer des gefeblich beftimmten 
Arreſtes die Erwerbung ded Sträflingd, oder feiner Fa— 
— in Verfall, oder doch in Unordnung gerathen 

nnte; 

ce) Wenn im Gefege die Strafe der Ziichtigung mit 
Streichen beftimmt iſt; die körperliche Beſchaffenheit, 
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oder Gefundheit des Verurtheilten aber eine foldhe Be— 
ftrafung nicht geftattet. 

Sm eriten Falle ift anftatt der Geldftrafe auf eine 
verhältnigmäßige Arreftftrafe zu erkennen; im zmeiten 
Falle iſt die Dauer der Strafzeit abzukürzen, und an 
ihre Stelle, nach Umftänden der Perfon und der Reibeö- 
befchaftenheit, ſchwerere Arbeit, Eörperlihe Züchtigung, 
oder Faſten zu ſetzen; im dritten Falle muß die Eörperli- 
he Züchtigung in Arreftftcafe, mit Rüdfiht auf den 
Rahrungsitand des Sträflings, abgeändert werden. 


Umwandlung der Stodftreihe in Ruthenftreide. 
(Siehe 99 bei $. 16.) 


Die Verfhärfung der öffentliden Arbeit Fann nicht 
in Dausarbeit umgewandelt werben. 


(Siehe 109 bei $. 19.) 


Die Strafumwandlung foll nur aus rudfihtswür: 
digen Gründen Statt finden. 


(Siehe L16 bei $. 24.) 


$. 24. 


Sm Gegenfage mit dem $. 23 kann nah Beſchaf— 
fenheit eintretender Verhältniſſe der Arreft des erften 
Grades auch in eine den Wermögensumftänden ded zu 
Beitrafenden angemeſſene Geldftrafe verändert werden. 


Der Umftand, daß der Inquiſit eine Fabrifsunter: 

nehbmung, eine Mühle oder eine größere Landwirth— 

fhaft befigt, ift Fein ‘genügender Grund zur Anwen- 

dung diefer Strafänderung, auch foll die Öeldftrafe 

nur bei befonderen, ftatthaft erwiefenen Gründen 
angewendet werden. 


115. Niederöfterreichifche Negierungs » Verordnung vom 25. Juli 
1806, 3. 22640, an den Wr. Magiftrat. 


Man hat durch längere Zeit mit Miffallen bemerkt, daß der 
Magiftrat mit ahndungswürdiger Leichtigkeit auf Geldflrafen erkenne, 
und vielfältig den Sinn und den Zweck der Gefeggebung in denen 
von ihr in den SS. 23 und 24. II. Thl. des Strafgefegbuches aufge— 
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ftellten Grundfäge verkenne; da man, um die Wirkung ber gefegli- 
chen Xrreftftrafe ald Abhaltungsgrund zum offenbaren Machtheil der 
öffentlichen Sicherheit nicht zu lähmen, die Umänderung der Arreft- 
ftrafe in Geldpönfälle nur als befondere und nur aus erwiefenen ftatt: 
haften, nicht aber aus folchen vom Inquiſiten felbft nur angeblichen 
Gründen geftattete Gefeges » Ausnahmen auch nur möglichft felten an— 
wenden foll. 


116. Niederöfterreichifche Regierungs » Verordnung vom 3, Sep: 

tember 1812, 3. 24,010, an die vier ka k. K. Aemter; an bie 

k. k. Stadthptmannfchft, die £, E. Pol. Ob. Dir. und den Wr. 
Magiftrat. 


Es ift bemerft werden, daß die Ortsobrigfeiten bei der Strafbe: 
meſſung über eine fchwere Polizeis Uebertretung ehr häufig die in dem 
Strafgefege beftimmte Arreft-Strafe abkürzen, oder in eine Geldſtrafe 
umſtalten, weil der Inquiſit eine Fabriks-Unternehmung, ein ausge— 
dehntes Gewerb, eine Mühle, eine größere Landwirthſchaft ꝛc. ꝛc. be— 
ſitzet, welche, wenn der Eigenthümer durch längere Zeit verhaftet iſt, 
Schaden leiden könnte. 

Da nun hiedurch dem F. 23 des II. Thls. des Strafgeſetzes ad 
litt. b offenbar eine zu weite, in der Abficht des Gefegesd nicht gegrün- 
dete Ausdehnung gegeben wird, weil daraus folgen würde, daß alle 
Claſſen ven Menſchen, welche Fabrifen haben oder ausgedehntere Ges 
werbe betreiben, niemals zu einem etwas längeren Arreft verhalten wer: 
den Fönnten. — Da jede Befiger von Fabrifen, von ausgedehnteren 
Sewerben, Mühlen, größeren Landwirthichaften zc. öfters in den Fall 
Fommen, von ihren häuslichen Befchäftigungen durch längere Zeit ab: 
wefend zu fein, chne daß felbe deßwegen in Verfall oder Unordnung 
gerathen; da nun bemerft worden it, daß auch andere Ortsobrigfei- 
ten durch die namliche Anſicht geleitet, in vorkommenden Fällen die 
gefegliche Arreftftrafe entweder abkürgen oder in eine Geldftrafe ums 
ftalten, fo hat die — denfelben die Weifung zu geben, daß fie die 
durch eine etwas längere Verhaftung veranlafte Abwefenheit vom 
Haufe des Vefigers einew folchen Unternehmung nicht gewöhnlich als 
Veftimmungsgrund zur Abkürzung oder zur Umftaltung des Arreftes 
annehmen, fondern diefes nur in jenen ohnehin feltenen Fällen Plag 
greifen laffen jollen, wo es vollfommen erwieſen, oder von felbit ein- 
leuchtend ift, dan foldhe Unternehmungen in der Abwefenheit des Ei: 
genthümers, nicht von deifen Gattin, Kindern, Werfführer, Gefellen 
oder Commiſſionären fortgefegt werden Eonnen, und der Verfall oder 
die Unordnung bei felben durch die Abwefenheit des Beſitzers unvers 
meidlich herbeigeführt werden würde, welches dann auch jedesmal in 
den Beweggründen und in dem Vortrag, deutlich, und ausführlich aus: 
einander gefest, dargeftellt erfcheinen muß. 

Das (die) hat demnach den ſämmtlichen Ortsobrigkeiten hiernach 
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die gehörige Belehrung zu ertheilen, und in vorfommenden Fällen auf 
deren Befolgung zu fehen. 


Bei Geiſtlichen foll die Arreftitrafe in Feine Recol— 
lectionsftrafe umgeftaltet werden. 


117. Salizifche Gubernial-:Berordnung von 7. September 1819, 
3. 42,550. 


(Prev. Gefegfammt. für Galizien vom 3. 1819.) 


Aus Anlaß eines vorgefemmenen Falles wird den F. Kreisämtern 
zur Fünftigen Nichtichnur bedeutet: daß, wenn Perjonen geiftlichen 
Standes wegen einer verübten Polizei:lebertretung zu Arreft verur- 
theilt werden, und die Gattung der Uebertretung, oder erjchiwerende 
Umftände, die in dem $. 25 des Strafgefegbuches IT. Theiles aus: 
gefprechene Begünftigung nicht geftatten, ſolcher nie in eine Necol: 
lectionsftrafe umzuändern ift, weil das Geſetz für feinen, folglih auch 
nicht für den geiftlichen Stand eine Begünſtigung ausfpricht, weil Re— 
collectionsftrafen nur für Disciplinar- und politiihe Vergehungen, 
dann Auferachtlaffung aufhavender Amtspflichten, keineswegs aber für 
Polizei = Uebertretungen verhängt werden Eönnen , welche die Geſetz— 
gebung wegen ihrer, wenn gleich minderen Schädlichkeit für die all: 
gemeine Sicherheit, den Verbrechen zur Seite geitellt hat, und weil 
es felbft für die betreffenden Klöfter herabiwürdigend wäre, felbe in 
Polizei » Arrefte zu verwandeln, was um fo weniger zuläffig it, als 
nad) der von höchſten Orten genehmigten Inſtruction nicht einmal in 
das ausfchließend zur Necollection der Beiftlichen beftimmte Korrections: 
haus, wegen eines Verbrechens oder fchweren Polizeisllebertretung zu 
Arreſt verurtheilte Geiftlihe zur Vollziehung der Strafe gebracht wer: 
den dürfen, daher bei vorkommenden Fällen ſolchen Geiftlihen ein ans 
ftändiger Arreft in der Kreisftadt um fo mehr zuzuweiſen iſt, als eben 
diefer Stand, welcher ſich auf Koften des Staates einer höheren Bil; 
dung erfreut, um fo weniger begünftigt zu werden verdient. 


Die Geldftrafe darf felbft bei den günftigften Ver— 
mögens-Verhältniffen niht über fünfhundert Gul— 
den betragen. 


(Siehe L13 bei $. 23.) 

Die Umänderung ber Arreftftrafe in eine Geldftrafe, 
oder in Hausarreſt foll Feine Milderung fein. 
118. Hoffanzleidecret vom 30, October 1818, 3. 22,965; n. 
ö. Reggs. Ver. vom 17. Nov. 1818, 3. 45,689. 


Die $$. 24 und 25 des II. Thls. des Strafgeſetzes enthalten 
ausdrüclich die Fälle, wo der einfache Arreft in eine Geldftrafe oder 
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in Hausarreft abgeändert werden Fann, und zwar im Gegenſatze mit 
dem 23. $., wo jene Fälle bemerkt find, in welchen dem Richter eine 
gänzliche Abänderung der durch das Gefeg bemeifenen Strafe einge: 
räumet ift. Aus dem Zufammenhange diefer SS. ergibt fih, daß das 
Geſetz die Abänderung des einfachen Arreftes in eine Geldſtrafe oder 
in Sausarreft, nicht als eine Milderung,, fondern als eine Werwechs- 
lung der gefeglich beftimmten Strafe anfieht, welche dann vorgenom- 
men werden darf, wenn die in den erwähnten Paragraphen beftimm- 
ten Bedingniſſe eintreten. 


$. 25. 


Wann Haus⸗ Ferner kann anftatt des Arreſtes des erjten Gra- 

arrei verhänget des, Hausarreſt verhänget werden, mann der zu Be— 
ftrafende von unbefcholtenem Rufe ift, und durd die 
Entfernung von feiner Wohnung gehindert würde, fei- 
nem Amte, feinem Gefchäfte, oder feiner Erwerbung 
obzuliegen. 


Die Umftaltung des Arreftes des erften Grades in 
Hausarreft foll Eeine Milderung fein. 


(Siehe LLS bei $. 24.) 
$. %6. 


„Briföenraum Bei Gegenftänden, mworüber bier verfüget wird, 
Grmeftens, darf die Beſtrafung nur nach diefem Gefebe ausgemef- 
fen; in feinem Falle aber auf eine größere ald die höch— 
fte, oder auf eine Eleinere, als die niedrigfte für jede 
Vebertretung darin beftimmte Strafe erkannt werden. 
Nur der Zmwifchenraum bleibt in der Anwendung auf 


die Umftände dem Ermeſſen des Richters überlaffen. 


Der Richter kann mit Anwendung des $. 23 auch auf 

eine geringere als die mindefte, in dem fih auf diefe 

Uebertretung beziehbenden Paragraph bemeffene 
Strafe erkennen. 


(Siehe 112, 113, 114, bei $. 23.) 


Der Unterfuhungsarreft Fann in einzelnen Fällen 
von der Oberbehörde in den Strafarreft eingeredhnet 
werden. 


(Siehe das Hofkanzleideeret vom 20. Mai 1805, beim $. 427.) 
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Bei Waldfreveln fann das Kreis: Amt auh ohne An: 

wendung bes $. 23 nad $. 44 des Waldpyatentes die 

Strafe unter das gefeglidhe geringfie Strafausmaß 
berabfegen. 


119. Hoffanzlei: Decret vom 18. Jänner 1522, 3. 820; n. 
ö. Reggs. Ver. vom 27. Jänner 1822, 3. 4587, an bie vier 
k. k. Kr. Aemter. 


(Prov. Geſetzſamml. vom J. 1822, für Nied. Oeſterr.) 


Der Antrag der Negierung, dem Kreis: Amte, welches nad 
dem $. 44 des Wald - Patentes vom 1. Zunius 1813, bei Waldfre- 
veln von geringerer Gattung in legter Inſtanz zu erfennen hat, die 
Befugniß einzuräumen, auch das gefegliche geringite Strafausmaß 
weiter herab zu fegen, wird genehiniget. 


$. 27. 


Die Strafe einer ſchweren Polizei-Uebertretung hat, Die üserkan. 
wann fie überftanden ift, Eeine weitere Wirkung. Jedoch dent Strafe. 
bleibt dem Beſchädigten fein Recht ftetö vorbehalten. 


Golgen, welche mit der Beftrafung ald [hwerer 
Polizeiübertreterdennoh verbunden find: 


1. Verpflihtung zur Leiftung des Schadenerfages. 
(Siehe hierüber die Novellen beim $. 398.) 


II. Verluft von Rechten, Aemtern, Dienften, Vorzügen ꝛc. 


Hier ift jedoch nur von jenen Rechten die Rede, deren Entzie: 
bung nicht ſchon ald Strafe nach einzelnen Strafparagraphen ver: 
hängt ift. 


a) Dei Stantsbeanten. 


Es wurde in diefer Beziehung bereits durch die allerhöchſte Ent: 
ſchließung vom 30. Dec. 1806 (Hoffanzleidecret vom 4. Febr. 1807) *) 
befohlen, daß ein öffentlicher Beamter, auch ohne eine Untreue oder 
einen vorfäglihen Mißbrauch der Amtsgewalt, fehon bei einem hohen 
Grade von Vernadhläffigung feiner Pflichten und Obliegenheiten, des 
Dienftes und des Rechtes auf Penfion verluftig werde. 


“- 


*) Anmerkung. Die citirte Allerhöchſte Entfchliefung wurde, foweit fie 
die Entlaffung ber Beamten wegen Dienfles - Bernadhläffigung betrifft, 
in Folge Hoftanzleidecretes vom 20. Sept. 1817. 3. 20453, an ſämmil. 
Länderftellen neuerlich Eundgemadht, (Nied Öfterr. Reggs. Eire. vom 20. 
Sept. 1817, 3. 40926. Allgem, polit. Gefegfamml. vom Jahre 1817.) 
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Im Zahre 1815 erfloß die allerhöchfte Entfchliegung (AO), 
daß bei Penfionirten diejenigen ſchweren Polizei:ebertretungen, deren 
Begehen einen wirklid dienenden Beamten feines Dienftes verluftig 
macht, den Verluſt der Penfion nach fich ziehen. Ueber die Anfrage 
aber, welche ſchwere Polizei Uebertretungen den Beamten feines Amtes 
und den Penfionirten feiner Penfion verluftig machen, erfloß die aller: 
höchſte Entfchließung hier sub 121. 


129, Hoffanzleidecret vom 19. März 1815, 3. 4578 an 

fimmtl. Länderftellen, n. ö. Reggscirc. vom 14, April 1815, 

3. 11449; tirolifches Hofcommiffionsder. vom 28. März; 1815, 

3. 5712; dann Quftiz:Hofder. vom 17. März 1815, an fämmtl, 
Appell, Gerichte. 


(Allg. yolit., dann Prov. Geſetzſamml. für Tirol und alla. Juſt. Ger 
ſetzſamml. vom 3. 1815, Nr. 1137.) 


Seine Majeftät haben in Anfehung venfionirter Staatsbeamten, 
welche wegen eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Uebertretung 
verhaftet, fur fchuldig erfannt und von den betreffenden peinlichen 
oder politiihen Behörden zu der in den Gefegen beftimmten Strafe 
verurtheilt werden, nachftehende höchſte Entichliefung zu faſſen geruhet: 

Verbrechen oder ſchwere Polizei:llebertretungen, deren Begehung 
den wirflic dienenden Beamten feines Amtes verluftig machen, follen 
in Zufunft auch den Verluft der Penfionen bei Penfionirten nach ſich 
ziehen. 

Die Frage felbit aber, ob das begangene Verbrechen oder bie 
begangene ſchwere Polizei-Uebertretung bei einem dienenden Beamten 
die Cajfirung zur Folge gehabt haben würde, kann nur jene Hofbe— 
hörde, bei und unter welcher der Penfionirte damals, als er penfionirt 
wurde, diente, mit Veiziehung zweier Näthe von der oberften Juſtiz— 
ftelle entfcheiden. 


121. Hoffanzleidecret vom 26. November 1815, 3.21301, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. d. Reggd. Ber. vom 11. Dec. 1815, 
3. 39539, an ſämmtl. Unterbehörden, 


(Allg. polit. Gefegfamml. und allg. Zuft. Gefegfamml. vom J. 1815, 
Nr. 1192. 


Seine Majeftät haben auf die allerhöchft Derfelben zur Entfchei- 
dung vorgelegte Anfrage, welche ſchwere Polizei:llebertretungen den 
dienenden Beamten feines Amtes und den penfionirten Beamten feiner 
Penſion verluftig mahen? die der Negierung unterm 19. März d. J. 
3. #5°%2ı eröffnete diesfällige höchite Entfchliefung (120) dahin zu 
modificiren gerubet, daß, fo wie der Griminalrichter verbunden ift, bei 
Beamten, Penfioniften und Provijieniften, wenn fie eines Derbre: 
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chens fchuldig erkannt werden, vorläufig die Anzeige davon an ihre 
vorgefegte Behörde zu machen, nad) der a. h. Entfchließfung vom 18, 
Hornung d. 3. auch die politifche Obrigkeit verpflichtet fein foll, diefe 
Anzeige zu erftatten, wenn Beamte, Penfioniften und Provifioniften 
wegen was immer für einer ſchweren Polizei:Uebertretung abgeftraft 
werden; jedech hätte die Landesftelle folhye jedesmal mit ihrem Gutach— 
ten der betreffenden Hofitelle vorzulegen, von welcher fodann nach der 
a. h. Anordnung mit Beiziehung zweier Näthe der k. E. oberften Ju— 
ftizftelle die Entfcheidung zu fällen fei, ob gegen die ſchweren Polizei: 
Uebertreter der Berluft des Amtes, der Penfion oder Provifion zu ver- 
bangen fei oder nicht. 


b) Bei ſtändiſchen und ſtädtiſchen Beamten, 


122. SHoffanzleidecret vom 3. Zuli 1816, 3. 10717, an ſämmtl. 

Länderftellen; n,ö. Reggs, Ver, vom 19. Suli 1816, 3. 26541, 

an die k. k. Stabthptmannfchft, die vier k. k. K. Aemter, den Wr. 

Magiftrat, die k. k. Hoffmmerpr. ; ; Infinuat an die n. ö. Stände; 

fteiermärfifche Gub. Ber. vom 24. Juli 1816; böhmifthe Sub. 
Ber. vom 20. Suli 1816, 3. 31529. 


(Allg. polit. Gefegfamml., dann Prov. Gefegfamml. für Tirol vom 
$.1816, dann allg. Zuft. Geſetzſamml. vom J. 1816, Nr. 1261.) 


Nach Eröffnung der E. k. Hofkanzlei vom 3/16. I. M. haben Se. 
Majeftät durch a. h. Entfchliefung vom 5. v. M. die Normalverfchrift, 
welche in ſchweren Poligei-Uebertretungsfällen wirklich dienender oder 
penfionirter I. f. Beamten das in Abfiht auf Dienftesentlaffung oder 
Penfionsverluft zu beobachtende Verfahren vorzeichnet, und mit Re— 
gierungsverordnung vom 11. Dec. v. $., 3. 39593, (12 1) bekannt 
gemacht wurde, auch auf alle ftändifchen Beamten, und jene der I. f. 
Städte und Märkte ohne Ausnahme auszudehnen geruhet. 

Hiernach ift die Landesftelle angewiefen, in Fällen, wo ein ftäd: 
tifcher Beamter als ſchwerer Polizei » ebertreter verurtheift wird, die 
Anzeige der aburtheilenden Behörde über das gefällte Urtheil mit ihrem 
Gutachten über Entlaffung oder Penfionsverluft der k. k. Hofkanzlei 
vorzulegen. 


ce) Bei proviforifhen Beamten. 
123. Hoffanzleidecret vom 8. Mär; 1821, 3. 6728; tirol. 
Gub. 3. 5327. 
(Prov. Gefegfamml. für Tirol vom 3. 1821.) 


Am Zufammenhange mit dem $. 447 des Ötrafgefeges, welcher 
dahin lautet: „Daß, wenn der Abgeurtheilte in einem öf- 
fentliben Amte ſteht“ (ohne Unterfchied zwifchen proviferifcher 
und bdefinitiver — ‚ die Anzeige an feine m Behörde 


Lügenau’d Gefetfammlung- I. Bd. 


114 $. 27. 


geſchehen foll, läßt fih der Sinn des Hofdecreted vom 19. Mär; 1815 
(120) nicht anders deuten, ald daß diesfalld auch bei proviſori— 
hen Beamten derfelbe Vorgang Statt finden müſſe 

Denn, wenn ed in dem zweiten und dritten Abfage jener Hof⸗ 
verordnung heißt, daß Verbrechen und ſchwere Polizei⸗Uebertretungen, 
deren Begehung den wirklich dienenden Beamten feines Am- 
tes verluftig machen, in Zukunft auch den Verluft der Penfionen bei 
Penfionirten nach ſich ziehen follen, und daß die Frage felbit, ob das 
begangene Verbrechen, oder die begangene ſchwere Polizei⸗Uebertre— 
tung bei einem dienenden Beamten die Gaflirung zur Folge 
gehabt hätte, nur von jener Hofbehörde, bei und unter welcher der 
Penfienirte damals, ald er penfionirt wurde, diente, mit Beiziehung 
zweier Räthe von der oberften Zuftizitelle entfchieden werden Fönne, — fo 
erfcheint der Ausdruck wirklich dienender Beamter lediglid 
ald Gegenfag von einem quiescirten oder penfionirten 
Beamten, nicht aber zugleich von einem proviferifchen Beamten, 
indem Lesterer ebenfalls in wirklicher Dienftesverwendung fteht, mithin 
ein wirklich dienender Beamter ift, als folher in Eid genommen zu 
werden pflegt, und zu derfelben genauen und rechtfchaffenen Dienft: 
feiftung , wie der definitive Beamte, verpflichtet wird. 


d) Bei beeideten Concepts- und SMlanipulationsbeamten, 


124. Hoffanzleidecret vom 7. April 1833, 3.7553, an ſämmtl. 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 29. April 1833, 3. 22726, 
an die E, k. Kreisämter und den Wr. Magiftrat; fteiermärkifche 
Gub. Ver. vom I, Mai 1833, 3. 6342; tirolifhe Gub. Ver. 
vom 5. Mai 1833, 3. 9119; Ber. des Laibacher Gub, vom 
3. Mai 1833, 3.8078 ; Ver. des mährifchfchlefifch. Sub. vom 4. 
Mat 1833, 3. 12730; böhmifhe Gub, Ber. vom 26. April 
1833, 3- 17727; galizifhe Gub. Ver. vom 29. April 
3. 25,503, dann SuflizzHofdecret. vom 23, Auguft 1833, 
fämmtl, Appell. Gerichte, 


(Allg. polit.und Prov. Geſetzſamml. für Nieder-Defterr., Tirol, Krain und 
Kärnthen, Mähren, Böhmen und Galizien; dann allg. Zuft.Gefeg- 
ſamml. Nr. 2627 vom 9. 1833.) 


Auf die Anfrage, ob über die Entlaffung beeideter Praktikanten 
überhaupt, und insbefondere der Kanzlei» Praktikanten von der Behör⸗ 
de, von welcher fie ernannt werden, aus eigener Macht zu entſchei— 
den, oder ob dabei die über die Entlaffung der Staatsbeamten über: 
haupt beftehende Vorſchrift anzuwenden ſei, wird bedeutet, daß die 
f. £. vereinigte Hofkanzlei im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberften 
Suftizftele und der k. k. allgemeinen Hofkammer zu beftimmen be: 
funden habe, daß in allen jenen Fällen, wo beeidete Conceptö- 
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oder Manipulationd - Praftifanten landesfürftlicher Behörden wegen 
Vergehen zu entlaffen find, bei den diesfälligen Verhandlungen 
nach den für die wirklichen Staatöbeamten beftehenden Normen vor- 
zugehen, fohin denfelben auch ftets zwei Zuftizräthe beizuziehen feien; 
dagegen find aber die Verhandlungen wegen Entlaffung beeideter Praf- 
tifanten im Disciplinarwege bei ſich zeigender Unfähigkeit und Un—⸗ 
brauchbarfeit, wie bisher, nach den allgemeinen Vorfchriften zu pflegen. 


e) Bei Privatbeamten. 


125. Hoffanzlei-Decret vom 7. Zuli 1825, 3. 20,395 : mäh— 
rifhe Gub. Ber. vom 19. Dezember 1825, 3. 21,851. 


(Prov. Geſetzſamml. für Mähren vom Jahre 1825 und allg, Zuft. 
Sefegfamml. vom Zahre 1825, Nr. 2116.) 


Ueber die von der Zandesftelle aus Anlaß eines fpecififhen Falles 
wegen Entfernung eines Privatbeamten vom Amte der politifchen Dienft: 
leiftung aus Urfache einer verübten fchweren Polizeisllebertretung , bei 
der hohen Hofkanzlei gemachte Anfrage, ob die allerhöchiten Vorfchrif- 
ten vom 19. Mär; und 26. November 1815, (RO, 121) dann 
vom 3. Zuli 1816, (122) welche gegen landesfürftliche, ftändifche 
und ftädtifche Beamte und Penfioniften, das Verfahren rückfichtlich der 
Dienftesentlaffung wegen begangener fchwerer PolizeisUebertretungen 
vorzeichnen, auch auf herrfchaftliche Privatbeamte, denen die Führung 
der politifchen Gefchäfte, die Ausübung des adelihen Nichteramtes und 
des Richteramtes in ſchweren Polizei» Webertretungen auf dem Lande 
übertragen ift, auszudehnen und anzuwenden feien, wenn fie eines 
Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Uebertretung fchuldig erfannt 
und dafür beftraft worden find; wurde mit hohem KHoffanzleidecrete 
vom 7. Zuli I. 3., 3.20,395, erwiedert: daß ohne weiters in allen 
jenen Fällen, wo über landesfürftliche, ftandifche oder ſtädtiſche Beamte 
wegen ſchweren Polizeislebertretungen die Entlaffung vom Dienfte ver- 
füget wird, bei den herrfchaftlichen Privatbeamten , die mit einem öf— 
fentlichen Amte bekleidet find, die Unfähigkeitserklärung zu volitifchen 
leitenden Dienften ausjufprechen fei, indem ed der Obrigkeit unbenom: 
men bleibt, fie im öfonomifchen Sache zu verwenden, daher ihre Ent— 
laffung von Amtswegen nicht verfügt werden Fann. 


f) Bei provifionirten minderen Staatsdienern, penfionirten 
und provifionirten Witwen und mit Erziehungsbeiträgen be- 
theilten Rindern, 


126. Hoflanzlei: Decret vom 22. Mai 1815, 3. 9252, an 

fämmtliche Länderftellen, und Juſtiz-Hofdecret vom 9. Suni 1815, 

an ſämmtl. Appell, Gerichte; n. 5, Reggs Eirc. vom 12. Suni 1815, 

3.176855; dann tirolifche Gub, Ver, vom 22, Juni 1218, 3.3107, 
8 
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(Aug. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Tirol, dann allg. Juſt. Ge: 
. fegfamml. vom 3. 1815, Nr. 1155.) 


Die mit dem PRegierungscirculare vom 14 April d. 3. bekannt 
gemachte höchfte WVorfchrift (120) wegen Behandlung der eines 
Sriminalverbrechens , oder einer ſchweren Polizeiübertretung von pein- 
lichen oder politischen Behörden fhuldig erkannten Staatsbeamten, ha— 
ben Se. Majeftät nach einer mit dem hohen Hofkanzlei-Decrete vom 
22. Mai d. 3. herabgelangten Eröffnung der hohen Hoffammer nun: 
mehr auch auf die provijionirten minderen Staatsdiener, penfionirten 
und provifionirten Witwen, dann mit Erziehungsbeiträgen betheilten 
Kinder in der Art auszjudehnen befunden, daß fie bei derlei Individuen 
für ihre Perfon , wenn fie ſich eines Griminalverbrechens oder einer 
fhweren Polizeiübertretung ſchuldig gemacht haben, vom Tage des 
Urtheild zu gelten haben fol. 

Ferner haben Se. Majeftät anzuordnen befunden: daß, wenn 
der Water dur ein Griminalverbrechen oder durch eine ſchwere Poli: 
zeiübertretung der Penfion oder Provifion verluftig wird, deifen Weib 
und Kinder auf felbe Feinen Anfpruch haben follen, da ſich dieler An: 
ſpruch nur auf die väterlichen oder des Gemahls Verdienfte gründet. 

Wenn aber die Witwe aus gleichen Urfachen ihre Penfion oder 
Provifion verliert und die Kinder einen Erziehungsbeitrag genießen, fo 
fol den legteren das Recht des Genuffes diefes Erziehungsbeitrages 
auf die bewilligte Dauer unbenommen bleiben , weil dem Unfchuldigen 
fein Recht nicht gekranft werden darf. 


Zeitpunct der Anzeige an die vorgefegte Behörde. 


127. Hoffanzlei:Decret vom 13. April 1820, 3. 10,074; n. 
d. Reggs. Ver. vom 28. April 1820, 3. 16,884, an bie k. k. 
vier K. Aemter, an bie £. k. Pol. Ob. Dir, den Wr. Magiftrat, 
die Herrfchaft Schotten. 
(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterreih vom Zahre 1820.) 


Aus Anlaß eines fpeciellen Falles und im Entgegenhalte der Hof: 
fanzleiverordnung vom 14. April*) und 26 Nov. 1815, (120. 
221.) ift der Zweifel entftanden, ob in den Fällen, wo es fih um 
die Unterfuhung und Aburtheilung eines Beamten, als 
ſchweren Polizeisllebertreters handelt, die dem Beamten vorgelegte Bes 
hörde hierüber vor, oder nach geichehener Schöpfung und Kundma- 
chung des Urtheiled an die höhere Stelle die Anzeige zu machen, und 
die Unterfuchungsacten vorzulegen verpflichtet fei. 


*) Die bier citirte Hofkanzlei⸗Verordnung ift in ber Prov. Geſetzſamml. für 
Nieder-Defterreih irrig vom 14. April 1815 aufgeführt, fie ift vom 
19. März 1815 (120) und die Bekanntmachung bderfelben mit Reggs. 
Ber, vom 14. April 1815 an bie Unterbehörben erfolgt. 
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Die k. k. Hofkanzlei hat hierüber zu entfcheiden befunden, daß 
die Anzeige in Hinficht eined wegen einer ſchweren Polizei : Uebers 
tretung abgeurtheilten Staatsbeamten, Penfioniften, oder Provifio: 
niften dann zu erftatten fei, wenn das Urtheil in rem judicatam 
übergegangen ift. 


128. Niederöfterreihifche Regierungs -Verordnung vom 20. Sep: 
tember 1826, 3. 45,623, an ben Wr. Magiftrat. 
(Prov. Sefegfammi. für Niederöfterreih vom Jahre 1826.) 

Der Magiftrat hat in allen jenen Fällen, in denen entweder 
in einer Sriminalz oder in einer ſchweren Polizei:Uebertretungs-Anges 
legenheit gegen einen Beamten die Unterfuchung eingeleitet wird, hier- 
von immer fogleich deffen vorgefegte Behörde und alfo auch, wenn es 
einen ftändifchen Beamten betrifft, das ftändifche Verordneten-Colle⸗ 
gium in die gehörige Kenntniß zu fegen *). 


g) Bei Ordensrittern. 


129. Hofkanzlei-Decret vom 8. Dezember 1835, 3. 31,619, 
an fämmtl. Länderftellen ; n. d. Reggs. Ber. vom 3. Januar 1836, 
3. 73,088, an die vier k. k. K. Aemter, die k. k. Pol. Ob. 
Dir, und die Dominien inner den Linien ; ob der Enns’fche Reggs. 
Ver. vom 6. November 1835, 3. 32,177; fteiermärkifche Gub, 
Ver. vom 1. Januar 1836, 3. 21,833; tirolifhe Gub. Ver. 
vom 18. Februar 1836, 3. 105 Ber. ded Laibacher Gub, vom, 
16. Sanuar 1836, 3. 375; Ver. des mährifch-fchlefifchen Gub. 
vom 13, Sanuar 1836, 3. 54,352; des böhmifchen Gub. vom 
9. Zanuar 1836 , 3. 64,160 und des galizifchen Gub, vom 
11. Februar 1836, 3.333; dann Juſt. Hofdecret vom 6. Octo: 
ber 1835, 3. 6542, an fämmtl. Appell. Gerichte, 


(Adg. polit. Gefegfamml. und Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. 
und Oberöfterr. vom Sahre 1835. Prov. Gefegfammi. für Steiermark, 
Tirol, Illyrien, Mähren, Böhmen und Galizien vom Jahre 1836.) 


Seine k. E. Majeftät haben laut allerhöchfter, wegen ded Ver: 
Iuftes der Orden durch Verbrechen oder ſchwere Polizei-Uebertretun- 
gen, erfloffenen Entfchliefung vom 18. Zuli 1835 über den Ver: 
luft der Orten wegen DVergehungen eine allgemeine gefegliche Regel 


*) Anmerkung. Die auf die Art der Berathung über die Entlafjung bei ben 
höheren Behörden Bezug habenden Vorfchriften, die Geſetze über die 
Beiziehung der Juſtizräthe, dann bie Vorlage der Anträge an die Hofs 
ftellen liegen außer dem Bereiche dieſes Werkes, 
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auszufprechen fich nicht beftimmt gefunden, jedoch Folgendes anzuord: 
nen geruht: 

Menn ein Orbensritter eined Werbrechend oder einer ſchweren 
Polizei-Uebertretung fehuldig erkannt, oder diesfalld nur ab instantia 
abfoloirt wird, ift hievon, ohne die Kundmachung und Vollziehung des 
Urtheils zu verfchieben, jedoch unter Beilegung desfelben und der 
Beweggründe der Ordenskanzlei die Eröffnung zu machen, welche hier- 
über die allerhöchfte Entfchliefung einholen wird. 

Vom Tage der Kundmachung des Urtheiles bis zur Herablangung 
der allerhödhften Entfchliefung darf der Ordensritter von der ihm ver: 
liehenen Decoration Eeinen Gebrauh machen, daher ihm diefelbe bei 
der Kundmachung des Urtheiles abzunehmen ift, wenn es nicht ſchon 
früher gefchehen wäre. 

Rückſichtlich der Mitglieder auslandifcher Orden hat die oberwähnte 
Eröffnung an die k. E. geheime Hof: und Staatskanzlei zur geneigten 
Mittheilung an die auswärtige Regierung zu gefchehen. 


h) Bei Seelforgern. 


130. Hoftanzlei= Decret vom 20. April 1820, 3. 10,470; 
tirolifche Gub, Ver. vom 7. Mai 1820, 3. 8947. 


(Prov. Gefegfamml. für Tirol vom Jahre 1820. — Die gleiche Ver. 

enthält das Hofkanzlei ⸗Decret vom 12. Auguft 1841, 3. 21,018, an 

das galizifhe Gub. Siehe er bei $. 284, II. Thl. des 
t. ©. 8.) 


Die hohe vereinigte Hoffanzlei hat mit Hofdecret vom 20. April, 
Mr. 104704 395 über die Frage, ob bei Prieftern und Seelforgern jede 
ſchwere PolizeisUebertretung nebft der darüber gefeglichen Strafe auch 
die Entfernung von der Pfründe nad) fich ziehe, zu erklären geruhet, 
es fei defihalb nach der allgemeinen Vorfchrift für im gleiche Lage ge- 
rathene Staatsbeamte — was Seelforger zum Theil auch find — nur 
mit dem Unterfchiede vorzugehen, daß über die Frage, ob fie von der 
Pfründe zu entlaffen find, auch mit dem Orbdinariate Rückſprache ge- 
pflogen werden muß. 

Der Anhalt diefes hohen Hofdecreted wird dem Kreisamte zu feiner 
Wiffenfchaft und ald Norm für vorfommende Fälle eröffnet. 


131. Hoffanzlei-Decret vom 31. Suli 1828, 3, 17,341, an 
das tirolifhe Gub,, 3. 16,809. 


(Prov. Gefegfammi. für Tirol vom Jahre 1828.) 


Ueber die von dem Guber nium mit Bericht vom 4. Zuli d. J. 
3. 9350073 gemachte Anfrage wird demfelben Folgendes bemerkt: 
Die Verordnung vem 20. April 1820, 3. '94’Y%ı 393, (R3O.) faßt 
nur eigentlid die Erklärung in fich, daß bei einem einer ſchweren Por 
lizei- Uebertretung fchuldig befundenen Pfarrer erwegen und erfannt 
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werden müffe, ob er feiner Pfründe zu entfegen fei oder nicht, ohne 
den Wirkungskreis des Guberniums auf ein Einfommen unter 600 fl., 
dad fo ein Pfarrer genießt, zu beengen, und ohne die Beiziehung 
von Juſtizräthen zu einem derlei Ausfpruche, welche nur für ftreng 
landesfürftlihe Beamte gefordert wird, vorzufchreiben. 

Wenn das Gubernium mit dem Ordinariate über die Entfegung 
eines Pfründners einig ift, hat dasfelbe ſolche ohne Nückficht auf den 
Ertrag der Pfründe salvo recursu auszjufprechen; bei verfchiedener 
Meinung aber die Sache zur Entfcheidung der Hoffanzlei vorzulegen. 

Vereint fich die Landesftelle mit dem Ordinariate für die Belaf- 
fung der Pfründe, fo kann diefem die Amtshandlung jedoch mit der 
Bemerkung überlaffen werden, daß, wenn auch die Entfegung von 
der Pfründe nicht verhängt wird, nicht daraus folge, daß der Pfar: 
rer als foldher bei einem ihm bewiefenen, feinen Standes: und Amts— 
charafter fehr herabwürdigenden Vergehen nicht mit einer anderen ihm 
zur Warnung und Beſſerung dienenden Disciplinarftrafe belegt werden 
dürfe, oder folle. 


i) Dei Mlifhandlung eines Seelforgers. 


132. Hoffanzlei:Decret vom 4. Januar 1819, 3. 1436, an 
dad böhmifche Gub.; Ver. des letzteren vom 4. Febr. 1819, 
3. 4880. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom Zahre 1819.) 


Auf die hohen Orts, aus Gelegenheit einer durch öffentliche Miß⸗ 
handlung eines Seelforgers verübten ſchweren Polizei = Lebertretung 
gemachte Anfrage, ob in einem foldhen alle das Kreisamt zur Un: 
terfuchung berechtiget war, oder die Anzeige an die Landesftelle hätte 
erftattet werden follen, um nah Weifung der hohen Nefcripte vom 
16. Juli und 23. September 1768 und vom 17. Zuni 1775 das 
NMöthige im Einvernehmen mit dem Ordinariate verfügen zu Eönnen, 
hat die E. k. Hoffanzlei mit Decrete vom 14. Zanuar I. 3., Hof- 
zahl 1436, die Weifung erlaffen, daß eine derlei an einem Seelſorger 
verübte ſchwere Polizei-Uebertretung nicht nach den aufgeführten Re: 
feripten, fondern nach dem II. Theile des Strafgefeges, folglih chne 
Einfluß des Orbdinariats zu behandeln fei, weil nach der höchſten Ent- 
fehliefung vom 3. September 1803 das angeführte Strafgefeg zur all- 
gemeinen Vorfchrift bei dem Verfahren und der Beftrafung in ſchwe— 
ren Poligei-Hebertretungsfällen aufgeftellt worden ift. 

In den Wirkungskreis des Ordinariats gehöre in ſolchen Fallen 
blos die Frage: „ob der Vefchuldigte nach gefchehener politifcher Ab- 
urtheilung mit der Ercommunication und deren Folgen zu belegen ſei?“ 
Wenn daher bei einem Creigniffe diefer Art, das Orbdinariat über den 
politifcher Seits abgeurtheilten Befchuldigten überdied noch die erwähnte 
geiftlihe Strafe zu verhängen für nothwendig fände, fo fei demfel: 
ben die Amtshandluug nah Maßgabe der Vorfchriften vom 16. Zuli 
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und 23. September 1768 und der nachgefolgten Erläuterung vom 17. 
Juni 1775 zu überlaſſen. 


k) Bei Schrern. 


133. Iuftiz.Hofdecret vom 10. Auguft 1822, einverftändlich 
mit der k. k. StudienHofcoon. und der Hofcoon. in Juftiz-Gefeg- 
fachen, Note des E.E. Appellationd:Gerichtes vom 26. Auguft 1822, 
3. 7776; n. d. Reggs. Ber. vom 11. September 1822, 
3.43,805, an die vier K. Aemter und den Wr. Magiftrat. Ob der 
Enns'ſche Reggs. Ver. vom 10. September 1822, 3. 18,637 ; 
fteiermärfifche Gub. Ver. vom 11. September 1822, 3. 20,631 ; 
Ber. des Gub. für Krain und Kärnthen vom 19. September 
1822, 3. 11,218; böhmifches Appellationd-Decret vom 26. 
Auguft 1822, 3. 10,962. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oeſterr., Oberöfterr., Steiermark, 
Krain, Böhmen, und allg. Zuft. Geſetzſamml. vom 3. 182%, Nr. 
1887.) 


Laut Eröffnung des k. k. Appellations-Gerichted vom 26. Auguft 
d. &. wurde durch Hofdecret vom 10 Auguft d. 3. über die gemachte 
Anfrage: ob auf die Schullehrer die $$. 221, 304 und 447 des I. 
Theiles des St. ©. anzumenden feien, bedeutet, daß zwar die Leh— 
rerin den Hauptſchulen, nicht aber auch diejenigen, welche 
bei Trivialfhulen der Dörfer oder Städte Dienfte leiften, 
für landesfürftlihe Beamte zu halten find; diefemnad) ift der 
$. 221. 1. Theil des St. ©. nur bei den Lehrernan den Haupt: 
fhulen in Anwendung zu bringen. 

"Da jedoch in den $$. 304 und 447 des St. ©. von Perfonen, 
die überhaupt in einer öffentlichen Bedienung ftehen, die Rede ift, fo 
verfteht es fih von felbft, daß die Anordnungen diefer beiden SS. für 
alle Schullehrer gelten. 


131. Studien:Hofcommiffiond:Decret vom 21. November, 1818, 

3. 3974; n. 6. Reggs. Ver., 3. 49,303, an das f. f, Kreis: 

amt V. O. W. W. und n. ö. Reggs. Ber. vom 22. Auguft 1820, 

3. 37,311, an bie vier. k. K. Aemter, an den Wr. Magiftrat, 
die Hfchft. Schotten und die E, k. Pol. Ob. Dir. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1820.) 


Aus Anlaß einer von der Regierung bei Gelegenheit eines fpeciellen 
Falles bei der E. k. Studienhofcommiffion gemachten Anfrage: ob die 
Zriviallehrer als öffentliche mit den Staatsbeamten in gleichen Range 
ftehende Beamte anzufehen Eommen, und ob in Fällen, wo derglei- 
hen Lehrer fich einer begangenen ſchweren Polizei:Uebertretung ſchul— 
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dig machen, die Unterfuchungsacten, fo wie es mit den übrigen Staats: 
beamten der Fall ift, der betreffenden Hofftelle vorgelegt werden müf- 
fen; bat die k. k. Studienhofcommiffion der Regierung mit Decret vom 
21. November 1818 bedeutet: daß das Amt eines Lehrerd an einer 
ordentlichen Wolksfchule , vermöge der politifhen Verfaſſung der deut- 
fhen Schulen, ein öffentliches, durch Gefege beftimmt geregeltes Amt 
ift, und daß ed im Geifte der Gefege liege, daß von Lehrern der 
öffentlichen Volksſchulen verübte ſchwere Polizei:Uebertretungen, zur Er- 
Eenntniß der betreffenden Hofftelle, ob fie die Entlaffung vom Dienfte 
nach fich ziehen follen, im gehörigen Wege gebracht werden müffen. 


I) Bei Mitgliedern der Gränzwache. 


135. Auszug aus dem Hoffammerdecrete vom 7. November 
1829, an fämmtl. Länderftellen, die Errichtung der Gränzwache 
betreffend, 


(Allg. yolit. Gefegfamml. vom Jahre 1829 und ſämmtl. Prov. Ge: 
fesfamml. vom Zahre 1830.) 


Seine Majeftät haben die Errichtung einer Gränzwache anzuord- 
nen geruhet, welche an die Stelle des bisherigen Gränz:Cordons und 
der an der Gränze aufgeftellten Civilaufficht treten wird. 

$. 78. Angeftellte der Gränzwache, die eines Merbrechens oder 
einer durch Diebftahl, Veruntreuung, Betrügereien, Verlegung der, 
Pflichten eines öffentlichen Amtes, oder gegen die Sittlichkeit verubten 
ſchweren Polizei-Uebertretung fehuldig erkannt wurden, dürfen bei der 
Gränzwache nicht geduldet werden. Diefelben find des Dienftes zu 
entlaffen. Bei anderen fchweren PolizeisUlebertretungen ift von der Lan— 
desbehörde von Fall zu Fall in Ueberlegung zu nehmen, ob die Dien- 
ftesentlaffung Plag zu greifen habe oder nicht. 

$. 79. Wird ein Angeftellter der Gränzwache blos wegen Man: 
geld rechtlicher Beweife von der Unterfuchung wegen eines Verbrechens 
oder einer ſchweren Polizeisllebertretung losgezählt, fo ift von der Pro: 
vinzialbehörde ftets die Frage in Erwägung zu ziehen, ob derfelbe noch 
unbedenklich im Dienfte behalten werden Eönne oder nicht. 


m) Bei Mitgliedern der Finanzwache. 


136. Hoffammer:Decret vom 2]. April 1843, 3. 14,831, an 
fammtliche Länderftellen; n. d. Reggs. Ber. vom 5. Mai 1813, 
3. 25,694 ; böhmifche Gub. Ver, vom 9. Mai 1843, 3. 26,000. 


(Prev. Gefesfamml, für Böhmen vom 3. 1843.) 
Auszug aus der Verfaffung der Finanzwache. 
$. 346. 
An Fallen, wo es fih um die Entlaffung von Beamten der Zi- 
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nanzwache handelt, ift in derfelben Art vorzugehen, weldye für die af: 
fung des Beſchluſſes über die Entlaffung der Beamten überhaupt ver: 
geichrieben ift. Dagegen ift in dem Falle, wo es ſich um die Entlaf: 
fung eines Individuums des Mannfchaftftandes handelt, die Beiziehung 
von Juſtizräthen nicht erforderlich. 


n) Bei Wundärzten, welchen die Ausübung der Geburts- 
hilfe unterfagt if, 


137. Hoffanzlei:Decret vom 19. Juli 1827, 3. 17,242, an 
fämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 8. Auguft 1827, 
3.44,464, an die. k. 8. Xemter, die medizinifche Fakultät, den Wr. 
Magiftrat und die Dominien in Wien. Ob der Enns'ſche Reggs. 
Ber. vom 9. Auguft 1827, 3. 20,841; fteiermärfifhe Gub. 
Ber, vom 12. Auguft 1827, 3. 17,722; Laibacher Gub. Ver, 
vom 16. Auguft 1827, 3. 17,630; mährifhe Gub. Ver. vom 
17. Auguft 1827, 3. 27,003 ; böhmifche Gub. Ber. vom 20. 
Auguft 1827 , 3. 40,478; galizifche Gub, Ber. vom 11. Sept. 
1327, 3. 53,722. 
(Ag. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Laibach, Mähren, Böhmen und Galizien vom J. 1827.) 
Jedem Wundarzte, dem die Ausübung der Geburtshilfe unter: 
fagt wird, ift auch die Praris in den übrigen Zweigen des wundärztli- 
chen Gewerbes für denfelben Zeitraum einzuftellen. 


0) Bei Aerarialbezügen. 


138. SHoffammerdecret vom 1. April 1835, 3. 13,087; n. ö. 

Reggs. Ver. vom 27. Mai 1835, 3. 27,783, an bie vier k.k. 

K. Aemter, die ka k. Pol. Ob. Dir., den Wr. Magiftrat und bie 
Hrſchft. Schotten. 


(Prov. Gefegfammt. für Niederöfterr. vom J. 1835.) 


Aus Anlaf eines vorgefommenen Falles, daf ein Individuum, 
welches in einem Aerarialgenuſſe betheilt war, bei zwei Unterfuchungs- 
und Aburtheilungsfällen in ſchweren Polizeisllebertretungen den Genuß 
der Aerarialbetheilung verfchwiegen, und fomit die gefegliche Erörte: 
rung der Frage vereitelt hat, ob der Fortbezug der Aerarialbetheilung 
noch ferner Statt finden fann, wird (dem ...) gemäß hohen Hof: 
Fammerdecretes vom 1. April I. 3. aufgetragen, bei den Erhebungen 
genau zu erörtern, ob das unterfuchte Andividuum fich in einem Aera— 
rialbezuge befindet oder nicht, und die cinfchlagende Behörde, welcher 
die Anmweifung oder Einftellung folder Bezüge zufteht, daven zu ver- 
ftändigen. 
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p) Bezüglich des Eintrittes als Freiwilliger in das k. k. 
Militär und der Befugniß als ex propriis Gemeiner 
affentirt zu werden. 


139. Hoffanzlei:Decret vom 28. Sanuar 1838, 3.1462, an 
fämmtl, Länderftellen; n. ö. Reggs. Girc. vom 16. Februar 1838, 
3. 9321. 


(Allg. pelit., dann fammtl. Prov. Gefegfamml. vom 3. 1838.) 


An Folge der im Wege des k. F. Hoffriegsrathes anher gelang» 
ten allerhöchften Entfchliefung vom 18. September v. 3. werden ber 
Landesftelle in der Anlage die von dem E. k. Hoffriegsrathe in Gemäß- 
heit der angeführten allerhöchften Entichliefung an alle General:Com s 
manden erlaffenen drei Circular- Verordnungen: 4. wegen des Eintrit- 
tes unobligater Sombattanten in die k. k. AUrmeeförper; 2. wegen En: 
gagierung von Freiwilligen und 3. wegen obligater ex propriis zur 
MWiffenfhaft und Kundmachung zugefertiget. 


Auszug aus der hoffriegsräthlichen Verordnung über Freiwillige, welche 
fih als Obligate engagiren. 
$. 2. 
Ausgefchloffen find jene: 
$. 3. 
welche in gerichtlicher Unterfuchung oder in einer Strafe ſich befinden, 
Auszug aus der hoffriegsrathlichen Verordnung uber Obligate ex 
propriis. 
$. 13. 


Ganz von der Befugniß ald Gemeiner ex propriis affentirt oder 
fpäter dazu ernannt zu werden, find ausgeſchloſſen: 


$. 15. 


Individuen, welche vor der Stellung zum Militär wegen eines 
Verbrechens oder wegen einer ſchweren Polizei:Uebertretung verurtheilt 
worden find. 


q) BDezüglic) der Erlangung einer Waaren-Senfalen-Stelle. 


140. Hoffammer = Präfidial- Decret vom 8. April 1842, 
3. 13,640; n. ö. Reggs. Circ. vom 15. April 1842, 
3. 1087/P. 


(Altg. polit. und Prov. Gefegfammf. für Nieder: Defterreih vom 
3. 1842.) 
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Auszug aus der Waaren-Senfal:Ordnung. 
$.3.. 

Wer in Concurs verfallen, über wen ein Perfonal:Arreft Schul- 
den halber bewilligt, wer wegen eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizei:llebertretung abgeurtheilt , oder deſſen hierwegen eingeleitete 
Unterfuhung nur aus Abgang rechtlicher Beweife aufgeheben worden 
ift, wer wegen einer ſchweren Gefälls-Uebertretung notionirt, oder der 
Winfelmäcelei, oder des unbefugten Handels überwiefen worden ift, 
ift zur Erlangung einer Waaren-Senfalen-Stelle nicht geeignet. 


r) Dei Bunftvorfehern. 
141. Böhmifche Gubernial-Verorbnung vom 25. Februar 1836, 
3. 8263. 
(Prev. Gefegfamml. für Böhmen vom Jahre 1836.) 


Obwohl Zunftvorfteher und Aeltefte nicht in die Slaffe der öffent: 
lichen oder ftädtifchen Beamten gehören, fo bekleiden fie doch eine Art 
Vorfteheramt; es liegt ihnen die Erhaltung der Ordnung ihrer Zunft 
ob, ihnen ift die Führung der Zunftbücher und die Verwaltung der 
Zunfteinfünfte anvertraut, und die übrigen Zunftglieder find ihnen in 
Zunftangelegenheiten Folgſamkeit und Achtung zu leiften fchuldig. 

Da nun ein Zunftoorfteher oder Aeltefter, welcher wegen einer 
fhweren Polizei:Ulebertretung abgeurtheilt, oder mit welchem die Unter- 
fuhung blos aus Abgang rechtlicher Beweiſe aufgehoben worden ift, 
das Mertrauen und die Achtung feiner Zunftgenoffen nothwendig ver: 
lieren muß; fo fand das k. k. Landesgubernium die aus Anlaf eines 
fpeziellen Falles geftellte Anfrage: ob ein als ſchwerer Polizei-Uebertre- 
ter verurtheilter Zunftvorfteher oder Aeltefter von diefem feinen Poften 
zu entfernen fei? dahin zu beantworten : daß zwar auch in einem fol= 
chen Falle über die Zuläfligkeit der ferneren Belaffung des Abgeurtheil: 
ten in feinem Poften berathen werden müjfe, daß aber die Entfchei- 
dung hierüber jener Behörde, von welcher derfelbe als Zunftvorfteher 
oder Xeltefter beftätiget worden ift, und welche die Oberaufficht über 
die Zunft führt, zuſtehe. 


Folgen, welde mit der Aburtheilung ab instantia 
verbunden find. 


142. Hofkanzlei: Decret vom 26. Mär; 1830, 3. 6440, an 
ſämmtl. Länderftellen ; n. 6. Reggs. Ber. vom 17. April 1830, 
3. 17,992, an fämmtl. Unterbehörden ; ob der Enns'ſche Reggs. 
Ber. vom 5. April 1830, 3. 9588 5 fleiermärfifche Gub. Ver. 
vom 11. April 1830, 3. 6398; tirolifhe Gub. Ber. vom 
“12. April 1830, 3. 717135 ilyrifche Gub. Ver. vom 15. April 
1830, 3. 8026; mährifhe Gub. Ver. vom 16. April 1830, 
3. 12,101; böhmifche Sub. Ber. vom 14, Mai 1830, 3 14,461; 
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Verordnung bed galizifchen Guberniums vom 17. Auguft 1830, 
3. 45,133. 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Syrien, Mähren, Böhmen, Galizien.) 


Ueber eine Sr. Majeftät unterlegte Anfrage einer Randesitelle, 
wegen ber Behandlung öffentlicher Beamten, welche wegen einer 
ſchweren PolizeisHebertretung verurtheilet, oder ab instantia losge- 
fprochen werden, erfloö am 16. d. M. nachftehende allerhächfte Ent: 
fchließung : 

„Wenn ein landesfürftliher Beamter einer fehweren Polizei-Ue- 
„bertretung fchuldig befunden , oder von derfelben ab instantia losge— 
„prochen wird, hat immer diejenige Behörde, welcher deifen Entlaf: 
„Jung nah den beftehenden VBorfchriften zufteht, wenn fie Feine Zus 
„ſtizbehörde ift, mit Zuziehung zweier Zuftizräthe in Ueberlegung zu 
„nehmen, ch er zu entlaffen fei oder nicht, und bei WVerfchiedenheit 
„der Meinung der betreffenden Behörde und ber beigezogenen Zuftigrä- 
the, ift der Gegenftand der höheren Behörde vorzulegen, und bei aber: 
„maliger Berfchiedenheit der Meinungen bei felber, Meiner Entfchei: 
„dung vorzulegen.“ 


Folgen, welde für die Witwen und Kinder folder 
Snqauifiten verbunden find, welde nad gefdhloffe: 
ner Unterfuhung, aber vor gefälltem Urtheile 
fterben. 


1A3. Hoffammer:Decret vom 2, Januar 1830, 3. 128, an 
fammtl, Länderfiellen; n. ö. Reggs. Ber, 3. 4359; ob ber 
Enns'ſche Reggs. Ber. vom 24. Sanuar 1830, 3. 2259 5 ftei- 
ermärfifche Sub. Ver. vom 1. Februar 1830, 3. 1527; tiroli- 
fche Gub. Ber. vom 30. Sanuar 1830, 3. 1785; illyrifche 
Gub. Ber. vom 4. Februar 1530 , 3. 2017; mährifch-fchlefifche 
Sub, Ber. vom 29. Januar 1830, 3. 2926; böhmifche Präſ. 
Sub, Ber. vom 20. Februar 1830, 3. 3408; galizifche Gub. 
Ber, vom 11. Februar 1830, 3. 5298. 


(Allg. polit. und Prov. Gefepfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Mähren, Böhmen und Galizien vom 3. 1830.) 


Seine Majeftät haben über die der höchſten Entfcheidung unterftellte 
Frage: wie die Witwen und Kinder ſolcher Individuen , welche fih 
eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizei:Uebertretung fchuldig ge: 
macht haben, und während der Unterfuhung, jedoch nod 
vorihrer Verurtheilung geftorben find, oder deren Verbre— 
chen oder ſchwere Polezei:Hebertretung erſt nach ihrem Tode ent: 
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deckt wurde, rückfichtlih der Penfionirung zu behandeln feien? unter 
dem 22. December 1829 folgende höchſte Entſchließung herabgelangen 
zu laifen gerubet: 

„Wenn gegen einen Beamten oder minderen Staatädiener noch 
vor feinem Tode, oder zwar nach demfelben, aber noch eher, als über 
die Penſions- und Provifions = Behandlung feiner zurückgelaffenen Fa- 
milie definitiv entfchieden ift, foldhe Werfchuldungen, Dienjtes- oder 
moralifche Vergehen vorkommen und gehörig dargethan find, welche 
ihn nach den beftehenden Vorfchriften des Dienftes oder der allenfalls 
genoffenen Penfion oder Provifion verluftig oder derfelben unwürdig 
gemacht haben würden; fo hat auch jeder Penfions:, Provifionss oder 
fonftiger Unterftügungs- und Verforgungsanfpruch der zurückgelaffenen 
Witwe oder Kinder desfelben zu entfallen, wenn gleich wegen des frü- 
heren Todes eines folhen Beamten oder Dieners gegen ihn felbft Fein 
Strafurtheil oder Erkenntniß erfolgt wäre." 

„Um hiernach in jedem einzelnen Falle mit gehöriger Ordnung zu 
verfahren, ift vor allem eine genaue Erhebung der Ihatfachen und Be— 
weismittel vorzunehmen, und fodann von der Adminiftrationsbehorde, 
zu deren Wirfungsfreife die Penfionsbemwilligung gehört, mit Beizie— 
bung zweier Näthe des betreffenden Juſtiz-Gremiums, nad eben jenen 
Mormen, welche für die Fälle der Dienftentlaffung von Beamten 
vorgezeichnet find, gründliche VBerathung zu pflegen, und gewilfenhaft 
zu enticheiden, ob die dem Verſtorbenen zur Laft gelegte Verfchuldung 
oder das Vergehen ald gehörig dargethban anzufehen, und von folcher 
Art fei, um den Verluft der Penfions- Fähigkeit für ihn und feine hin: 
terlaffene Samilie mit Beruhigung ausfprechen zu können.“ 

„Im Falle fich getheilte Meinungen zwifchen der Adminiſtrations- 
behörde und den beigezogenen Zuftizräthen ergeben, ift die Entſchei— 
dung der höheren Behörde, die dabei ein gleiches Verfahren zu beob- 
achten hat, und rückſichtlich Meine Schluffaffung hierüber anzu— 
ſuchen.“ 

„Wenn jedoch den Witwen oder Waiſen bereits Penſionen, Pro— 
vifionen oder Erziehungsbeiträge normalmäßig angemwiefen worden find, 
find ihnen diefelben wegen eines erft nach der Hand hervorgefommen en 
Verſchuldens des verftorbenen Gatten oder Vaters, woran fie felbft 
Feinen Antheil haben, nicht wieder zu entziehen.” 

„WHebrigens hat ed in Beziehung auf Erfagforderungen des Aera⸗ 
riums, welche aus der Dienftleiftung eines verftorbenen Beamten oder 
Dieners herrühren, bei den wegen Sicherftellung und Hereinbringung 
der Erjäge beftehenden Vorfchriften zu bewenden.“ 

„Diefe Meine Anordnung hat nur von dem Tage ihrer Kundma— 
hung an zu gelten, und find alle, welche Witwen und Waifen be- 
treffen, die bis zu diefem Zeitpuncte fich in diefem Falle befinden, Mir 
zur Entfcheidung vorzulegen." 


Rechtliche Folgen für folde, welde der Selbſtver— 
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fümmlung fohuldig befunden, oder wegen Mangels 
ber Beweife entlaffen wurden. 


(Siehe die bei $$. 161 und 162% befindlichen Novellen) *). 


Keine Wirkung bat die Strafe in fhweren Polizei- 
Uebertretungen: 


1. Auf den Befib des Metall- Armee - Arenzes. 


14H. Auszug aus dem Hoffanzleidecret vom 24. uni 1815, 

3. 11339, an fämmtl. Länderftellen; n, ö. Reggs. Ber, vom 6. 

Suli 1815, 3. 21550, an die k. f, Stabthptmannfchft, an 

die vier k. k. K. Aemter und Zuftizhofdert. vom 24, Juni 1815, 
an fämmtl. Appell, Gerichte. 


(Ag. polit. Gefegfamml. und allg. Zuft. Gefegfamml. Nr. 1156, 
vom 3. 1815.) . 


$. 13, 


Das Metallfreuz wird durch alle Verbrechen, die eine Infamie 
und einen Schanz- und Feltungsarreft zur Folge haben, verloren, 
worauf auch die Kriegsgerichte bei ähnlichen Fällen zu fprechen haben. 
Jedes damit betheilte Individuum hat ed während einer ihm zuerkann— 
ten Strafe abzulegen, und Eann folches erft dann, wenn die Strafe 


*) Außer den eben angeführten Folgen, welche den nach dem II. Thl. des 
Strafgefeged Verurtheilten als folchen treffen, find mit der Beftrafung 
als ſchwerer PoligeisUebertreter noch zahlreiche anderweitige theild even— 
tuelle Folgen in Beziehung auf die Erlangung von Aemtern, Dienftftel: 
len, bürgerlichen Gerechtiamen, theils eivilrechtliche Kolgen nach einzelnen 
$$. des a. 6. G. 3. verbunden, die aber auch ſolche Perfonen treffen, 
deren Charakter, ohne daß fie gerade ftrafrechtlich behandelt worden wä— 
ren, nicht gang tadellos ift. Die Zahl ber hierüber beftehenden Geſetze ift 
jedoch) fo groß, daß ihre Aufnahme, welche überdieh außer dem Bereiche 
diefes Werkes liegt, nicht Statt finden Eonnte, 

Als Beifpiele mögen dienen: das Juſtiz-Hofdecret vom 11. Juli 1826 
(allg. Zuft. Geſetzſamml. Nr. 2199) dann das Hoffanzleidecret vom 26. 
Zuli 1826 (allg. polit. Gefegfammi.) daß die wegen Vergehen jeder Art 
bes Dienftes entlaffenen Beamten in Staatsdienfte nur mit Bewilligung 
Seiner Majeftät wieder aufgenommen werden können. Das bei $. 291 
abgebrudte Hoflanzleibeeret vom 29. März 1828 (allg. polit. Geſetzſamml.) 
und das dasſelbe erläuternde Hofkanzleibeeret vom 20. März 1835 (allg. 
polit. Gefesfammt.) baß bei Privatherrfchaften dic Beamtenftellen , wel⸗ 
che die Zuftigpflege ober die öffentliche potitifche Verwaltung zu beforgen 
haben, mit ganz mafellofen Individuen zu befegen feien. Das Juſtiz⸗ 
Hofdecret vom 6. Sept. 1800, Nr. 868, ber Zuft. Geſetzſamml. wel⸗ 

ches den Verluft der Advocatur bei Ränken und Berfürzungen der Par: 
teien verhängt, das Hofkanzleideeret vom 5. Sänner 1812 (allg. polit. 
Geſetzſamml.) welches diejenigen, die bei Xerariallieferungen Beſtechungen 
verfuchen, für immer von ber Concurrenz ausfchließt u. ſ. w. 
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ausgeftanden ift, wieder tragen. Mach diefen Grundfagen wird auch 
von der Civil» Zurisdiction in analogen Fällen gegen jene Individuen 
vorgegangen, die, mit dieſem Metallfreuze geziert, in den Givilftand 
übertreten. 


2, Auf Eivil-Ehren-, Capferkeitsmedaillen und Invaliden- 
eneficien. 


1413. Hofkanzleidecret vom 7, October 1835, 3. 26638, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. d. Reggs. Circ. vom 19. Oct. 1835, 
3. 58077; ob der Enns'ſche Reggs. Ver, vom 30. Oct. 1835, 
3. 31315; fleiermärfifhe Gub, Ver. vom 27. Oct. 1835, 3. 
17435 ; tirolifche Gub, Ver, vom 25. Det. 1835, 3. 23154; 
iliyrifhe Gub, Ber, vom 31. Oct. 1835, 3. 24611; mähri- 
(he Sub, Ber. vom 24. Oct. 1835, 3. 43895; böhmifche 
Gub, Ber. vom 23. Oct. 1835, 3. 50696, und galizifche Gub, 
Der. vom 15. Nov, 1835, 3. 64381. 


(Allg. polit., dann Prov. Geſetzſamml. vom 3. 1835 für Nieder- 
öfterr., Oberöfterr., Steiermarf, Tirol, ZUyrien, Mähren, Böhmen 
und Galizien.) 


Ce. k. k. Majetät haben, laut hohen Hoffanzleibecretes vom 
7. October d. J., 3. 26638, mit allerhöchfter Entfchliefung vom 
20. Zulil. 3. anzuordnen geruhet, daf der Verluſt der Givil-Ehren- 
medaille und der Zapferfeitämedaille, fo wie des Invaliden » Benefi- 
ciums, Fünftig für alle zur Zeit der Aburtheilung unter der Civil:Ge- 
richtöbarfeit ftehenden Individuen nur mit Verurtheilung zur ſchweren 
Kerkeritrafe verbunden fein fol; bei der Verurtheilung zu einfachen 
Kerker aber nur die Ablegung der Ehrenzeichen während der Straf: 
dauer einzutreten habe. 


3. Auf ausländifhe Orden und Ehrenmedaillen. 


1416. Suftiz : Hofdecret vom 4. Auguft 1815, an fämmtl, Appel: 
lations Gerichte, 


(lg. Zuft. Gefegfamml. Nr. 1165, vom 8. 1815.) 


Seine Majeftät haben in Hinficht des Verluftes auswärtiger Or- 
den» und Ehrenmedaillen Folgendes anzuordnen geruhet: Iſt das mit 
einem folhen auswärtigen Ehrenzeichen gezierte Individuum ein hier— 
landiger Unterthan, und in eine folche Strafe verfallen, welche den 
Verluft ähnlicher inländiiher Decorationen nach fich zieht; fo ift die 
von Höchftdenfelben ertheilte Erlaubniß zum öffentlihen Gebrauche der 
fremden Ehrenzeichen verwirft, und das Individuum darf auch nad 
ausgeftandener Strafe ſich derfelben in Höchftdero Staaten nicht wie: 
der bedienen, die abgenommenen Snfignien find in jedem einzelnen 
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Falle durch die geheime Hof» und Staatskanzlei der verleihenden 
Macht mit dem Beifage, warum es gefchehen fei, zurückzuftellen. 

Iſt aber der Sträfling Fein Unterthan, fo ift der Gebrauch frems 
der Ehrenzeichen während der Strafzeit nicht zu geftatten, und find 
in folhem Falle die abgenommenen Infignien ebenfalls der auswärti— 
gen Macht zu erfolgen, welcher überlaffen bleibt, nach ausgeftandener 
Strafe ihrem Gutdünfen und ihren Statuten gemäß, zu verfügen. 

An Folge biefer höchften Entfchließung find die Sriminalgerichte 
für folhe Fälle zur Einforderung der Ordens: und Ehrenzeichen anzu: 
weifen, welche das Appellations : Gericht mittelft Berichtes und mit 
Anmerkung des Segenftandes des Verbrechens hierher zur weitern Mit: 
theilung an die E. E. geheime Hof- und Staatskanzlei zu überreichen 
haben wird. 


HM. Auf den Befit des Militär - Difinctionszeichens. 


147. Iuftiz.Hofdecret vom 20. April 1827, an fämmtliche Ap— 
pellationsgerichte; n. 5. Neggd. Ber. vom 25. Mai 1827, 
3. 27,820, an die Unterbehörben; ob der Enns'ſche Reggs. Ver, 
vom 21. Mai 1827, 3. 12,332; fleiermärfifche Gub. Ver. vom 
16. Mai 1827, 3. 10,808; Erledigung des Gub, für Krain 
und Kärnthen vom 2. Mai 1827, 3. 10,560; böhmifche Appell. 
Ber. vom 1. Mai 1827, 3. 7061; galizifche Gub. Ver, vom 
23. Juli 1827, 3. 38,009. 


(Allg. Zuft. Gefesfammi. Nr. 2274, dann Prov. Gefegfamml, für 
died. Defterr., Ober:Defterr., Steiermark, Krain, Böhmen und 
Salizien, vom 3. 1827.) 


Da Se. Majeftät rückfichtlih des Werluftes des, zur Belohnung 
durch längere Zeit gut geleifteter Dienfte, an Militär »Perfonen ver: 
liehenen Diftinctions = Zeichens mit allerh. Entfchliefung vom 9. März 
1827, für die Zukunft dasfelbe ald Gefeg vorzuſchreiben befunden ha- 
ben, was in den Hofdecreten vom 2. Auguft 1817, Nr. 1355, und 
vom 20. Juni 1818, Nr. 1469, d. 3. ©. ©. in Bezug auf den 
Verluſt des Kanonenfreuzed verordnet wurde: fo wird hiermit erklä: 
vet, daß, wenn ein aus dem Militärftande in den Givilftand getrete: 
nes, mit dem Dijtinctionszeichen verfehenes Individuum wegen eines 
Verbrechens verurtheilt wird, das Diftinctionszeichen in allen Fällen 
verloren gehe, wo auf die Strafe des ſchweren oder jchwerften Ker- 
kers erkannt wird; wo hingegen in Fällen folder Art, wo wegen Ver: 
brechen auf einfachen Kerfer erfannt wird, das betreffende Individuum 
das Diftinctionszeichen während der Strafe abzulegen habe, und das: 
un erft dann, wenn die Strafe ausgeftanden ift, wieder tragen 
Önne. 


Lãtzenau's Geſetzſammlung. I. Bb. 9 
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5. Auf die ãußere Uathswürde. 


LAS. Hoffanzleiderret vom 3. Auguft 1817, 3. 17,588, 
n. 5. Reggs. Ver. vom 29. Auguft 1817, 3. 34,704 an ben 
Br. Magifirat. 


Die Normalvorfhrift vom 26. Nov. 1815, (12 1) wegen Entlaf: 
fung eines über Verbrechen oder fchwere Polizeiübertretung verurtheil- 
ten Beamtens oder öffentlihen Dienerd findet auf die Fälle der bei 
dem hiefigen Magiftrate beftebenden äußeren Rathswürde Feine An- 
wendung, da dies als Feine ordentliche Anftellung betrachtet werden 


Fann. 
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Drittes Hanptfüc, 


Bon Beftrafung der Unmündigen, 


$. 28. 
Unmündige können auf zweifache Art fduldig „„Unmintige 
werden: dur Werbres 


a) durch Webertretungen, welche nad) ihrer Eigen: foisen zu tg. 
ſchaft Verbrechen wären; aber warn Unmündige fie be: "n, Pal -ue- 
gehen, nad) S. 4, nur ald ſchwere Polizei-Uebertretun: ürraeden; 
gen beftraft werben; 

b) durch Uebertretungen, welche ſchon an fich nur „nur küwere 
ſchwere Polizei-Webertretungen find. tungen an fig. 


(Siehe $. 4, I. Thl. des St. G. B. und ben F. e, add des l. Thls. bes 
Strafgefesbuches.) 


Die Begünftigung des $. 28 und 29, I. Thl. St. 
G. B., ift auf Theilnehmer an der Uebertretung, wel: 
he fremd und mündig find, nicht auszudehnen. 


149. Juſtiz⸗Hofdecret vom 11. Suni 1813, an das böhmifche 
Appellationsgericht. 


(Allg. Juſt. Geſetzſamml. vom J. 1813, Nr. 1052.) 


Jene Befreiungen, welche Kindern unter vierzehn Zahren im $. 2 
ad d), dann den Familiengliedern im $. 168 des I. und im $. 213 
bed II. Thls. des Strafgefegbuches zu Statten kommen, find auf 
Theilnehmer, bei welchen nicht die nämlichen Ausnahmsgründe ein: 
treten, Eeineswegs auszudehnen. 


150. Hoffanzleidecret vom 20. November 1317, 3. 26,891, 

an ſämmtl. Länderftelen; n. 6. Reggs. Circ. vom 20. Dezember 

1817, 3. 54,621; Ber. beö-tyrolifchen Gub. vom 11. Decemb, 

1817, 3. 30,928; und bed ſteiermärkiſchen Gub, vom 7. Sän: 
ner 1818. 


(Allg. polit. Gefegfamml. und Prov. Geſetzſamml. vom $. 1817 für 
Zirol, dann allg. Zuft. Gefegfamml. vom 3. 1817, Di. 1337.) 
9 
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Ueber Anfrage, ob die im $. 168 des I. Theiles des Strafgefeg- 
buches bei den unter Ehegatten, eltern und Kindern vorfallenden 
Entwendungen zugeftandene Begünftigung auch auf fremde Theilneh: 
mer anwendbar fei, mithin ob die Iheilnahme fremder Perfonen an 
einem folhen Diebftahle defhalb Verbrechen zu fein aufhöre, weil der 
Diebjtahl der Vorerwähnten nicht als Verbrechen zugerechnet werde, 
haben Seine Majeſtät zu befchliefen geruht, daß jene Befreiungen, 
welche Kindern unter 14 Zahren im $. 2, d) dann den Familienglie: 
dern in dem 168. Paragraph des I. und in dem 213, Paragraph des 
11. Iheiles des Strafgefeges zu Statten Fommen, auf Iheilnahme 
bei denen nicht die nämlichen Ausnahınsgründe eintreten, Feinesweges 
auszudehnen jeien. 
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Beftrafung der Die von —— begangenen Uebertretungen 

die der erſten Art find mit Verſchueßung an einem abgefon- 
derten Verwahrungsorte, nah Beſchaffenheit der Um— 
ftände, von einem Tage bis zu ſechs Monaten zu be- 
Strafen. Diefe Strafe kann verfhärft werden: mit Fa- 
iten, körperlicher Züchtigung, und ſchwerer Arbeit. 


(Siehe den $. 44%, 11. Thl. des St. G. B, und bie Novellen bei $. 28.) 
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Umfinbe, worr Die Umjtände, worauf bei Beftimmung der Straf: 
mungter Strafe zeit, und dev Verfhärfungen Rüdficht zu nehmen ift, 
—— cht zu neh⸗ nd: 
a) die Größe und Eigenfchaft der Uebertretung; 
b) das Alter deö Webertreterö, nachdem fich felbi- 
ged mehr der Mündigkeit nähert; 
e) feine Gemüthsart, nad der fowohl aus der ge- 
genwärtigen Handlung, ald aus dem vorhergehenden 
Betragen fi dußernden Selbftbeftimmung, ſchaͤdliche⸗ 
ven Neigungen, Bosheit, oder Unverbefferlichkeit. 


g. 31. 
Mit ſelber if Mit diefer Beſtrafung der Unmündigen ift nebft ei- 


Krbet und ver MET ihren Kräften angemeſſenen Arbeit ſiets ein zweck 
Seeiforgers u mäßiger Unterricht des Seelforgerö, oder Katecheten zu 


verbinden. verbinden. 
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Die von Unmündigen begangenen Uebertretungen on unminti: 
gen begangene 


der zweiten Art werden insgemein der häuslichen Züchtiz fawere Yoltzei- 
gung, in Ermanglung diefer aber, oder, nad) dabei fich Nererteingn 
gene befonderen Umftänden der Ahndung und Wor- Hiusiisen Büe- 


gung, nachum⸗ 


ehrung der politifchen Obrigkeiten überlaffen. * fländen der Obs 


tigkeit überlafs 
Das Recht der häuslichen Zucht Fann jedoch in ei 
nem alle bis zu Mifhandlungen ausgedehnt wer: 
den, wodurdh der Gezüchtigte am Körper Schaden 
nimmt. 


(Siehe $. 165, 1. Thl. des St. G. 8.) 
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Viertes Hauptflück. 


Bon den verſchiedenen Gattungen der ſchweren Poli: 
jeisllebertretungen, 


$. 33. 


Die — en, und Unterlaſſungen, welche nach 

sel»Uebertzetun, Berhältniß ihrer Wichtigkeit, und ihres nadhtheiligen 

* Einfluſſes, hiermit als ſchwere Polizei-Uebertretungen er: 
Elätet werden, theilen ſich in folgende Gattungen: 


$. 34. 


itend Uebertre- Schwere Polizei-Uebertretungen gegen die öffentliche 
re Sicherheit; naͤmlich, gegen die Sicherheit des gemein: 
Gehe, ſchaftlichen Staatöbandes, und den öffentlihen Ruhe 
ftand ; gegen öffentliche Anftalten und Vorkehrungen zur 
gemeinfdakligen Sicherheit, und gegen die Pflichten ei- 
ned öffentlichen Amtes. 
$. 35. 


ztenb gegen bi Uebertretungen, die der Sicherheit einzelner Men- 
einer enfehen. hen, nämlich : der perfönlichen Sicherheit am Leben, 
an der Gefundheit, oder fonft an dem Körper; die der 
Sicherheit des Eigenthumd, oder der Erwerbung ; der 
Sicherheit der Ehre, und des guten Rufes; oder irgend 
der Sicherheit der Rechte, Gefahr oder Nachtheil 
bringen, 
$. 36. 


3ten® gegen bie Uebertretungen endlich, welche die öffentlihe Sitt- 
ai lichkeit verletzen. 
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Fünftes Hauptſtück. 


Bon fchweren Polizeislebertretungen gegen die Sicher: 
heit des gemeinfchaftlichen Staatöbandes, und den 
öffentlichen Nuheſtand. 


$. 37. 
Schwere Polizei-Webertretungen gegen die Sicherheit u 2 "ueerte- 


ei = Uebertres 


des gemeinfchaftlichen Staatsbandes und den Öffentlichen tungen gegen tie 


Ruheſtand find: — 
)Theunahme an geheimen Geſellſchaften, —— 
b) Aufl ftandes. 


auf 
c) Drud, Verkauf oder Verbreitung von Büchern, 
von Kupferftichen gegen die Genfurs - Gefabe ; 

d) Winkelbuhdruderei, 

e) Berleitung zur Auswanderung, 

f) Aufivieglung der Unterthanen gegen ihre Obrig⸗ 
keiten. 

$. 38. 


Alle Vereinigungen zu geheimen Gefellihaften, in Pu 
welcher Abficht fie errichtet fein, unter welcher Benen⸗ 
nung oder Geſtalt ſie beſtanden haben, oder beſtehen mö⸗ 
gen, find unterſagt. Die Theilnahme an einer geheimen 
Sefellfhaft macht einer ſchweren Polizei: Webertretung 
ſchuldig. 

$. 39. 

Da unfhädliche Vereinigungen fi dem Kentniffe „augen “as 
der Obrigkeit zu entziehen, keine Urſache haben; fo ift gedeime Gef 
als eine geheime Geſellſchaft überhaupt jede Vereinigung —— 
anzuſehen: 

a) wenn dad Daſein derſelben der Obrigkeit verbor⸗ 
gen gehalten wird; 

b) wenn zwar das Daſein derſelben bekannt iſt, 
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aber entweder ihre Verfaffung und Satzungen verheim-: 
lichet, oder eine falfche Verfaſſung, fallhe Sabungen 
vorgegeben ; 

c) wenn von einer auch bekannten Gefellichaft der 
Obrigkeit die Mitglieder verfchwiegen werden; 

d) wenn Mitglieder einer ehemald zwar erlaubten 
oder geduldeten, aber nun aufgehobenen, oder nicht mehr 
— Geſellſchaft Zuſammenkünfte halten, oder 
ortſetzen. 


Erläuterung des Begriffes: Verborgenhalten. 


151. Nieder-Oeſterreichiſche Regierungs-Verordnung vom 9. 
November 1826, 3. 45,462, an bie E, E, Pol, Ob. Dir. 


(Kudler’s Erklärung des Strafgefeges über fehwere Polizei » Webertre- 
tungen I. Bd.) 


Damit eine gefellfchaftliche Wereinigung das Kriterium einer ger 
heimen Gefellfchaft an ſich trage, ift nach $. 39 des &t. G. B. erfor: 
derlih,, daß ihr Dafein der Obrigkeit verborgen gehalten, oder ihre 
Statuten verheimlicht, oder ihre Mitglieder verfchwiegen werden. 

Nichtanzeigen und Verheimlichen oder Verborgenhalten find offen« 
bar und nad dem unzweideutigften Ausfpruche des Sprachgebrauches 
zwei wefentlich verfchiedene Begriffe. Das erftere befteht in einer 
bloßen Unterlaffung, während das legtere die gefliffentlihe Anwendung 
eigener Mittel vorausfegt, um die Entdeckung des geheimgehaltenen 
Segenftandes zu hindern, oder wenigftens zu erfchweren. Indem daher 
das Strafgefeg Feine Anzeige gebietet, fondern blos die Verheimlichung 
verbietet, legt ed den Mitgliedern von gefellfchaftlichen Wereinen nur 
eine negative Verpflichtung auf, die Verpflichtung namlich, nichts zu 
thun, wodurch die Obrigkeit gehindert, oder wodurd es ihr erfchwert 
würde, das Dafein des Vereins in Erfahrung zu bringen, oder über 
deffen Einrichtungen, Mitglieder u. ſ. w. nähere Kenntnif zu erhalten. 


Directiven für Privatvereine 


152. Hoffanzlei-Decret vom 5. November 1843, 3. 33,965, 

an ſämmtl. Länderftelen; n. d. Reggs. Eirc. vom 2, Dezember 

1843, 3. 65,730; mährifched Sub, Eirc. vom 30, November 

1843, 3. 51,193; böhmifches® Sub, Eirc. vom 2 1. November 
1843, 3. 66,285. 


(Prov. Gefegfamml. für Nieberöfterreih, Mähren und Böhmen vom 
Jahre 1843.) 


Laut hohen k. k. vereinten Hofkanzlei-Decretes vom 5, vorigen 
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Monats, Zahl 33,965 , haben in Folge der allerhödhften Entfchlie: 
fung vom 19, October 1843 fünftig in Anfehung des Verhältniffes der 
einen näheren Einfluß auf öffentliche Intereffen nehmenden Privat: 
vereine zur Staatöverwaltung folgende neue gefegliche Beftimmun: 
gen zu gelten, nad) welchen fi) auf das genauefte zu achten ift. 


$. 1. 

Die befondere Bewilligung der Staatsverwaltung ift zur Errich- 
tung von DVereinen für folgende öffentliche und gemeinnügige Zwecke 
erforderlich 

a) für die Beförderung der Wilfenfchaften und Künfte ; 

b) für die Ermunterung und Belebung der Landwirthfchaft, des Ge: 
werbfleißes oder anderer Zweige der Production in ihren allge= 
meinen Beziehungen ; 

ec) für den Bau: oder die Erhaltung von Cifenbahnen, Land- und 
Waſſerſtraßen; 

d) für die Unterhaltung einer regelmäßigen Transports Verbindung 
zwiſchen zweien oder mehreren Orten zu Waſſer oder zu Lande; 

e) für Verfiherungsanftalten ; 

f) für allgemeine Verforgungs: und Renten: Anftalten ; 

g) für Spar:Caffen. 

$. 2. 

Auh zur Errichtung anderer Vereine ift die Bewilligung der 
Staatsverwaltung erforderlich : 

a) wenn das für die Unternehmung, die der Verein bezweckt , nöthige 
Gapital ganz oder zum Theile durch Actien, d.i. durch beftimmte, 
mittelft der Erwerbungsarten des bürgerlihen Rechtes übertrag: 
bare Theilbeträge an dem gefellfchaftlichen Unternehmungs:Fonde, 
auf welche fich die Haftung der Theilnehmer befchranft,, aufge: 
bracht werden follen ; 

b) wenn fie nad einer vorhinein verabredeten Gefellichaftäregel 
(Statuten) in der Art eingegangen werden follen, daß der Ein- 
tritt in den Verein, ohne Befchränfung auf die urfprünglichen 
Theilnehmer , Zedermann , der bie feltgefegten Bedingungen er: 
füllt, und ſich der gefellfchaftlichen Regel unterwirft, geftattet 
ift, die Anzahl der Geſellſchaftsglieder mag verhinein bejtimmt 
worden fein oder nicht ; 

c) wenn der Verein, um deffen Errichtung es fich handelt, nad 
feiner Befchaffenheit unter die Anwendung einer befonderen Vor: 
ſchrift fällt, welche die vorläufige Einpolung der Bewilligung der 
Staatöverwaltung anordnet. 


$. 8. 


Die Bewilligung der in dem $. 1 unter a,b, f, g aufgeführten 
Vereine, dann der Vereine zu Eifenbahn: und Dampfichifffahrts:Un- 
ternehmungen, ferner aller Geſellſchaften, bei welchen es fih um eine 
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befondere Begunftigung oder um Abweichungen von ben allgemeinen 
Vorfchriften handelt, bleibt Seiner Majeftät vorbehalten. 
Die vereinigte Hofkanzlei ertheilt die Bewilligung zur Errichtung 
derjenigen Vereine: 
a) deren Wirkfamkeit fih auf das Verwaltungsgebiet zweier oder 
mehrerer Ränderftellen erſtreckt, oder 
b) deren Unternehmungs: Fond ganz oder zum Theil durch Actien 
aufgebracht werden fell. 
Die Bewilligung zur Errichtung anderer, als der bemerkten Ber: 
eine ift der politifken Tandesftelle der Provinz, in weldyer der Verein 
zu Stande kommen foll, zugewiefen. 


$. 4. 
Die Bewilligung zur Errichtung eines Vereines ift zweifacher Art: 
a) die Ermächtigung zu den vorbereitenden Mafiregeln ; 
b) die Genehmigung des Vereines felbft. 


$.5. 


Die Ermächtigung zu den vorbereitenden Mafregeln muß ange: 
fudt werden, wenn 
a) die Perfonen , welche die Errichtung des Vereines unternehmen 
wollen, zur Auffindung von Theilnehmern öffentliche Auffor: 
derungen oder Bekanntmachungen zu erlaffen die Abficht ha— 
ben, oder 
b) das Unternehmen felbft von ſolcher Vefchaffenheit ift, daß es 
Vorbereitungen erheifht, durch welche die Nechte dritter Perſo— 
nen berührt werden, z. B. Vermeffungen, Nivellirungen , oder 
welche die Geftattung , Vermittlung oder den Beiftand öffentli- 
cher Behörden vorausfegen. 


§. 6. 

Der Eingabe, mit welcher dieſe Ermächtigung angeſucht wird, 
iſt der Plan des Unternehmens, und ſo fern für dasſelbe Statuten 
feſtgeſetzt werden ſollen, der vorläufige Entwurf ihrer weſentlichſten 
Beſtimmungen beizulegen. 


$. 7. 


Alle weitern Schritte ſind dem Zeitpunkte der über oberwähnte 
Eingabe erfolgten Erledigung vorzubehalten; indem ſich erft daraus er- 
geben wird, welche vorbereitenden Mafiregeln, dann unter welchen 
Bedingungen und Vorfichten geftattet werden, ob und weldye Anftände 
fi gegen den Plan des Unternehmens und die beabfichtigten Vereins— 
fagungen darftellen, welche Zahl der Theilnehmer ſich vereinigt, und 
welchen Betrag jeder von ihnen erlegt haben muß, damit die Verfamm- 
lung derfelben als berechtiget angefehen werden könne, rechtsverbindli: 
che Befchlüffe zur Errichtung des bezweckten Vereins in deffen Namen 
zu faſſen. 
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$. 8. 


Das Einfchreiten um die Genehmigung des Vereines felbft findet 
Statt, wenn die $. 5 bemerften Umftände nicht eintreten, oder wenn 
die vorbereitenden Maßregeln vollzogen, und die mit der Öeftattung 
derfelben vorgezeichneten Bedingungen erfüllt worden find. Für diefes 
Einfchreiten gilt die Beftimmung des $. 6 mit der Aenderung, dafi, 
fo weit es fih um die Feftfegung von Statuten handelt, der vollftän- 
dige Entwurf derfelben vorzulegen ift. 


$. 9. 


Sowohl das Einfchreiten um die Ermächtigung zu den vorberei: 
tenden Maßregeln, als jenes um die Genehmigung des Wereines ift 
bei der politifchen Landesftelle desjenigen Landes, in welchem die Di: 
rection des Vereines ihren Sitz haben foll, einzureichen. 


$. 10, 


Der Plan des Unternehmens und ber vollftändige Entwurf der 
Statuten muß deutlich ausdrüden: 

a) den Zweck des Vereines und die Mittel, deren er ſich zu deifen 
Erreihung bedienen wird, wie auch den Weg der Aufbringung 
und Bederfung des hierzu erforderlihen Aufwandes. Hierbei ift 
insbefondere anzugeben, cb, in welchen Fällen und mit weſſen 
Beiftimmung der Verein berechtiget fein fell, außer den aus der 
Befchaffenheit des Unternehmens zu deffen Betriebe erforderlichen 
Greditirungen, noch insbefondere Darleihen aufzunehmen; 

b) die Art, wie fich der Verein bilden und erneuern foll; 

e) die Gefchäftsführung und Leitung ; 

d) die Nechte und Pflichten der Wereinsglieder unter ſich; 

e) die Art, wie zur Schlihtung der aus dem Vereinsverhältniſſe 
entfpringenden Streitigkeiten vorgegangen werden ſoll; 

f) die Dauer, für welche der Verein zu beftehen hat; 

g) die Beftimmungen über die Auflöfung der Geſellſchaft; 

h) bei Vereinen, welche für fucceffive auszuführende Bauunterneh: 
mungen beftimmt find, auch den Zeitpunct, wann das Unter: 
nehmen begonnen, in welchen Hauptabfchnitten fortgefegt und 
beendigt werden foll. 

$. 11. 


Weder die Ermächtigung zu den vorbereitenden Mafiregeln, noch) 
die Genehmigung des Vereins Fann erlangt werden, wenn nicht : 

a) der Zweck ein erlaubter, und nach dem Gefege zur Betreibung 
durch einen Privat:Berein zuläffig ift; 

b) die VBewilligungswerber nach ihren Vermögens:Umftänden und 
perfönlichen Verhältniffen für die aufrechte Ausführung des Un— 
ternehmens Beruhigung gewähren; 

e) weder hieraus noch aus den übrigen Umftänden ein gegründe: 
tes Bedenken , daß unerlaubte Nebenzwecke beabfichtiget werden, 
entfteht ; 
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d) der Plan des Unternehmens und der Entwurf der Statuten 
den beftehenden Geſetzen und den eintretenden öffentlihen Rück— 
ſichten entipricht. 


$. 12, 


Bei Actien-Gefellfchaften haben insbefondere noch folgende Be— 
ſtimmungen Anwendung zu finden; 

a) bevor die Ermädtigung zu den Voreinleitungen erlangt werden 
fann, muß ausgemittelt werden fein, ob die Subferiptien auf 
die Actien mit der baaren Einlage des ganzen Betrages oder nur 
eines und welchen Theiles derfelben zu verbinden fei. 

Bei der dieffalligen Beftimmung ift auf die Befchaffenheit und 
den Umfang des Unternehmens, den Grad des jeweiligen Be: 
dürfniffes, der Geldfräfte. und die Größe des Betrages jeder 
Actie gehörige Rückſicht zu nehmen. 

Der ſenach in Folge diefer Beftimmung ven den Subferibenten 
einzuzahlende Betrag ift entweder dem Staatöfchulden-Tilgungs- 
Sonde gegen die übliche Werzinfung nach der , bei diefer Anftalt 
diepfalls beftehenden Einrichtung einitweilen zu übergeben , oder 
an einem anderen, &icherheit gewährenden, und der Behörde 
namhaft zu machenden Orte zu erlegen. Erft nachdem die Em: 
pfangs-Beſtätigung der bdiefifälligen haaren Einlagen erfolgt, 
und den hierüber ausgeftellten Interimsfcheinen beigefegt wor: 
den ift, Eonnen diefe Legteren, jedoch immer nur in dem Be— 
trage der wirflich geleifteten Einzahlung , in den Verkehr treten. 
Ohne diefe Beftätigung in den Verkehr gebracht, find fie als 
rechtsunwirkſam zu betrachten, der behandelte Betrag ift jeder- 
zeit dem Armen-Fonde des Ortes, wo die Uebertretung began— 
gen wurde, verfallen, und hat nebftbei im Falle eines betrüge: 
rifhen Worganges die Amtshandlung nach den Strafgefegen 
einzutreten. 

Wenn die Gefellfhaft nah erlangter Genehmigung gehörig 
zu Stande gekommen ift, hat fie auch über die Behandlung des, 
bei dem Tilgungs-Fonde oder an einem anderen Orte erliegenden 
Fondes zu beſchließen, der ihr dann nach Mafigabe ihres Ber 
fchluffes zur Verfügung zu ftellen ift. 

b) Der Actionär, welcher die erfte Einzahlung geleiftet hat, bleibt, 
wenn er auch den erhaltenen Interims:Schein an jemand An: 
dern veräußert hat, der Gefellfchaft für die ferneren Natenzah- 
lungen noch fo lange verantwortlich, bis diefelbe ihn von dieſer 
Haftung durch Umfchreibung des Anterims-Scheines auf den 
Namen des neuen Beſitzers losgezählt hat. . 

Die Direction der Gefellfchaft oder ihre Geſchäftsführer dur: 
fen nicht ermächtiget werden, diefe Daftungs:-Entbindung für 
fi) allein und ohne Zuftimmung des Vereines felbft, oder ei: 
nes hierzu von der Gefellfchaft ermächtigten Ausichuffes desfelben 
zu ertheilen. 
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ce) In den Statuten des Wereines ift die Einrichtung und Geftalt 
der Actien und Snterims:Scheine genau und in der Art vorzu— 
zeichnen, daß dem Unfuge falfcher Worfpiegelungen und des 
Spieles auf den Gewinn von den Curs-Schwankungen für den 
noch nicht eingezahlten Theil der Einlagen möglichft vorgebeugt 
werde. Insbeſondere dürfen aber Actien fo wenig ald Interims- 
Scheine auf den Ueberbringer lauten, fondern fie mülfen auf 
beftimmte Namen ausgeftellt werden. 


$. 13. 


Die Bewilligung zur Errichtung eines Vereines hat nur die Ber 
deutung einer Conceſſion oder Zulaffung, und fchließt Feinesiwegs die 
Erklärung in fih, daß die Staatsverwaltung die Einrichtung des Un— 
ternehmens, und die zur Erreichung des beabfichtigten Zweckes gewähl- 
ten Mittel entfprechend finde, oder daß das Unternehmen die davon 
erwarteten Vortheile gewähren werde. 

Hiervon haben fih die Theilnehmer felbft die erforderliche Ueber: 
zeugung zu verichaffen. In diefer Beziehung ift ed auch nicht verwehrt, 
die Zwecke, die Einrichtung und das Mirken bewilligter Privat -Ver- 
eine in öffentlichen Blättern oder anderen Drudichriften mit Beobach— 
tung der Cenfurs:-Vorfchriften zu befprechen. 


$. 14. 


Wenn das Unternehmen eines Vereines von der Befchaffenheit 
ift, daß, wer immer basfelbe betreiben will, hierzu eine befondere Ber 
fugniß zu erwirfen hat, fo muß auch von dem Mereine den dieffälli- 
gen gefeglichen Bedingungen Genüge geleiftet, und die erforderliche 
Berechtigung in dem hierfür vorgefchriebenen Wege angefucht und ers 
wirft werden. 

Ueberhaupt unterliegen Vereine bei der Ausübung ihres Unterneh: 
mens den allgemeinen Gefegen, fo weit bei der ihnen ertheilten Be- 
willigung nicht ausdrüclich Ausnahmen hiervon zugeftanden würden. 


$. 15. 


Der Staats-Verwaltung bleibt es vorbehalten, in die Gefchäftss 
gebahrung jedes Vereines Einficht zu nehmen, über die Beobachtung 
der bei Genehmigung des Vereines oder durch allgemeine Vorfchriften 
angeordneten Beftimmungen zu wachen, und wenn ed nothwendig er: 
kannt wird, dem Vereine einen landesfürftlihen Commiſſär beizuge: 
ben, welcher darauf zu fehen hat, daß der Verein die Gränzen der 
ihm ertheilten Bewilligung und die Beftimmungen der genehmigten 
Statuten nicht überfchreite. 


$. 16. 


Bei Actien-Vereinen muß wenigftens einmal in jedem Jahre 
eine General: Verfammmlung der Actien-Inhaber gehalten, denfelben 
über die Gefhäftsführung und den Stand des Unternehmens ein aus: 
fünrlicher Bericht erftattet, und wie auch über die Gebahrung Rech⸗ 
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nung gelegt werden, wofür die Normen in den Statuten deutlich vor⸗ 
zuzeichnen find, 


$. 17. 


Bei Vereinen, die auf einen öffentlichen Zweck gerichtet find, 
oder eine gemeinnügige Anftalt zum Gegenftande haben, ift nebft ei: 
ner zur Öefchäftsleitung beflimmten Direction in der Regel auch ein 
Ausfhuß der Vereinsglieder aufzuftellen, der das Necht und die Pflicht 
hat, fortwährend in die Gebahrung der Direction Einfiht, und auf 
die Gefchäftsführung den durch die Statuten näher zu beftimmenden 
Einfluß zu nehmen. Auch find die Ergebniffe ber Gefchaftsführung fol= 
cher Vereine am Schluffe jeden Jahres oder in Eürzeren Zeiträumen 
zu veröffentlichen. 


$. 18. 


Aenderungen der genehmigten Statuten, und überhaupt der durch 
die Bewilligung des Vereines vorgezeichneten Beftimmungen bedürfen, 
um Wirkfamfeit zu erlangen, der Genehmigung, die denfelben Anord⸗ 
nungen unterliegt, als die urfprünglihe Bewilligung. 

$. 19. 

Für die freiwillige Auflofung von Privat: Vereinen haben die in 
den bürgerlichen Gefegen und den gefellfchaftlichen Statuten enthalte: 
nen Beftimmungen zu gelten. 

Bei Vereinen, die einen öffentlichen gemeinnügigen Zweck ver- 
folgen, und die nicht auf eine beftimmte Zeit, mit deren Ablauf die 
Geſellſchaft von felbft erlifht, gefchloffen find, muß die beabfichtigte 
Auflofung vorläufig zur Kenntnif der Behörde, welche bei Ertheilung 
der Bewilligung zur Errichtung eingefchritten iſt, gebracht werden. 

Segen den Willen der Gefellihaft findet die Auflofung Statt, 
wenn derfelben Ueberjchreitungen ihrer Statuten oder der durch die Be: 
willigung des Vereines vorgezeichneten Beſtimmungen in wefentlichen 
Beziehungen zur Laft fallen; wenn die Bedingungen, auf deren Ver: 
nachläffigung die Zurücknahme oder das Erlöfchen der Bewilligung aus: 
drüclich voraus beftimmt wurde, aus Schuld der Gefellfchaft in der 
Sache und der Zeit nicht gehörig erfüllt wurden, oder wenn ſolche 
Umftände eintreten, unter welchen nad) dem Gefege oder aus öffent: 
lichen Rückſichten die Zurücknahme eines Befugniffes zur Ausübung 
einer Befchäftigung oder Unternehmung auch bei einzelnen Privaten 
Statt findet. Das Erkenntniß hierüber wird bei Vereinen, zu deren 
Errichtung die Bewilligung der Tandesftelle erforderlich ift, von der 
Landesftelle, bei allen übrigen von der Hofſtelle gefällt werden. 

Die für beftimmte Arten von Vereinen dermal beftehenden befon - 
deren Vorfchriften, insbefendere jene über die Einrichtung und den Be— 
trieb von Bergwerks-Unternehmungen, haben in ihrer Wirkſamke it 
auch ferner zu verbleiben *). 


*) Anmerkung. Es braucht wohl kaum erwähnt zu werben, daß bie uns 
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$. 40. 
Der Theilnahme an einer geheimen Gefellfchaft an der gebe 
macht fih fhuldig, jeder Snländer men Gefelfhaft. 


a) der eine folche Gefellfchaft zu ftiften verfucht, oder 
wirklich ftiftet; 

b) Mitglieder zu einer innerhalb des Landes befte- 
benden, oder auswärtigen geheimen Gefellihaft anmwirbt ; 

ce) der von einer in= oder audländifchen geheimen 
Geſellſchaft Vorſteher oder Mitglied ift; 

d) mit einer ſolchen Geſellſchaft einen Briefwechſel 
unterhält; 

e) der den Zufammenkünften einer folchen Gefell: 
ſchaft, in was immer für einer Eigenfchaft, beiwohnet; 

f) zu ihren Zufammenfünften wiſſentlich fein Haus 
vermiethet, oder feine ig kr leihet ; 

g) endlich, der nach feinem Amte zur Anzeige ver- 
pflichtete Beamte, welcher von dem Dafein einer gehei: 
men Geſellſchaft, oder ihren Zufammenfünften Kenntnif 
bat, und der Obrigkeit die Amtliche Anzeige zu thun 
unterläßt. 

(Siehe die $$. 52, 53, 54 und 55 bes I. Thls. des St. G. 8.) 


$. 41. 


Die Strafe der Uebertretung ift nah Belchaffenheit „Strafe seen 
der Theilnahme verfchieden. Die Stifter einer geheimen geheimen Befel 
Sefelfehaft, die Anwerber, diejenigen, die ald Worfte- ker haar 
her Zufammenkünfte halten, find zu ftrengem Arrefte 1%; 
von drei bis zu ſechs Monaten zu verurtheilen, 


$. 42. 


‚ Diejenigen, welche den Zuſammenkünften einer ge: gesendie, weise 
heimen Gefellihaft beimohnen, oder duch Correſpondenz —— 


an derſelben Theil nehmen, find das erſte Mal mit Ar- Gorrefvonsenz 
teft von einer Woche bis zu einem Monate, bei wieder ˖ "ri nehmen; 


—— — 


terlaſſene Beobachtung der in dieſen Directiven für Privatvereine vor: 
gezeichneten Normen allein eine derlei Geſellſchaft nicht zur gehei— 
men qualifizire, und baß daher nicht hierin der Grund der Aufnahme 
berfelben in dieſer Sammlung liege. 
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holter Uebertretung mit_ftrengem Arrefte von einem bis 
drei Monaten, zu beitrafen. 


$. 43. 


ae Wer fein Haus, oder feine Wohnung wiſſentlich zu 
jelßen, oder herr Zufammenkünften einer geheimen Gefellfhaft leihet, oder 
ein Mitglied der vermiethet; dafern er Fein Mitglied der Gefellichaft ift, 
a zu ſoll zu Arreft von einem bis zu drei Monaten verurthei- 

let werden. Nebit dem, wenn das Haus, oder die Woh— 


nung vermiethet worden, ift dad Miethgeld verfallen, 


$. 44. 


— ———— Iſt derjenige, der in ſeinem Hauſe, oder ſeiner Woh⸗ 

— * nung den Zuͤſammenkünften geheimer Geſellſchaften Ge— 
legenheit gibt, zugleich ſelbſt Mitglied der Geſellſchaft; 
ſo iſt er, nebſt dem Verfalle des etwa bedungenen Mieth— 
geldes mit ſtrengem Arreſte von einem bis zu drei Mo— 
naten zu beſtrafen. 


$. 45. 
Strafe des Die Strafe eined Beamten, der von einer ihm be: 


——— kannt gewordenen geheimen Geſellſchaft, oder ihren Zu— 
ſammenkünften, nach ſeiner Amtspflicht die Anzeige zu 
machen unterläßt, iſt ſtrenger Arreſt von einem bis drei 


Monaten. 
$. 46. 


——— Sind die ihm bekannten Zuſammenkünfte einer ge— 
heimen Geſellſchaft durch längere Zeit fortgeſetzet worden, 
und erwächſt der öffentlichen Ordnung dadurch Gefahr; 
ſo iſt nach Länge der Zeit, und Beſchaffenheit der Um— 
ſtände der ſtrenge Arreſt auf ſechs Monate zu ver— 
längern. 


$. 47. 


N hr Auch Ausländer werden diefer Uebertretung fchul- 
dig, dafern fie während ihres Aufenthaltes in diefen 
Ländern 
a) eine geheime Gefellfhaft zu errichten ; 
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b) Mitglieder zu einer inländifchen, oder auswaͤrti⸗ 
gen geheimen Geſellſchaft zu werben, unternehmen; 

c) bei fih Zufammenkünfte geheimer Gefellfchaften 
felbft halten; oder 
Ih d) zu Zufammenkünften diefer Art ihre Wohnung 
eihen; 

e) durch Briefe oder auf andern Wegen zur Verbin: 
dung inländifcher geheimer Gefellfchaften und ihrer Mit: 
glieder mit Auswärtigen beitragen. 


$. 48. 


Die Beitrafung deö Uebertretungsfalles a) ift ftrenger Beſtrafuns. 
Arreft von einem zu ſechs Monaten; des Falles b) und 
e) ftrenger Arreft von einem bis zu drei Monaten; die 
Beitrafung der übrigen Fälle, Arreft von einem bis drei 
Monaten. Nad) vollendeter Strafeit ift der Ausländer 
—* den ſämmtlichen öſterreichiſchen Ländern abzu— 
affen. 


$. 49. 


Auch wenn ein Ausländer vom Auslande her eine ger Weftrafung, 
Den: Geſellſchaft in diefen Ländern zu errichten, oder Dam Anbuintee 
itglieder für eine geheime Gefellihaft zu werben um: kr, tinraebeime 
ternommen bat, ift derfelbe bei feiner Betretung mit elßten. oder to- 
7 auf dieſe beiden Fälle $. 48 beſtimmten Strafe zu irren 
elegen. 


$. 50. 
Bei Entdedung einer geheimen Gefellihaft find die prist ter zer. 


Borfteher und Beamten derfelben verpflichtet, der Obrigs x. in Anfehung 
feit fämmtliche der Gefellfhaft gehörige Urkunden und Slarsa wu 
Gorrefpondenzen anzuzeigen und auszuliefern. Wer im: Pirt- 

mer etwas, fo der Gefellfhaft gehört, vorenthält, oder 
unterfchlägt, fol mit ftrengem Arrefte von einer Woche 

bis zu einem Monate bejtrafet werden. Die Caſſen und 


Geräthſchaften der Geſellſchaft find verfallen. 
$. 51. 


in Ausübung feines Amtes oder Dienites bege enen Öfs fauris made? 


Lützenau's Gefegfammlung. I, Bd, 1 


Des Auflaufes macht fich fchuldig, wer se EINEN _ Auftauf. Wer 


Strafe, 
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fentlihen Beamten oder Diener mehrere Menfchen zur 
Mithülfe oder Widerfesung auffordert. Die Strafe ift 
ftrenger Arreft von einem, nad Beichaffenheit der Um— 
ftände bis zu ſechs Monaten. 


(Siehe bie $$. 61, 62%, 66 und 70 bes I. Thls. bed St. G. B., und bie 
Novellen über den Begriff eines Beamten beim $. 86.) 


Die fhwere Polizeisllebertretung des Auflaufes 
Fann aud begangen werden. 


a) Gegen Bollbeamte. 


1353. Suftiz.Hofdecret vom 12, Suni 1807, an fämmtl, Appel: 

lations » Gerichte; Girculare des n. 8. Appell. Ger. vom 26. Juni 

1807, Reggs. 3.22,997 ; dann Hoffammerdecret vom 30. Suni 

1807, 3. 21,337; n. ö. Reggödecret vom 15. Juli 1807, 3. 
23,980, an die k. k. Hoffmerprofuratur, 


(Ag. Zuftiz » Sefegfamml, vom 3. 1807, Nr. 813.) 


Seine E. k. Majeftät haben laut Hofdecret vom 12., und Empf. 
25. Zunius d. 3. über die Anfrage der E. k. Hoffammer, ob die Ge— 
waltthätigkeiten, welche gegen Zollbeamte in Amtsſachen verübt, und 
die Zufammenrottungen, welche zu diefem Zwecke geſchloſſen werden, 
noch ferner nach dem Zollyatente vom 1. Zänner 1788, oder nicht 
vielmehr nach dem neuen Strafgefege behantelt werden follen, zur 
Fünftigen Nachachtung die Erklärung dahin gegeben. 

Aus dem Kundmachungs Patente und der Leitung zum neuen 
Strafgefegbuche erhelle, daß jene Handlungen, welche in demfelben 
ald Verbrechen erfläret werden, nicht mehr nach älteren Gefegen, fon: 
dern nad) diefem neueren Strafgefege zu behandeln feien. 

Diefes Strafgeſetzbuch erfläret in dem $. 70, 1. Theils, daß die 
gegen Abgeordnete der Obrigkeit in Amtsfachen mit gefährlicher Dro— 
bung, oder wirklicher gewaltfamer Handanlegung verübte Widerfeglich- 
Feit ald das Werbrechen der öffentlihen Gewaltthätigkeit nah dem 
$. 71, und eben fo erklärt es in dem $. 61, daß die Zufammenrot= 
tung mehrerer Perfonen, um der Obrigfeit oder ihren zur Ausführung 
der Anordnungen beftimmten unteren Dienern Widerftand zu leiften, 
als das Verbrechen des Aufftandes nach dem $$. 63 und 65 beftrafet 
werden foll. 

Es unterliege aber Feinem Zweifel, daß die Zollbeamten Abge- 
ordnete der Obrigkeit in Amtsfachen, und daß fie zur Ausführung der 
obrigkeitlihen Anordnungen beitimmt feien; daher fei die gegen felbe 
in Amtsfachen mit gefährlicher Drohung, oder wirklicher gewaltfamer 
Handanlegung verubte WiderfeglichFeit ald das Verbrechen der öffent: 
lihen Gewaltthätigkeit nach dem $. 71, und die Zufammenrottung 
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mehrerer Perfonen, um denfelben in Ausführung der Anordnungen 
Widerftand zu leiften, ald das Verbrechen des Aufftandes nach dem 
$. 63, 64 und 65 zu beftrafen. 


b) Gegen Gefällsbeamte. 
Auszug aus dem Verzehrungsfteuergefepe. 


154. Finanz: Minifterialfchreiben vom 15. Suni 1829, 3. 4124; 
n, d. Reggs. Circulare vom 28, Juni 1829, 3. 1015. 
(Allg. polit. und fammtl. Prov. Geſetzſamml. vom Jahre 1829.) 

$. 35. — — — oder hätte fih Jemand gegen den Gefällsbeams 
ten thätigen Widerftand erlaubt, oder fich gegen ihn durch eine Miß—⸗ 


handlung vergangen, fo finden die Vorfchriften über Verbrechen und 
ſchwere PolizeisUebertretungen ihre Anwendung. 


ce) Gegen Mitglieder der Grüänzwace. 


Auszug aus der Verfaffung der Gränzwache. 


153. Hoffammerbdecret vom 7. November 1829, dann vom 
20. Auguft 1830, 3. 29,096, an fämmtl. Länderftellen. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom J. 1829 und ſämmtl. Prov. Gefeg- 
famml. vom J. 1830.) 


$. 22. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi— 
duen der Gränzwache Eommen die in den Gefegen gegründeten Rechte 
der Wache zu. — — — Die Zufammenrottung mehrerer Perfonen 
um denfelben Widerftand zu leiften, wird ald Verbrechen des Auf- 
ftandes geahndet *). 


d) Gegen Mitglieder der Gefällenwache. 


Auszug aus der Verfaffung der Gefällenwade. 


136. SHoffammerdecret vom 22. April 1835, 3. 16,113, an die 

Länderftellen der deutfchen, galizifchen und lombardifch-venezianifchen 

Provinzen; n. ö. Reggs. Ver. vom 9. Suni 1835, 3. 29,707 5; 
und n, ö. Reggs. Girculare vom 13. Dct, 1835, 3. 57,277. 


$. 34. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi— 


— 


*) Hier iſt zwar nur von dem Verbrechen des Aufſtandes die Rede. Allein 
es dürfte kein Zweifel ſein, daß, wenn die Merkmale dieſes Verbrechens 
mangeln, jene der ſchweren Polizei-Uebertretung aber vorhanden ſein 
würden, bie Behandlung nah dem $. 51, II. Thl. d. St. G. B. eins 
treten müßte, Siche Kudler's Erklärung bes —— 8. 51. 


10 
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duen der Gefällenwache Eommen die in den Gefegen gegründeten Rechte 
der Wade zu. — — — — Die Zufammenrottung mehrerer Perfo- 
nen, um denfelben Widerftand zu leiften, wird als das Merbrechen 
des Aufftandes geahndet. 


e) Gegen Mitglieder der Finanzwache. 


157. Hoffammerdecret vom 21, April 1843, 3. 14,8313 n. 

ö. Neggs. Circulare vom 5. Mai 1843, 3. 25,694; mährifches 

Gub, Girculare vom 11. Mai 1843, 3. 21,159; böhmifches 
Sub, Girculare vom 9. Mai 1843, 3. 26000. 


(Prov. Gefesfamml. für Nied. Oeſterr. Mähren und Böhmen, vom 
J. 1843.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit alferh. Entfchliefung vom 22, 
December v. 3. anzuordnen geruhet, daß die F. E. Gränz= und Ge— 
fällenwache in Einen Körper zu vereinigen fei, welcher die Benennung 
F, k. Binanzwache zu fuhren hat. 

Da nad Eröffnung der k. E. allgemeinen Hoffammer vom 21, 
April I. &. das vereinte Wach » Inftitut in Eurzer Zeit in Wirkſam— 
feit treten wird, fo wird der beiliegende Auszug aus der Verfaſſungs— 
und Dienftvorfchrift der Finanzwache zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht. 


Auszug aus der Verfaſſung und Dienſtvorſchrift der 
Finanzwache. 


F. 135. Die Mannſchaft der Finanzwache hat in der Regel alle 
ihre obliegenden Amtshandlungen in der Amtskleidung zu verrichten. 

In den Fällen, in welchen eine Amtshandlung in einer andern 
als der Amtskleidung vorgenommen wird; hat der Anführer, der die 
Dienſtesverrichtung vollziehenden Abtheilung ſein Dienſtbuch bei ſich 
zu tragen, um ſich damit als einer offenen Beglaubigungs-Urkunde 
über feine amtliche Eigenfchaft ausweifen zu Fönnen: 

$. 136. Die Ober :» Commiffäre und Commiſſäre der Finanzwache 
find nur in den Fällen, in welchen Staatsbeamte überhaupt die Uni: 
form zu tragen haben, dann bei Streifungen, bei den Bereifungen 
des zugewiefenen Bezirkes und bei Durchfuchungen, welde fie chne 
Beiziehung eines cbrigkeitlihen Beiftandes vornehmen, in der ihnen 
bewilligten Uniform zu erfcheinen verpflichtet. 

$. 138. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indiz: 
viduen der Finanzwache Eommen die in den Gefegen gegründeten 
Nechte der Wache zu, fie find daher befugt, Jedermann ohne Unter: 
ſchied, der fich ihrer vorſchriftmäßigen Amtshandlung widerfegt, gegen 
die in der Ausübung des Dienftes begriffenen Angeftellten der Finanz: 
wache Drohungen verbringt, oder fie während der Ausübung des Dien: 
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ſtes wörtlich oder thätlich beleidiget, zu verhaften und zur nächften 
Obrigkeit zur gefegmäßigen Amtshandlung zu ftellen. 

$. 139. Die mit gefährlicher Drohung oder gewaltfamer Hand: 
anlegung verübte Widerfeglichfeit gegen die in der Ausübung des Dien— 
ftes begriffenen Individuen der Finanzwache wird ald MWerbrechen der 
öffentlichen Gewaltthätigfeit und die Zufammenrottung mehrerer Per: 
fonen, um denfelben Wiverftand zu leiften, ald das Nerbrechen des Auf: 
ftandes geahndet, 


f) Gegen Forfibeamte. 


138. Auszug aus der Waldordnung für Nieder » Defterreich vom 
1. Suli 1813. 
(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1813.) 

$. 29. Wer fih einem Forftbeamten, der die Waldauffiht füh- 
vet, widerfegt, macht fi des MWerbrechend der öffentlichen Gewalt: 
thätigfeit, und wenn der Widerftand mit abfichtlicher Zufammenrot- 
tung mehrerer Perfonen erfolgte, des Werbrechens des Aufftandes 
ſchuldig. In felchen Fällen ift der Verbrecher dem ordentlichen Gerichte 
zu übergeben, welches nach Vorfchrift der nachftehenden 88. des Straf⸗ 
gefegbuches fein Amt zu Handeln hat. 


(Hier folgen bie $$. 70, 71, 61 und 62 I, Thl. bes St, G. B.) 
$. 52. 


Sleihe Strafe verwirkt derjenige, der einer folchen Mitſchudige. 
Aufforderung Folge leiftet, und fih dem Aufforderer in 
Mithilfe oder Widerfegung zugefellet, 


$. 58. 
Sobald bei einer öffentlichen Unruhe der Befehl er: _ Yrist tes 


gangen ift, daß Jedermann fi) und feine Hausgenoffen- Anm Aufaufe. 
hatt zu Haufe zu halten habe, macht fich jeder, der ohne 
erhebliche Urfade aus dem Haufe gebt, und inöbefon- 
dere der Hausvater, oder wer fonft einer Familie vor: 
ſteht, des Auflaufes ſchuldig, dafern er die unter ihm 


a Hausgenoſſen nicht nah Möglichkeit zu Haus 
ält. 


$. 54. 
Die Strafe des Haudvaterd oder Familien -Vorfte- Strafe des 


hers ift Arreft von einer Woche zu einem Monate. Eben $amiuen e Wer 


fo find diejenigen zu beftrafen, die unter folchen Umftän- Nehed;, kaian 


ter folen um» den ſich vom Haufe entfernen, ob fie gleich an feiner Un- 


ftänden von Hau⸗ 


fe entfernen. Ordnung Theil nehmen, 
$. 55. 


„Strafe beje Mer bei einem auch aus jeder andern Urſache, als 
einem Xuflaufe MODUL eine Zufammenrottung zum Verbrechen wird, 
en veranlaßten Auflaufe, dem Beamten, oder der Wache, 
niht Bolge Lei wann diefe die Menge auseinander gehen heißen, nicht 
Folge leiftet, ift nach Befchaffenheit der Perfon mit Ar: 
teft von einer Woche bid zu einem Monate, oder mit 

‚zehn, bis fünf und zwanzig Streichen zu beftrafen. 


$. 56. 


era elenigen Hätte der Uebertreter bei feiner Weigerung fich mit 

dem Beamten, DEM Beamten oder der Wache in Zank oder Wortitreit 

nn eingelaflenz; fo ift die Strafe einmonatlicher ftrenger 

eostfreit ein Arreſt, welcher nad den eingetretenen Umftänden ver 
ſchärfet werden foll. | 


$. 57. 


Druk, Vertauf Folgende Falle find in Rüdfiht auf Bücher-Genfur 
ober die Bertreie als ſchwere Polizei-Webertretungen zu behandeln : 
Sm oe tu Erfter Fall. Wenn ein Buhdruder, oder Buch— 
die Genfurd:Se: Händler ein Werk, Flugfchriften, oder einzelne Blätter 
eVlher gehört: VON was immer für einem Inhalte und Umfange ohne 
Lzud oder Senfur druckt, oder verkauft, 


ohne 
Eenfur, 
Erneuerte Cenfurs:- Ordnung. 
159. Hofdecret vom 22. Februar 1795, 3. 1609, an fämmt: 
liche Känderftellen und vom 30. Mai an die n, d. Regierung. Kund- 
gemacht durch die Regg. ob der Enns am 24.5 das tirol’fche Gub. 
am 27.5 das Gub. in Steiermark unterm 28, März; durch das 
böhmifhe Gub. am 15.5 das mährifche am 16. Mai; die n. 6. 
Regg. am 3,, und das Gub, in Trieft am 7. Suni 1795. 
(Ag. polit. Gefegfamml. vom 3. 1797 und abgedruckt und publicirt 
durch die Wiener : Zeitung.) 


Um die Buchdruder und Buchhändler in Mückiicht auf die Cenſur 
vor Srrungen zu bewahren, zugleich aber denjenigen, welche verfucht wä- 
ren, neben den beftehenden Gefegen vorbeizufchleichen, und im Ent: 
deckungsfalle, fih mit Unwiffenheit zu fehügen, oder auf andere Art 
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unftraflich zu feheinen, alle Mittel zu benehmen, und die höchſten Ges 
finnungen, welche Se. Majeftät in Rückſicht auf Zeiten und Umftände, 
mit verfchärften Anordnungen im Genfurswefen, von Zeit zu Zeit er: 
Eennen zu geben geruhet haben, nach aller MöglichFeit in Erfüllung 
zu fegen, bat man nöthig befunden, die nad und nad, unter vers 
ſchiedenen Regierungen, in verfchiedenen Zeiten, Abfichten und Um: 
ftänden ergangenen Verordnungen und Worfchriften im Genfursfadhe 
in die bier angefchloffene General: Verordnung zufammen zu fallen, 
welche die Landesftelle allgemein bekannt zu machen hat, damit fich 
Niemand, der das Buchdrucker- oder Buchhandel» Gewerb treibt, 
mit der Unkunde entfchuldigen Fönne. 

Gleichwie nun aber die Gefege ihre Kraft verlieren, und die Miß— 
brauche dur Gewinnfucht oder andere mindere Abfichten vervielfältigt 
werden, wenn bei ermwiefenen Uebertretungen die Strafe nachgefehen, 
oder gemildert wird, fo ift der Landesſtelle die jedesmalige unparteiifche 
genaue Unterfuchung, bei offenbarer Vergebung aber gegen das gehö— 
rig fund gemachte und deutlich ausgedrückte Gefeg, auch der ftracde 
Vollzug der darin erfannten Beftrafung ernftlih empfohlen, und foll 
felbft die mehrmal zur Erlaffung oder Milderung der Ötrafe ange- 
wandte Betrachtung, daß z. B. der flrafbar befundene Buchdrucker 
durch Verluſt feines Gewerbes ganz brotlos würde, in Zukunft Fei: 
neswegs mehr angeführt werden. 

Da übrigens die Erfahrung gezeiget hat, daf oft geringe, unbe: 
fugte Buchdrucker ihre fchlechte Waare, oder fogenannte Laufer (ein- 
zelne nach dem Gefchmade des Pöbels gefchriebene Blätter) durd 
Ständelweiber oder durch herumfchreiende Straßen und Käufer durch— 
laufende Leute fchleunig abzufegen ſuchen, dadurch aber mancherlei 
Unfug und Aergerniß veranlaßt wird; fo ift diefe Art von Verkauf 
neugedruckter Blätter, ed feien Gebete, Lieder, Kriegsnachrichten oder 
dergleichen, ein für allemal und ohne Ausnahme, unter Strafe des 
Zuchthauſes für die Verkäufer, und noch empfindlichere Ahndung für 
den Urheber, einzuftellen, und den Buchdruckern insgemein, unter 
Androhung ſchwerer Strafe für den Uebertretungsfall, zu verorbnen, 
daß fie dergleihen Druckfchriften einzig und allein in öffentlichen Ge— 
wölbern zum Verkauf geben follen. 


$. 1. 


Niemand fell unter den gegen Einjchwärgungen verhängten Stra: 
fen eine Druckſchrift mit vorfäglicher Umgehung der Mauthämter und 
der Neviforate einführen, und vor erhaltener Genfursbewilligung zum 
Verkaufe bringen. 


$. 2. 


Der Buchhändler, welcher ein verbotened oder erga schedam 
befchränftes Buch, Brofchüre oder Drudfchrift ohne eigenen Erlaubs 
nißſchein, welchen nur das k. k. oberfte Directorium und in den Pro— 
vinzen die Randesftelle ertheilen Fann, verfauft, wird im erften Be— 
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tretungsfalfe mit SO fl. für jedes Eremplar, und im zweiten nebft 
diefer Geldbuße mit Verluft des Gewerbes beftrafet *). 


$. 3. 


Die den Buchhändlern auf den Reviſoraten zurückbehaltenen ver- 
botenen Bücher, wovon ein von dem Eigenthümer oder deifen Hand: 
Iungsbeftellten unterfchriebenes Verzeichniß mit beigefegter Zahl ber 
Eremplare allda geführet wird, follen binnen Zeit von ſechs Monaten, 
bei Strafe der Confiscation unter den vorgelchriebenen Worfichten, 
wieder aus den Erblanden gefchafft werden. Sollten in ein oder dem 
anderen Falle befondere Hinderniffe der Befolgung diefer Vorſchrift 
im Wege ftehen, fo find foldhe von den Eigenthümern oder Adminiftra- 
toren anzuzeigen, wo dann nah Vefchaffenheit der Umftände diefe 
Friſt auf weitere drei oder fehs Monate wird erftrecfet werden. 


$. 4. 


Kein Buchducker foll das Mindefte in Druck legen, ohne zuvor 
das Manufcript in einer Teferlihen Schrift und richtig paginiret, auch 
mit einem weißigelaffenen Nande verfehen, beim Nevifionsamte einge: 
reicht, und die Zulaffung vom Genfursdepartement erhalten zu haben. 
Diefe wird nicht ven den Genforen ertheilt, und ift das von denfelben 
gegebene admittitur nicht hinlänglih, fondern fie muß wegen ber in 
Senfursfachen nöthigen Ordnung und Manipulation, durch das vom 
Nevifor eigenhändig und mit deifen Unterfchrift auf das Manufeript 
beizufegende Imprimatur beftätigt werden, welched entweder ohne 
oder mit dem Beiſatz omissis deletis (mit Auslaffung_der in 
der Handfchrift ausgelöfhten Worte oder Stellen), oder mit einem 
anderen Beifage und unter gewilfer Befchränfung gegeben wird, 

Hätte jemand, ohne diefes Imprimatur einzuholen und er: 
halten zu haben, oder ohne fih nad deſſen Beifägen oder Befchrän- 
Fungen zu achten etwas, es fei, was es wolle, in Druck gelegt, fo 
wird nicht allein die ganze Auflage mit Zerftörung des Schriftſatzes 
Eonfiscirt und eingeftampfet, fondern es wird auch der Webertreter, fo: 
gleich mit Werluft des Gewerbes und überdieß mit 50 Gulden für je: 
des in Umlauf gefegte Exemplar, und wenn er diefe Geldbuße nicht 
erlegen Eönnte, mit Arreft und am Leibe geftrafet und dabei jede Aus: 
flucht, die Eremplare nicht verfauft, fondern vertaufcht oder verfchenkt, 
oder die Auflage auf auswärtige Veftellung und zum Verſenden in’s 
Ausland veranftaltet zu haben, fo wie jede Ausrede auf Verſehen der 
Handlungsdiener oder Handlanger als ungiltig verworfen. 


$. 5. 


Die Manuferipte find gewöhnlich in zwei gleichlautenden Erems 
plaren einzureichen; doch kann nach Vefchaffenheit des Gegenftandes, 





*) Es verftcht ſich wohl von feibft, daß dieſes Geſetz in Beziehung auf 
die Straffanetionen nur infoferne noch Giltigkeit bat, als das Straf: 
gefeh vom 3. 1803 hierin nicht andere Beftimmungen enthält, 
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nach Eigenfchaft des Verfaffers, und nach Umftänden, um Freiſpre— 
chung vom Duplifate beim Directorium und in den Provinzen bei der 
Landesftelle angefucht werden. In Fällen, wo diefe erfolgt iſt, ift das 
Manufeript nach vollbrachtem Drucke, fogleih auf das Nevifionsamt 
nebft einem in Pappendeckel gebundenen Eremplar wieder einzuliefern, 
und würde jeder im Drucke ohne vorherige Anzeige und erhaltene Er: 
laubniß gemachte Zufag, und jede erwiefene Verfälfchung des Origi— 
nals (die Fehler in Nechtfchreibung oder im Styl, deren Derbeflerung 
den Sinn nicht ändert, allein ausgenommen) als Betrug und vorfäß- 
liched falsum firenger Ahndung unterliegen, 


$. 6. 


Jeder, auf deifen Koften und Nechnung ein Buch, oder auch Flei- 
nere Schrift gedruckt werden foll, er jei Buchdruder, Buchhändler, 
Verleger oder Verfaffer, ift gehalten, feinen Namen und Charafter 
nebft feiner Wohnung zu Anfange des zur Genfur eingereichten Ma— 
nufcripts, oder wenn es ein Nachdruck oder neue Auflage ift, das 
Original leferlich beizufegen, und wird vom Nevifionsamte nichts an- 
genommen werden, wo diefe oder andere bei den Manufcripten vor: 
gefchriebenen Erforderniffe außer Acht gelaffen find. 


5.7 


Die Manuferipte follen von Niemand zu den Genforen gebracht, 
noch bei denfelben abgeholt werden, fondern fie find ohne Unterfchied 
unmittelbar bei dein Nevifionsamte einzureichen, wo fie der Einreicher 
mit dem Deciso abzuholen hat. Die Genforen find angemwiefen, Fein 
Erhibitum, welches ihnen nicht im ordentlichen Wege durch das Mer 
vifionsamt zukommt, in Genfurirung zu nehmen, noch ein Genfurirtes 
anders wehin ald dahin abzugeben. ‚Niemand ift befugt, fih den Cen— 
for feines Buchs oder Manuferiptes felbft zu wählen, oder dem Revi— 
fionsamte auf irgend eine Art anzufinnen, daß es ein Stück eigens 
dem Genfor A ftatt des Genford B zur Cenſurirung zufende, noch foll 
der Eigenthümer, wenn er den Wenfor erfahren hat, denfelben felbft 
oder durch Andere überlaufen, oder mit Bitten oder Vorftellungen be— 
helligen; fondern jeder fell nach Einreichung feines Werfes die Ent: 
fheidung ruhig abwarten, und fich diefer ohne Widerrede und Verun: 
glimpfung. der Cenſoren oder des Nevifionsamtes, welche allerdings 
nach dem Grade des Frevels geahndet werden würde, gejiemend fügen. 


$. 8, 


So wie zum Drucke neuer Schriften, fo muß auch zum Nach: 
drucke eines fchon erlaubten Werkes, und eben fo zu jeder neuen Auf: 
lage die Erlaubniß mittelft fchriftlicher Anzeige und Cinreihung des 
MWerfes felbft beim Nevifionsamte, und refpective das Sınprimatur oder 
Reimprimatur nachgefucht, und darf vor deffen Erhaltung unter glei— 
her Verpönung weder Nachdruck noch neue Auflage veranftaltet 
werden. 
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Wer ſolche Schriften im Geheim druckt oder nachdruckt, die nach 
den Strafgefegen in die Kathegorie der Verbrechen gehören, macht fich 
derjenigen Strafen theilhaftig, welche in den Gefegen auf die Verfaf. 
fung dergleichen Schriften beftimmt ift. 


$. 10, 


Niemand fell ein Werf, davon die Handſchrift bei einem deutfch: 
erbländifchen Nevifionsamte eingereichet worden, die Zulaffung aber 
nicht erfolgt it, in's Ausland zum Druck und Verbreitung fchicken. 
Der Uebertreter wird mit einer nach dem Grade der Anftößigkeit der 
Schrift, und wenn ed eine Schmähfchrift ift, nach dem Intereſſe der 
dadurch angegriffenen Perfonen abgemeffenen Strafe belegt werden. 
Das Vorgeben, daß ihm das Manufeript von Handen gekommen, 
und der auswärtige Druck ohne fein Wilfen und Willen veranftaltet 
werben fei, wird um fo weniger angenommen, ald Niemand ein von 
der inländifhen Genfur verworfenes Manufeript Andern mittheilen, 
oder mit Gefahr weiterer Ausbreitung aufbewahren foll. 


$. 11. 


Niemand foll mit Büchern hauſiren, folche colyortiren, eder da⸗ 
mit heimlicher Weife Gewerb treiben, die Lebertreter werden, nebit 
Konfiskation aller bei denfelben vorgefundenen Bücher, in Verhaft ges 
zogen, und nad) Befund der Umftände, je nachdem die alfo verkauf: 
ten Bücher im hohen Grade fittenverderblih,, religionswidrig oder 
ftaatägefährlich find, mit fehwerer angemeffener Strafe, und wenn fie 
Ausländer find, auch mit der Landesverweifung belegt werden. 


$. 12, 


So wie allen-und jeden Privatperfonen, die nicht zum Buchdru—⸗ 
ckergewerbe gehörig befugt find, Buchdrucker- oder Handpreffen und 
Druckcharactere zu haben unterfagt ift, fo wird auch allen Buchdru—⸗ 
ckern bei Verluft ihres Gewerbes, nebft Konfiskation ihrer Werkzeuge, 
und nah Beſchaffenheit der Umftände noch weiterer Geld⸗ oder Leis 
beöftrafe verboten, an entlegenen unzugänglichen oder verborgenen 
Orten Preſſen aufzuftellen und auf heimliche Weife und durch licht: 
fheuende Anftalten fegen oder drucken zu laffen. 


$. 13. 


Obftehende Verfügungen find zugleich von Kupferftihen jeder Art 
und Vorftelung, wie auch von Landkarten und Profpekten, Riſſen 
von Städten, Feftungen, Gränzen, Küften zu verftehen, von wel- 
hen, wenn fie zum öffentlihen Verkaufe beftimmt find, vor der Gra— 
virung jedesmal das Original oder die Zeichnung beim Revifionsamte 
einzureichen, und die Genfursbewilligung einzuholen ift, jo wie alle 
auf Uebertretungsfälle bei Schriften und Büchern feitgefegten Pon- 
fälle, fi auf die Kupferftiche in gleihen Maßen erftreden. 


— — — 
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Wer DVerzeichniffe von verfäuflihen Büchern den Zeitungsbläts 
tern beilegen, oder auf andere Art, durch den Druck bekannt machen 
will, bat ſolche aufs fpätefte zwei volle Tage vor der Bekanntmachung 
beim Nevifionsamte in zwei gleichlautenden Handſchriften einzureichen, 
diefe Werzeichniffe müffen rein, leferlich gefchrieben, die Titel der Bü: 
cher gehörig nach ihrem wahren Verfaſſer, wenn diefer genannt ift, 
alfezeit aber nach dem wahren Inhalt und dem Druckorte und Zahre 
ohne Verdrehung, Verfälſchung oder unverftändlicher Abkürzung aufr 
oefegt, und alle unmittelbare unfchicklihe Zufammenfegung von Wer- 
Een biblifchen und geiftlichen, oder andern ehrwürdige Gegenftände be: 
treffenden Inhalts mit Werken einer von Zenen ganz verfchiedenen und 
folder Gattung, daf daraus Anlaß zu ungebührlihen Beziehungen 
entftehen Fonnte, vermieden werden. Wenn über dergleichen Verzeich— 
niffe das Amprimatur nicht unbedingt, fondern mit der Befchränfung 
omissis deletis ertheilt wird, fo find diefelben vor gänzlicher Wollen: 
dung des Druckes bei dem Reviſionsamte noch ein Mal vorzulegen, 
damit dasfelbe fih von der gefchehenen Weglaſſung der ausgeftriche: 
nen Artikel überzeugen, und das unbedingte Rmprimatur beifegen könne. 

Das Nämlihe ift bei Verzeichniffen von Kupferftichen und bei 
RicitationsFatalogen zu beobachten. Legtere find, nach Verhältniß ihrer 
Größe früher, als bei einzelnen Blättern erforderlich ift, zur Cenſu— 
rirung einzureichen. 


$. 15. 


Menn Buchhändler Kataloge oder Eleinere Verzeichniffe von Bü— 
chern, die fie zum öffentlichen Verkaufe ausbieten, bei dem Nevifiond- 
amte einreichen, und darunter verbotene gefunden werden, fo find 
fie fhuldig, folhe an das Nevifionsamt abzugeben, wo diefelben fo 
lange aufbehalten werden, bis die Eigenthümer entweder einen Käufer, 
der die befendere Erlaubniß erhält, finden, oder bis fie ſolche unter 
dießfalls gewöhnlicher Vorſicht außer Land fchicfen werden. Keines von 
beiden kann bei ſolchen Stücken, die im hohen Grade religiond-, fit: 
ten- oder ftaatswidrig, oder pasquilantifch, ehrenrührifh und offen- 
bar boshaft find, Statt haben, ald welche chne Weiterem vom Nevis 
fionsamte zu vertilgen find. 


$. 16, 


Wenn ein Buchhändler oder ein Privatmann Anfuhungszettel 
um Erlaubniß verbotener oder erga schedam befchränfter Druckſchrif- 
ten einreicht, und dazu entweder einen falfchen Namen der diefe Er- 
laubniß anfuchenden Perfon gebraudht, oder nad erhaltener Erlaub- 
niß ein, bei der Einreichung des Geſuches auf dem Zettel nicht ge— 
ftandenes dergleichen Buch beifegt, hat dafür in jedem alle eine 
Strafe im Geld mit 50 Gulden zu entrichten. Eben diefe Strafe fins 
det Statt, wenn ein Buchhändler oder anderer mehr als ein Mal um 
die Erlaubnif für das nämliche Buch unter dem Namen der nämlichen 
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Perfon anfucht, und dadurch die das Cenſurfach dirigirende Gtelle 
frevelhaft zu täufchen verfucht. Derjenige, der die für diefe Uebertre- 
tungsfälle beftimmte Geldftrafe zu erlegen nicht vermöchte, hat für je— 
den Gulden einen Tag im Gefängniffe zuzubringen. 


$. 17. 


Gleichwie die Nevifionsämter angewiefen find, jeden ohne Unter: 
ſchied mit Befolgung ihrer Amtspflichten nach Ihunlichfeit chne un: 
nöthigen Aufenthalt zu befördern, fo wird auch wer immer bei denfel: 
ben, es fei wegen Nevidirung feiner Bücher und Kupferftiche oder auf 
andere Art Gefchäfte hat, dem dort angeftellten Perfonale die Achtung, 
welche jedem fein Amt handelnden Beamten zufteht, mit gleicher Ber 
fcheidenheit bezeigen , und fich von Zudringlichfeit, von heimlicher oder 
offener Wegnehmung eines dort zurückbehaltenen Stückes, von unan- 
ftändigen Reden oder Gezänke, und von aller Ungebühr, unter anfonft 
unausbleiblicher Ahndung zu enthalten willen; follte Semand glauben, 
allda über Ordnung und Vorfchrift beeinträchtiget zu fein, fo hat er 
folches im ordentlihen Wege in Wien bei dem k. k. General:Directo- 
rium und in den Provinzen bei der Landesftelle mit Grund und Beweis 
anzuzeigen, und von da den ordnungsmäßiigen Beſcheid nach gefchehe- 
ner Unterfuchung abzuwarten. 


$. 18. 


Da gegenwärtige Öeneralverorbnung eines Theils die Berichtigung 
aller vorgeblichen Unwiffenheit oder Unbeftimmtheit, und anderfeits die 
Abftellung aller ungebührlihen Schleihwege, Werwirrungen und Miß— 
brauche zum Hauptgegenftand und Zweck hat, fo wird ſich Zedernann 
nach der allgemeinen Pflicht, die Landesgefege treulih zu befolgen, 
nach dem Inhalt derfelben genau zu achten, und jeder fowohl von den 
wirklich beftehenden Buchdruckern, Buchhändlern, Kupferftechern, und wer 
immer den Genfursanftalten unterliegende Gefchäfte führet, als auch 
von denjenigen, welche in Zukunft zu diefen Gewerben eintreten, ſich 
folche anfchaffen und zu feiner in allen Fällen unverbrüchlichen Nichts 
fchnur aufbewahren und gegenwärtig halten. 


Die ertheilte Drudbemwilligung ift nur auf ein Jahr 
giltig. 
160. Erlaß der Polizei- und GenfursHofftele vom 18. Dezem— 
ber 1828. Ber. des Laibacher Gub. vom 6. Februar 1829, 
3. 29,572. 


(Prov. Gefegfamml. für Krain vom $. 1829.) 


Um jenen Unzukömmlichkeiten zu begegnen, welche fich, wenn die 
Erfcheinung der erften Auflage, oder auf die Wiederauflage eines Wer: 
Fed erft lange Zeit nach der dem dieffälligen Manuferipte ertheilten 
Drudbewilligung Statt findet, bei dem in der Zwifchenzeit oft wefent- 
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lidy veränderten Zeitverhältniffen und fpeziellen Umftänden leicht erge- 
ben Eonnen, erfcheint es ald eine nöthige Vorſichtsmaßregel, daf die in 
Folge älterer Drucdbewilligung bereits zum Drucke oder Nachdrude ge: 
langten Werke bei ihrer Wiederauflage neuerdings der Genfursbehörde 
zur Nevifion überreicht werden, und es ift aus dem nämlichen Grunde 
die Norm aufgeftellt worden, daß das für Manuferipte, oder zum 
Nachdrucke zugelaffene Werke, fo wie auch für die in Druck zu legen: 
den Bücher, Licitations: oder Sortiments-Kataloge ertheilte Imprima⸗ 
tur nur auf die Dauer eines Jahres zu gelten habe. 


Zur Herausgabe einer neuen Auflage ift ebenfalls 
bie Cenfursbemwilligung erforderlid. 


(Siehe den $. 8 der Genfurd-Ordnung 159 und 160.) *) 


Unwendung der Cenſurs-Vorſchriften auf den Kle— 
rus und das DOrdinariat. 


161. Auszug aus dem Hof:Decrete vom 17. Mär; 1791, an 
ſämmtl. Länderftellen erlaffen über Religions: und Kirchenfachen, 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1791.) 


$. 8. 

5. Die Herren Bifchöfe bleiben Fünftig, wie bisher verpflichtet, 
alle ihre Hirtenbriefe und Kreisfchreiben, welche fie in ihren Sprengeln 
an die Pfarrer und Beiftlichen erlaffen wollen, wenn fie fich felbft da— 
mit zu etwas verbinden, und wenn diefelben die ganze Diöces oder 
einen Theil derfelben betrefien, der CEinficht und Genehmigung der 
Länderftellen vor ihrer Ausgabe und Kundmahung zu unterwerfen. 


162. HoffanzleisDecret vom 21. Suli 1814, 3. 8189; n. ö. 
Reggs. Ver. vom 9. Auguft 1814, 3. 22,702, an die beiden 
Orbdinariate, 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1814.) 


Seine k. k. Majeftät haben zur Fünftigen Vermeidung der Be— 
fhwerden, Widerfprüche und Kollifionen, die fih ſchon fo oft zwifchen 
den Ordinariaten und den Genfuräbehörden, wegen der den erfteren ans 
ftößigen, von den legteren zum Druck oder fonft zugelaffenen theologi- 
ſchen Schriften, und wie immer Namen habenden Religions, geiftigen 
Betrachtungs:, Erbauungs:, Andachts- und Gebetbucher ergeben, und 
nicht felten großes Auffehen erreget haben, ddo. Baden den 10d. M. 
zu entfchließen geruhet,, daß diefelben allemal vorläufig dem betreffen: 


*) Anmerkung. Die Anordnung daß bei neuen Auflagen bie Bewillis 
gung der Genfursbehörde nothwendig iſt, enthält auch ſchon bas Hof⸗ 
Decret vom 26. Auguſt 1794, 3. 11975 n. ö6. Reggs. Ber. vom 2, Sept, 
1794, 3. 14,465. (Allg. polit, Gefegfamml, vom 3. 1794.) 
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dem Erz: oder Biſchofe oder Conſiſtorium zur Einficht und allenfälligen 
Erinnerung mitgetheilt, und in Fällen, wo diefes Bemerkungen und 
Einwendungen dagegen zu machen fände, mit denen fich die Genfur 
nach den dießfalls beftehenden Directiv-Regeln nicht einverftehen zu 
Eonnen glaubte, allerhöchft Demfelben zur Entfcheidung vorgelegt wer: 
den follen. 


163. HofkanzleisDecret vom 20. Jänner 1837, 3. 23,598, an 
fämmtl, Länderftelen; n. 8. Reggs. Ber, vom 6. Februar 1837, 
3. 6900, an die beiden Ordinariate, und vom 22. Mär; 1837, 
3. 10,713; an das Ordinariat zu St. Pölten. Ob der Ennö’fche 
Keggs, Ver, vom 30. Mär; 1837, 3. 3598; tirolifche Gub, 
Ber. vom 10, Februar 1837, 3. 2891; böhmifhe Gub. Ber, 
vom 17. Februar 1837, 3. 5704; galizifhe Gub. Ver, vom 
14. Mär; 1837, 3. 7841. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. DOefterr., Ob. Defterr., Tirol, Böh⸗ 
men und Galizien vom 3. 1837.) 


Der $. 3. der auf eine allerhöchite Entſchließung fih gründenden 
Hofvererdnung vom 17. März 1791 (16 1) enthält sub Nr. 5 
die beſtimmte Vorſchrift hinfichtlih der Kundmachung der von den 
DOrdinariaten an den Clerus zu erlaffenden Verordnungen. 

Zu Folge hohen Hofkanzlei = Decreted vom 20. Jänner 1. J. 
3. 28,598, ift diefe allerhöchite Vorfchrift gehörig handzuhaben , und 
darüber zu wachen, daß hinfichtlih aller von den Orbdinariaten an 
den Clerus erlaffenen , gedruckten Verordnungen oder fonftigen Kunds 
machungen die beftehenden Genfurs:Vorfohriften nicht außer Acht ges 
lajfen werden. 


Behandlung und Beftrafung derjenigen E. E Unter: 
thbanen, weldhe ein Werk ohne inländifhe Cenſursbe— 
willigung im Auslande druden laffen. 


16H. Hoffanzlei: Decret vom 28. Suni 1798, 3. 10,725; n. 6. 
Reggs. Ver, vom 7. Juli 1798, 3. 12,420, an die k. E, Pol, 
Ob. Dir, und die Dominien, dann an die beiden Gonfiftorien. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1798.) 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß wenn ein inlan- 
diſcher Verleger eine Schrift, welche der hier zu Lande beftehenden 
Genfur nicht überreicht worden ift, unter einem fälfchlich vorgefeg: 
ten inländifchen Drucdorte im Auslande in Druck leget, derfelbe eines 
folchen Vergehens wegen mit einer Geldftrafe von 25 Ducaten, und 
wofern er diefe zu entrichten unverimögend wäre, mit einer angemeſſe— 
nen Arreftftrafe beleget werten fell; wäre aber zugleih der Inhalt 
des Buches fo befchaffen, daß er für fih ſchon zu Folge der Gefege 
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eine Strafe nach fich ziehet, fo würde diefe Strafe noch insbefondere zu 
verhängen fein. Die Regierung hat alfo diefen höchften Befehl allge: 
mein fund zu machen, und ſich in vorfommenden Fällen darnach zu 
achten. 

Hierdurch erhält auch der von ihr (Negierung) in Anfehung diefes 
Gegenftandes unterm 17. März d. 3. erftattete Bericht die Erledigung. 


165. HoffanzleisDecret vom 5. October 1798, 3. 16,863 ; 
n. d, Reggs. Ber. vom 13. October 1798, 3. 19,225, an 
ſämmtl. Unterbehörden. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1798.) 


Seine E. k. Majeftät haben zu befehlen geruht, daß Fünftig Nie- 
mand ohne Unterfchied irgend eine Schrift außer Landes drucken laſſen 
fol, welche nicht vorher der inländifchen Cenfur vorgelegt, und von 
diefer zum Druck zugelaffen worden ift. 


166. SPräfidialfchreiben des Herrn Präfidenten der oberften Po: 

lizeir und GenfursHofftele vom 28, Juli 1823; n. ö. Reggs. 

Ber. vom 22. November 1823, 3. 35,915; tirolifche Gub, 

Ber. vom 12. Auguft 1823, .3. 2366; galiziihe Gub. Ver, 

vom 16. Auguft 1823, 3. 6486; Ber. des böhmifchen Gub. 
vom 28. Oct. 1823, 3. 46,240. 


(Prov. Gefegfamml. vom 3. 1823 für Böhmen, Tirol und Galizien ) 


Mehrmals ſchon und jüngft wieder ift bei der k. k. Polizeis und 
Genfur:Hofftelle die Frage in Anregung gebracht worden, welche Strafe 
gegen jene kak. Unterthanen, die ohne legale Bewilligung der £. E, Gen: 
fursbehörde etwas im Auslande drucken laffen, zu verhängen fei? 

Aus den Verhandlungen, welche im Sabre 1817 *) über diefen 
Fragegegenftand von der k. k. Polizeis und Genfur = Hofitelle ſowohl 
mit der damals beftandenen k. k. Organiſirungs-Hofcommiſſion, als 
auch mit der k. k. Hofcommiſſion in politifchen Gefegfachen gepflogen 
worden find, hat fich folgendes Nefultat ergeben: 

Die Gefeggebung hat für die Genfursübertretung der vorerwähn- 
ten Gattung nach allen ihren Abftufungen fchon in der früheren Zeit 
durch das Hofdecret vom 28. Zuni 1798 (164.) nicht nur die be: 
fimmten Verfügungen, fondern auch die Elar angedeutete Straffanc- 
tion erlaſſen. 


*) Die über bie bier eitirte Verhandlung erlaffene Verordnung vom Sabre 
1817, dann bie Hofentfchliefung vom Jahre 1807, dann die bei 188 
erwähnte VBorfchrift vom 31. Oct. 1803 find als bloße Republikationen 
ber bem HoflanzleisDecrete vom 5. October 1798 (165) zu Grunde 
liegenden Allerhöchſten Entſchließung zur Gewinnung des Raumes nicht 
aufgeführt worden. 
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Seine Majeftät haben nämlich nach dem wortlihen Inhalte des 
vorerwähnten Hofdecrets zu befehlen geruhet; „daß, wenn ein inlän- 
diicher Verleger eine Schrift, welche der inländifchen Genfur nicht 
überreicht worden ift, unter einem fälfhlih vorgedrudten 
inländifhen Drudort im Auslande in Druck leget, derfelbe 
eines folhen Vergehens wegen mit einer Geldftrafe von 25 Dufaten, 
und wofern er diefe zu entrichten unvermögend wäre, mit einer an— 
gemeffenen Arreftftrafe belegt werden foll. Wäre aber der Inhalt des 
Buches zugleih fo befchaffen, daß er für fich fehen zu Folge der Ge: 
fege eine Strafe nach ſich zöge, fo würde diefe Strafe noch insbefon- 
dere zu verhängen fein." 

Das Wort Verleger kann nach dem Ausfpruche der F. k. Hof: 
coinmiſſion in politifchen Geſetzſachen hier nicht im befchränkten Sinne 
unmittelbar auf die mit dem Buchhandel oder mit dem Drucke der 
Bücher fich abgebenden Gewerbsleute gedeutet werden, fondern das: 
felbe begreift fowohl den Herausgeber, als die zur Erfcheinung der 
Schrift im Druck und zu deren Verſchleiß oder wie immer zur Ver 
förderung des befragten Vergehens beitragenden Perfonen. Eben fo 
wird durch die Worte: „unter einem fälſchlich vorgedrud: 
ten inländifhen Drucorte” keineswegs eine Beſchränkung 
auf diefen einzelnen Fall ausgefprochen ; fondern jeder, der eine 
Schrift, welche der inländifchen Genfur nicht überreicht worden ift, 
im Auslande in Drucd legen läßt, macht fich des befragten 
Mergehens fchuldig. 

Die Richtigkeit diefer Auslegung bewährt fih auf das einleuch- 
tendfte durch die weiteren hohen Hofentſchließungen vom 5. October 
1798 (165), dann vom 21. October 1807, worin an Zeder: 
mann, ohne Unterfchied der Perfon, das Verbot gerich- 
tet ift, irgend eine der inländifhen Genfur nidt vor- 
gelegte, oder von derfelben niht zugelaffene Schrift 
außer Landes druden zu laffen; welhem Verbote auch die 
Einrückung größerer und Fleinerer Auffäge und Briefe in auswärtige 
gelehrte Zeitungen, in Zournale und andere periodiſche Schriften uns 
terzogen wird, 

Diefe beftimmten allerhöchiten Vorfchriften werden den k. Kreis. 
amtern in Folge eines an das k. k. Landes Präfidium eingelangten 
Schreibens des Herrn Präfidenten der k. F. Polizei: und Cenſur-Hof— 
ftelle vom 28, Zuli I. 3. zur Wilfenfchaft mit dem Auftrage befannt 
gemacht, diefelben den fünmtlichen Wirthichaftsämtern und Magiftra: 
ten zu ihrer genaueften Darnachachtung in Erinnerung zju bringen, 
felbft aber über die firenge Handhabung diefer Vorfchriften forgfältigft 
zu wachen. 

167. Hoffanzlei-Decret vom 4, Zebruar 1837, 3. 1390, an 
fämmtl. Länderftellen, mit Ausnahme von Benedig, Mailand und 
Zara; n. d. Reggs. Circ. vom 22. Februar 1837, 3. 91205 
ob der Enns'ſche Neggd. Ver, vom 5, Mär; 1837, 3. 5025; 
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fteiermärkifche Gub, Ver. vom 28. Februar 1837, 3. 2689 5 tiro: 
liſche Gub. Ver. vom 3, Mär; 1837, 3. 3753; Ber. des Lai- 
bacher Gub. vom 25, Februar 1837, 3. 4095 ; Ber. des mäh— 
rifchefchlefifchen Gub. vom 18. Februar 1837, 3. 6110; Ber, 
des böhmifchen Gub. vom 25. März; 1837, 3. 7669; Ver. des 
galizifchen Gub. vom 10. April 1837,.3. 10,521. 


(Ag. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Nied. DOefterr., Ob. Oeſterr., 
Steiermark , Tirol, rain und Kärnthen, Mähren, Böhmen und 
Oalizien vom Zahre 1837.) 


Da Fälle vorgefommen find, wo der ausdrücklichen Vorfchrift 
des Negierungs:Circulares vom 13. October 1798 (165) zuwider, 
Schriften, deren Verfaſſer Inländer find, außer Landes gedruct wur: 
den, fo wird, in Folge hoher Hofkanzlei: Verordnung von 4. d. M., 
die mit obgedachtem Negierungs-Circulare befannt gemachte Vvorſchrift 
daß Niemand, ohne Unterſchied, irgend eine Schrift außer Landes 
drucken laſſen ſol welche nicht vorher der inländifchen Cenſur vorge: 
legt , und von diefer zum Druck zugelaffen worden ift, hiermit neuer: 
dings in Erinnerung gebracht. 


Ausdehnung der Hofverordnung vom 8. October 1798 
(165) auf geftodene Blätter. 


168. Hoffanzlei:Decret vom 18. Dezember 1823, 3. 33,531, 
an ſämmtl. Länderftellen ; n. 5. Reggs, Circ. vom 4 Jänner 1824, 
3. 63,081; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 14. Sänner 1824, 
3. 29,340; fteiermärlifhe Gub. Ber, vom 31. Dezember 1823, 
3. 33,973; tirolifhe Gub, Ver. vom 9. Jänner 1824, 3. 43; 
Ber. des Laibacher Gub, vom 8. Jänner 1824, 3. 17,914; 
mährifche Gub. Gurr. vom 9. Jänner 1824, 3. 38,171 5 böhmi- 
ſche Gub. Ber. vom 4. Jänner 1824, 3. 67,796; galizifche 
Bub. Ber. vom 21. Februar 1824 , 3. 346. 


(Ang. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nied. Oefterr. und Tirol 
vom 3. 1823, dann für Ob. Defterr., Steiermark, zn) Mähr 
ven, Böhmen und Galizien vom $. 1824 a 


Es ift vorgekommen, daf die Vorſchriften vom 13. October 1798 
(165) und 31. October 1803, vermoͤge deren Fein k. k. Unterthan 
ohne Unterfchied irgend eine Schrift außer Landes drucken laffen darf, 
die nicht vorher der inländifchen Cenſur vorgelegt, und von diefer zum 
Drude zugeleffen worden ift, auf Kupferftiche, Steinabdrüce und an⸗ 
dere Druckarbeiten, welche inländifche Künftler für ausländifche Verle— 
ger zu verfertigen haben, in der Anwendung nicht bezogen werden. 

Da aber der Zweck jenes Verbotes fih offenbar auch auf diefe 
Kunftwerfe beziehet, und da auch, nad dem $. 68 des Geſetzbuches 
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Luͤtenau's Geſetzſammlung. I. Bd. 


162 $. 57, 


über ſchwere Polizei-Webertretungen, die Außerachtlaffung der Gen- 
ſurs-Vorſchriften bei geftohenen Blättern jener bei Bü— 
chern gleich gehalten wird, fo beruhet der oben bemerkte Unterfchied 
dort, wo er in der Ausübung Statt fand, lediglich auf einem Irr— 
thume. 

Um ſonach für die Zukunft jeden Zweifel in diefer Beziehung 
zu heben, wird, in Folge hoher Hoffanzlei: Verordnung vom 18. De: 
zember 1823, zur genauen Darnachachtung allgemein bekannt ge— 
macht, daß Fein Kupferftecher, Steindruder oder anderer Künftler 
diefer Gattung, wenn er fich nicht der gefeglichen Ahndung ausfegen 
will, die von ihm für einen ausländifchen Verleger verfertigte oder 
zu verfertigende Stich: oder Druckarbeit in das Ausland verfenden 
darf, ohne diefelbe vorher entweder in der Zeichnung oder auf feine 
eigene Gefahr in dem erften Abdruce der inländifchen Cenſurs-Behörde 
zur Prüfung vorgelegt, und von ihr das Erfenntniß der Zuläffigfeit 
erwirkt zu haben. 


Die Cenſurs-Vorſchriften erftreden fih aud: 
a) Auf Erzengniffe der SFithographie ; 
(Siehe 188, 189 bei $. 68.) 
b) auf Grabſchriften der Iuden in Böhmen; 
(Siehe 190, 191 bei $. 68.) 
c) auf Stoffe, Mlanufakturs- nnd Fabriks-Artikel mit 
Beichnungen; 
(Siche 192, 193, 194, 195 bei $. 68.) 
d) auf Spielkarten 5; 
(Siehe 196 bei $. 68.) 
Beſondere Vorfhrift in Beziehung auf die Cenſur 
von Liedern und Gebeten. 
169. Hofdecret vom 1. September 1804. 
(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom Zahre 1804.) 


Von nun an follen 1. alle Lieder: und Gebethändler verhalten 
werden, die Lieder und Gebete, welche fie drucken oder verlegen wol: 
len, felbft dann, wenn fie die Cenſurserlaubniß darauf ſchon erhal: 
ten haben, bei dem Mevifionsamte nochmals um die Druckerlaubniß 
einzureichen , wo dann 2. die Lieder und Gebete nach den beftehenden 
Vorfchriften ftreng zu prüfen, und auch ſchon in dem Falle zu verwers 
fen find, wenn ihr Inhalt zwar nicht anftößig, jedoch ohne allen in: 
neren Werth ift; auch hat 3. der Verleger oder Druder, auf die von 
ihm verlegten Lieder und Gebete feinen Namen abzudrucden, und nebft: 
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dem den Ort und das Jahr ded Druckes beizufegen. Endlih 4. follen 
die Polizeibehörden von Zeit zu Zeit die Marktftände, Läden und 
Wohnungen der Liederhändler durchſuchen, die fehon gedruckten anfte- 
ßigen oder unfittlichen Lieder, wie auch Aberglauben verbreitende und 
unfdickliche Fleine Gebete, wenn fie dergleichen vorfinden, in Beſchlag 
nehmen, und die Anzeige dem k. Kreisamte machen. 


170. Ob der Enns'ſche Regierungs-Verordnung vom 6. Mai 
1824, 3. 9459. 


(Prov. Gefegfamml. für Ober: Defterr. vom 3. 1824.) 


Da die Regierung in Kenntnif gelangte, daß viele anftoßige Ge- 
bete und Lieder durch Schleichwege nad) Defterreich gebracht werden, 
fo fieht fich felbe zur Vermeidung diefes Unfuges, und um überhaupt dem 
Drude, Verkaufe, und der Verbreitung anftößiger und unfittlicher 
Lieder, fogenannter Gaſſenhauer, dann auch der unfchiclihen geiftli= 
lihen Lieder und Gebete, mit deren Verſchleiß fich eigene Liederhänd⸗ 
ler abgeben, und auf Märkten herumziehen, wegen des nachtheiligen 
Einfluffes, welchen fie auf die Gefinnungen, Moralität und Religions 
grundfäge des gemeinen Mannes haben Fonnen, Schranken zu fegen, 
veranlaßt, die in Anfehung folcher Lieder und Gebete ſchon unterm 
1. September 1804, 3. 70, Präf. von der hohen k. k. Polizeis und 
Genfur:Hofftelle bekannt gemachte Vorfchrift zu erneuern , und bezies 
hungsweife für die neuen Provinztheile Fund zu machen. 

Gemäß diefer Worfchrift find: 

1. Alle Lieder» und Gebete-Händler verbunden und gehalten, 
die Lieder und Gebete, welche fie drucken, oder wieder auflegen laffen 
wollen , felbft dann , wenn fie die Cenſurserlaubniß darauf fchon ein- 
mal erhalten haben, bei dem betreffenden Bücher-Reviſions-Amte noch: 
mals einzureichen, und die Druckerlaubniß nachzuſuchen. 

2. Die Lieder und Gebete find fodann nad) den beftehenden Vor— 
fchriften ftreng zu prüfen, und auch ſchon in dem Falle zu verwerfen, 
wenn ihr Inhalt zwar unanftößig, jedoch ohne allen innern Werth 
und Gehalt ift. 

3. Hat der Verieger oder Drucker auf die von ihm verlegten Lie: 
der und Gebete feinen Namen abzudrucken, und nebftdem den Ort, 
und das Jahr, worin fie gedruckt find, beizufegen, Endlich 

4. Haben die Bücher: Revifiond-Aemter in ihren Vormerkungs— 
büchern diefe Lieder und Gebete zur beiferen Kontrolle mit den An— 
fangsworten genau einzutragen. 

Zugleich werden fammtliche Behörden angewiefen, zur Handhas 
bung diefer Verordnung mitzuwirken, und es wird ihnen zur Pflicht 
gemacht, daß fie ven Zeit zu Zeit die Stände, Fäden und Wohnun— 
gen der Liederhandler durchfuchen, die ſchon gedruckten anſtößigen und 
unfittlichen Lieder, wie auch Aberglauben verbreitende und unfchickliche 
Heine Gebete, wenn fich dergleichen verfinden,, in Befchlag nehmen, 
und fodann nach den Geſetzen verfahren, ö 
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164 68. 58 — 64. 
$. 58. 


Strafe. Die Beitrafung diefer Mebertretung ift, nebit Zerftö- 
rung des Schriftſatzes, und dem Berfalle der Zufage, 
oder der davon vorhandenen Eremplare, das erfte Mal 
eine Geldftrafe von zweihundert bis fünfhundert Gulden; 
das zweite Mal nebit der Geldftrafe ein» bis dreimo- 
natlicher Arreſt; auf den dritten Rüdfall der WVerluft 
der Gerechtfame der Buchdruderei oder ded Buchhandels. 
Bei diefer Mebertretung ift zugleih auf den Inhalt des 
Werkes, und auf den Umijtand zu fehen, in melder 
Menge daöfelbe verbreitet worden. 


$. 59. 


— Zweiter Fall. Wenn ein Buchdrucker ein Werk, 
eines im Ganzen DAB von der Cenſur im Ganzen verworfen worden iſt, 
BR druckt, oder nachdruckt; wenn ein Buchhändler ein fol- 

ches Werk, eö fei im Lande oder auswaͤrts, verkauft, 


verbreitet, oder fonft auf eine Art in Umlauf bringt. 


Behandlung des Verfaffers, welder einvon der in 
ländifhen Genfur verworfened Werk im Auslande 
drucden läßt. 

(Siehe $. 10 der bei $. 57 abgedrudten Genfurd:Orbnung vom 
Jahre 1795. 159.) 


$. 60. 


Strafe. Sm Allgemeinen ift diefe Hebertretung ſogleich das 
erste Mal, nebit dem Verfalle der vorhandenen Erem- 
plate, mit einer Geldftrafe von zweihundert bis fünf- 
hundert Gulden und ein- bis dreimonatlihem Arrefte ; 
das zweite Mal noch mit Verluft der Buchdruckerei oder 
des Buchhandels zu beftrafen. 


$. 61. 
Hann Don der Diefe Strafe ift auch dann zu vechängen, mann in 


Genfur wegge⸗ 


Reihene Stelen einem Werke einzelne Stellen oder Wörter von der Gen- 


oder Worte wies f . . 
der. aufgenoms fur weggeftrichen, dad Weggeftrichene aber in den Drud 


macht werden, wieder aufgenommen, oder, wann in einer [don cenfu- 
rirten Hanofchrift der Sinn dur Zufäße oder Hinweg— 
lajlungen verändert worden. 
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Gorrecturen, welde fih auf Fehler der Rechtſchrei— 

bung ober im Styl beziehen, und deren VBerbeffe- 

rung den Sinn nicht ändert, begründen nidt die 
Uebertretung. 

(Siehe den $. 5 ber bei $. 57 abgedrudten Genfurs » Orb: 
nung. 159.) 


$. 62. 


Dafern dad gegen dad Verbot der Genfur gedruckte vu zerfährfung 
oder verkaufte Werk zum Verderbniſſe der Sittlichkeit ge: 
reicht, ift der Schuldige nicht nur fogleich mit dem Ver— 
lufte der Buchdruderei oder des Buchhandels zu befira- 
fen, fondern ald ein Werkzeug der Verführung auch zum 
ſtrengen Arrefte nach Maß der gefchehenen Verbreitung, 
von einem bis zu ſechs Monaten zu verurtheilen. 


$. 63. 
Wäre der Inhalt des verbreiteten Werkes, die öffent: „Wann biefe 


liche Ordnung und Ruhe zu ftören geeignet; fo geht die cn Antrag 
Uebertretung in ein Verbrechen über, für welches im eu" 
ften Theile die Strafe beftimmet ift. 


(Siehe die $$. 52, 57 und 58 des I. Thls. des St. G. B.) 
$. 64. 
Dritter Fall. Wer mit Büchern oder andern ger Das Haufiren; 


dructen Sachen haufiret, oder auf mas immer für eine heimer Hanter 
Art unbefugten, oder geheimen Handel treibt. Die Ve: orer ande ge 
ftrafung im Allgemeinen ift, nebft der Abnahme der Bü. Pruften Sachen. 
her, Arreft von einem Monate. Dafern aber die auf erar.. 
folhe Art in Umlauf gebrachten Drudfchriften verboten 

find, foll der Uebertreter, nebit der Abnahme derfelben 

mit einer Geldftrafe von zweihundert bis fünfhundert 

Gulden und mit dreimonatlichem Arreft; und find die 

Bücher zugleich fittenverderblich, nebft der Geldftrafe mit 

ſtrengem Arreſte zwifchen einem bis zu drei Monaten 

beitrafet werden. Iſt der Uebertreter ein Ausländer; fo 

ift er in den letzten Fällen nad ausgeftandener Strafe 

aus fämmtlichen Erbländern abzufchaffen. 


166 $. 64. 
a) Umfang der Rechte der Buchhändler. 


171. Nieder » Defterreichifches Negierungs » Circulare vom 4. Fe 
bruar 1804. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1804.) 


Da fi) Innungen und einzelne Perfenen, ohne zum Buchhandel 
berechtiget zu fein, des öffentlichen Verſchleißes von Buchern anmaßen, 
diefes aber nicht nur den befugten Buchhändlern zum Machtheile ge: 
reiht, fondern hierdurch auch verbotene, gemein fchädliche Bücher in 
Umlauf gebracht werden; fo wird in Folge einer von der oberiten Po⸗ 
lizei:Hofftelle unterm 21. v. M. anber gelangten Weiſung, hiermit 
allgemein feftgefegt, 1. daß der Handel mit gebundenen und unge- 
bundenen alten und neuen Büchern nur ben privilegirten eigens befug- 
ten und Antiguar:Buchhändlern , dann den Buchdruckern in Rückſicht 
ihrer eigenen Drud: und Merlagsartifel, endlih den Buchbindern, 
nur der Verfauf von Kalendern, Gebet: und Schulbüchern und über: 
haupt folcher Artikel, deren Werth jenen des Einbandes nachftehet, 
geftattet werde; 2. alle übrigen Innungen aber und zwar namentlich 
in der Stadt, den Vorftädten, und auf dem Lande, die Trödler oder 
Tandler , fo wie einzelne Perfonen, haben fich desfelben fowohl mit 
alten und neuen, gebundenen und ungebundenen Büchern und Bro: 
fhüren, und fomit auch der öffentlichen Ankündigung oder Auslage zu 
enthalten; 3. jedoch will man bdiefen noch zur Veräußerung ihrer al: 
Ienfalligen Büchervorräthe geftatten, daß fie diefelben binnen 6 Mo- 
naten vom Tage der Bekanntmachung gegenmwärtiger Verordnung ent⸗ 
weder durch öffentliche Werfteigerungen oder auf anderen Wegen vers 
äußern. Mac Verlauf diefer Frift aber werden nicht nur alle bei ih— 
nen vorgefundenen und zum öffentlichen Verkaufe beftimmten Bücher 
unnachſichtlich weggenommen, fondern fie auch noch insbefondere ftrenge 
beftrafet werden. Hiernach hat fih Jedermann genaueft zu achten, und 
wird die Polizei:Ober-Direction von Wien und alle politifchen Obrig— 
— angewieſen, auf die Befolgung dieſer Anordnung genaueſt zu 
wachen. 


172. Buhhbandlungdpatent. 
(Ag. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1806.) *) 
Wir Franz der Zweite, von Gottes Gnaden Kaifer 


von Defterreih; König von Zerufalem, Hungarn, Böhmen, der 
Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, 
Salizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog von Defterreich ; 
Herzog von Lothringen, Salzburg, Öteier, Kärnthen, Krain, 


*) Das Buchhandblungspatent wurbe in Zirol bekannt gemacht mit Gub. 
Ber. vom 4, Februar 1819 3. 539. (Prov. Gefesfammt. für Tirol vom 
Jahre 1819.) 
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Ober⸗ und Nieder-Schlefien; Großfürft in Siebenbürgen; Mark: 
graf in Mähren; gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol zxc. ıc. 


Da der Buchhandel und die Buchdruderei auf die Nationalbil: 
dung, auf Künfte und Wilfenfchaften einen fo mächtigen Einfluß ha: 
ben, Wir aber feit einiger Zeit wahrgenommen haben, daß beide 
durch unbefugtes Cinmengen anderer Gewerbsleute und Perfonen ge: 
ftöret worden, und durch die hierdurch veranlafite Unordnung dem 
Staatszwecke nicht mehr entiprechen; fo wollen Wir in Rückſicht diefer 
wichtigen Handlungszweige die angefchloffene Ordnung für Buchhändler 
und Antiquare feltfegen, zugleich auch die im Sahre 1771 für Buch: 
druckergelellen und ungen ergangene Ordnung hiermit erneuern; 
wobei Wir insbefondere noch Folgendes zur allgemeinen Richtſchnur 
und Beobachtung vorzufchreiben befunden haben. 


$. 1. 


Niemand ift berechtiget, eine Buch: oder Antiquar-Buchhandlung, 
eine Buch= oder Kupferdruckerei zu errichten, er habe denn zuvor bei 
der Landesftelle um die Erlaubniß nachgeſucht, und ſolche nach vor: 
läufiger Ausweifung über die vorfchriftmäßig erforderlichen Eigenfchaften 
erhalten. 

$, 2. 


Buchhandlungen, Antiquar-Buchhandlungen, Buch: und Kupfer: 
druckereien dürfen an Feinem andern Orte ald in den Hauptftädten der 
Provinzen , oder Städten, wo ein Kreisamt feinen ©ig hat, errich- 


tet werden. 
$. 3, 


Die Befugniffe der Buchhändler, Antiquare und Buchdrucker fol: 
len nur nach dem genauern Bedürfniß des Landes und Ortes ertheilt, 
daher nicht, ohne daß es nöthig ift, vermehrt, vielmehr die überfegte 
Anzahl nad und nach zu vermindern, Bedacht genommen werden. 

$. 4. 


Die Befugniß eines Buchhändlers befteht darin, mit allen Gat— 
tungen von Geilted- Producten, welche durch die Buchdruckerfunft zum 
Umlaufe gebracht werden, und durch die Genfur nicht verboten find, 
Handel zu treiben. Er ift daher berechtigt, mit alten und neuen, ges 
bundenen und ungebundenen Büchern, auch mit Kupferftichen und 
geographifchen Karten, wobei fih ein gedruckter Tert befindet, 
zu handeln, Verlagswerke von ins und auslandifchen Gelehrten zu 
übernehmen, bdiefe zum Drucke zu befördern, fie in UmEreife der E., 
auch E. k. Erblande und im Auslande zu verkaufen, zu vertaufchen, 
ausländifche Bücher einzuführen, und fie in den Erblanden ſowohl, 
als im Auslande wieder abzufegen. 


$. 5. 
Dem Untiquar: Buchhändler ift nur mit alten, oder doch ſchon 
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gebrauchten gebundenen Büchern Handel zu treiben er: 
laubt. Er darf demnach von Privatperfonen, und in öffentlichen Ver: 
fteigerungen Bücher anfaufen, fie in feinem Gewölbe wieder verfau: 
fen, Verzeichniffe feiner vorräthigen Bücher herausgeben, und fie den 
öffentlichen Blättern beifügen ; jedoeh muß er zur Einficht der Cen— 
fursbehörde ein Negifter über feinen Vorrath halten, und in bemfel« 
ben die verfauften Bücher mit einem Sterne bezeichnen. Solchemnach 
hat er die Berechtigung nicht, Bücher aufzulegen, und einen ©ortis 
ments-Sommiffionshandel mit neuen Büchern zu führen. 


$. 6. 


Die Buchhandlungs Befugniffe, und eben die der Antiquare und 
Buchdrucker find nur auf die Perfon zu verleihen, fie erlöfchen folg— 
lich mit dem Tode des Vefigerd, und find die gegenwärtigen Inhaber 
von dergleihen Befugniffen ebenfalls nach diefem Grundfage zu be— 
handeln ; es fei denn, daf fie den Befig eined fogenannten radicirten 
und verkäuflichen Gewerbes rechtöbeftändig ermweifen können. 


$. 7. 


Wenn jedoch jih eine Buchhandlung, Antiquar-Buhhandlung, 
oder Buchdruckerei im aufredhten Stande befindet, Fann feldhe auch von 
der Witwe nach dem Tode ihres Gatten fortgeführet werden ; nur 
muß diefelbe zur VBetreibung der Unternehmung einen dem Werke ge: 
wachfenen,, zum Gefchäfte geeigneien Mann auf ihre Gefahr und 
Verantwortung beftellen , zu deflen Ausfindung ıhr das Gremium an 
die Hand zu gehen hat. 

Auch werden wir Uns geneigt finden laffen, wenn ein Sohn ei: 
nes geftorbenen Buchhändlers, Antiquars , oder Buchdrucers vorban: 
den ift, der fich der Handlung widmet, und fonft mit den erforderlis 
chen Fähigkeiten und moraliſchen Eigenfchaften verfehen ift, demfelben 
die erledigte Handlung oder Vuchdruckerei vorzugsweife neuerdings zu 
verleihen. 

$. 8. 


Eben jo wollen Wir zur Beförderung des Buchhandels und Be: 
günftigung weitläufiger und Koften fordernder Unternehmungen unter 
gewiſſen Umſtänden die Ueberlaffung oder den Verkauf einer Buchhand: 
lung ‚ oder Antiquar-Handlung bewilligen, und die Kandlungs: Be: 
fugniß dem Geffionarius eder Käufer ertheilen, infofern er die Eigen: 
fchaften befiget, die zur Erlangung diefer Befugniſſe vorgefchrieben 
find. In diefem Falle aber find das Waarenlager und die Handlungs: 
Freiheit nicht von einander zu trennen, dem vorigen Beſitzer alfo ohne 
erhaltene neue Bewilligung nicht erlaubt , eine neue Buchhandlung 
zu errichten. 


$. 9. 


In der Regel ift aufer den privilegirten Buchhändlern oder An: 
tiquaren, Niemanden erlaubt mit Büchern, es fei alten oder neuen, 


172. 169 


gebundenen oder ungebundenen, zu handeln, fie für Andere aus dem 
Auslande fommen zu laffen, in Commiſſion zu nehmen, oder darauf 
Subfeription zu ſammeln. 

Nur an Orten, wo Eeine Buchhändler und Antiquare fi be: 
finden und ein Kreisamt feinen Sig hat, kann von der Landesitelle, 
nad vorläufiger Unterfuchung, einem Buchdrucker oder Buchbinder 
der Sommiffionshandel mit Büchern geftattet werden. 


$. 10. 


Us Ausnahme von diefer allgemeinen Vorfchrift bleibt den Buch: 
druckern noch ferner erlaubt, diejenigen Schriften, welche fie zur Be— 
fhäftigung ihrer Preffen auf eigene Koften drucen, in öffentlichen 
Gewölbern zu verkaufen; doch follen fie unter dem Vorwande des 
Selbitverlages fih mit anderwärts gedruckten Büchern und dem Sor— 
timentshandel nicht abgeben, nech mit Büchern, die fie auf Anderer 
Rechnung gedruckt haben, Handel treiben. 


$. 11. 


Ferner bleibt es Schriftftellern unbenommen , die Ausgaben ihrer 
eigenen Werke, welche fie auf ihre Koften drucken laſſen, auf eigene 
Rechnung auch in ihrer Wohnung zu verkaufen. 


$. 12. 


i Bücherſammlungen in Lizitationen zu verkaufen, ift fowohl Buch: 
bandlern und Antiquaren, als anderen Privatperfenen nach den biähe: 
rigen Vorſchriften erlaubt. 


$. 13. 


Buchbinder und Trodler (Tandler) haben ſich des Handels mit 
Büchern gänzlich zu enthalten; jedoch wird Buchbindern die Erlaubnifi, 
mit Normal:, Gymnafial:, Schul-, Gebetbüchern und mit Kalendern 
zu handeln auf's Neue beftätigt; auch können fie legtere felbft auflegen. 


$. 14. 


Kunfthändler dürfen weder Bücher auflegen, noch damit Handel 
treiben. Nur wird dieſes ihnen auf den Fall geftattet, wenn bei einem 
Werfe Bilder, Kupferftiche und geographifche Karten das Vorzüglichite 
find, und eigentlih um Vieles den Werth des gedruckten Tertes über: 
fteigen. 

$. 15. 

Ausländifhe Buchhändler, Bücherfrämer, dürfen die inländifchen 
Märkte mit Büchern nicht beziehen, und überhaupt ift niemand auf 
denfelben mit Büchern zu handeln befugt, der diefe Befugniß nicht auf 
den Bücherhandel hat. 

$. 16. 


Alles Herumtragen der Bücher von Haus zu Haus, alles Haus: 
firen alfo und fogenanntes Colportiren bleibt verboten. 
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$. 17. 


Kein in den Erblanden aufgelegtes Werk darf ohne Bewilligung 
bes Verfafferd wieder aufgelegt , oder chne Einwilligung desfelben 
und des Verlegers wieder nachgedruckt werden. 


$. 18, 


Die beftehenden Genfursgefege beftimmen übrigens, wie mit dem 
Drucde neuer Werke vorgegangen werden foll, wie die im Auslande 
gedruckten und eingeführten Bucher zu behandeln, welche Bücher zum 
öffentlichen Verkaufe erlaubt oder nicht erlaubt fein follen, und endlich, 
wie derjenige zu beftrafen fei, der diefe Verordnung übertritt. 

Begeben in Unferer Haupt und Refidenzftadt Wien den achtzehn: 
ten Monatstag März, in eintaufend achthundert und fechsten,, Unferer 
Reihe des römifchen und erbländifchen im fünfzehnten Sabre. 


Franz. 
L. S. 


Aloys Graf von Ugarte, 
königl. böhm. oberſter und erzherzogl. öſterr. 
Erſter Kanzler. 
Joſeph Freiherr von der Mark. 
Joſeph Earl Graf von Dietrichſtein. 


Had Sr. k. auch k. k. Mlajeftät 
böchft eigenem Befehle: 
Leopold Freiherr von Haan. 


Drdnung für dad Gremium der Buchhändler und 
Antiquare, 


$. 1. 


Der Buchhandel faßt den Handel mit allen Gegenftänden des 
menfchlichen Wiffens in fi, welche durch MVerftandesfräfte hervorge: 
bracht, und durch die Buchdruckerfunft zum allgemeinen Gebrauche ver: 
vielfältiget werden. 

Ein jeder privilegirter Buchhändler Fann demnach mit allen durch 
die Cenſursgeſetze nicht verbotenen alten und neuen, gebundenen und 
ungebundenen Büchern, auch Kupferftihen und geographifchen Karten, 
wobei fich ein gedruckter Tert zur Erflärung befindet, handeln; Ver: 
lagswerke von ins und ausländifchen Gelehrten übernehmen, diefe zum 
Drucke befördern, fie im Umkreiſe der E. E. Erblande und im Auslande 
verkaufen und vertaufchen, ausländifhe Bücher einführen, und fie 
in den Erblanden ſowohl als wieder im Auslande umfegen. 
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Eine untergeordnete Gattung des Buchhandels ift der Handel mit 
alten , oder doch ſchon gebrauchten gebundenen Büchern. Die privile- 
girten Bücher-Antiquare dürfen nur mit diefer Gattung, nämlich alter, 
ſchon gebrauchter Bücher, Handel treiben, und es ift ihnen der Verlag 
und der Verfauf neuer Bücher durchaus unterfagt. 


$. 3. 


Niemand wird zu dem Nechte des Buchhandels in Allgemeinen, 
oder des Antiquars Buchhandels insbefondere zugelaſſen, der fich nicht 
zuvor Kenntniffe der Literatur erworben , und den Buchhandel ordent: 
lich erlernet hat. 


$. 4. 


Die Lehrzeit hängt zwar hauptfäkhlihd von dem MWertrage ab, 
welcher mit den eltern, Vormündern ꝛc. des Lehrlings abgefchleffen 
worden ; fie fell jedoch nicht unter drei; und nicht über ſechs Jahre 
dauern. 

$. 3. 


Kein Lehrling Fann aufgenommen werden, ber nicht verläufig den 
zu feinem Fünftigen Stande nothwendigen Unterricht erhalten hat, vor 
allem werden dahin Spracdhfenntnijfe gerechnet. Der „Lehrling 
foll entweder die lateinifche Sprache, oder wenigftens eine oder zwei 
der neuern Sprachen, worin die meiften Bücher gefchrieben werden, 
erlernet haben. 


$. 6. 


Derjenige, fo eine Buchhändler⸗ oder Antiguar-Buhhändler-Be- 
fugniß erlangen will, muß ſich mit Zeugniffen eines ordentlichen und 
rechtichaffenen Lebenswandels von dem Principal ausweifen, bei wel» 
chem er feine Lehr⸗ und Gehilfsjahre zugebracht hat. 


$. 7. 


Er foll wenigftend zwei Jahre ald Handlungsbedienter in einer 
ordentlihen Buchhandlung geftanden haben. 


$. 8. 


Wer eine Buchhandlung antreten will, ſoll ein hinlängliches 
Handlungs: Vermögen befigen. An der Hiefigen Hauptftadt werden we: 
nigftens 10,000 fl., in den übrigen Städten wenigftend 4000 fl. er: 
fordert, über deren Erwerb und Eigenthum fi der Gewerbsluftige 
bei dem Mercantil: und Wechfelgerichte nach den Mercantil:Vorfchrif: 
ten auszjuweifen hat. 

$. 9. 


Auf eben diefe Weife hat derjenige, welcher zu einer Antiquar: 
Buchhandlung gelangen will, fih mit einem eigenthümlichen Vermö— 
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gen von wenigftend 4000 fi. in Wien, in den übrigen Städten mit 
der Hälfte diefer Summe auszumweifen. 


$. 10. 


Zum befferen Betriebe feines Gewerbes und um größere Specu: 
lationen wagen zu Eönnen, ift den privilegirten Buchhändlern und Anti: 
quaren unbenommen , fi einen Handlungs-Geſellſchafter zu wählen ; 
diefer muß jedoch ebenfalls ein erlernter Buchhändler fein, und erlangt 
durch den Societätd-Contract Fein Necht, die Handlung in feinem eige- 
nen Namen fortzuführen. 


$. 11. 


An jeder Stadt der E. k. Erblande, wo mehr als vier Buch- und 
Antiquar » Buchhandlungen beftehen,, follen zwei Vorſteher erwählt, 
und damit alle zwei Jahre abgewechfelt werden, Wo deren weniger 
find , foll einer das Vorſteheramt begleiten. 


$. 12. 


Diefe Vorfteher follen ein ordentliches Buch führen, in welchem 
alle Mitglieder der Handlung nah dem Datum der erhaltenen Hand: 
lungs : Freiheit verzeichnet find. Ferner follen in diefem Buche alle 
KHandlungsbediente und Lehrlinge eingefchrieben, bei den Handlungs: 
bedienten der Tag ihres Eintritt in die Handlung, und bei den Lehr: 
lingen der Tag ihrer Aufnahme , wie auch der Umftand, daf der vor— 
gefchriebene Sontract wirklich abgefchloffen fei, genau angemerkt wer: 
den, damit erforderlichen Falls diefe Umftande aus dem Vormerfbuche 
genau erhoben werden Fönnen. 


$. 13. 


Den privilegirten Buchhändlern und Antiquaren bleibt überlaffen, 
wie fie fih mit ihren Gehilfen, HSandlungsdienern, in Abficht auf 
Zeit und Lohn abfinden wollen, doch muß jederzeit zwifchen Beiden 
ein formlicher Contract, der Gehilfe mag von anders woher verfchrie: 
ben fein, oder nicht, errichtet werden. 


$. 14. 


Die Streitigkeiten, welche zwifchen den Prinzipalen und Gehil- 
fen entftehen,, haben die Vorfteher zu entfcheiden; dem vermeintlich 
durch diefen Ausſpruch gekränkten Theile bleibt jedoch unbenommen, alsdann 
an die Behörde zu recurriren. 

$. 15. 


Die gefeglihe Auffündigungszeit zwifchen dem Prinzival und Ge: 
bülfen ift halbjährig, wenn nicht beide Theile über eine andere Frift 
fih einverftanden haben. 


$. 16. 
Die Vorfteher follen von Zeit zu Zeit, und wenigftens alle 
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Vierteljahre die fämmtlihen Mitglieder des Gremiums verfammeln, 
und fich mit ihnen über das Veſte der Handlung berathen. 


$. 17. 


Auch find fie, bei widrigens auf ihnen haftender Verantwortung 
verpflichtet, diejenigen Mitglieder der Behörde fogleich anzuzeigen, von 
denen fie in Erfahrung bringen, daß felbe gegen die Genfursvorfchrif: 
ten gehandelt, fehädliche und verbotene Schriften gedruckt, eingeführt 
oder verbreitet haben. 


$. 18. 


Die Vorfteher find endlich überhaupt verpflichtet, über die Hand: 
habung diefer neuen Ordnung vorzüglich zu wachen, und daher, wenn 
unbefugte Leute im Buchhandel betreten werden, die Anzeige fogleich 
an die Behörde zu machen. 


173. Hoffanzlei: Decret vom 1. April 1844, 3. 9276; n. ö. 
Reggs. Ver, vom 10. April 1844, 3, 21,298, an den Wr. 
Magiftrat. 


Nah dem $. 4 des Buchhandlungs-Patentes vom 18. Mär; 
1806 (172) und dem $. 1 der Ordnung für Buchhändler, ift den 
Buhhändlern der Verkauf von Kupferftihen und geographifchen Kar: 
ten nur dann geftattet, wenn fich dabei ein gedruckter Tert zur 
Erklärung befindet. Da nun der bei Singer und Göring aufgelegte 
Plan von Wien bloß mit einer Anführung der Namen und Gonferip- 
tionszahlen der in Wien vorhandenen öffentlichen und Privatgebäude 
verfehen ift, derfelbe aber Eeineswegs einen erflärenden Tert 
enthält, fo kann der Handel mit diefem Plane den genannten Buch: 
händlern nicht erlaubt werden. | 

Was dagegen die Bitte der hiefigen Kunft: und Mufifalienhänd: 
ler anbelangt, den Buchhändlern den Verkauf von Kupferftichen, Rand: 
Farten und dergleichen nur dann zu geftatten, wenn biefe Verfaufs: 
gegenftände von einem dazu gehörigen, durch die Buchdruckerpreffe fer 
parat gedruckten Zerte als Hauptfache begleitet werden; fo Bann 
diefer Bitte Feine Folge gegeben werten, indem das Gefeg nicht for» 
dert, daf der zu einer Karte oder einem Kupferftiche gehörige erläus 
ternde Text durch die Buchdruckerpreſſe vervielfältigt eder 
ſeparat, nämlich abgeſondert von der Karte oder dem Kupferſtiche ge— 
druckt fein müffe, und weil das Buchhandlungs » Patent und die 
Buchhändler: Ordnung nicht vorfchreiben, daß der Handel mit Karten 
und Kupferftichen den Buchhändlern nur dann geftattet fei, wenn der 
hierbei befindliche erflärende Text die Hauptfache bildet, die Anords 
nung bes F. 14 des BuchhandlungssPatented aber Eeinen Schluß des 
Gegentheiles in Bezug auf den Handel der Buchhändler mit Karten 
und Kupferftichen zuläßt. 
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bh) Beredhtigung der Buhdruder zum VBerfauf der 
von ihnen aufgelegten Werke. 


(Siehe 171 dann den $. 10 des bei diefem $. abgedrudten Buch: 
handlungspatentes vom 3, 1806, 172). 


ce) Bedingte Berechtigung der Buhbinder zum Ver- 
Faufe gewiffer Drudfdriften. 


(Siehe 171 dann den $. 13 des Buchhandlungspatents vom 
3%. 1806, 172). 


171. Hoffanzlei:Decret vom 20. September 1827, 3. 23,476 5 
tirolifches Gub, Girc. vom 13. Oktober 1827, 3. 20,021. 


(Prev. Gefegfamml. für Tirol vom J. 1827.) 


Der $. 13 der mit dem Gubernial: Circulare vom 4. Hornung 
1819, 3. 539— 51 befannt gegebenen Ordnung für Buchhändler und 
Antiqguare wird in Folge hohen Auftrages der E. k. Hofkanzlei vom 
20. September, 3. 23,476, in der Art abgeändert, daß fih Buch— 
binder und Trödler (Tandler) des Handels mit Büchern gänzlich zu ent: 
halten haben, daß jedoch WBuchbindern die Erlaubnii mit Normalz, 
Opmnafials, Schul:, Gebetbüchern und mit Kalendern zu handeln, 
— Neue beſtätigt werde, und daß ſie letztere auch ſelbſt auflegen 
dürfen. 


175. Nieder-Oeſterreichiſche Regierungs-Verordnung vom 3. 
Dezember 1838, 3. 44,431, an die Ef. K. Aemter, den Wr. 
Magiftrat und die Dominien Wiens, 


(Prov. Sefegfamml. vom 3. 1838, für Nied. DOefterr.) 


Nachdem wahrgenommen worden ift, daß Buchbinder aufer den 
ihnen durch das allerh. Patent vom 18. Mär; 1806 (172) S. 13, 
zum Handel zugeftandenen Büchern, auch noch andere, und darunter 
jogar verbotene Werke feil haben, oder in Commilfion übernehmen ; 
und da ein folcher unbefugter Handel mit Büchern nicht nur zu gerech- 
ten Klagen und Bejchwerden von Seite der zum Handel mit Büchern 
ausfchließlich befugten Buchhändler und Antiquare Anlaß gibt, fondern 
auch die Handhabung der Cenſurs-Geſetze erfchwert , und zum Theile 
felbft unmöglich macht; fo it allen Buchbindern, und den in ihre Ka— 
tegerie gehörenden Gewerbsleuten der Inhalt des oben angeführten $. 13. 
des allerhöchiten Patentes vom 18. Mär; 1806, (MH 72) wornad Buchs 
binder und Trödler (Tandler) fih des Handels mit Büchern gänzlich 
zu enthalten haben, und nur den Buch bindern ausnahmsweife der 
Handel mit Schuls und Gebetbüchern, fo wie mit Kalendern, dann 
das Auflegen der legteren, erlaubt it, unter Beifügung der auf die 
Hebertretung diefer VWorfchrift in dem IL, Theile des Strafgefegbuches 
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$. 64, feftgefegten Straffanction, auf's Neue in Erinnerung zu brin- 
gen, und die Handhabung diefer gefeglichen Beftimmungen fich gehörig 
angelegen fein zu laffen. 


Nihtberehtigung der Trödler zum Bücherhandel. 


(Siehe 171 dann den $. 13 des Buchhandlungspatentes 172, 
Siehe auch 174.) 


176. Hoffanzleis Decret vom 10, Dezember 1812, 3: 18,552; 
n, ö, Reggs. Ber. vom 24, Dezember 1812, an den Wr, Ma: 
giftrat und die k. k. Stabthptmannfchft. 


Da die mehreren vorgefommenen Fälle des unbefugten Bücher: 
verfaufes von Seite der inner den Linien Wien’s befindlichen Trödler 
auf die Vermuthung führen, daß diefelben über das auf ihr Befugnifi 
fih beziehende Verbot des Bücherhandels nicht gehörig unterrichtet 
find, fo hat die ka k. Hoffanzlei durch Decret vom "%s diefes bei Ge— 
legenheit eines vorgekommenen derlei Falles anzuordnen befunden, daß 

a) durch den Magiftrat und die Grundobrigkeiten inner den li: 
nien Wiens, die ſchon dermal mit Befugniffen verfehenen Trödler von 
dem in der Frage ftehenden Verbote neuerdings in die Kenntnis zu 
fegen feien, und 

b) daß bei jeder neuen VBefugnifi = Ertheilung in dem darüber 
ausgeftellten Decrete diefes Verbotes und der darauf gefegten Strafe 
ausdrüdlich Erwähnung zu gefchehen habe. 


Nihtberehtigung der Bilderhändler zum Handel 
mit Büdern. 
177. Hof: Decret vom 11. Suli 1781. 
(SropatfcheE Geſetz ſamml. vom 3. 1781.) 


Den Bilderhändlern ift der Bücherhandel unter der Strafe ber 
Konfiscirung unterfagt. In Rückſicht der Kupferftiche find fie an das 
Bücherrenifionsamt anzuweifen. 


Nihtberehtigung der ausländifhen Buchhändler 
zum Bücherhandel. 


(Siehe den $. 15 des Buchhandlungspatentes, 172 *). 


Nihtberehtigaung der Haufierer und Krämer zum 
Handel mit Büdern. 


*) Anmerkung. Diefe Borfchrift wurde mit ber n. d. Reggs. Ber. 
vom 16. Mai 1805, 3. 15352 (Kropatich, Geſetzſamml.) dahin ausge: 
behnt, daß den ausländiichen Buchhändlern der Beſuch der Jahrmärkte 
unterfagt wurbe. 


176 $. 64. 
(Siehe den $. I1 der bei $. 57 abgebrudten erneuerten Genfurds 
Ordnung vom 3. 1795, 159). 


Auszug aus dem Haufier : Patente vom 5. Mai 1811. 


178. Hoffanzleiz Decret vom 22. Mai 1811, 3. 7563; n. ö. 
Reggs. Ver, vom 25. Mai 1811, 3. 18,949, an fämntl, Un: 
terbehörben, 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1811). 


$. 7. Außerdem werden noch folgende Waaren, felbft wenn fie 
infändifh find, von dem Haujierhandel ausgeſchloſſen. — — — 
Bücher, Kalender, Lieder und Bilder. 


Nihtberehtigung der Victualienhändler zum Han: 
del mit Mafulatur. 


179. Nieder : Defterreichifche Negierungs - Verordnung vom 21. 
September 1842, 3. 47,606, an die Dominien inner den Li⸗ 
nien; an bie ka k. Pol, Ob. Dir. — (Diefe Verfügung wurde 
mit Hoffanzleidecret vom 6. Dezember 1844, 3. 38,831, ge: 
nehmiget. ) 
(Prov. Geſetzſamml. für Nied. DOefterr. vom 3. 1842.) 


Nah einer Anzeige der k. k. Polizei - Oberbirection befteht hier 
in Wien bei den Greißlern, Fragnern und Victualienhändlern der 
Mißbrauch, daß fie unter die Vorräthe des Mafulaturpapiered aud) 
ganze Bände gedruckter Bücher, Broſchüren zc- aufnehmen, diefe öf— 
fentlih ausframen und unter dem Titel der Makulatur zum Verkaufe 
ausbieten. 

Zur Vermeidung der hieraus im Allgemeinen entftehenden Nachs 
theile, wird in Erinnerung gebracht, daß unter den Artikeln, deren 
Verkauf den Greiflern, Fragnern und RVictualienhändlern mit dem 
Regierungs : Decrete vom 31. Auguft 1837, 3. 48,149, geitattet 
wurde, das Mafulaturpapier durchaus nicht begriffen ift, und daß je: 
der unter diefem Titel bei denfelben zum Worfchein kommende Vers 
Fauf — Büchern, Broſchüren ꝛc. als geſetzwidrig nicht geduldet wer— 
den darf. 

Den genannten Gewerbskathegorien iſt daher einzuſchärfen, daß 
denſelben nur die Anſchaffung jener Quantität von Makulaturpapier, 
die ſie zu ihrem eigenen Gewerbsbetriebe bedürfen, geſtattet ſei; daß 
das letztere nicht in gehefteten Büchern oder ganzen Broſchüren, ſon— 
dern nur in einzelnen getrennten oder zerſchnittenen Bogen und Blät— 
tern beſtehen dürfe, und daß fie ſich von jedem Detailverkaufe dieſes 
Makulaturpapieres oder Auskramung desſelben zu letzterem Behufe um 
ſo ſicherer zu enthalten haben, als ſonſt nach der Verordnung vom 
3. Juni 1795 und des $. 64, II. Thl. des St. G. B. die Kon: 


179 — 180. 177 


fiskation dieſes Artikels, und die fonft damit verbundene Abftrafung 
unfehlbar erfolgen würde. 

Der Magiftrat (die Herrfchaft) hat die in feinem Bezirfe befind- 
lichen Greißler, Fragner und Viktualienhändler hievon im angemeffe- 
nen Wege in Kenntniß zu fegen, und die Befolgung diefer Anord- 
nung durch die betreffenden Markt s Auffichts = Organe ftrenge überwa⸗ 
chen zu laffen. 


Verbot für Buhhändler, reifende Commis zu halten, 
und Sommiffionshandel mit Büdhern zu treiben. 


(Siehe den $. 9 des bei diefem $. 64 vorfommenden Buchhandel: 
patented vom 3. 1806, 172). 


1SO. Nieder = Defterreichifche Negierungd » Verordnung vom 13. 

DOftober 1837, 3. 58,076, an die k. k. K. Aemter; fleiermär- 

fiihe Gub, Ver. vom 14. Oft, 1837, 3. 2049; Ber. bes 

Laibacher Gub. vom 20. Oft. 1837, 3. 2327; böhmiſche 
Gub, Ber. vom 16. Oft. 1837, 3. 7001. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oefterr., Steiermark, Krain, Kärn- 
then und Böhmen, vom J. 1837.) 


An Beziehung auf das verbotene Bücher » Colportiren ift aus 
Anlaß eines fpeziellen Falles von Seite der unterfuchenden Behörde 
ein Zweifel darüber angeregt worden, ob die Buchhändler rückfichtlich 
des freien Abfages ihrer Artikel nicht mit jedem anderen Kauf: und 
Handelsmanne gleich zu halten, und demnach für berechtigt zu erfen- 
nen feien, zum Verſchleiße ihrer Verlags: und Commilfiond = Artikel, 
reifende Commis im Lande herumzufenden. 

Zur Berichtigung diefes Zweifeld hat die E. k. oberfte Polizei» und 
Senfurs =» Hofftelle im Einvernehmen mit der k. k. vereinigten Hoffanz: 
lei eröffnet, daß den Buchhändlern Eeineswegs, fo wie andern Kauf: 
und Handelsleuten, das Recht zufteht, fogenannte reifende Commis 
im Lande herumzufenden, um Abfag für ihre Werfchleii- Artikel zu 
fuhen, und zwar aus dem Grunde, weil für den Buchhandel befon- 
dere Vorfchriften beftehen, die eine folhe Berechtigung nicht begrün« 
den, weil das Herumtragen der Mujterbände dur reifende Commis 
von Haus zu Haus und von Ort zu Ort, fohin das hierauf erfolgte 
Beſtellen der geforderten Bücher bei den Buchhandlüngshaufe und de: 
ren Uebergeben an die beftellenden Parteien, nicht3 Anderes, als ein 
modificirter , gefeglich verbotener Haufierhandel mit Büchern wäre, in— 
dem es dasſelbe bleibt, ob der Commis die Büchervorräthe mit fich 
führt, oder in Folge der Beftellungen den Parteien zufommen macht; 
weil ferner nach $.9, der Buchhändler: Ordnung vom 18, Mär; 1806 
(172) den Buchhändlern felbft der Sommiffionshandel mit Büchern nur 
an folhen Orten geftattet werden Fann, wo ein Kreisamt feinen Sig 
hat, weil die Vorfchrift des F. 5, der eben gedachten Buchhändler⸗ 


Lützenau's Geſetzſammlung. I, Bd. 12 
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Ordnung den Buchhändlern hinreichende Mittel an die Hand gibt, 
das Publikum von ihrem Büchervorrathe in die Kenntniß zu ſetzen, 
und ohnehin Niemand gehindert ift, bei den Buchhandlungen ſelbſt 
Veftellungen zu machen, endlich, weil audy jene Kauf» und Handels: 
bäufer, welche zur Ausfendung reifender Commis berechtigt find, ſolche 
nicht wegen des Abfages ihrer Waaren an Private, fondern vielmehr 
zur Erhaltung und Anknüpfung von Verbindungen mit andern Hand— 
lungshäufern und Fabrifen zu verwenden haben, und wirflid ver: 
wenden. 

Das k. k. Kreisamt hat von diefer, der hiefigen k. E. Polizeir 
Oberdirection und dem Gentral » Bücher : Nevifionsamte durch die k. F. 
PolizeisHofftelle eröffneten Erläuterung des Frage⸗Gegenſtandes die be— 
treffenden, ihm unterftehenden Aufjichtäbehörden außer Wien zu ihrer 
Darnachachtung zu verftändigen, und felbft auf allen dazu geeigneten 
Wegen darüber zu wachen, daß weder in» noch ausländifhe Buchhänd: 
ler den in Rede ftehenden Unfug fih anmafen, überhaupt aber, daß 
diefelben die Gränzen ihres Befugniffes in Feiner Beziehung über« 
fhreiten. 


Verbot der Verbreitung religiös ſchwärmeriſcher 
hriften. 


181. Nieder - Oefterreichifche Regierungs » Verordnung vom 4, 
November 1817, 3. 47,595, an die vier k. k. K. Aemter. 


Die k. k. Polizei: Hofftelle hat unterm 27. v., 2. d. M. anher 
eröffnet, daß die Verbreitung religiös ſchwärmeriſcher Schriften, beſon⸗ 
derd jener, welche in der Form von Volfsgefchichten und Volksge— 
betbüchern, von Liedern und Gebeten erfcheinen, durd die im Lande 
berumziehenden Krämer nicht felten gefchehe, und daß daher die ge— 
fpanntefte Aufmerffamfeit auf derlei Lieder: und Bücherfrämer zu rich- 
ten fein dürfte. 

Das Kreisamt wird demnach mit Beziehung auf die frühere Ne: 
gierungsverordnung vom 13. September d. J. angewiefen, über der— 
lei Kramer überhaupt, insbefondere aber auf den Jahrmärkten und an 
MWallfaprtsörtern, mit Zuziehung der betreffensen Ortsobrigfeiten und 
Pfarrer forgfältig zu wachen, um der Verbreitung religionsſchwärme— 
rifcher Schriften, welche diefe Leute haufig bei fich führen, möglichft 
Einhalt zu thun. 

Verbot des Verfaufesvon Gebetbüchern, Gebeten 
und Bildniffen an OR LEE LENNN durch unbefugte 
rämer. 


182. Steiermärkifche Gubernial » Verordnung vom 12. Septem- 
ber 1827, 3. 19,942. 
(Prov. Sefegfamml. für Steiermark vom J. 1827.) 


Es ift gelegenheitlich eines Nekurfes in Gewerbsfachen vorgekow⸗ 
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men, daß an allen Wallfahrtsorten Gebetbücher, gedruckte Gebete 
und andere dergleichen auf den Gnadenort Bezug nehmende Bildniffe 
von biezu unbefugten Krämern öffentlich verkauft werden. Da aber 
ein Verſchleiß diefer Waaren nah dem ausdrüdlihen Inhalte des 
$. 13, der Buchhändler : Ordnung vom 18, Mär; 1806 (172) 
außer den conceffionirten Buchhändlern, Antiquaren und Buchdruckern, 
ausnahnsweife nur den Buchbindern zufteht: fo haben die k.k. Kreis- 
ämter die Abftellung diefer Unfüge fi im ganzen Kreife, wo ſolche 
wirklich beftehen ſollten, forgfältigft angelegen fein zu laflen. 


Berechtigung zur Haltung von Leihbibliotheken. 


Modalitäten über die Erribtung von Leihbi- 
bliothefen. 


183. Präfidialfchreiben ded Herrn Präfidenten der k. k. oberften 
Polizei» und Genfur-Hofftelle vom 26. Jänner 1811, n. d. Rggs. 
3hl, 5577 vom 3. 1811. 

Seine Majeftät haben die Errichtung der Leihbibliothefen, mit 
Ausſchluß der Lefefabinete unter nachftehenden Mobdificationen bes 
williget: 

1) Haben Leihbibliothefen blos in folgenden Städten zu beftehen, 
und zwar: 


a) Sn Wien . 2 2 .. 

bh) » Prag . ee 
EL. Ofen.... 
d) „Peſth.. 


e) « Sy .. 
DD : ii... 
£) „ Brünn . — 
h) „ Lemberg 
I) „Preßburg... 
k) „ 4. 

2) Die Erlaubniß zur Errichtung einer Leihbibliothek wird nach 
Einvernehmen mit dem Landes-Präſidio, von der Polizeihofſtelle, in 
Ungarn aber unmittelbar durch die Statthalterei ertheilt. 

Bei Ertheilung der Bewilligung wird auf Buchhändler und Buch— 
drucker Rückfiht genommen. Uebrigens aber muß es ein Mann von 
unbefcholtenem Ruf, geprüften politifhen Geſinnungen, Tliterarifcher 
Bildung und binlanglihem Vermögen fein. 

Die Conceſſion befchränft fich blos auf die Perfon des Unterneh- 
mers, und erlöfcht, wenn er ftirbt, oder diefelbe durch Uebertretung 
verwirkt. 

Nach erhaltener Bewilligung muß der Unternehmer in den Städ— 
ten Wien 500 fl., in Prag und Peſth 400 fl., in den übrigen aber 
300 fl. Caution legen, und hat auch eine jährlihe Recognition in 
Wien von 200 fl., in Prag und Peſth von 150 fi., s den übrigen 
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Städten von 100 fl. zu bezahlen, welche zur Unterftügung der aus 
dem Zuchthaufe tretenden Sträflinge, in Ungarn aber für das Taubr 
ftummen = Inftitut von Waigen verwendet werden. 

Ueber die Zahl und Gattung der Bücher , welche jeder Unterneh: 
mer haben muß, find eigene Directionsregeln feftgefegt, fo wie auch 
jedes Buch einer eigenen Cenſur unterworfen werden muß. 

Die Beftimmung der Lefegebühr fteht dem Unternehmer frei, je- 
doch darf er Feinen Zögling eines Inftituts ohne Bewilligung der Vor⸗ 
fteher, fo wie auch den Kindern ohne Bewilligung ihrer Aeltern oder 
Lehrer Bücher ausleihen. 

Die Leitung der Lefebibliothefen fteht in den öfterreichifchen Erb: 
landen den Polizei: Directionen, dein Bücher » Revifionsamte und dem 
Landes » Präjidio zu. 


Das unbefugte Halten von Reihbibliothefen wird als 
ſchwere Polizeirllebertretung erflärt. 


1SA. Berordnung der Polizei- und Genfur-Hofftelle vom 12. Jän- 
ner 1822, und Verordnung der ob der Enns'ſchen Regierung 
vom 14. Zebruar 1822, 3. 3117. 


(Prov. Sefegfamml. für Ober: Defterreih vom 3. 1822.) 


As Seine Majeftät mit allerh. Entfchliefung vom 29. Novem: 
ber 1810, über Vortrag der k. k. Polizeihofftelle das mit allerh. Ka- 
binetsfchreiben vom 4. April 1799 erlaffene Verbot der Leihbibliothe- 
Fen wieder aufzuheben, und öffentliche Yeihbibliothefen jedoch mit Aus: 
ſchluß aller Lefefabinete nach einem zweckmäßigen Plan, und mit den 
erforderlihen Beſchränkungen unter polizeiliher Auffiht zu geftatten 
geruhten, ging die landesväterliche Abſicht vorzugsweiſe dahin, daß alle 
MWinfels Bücherverleiherei vollig befeitiget werde. Gleichwohl hat man 
feit einiger Zeit wiederholt wahrgenommen, daß hie und da die Win: 
Eel : Feihbibliothefen neben den mit ordentlicher Befugniß beftehenden 
öffentlichen Bibliotheken wieder überhand nehmen, und daß dadurch 
vorzüglich auch verbotene Bücher heimlich in Umlauf gebracht werben. 

Da diefer Unfug überhaupt und insbejondere in den größeren 
Provinzial: Städten, wo Feine öffentlichen Leihbibliothefen beftehen, 
verfuchet werden dürfte, fo hat die hohe Polizei» und Genfurs = Hof: 
ftelle mit Präfidial= Schreiben vom 12. v. M., das Negierungs » Prä- 
fidvium zu dem Ende aufmerkſam gemadt, um die diefländigen Poli— 
zei-, Genfur und fonftigen Auffichtöbehorden anzuweifen, daß fie ihr 
Augenmerk auf die Entitehung folder unbefugter Leihbibliotheken ſorg— 
fältig zu richten, und im Betretungsfalle ihr Amt ftreng zu handeln, 
fonach die zum Ausleihen bejtimmten Bücher folcher Leihbibliotheken 
nebſt den bezüglichen Verzeichniſſen und Einfchreibbüchern in Beſchlag 
zu nehmen, und einftweilen nad der Analogie des $. 64, des II. Thls. 
des Strafgefegbuches fürzugehen haben, bis Se. Majeftät auf den von 
ber E. E, Polizei: und Genfurss Hofftelle in Sachen eritatteten a, 
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u. Vortrag für die Beurtheilung folcher und anderer in das Bereich 
der Cenſur⸗ Uebertretungen einfchlagenden Straffälle einen beftimmte- 
ren Maßſtab, als jenen, den bisher der Wortlaut des Straf⸗-Geſetz⸗ 
buches gibt, vorzugeichnen geruhet haben werden. 


183. Hoffanzlei = Decret vom 19. Mai 1825, 3. 15,362; n 

ö. Reggs. Ber, vom 4. uni 1825, 3. 28,271, andie k. k. 

K. Aemter, die k. k. Polizei-Ob. Dir., den Wr. Magiftrat 
und die Herrſchaft Schotten. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nieder s Defterr. vom Jahre 1825.) 


In Abfiht auf einen zur Sprache gebrachten Zweifel, ob der 
$. 64, II. Theil des Strafgefeges auf die unbefugte Haltung von 
Ceihbibliotheken Anwendung finde, ſah fih die k. k. Hofkanzlei ver: 
anlaft, die Unterfuchungsangelegenpeit eines, einer folchen unbefugten 
Haltung einer Leib Bibliothek überwiefenen Individuums ber aller: 
höchſten Entfcheidung zu unterziehen. 

Da Seine Majeftät laut Hoffanzlei= Decretes vom 19. Mai 1825 
nunmehr mit alferd. Entfhliefung vom 13. Mai 1825 zu befehlen 
gerubten,, daß diefes Individuum nach F. 64, II. Theil des Straf: 
gefeges zu behandeln fei, jo ergibt ſich hieraus die Löfung des obigen 
Zweifel von felbft, und es ift fonach jede unbefugte Haltung einer 
Leid = Bibliothek als eine fchwere Polizei: Uebertretung anzufehen, und 
nad) dem gedachten Paragraphe zu behandeln. 

Hiervon hat das Kreisamt die ſämmtlichen politifchen Obrigfeiten 
feines Bezirkes in die Kenntniß zu fegen. 


186. Hofkanzlei: Decret vom 5. Mai 1827, 3. 11,929; 
tirolifche Gub. Ber. vom 16. Mai 1827, 3. 9718: 


(Prov. Sefesfamml. für Tirol vom 3. 1827.) 

An Gemäfipeit des hohen Hofdecreteö vom 5, d. M., 3. 11,929, 
ift gegen die Haltung unbefugter Leihbibliothefen einftweilen bis auf 
weitere allerhöchfte Beltimmung nach der Analogie des $. 64, II. Thl. 
des Strafgefegbuches fürzugehen. 

Hievon hat das k. k. Kreisamt die untergeordneten Landgerichte 
zu verftändigen. 


§. 65. 

Vierter Fall Wenn Buchdruder oder Buch- Däne Ertau- 
händler Gebete, Lieder, Gedichte, Kriegsnachrichten, —— 
Beſchreibungen u. dgl., einzelne Blätter, ohne für jeden Kine, Kriras- 
Fall die Erlaubniß der Sehöıde erhalten zu haben, aus⸗ nadnaten Te 
rufen und verkaufen laffen. 


Etrafe gegen 
Buhdruder und 


Buchhändler; 


egen bie, fo 
——— r 


Beftimmung über das Ausrufen von derlei Drud: 
fhriften. 


(Siehe 169 und 170 bei $. 58.) 


187. Hoffanzlei= Decret vom 4. Sänner 1816, 3. 23,154; 

n. d. Reggd. Ver. vom 21. Jänner 1816, 3. 2315, an die 

vier k. k. 8. Aemter, an den Wr, Magiftrat, die k. k. Stadt: 
hptmannfchft und k. k. Pol. Ob, Direction, 


Die hohe Hoffanzlei hat mittelft Decret vom Us d. M., 
3. 2315 Yo720, die Richtſchnur für das Verfahren in Hinficht auf das 
Fi von Flugſchriften diefer Landesftelle, wie folgt, bekannt 
gemacht. 

a) Daß Eünftig nur ſolche Flugfchriften, deren Druck auf un- 
mittelbare oder mittelbare Weranlaffung öffentlicher Behörden veran- 
ftaltet wird, ausgerufen werben dürfen. 

b) Daf die Buchhändler oder Buchdrucder und Verleger, welche 
die Verbreitung einer Flugſchrift mittelft Ausrufens wünſchen, fih um 
die Bewilligung bei derjenigen Behörde, auf deren Veranlaffung die: 
felbe gedruckt wurde, zu bewerben haben. 

c) Hat das Befugniß zum Ausrufen in folhen Fällen immer 
nur auf zwei, längftens drei Qage zu gelten. 

d) Die erhaltene Bewilligung zum Ausrufen ift auf den Abdrü- 
en felbft, jedoch mit Beirückung des Datums der Bewilligung er= 
fihtlih zu machen, damit die beftimmte Frift nicht überfchritten wer: 
den könne. 


$. 66. 


Der Buchdruder oder Buchhändler, der diefes Ver- 
bot übertritt, fol, das erfte Mal mit einer Geldftrafe 
von zwei hundert Gulden, und mit einmonatlichem Ar- 
tefte beftrafet; das zweite Mal die Strafe verdoppelt; 
das dritte Mal ihm der Buchhandel oder die Druckerei 
abgenommen werden. Enthielten dergleichen Flugblätter 
ganz. falfehe und beunruhigende Nachrichten von vater: 
ländifhen Angelegenheiten, oder wären fie auf Sitten- 
verderbniß, oder Störung der Öffentlichen Ordnung und 
Ruhe gerichtet; fo ift die Strafe nach den $$. 62 und 63 
auszumeſſen. 


$. 67. 


Diejenigen, die fich zum Ausrufe folcher Blätter ha— 
ben gebrauchen laſſen, Follen mit dreitägigem Arrefte; 
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bei jeder weiteren Webertretung aber mit fünf und zwan⸗ 
zig Streichen beftrafet werden, 


$. 68. 


Ale in Anfehung der Bücher, Flugſchriften und , aus se m. 


einzelnen Blätter genannten Uebertretungäfälle treten cur ge 


geft 


auch bei geftocdhenen Blättern, von was immer für ei. Mättr. 


nem Gegenftande ein, und find nad — des 
> und der Umftände,, auch mit gleichen Strafen zu 
elegen. 


Ausdehnung der im II. Theile des ©t. ©. B. enthal: 
tenen Genfurssllebertretungen. 


a) Auf Erzengniffe der Lithographie. 


188. Nieder : Defterreichifche Negierungs » Verordnung vom 10, 
Dezember 1816, 3. 45,682, an bie k. k. Stabthptmannfchft. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom Zahre 1816.) 


Die Bewilligung zu den neu zu verleihenden Steindruckereien ift 
nur gegen folgende Bedingungen zu ertheilen: daß die damit Betheil- 
ten ſich nicht nur den Cenſurs-Vorſchriften auf das genauefte zu un: 
terziehen haben, fondern bdenfelben auch ausdrücklich zur Pflicht ge: 
macht werde, für jeden Unfug, der durch ihre Leute getrieben wird, 
felbft zu haften; jedes Individuum, welches fie dabei verwenden wol: 
len, mit genauer Bezeichnung der Art ber Verwendung der Polizeis 
Behörde vorläufig namhaft zu machen; auf die Handlungen ihrer 
Leute auch aufer den Werkftätten genaue Aufficht zu tragen; bei dem 
mindeften Verdachte, daß eine foldhe Perfon außer den Werkftätten 
fih mit Öteinarbeiten befaffe, was durchaus firenge unterfagt bleiben 
muß, die Polizei hierauf aufmerffam zu machen; endlich auch der Po: 
lizei jedes Individuum, welches aus der Arbeit austritt, immer na= 
mentlih mit Beifügung der Veranlaffung des Austrittes und der fon- 
ftigen Umftande anzuzeigen. 

Alte diefe VerbindlichFeiten haben fih übrigens nicht nur auf bie 
neu zu verleihenden, fondern aud auf ſämmtliche bereits beftehende 
Steindrucereien zu erſtrecken, und find daher den Inhabern derfelben 
unverzüglich befannt zu machen. 

Uebrigens ift die Errichtung von Steindruckereien nur in Haupt« 
und Provinzialftädten, wo eigene Polizei = Behörden beftehen, und 
die gehörige Aufficht gepflogen werden kann, zu geftatten. 


189. Decret der Commerz = Hoffommiffion vom 12, Mai 1818, 
3. 6368, an fämmtl, Länderftellen; n. d. Reggs. Circulare vom 


auch 
ochene 


184 868. 


20. Mai 1818, 3. 20,815 5; tirol'ſches Gub. Eirc, vom 30. Mai 

1818, 3. 13,635. Kundgemadt in Oberöfterreih, am 20., in 

Steiermarf am 27., in Mähren und Scylefien am 29., in Ga: 

lizien, Xirol und Vorarlberg am 30. Mai, im Küftenlande am 
1. und in IUyrien am 2. Suni 1818. 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Tirol vom 3. 1818.) 


Die k. E Commerz-Hofcommiſſion hat im Cinverftändniffe mit 
der k. k. PolizeisHofftelle und in dem Geifte der bereits vorausgegan: 
genen Anordnungen, nad dem Inhalte eines Mofdecreted vom 12., 
empfangen den 18. d. M., nachfolgende Beftimmungen feftgefegr, 
welche in Anfehung der Verleihung und Ausübung von Befugniffen 
auf die Steindrucferei und Papierographie ald Richtſchnur zu gelten 
haben werden. 

1) Die Ausübung der Steindruderei fo wie der Papierographie 
ift nur demjenigen geftattet, der ein Befugniß hierzu erhalten hat. 

2) Die Verleihung eines ſolchen Befugniſſes in erfter Inftanz 
fteht den Fänderftellen im Einverftändniffe mit der Polizei= und Gen: 
furs®ehörbe zu. 

3) In Necurs:Fällen entfcheidet die Commerz » Hofcommilfion im 
Einvernehmen mit der Polizei: und Cenſur-Hofſtelle. 

4) Die Errihtung einer Steindruckerei wird ausſchließig nur in 
Haupt: und Provinzial-Städten, wo eigene landesfürftliche Polizeis 
Behörden beftehen, geitattet. 

5) Wer ein Befugniß anfuht, muß feine Gefchicklichkeit dars 
thun, zugleich ein Mann von erkannter Nechtlichkeit, auch bemittelt 
und anfäflig fein. 

6) Diejenigen, die folche Befugniffe erhalten, haben fich nicht 
nur den Eenfur » Vorfchriften auf das genauefte zu unterziehen, ſon— 
dern es wird ihnen auch zur Pflicht gemacht, für jeden Unfug, der 
durch ihre Leute getrieben wird, felbft zu haften, jedes Individuum, 
welches fie dabei verwenden wollen, mit genauer Bezeichnung der Art 
feiner Verwendung, der Polizei-Behörde vorläufig namhaft zu machen; 
auf die Handlungen ihrer Leute auc außer den Werkftätten genaue 
Obfiht zu tragen; bei dem mindeften Verdachte, daß eine foldhe Per: 
fon aufer den Werkftätten fih mit Steindruckarbeiten befalfe, (was 
durchaus fireng verboten ift) die Polizei hierauf aufmerkjam zu ma= 
chen ; endlich auch der Polizei jedes Individuum, welches aus der Ar: 
beit austritt, immer namentlich, mit Beifügung der Veranlaffung 
des Austrittes und der fonft dabei obwaltenden Umftände, anzuzeigen. 

7) Es verfteht fih von felbft, daß die Lebertreter nach dem Ges 
fegbuche über Verbrechen, oder nach dem Gefegbuche über ſchwere Po: 
lijei:lebertretungen zu beftrafen find. 

8) Diefe Normen haben in Zukunft bei Verleihungen zur Nicht: 
ſchnur zu dienen, und binfichtlich der zu beobachtenden Verbindlichkei— 
ten erſtrecken fie ſich auch auf die bereits beftehenden Steindruckereien. 


190 —.192. 185 


b) Auf die Grabſchriften der Juden in Böhmen, 


190. Böhmifhe Gubernial: Verordnung vom 10. April 1810, 
3. 3065. Ä 


(Rudler’s und Borſchitzky's Handbuch über ſchwere Polizei : Ueber« 
tretungen.) 


Die jüdifhen Grabfchriften find, wie es dem Geifte des 68. $. 
bed Strafgefeges über ſchwere Polizei » ebertretungen angemeffen ift, 
der vorläufigen Genfur zu unterziehen. Das E k. Kreisamt hat daher 
die geſammte Zudenfchaft durch die Ortsobrigfeiten anzuweifen, daß 
fie künftighin alle Grabfchriften in dreifachen Erempfarien, wovon ei— 
nes von dem Ortsrabiner zum VBeweife, daß er hiebei nichts zu ers 
innern habe, deutfch unterfertiget fein muß, vorläufig zur Genfurirung 
und weiteren Amtshandlung vorzulegen haben. 


191. Berordnung des böhmifchen Landes-Präfidiums vom 7, Juni 
1813, 3. 4464 und 5640. 


(Kudler’s und VBorfhigfy’s Handbuch über ſchwere Polizei » Ueber 
tretungen.) 


Die Verordnung vem 10. April 1810 (190), vermöge welcher he: 
bräiſche Srabfchriften vorläufig der Cenſur bei den in dem II, Theile des 
Strafgefeges bemeifenen Strafen unterzogen werden foller, ift auch 
den Öteinmegern, Tifchlern und allen Gewerbäleuten, die ſich mit der 
Eingrabung oder Zeichnung diefer Grabfchriften auf Stein, Blech, 
Eifen oder Holz befaffen, mit dem Beifage befannt zu machen, daß 
fie Feine folchen Grabſchriften eingugraben, oder zu mahlen oder zu zeichnen 
hätten, wenn der ihnen vorgelegte fchriftliche Aufſatz mit der Cenſurs— 
Bewilligung nicht verfehen ift. Leber den Befolg ift genau zu wachen, 
und in Uebertretungsfällen fih nad Vorfchrift des $. 286 des Et. ©. 
B. zu benehmen. Da übrigens aus mehreren Kreiſen gar feine Grab- 
fehriften der Genfur vorgelegt worden find, To fcheint ed, daß diefe 
Verordnung umgangen werde, worauf die k. Kreisämter und die Orts: 
obrigfeiten bei eigener Verantwortung aufınerffam gemacht werden, 
und diefe Gewerbsleute anzuweifen haben, die erhaltene Cenſurs-Be— 
willigung zu ihrer Deckung wohl zu verwahren. 


c) Auf Stoffe, Mannfaktur- und Fabriks- Artikel mit 
Beichnungen. 


192. Eröffnung der Polizei- und Cenſur-Hofſtelle vom 25. De: 
zember 1821, Rggs. 361. 1700; Ber. des feiermärfifchen Gub. vom 
23, Sänner 1822, 3, 1330; Ver, des mährifch - fchlefifchen Gub. 
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vom 12. Sänner 1822, 3. 22,5 Ber. des böhmifchen Gub, 
vom 20. Jänner 1822, 3. 303/p, 


(Prev. Geſetzſamml. für Nied. Defterr. vom Jahre 1821; für Steier: 
marf, Mähren und Böhmen vom 3. 1822.) 


Das hohe Präfidium der k. k. Polizei- und Cenſurshofſtelle, 
hat unterm 25. v. M. Folgendes eröffnet: bei Stoffen, Manufakturen 
und Fabrifaten mit Zeichnungen, Fönnen nicht blos die Commerz— 
Vorfchriften in Anfchlag gebracht werden, fondern in fo fern Zeichnuns 
gen jeder Art, auf was immer für einem Material, und wie immer 
folche angebracht erfcheinen, den allgemeinen Cenſursgeſetzen unterlie: 
gen, fo müſſen auch die Stoffe oder Fabrifate felbft, auf welchen un- 
zuläflige Embleme und Zeichnungen wie immer aufgenommen worden 
find, nicht blos nach den Commerz-Vorſchriften beurtheilt, fondern 
auch den Genfurägefegen gemäß als verbotene Cenſursartikel behandelt, 
jene Handelsleute aber, welche foldye Stoffe entweder der Genfur ent: 
ziehen, und vor der Genfur oder auch nach dem ausgefprochenen Gen: 
fursverbote verkaufen, der ftrafgefeglihen Ahndung unterzogen werden. 


193. Erlaß ber k. k. oberften Polizei: und Genfur » Hofftelle vom 
27. Zuni 18315 n, ö. Reggs. Circ. vom 30. Suni 1831, 3. 
37,384 5 ob der Ennö’fched Reggs. Eirc. vom 20, Oct. 1832, 
3. 28,542; fleiermärfifche Gub. Ver. vom 17. Auguft 1831, 
3. 13,177 5 tirol'ſche Gub. Ber, vom 12. Zuli 1831, 3. 2079; 
iliyrifche Gub, Ber, vom 13. Oct. 1831, 3. 21,399, 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Niederöſterreich, Steier- 
mark, Zirel und Zlyrien vom 3. 1831, dann Oberöfterreih vom 3. 
1832.) 


Da fih die Handhabung der in Kraft ftehenden Genfursnormen 
nicht blos auf eigentliche Gemälde und auf die Erzeugniffe des Grab: 
fticheld und der Lithographie beſchränken kann, und es nöthig ift, daß 
bei Behandlung der Kunfterzeugniffe und Mobdeartifeln nah gleichen 
Grundfägen vorgegangen werde: fo wird in Folge des Erlaſſes der k. 
k. Polizei- und Genfurshofftelle vom 27. uni 1. J. hiermit verord- 
net, daß Eünftig die Maler, Steindruder, Modeliteher, Woll: und 
Seidenfabrifanten, Druder, Dofenfabrifanten, Ladirer, Spengler 
und bergleichen Gewerbsleute, wenn fie ein zum Verkaufe gewidmetes 
Stück mit einer Abbildung verfehen wollen, vor Allem die Zeichnung 
diefer Abbildung, oder einen hiervon verfertigten Probeabdrud in Grag 
der k. k. Polizei» Direction, in den Kreifen aber dem vorgefegten 
Kreisamte zur Prüfung vorweifen, und fofert die Bewilligung zur 
Ausführung derfelben nachſuchen müffen, um fi in vorkommenden 
Fällen darüber ausweifen zu können, indem widrigenfalld gegen fie we: 
gen Mebertretung der Cenfurgefege das Amt gehandelt werden müßte. 
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194. Verordnung des böhmifchen Gubernial = Präfidiumd vom 
18. Suli 1831, 3. 3889. 


(Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom J. 1831.) 


Bereits aus dem Präfidialdecrete vom 20. Jänner 1822, 3. 303, 
werben die F. Kreishauptleute erfehen haben, daß nah dem Inhalte eis 
nes Präfidialfchreibens der k. k. Polizeihofftelle vom 25. Dezember 1821, 
(192) alle Zeichnungen jeder Art, welche auf Stoffe, Manufacturen, 
Babrifate, aus was immer für einem Materiale und wie immer folche 
angebracht erfcheinen follen, den allgemeinen Genfursgefegen unterlies 
gen, und daß Stoffe und Fabrikate felbft, auf welchen unzuläffige 
Embleme und Zeichnungen wie immer aufgenommen worden find, als 
verbotene Tenfurögegenftände mit Beſchlag belegt, außer inländifchen 
Umlauf gebradht, und in das Ausland gefchafft; jene Handelsleute 
aber, welche ſolche Stoffe entweder der Cenſur entziehen, vor der Gens 
fur oder nach dem ausgefprochenen Genfursverbote verfaufen, der firaf- 
gefeglichen Ahndung unterzogen werden. Vielfältige Wahrnehmungen 
haben aber gezeigt, dafi häufig Gemälde und Darftellungen auf Dofen, 
Zabafspfeifen, Bruftnadeln, Ringen, Taffen und felbft auf Aushäng- 
fhilden, fo wie auf Handfchuhen, Kaffeetüchern, Tiſchblättern von 
Wachsleinwand, Schnupftüchern und andern Modegeräthfchaften und 
Stoffen vorfommen, welche theils in politifcher Beziehung anftößig er— 
fcheinen, theild wegen Obscönität und Schlüpfrigfeit der dargeftellten 
Segenftände, den beftehenden Cenſursnormen zufolge beanftändet wer« 
den mülfen. 

In die erfte Kathegorie gehören unter andern die Bildniffe von 
Koriphäen der verfchiedenen Revolutionen, dann Anfpielungen auf diefe 
Revolutionen und Scenen aus denfelben; in die zweite Kathegorie find 
insbefondere mehrere der bekannten Krähwinkliaden zu rechnen, bei de- 
nen unfittliche Objefte und plumpe Zweideutigkeiten dem Publikum zur 
Schau geftellt werden. 

Da fih die Handhabung der in Kraft ftehenden Cenſursnormen 
nicht bloß auf eigentlihe Gemälde, und auf die Erzeugniffe des Grab: 
fticheld und der Lithographie befchränfen kann, und da es zur Beſeiti— 
gung politifcher Anftöpigkeiten, wie aus Rückſichten für die öffentliche 
SittlichFeit unumgänglich nöthig ift, daß bei Behandlung der Eingangs 
bezeichneten Kunfterzeugniffe und Modeartifel allenthalben in dem Um— 
fange der Monarchie nach gleichen Grundſätzen vorgegangen werde; fo 
hat die k. k. Polizeihofftelle zu Folge eines Schreibens Sr. Ercellen; des 
Herrn Präfidenten vom 27. Zuni 1.Z.CHB3) angeordnet, daß Fünf: 
tighin die Maler, Steindrucder, Modelftecher, Wolls und Seidenfabri- 
Fanten, Drucker, Dofenfabrifanten, Ladirer, Spengler u. dgl. Ge— 
werbäleute, wenn fie ein zum Verkaufe gewidmetes Stuck mit einer 
Abbildung verfehen wollen, vor Allem die Zeichnung diefer Abbildung 
oder einen hievon verfertigten Probeabdruck in der Hauptftadt des Lan— 
des der PolizeisDirection, in den Kreilen aber dem betreffenden Kreis« 
omte zur Prüfung vorweiſen, fofort die Bewilligung zur Ausführung 
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derfelben nachfuchen follen, um ſich in vorfommenden Fällen darüber 
ausweifen zu Eönnen, indem widrigenfalld gegen fie wegen Uebertre— 
tung der Genfurögefege das Amt gehandelt werden müßte. 

Um den angedeuteten Erfolg ficherer zu erzielen, müffen alle Kreis 
und Ortsbehörden, die in ihrem Gerichtsterritorium befindlichen Fabri— 
Fonten, Handelsleute, Künftler, Gewerbögenoffen, Zünfte und In— 
fpectoren verftändigen, daß fie alle mit bildlichen Vorftellungen verſe— 
henen Geräthichaften und Fabrifate zc., und zwar entweder die vors 
läufige Zeichnung oder den Probeabdrud, oder das Fabrikat felbft, je: 
doch bevor noch irgend ein Eremplar veräußert oder hindangegeben 
ward, der k. Stadthauptmannfchaft in Prag, oder den k. Kreisämtern 
auf dem Lande, bei Vermeidung der auf Genfursübertretungen feft- 
gefegten Strafen, vorzulegen haben, wofelbft über die ertheilten Cen— 
fursbewilligungen eine eigene Vormerfung mit dem Namen, Stand, 
Beihäftigung, Wohnort des Erzeugers oder Handelsmanns, Angabe 
und Zahl der Genfursobjecte, kurzen Darftellung der Zeichnung ꝛc., 
Anmerkung über die ertheilte oder verweigerte Bewilligung ꝛc. zu führ 
ren, und die legtere, wo es zuläffig ift, auf das vorgelegte Cenſurs— 
ftück beizufegen, diefes aber von dem Einreichenden wohl aufzubewah: 
ren ift, um fih damit im erforderlichen Falle ſtets gehörig auszu— 
weifen. 

Es verfteht fih übrigens von felbft, daß mit zuläffigen Objecten 
durchaus Feine Erſchwerniß, um fo weniger äber Verzögerungen ein- 
treten dürfen, vielmehr alles aufgeboten werden müſſe, um bei anr 
ftandlofen Gegenftänden dem Einfchreitenden jede Erleichterung zu ver: 
ſchaffen, wozu es Feiner fchriftlihen Verhandlung bedarf, wenn nur 
die angeordnete Vormerfung genau geführt wird, welche ich unver: 
muthet Mir zur Einficht werde vorlegen laffen. — Hiernach haben 
die k. Kreishauptleute, die unterftehenden Organe, Zunfte, Fabrikan— 
ten, Maler, Handlungsleute ꝛc. von diefer Verordnung zu verſtändi— 
gen, und deren Befolgung genau zu überwachen *). 


195. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 28. Juli 
1839, 3. 3511. 
(Borſchitzky's Handbuch.) 

Einige vorgefommene Fälle ſetzen es außer Zweifel, daß die Nors 
malverordnung vom 18. Zuli 1831, 3.3889 (19 4), in Betreff der 
Genfur der auf Dofen, Tabakspfeifen ꝛc. befindlichen Gemälde und 
Darftellungen nicht gehörig beobachtet, und von Seite der dazu be— 
rufenen Behörden überwacht werde. 

Den Herren Kreishauptleuten wird daher zur Pflicht gemacht, 





*) Diefe Verordnung des böhmischen Guberniums erfloß in Folge des eben 
(193) aufgeführten Erlaffes der Polizeis und Senfurhofftelle, Sie wurde 
jedoh, da ihr Inhalt ausführlicher ift, als bei den Verorbnungen ber 
übrigen Länderftellen, bier vollftändig aufgenommen, |’ 
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durch eine wiederholte Kundmachung diefer Vorfehrift dafür zu forgen, 
daß diefelbe ſowohl allen betreffenden Gewerbs- und Handelsleuten 
zur Kenntniß Eomme, als auch von den obrigkeitlihen Aemtern und 
Magiftraten genau überwacht werde. Für die genaue Handhabung die: 
fer SenfurssVerordnung werden die Herren Kreishanptleute insbefondere 
verantwortlich gemacht. 


d) Auf Spielkarten. 


196. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 18. Suni 
1828, 3. 28,111, an die k. k. K. Aemter, den Wr, Magiftrat 
und die Dominien Wiens, 


(Prov. Sefegfamml. für Nied. Defterr. vom Zahre 1828.) 


Um jeder Uebertretung,, der wegen der Cenfur, dann des Nach— 
druckes und Machftiches beftehenden Vorjchriften bei Herausgabe der 
Spielkarten wirkſam zu begegnen, haben die Obrigfeiten den Karten: 
malern zu bedeuten, daß fie in allen Fällen, wo ihre Erzeugniffe von 
den feit unvordenflichen Zeiten üblichen, allgemein befannten Figuren, 
fie mögen mittelft Holz:, Kupfer, Steinftic oder auf welch immer für 
eine Art hervorgebracht werden, abweichen, fohin auf neue bildliche 
Darftellungen mit oder ohne Tert ſich gründen, die in Hinficht der 
Genfur und des Nachftiches und Nachdruckes beftehenden Geſetze, bei 
Vermeidung der darin auf diefe Uebertretungen feftgefegten Strafe, auf 
das Senauefte fi gegenwärtig halten und befolgen follen. 


Ausdehnung der Hofverordbnung vom 5. October 1798 
(165.) auf geftohene Blätter. 


(Siehe 168 bei $. 57.) 


Bei Rupferftihen und Handzeichnungen ift nicht das 
Driginal, fondern der erfte Probe-Abdruck der Cen— 
fur einzufenden. 


197. Hoffanzlei:Decret vom 7, Mai 1813, 3.7302, an fämmtl, 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Eirc. vom 25. Mai 1813, 
3. 14,940. 


(Allg. polit. Gefegfamml, vom 3. 1813; kundgemacht in Böhmen 
am 28. Zuni 1813; abgedrucdt in dem Anhange zur zweiten Auflage 
des Strafgefeges vom J. 1815.) 


Nah Inhalt eines Hofkanzlei:Decreteds vom 7. d. M. haben 
Se. Majeftät zu entfchließen geruhet: daß bei Kupferftichen und Land: 
Farten aller Art, nicht die Handzeichnung, fondern auf die Gefahr des 
Derlegers, der erite Probeabdruc zur Genfur vorgelegt werden Fönne; 
daß hingegen jeder andere vor erhaltener Genfursbewilligung gemachte 
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Abdruck, mit derfelben Strafe zu belegen fei, welche auf die Genfurs - 
Uebertretungen in dein Geſetzbuche feſtgeſetzt iſt. 


Die Auffhriften auf Käufern, Gewölben, Fabrifen, 

Niederlagen, Kirden und Srabfhriften in Wien 

find ebenfalls der Cenſur zu unterziehen, die Ueber: 

tretung ift jedoch als Feine fhwere Polizei-Ueber 
tretung erElärt. 


198. Niederöfterreihifhes Negierungs-Circulare vom 13. Auguft 
1812, 3. 21,814. 


Da auf Schildern, Käufern, Fabrifen, Gewölben, Niederlagen, 
Kirchen ıc. unpaflende, uncorrecte, ja fogar anftößige Ueberfchriften 
vorfommen; fo wird hiermit verordnet: daß in Zukunft Niemand in- 
ner den Linien Wiens Schilder und Leberfchriften an Häufern, Fabri⸗ 
fen, Gewölbern, Niederlagen, Kirchen, ja felbft Grabftätten anbrin- 
gen darf, ohne vorher von der £. k. Stadthauptmannfchaft die Bewil« 
ligung hierzu erhalten zu haben. Die Uebertreter werden nach Umſtän— 
den mit Geld oder Arreſt beftraft werden. 


199. Niederöfterreihifhe NRegierungs:-Verordnung vom 10. Sep: 
tember 1824, 3. 42,271, an die k. k. Pol. Ob. Dir. und die 
Dominien in Wien. 

(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1824.) 


Für die Zukunft find alle Auffchriften und Schilder, die von ber 
Regierung bewilliget werden, jedesmal, wenn fie von den Schriftzeich- 
nern, SLaclierern oder Malern nah Mafigabe der Bewilligung fertig 
find, der Ortsobrigfeit vorzulegen, weiche fih zu überzeugen haben 
wird, dafi Feine Abweichung von der Vorfchrift eingetreten fei, da in der 
Vernachläſſigung diejer Aufjicht der vorzüglichfte Grund der beftehen- 
den unrichtigen Auffchriften und Schilder befteht. 


Vorfhrift in Beziehung auf die Cenfur der zu Denk: 
münzen beftimmten Pragftöde. 


200. Hoffammer:Decret vom 2. Mat 1816, 3. 6431; bö- 
mifche Gub. Ver. vom 15. Suni 1316, 3. 23,799. 


(Borſchitzky's Handbuch in ſchweren Polizei-Uebertretungen.) 


Zu Folge Hoffammer:Decretes vom 2. Mail. 3. H. 3. 6431 
werden bei der Verfertigung und Ausprägung der Prägitöde zu Denk: 
münzen folgende Vorfchriften zur genauen Befolgung angeordnet : 

1. Hat es den Gold: und Silberarbeitern oder anderen Privaten 
in Fällen, wo fie Prägftämpeln zu Tauf:, Firm: oder Schulpfennigen 
auf eigene Rechnung verfertigen laffen wollen, frei zu ſtehen, ſolche 
durch die münzämtlichen Graveure oder durch andere in diefem Fache 
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geubte Privatkünftler verfertigen zu laffen, jedoch muß jeder ſolchen 
Schau: und Denfmünze der Name des Graveurs beigefügt fein. 

2. Die Ausprägung folder Schau: und Denfmünzen, fie mag 
in was immer für einer Medaille beabfichtigt werden, darf nur bei dem 
Münzamte gefchehen, da Privaten nicht geftattet it, derlei Gegen» 
ftände felbft zu prägen. 

3. Die Ausprägung folder Schau- und Denkmünzen, welde 
Private oder auch münzämtliche Graveurs bdortarts bei dem Münzamte 
für ihre Rechnung bewerkftelligt zu wiffen wünſchen, haben felbe mit 
Beibringung von Abdrücken oder Pauſſirungen oder doch der Zeichnun: 
gen derfelben , dann der Genfurbewilligung bei dem f. Münzamte an: 
zufuchen , dieſes hat felche dem F. k. Lantesgubernium vorzulegen, da: 
mit dasfelbe allenfalls über Einvernehmung der dortigen Afademie der 
bildenden Künfte in Abfiht auf das Kunſtfach hiezu nach Befund die 
Beſtimmung ertheilen Fönne. 

Wenn die Stöde zu derlei Medaillen aber von Münzgraveuren 
für andere oder für ihre Rechnung verfertigt werden follen, fo find 
diefe Bewilligungsgefuhe gehörig inftruirt dem Münzamte vorzulegen, 
um felbe an die k. k. Hoffammer einbegleiten zu können, damit ſolche 
durch den Kammer-Medailleur, dann Münzgraveur-Akademie-Director 
in Abficht auf dad Kunſtfach beurtheilt werden Fönnen, und von Münz: 
graveuren nur Eunftmäßige Arbeiten im Publitum erfcheinen mögen, 
worüber fohin die dießfällige Bewilligung erfolgen wird. 

4. Nur nach erfolgten derlei Bewilligungen von dem k. k. Lan— 
des-Gubernium, oder nad) Mafigabe des erwähnten Vorbehalts der 
Hofftelle darf das Münzamt die Ausprägung folder Münzen für Pri— 
vate nach Zulaß anderer ämtlicher Arbeiten vornehmen. 

5. Derflehet fich, daß derlei Schau: oder Denfmünzen in dem für 
Medaillen vorgefchriebenen Gold: und Silberfeinhalt auszumünzen 
Eommen *). 

$. 69, 
‚. Denn Jemand, der nicht zur Buchdruderei befugt Binteltustru, 
ift, eine Winfelbuchdruderei, oder eine Handpreffe mit Sanbprefie mit 
einem Schriftfaße hält, foll der Webertreter nebit dem fare- 
Berlufte alles Buchdruderei - Geräthes zu einer Geld. Crrf- 
ftrafe von fünfhundert Gulden verurtheilet, und würde 
bemwiefen, daß aus einer folhen Winkelbuchdruckerei ein 
Bud oder irgend eine Flugſchrift in Umlauf gefeßet wor: 
ten, nad Beichaffenheit derfelben noch mit der in den 
$$. 62 und 63 ausgemeſſenen Strafe beleget werden, 


— 


*) Diefe Vorfchrift ift aus Anlaß eines fpeziellen Falles republicirt worden 
mit böhmiſcher Gub, Präf. Ber. vom 25. Juli 1839, 3. 4337. (Bors 
Iigky’s Handbud über fchwere Polizeiskebertretungen.) 
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Vorſchriften in Bezug aufdas Halten von Haus: 
drucdereien. 


(Siehe den $. 12 der bei &. 57 (139) abgedrudten erneuerten 
Genfurs: Ordnung. ) 


201. Hoffanzlei-Decret vom 12. Dftober 1792, 3. 1175 n. ö 
Reggd. Ver. vom 26. Dftober 1792, 3. 18,474. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1792.) 


Seine Majeftät haben folgenden Befehl zu erlaffen geruhet: 

Da die Zeitungsblätter, wenn fie nicht gut gewählt, und von 
allen anftößigen und bedenflichen Stellen gereiniget werden, zur Ver: 
breitung übler Gejinnungen fehr vieles beitragen können, fo wird es 
eine vorzügliche Pflicht der Staatsverwaltung fein, auch hierauf forgfaltig 
zu wachen, damit fonderheitlih in jenen Zeitungen, die in den Erb— 
landen den fremden nachgedruckt werden, und die in einem fehr gerin= 
gen Preije zu haben, und eben defihalb fat allgemein von dem Pub: 
likum, auch von der geringften Gattung, und bis zum Bauern herab 
jehr häufig gelefen werden, nichts Anjtöfiges und Bedenkliches pailirt 
werden möge, wenn folches auch fhon in anderen fremden Originale 
Zeitungen aufgeführt ift. 

Der nieder:öfterreichiichen Negierung wird alfo für die Zukunft 
die firengfte Genjurirung des hiefigen fogenannten Wienerblättchens und 
anderer dergleichen Qagblätter einzubinden, und eine gleiche Vorfchrift 
ihr auch bei dem Wiener-Diarium zur Sinwegftreichung der bedenklichen 
Stellen anzuempfehlen fein; doch Fann bei dem Wiener:Diarium , da 
es wegen feines hohen Preifes nicht Zedermanns Kauf ift, mit etwas 
weniger Strenge fich noch benommen werden. 

Uebrigens da auch durch heimliche Hauspreſſen die verderblichiten 
Bücher und Brofchüren in das Publifum mit Befeitigung der Genfur 
gebracht zu werden pflegen, fo wird der Polizei die befondere Aufficht 
und Nachforfchung auf derlei unerlaubte Hauspreffen befonders einzus 
binden fein, damit bei derlei Entderfung ſolche abgeftellt und vernichtet 
werden mögen. 


202. Hofdecret vom 31. Sänner 1793; n. ö. Reggs. Ver. vom 
11. Sebruar 1793 , 3. 2681. 


(Allg. polit. Sefegfamml. vom 3. 1793.) 


Gemaß höchſten Hofdecretes vom 31. des vorigen und praes. 9. 
des gegenwärtigen Monats und Zahres haben Seine k. k. Majeſtät 
wegen Abitellung der Privat: Buchdruckereien allergnädigft zu entſchlie⸗ 
ßen geruhet, daß allen jenen Künſtlern und Handwerkern, die ſich mit 
Gießen und Verfertigung der Buchſtaben für die Druckereien beichäf: 
tigen, oder damit Handel treiben, die Verarbeitung eder Werhandlung 
derfelben an andere als an die privilegirten Buchdrucker, oder ſolche, 
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die ſich zur dießfälligen Befugniß durch hinlängliche Zeugniffe auswei: 
fen, dann ben Buchdruckern felbft den weitern Verkauf derfelben, diefe 
Käufe oder Verkäufe mögen ſchon öffentlich, oder heimlich, oder unter 
der Hand gefchehen , ernftlich und firengeft verboten werden foll. 

Welch allerhöchfter Verbot hiermit zu Jedermanns Darnachach- 
tung Eundgemacht wird. 


Ausdehnung der Straffanction auf Steindrud: 
preffen. 


203. Hofkanzlei-Oecret vom 12. September 1819, 3. 29,390, 
an ſämmtl. Länderftelen 5; n. 6. Reggs. Circ. vom 5. Okt. 
1819, 3. 37,4365 Ber. ber ob der Enns'ſchen Regg. vom 
8. Okt. 1819, 3. 19,0975 fteiermärfifche Gub. Ver. vom 
13. Okt. 1319, 3. 22,999; tirolifhe Gub. Ver. vom 14. Oft. 
1819 ; Ber. des mährifch = fehlefifhen Gub. vom 15. Oft. 
1819, 3. 26,4645 Kundmachung des böhmifchen Gub. vom 
16. Okt. 1819, 3. 46,037 ; galizifche Gub, Ver. vom 22. Oft. 
1819, 3. 51,254. | 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. vom 3. 1819 für Niederöfter- 
reich, Steiermark, Mähren und Schlefien, Böhmen, Galizien.) 


Zu Folge der mit Decret der k. k. Hofkanzlei vom 12. Septem- 
ber laufenden Jahrs eröffneten allerhöchften Entfchließung vom 7. vo- 
rigen Monats ift es für die Zukunft unterfagt, Steindruc: Preffen 
oder Kupferdrud:Preffen zu halten, ohne hierzu befonders befugt zu 
fein. Der Uebertreter unterliegt derfelben Strafe, die im $. 69. des 
II. Theils des Strafgefegbuches gegen das unbefugte Halten einer Buch⸗ 
druckerei oder einer Hand⸗Preſſe mit einem Schriftſatze ausgefpro- 


chen iſt. 


Kartenmahler ſind nicht unter jene Gewerbsleute zu 
rechnen, denen das Halten von Kupferdruckpreſſen 
geftattet iſt Behandlung der Uebertreter nad 8. 69. 


204. Steiermärfifche Gubernial-Berordnung vom 15. März 1826, 
3. 5397. 


CProv. Gefegfamml. für Steiermark vom. J. 1826.) 


Das hohe Hofkanzlei : Decret vom 2.- Juni 1807 geftattet den 
Gewerbsleuten die Haltung eines Stoß⸗ und Prefwerkes, in fo ferne 
ſolche zur Betreibung ihres Gewerbes nothwendig find, ohne hierzu 
einer befonderen Bewilligung zu bedürfen. 

Die Kartenmahler gehören nicht unter jene Claſſe der Gewerbs⸗ 
leute, welchen der Gebrauch einer Kupferdrucpreffe geftattet ift, weil 
diefelbe zum Betriebe ihrer Fabrikation nicht nothwendig ift. 


Sügenau’d Gefegfammlung I. Bb. 13 


Verleitung zur 
Auswanterung. 
Sttale. 
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Es ift firenge darüber zu wachen, daß berlei Kupferbruckpreffen 
zur Vermeidung jedes Mißbrauches nur von den hierzu berechtigten 
Sewerbsleuten,, und insbeiondere von feinem Kartenmahler, wenn er 
nicht dazu ausdrücklich die Bewilligung erwirft hat, gehalten werden. 

Die Uebertreter dieſer Vorfchrift unterliegen der durdy den $. 69 
des II. Theild des Geſezbuches ausgefprochenen Strafe von 500 fi. 
und dem Werlufte der Preife. 
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Wer es fih zum Gefhäfte macht, Unterthanen die: 
fer Staaten zur Anfiedlung in fremden Ländern zu ver: 
leiten, foll mit Arreft von einem bis zu ſechs Monaten 
beftrafet werden. ft der Uebertreter ein Audländer; fo 
ift dem Urtheiledie Abfhaffung aus den fämmtlichen Erb- 
ländern nach vollendeter Strafzeit anzuhängen. 


(Siehe den $. 75 und 77 bes I. Thls. be8 St. G. B., dann das Auswande⸗ 
rungspatent vom 24. März 183% bei $. 2.) 


Behandlung fremder Werber. 


205. HofkfanzleisDecret vom 10. October 1821, 3. 27,459; 
n. ö. Reggs Circ. vom 19, Dct. 1821, 3. 48,315; ob ber 
Enns'ſche Reggs. Ver. vom 20. Dct. 1821, 3. 19,886; feier: 
märfifhe Gub. Ber. vom 24. Oct. 18215 illyriihe Gub. Ber. 
vom 26. Oct. 1821, 3 14,090; mährijch-fchlefiihe Gub. Ver. 
vom 19. Dct. 1821, 3. 28,994; böhmifche Gub. Ber. vom 
25. Dct. 1821, 3. 52,730; und galizifhe Gub. Ver. vom 
24. Dct. 1821, 3. 56,126. 


(Allg. pelit. dann allg. Zuft. Geſetzſamml. Nr. 1808, und Prov. 
Geſetzſanml. für Niederöfterr., Oberöfterr., Steiermark, Illyrien, 
Mähren, Böhmen und Galizien vom 3. 1821.) 


Das Geſetzbuch über Verbrechen bezieht ſich ſowohl in Abfiht auf 
das Verbrechen der Ausſpähung (Spionerie) im $. 60, als der uns 
befugten Werbung im $. 77 auf die in den Militär:Gefegen darüber 
angeordnete Behandlung und Beſtrafung. Da aber die Militär-Ges 
fege, denen in Nuckficht diefer Verbrechen auch Civil» und andere zur 
Militär: Gerichtsbarkeit font nicht gehörige Perfonen unterliegen, nach 
ihrem genaueren Inhalte richt allgemein befannt find, und da ferner 
Seine Mojeftät die Strenge derjelben fur verjchiedene Fälle bezüglich 
auf gedachte Perfonen zu mindern geruhet haben; fo werden in Folge 
einer mit hehem HoffanzleisDecrete vom 10, empfangen den 16. Octos 
ber I. $. der Regierung befannt gemachten allerhöchften Entfchließung 
Seiner Majeftät hiermit die Strafgefege, welche wegen folder Ver: 
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brechen gegen Perfonen der erwähnten Art Anwendung haben follen, 
zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


$. 1. 


Mer die Stärke oder den Zuftand der Armee, ihre Veranftal- 
tungen oder Pläne, ihre Stellungen oder Bewegungen, den Zuftand 
einer Feftung oder Feldverfchanzung,, der Worräthe oder Magazine, 
überhaupt folche Verhältniffe oder Gegenftände, welche auf die milis 
tärifche Wertheidigung des Staates oder die Operationen der Armee 
Beziehung haben, in der Abficht ausfundfhaftet, um dem Beinde 
auf was immer für eine Weife davon Nachricht zu geben, macht fi) 
des Verbrechens der Ausfpähung fehuldig. 


$. 2. 


Diefes Verbrechen fol, ohne Rückſicht auf die fonftige Gerichtss 
behörde des Verbrechers, in Folge des $. 60 des Geſetzbuches über 
Verbrechen durch Militörbehörden unterfucht, und wäre es auch ohne 
allen Erfolg nur bei dem Verſuche geblieben, mit dein Tode duch den 
Strang beftraft werden. 

Auch ift gegen den Verbrecher, wenn er auf der Ihat oder noch 
während des Krieges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu verfahren. 


$. 3. 


Wer dem feindlichen Ausfpäher entweder zu der Auskundſchaftung 
felbft, oder zur Benachrichtigung des Feindes von den ausgekfundfchaf: 
teten Verhältniffen oder Gegenftänden, es fei durch Math oder That, 
vorfäglih Hilfe Teiftet, macht fi des Merbrechens mitfchuldig , und 
ift, gleih dem Ausfpiher, nah Vorſchrift des $. 2 zu behandeln 
und zu beftrafen. 


$. 4. 


Wer eine folhe Auskundfchaftung oder Mittheilung an den Feind, 
wenn er fie, ohne fich einer Gefahr auszufegen, zu verhindern ver: 
mag, vorjäglich nicht verhindert ; ferner, wer einen ihm bekannten 
feindlichen Ausfpäher, den er chne eigene Gefahr der Obrigkeit anzeis 
gen kann, bderjelben anzuzeigen vorfäglich unterläßt, ift ebenfalls für 
mitfchuldig zu achten, und fol zu lebenslanger Schanzarbeit verur— 
theilt werden. 


$. 5. 


Auch derjenige ift als Ausfpäher anzufehen, der im Frieden fol: 
che Vorkehrungen oder Gegenitände, welche auf die Kriegsmacht des 
Staates oder die militärifche Vertheidigung desfelben Beziehung ha— 
ben, und die ven dem Staate nicht öffentlich getroffen oder behandelt 
werden, in der Abſicht ausfundfchaftet, um einem fremden Staate 
daven Nachricht zu geben. 


13 * 


196 $. 70. 
$. 6. 


Ein folher Ausfpäher fol nah Maß der angewendeten Lift, der 
Wichtigkeit der Ausfpähung und der Größe des Schadens, der für 
den Staat daraus entftehen Fann, mit Schanzarbeit von einem bis fünf 
Sahren, und wenn die Mittheilung ſchon wirklid an den fremden 
Staat gefchehen, oder felbit bereits ein Schaden daraus entftanden ift, mit 
Schanzarbeit von fünf bis zehn Zahren beftrafet werden. Wäre aber 
die Ausfpähung eigens in der Abficht unternommen worden, um dem 
Staate eine Gefahr von außen zujuziehen, oder eine folche Gefahr zu 
vergrößern, oder wäre fie insbefondere zu einer Zeit, wo der Krieg 
auf dem Ausbruche geftanden, und von einer Perfon , welche von die: 
fen Umftande Wilfenfchaft gehabt, zu dem Ende unternommen wor- 
den, um derjenigen auswärtigen Macht, welche dem Staate Anftalten 
zu feiner Vertheidigung zu treffen Anlaß gegeben, von den ausgefunds 
fchafteten Vorkehrungen oder Gegenftänden Nachricht zu ertheilen; fo 
hat, wenn das Merbrechen auch ohne allen Erfolg nur bei dem Ver: 
fuche geblieben wäre, die Strafe des Stranges Statt. 


$. 7. 


Wer dem Ausſpäher bei einer Ausſpähung im Frieden durch Rath 
oder Ihat vorfäglich Hülfe leiftet, it wie der Ausfpäher felbft zu be- 
ftrafen. Wenn jedoch ein folder Mitfchuldiger in einem Falle, wo nach 
$. 6. gegen den Ausſpäher die Todesftrafe Anwendung findet, von 
der zur Verhängung derfelben nach eben dieſem Paragraphe erforder- 
lihen eigentlihen Befchaffenheit und Abficht der Ausfpähung Feine 
Kenntniß hätte; fo iſt derfelbe Tediglih mit Schanzarbeit zu beftrafen, 
und folhe nah Vorſchrift des nämlichen Paragraphes auszumeffen. 


$. 8, 


Wer im Frieden eine Ausſpähung, die er ohne eigene Gefahr ver- 
hindern Fann, zu hindern, oder einen ihm befannten Ausfpäher der 
Obrigfeit anzuzeigen vorfäglid unterläfit, fell zu ein» bis dreijähri- 
ger, und falls in Folge feiner Unterlaffung die Mittheilung an den 
fremden Staat wirflich gefchehen, oder felbft fehen ein Schaden dar: 
aus entftanden wäre, zu drei» bis fünfjähriger Schanzarbeit verur: 
theilt werden. Wenn aber ein Mitfchuldiger diefer Art in einem Falle, 
wo gegen den Ausfpäher felbit nach $. 6. die Todesftrafe Anwendung 
bat, von der Beſchaffenheit und Abficht der Ausfpähung , welche nach 
gedachtem Paragraphe zur Verhängung der Todesſtrafe erforderlich 
ift, Wiffenichaft hatte; fo ift derfelbe zu Iebenslanger Schanzarbeit 
zu verurteilen. 

$. 9. 


Ausfpähungen, welche in einer unter b) $. 52 des Geſetzbuches 
uber Verbrechen erwähnten hochverrätherifchen Abſicht, aber nicht 
in Betreff von Vorfehrungen , Verhältniffen oder Gegenftänden der 
in dem erſten und fünften Pagraphe der gegenwärtigen Vorſchrift 
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bezeichneten Art unternommen worden , find von den competenten 
Griminal:Öerihten des Civil-Standes nach den Veftimmungen der 
$$. 52 bis 55 des gedachten Gefegbuches zu-beurtheilen und zu be= 
ftrafen. 


$. 10. 


Wer für fremde Kriegsdienfte wirbt, fol, ohne Rückſicht auf feine 
fonftige Gerichtöbehörde, in Folge $. 77 des Geſetzbuches über Ver- 
brechen durch die Militär Behörde unterfuht, und wenn er das Ver: 
brechen in Kriegszeiten verübt hat, mit dem Strange hingerichtet wer— 
den. Diefe Behandlung und Beſtrafung hat nicht minder gegen folche 
Werber Statt, welche zur Zeit des Krieges Soldaten oder zum Mis 
litärsKörper gehörige Dienftfnechte auch nur zur Anfiedlung für fremde 
Länder werben. Auf gleiche Weife find um fo mehr diejenigen zu be— 
handeln und zu beftrafen, die zu folcher Zeit fich ded Menfchenraubes 
fihuldig machen , um fremden Truppen Recruten, oder einem fremden 
Staate zum Militär-Körper gehörige Perfonen als Anfiedler zuzuführen. 
Auch ift in einem wie in dem andern diefer Fälle gegen den Verbrecher, 
wenn er noch während des Krieges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu 
verfahren. 


$. 11. 


Wird eines dieſer Verbrechen zur Zeit des Friedens verübt, fo 
foll der Verbrecher, falls er einer der bezeichneten Werbungen fchuldig 
ift, mit fünf- bis zehnjähriger, und wenn er dem &taate oder ber 
Armee ſchon wirklich einen oder den andern Mann entzogen, und feine 
Werbung noch weiter fortgefegt, oder wiederholt, oder, wenn er das 
Verbreden zu einer Zeit, wo der Frieden des Staates bedrohet ift, 
ausgeübt, und von diefem Umftande Wilfenfchaft gehabt hat, mit 
zehn: bis zwanzigjähriger, im Falle des Menfchenraubes aber lebens 
langer Schanzarbeit beftraft werden. 


$. 12. 


Auch derjenige, der zur Ausübung eines diefer Verbrechen die in 
feiner Macht geftandenen Mittel angewendet hat, und von der wirf- 
lihen Vollbringung, indem er ſchon in der legten dazu erforderlichen 
Handlung begriffen war, blos durch Dazwifchenfunft eines fremden 
Hinderniſſes, oder duch Zufall abgehalten worden ift, fol, je nach—⸗ 
dem er das Verbrechen zu Kriegs: oder Friedenszeiten unternommen, 
nach dem $. 10 oder 11 behandelt und beftraft werden. Wäre aber 
der Verbrecher in dem Werfuche nicht fo weit vorgefchritten, fo ift der: 
felbe nah Maß, als fein Verſuch von der Vollbringung des Verbre— 
chend entfernt geblieben, und mit Rückſicht, ob folder zu Friedens- 
oder Kriegszeiten gefchehen, in Fällen, wenn eine der erwähnten Wer- 
bungen verfucht worden, zu ein= bis fünfjähriger, wenn aber ein Mens 
fhenraub der bezeichneten Art unternommen worden, zu fünf= bis 
zehnjähriger Schanzarbeit zu verurtheilen. 


Aufiwieglung 
ber Unterthanen 


gegen ihre Obrig⸗ 
Zeiten. 
Beftrafung. 
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$. 13. 


Mer bei einer der gedachten Linternehmungen dem Verbrecher 
durch Rath oder That vorfäglih Hülfe leiftet, ift wie der Verbrecher 
felbft zu behandeln und zu beftrafen. Jedech Fann in Fällen, wo nad 
dem $. 11 gegen den Werber zehn: bis zwanzigjährige Strafe Anwen- 
dung findet, ein folcher Miitfchuldiger , wenn er dem Werber nur zu 
einer oder der andern einzelnen Werbung Hülfe geleiftet, oder von dem 
Umftande,, daß der Frieden des Staates bedrohet fei, Feine Willen- 
fchaft gehabt hat, Tediglich mit fünf- bis zehnjähriger Schanzarbeit be> 
ftraft werden. 

$. 14. 


Wer eines der erwähnten Verbrechen, wenn er es ohne eigene 
Gefahr verhindern fann , zu hindern, oder einen folchen ihm befann= 
ten Verbrecher der Obrigkeit anzuzeigen vorfäglich unterläßt, ift mit 
Bedacht, ob die Unterlaffung zu Friedens⸗ oder Kriegszeiten geſchehen, 
zu eins bis fünfjähriger Schanzarbeit zu verurtheilen, 


$. 15. 


Wer einen Ausfpäher, Werber oder Menfchenräuber der in die 
fer Vorſchrift $. 1, 5, 10 und 411 gedachten Art der Obrigkeit anzeigt, 
oder dad Verbrechen durch Ergreifung und Fefthaltung des Verbre— 
chers, oder fonft mit der That verhindert, erhält eine Belohnung von 
100 Ducaten, und nad Umftänden von höherem Betrage. 

Auch wird demjenigen , der fich bei einer diefer Handlungen oder 
Unternehmungen einer Mitwirfung fhuldig gemacht, wenn er, durch 
Neue bewogen , eine folche Anzeige zu einer Zeit bewerfftelliget, wo 
die Handlung oder Unternehmung noh unwirkfam gemacht werden 
fann, oder wenn er aus gleichem Beweggrunde die Ausführung des 
Verbrechens auf eine oder andere Weife felbft verhindert, nicht nur 
die Straflofigkeit, fondern auch, wofern er nicht felbit der Anftifter 
der Handlung oder Unternehmung war, die erwähnte Belohnung 
zugefichert. j 


$. 71. 


Derjenige, welcher Untergebene gegen ihre Obrigfei- 
ten dur Zadel oder Schmähungen aufzubringen fucht, 
und dadurch diefelben zu grundlofen Befämwerbfährungen 
reiget, ift als ein Aufwiegler gegen die Obrigkeit mit 
ein: bid dreimonatlihem Arrefte zu beftrafen. Hätte er 
zur Einftimmung Unterfchriften, oder gar Geldbeiträge 
gefammelt; fo ift derfelbe, je nachdem ſolche Schriften 
größere, unmwahrhaftere Befchuldigungen, und beleidi- 
gendere Ausdrüde enthalten, mit Verihärfung des Ar: 
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reftes, durch Faften und Züchtigung, mit Streichen oder 
Gemeindearbeit :u beftrafen. Auch fann der Verfaſſer ei= 
ner ſolchen Beſchwerdeſchrift nad Umftänden und Maß 
feiner Gefährlichkeit au8 dem Drte, und der ganzen Pro- 
binz, und wäre derfelbe ein Ausländer, auch aus fämmt: 
lichen Erbländern abgefchaffet werden. 


(Siehe den $. 57 und 58 I. Thl. St. G. 8.) 


Behandlung verbreherifher in dem I. Theile des 
Strafgefegbuhes nicht vorgefehener Drohungen. 


206. Hofkanzlei-Decret vom 8. Juli 1835, 3. 17,516, an 
fämmtl, Länderftelen; n. ö. Reggs. Girc. vom 28. Juli 1835, 
3. 40,742; ob der Ennö’fche Reggs. Ber. vom 30. Zuli 1835, 
3. 22,150 5 fleiermärfifhe Gub. Gurr. vom 1. Auguft 1835, 
3. 12,417 ; tirolifched Gub.Circ, vom 5. Auguft 1835, 3. 16,572; 
Ver. des Laibadyer Gub. vom 6 Auguft 1835, 3. 17,912; mä- 
riſch⸗ſchleſiſches Gub. Eirc. vom 12. Auguft 1835, 3. 31,575; 
böhmifche Gub. Ber, vom 31, Zuli 1835, 3.36,592 5 galizifche 
Sub, Ber. vom 12. Auguft 1835, 3. 47,605. 


(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Krain und Kärnthen, Mähren, Böhmen und Bali: 
jien vom Jahre 1835.) 


Um den Zweifeln und Anftänden zu begegnen, welche ſich hin— 
fihtlih der Strafbarfeit folder Drohungen ergeben haben, die nicht 
etwa zu Folge der Beftimmungen des erften Theiles ded Strafgeſetzbu⸗ 
ches als Verbrechen zu betrachten und zu beftrafen find, haben ©eine 
k. k. Majeftät, laut Hofkanzlei:Decretes vom 8. Zuli l. J. 3. 17,516, 
om 19. Juni 1835 zu entfchließen geruhet: 


$. 1. 


Wer mittelbar oder unmittelbar, fchriftlih oder mündlich, oder 
auf andere Art, mit oder ohne Angabe feines Namens, mit Mord, 
fehwerer Werwundung oder Verlegung, Gefangennehmung, Raub, 
Brandlegung, Zerftörung von Wafferwerfen , oder mit anderen bedeus 
tenden Beſchädigungen des unbeweglichen oder beweglichen Eigenthu— 
mes in der Abjicht droht, um von dem Bedrohten eine Feiftung oder 
Unterlaffung zu erzwingen, begeht, in fo fern fich die That nicht etwa 
fhon in Gemäßheit der Beltimmungen des erften Theiles des Straf⸗ 
gefegbuches als ein Verbrechen darftellt, das Verbrechen der üffents- 
lihen ®ewaltthätigfeit, wenn die Drohung geeignet ift, dem 
Bedrohten mit Nücficht auf die Werhältniffe und die perfonliche Be— 
fhaffenheit desfelben gegründete Beforgniffe einzuflößen , ohne Unters 
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fchieb , ob die erwähnten Uebel gegen den Bebrohten felbft, deſſen Fa— 
milie und Verwandte, oder gegen andere unter feinem Schuge geftellte 
Perfonen gerichtet find, und ob die Drohung einen Erfolg gehabt hat 
oder nicht. 


$. 2. 


Dasfelbe Verbrechen begeht, wer die in dem vorgehenden Para- 
graphe bezeichnete, und auf die dort angegebene Art zur Erregung ger 
gründeter Beforgniffe geeignete Drohung auch blos in der Abficht an- 
wendet, um einzelne Perfonen, Gemeinden oder Bezirke in Furcht 
und Unruhe zu verfegen. 


$. 3. 


Die Strafe it Kerker oder auch ſchwerer Kerfer von ſechs 
Monaten bis zueinem Jahre. Unter erfehwerenden Umftänden, 
nämlich: wenn mit Mord oder Brandlegung gedrohet, oder wenn die 
Drohung wiederholt wird, wenn die angedrohte Befchädigung den Bes 
trag von taufend Gulden Conventions-Münze, oder der Schade, wel: 
cher aus der zu erzwingenden Handlung oder Unterlaffung hervorgehen 
würde, den Betrag von dreihundert Gulden Conventions-Münze über: 
fteigt,, oder wenn die Drohung gegen eine obrigfeitliche Perfon wegen 
ihrer Amtshandlungen, oder gegen ganze Gemeinden oder Bezirke ge: 
richtet wäre, ift die Strafe mit ſchwerem Kerfer von einem bis 
zu fünf Jahren zu bemeffen. 


$. 4. 


Ft die Drohung der unmittelbare Anfang oder Werfuch eines 
anderen Verbrechens, fo haben die auf diefes Verbrechen oder deſſen 
Verſuch verhängten Strafen einzutreten. 


Winkelfhreiber find nah S. 71. II. Thl. St. ©. ©. zu 
behandeln. 


207. SHoffanzlei:Decret vom 21. Dezember 1803; böhmifche 
Sub. Ber. vom 24. Februar 1804. 


¶(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1804.) 


Ungeachtet der beftehenden Gefege, durch welche die Winkel- 
fohreiberei auf das ftrengfte verboten, und die Annahme der Befchwer- 
den oder Bittfchriften, wo der Name und Aufenthaltsort des Verfaf: 
ferd nicht unterfertiget ift, unterfagt wird, nimmt der, der Ruhe 
und dem Vermögen des Untertbans , wie auch der Orbnung der Ge— 
fhäfte nachtheilige Einfluß der Winkelfchreiber doch nicht ab. Es wurde 
daher durch Hofdecret vom 21. Dezember v. 3. neuerdings angeordnet, 
daß von nun an Feine VBefchwerdefchrift irgend einer Art angenommen 
werden fol, in welcher der Verfaſſer derfelben nicht genannt ift. 

Diefe höchfte Anordnung wird mit dem Beifage Fund gemacht, 
dag man nicht nur Feine Schrift, wo der Name des Verfaflers und 
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fein Aufenthaltsort nicht beigefügt ift annehmen, fondern auch nach Be— 
fchaffenheit der Umftände diejenigen Verfaſſer, welche die Unterthanen 
zu unbefcheidenen oder muthwilligen Klagen verleiten, nach dem $.71 
des neuen Gefepbuches über ſchwere Polizeis-Hebertretungen unnad)- 
fihtlich beftrafen werde. Da übrigens die Beſchwerden, die von dem 
Beſchwerdführer felbft , nicht zurückgewiefen werden koͤnnen, weil je: 
dermann in feiner eigenen Sache die ihm nöthig dünfende Schrift zu 
verfaffen und einzureichen geftattet ift; fo wird zur allgemeinen Wiſ— 
fenfchaft hiemit bedeutet, daß der auf einer von einem Andern verfaß- 
ten Befchwerdfchrift unterfertigte Kläger, wenn er den Verfaſſer als 
folhen nicht unterfchreiben läßt, für den Verfaſſer felbit angefehen, 
und alfo auch felbft für ſolche Beſchwerde verantwortlich wird. 


208. HoffanzleisDecret vom 2, Mär; 1830, 3. 4568, an 
dad Brünner Gubernium; Ver, des leteren vom 12. Mär; 1830 
3. 8612. 


(Prov. Geſetzſamml. für Mähren und Schlefien vom 3. 1830.) 


Mit hohem HoffanzleisDecrete vom 2.1. M. Zahl 4568, ift 
Folgendes bedeutet worden: 

Nah dem $. 71. des Strafgefegbuches IT. Theiles nimmt die 
Winkelfchreiberei den Charakter einer ſchweren Polizei-Uebertretung an, 
wenn dadurch Unterthanen gegen ihre Obrigfeiten aufgereizet werden ; 
und in diefem Falle find allerdings in den Provinzial-Hauptftädten 
nicht die Polizeidirectionen, fondern die Ortsobrigkeiten berufen, das 
Verfahren mit den Befchuldigten vorzunehmen; denn diefe Lebertre- 
tung ift unter jenen nicht begriffen, welche im Sahre 1806 in Folge 
allerhöchfter Entſchließung den Polizeidirectionen zugewiefen wurden. 

Bei Amtshandlungen gegen Winfelfchreiber, außer dem alle 
einer fihweren Polizei-Uebertretung, alfo bei bloßen Polizeivergehen, 
kann aber nah Weifung des Polizei: Amtsunterrichtes die Polizeidirec- 
tion einfchreiten. 


Beleidigungen 


ber Wade. 
Strafe. 


6. 72. 


Schstes Hauptſtück. 


Bon fchweren Polizei » Webertretungen gegen BÖffent: 
liche Anftalten und Borfehrungen , welche zur gemein: 
ſchaftlichen Sicherheit gehören. 


$. 78. 


Jede ſowohl wörtliche, ald thätige Beleidigung ei« 
ner Civil» oder Militär: Wache ift eine ſchwere Polizei- 
Uebertretung. Wörtliche Beleidigungen find mit Arreft 
von drei Zagen biö zu einem Monate; thätige, von ei» 
nem bid auf drei Monate zu beftrafen. 

(Siehe den $. 70 des I. Thls. des St. G. 3.) 


VBorfhrift über das Benehmen gegen die Wade 

überhaupt, und Behandlung und Beftrafung der 

Beleidigung berfelben, ohne Rückſicht auf den 
II. Iheildes St. ©. B. 


209. Hofkanzlei: Decret vom 10. April 180%, 3. 13,016; 
n. ö. Reggs. Eirc, vom 20. April 1802, 3. 4353. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3.1802. Kundgemacht in DOefterreich ob 

der Enns am 19., in Steiermarf am 22., in Mähren am 23., in 

Srain und Trieft am 24., in Kärnthen und Weſtgalizien am 27., in 
Oftgalizien am 30. April 1802.) 


Verfchiedene Vorfälle, wo der Polizeiwache in ihren Verrichtun- 
gen Hinderniffe gelegt, Verhaftete entriffen, durch folhe Einmengung 
Zufammenlauf veranlaßt, und fogar Mißhandlungen gegen diefelbe 
ausgeübt worden, machen ed nothwendig, die zur Sicherheit der Wa— 
che in ihrem Dienfte erlaffenen Strafgefege durch gegenwärtige Vers 
ordnung neuerdings wieder einzufchärfen. 

Niemand kann verkennen, daß die Wache nur ald Werkjeug der 
Obrigkeit handle, daß ihr Dienft zur Handhabung der Gefege, und 
zur Erhaltung der mit dem Wohl eines jeden Einzelnen fo genau ver: 
bundenen öffentlihen Ordnung unentbehrlich, mithin derjenige, der fie 
in ihren Dienftverrichtungen ftört, als ein Störer der öffentlichen und 
der Ruhe feiner Mitbürger zu betrachten fei. 


209. 203 
Zur allgemeinen Warnung wird demnach befannt gemacht: 


$.1. 


Mer fih, wenn die Wache in Ausübung ihres Dienftes begrif: 
fen ift, ob gleich ohne Bedrohung, oder Gewalt einmengt, um folche 
darin zu hindern, fell nah Beſchaffenheit der Umftände mit Arrefte 
von einer Woche bis zu einem Monate beftraft werden. 


$. 8. 


Betrifft das gelegte Hinderniß eine wichtigere Dienftverrichtung, 
oder werden auch bei einem Dienfte von geringerer Wichtigkeit meh— 
rere Menfchen zur Mithilfe aufgefordert, fo ift die Strafe: Arreft in 
Eifen von einem nach eintretenden Umftänden bis zu 3 Monaten. 


$. 3. 


Jede wörtliche Beleidigung, das ift: jede VBefchimpfung der Wa: 
che ift mit Arreſt von einer Woche bis zu einem Monate; 


$. 4. 


Jede thätige, auch geringere Beleidigung mit eben fo langem 
Arrefte in Eifen zu beftrafen. 


$. 5. 


Dafern eine der vorausgehenden Uebertretungen Folgen nach ſich 
gezogen, die Wache in Vollſtreckung ihres Dienftes wirklich gehindert, 
oder einen Auflauf veranlagt hätte, ift der Schuldige mit Arreft in 
Eifen von 3 bis 6 Monaten zu verurtheilen. 


$. 6. 


Sit aber derfelbe wegen der $. 2 und 5 enthaltenen Uebertretung 
bereits ſchon beftraft worden, fo ift bei abermaliger Uebertretung die 
Strafe mit öffentlicher Ausftellung in einem Kreile der Wache, bei 
dem Iten Nückfalle aber mit einer angehängten Tafel, welche die Ur- 
fache der Ausftellung ankündiget, zu verfchärfen. 


8. 7. 

Wäre endlich der gegen die Wache gerichtete Angriff mit gefähr- 
licher Drohung, gewaltfamer Handanlegung, oder merklicher Ver— 
wundung vereinbaret; fo foll der Schuldige dem Griminalgerichte zur 
Aburtheilung nach den uber diefes Verbrechen beftehenden Criminalge⸗ 
fegen überliefert werden. 


$. 8. 
Die hier beftimmten Beftrafungen finden nah Belchaffenheit ber 


Vorfälle ſo wohl in Anſehung der Militär als Polizei: und anderer 
Civilwachen ftatt; dagegen Fann 


204 $. 72. 
$. 9. 


Das Publitum ſich überzeugt halten, daß ſämmtliche Behörden 
nicht nur ihren Wachen das gebührende befheidene Betragen, wieder- 
holt einfchärfen, fondern auch jede gegründete Beſchwerde auf das 
ftrengfte beftrafen werden. 


Anwendung biefes $. auf alle obrigfeitlihe Beamte 
und deren Abgeordnete in Amtsfaden. 


210. Hoffanzlei= Decret vom 11. April 1822, 3. 9042; n. 

ö. Reggs. Ver. vom 20. April 1822, 3. 18,625; an die E, E, 

K. Aemter, an die k. k. Pol. Ob. Dir., den Wr, Magiftrat und 
das Stiftgericht Schotten, 


(Prov. Gefegfamml. für Nieder» Defterreih vom J. 1822.) 


Bei Gelegenheit eines einzelnen Falles ift der Zweifel entftanden : 
ob die Vorfchrift des $. 72 des zweiten Theiles des Strafgefegbuches, 
nad ihrem MWortlaute, blos auf die eigentlihe Civil- und Mili— 
tär: Wache, oder nah dem Sinne und in Verbindung mit dem 
$. 73 überhaupt auf alle obrigkeitlihen Perfonen, und 
aufihre Abgeordneten in Amtsſachen, Anwendung habe? 

Hieruber hat nun die k. k. Hoffanzlei zu erklären befunden: daß 
der $. 72 des zweiten Theiles ded Strafgefegbuches nicht blos nad) 
feinem Wortlaute, auf die Civil: und Militärwache, fondern nad) 
dem Geiſte der Gefeggebung, auch auf obrigkeitlihe Beamte und 
Perfonen, dann auf deren Abgeordnete in Amtsfahen, 
feine Anwendung finde. 


Gränzlinie des $. 7% IL Theile und des $. 70 I. Theils 
des St. ©. 2. 


211. Iuftize Hofdecret vom 5. Oktober 1804, an das böhmi: 
ſche Appellationsgericht, 


(Allg. Zuft. Gefegfamml, vom 3. 1804, Nr. 691.) 


Der $. 70 erften Theiles des Strafgefeges ift mit der Ausfage 
ber $$. 7% und 73 des zweiten Theiles desfelben dahin zu vereinigen, 
daß zum Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit nad dem $. 70 
die unmittelbare böfe Abficht des Thäters durch Widerfeglichkeit gegen 
die Wache die Vollziehung des obrigkeitlihen Befehles zu vereiteln, 
erfordert werde, welche Abficht in den Fällen des $. 72 des zweiten 
Theild zum Begriffe der ſchweren Polizei » Webertretung nicht gehört, 
wenn fie gleich die Unterlaffung oder Verhinderung der Vollſtreckung 
* — oder Dienſtes von Seite der Wache zur Folge gehabt ha= 

en Fonnte. 
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Rechte der Wache gebühren der Gränzwache, Befäl- 
lenwade, Finanzwache. 


(Siehe (155), (1356) und (157) bei $. 51.) 


Rechte der Wache gebühren Forftbeamten, welde 
die Waldauffidht führen. 


(Siehe (158) bei $. 51) *). 
Behandlung des Gefhenkanbietens an Angeftellte 
der Gränzwache als thätige Beleidigung. 
212. Auszug aus dem Hoffammer : Decrete vom 7. November 
1829, an fämmtl, Länderftellen in Beziehung auf die Errichtung 
ber Gränzwadhe, 

(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1829, und ſämmtl. Prov. Geſetz⸗ 
ſamml. vom $. 1830.) 

$. 56. Als eine thätliche Beleidigung ift insbefondere zu behan⸗ 

deln, wenn Jemand einem in der Ausübung des Dienftes begriffenen 


Angeftellten der Gränzwache ein GefchenE anbietet, verabreicht, oder 
aufzudringen fucht. 


213. Hoffanzleis Decret vom 1. Mär; 1838, 3. 3811, an 
fämmtl, Länderftellen; n. d. Reggs, Ver, vom 24. März; 1838, 
3. 16,018, an bie £. k. K. Aemter, die f. E, Pol. Ob, Dir., 
den Wr, Magiftrat und die Dominien in Wien; ob ber Enn®’- 
ſche Reggs. Ver. vom 21. Mär; 1838, 3. 8588; fleiermärf’fche 
Gub. Ver. vom 21. Mär; 1838, 3. 4636; tirol'ſche Gub, Ver, 
vom 24. Mär; 1837, 3. 6600; Laibacher Gub. Ber. vom 24. 
März 1838, 3. 6627; mährifch = fhlefifche Gub. Ver. vom 22. 
März 1838, 3. 10,427; böhmifche Gub. Ver. vom 2, April 
1838, 3. 14,870; galizifhe Gub. Ber. vom 30. Mär; 1838, 
3. 13,740. 


*) Anmerfung. Der $. 29 der Waldorbnung für Nieder » Defterreich 
(158) ſpricht zwar nur von der Behandlung der Widerſetzlichkeiten 
gegen Forftbeamte nad) den $$. 70 und 71, 1. Thls. des St. G. B.3 
da jedoch das Juſtiz-Hofdecret vom 5. Det. 1804 (BAR) erklärt, 
daß ber Unterfchied zwifchen dem $. 70 1. Thls. des St. ©. B., und 
dem $.72 und 73 bes 11. Thls. desſelben blos barin liege, baß bei bem 
Vırsrechen ber öffentlichen Gewaltthätigkeit die unmittelbare böfe Ab: 
ficht des Thäters durch Wibderfeglichkeit gegen die Wache die Vollziehung 
des obrigkeitiichen Befehles zu vereiteln, erfordert werbe, welde Ab» 
fiht bei dem $. 72, I. Thl. des St. G. B. nicht erfordert wirb, fo 
ift wohl kein Zweifel, baß auch gegen einen Korftbeamten bie Webers 
tretung bes $. 72, II. Thl. St. G. B. begangen werben könne, 
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(Allg. polit. und Prev. Gefegfamml. vom 3. 1838 für Niederöfterr., 
Oberoͤſterr, Steiermarf, Tirol, Krain und Kärnthen, Mähren, Böh— 
men und Galizien.) 


Aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage: — ob derjenige, ber 
einem in der Ausübung des Dienftes begriffenen Angeftellten der Gränz- 
wache ein Geſchenk anbietet, verabreicht oder aufzubringen fucht, 
und fi) dadurch nach dem $. 56 der am 10. April 1830 (212), 
erlaifenen Dienfivorfchriften der Gränzwache einer thätlihen Be 
leidigung der Wade fchuldig macht, die ſchwere Polizei-Ueber⸗ 
tretung im Sinne des $. 72 des I. Ihl. St. ©. B. begehe? — 
hat die k. k. Hoffanzlei über Einvernehmen mit der E. k. Hoffammer 
zur Vermeidung allenfälliger Mifverftändnijfe mit Decret v. 1. d. M., 
3. 3811, bedeutet: daß das Werabreichen, Anerbieten oder Aufdrin- 
gen eines Gefchenfes an die Angeftellten der Gefallen: Wach: Anftalten, 
in fo fern fich eine ſolche That nicht ohnehin zur Behandlung nach dem 
allgemeinen Strafgefege I. Iheiles eignet, im Sinne des $. 72 des 
&t. ©. I. Thls. nicht als die ſchwere Polizei = Uebertretung der thäts 
lihen Beleidigung zu betrachten ift. 

Db übrigens ein derlei Weitechungsverfuh dem &trafgelege 
1. Iheiles zu Folge ald ein Vergehen, oder nad dem $. 462 des 
Strafgejeges über Gefällsübertretungen zu beftrafen fei? bleibt nach 
der Eignung der einzelnen Fälle dem Erfenntniffe der Behörden vor: 
behalten. 


214. Tiroliſche Gubernial » Verordnung vom 25. Jänner 1840, 
3. 1592. 
(Prev. Geſetzſamml. für Tirol vom. 1840.) 


Das k. k. Appellations- und Criminal» Obergeriht hat aus den 
feit einiger Zeit ihm häufiger vorgefommenen Unterfuchungen über das 
Verbrechen der WBerleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt die 
Ueberzeugung erhalten, daß beſonders in den Fällen, wo ed fih um 
Kontraband handelt, die dieffalls angehaltenen Individuen in dem 
Verfuche der VBeftehung der k. k. Gränzjäger und Gefälldwachen 
durch unbedeutende Geldanbietungen Eein Verbrechen zu begehen glau: 
ben, fendern meinen, daß diefer Geldanbet ein nicht zurechnungsfä- 
higes Mittel fei, fi) von den weitern Folgen zu befreien, welche mit 
ihrer perfönlihen Stellung bei den betreffenden Kameral» Beamten 
verbunden find. 

Da aber ſolche aus Schlauheit, aus Ueberzeugung oder Unwif- 
fenheit herrührende Nechtfertigungsgründe an der Zurechnung der Hand: 
lung zum Verbrechen nichts ändern, fo findet das Gubernium auf den 
Antrag des k. k. Appellations- und Criminal» Obergerichtes, theild 
zur Verminderung von derlei Beſtechungs-Verſuchen, theild um die 
Unterthanen diepfalls aufmerkſam zu machen, welche wirklih auch 
zum Theil aus Unwiſſenheit des Geſetzes zu foldhen verbrecherifchen 
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Handlungen fich verleiten laflen, den $. 89 bes Strafgefegbuches 
1. Theiles durch gegenwärtige Kundmachung in Erinnerung zu bringen, 
nach welchem jede verfuchte Verleitung eines in Pflicht ftehenden Ber 
amten zur Parteilichkeit in einer Dienftfache, oder zur Verlegung der 
Amtspfliht, ohne Rückſicht, ob diefe Verleitung gelingt oder nicht, 
dad Verbrechen der Verleitung zum Mifbrauche der Amtsgewalt if. 

Der $. 89 des Strafgefegbuches I. Theiles lautet, wie folgt: 

„Wer durch Geſchenke eine Obrigkeit, oder einen in Pflicht fte« 
henden Beamten zur ParteilichEeit in einer Dienftfache bei einer Dienft: 
beförderung, oder überhaupt zur Verlegung der Amtöpflicht zu verleis 
ten ſucht, macht fih dur eine foldhe Verleitung eines Verbrechens 
fhuldig, die Abficht mag auf feinen eigenen, oder eines Dritten Vor⸗ 
theil gerichtet fein, fie mag ihm gelingen oder nicht.” 


Kennbare Bezeihnung der abgeordneten Diener oder 
Wache beiihren Umtshandlungen. 


(Siehe den $. 135 und 136 des bei $. 51 (137) abgebrudten 
Auszuges aus der Verfaffung der Finanzwache. ) 


215. Steiermärkifche Gubernial: Verordnung vom 13. März 
1822, 3. 5441. 


(Prov. Sefegfamml. für Steiermark vom 3. 1822.) 


Aus Veranlaffung eines vorgefommenen Falles findet man einver: 
ftandlich mit dem £.E. J. Oe. Appellations- und Criminal: Obergerichte 
anzuordnen: daß der Unfug, fich zum Einfangen verdächtiger Leute ei- 
nes Hundes zu bedienen, fogleich abgeftellt werden folle, daß die Ge— 
richtödiener bei Landgerichten und Bezirköherrfchaften, überhaupt bei 
ihren Dienftverrihtungen immer mit Säbel und Stock bewaffnet er: 
feinen, und ihre Röcke mit von der Kleidungsfarbe verfchiedenen Auf: 
ſchlägen verfehen fein follen, damit nicht bei Widerfeglichkeit gegen 
felbe und ihre Dienftobliegenheiten, unter der Angabe, ihre Dienft- 
eigenſchaft nicht gewußt zu haben, dem fonft nach $. 70 des St. ©. 
B. über Verbrechen eintretenden Verbrechen der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigfeit auszumweichen gefucht werden Fönne. 


216. Steiermärkifche Gubernial-Berordnung vom 12. April 1837, 
3. 5386. 


(Prov. Gefegfamml. für Steiermark vom 3. 1837.) 


Es ift fhon wiederholt der Fall zur Kenntniß der Landesftelle 
gekommen, daß wörtliche und felbft thätliche Beleidigungen einer Gi: 
vilwache durch den Umitand hervorgerufen worden find, daß der als 
Aſſiſtenz abgefendete Gerichtsdiener oder ein fonftigeds Individuum, 
welches als Gerichtswache beigegeben worden, nicht mit der Amtsklei⸗ 
dung und mit Feiner fehriftlichen Weifung verfehen war. 


208 $. 73 — 74. 


Ferner laffen fich dergleichen Sndividuen leicht durch bloße Dro- 
hungen von dem Wollzuge ihres Auftrages abfchreden, und fordern 
fodann die Beftrafung des Weleidigers nach $. 73 des II. Theile. 

Da ein foldhes Benehmen der Ordnung überhaupt entgegen, und 
nicht geeignet ift, das Anfehen der ausführenden Bezirfsobrigfeit auf: 
recht zu erhalten, fo hat das E. k. Kreisamt an die Bezirksobrigkei— 
ten feines Kreifes die geeigneten Aufträge zur Beſeitigung diefer Le: 
belftände zu erlaffen. 


$. 73. 


Berfhärfungd- Dafern eine der beiden vorerwähnten Webertretun- 
fälle. 


en Folgen nad) fich gezogen, und den Beamten oder die 
Wache in Vollſtreckung ihres Amtes oder Dienftes wirk: 
lich gehindert hat, ift der Schuldige zu ſtrengem Arreſte 
von drei biö zu ſechs Monaten zu verurtheilen, 
(Siehe die Novellen beim vorhergehenden $. 72, II. Thl. St. &. 3.) 


$. 74. 


Mishandiung Einer ſchweren Polizei-Mebertretung macht fih auch 


von Patenten 


Berordnungen, 
ic. x. 
Strafe. 


"derjenige fhuldig, der Patente, Werordnungen, oder 
unter was immer für Namen und Geftalt zur öffentli- 
hen Bekanntmachung angefchlagene, oder auögefebte, 
von der Obrigkeit unterfertigte Urkunden abreißt, bin- 
mwegnimmt, duch Zerreißen, Befudeln, oder auf fonft 
eine Art — Geſchieht dieſe Uebertretung aus 
bloßem Leichtſinne oder Muthwillen; ſo iſt die Strafe 
Arreſt von vier und zwanzig Stunden bis zu einer Wo— 
che, oder Züchtigung mit zehn, bis fünf und zwanzig 
Streichen. Zeigte ſich aber bei der Unterſuchung die Ab- 
fiht einer gegen die Obrigkeit gerichteten Befchimpfung, 
oder um die Bekanntmachung und Befolgung einer An- 
ordnung zu verhindern; fo ift die Strafe ftrenger Arreft 
von einem bis zu drei Monaten. 


Nach diefem $. find zu beurtheilen: 


1. Befhäadigung der in Defenfionswaldbungen aufge: 
ftellten Markſäulen. 


217. Hofdecret vom 10. Auguft 1804. 
¶( Kropatſchek's Gefegfammf. vom 3. 1804.) 
Wegen des muthwilligen Befchädigens der in den Defenfionswal: 
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dungen befindlichen Markfäulen ift der 74. $. des fechsten Hauptſtü— 
ckes über ſchwere Polizei: Wergehungen anzuwenden. 


2. Befhädigung der von Victualienhändlern, Greiß— 
lernec., über ihre Artikel angehefteten Verzeichniſſe. 


218. Niederöfterreihifche Regierungs » Verordnung vom 23. Mai 
1823, 3. 23,605, vom 13. Juli 1823, 3. 31,771, und vom 
31. Aug. 1837, 3. 48,149. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oefterr. vom 3. 1823.) 


Durch diefe Verordnungen wurde das hier nicht her gehörige Ver: 
zeichniß der den Fragnern und Greißlern, dann den Victualienhänd: 
lern zum Verkaufe zuftehenden Artikel mit nachftehender Auffchrift ge: 
druckt bekannt gegeben. 


Verzeichniß 


der in Folge hoher Hofkanzlei-Verordnung vom 23. Oktober 1817, 
den Victualienhändlern zum freien Verkaufe, ſo wie den berechtigten 
Greißlern und Fragnern zum Verkaufe ausſchließend zuſtehenden Ar— 
tikel, welches zur Wiſſenſchaft des kaufenden Publikums mit dem Auf: 
trage bekannt gemacht wird, daß diefes Verzeichnis bei Vermeidung 
der im $.74 des 11. Theiles des Strafgefeges beftimmten Strafe, in 
den Verfchleifläden unbefchädigt angeheftet gehalten werde. 


(Hier folgt das Verzeichniß.) 


3. Abreißung der auf den Schiffen anzubeftenden 
Allerböhften Entfhliefung gegen den Sclavenr 
bandel. 

(Siehe die Novelle bei $. 173, II. Thl. St. &. B.) 
Behandlung und Beftrafung der Erbredung geridt- 
liher Siegel. 

219. Hoftanzlei» Decret vom 29. Auguft 1822, 3. 23,200, 
an fämmtl, Länderftellen; n. ö. Reggs. Circ, vom 24, Sept. 1822, 
3. 46,612; ob der Enns’fche Reggs. Ver, vom 23. Sept. 1822, 
3. 19,647; fteiermärkifhe Gub. Curr. vom 25. Sept. 1822, 
3. 21,769; tirol’fche Gub. Ver. vom 5. Oct. 1822, 3. 20,294 ; 
Triefter Gub. Ber. vom 23. Nov. 1822, 3. 20,513; Circ, des 
mäbhrifchen Gub. vom 27. Sept. 1822, 3. 26,373; Kundma— 
hung des böhmiſchen Gub. vom 27, Sept. 1822, 3. 48,598; 
galizifche Gub, Ver, vom 11. Oft. 1822, 3. 53,741. 


(Allg. polit. dann Prov. Geſetzſamml. für Nied. Defterr., Ob. Oe⸗ 
Lügenau'd Gefegfammlung. I. Bd, 14 
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fterr., Steiermark, Tirol, Trieft, Mähren, Böhmen und Galizien 
und allg. Juſi. Gefegfamml. Nr. 1889, vom Zahre 1822.) 


Seine k. k. Majeftät haben laut eines k. k. Hoffanzlei = Decretes 
vom 29. Auguft d. 3. über einen von der k. k. Hofcommiſſion in Zu- 
ftizgefegfachen , im Einverftändniffe mit der vereinten F. k. Hofkanzlei 
und mit der k. k. oberften Juſtizſtelle, erftatteten allerunterthänigften 
Vortrag, zum Schuge der Nechte des öffentlichen Anfehens gerichtli= 
cher Siegel, mit allerhöchfter Entfchliefung vom 17. Juni d. J. zu ver: 
ordnen geruhet: 

§. 1. 

Eine eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung gerichtlicher 
Siegel, unter denen ſchriftliche Aufſätze oder andere Gegenſtände ver— 
ſchloſſen gehalten werden, ſoll, wenn ſie aus bloßem Muthwillen oder 
aus leichtfertiger Neugierde verübet wird, als eine ſchwere Poli— 
zei-Uebertretung angeſehen, und mit Arreſt von Einem bis zu 
drei Monaten beſtrafet werden. 


$. 2. 


Handlungen dieſer Art, wenn ſie zum Zeichen der Geringſchätzung 
gerichtlicher Anordnungen oder aber in der Abſicht verübt werden, das 
vermeintliche eigene Recht oder irgend eine gehäſſige Abſicht damit ei- 
genmächtig durchzufegen, find ald ein Verbrechen der öffent- 
lihen ®emwaltthätigfeit, mit ſchwerem Kerker von ſechs Mo: 
naten bis zu Einem Zahre, und nah Maßgabe der eintretenden be« 
denklichen Umftände und der gefährlichen Folgen, auch bis zu fünf 
Jahren abzuftrafen. 


$. 3. 


Werden Verlegungen gerichtliher Siegel als ein Mittel zur Ver: 
übung eines größeren Verbrechens unternommen, fo ift der Thäter 
mit der auf das beabfichtete Verbrechen feftgefegten Strafe, in An— 
wendung des $. 28 des Strafgefegbuches, zu belegen. 


$. 4. 


Das Erkenntniß, ob in diefen Fällen nur der Erfas des Scha— 
dens, oder aber eine volle Genugthung zu leiften fei, ift nach den 
Beftimmungen des 30. Hauptftückes des IT. Theiles des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches zu fchöpfen. 


Begriffeines gerihtlihen Siegels. 


220. Hofkanzlei= Decret vom 24, Juli 1829, 3. 16,083, an 
dad galizifche Gub.; Ver. des Iebteren vom 13. Sept. 1829, 
3. 48,196. 


(Prov. Geſetzſamml. für Galizien vom J. 1829,) 
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Auf die an die hohe Hofkanzlei geftellte Anfrage, ob in dem zu 
Folge Hofkanzlei = Decretes vom 29. Auguſt 1822 wider die Verlegung 
der gerichtlichen Siegel unterm 11. Oftober 1822, 3. 53,741 (219) 
Fundgemachten Gefege unter der Benennung gerihtlider Sie— 
gel alle ämtlichen Siegel überhaupt, oder nur jene von Gerichtsbe— 
börden verftanden fein, und auf welche Art im legteren Falle Vers 
legungen von Siegeln anderer Behörden behandelt werden follen, ift 
mit Decret vom 24. Zulid. S., 3. 16,083 bedeutet worden, daß 
die mit Kreisfchreiben vom 11. DOftober 1822, 3. 53,741 (219) 
befannt gemachte allerhächfte Entfchliegung ſich blos auf gerichtliche 
Siegel beſchränke, und daß die betreffenden Hofbehörden erklärt ha— 
ben, daß es nicht erforderlich fei, für folhe Fälle eine Criminalftrafe 
zu verhängen, wo es fih um die Verlegung eines nicht gericht— 
lihen, das ift, um die Verlegung des Siegeld der Zurisdictiond- 
Behörde oder fonft eines ämtlichen Siegels handelt, und wo blos die 
Vorfohriften des Gefeges über ſchwere PolizeisHebertretungen in Er: 
mwägung fommen Eönnen. 

Wovon die E. k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und Nachachtung in 
vorfommenden Fällen in Kenntniß gefegt werden. 


221. Hoffanzlei: Decret vom 19. April 1841, 3. 11,788; 
fteiermärf’fche Gub, Ber. vom 6. Mai 1841, 3. 7684. 


(Prov. Gefegfamml. vom 3. 1841, für Steiermark.) 


Ueber eine an die hohe Hoffanzlei geftellte Anfrage wegen Be— 
handlung der eigenmädtigen Eröffnung ämtlicher, obſchon nicht ge- 
rihtlicher Sigile, wurde mit hohem Hofkanzlei-Decrete vom 25. Jänner 
1837, 3. 1414 bedeutet, daß die mit Decret vom 29. Auguft 1822, 
3. 23,200 (219), Eundgemachte allerh. Entfchliefung vom 17. Zuni 
1822 (bekannt gemacht mittelft Gubernial : Currende vom 25. Sep: 
tember 1822, 3. 21,769), fich blos auf gerichtliche Siegel befchränfe, 
und daß es nicht erforderlich fei, für jene Bälle eine Sriminalftrafe 
zu verhängen, wo es fih um die Verlegung eines nicht gerichtlichen, 
d. i., um die Verlegung des Siegels der Zurisdictionsbehörde, oder 
fonft eines ämtlichen Siegels handelt, in welchen Fällen daher blos 
die Vorfchriften des Gefeges über ſchwere Polizei » Lebertretungen in 
Anwendung kommen Fönnen. 

Ueber eine weitere der hohen Hofkanzlei vorgelegte Anfrage des 
Srager Magiftrates, nach welchen Paragraphen des Strafgefeges 
II. Theiles die Abreißung oder Verlegung ämtlicher Sigille der politi- 
fhen Behörden zu behandeln fei, wurde mit hohem Hofkanzlei-Decrete 
vom 19. April d. J., 3. 11,783, nadhträglid zum Hofkanzlei-De— 
crete vom 25. Zänner 1837, 3. 1414 bedeutet, daß, in fo ferne 
nach dieſem Hofdecrete bei Abreißung oder Verlegung ämtlicher, jedoch 
nicht gerichtlicher Sigille die Vorſchriften des Strafgefegbuches über 
ſchwere Polizei » Uebertretungen in Anwendung kommen, bierbei die 
analoge Anwendung des 74. $. des Strafgefeges LI. au eintrete, 
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Dem E. £. Kreisamte wird diefes zur Benehmungswilfenfchaft und 
Befanntgebung an die unterftehenden Bezirksobrigfeiten mitgetheilt. 


Behandlung der Verlegung der öffentlihen Bezeich— 
nungen der Öteuerlinien. 


222. Auszug aus dem Strafgefege über Gefälls -Uebertretungen, 


$. 238, 


Mer den an eine Waare, an eine Gewerbövorrichtung, an 
ein Transportmittel, oder an ein wie immer geartetes Behältniß 
gelegten ämtlihen Verſchluß zum Behufe der Vollbringung, oder 
Berbergung des Schleichhandels, verlegt, abnimmt, überträgt 
oder eröffnet, ift mit einfahem ober firengem XArrefte, von acht 
Tagen bis zu drei Monaten, und bei fehr erfchwerenden Umftän: 
den bis zu ſechs Monaten zu frafen. Die Anwendung biefer Be: 
ſtimmung findet gleichfalls nur in denjenigen Fällen Statt, in 
denen die Beftrafung nicht nady den allgemeinen Strafgefegen 
eintritt. 

$. 464. 


1) Wer die zur Bezeichnung der Zoll» Linie, der innern 
Linie, der Zolftraßen oder der Nebenwege, des Amtsplatzes bei 
Gefälls - Aemtern, der Steuerlinie um einen zur Einhebung der 
Verzehrungsſteuer oder einer andern Verbrauchsabgabe für gefchlof- 
fen erklärten Ort, oder ber für ben Transport fteuerbarer Gegen: 
flände in der Umgegend eines foldhen Ortes geftatteten, ober un: 
terfagten Wege aufgeftellten Säulen, Pflöde, Schranken, Schlag: 
bäume, Steine oder Tafeln beſchädigt, die auf denfelben erfichtli: 
che Bezeichnung verlegt, unfennbar madyt oder ändert, oder 


2) Wer in den Auffchriften der im Gränzbezirke gelegenen 
Orte den Beiſatz, daß der Ort im Gränzbezirke liege, verwiſcht 
oder unfennbar macht, oder 


3) Die Mauern, Wälle oder Gräben um einen zur Einhe— 
bung der Verzehrungöfteuer, oder einer andern Verbrauchsabgabe 
für gefchloffen erklärten Ort befhädigt, oder einen Theil des Gra- 
bens ausfülft oder auszufüllen fucht, ift, wenn ſolches nur aus 
Unachtfamkeit gefhah, mit einer Strafe von zwei bid zehn Gulden, 
wenn die Uebertretung aber abfichtlih, oder aus Muthwillen ftatt 
fand, von zehn bis fünfzig Gulden, außer den Fällen, in denen 
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die Beftrafung nad den allgemeinen Strafgefegen Platz greift, 
zu belegen, 
$. 75. 


Wer eine zur öffentlichen Beleuchtung aufgeftellte, wersis ung 
Laterne vorfeglich zerfchlägt, oder auf fonft eine Art ber Bereuptung. 
ſchädigt, ift mit Arreft von drei Tagen zu einem Mo- 
nate zu beftrafen. 


(Siehe den $. 77 und 176 bes II. Thls. des St. G. B. und ben $. 74. des 
1. Thls. St. ©. 8.) 


$. 76. 


Die muthwillige Abmwerfung, oder Beſchaͤdigung ei- „Beihätigme 
ner Brüde, Schleuße, eines Dammes, Beſchläges, oder „gdteuten, 
Geländerd, wodurch die Ufer der Flüffe und Bäche befe: Strafe. 
ftiget, oder Abfchüffe an Straßen und Wegen oder Brü- 
en bewahret find, ift nah Maß des unterlaufenden 
großen Muthmillend und veranlaften Schadens, mit Ar- 
teft von einem bis zu drei Monaten zu beftrafen. Hätte 
der Uebertreter dad abgeworfene Holz entfremdet ; fo tritt 
auch die Strafe des Diebitahles ein. 

(Siche $. 741. Thl. St. ©. 8.) 


Beftrafung der muthwilligen Befhadigung von Obft- 
bäumen und Bäumen überhaupt. 


223. Hoffanzleis Decret vom 28. October 1806, 3. 19,753; 
und HoffanzleisDecret vom 11. Dez. 1806, 3. 22,876; n. ö. 
Reggs. Eirc, vom 7, November 1806, 3. 42,603. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom Zahre 1806. Kundgemacht in Defters 

reich ob ‚der Enns, in Steiermark und Kärnthen am 12., in Trieft 

am 18., in Böhmen am 20. und in Galizien am 21. November 

1806. Auch im Anhange der Auflage des Strafgefeges vom 3. 1815 
abgedruckt.) 


Seine Majeftat haben, in Folge höchſten Hofdecretes vom 28. Oc- 
tober d. 3. , zur Beförderung der überaus nüglichen Obſtbaum-Cultur 
gegen die Befchädiger der Obftbaume ein eigenes Strafgefeg dergeftalt zu 
beftimmen befunden : daß derjenige, der fich unterfängt Obftbäume, vor: 
züglich jene, die im Freien gepflanzt find, in was immer für einer Art 
willkürlich oder muthwillig zu befchädigen, im erften Betretungsfalle 
mit einem ftrengen Arreft von einer Woche, im zweiten Falle aber 
mit einem firengen Arreft von drei Monaten und dabei nad Umftän- 
den auch noch mit 25 Stockftreichen gezüchtiget werden fol. 
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22. Auszug aus der Waldorbnung für Nieder-Oeſterreich vom 
1. Suli 1813. 
(Allg. polit. Geſetzſamml. vom Zahre 1813.) 
$. 14. 


Mer ohne Erlaubniß des Waldbefigers Baume anpecht, ankoftet, 
abfchälet ift in jedem VBetretungsfalle mit 3 bis 12 fl., wenn er aber 
ein Unterthan ift, mit ein: bis bdreitägigem Arrefte oder mit Förper- 
liher Züchtigung von fünf bis fechs Nuthenftreichen zu beftrafen. Bei 
befonderer Bosheit ded Webertreterd oder verurfachten fehr wichtigen 
Schaden find die Thäter nach dem Strafgefege über Verbrechen S. 74 
zu behandeln, — — — 


2253. Niederöfterreichifche Regierungs:Verorbnung vom 21. Sept, 
1821, 3. 43,152, an die k. k. K. Aemter und die Straßenbau: 
Direction, 

(Prev. Gefegfammi. für Niederöfterr. vom J. 1821.) 


Bei Öelegenheit, ald die Regierung dem Kreisamte den von der 
Straßenbau>Direction vorgelegten Ausweis über die feit dem Monate 
Qulius 1820 von Dominien, Gemeinden und Privaten unternomme: 
nen Baumpflanzungen an den Straßen mit der Weifung mittheilt, 
Diejenigen , die fih hierin befonderd ausgezeichnet haben, zu beloben, 
und diellebrigen hiervon zur Aufmunterung in die Kenntniß zu fegen; 
findet fie fich beftimmt, für die Zukunft anzuordnen: daß von der bes 
reits mit einem Gulden dreißig Kreuzer Gonventiond: Münze beftimmten 
Seldftrafe für Baumfrevel, ein Dritttheil dem Apprehendenten und 
zwei Dritttheile dem Gigenthümer des Baumes, dem ed obliegt, ei: 
nen andern Baum zu pflanzen, zu überlajfen feien. Jedoch find die 
muthwilligen Baumfrevler noch insbefondere nach den MVorfchriften des 
Strafgefeges über ſchwere Polizei-ebertretungen zu behandeln. 


226. Verordnung des böhmifchen Guberniumd vom 17. Zuli 
1828, 3. 17,167. 
Auszug aus den Beftimmungen binfichtlih der Pflanzung von 
Alleebäumen an den öffentlichen Kunftftraßen. 
(Prov. Sefesfamml. für Böhmen vom 3. 1828.) 


$. 19. Auf die Beſchädigung der Bäume und Pfähle haben nebft 
dem Straßen-Auffihts-Perfonale, und befonders den beeideten Ein: 
räumern, deren Ausfagen hinfichtlich der erfolgten Befchädigung als 
volle Beweiſe gelten, auch die Ortäbehörden, Dorfgerichte und die 
in den Gemeinden Anfäßigen zu wachen; und es wird zur Erhöhung 
diefer Wachſamkeit für die Uebergabe eines Baum- oder Pfahlfrevlers 
an das nächfte Dorfgericht, Wirthfchaftsamt oder Magiftrat, jedem 
Ergreifer, ohne Unterfchied des Gewerbes, eine ſchon jegt übliche Be— 
Iohnung von fünf bis zehn Gulden aus den von der kak. Strafen: 
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bau-Direction jährlih auf Nemuneration für die Einräumer bewilligten 
Geldern zugefichert. 

$. 20. Der ergriffene Frevler ift nach der bezogenen Gubernials 
Circular: Verordnung, nad) der eigens erfloffenen Straßenpolizei-Orbd- 
nung, und nach Umftänden, nah Worfchrift des Strafgefegbuches 
11. Iheils zu behandeln, und nebft der darin bemeffenen Strafe noch 
zur Bezahlung der vorwärts ausgefprochenen Belohnung des Einbrin- 
gers an den k. Strafenfond und zum Erfage des durch diefen Frevel 
jugefügten Schadens und der Nachpflanzungsauslagen zu verhalten. 

$. 21. Sollte der Befisftand oder das fonftige Wermögen bes 
Befchädigers zur Bezahlung nicht zureichen, fo muß derfelbe im Der: 
hältniffe des üblihen Taglohnes den Betrag von fünf Gulden dem 
Strafenfonde durch die ihm von dem k. k. Straßenauffichts: Perfonale 
zuzumeifende Straßenarbeit an den Strafienfond abtragen. 

$. 22. Sollten ded Ergriffenen phyſiſche Kräfte die Arbeitslei- 
ftung nicht zulaffen, fo ift nach der Gubernial-Circular- Verordnung 
vom 21. Februar 1805 oder nach Zulaß des Strafgefegbuches zweiten 
Theils eine Arreftftrafe zu beftimmen. 


227. Hofkanzlei-Decret vom 13. Sänner 1837, 3. 21,859, 
mit Ausnahme ber italienifchen Provinzen; n, 8. Reggs. Eirc. vom 
4. Sebruar 1837, 3. 6463; ob der Enns'ſches Reggs. Circ. vom 
3. Februar 1837, 3. 3430; fleiermärfifche Gub, Eurr, vom 
4. Sebruar 1837, 3. 18835 tirolifche Gub Ver, vom 15. Fe 
bruar 1837, 3. 2632; Ver. bed Laibacher Gub. vom 11. Fe 
bruar 1837 , 3. 3020; Ber, des mährifch-fchlefifchen Gub. vom 
11. Februar 1837, 3. 4222; Wer. des böhmifchen Gub. vom 
23. Februar 1837, 3. 5409 ; Ber. des galizifhen Gub. vom 
5. Mär; 1837, 3. 7295. 


(Allg. polit. Gefegfamml. und Prev. Gefegfamml. vom 3. 1837 für 
Niederöfterr., Oberöfterr., Steiermark, Tirol, Krain und Kärnthen, 
Mähren, Böhmen und Galizien.) 


Die Befchädigung der an den öffentlichen Wegen jeder Art ge- 
pflanzten Bäume oder Alleen, fie möge aus böfer Abfiht, Muthwil- 
len, Unachtſamkeit, oder bei Viehtrieben und andern ©elegenheiten 
aus vernachläffigter Auffiht entfpringen, ift, wenn fich diefelbe zur 
Ahndung nah dem Strafgefegbuche nicht eignen fellte, als ein Polis 
jeisVergehen mit einer Geldftrafe zu ahnden, welche nach Befchaffen: 
beit der diefelbe begleitenden Umftände und Folgen mit Einem bis 
Fünf Gulden Conventions-Münze für jeden befchädigten Baum zu 
bemeffen, und dem Ergreifer des Ihäterd oder dem Angeber, wenn 
deffen Anzeige zur Entdeckung und Ergreifung des Thäters führet, als 
Belohnung zu erfolgen ift. 

Bei zahlungsunfähigen Thätern ift die Geldftrafe in Arreft von 
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drei bis fünfzehn Tagen umzuwandeln, und damit eine angemef- 
fene Arbeit zu verbinden, deren Ertrag dem Crgreifer oder Angeber 
des Thäters für die ihm gebührende Belohnung nach Abzug des noth- 
wendigen Unterhalts zu erfolgen Eommt. 


228. Auszug aus der proviforifchen Waldordnung für Tirol und 
Vorarlberg, Zirolifhe Sub. Ber, vom 24. Dezember 1839, 
3. 30,357: 


(Prov. Gefesfamml. für Tirol vom J. 1839.) 
Ueber die öffentliche Forft: Polizei im Allgemeinen. 
g. 3. 


Uebertretungen der in diefer Hinſi ht zu ertheilenden Worfchriften, 
fo wie auch Verlegungen der Forftrechte eines andern, werden Forft: 
übertretungen (Waldfrevel) genannt, infofern fie fich nicht wegen bos⸗ 
hafter VBefchädigung cder wegen Entwendung fremden Cigenthumes 
nad) $. 74, 153, 154 des I. und 210 des TI. Thls. des Strafgefeg- 
buches als Verbrechen oder ſchwere PolizeisUebertretungen darftellen. 

$. 6. 

Das Terpetbohren (Terpentinfammeln),, Harzreißen und Theers 
fhwellen, die Sammlung des Waldfaamens , dad Tarfchneiten (Ab— 
fehneiden der Aeſte an den Madelholzbaumen zur Streugewinnung) 
und Bodenftreufammeln , das Fällen des unteren Buſchholzes, fo wie 
das Grasmähen oder Ausreifen, worin die Mebennugungen der Wäl- 
der beftehen, ift Niemanden als dem Nugeigenthümer des Waldes oder 
den von ihm hiezu aufgeftellten oder berechtigten Perfonen geftattet. 


$. 7. 


Snöbefondere ift das Abwipfeln, Verſtümmeln, Abfchälen oder 
Abrinden und Anbohren der ftehenden Bäume in fremden Waldungen 
als MWaldfrevel zu behandeln. 

Beftrafung der Waldfrevel. 
$. 40. 

Jede Korftübertretung ift abzuhandeln und zu beftrafen. 

Die. Waldfrevel werden beftraft mit PolizeieArreft, Eorperlicher 
Zudtigung, Forftarbeit und um Geld. Der Arreft Eann durch körper⸗ 
lihe Züchtigung und Faſten verfchärft werden. 

Arreft. 
$. 41. 
Die längfte Dauer des Arreſtes find 30 Tage. Er befteht in der 


Verſchließung in einem Gefangenhauſe ohne Eiſen, wobei der Verur— 
theilte täglich auf eine warme Speiſe und zum Trunke auf Waſſer zu 
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befchränfen ift. Statt bes PolizeisArreftes kann auch Hausarreſt ver- 
hängt werden, wenn der zu Beftrafende von unbefcholtenem Nufe ift, 
und durd die Entfernung von feiner Wohnung gehindert würde, feinem 
Amte, Gefchäfte oder Erwerbe vorzuftehen. 


Körperliche Züchtigung. 
$. 42. 


Die Eörperliche Züchtigung befteht bei Männern in Stockſtreichen, 
bei Zünglingen unter 18 Zahren und bei dem weiblichen Gefchlechte in 
Authenftreihen. Sie kann die Zahl von 10 Streihen für ein und 
dasfelbe Vergehen nicht überfchreiten, und darf nur über vorausgegans 
gene Körperunterfuhung, welche von einem Arzte oder Wundarzte, 
bei dem weiblichen Geſchlechte von einer Hebamme vorzunehmen ift, 
und über abgegebenes Erklären ihrer Anwendbarkeit, nie aber öffentlich 
vorgenommen werden. 


$. 43. 
Diefelbe ift übrigens ald Strafe wie als Verfehärfung nie bei 
anfäßigen Perfonen, fondern nur bei dem Dienftgefinde, den Hand— 
werfögefellen und denjenigen Molfsclaffen anzuwenden, denen ein 


Ürreft auch von wenigen Tagen in ihrem Erwerbe und dem Unter» 
halte der Ihrigen Schaden bringen würde. 


$. 44, 


An Fafttagen ift der Sträfling auf Brot und Waſſer einzufchräns 
ken; doch foll dieß nicht über zweimal in einer Woche gefchehen. 


Ötrafarbeiten. 
$. 45. 


Strafarbeiten find in den Forſten, wo gefrevelt wurde, zum Be— 
ften der ForftEultur zu verrichten. 


Seldftrafen. 
$. 46. 


Die Geldftrafe foll den Werhältniffen der begangenen Uebertres 
tung und den Vermögensumftänden des zu VBeftrafenden angemeffen 
fein, der Mindeftbetrag der Geldftrafe wird auf zwei, der höchſte Ber 
trag auf fünfzig Gulden feftgefegt. Obrigfeitliche Urtheile auf Geld— 
ftrafen von mehr ald 25 fl. haben vor der Bekanntmachung dem Kreiss 
amte vorgelegt zu werden, welchem die Macht zufteht, tie Geldftrafe 
unbefchadet des noch offenbleibenden Rekurſes oder Onadenweges an 
die Landesftelle, von Amtswegen zu mäßigen. 
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Maß und Gattung der Strafe. 
$. 47, 


Das für jede begangene Uebertretung feftzufegende Ausmaß und 
die Gattung der Strafe wird innerhalb der vorgezeichneten Gränzen 
dem vernünftigen Ermeffen der politifchen Obrigkeit überlaffen , welche 
hiebei auf die Befchaffenheit und den Gegenftand der Uebertretung, auf 
die Wiederholungsfälle, und die allenfalls unterlaufene böfe Abficht, 
dann auf die Größe des angerichteten Schadens Nückficht zu nehmen 
bat. Uebertretungen, welche in den in Bann gelegten Wäldern began- 
gen werden, find immer verhältnigmäßig ftrenger zu beftrafen. 


Behandlung der Befhädigung fortififatorifher 
Werke. 


(Siehe die Novelle beim $. 276.) 


Verbot des Gebrauches von Spahhölzern zum Ab» 
ftoßen vom Ufer. 


229. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 30. Sep: 
tember 1820, 3. 42,706, an die k. k. K. Aemter V. O. W. W. 
und V. O. M. B., und an das Wafferbauamt., 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterreih vom 3. 1820.) 


Es geſchieht häufig, daß fih die Schiffleute bei dem Gegentriebe 
der leeren Bahrzeuge in der Donau an dem, erjt vor Kurzem mit gros 
ßem Koftenaufwande aufgeführten Stein-Talud bei Tulln, der foges 
nannten Spachhölger zum Abſtoßen vom Ufer bedienen, deren Gebraud) 
für gepflafterte Ufer-Taluds (weil hierdurch die einzelnen Steine aus 
ihrer Verbindung geriffen werden) äußerft verberblich, eben deßhalb auch 
im Wiener DonausCanal ſchon verlängft unterfagt, und bei den vielen 
anderen Mitteln, die der Schifffahrt zu demfelben Zwecke dienen, auch 
nicht nothwendig, fendern blos der Trägheit der Schiffleute zuzuſchrei— 
ben ift. 

Das Kreisamt hat daher den im Kreife befindlichen Schiffmeiftern, 
durch ihre Bindwerfe, die allfogleihe Abftellung diefes Unfuges bei 
gepflafterten Taluds und bei dem Tullner Stein⸗Talud insbefondere, 
auf das fhärfite mit der Drohung einzubinden, daß Uebertretungsfälle 
an den Anechten mit der im Strafgefege über ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen $. 76 vorgefehenen Strafe für Uferbefchädigungen, und an 
den Schiffmeiftern, da fie für ihre Knechte zu haften haben, mit einer 
Seldftrafe von zehn Gulden Conventions Münze unnachfichtli würden 
geahndet werden. 


Mafangabe gegen Befhädigung der Brüden über den 
Wiener Donau-Ganal durh das Durdhfahren größe 
rer Fahrzeuge bei hohem Wafferftande. 
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229. a) NiederöfterreichifheRegierungs: Verordnung vom 23. Juli 
1824, 3. 33,020, an die &E. 8. Aemter V. O. W. W. 
und B. O. M. B., die Waflerbau » Dir, und den Wr. Magi: 
ftrat; ob der Enns’fche Reggs. Ver. vom 3. Auguft 1824, 
3. 17,269. 


(Prov. Geſetzſamml. für NiedersDefterr. und für Ober-Defterr. vom 
Jahre 1824.) 


Die Unvorfichtigkeit der Schiffsleute, die bei hohem Waſſerſtande 
mit Fahrzeugen größerer Gattung unter der Ferdinants- und Franzens- 
Brücde im Wiener DonausGanale durchfahren, hat durch das Anftos 
fen der Schiffe bereits in wiederholten Fällen Beſchädigungen an den 
Brücen verurfachet. Um denfelben für die Zukunft vorzubeugen, findet 
die Regierung nah dem Antrage des Wafferbauamtes anzuordnen: 
daß Fünftig bei einem Wafferftande von 6 Schuh ober Null und dar: 
über, Fein Fahrzeug größerer Gattung, ohne fih durch zu heften, 
unter den genannten Brücken paffiren darf, und zwar bei Vermeidung 
einer Öeldftrafe von zwanzig Gulden Sony. Münze für die Schiffmei: 
fter, und der im $. 76 des Strafgefeges über ſchwere Polizei-Ueber- 
tretungen vorgefehenen Strafbeftimmungen für die Knechte. 

Das Kreisamt hat von diefer Anordnung das Sciffmeifter-Bins 
dewerf in Kenntniß zu fegen. 

Die erforderlichen Warnungstafeln werden durch das Waffer: 
bauamt aufgeftellet werden. 


Befhädigungean Teihen in Öalizien. 


230. Hoffanzlei:Decret vom 17. September 1835, 3. 22,767, 
für Galizien; Wer, des galiziſchen Gub, vom 23. October 1835, 
3. 59,139, 


(Prov. Geſetzſamml. für Galizien vom 3. 1835.) 


Die bisher wahrgenommene Vernadläffigung der Teiche in Abficht 
auf die Ausrottung des Schilfes und anderer Gräfer, dann Ausfchlem- 
mung derfelben, welche Ueberfhwenmungen,, Werfumpfungen und als 
nothwendige Folge der Lesteren häufige Krankheiten unter den Men- 
fhen und Vieh in den nächften Umgebungen herbeiführen, und diefe 
häufigen Beſchwerden über Erhöhungen der Fachbäume, welche 
aus den Verfchlemmungen der Teiche entftehen, haben die Aufmerf: 
famfeit des Landesguberniumsd auf fich gezogen, um diefem Uebel- 
ftande durch zweckmäßige Mafiregeln, die Einführung einer gehörig 
geregelten Teich: Polizei , abzuhelfen. 

Diefe von der hohen Hofkanzlei mit Decret vom 17. September 
1835, 3.22,767, genehmigte Teiche Polizei-Vorfchrift umfaßt daher: 

I. die Anordnungen für erft neu anzulegende Teiche, 

11. die Anordnungen für ſchon beftehende Teiche, 
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III. die Strafbeftimmungen bei Uebertretungen der Teich Polizei- 
Norfchriften, 

IV. die Anordnungen zur fiheren Handhabung und Aufrechthal- 
tung der in den früheren Abfchnitten erwähnten Beftimmungen. 


I. Abſchnitt. 


Die zur Anlegung neuer Teiche feftgefegten Anords 
nungen. 


Erftens. Kein Teich darf von nun an ohne ausdrücklicher Ber 
willigung diefer Landesftelle angelegt werden. 

Zweitens. Sedermann alfo, der einen neuen Teich anzulegen 
beabfihtigt, fol dießfalls die Bewilligung mittelft des vorgefegten 
Kreisamtes bei der Landesftelle anfuchen, welche hierüber die Vorer— 
bebungen durch das Kreisamt, mit Veiziehung des Kreis-:Ingenieurs 
veranlaßt, diefelben fodann der Provinzial-Baudirection zur Prüfung 
und Begutachtung in technifcher Beziehung zufertigen, und mit Vor— 
behalt des Rekurſes entfcheiden wird. 

Drittens. Die Teihdämme müſſen fo ftark hergeftellt werden, 
daf fie dem Drude des Waflerd, auch wenn dasfelbe bis zur Krone 
reichen follte, volllommen Widerftand zu leiften vermögen. Ueber den 
feſtgeſetzten Waſſerſtand müffen diefelben wenigftens eine Klafter hoch 
erbaut werden, damit nicht nur der ftärffte Wellenfchlag nicht bis zur 
Krone reiche, fondern damit auch während einer Gefahr, wenn das 
Waſſer in Folge oberhalb Statt gefundener Wolkenbrüche oder Teich- 
Ausriffe zu hoch fteigt, Zeit gewonnen werden Fönne, die erforderli- 
chen Vorkehrungen zu treffen. 

Die Teihdämme müffen in der Krone nur foldhe Breite erhal- 
ten, wie es die Befchaffenheit des Erdreiches, aus welcher fie zu beftehen 
haben, bedingt. 

Zeihdamme, welche zugleich als Fahrwege zu dienen haben, 
müffen mit Siherheits-Geländern verfehen werden, und we- 
nigftens fünf Klafter breit fein, damit fich zwei Wägen mit der vor- 
Eommenden größten Ladung bequem ausweichen Fönnen. 

In der Vorausfegung, daß zu jedem Damme nur gute Elebrige 
Erde genommen wird, findet man zu verordnen, daß die Böſchung an 
der Lanpdfeite wenigftens der einfachen, und an der Waſſerſeite wenig- 
ftens der doppelten Dammhöhe gleich werden muß. 

Viertens. Zeder Teich foll nach Verhältnii feiner Rage, Größe 
und feines größtmöglichften Warferzufluffes mit einer oder nad Um— 
ftänden mit mehreren zureichend weiten, folid und immer in den tief: 
ften Punften gebauten Grundfchleußen verfehen werden. 

Der Schweller an einer Grundſchleuße fol höchftens einen Fuß 
hoch über den gewöhnlichen Eleinen Stand des Unterwaflers gelagert, 
und den Schügen Feine größere Höhe gegeben werden, als daf deren 
oberer Rand genau mit dem Spiegel der bewilligten Teichfpannung 
zufammentreffe. 
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Fünftens. Die Fifchrechen, welche fowohl an dem in den Teich 
fließenden Bache oder Fluſſe, als am Zeichausfluffe angelegt werden, 
folfen fo ausgedehnt und fo groß fein, daf alle Zwifchenweiten ber 
Latten oder Sproffen zufammen wenigftens ausreichen, eine um 4 
größere Waſſermenge, ald die beim hohen Wafferftande von oben her: 
abfommende, ungehindert durchziehen zu laffen. 

Hierbei wird jedem Teichbefiger zur Pflicht gemacht, das an die 
Fifchrechen fich anlegende Geſträuche, Heu, Stroh, Wurzeln u. dgl. 
jedesmal ungefäumt und forgfältig zu befeitigen. 

Sehstens. Bäume dürfen weder auf der Krone noch auf den 
Bofhungen des Dammes, und auf den legtern durchaus auch Fein 
Strauch gepflanzt werden, weil durch diefelben bei ftarken Winden und 
Stürmen der Boden aufgelodert wird, und durch das Verfaulen der 
Wurzeln Löcher und Höhlungen im Innern des Dammes entftehen. 

Siebentensd. Wenn der Teichbau vollendet ift, und es fi 
um Anlaffung und Spannung des Waflers handelt, fo foll über dief« 
fällige Anzeige des ZTeichbefigerd von Seite des Kreisamtes eine Com⸗ 
miffion, beftehend aus einem Kreiscommiffar, dem Kreis-Ingenieur, 
mit Zuziehung des Teichbefigerd und ſämmtlicher auf: und abwärtiger 
Anrainer, an Ort und Stelle abgefendet werden. 

Nah gefhöpfter Ueberzeugung von der planmäßigen und foliden 
Herftellung des Dammes und der Waſſerwerke, foll von Seite der 
Commiſſion fogleich die Veranlaffung getroffen werden, damit in Ges 
genwart der Intereffenten in einer etwa eine Klafter tief ausgehobenen 
Grube ein 10 bis 12 Zoll ftarfer, hinlanglich langer eichener Pfahl 
nicht fern vom Damme, und an der Worderfeite desfelben mit dem 
Zopfende nach aufwärts, fenfrecht, tief, feft und dergeftalt eingerammt 
werden, daß deſſen oberes Ende horizontal abgefchnitten, und mit einer 
Eupfernen oder eifernen Kapfel beſchlagen, genau einen Zoll über den 
bewilligten Waſſerſtand hervorrage. 

Um diefen Sicherpfahl vor jedem Heben zu verwahren, find an 
demfelben in der Grube zwei fünf Fuß lange Hölzer Ereuzförmig zu 
befeftigen, und ift fodann die Grube mit trockenem Fetten oder Lehm 
feft auszuftampfen. 

Ueberdieß fell mittelft des Nivelier-Inftrumentes genau unterfucht 
werben, um wie viel der Kopf des Sicherpfahles höher oder tiefer liege, 
als irgend ein Punkt an einem in der Nähe befinolichen feften dauer» 
haften Gegenftande, etwa einem gemauerten Haufe, oder einem eigends 
auf trocdenem Boden tief eingeramımnten, ebenfalls oben mit einer Me: 
tallplatte oder Kapfel befchlagenen, ganz in der Erbe figenden Pfahle, 
und wie tief ferner der Schweller jeder Schleuße unter dem bemwilligten 
Zeichipiegel liegen werde. 

Hierauf kann der Teich bis auf die bewilligte Höhe angelaffen 
werden. 

Achtens. Ueber diefe ganze Verhandlung foll ein genaues Pro: 
tokoll mit vollftändiger Befchreibung der Gränzen des Teiches, des 
Dammes, der Schleußen und deren Deffnungen ıc. aufgenommen, 
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dasfelbe von allen Intereifenten mitunterfertiget, und dem Kreisamte 
fammt dem bydrotechnifhen Plane der ganzen Gegend, in weldhem 
das Teichproject genau eingezeichnet ift, und dem Plane des Dammes 
und der Schleußen,, zur forgfältigen Aufbewahrung vorgelegt werben. 

Neuntens. Der im $. 7. erwähnte Sicherpfahl foll auch in 
Zukunft immer einen Zoll über den MWaiferfpiegel hervorragen und 
fihtbar fein, daher auch das Zeichen der Schleußenſchützen darnach 
vorgenommen werden. 


U. Abſchnitt. 


Betreffend die Anordnungen für fhon beftehende 
Teiche. 


Außer den bereits beſtehenden Beſtimmungen, welche das Kreis— 
ſchreiben vom 8. Zänner 1788, dann das Patent vom 1. Dezember 
1814 in Abficht auf die Confervation der ſchon beftehenden Teiche vor: 
ſchreibt, wird noch Folgendes feitgefegt: 

Zehntens. Bei allen Zeichen, welche geändert oder regulirt 
werden, follen die Beftimmungen des I. Abfchnittes diefer Werord- 
nung eben fo beobachtet und befolgt werden, ald wenn es fih um 
Herftellung eines ganz neuen Teiches handeln möchte. 

Eilftens. Sn feinem Teiche darf das Waffer höher gefpannt 
werden, ald bewilligt ift, oder bisher üblich war. 

Jedem Teicheigenthümer oder ZQeichbefiger wird vielmehr zur 
Pflicht gemacht, dafür zu forgen, daß die Schügen der Schleußen 
immer gleich, fobald das Waſſer zu jteigen anfängt, und nah Maß— 
gabe diefed Steigens gezogen werden, damit der bewilligte oder ges 
wöhnlihe Waſſerſtand auf feinen Fall überfpannt werde. 

Zwölftens Zur Zeit einer Gefahr fol der Teichbefiger oder 
Zeicheigenthümer das Waſſer zeitlich genug unter der beftimmten Höhe 
ablaffen, damit das von Oben Eommende Waffer nicht den Damm 
überfteige und Verheerung anrichte. 

Dreizehntens. In dem zum Teiche fließenden Bache oder 
Fluſſe darf behufs der Fifcherei durchaus Fein Zaun oder eine Wehre 
aus was immer für Materiale errichtet werden, und es müjlen bie 
ſchon beftehenden derlei Zäune oder Wehren ganz herausgeräumt, und 
erforderlichen Falls nur Fifcher- oder Drahtnege, oder Fiicherrechen, 
entjprechend dem $. 5 diefer Vorfchrift angelegt werden. 

Vierzehntens. Jedem ZTeicheigenthümer wird zur Pflicht ges 
macht, nicht nur den Teich in zunehmender Breite für den Durchzug 
des zufließenden Waſſers von der Schleuße zum Wache oder Fluſſe hin, 
fondern auch letzteren, fo weit als fich die Wirkung des Teiches er- 
ſtreckt, von allen Waſſerpflanzen und neuen Grunderhöhungen jährlich 
vollftändig zu reinigen. 

Fünfzehntens. In die zwifchen dein Teiche hinziehenden 
Bäche oder Flüffe follen Feine Steine, Sträuche oder Bäume u. dgl. 
geworfen, die Ufer nicht abgegraben, und die beim Flachsröften ge: 
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brauchten Pflöcde, Wafen und Steine immer wieder vollftändig aus: 
geräumt werden. 

Schzehntens. Die bei Zeichen befindlihen Wehren oder 
Ueberfälle und Schleußen mit hochliegenden Schwellern follen befonders 
bei Hauptreparaturen und Neconftructionen in Grundfchleußen umge: 
ftaltet, oder diefe entfprechend dem $. 8. diefer Worfchrift für neue 
Teiche, erbaut werden. 

Siebenzehntens. An allen Teichfhleußen follen die Schü: 
gen nicht höher fein, ald daß deren oberer Hand gerade in der Ebene 
der bewilligten Teichſpannung, oder des herkömmlichen Waflerftandes 
liege. Der höhere Theil foll überall abgefchnitten werden. 

Achtzehntens. Kein Wehrüberfall: oder Schleußenfchweller 
darf auf irgend eine Art erhöhet werden. 

Neunzehntens. Jeder Teich fol nach Verhältnif feiner Rage, 
Größe und feines möglich größten Zufluffes mit einer, oder nah Um: 
ftänden mit mehreren zureichend weiten , folid und immer in den tief: 
ften Punkten gebauten Grundfchleußen verfehen fein. Teiche, deren 
Dämme bei anwachfendem Waſſer lediglich durchftochen werden, dür- 
fen nicht beftehen , weil hierdurch der abwärtigen Gegend unverfennba- 
rer Schaden zugeht. 

Zwanzigftens. Die auf den Teihdammen befindlichen Bäume 
folfen zur geböriger Zeit geföpft, und wenn dieſelben abgeftanden 
find, weggefchafft, deren Wurzeln ausgegraben, und die Löcher mit 
guter Dammerde ausgeftampft werben. 


1. Abfänitt. 


Strafbeftimmungen bei Uebertretungen ber Teich: 
Polizei-Vorſchriften. 


Ein und zwanzigſtens. Alle Verletzungen der gegenwärti— 
gen Vorfchriften ziehen entweder eine gefegliche Strafe, oder die Pflicht 
zur Entſchädigung, oder Beides zugleich nach fich. 

Iſt die Handlung von der Art, daß diefelbe zu den im St. G. B. 
über Verbrechen oder ſchwere Poliyei:Uebertretungen enthaltenen Be: 
ftimmungen gehört, fo ift das im &t. G. B. vorgefchriebene Verfah⸗ 
ren ohne Vorzug einzuleiten und durchzuführen; ift aber die Verle: 
gung weder ein Verbrechen, noch eine ſchwere Polizei:Mebertretung, 
fo hat das Kreisamt diefelbe als ein politifches Vergehen auf eine den 
Umftänden angemeffene Art, unter Freilaffung des Nefurfes in erfter 
Inſtanz, zu beftrafen. 

Zwei und zwanzigitens. Jede Beſchädigung, fie mag aus 
einer ftrafbaren, oder nach den erhobenen Umftänden ganz; unftrafba: 
ren Handlung entitanden fein, muß, in fo ferne hierdurch eine Privat: 
partei an ihrer Perfon oder an ihrem Vermögen benachtheiligt wird, 
nad) den Vorfchriften des a. 6. G. B. der Veurtheilung des Civil: 
richters überlaffen bleiben. 
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Drei und zwanzigftens. In fo fern aber von den Eigen: 
thümern oder ihren Leuten, für welche fie haften müſſen, öffentliche 
Anftalten und Schugwerfe befchädiget werden, die vom Staatsſchatze 
zu unterhalten find, wird die Beftimmung des Entfhädigungsbetrages, 
nach vorausgegangener Erwägung, unmittelbar von der Landesftelle 
erfolgen., und der Erfag vom Kreisamte im gewöhnlichen Wege ein- 
gebracht werden. 


IV, Abſchnitt. 


Die zur fiheren Handhabung und Aufredthaltung 
diefer Beftimmungen erforderliben Anordnungen. 

Vier und zwanzigftens. Die Aufficht auf die genaue Er: 
fullung diefer Anordnungen wird dem Kreisamte übertragen, welche 
Auffiht dasfelbe dur die Kreis-Commiſſäre, Kreis: und Bezirfs- 
Aerzte, den Kreid-Ingenieur zu beforgen, und dem Gubernium jähr- 
lich die gemachten Wahrnehmungen und getroffenen Verfügungen an- 
zuzeigen haben wird. 


Beftrafung boshafter Befhäadigungen fremden Ei- 
gentbums, wo nur ein geringer Schade zugefügt 
wurde. 


231. Hoffanzlei:Decret vom 1. April 1826, 3. 8783, an fämmtl. 
Länderftelen mit Ausnahme von Dalmatien; n. ö. Reggs. Ver. 
vom 12, April 1826, 3. 17,162, an bie f, k. K. Aemter, bie 
Pol. Ob. Dir,, den Wr. Magiftrat und die Dominien in Wien; 
Ber, des tirolifchen Gub. vom 21. April 1826, 3. 6664; bed 
Sub. in Krain vom 20. April 1826, 3. 6998; des mähri- 
fchen Gub. vom 21. April 1826, 3. 10,629 ; bed böhmifchen 
Sub. vom 20. April 1826, 3. 10,629; und des galizifchen 
Sub. vom 4. Mai 1826, 3. 23,379; dann Juſtiz-Hofdecret 
vom 18. Februar 1826, an fämmtliche Appellations:Gerichte. 


(Allg. polit. und allg. Zuft. Gefesfamml., Nr. 2163, dann Prov. 
Sefegfamml. für Nied. Defterr., Tirol, Krain, Mähren, Böhmen 
und Galizien vom 3%. 1826.) 


Ein vorgekommener Fall boshafter Beſchädigung fremden Eigen- 
thumes hat zur Erörterung der Frage Veranlaffung gegeben, ob „ein 
Vergehen folcher Art, auch wenn der Schade nicht über 25 Gulden 
beträgt, nach dem $. 74 des I. Theiles des Strafgefegbuches ald Ver: 
brechen zu beitrafen, und cb über diefen Gegenftand nicht ein neues 
beftimmteres Geſetz nothwendig fei ?" 

Ueber einen darüber erftatteten Vortrag der k. E. Hofcommilfion 
in Zuftig= ©efegfachen haben Seine k. k. Majeftät mit allerhöchfter 
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Entfchliefung vom 1. Februar 1826 zu befehlen geruhet, daß es noch 
ferner bei der beftimmten Anordnung des 74. $. des Strafgefegbuches 
zu verbleiben habe, und die Zuftizbehörden für die genaue Beobachtung 
desfelben verantwortlich zu machen feien. 


$. 77. 
Ueberhaupt ift die Hinwegreißung oder abfichtliche Lefsätigung 


aufgeftellter 


Beſchädigung aller Warnungszeichen, welche, um Unglück Warnungszei- 
zu verhüten, aufgeftellet werden, eine ſchwere Polizei- aa 
Uebertretung , die insgemein mit Arreft von drei Tagen 
biö zu drei Monaten; bei unterlaufender größerer Bos— 
beit, und erfolgtem Schaden aber mit eben fo langem 
jtrengem Arreſte zu beftrafen ift. 

(Siehe auch die 88. 133, 174 und 176 II. Thl. St. G. 3.) . 


$. 78. 
Da der öffentlichen Auffiht ein genaues Kenntniß uebertretungen 


en die Polis 


aller Einwohner und Fremden von größter Wichtigkeit je. Borfäriften 
fein muß ; fo wird jede Nichtbefolgung der in diefer Ab: "zunmung ter 
ficht an jedem Orte indbefondere beitehenden Vorſchrif- gntommenden 
ten, als eine fchwere Polizei-Mebertretung betrachtet, und Beränderungen 
beftrafet. Die Fälle diefer Webertretung find *): N 


— 


*) Anmerkung. Da bas Gefes bier die Nichtbefolgung ber an jebem 
einzelnen Orte beftehenden Vorfchriften als die Uebertretung be: 
ſtimmt, fo follten, ftrenge genommen, um den Richter in die Lage zu 
fegen, über das Vorhandenfein einer foldhen Webertretung urthei— 
len zu Eönnen, bier alle jene Verordnungen aufgeführt werden, 
welche entweder für einzelne Provinzen, für einzelne ortsobrigkeitliche 
Bezirke, ja felbft nur heile eines folchen Bezirkes entweder für im: 
mer ober für eine beftimmte Zeit feitgefest find. Die Löfung bicfer 
Aufgabe halte ih nun für unmöglich, aber auch für unnöthig. Das er: 
ftere, weil ſolche Borfchriften, da fie nicht felten von Kreisämtern ober 
gar von ben Ortsobrigkeiten erlaffen werben, nicht jene Publizität 
erlangt haben, daß der Geſetzſammler, fei er auch mit ben reich: 
baltigften Quellen verfehen, zu ihrer Kenntniß gelangen kann, für un: 
nöthig, weil fie in jenen Orten oder Diſtrikten, für welche fie geiten, 
hinreichend befannt find, und in der Regel felbft gedrudt zur Kennt: 
niß des Yublitums gebracht werden, wie dieß bei den Vorfchriften über 
Meldung der Fremden, der VBermiethbungen und XAftervermiethungen 
der Fall ift, und fie daher weder den Fremden, für welche fie in 
jedem Gafthofe gedrudt vorhanden find, noch den Einwohnern und am 
allerwenigften dem Richter, der fie vielleicht felbft erlaffen, unbekannt 
fein weroen. Für die Hauptftadt, für jede Provinzialhauprftadt, für 
die Babeorte, für Grängbezirke u, f. f. beftehen hierüber fpezielle Beftimz 


Lützenau's Gefegfammlung, I. Bd. 15 


Strafe der 
Hauseigenthü⸗ 


mer xtX. 2. 
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a) Wann ein Hauseigenthümer, Adminiftrator, 
Sequefter, oder wer fonft der Verwaltung eined Haufes 
vorfteht, die mit feinen Beſtandnehmern vorgehenden 
Beränderungen in der vorgefchriebenen Zeit nicht anzei- 
get. Die Strafe ift nad Verfchiedenheit der Städte und 
des Häufer-Ertrages fünf bis fünfzig Gulden. 


Verordnungen für Wien. 


232. Auszug aus der Verordnung für Wien vom 22. April 
1765. 


(Kropatſchek's Gefegfamml. vom J. 1765, Nr. 794.) 


Da zuwider der in Sicherheitsfachen vielfältig ergangenen Paten: 
te, Generalien und Verordnungen vielen Vagabunden und müßigen 
Leuten der Aufenthalt hier Landes geftattet wird, fo follen in Zufunft 
all und jede in der Nefidenzftadt Wien und in den anliegenden Vor: 
ftädten befindliche bürgerliche und unbürgerliche, freisbeneficiaten und 
andere geiftlihe Häuſereigenthümer, oder deren Verwalter, Quartiers- 
leute, Wirthe und Gaſtgeber, wie auch alle diejenigen, fo darin einige 
Mohnungen oder Zimmer jahr-, monat, wochen: oder tagweis im 
Beſtand oder Afterbeftand verlaffen, oder Gaſt⸗, Koft- und Bettge: 
ber halten, alle ihre Inwohner, Beſtand- oder Afterbeftandleute, 
welche einen zehnjährigen hierländigen Aufenthalt noch nicht vollitreckt 
haben, wie auch Gaſt-, Keft: und Bettgeher, fo oft eine Veränderung 
mit ihnen fürgehet, und zwar die neuannehmende Partei mit Namen, 
Religion, Alter, Vaterland, Condition, Profeflion, Verrichtung oder 
Handthierung und der Anmerkung, ob fie verheirathet oder nicht ? von 
wannen fie anher gefommen? wie lange fich jelbe bereits allhier auf: 
gehalten, und noch ferner zu verbleiben gedenken? und mit was fie 
fih Zeit ihres Hierſeins ernähret haben? mittelft fchon erwähnt bereits 
längere Zeit her eingeführter gewöhnlicher Kundfchaftszettel, welche in 
der N. De. Regierungsficherheitsfanzlei, und tem dafelbftigen Polizei: 


mungen. Ih babe mid aus den eben angeführten Gründen bie 
mich auch bei dem $. 89 II. Thl. des St, G. B. zu einem ähnlichen 
Verfahren beftimmten, nur auf einige wenige allgemeine für Wien 
dann einige Provinzialspauptftäbte beftehende Vorſchriften beſchränkt. 
Mehr Eonnte felbft der Herr Dr. und Profeffor Kopes in feinem 
Werke: „Defterreihifche politiſche Gefegkunde, II. Bd,, Wien 1819’ 
nicht leiften, obfchon es bei ihm, gewiß einem der fhäßbarften und uner: 
müdlichften genauen Gompilatoren,, weber an Sachkunde noch an Fleiß 
gefehlt hat. Bezüglich der Unmöglichkeit, in diefer Beziehung etwas 
Vollſtändiges zu leiften, berufe ich mich auf die Vorerinnerung biefes 
hochgeachteten Schriftftellers zu dem erften Bande ber politifchen Geſetz⸗ 
kunde, Wien, 1807, 
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Amte jederzeit unentgeltlich zu bekommen find, längſtens zwifchen 24 
Stunden von Zeit der gefchehenen Veränderung unter der ausgemef- 
fenen Strafe, in fo weit ed den Bezirk der Stadt felbft betrifft, in 
eben erfagter N. De. Regierungs: Sicherheitsfanzlei und dem dafigen 
Polizeiamte, in den WVorftädten aber bei einem jeweiligen Grundrichter 
jur gleichmäßigen weiteren Weberreichung an die Sicherheitsfanzlei und 
das Polizeiamt geziemend und bei der ausgemeffenen Strafe anzeigen, 
anbei auch den hierwegen erft Fürzlich aus dem Stadts- und Vorftadts: 
bürgerftande eigends aufgeftellten Hausvifitations:Commiffarien in der 
ihnen aufgetragenen Obliegenheit alle Hülfe, Vorſchub und Parizion 
zu leiften fchuldig und verbunden fein. Damit aber diefe heilfame Ab- 
fiht um fo mehr und verläßlicher in das Werk gefegt werde, fe follen 
alle Hauseigenthümer,, Verwalter, Adminiftratoren oder Sequefters 
von Zeit zu Zeit, und wenigftens allmonatlich einmal bei ihren fanımts 
lichen Beftand= oder Afterbeftandinhabern, ob und wer allenfalld außer 
ihrer anfonftigen Hausgenoffenfchaft Fremder allda ſich aufhält, die 
verläßliche Auskunft einholen, und falls fih Semand, der nicht ange: 
zeigt, und mit dem gehörigen Kundfchaftszettel verfehen, würde be— 
treten laffen, alle dergleichen Perfonen ohne mindeften Zeitverluft alfo: 
gewiß anzeigen, ald in Widrigem dergleichen Uebertreter das erfte Mal 
um 6, das zweite Mal um 12, und das dritte Mal um 24 Rthl. *) 
ganz unnachläßlich geftraft, im öftern Betretungsfalle aber mit noch 
fchärferer Beſtrafung, die mittellofen Perfonen hingegen mit einer 
gemeffenen Leibesftrafe angefehen ; dem Denunzianten aber jederzeit 
die Halbfcheid der eingehenden Geldftrafe von erfagtem Polizeiamte 
als eine Ergöglichfeit ausgefolgt werden würde. 


233. Auszug aus der Polizei-Ordnung für Wien von 2. März 
1776. 


(Kropatfchet's Gefegfamml. vom J. 1776.) 


$.8. Die Hauseigenthümer , Sequefter, Hausverwalter, oder 
unter was immer für einem Namen Zemanden die Aufficht über ein 
Haus überlaifen fein mag, haben nad) dem Inhalte der unterm 22. April 
1765 erlaffenen Verordnung, fo im 4. Bande diefer Sammlung 
©. 376 — 378 unter Nr. 794 (232) zu finden ift, — die in 
ihren Käufern gefchehenen Veränderungen jedesmal von halb zu halb, 
oder von viertel zu viertel Jahr, nachdem nämlich in der Stadt, und 
in den Vorftädten die Ausziehzeit üblich ift, bei dem Vezirksauffeher 
anzuzeigen, und in diefen Anzeigen die Namen und den Stand der 
aus: und einziehenden Parteien genau einzufcdalten; und nachdem beobs 
achtet worden, daß die Wohnparteien die vierteljährigen 
Militär Meldungszettel mit der Anzeige zu vermengen 


*) Es verfteht fi von felbft, daß dieſe Straffanktionen durch ben $. 78 
u. Thl. St. G. B. eine Aenderung erlitten haben. 
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pflegen, fo ift die Erinnerung nicht überflüffig, daß diefe ſowohl, als 
überhaupt alle wegen Afterbeitand, und Aufenthalt einzureichenden 
Anzeigzettel mit dem gleichfalls üblichen vierteljährigen Meldungszetteln 
nichts gemein haben, fondern von jenen eine eben fo verjchiedene 
Sache find, als der Endzweck dabei von jenem der Meldungszet- 
tel unterfchieden ift. 

$. 9. Unter den beftändigen Snwohnern find Einige, welche nicht 
unmittelbar von den Hauseigenthümern oder Verwaltern, felbft Woh— 
nungen gemiethet, fondern entweder Zimmer blos in Afterbeftand inne 
haben, oder auf derlei Zimmern und Kammern zu Koſt und Bette, 
auch nur zu Bette allein gehen. In Anſehung diefer ift bereits unterm 
22. April 1765 eine geichärfte Verordnung erlaffen worden, daß derlei 
Afterbeftandnehmer, oder fogenannte Koft- und Vettgänger mittelft 
eines unentgeltlich abzureichenden, und die nothwendigen Nubrifen 
enthaltenden Anzeigzettels von den Beſtandgebern feldft, jedesmal bei 
dem Negierungspelizeiamte, oder Grundgerichte fogleich angezeigt, und 
diejenigen, fo diefe Anzeige unterlaffen würden, mit einer beftimmten 
Geldſtrafe, die Mittellofen aber mit einer Förperlihen Züchtigung an— 
gefehen werden follen. Es ift weiters den Hauseigenthümern, Ver: 
waltern, Sequeitern u. dgl. ausdrücklich gebeten, wenigftend monat⸗ 
lich einmal bei ihren Beſtand- oder Afterbeftandinhabern, ch und wer 
außer den beftändigen Hausgenoſſen bei ihnen Aufenthalt hat, Nach: 
richt einzuholen, und die Fremden bei erfigedacdhter Beftrafung an: 
juzeigen ; und wird die in diefer Sache erlaffene Verordnung nidyt nur 
in feinem Punkte entfräftet, fondern vielmehr erneuert und beftätigt. 
Weil jedoch die bei Unterlaffung der Anzeige eintretenden Umftände 
fehr verfchieden, und manchmal von folder Wichtigkeit fein Fönnen, 
daß eine allgemein ausgemejlene Geldftrafe in befonderem Falle von 
der Uebertretung nicht Fräftig genug abhalten würde, fo wird es der 
n. 6. Negierung überlaffen, die Strafe bei Unterlaffung der fo ernit= 
haft eingefchärften Anzeige jedesmal nach verhältniimäßig mehrerer 
oder minderer Erheblichkeit des Vorfalls, jedoch allzeit mit aller Strenge 
zu beſtimmen. 

$. 10. Die Fremden treten entweder in Gafthäufern, oder in 
anderen Wohnungen ab; auch in Anfehung derfelben wird die dieffalls 
wegen ihrer Anzeige durch obgedachte Verordnung vom 22. April 
1765 (232) eingeführte Ordnung mit der einzigen Abänderung be: 
ftätigt , daß, wie bisher, die Anzeigzettel entweder unmittelbar in dem 
Regierungs: Polizeiamte, cder bei den Grundrichtern abgefordert, und 
in jedem Bezirfe von dem Bezirksaufſeher abverlangt, demfelben mit 
den ausgefüllten Nubrifen nech an dem eigenen Qage, an weldem 
der Fremde eingetreten, oder längftens am nachfolgenden Morgen 
übergeben und nach der Berichtigung ven eben demfelben wieder ab: 
geholet werden follen, 
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234. Niederöfterreihifhe Negierungs - Verordnung vom l, De: 
jember 1791. 


(Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom J. 1791.) 


Durch mehrfältig erlaffene Verordnungen ift allen und jeden, von 
was Stande und Würde fie immer fein mögen, fowohl in diefer E. k. 
Nefidenzitadt felbft, als aud in den anliegenten Vorftädten befindli- 
chen bürgerlichen und unbürgerlihen Hausinhabern, oder deren Se— 
queftern und Adminiftratoren , Beneficiaten oder anderen Eigenthümern 
und Derwaltern geiftlicher Häufer, nicht minder den Quartiersinha- 
bern, Bier: und Weinwirthen, Traiteuren oder Gaftgebern, und übers 
haupt allen denjenigen, welche fowohl in der Stadt als den Vorftäd: 
ten einige Wohnungen oder Zimmer jahr-, monat, wochen: oder 
tagweife in Beftand oder Afterbeftand verlaffen, oder Gaſt-, Koft: 
und Bettgeher halten, vorgefchrieben worden, nicht allein über dieje: 
nigen Parteien bei der Polizei die umftändliche Anzeige zu machen, 
und die dießfälligen Veränderungen nachzutragen, welche ordentliche 
Zahreswohnungen gemiethet haben, fondern oder hauptſächlich die in 
Aftermiethe befindlichen Parteien vermittelt der eingeführten unentgelt- 
lichen Kundfchaftszettel allfogleich und zwar längftens binnen 24 Stun: 
den, bei dem Polizeiamte vorfchriftmäaßig zu melden. 

Da nun vermöge der unter dem 1. November 1791 erlaffenen 
Kundmachung in der Stadt ſowohl, ald in den Vorftädten eigene Ber 
zirfödirectionen angeftellt find, fo wird hiermit allen Hausbefigern oder 
Verweſern in und vor der Stadt aufgetragen, daß fie längftens binnen 
14 Zagen vom untengefegten Datum an, getreue Verzeichniffe über 
ihre Sahresparteien mit deren Vor: und Zunamen, Charakter oder 
Condition , bei der Bezirksdirection des Bezirks unfehlbar einreichen, 
und ebenfo die jedesmaligen Veränderungen mit ſolchen Inwohnern 
ohne Verzug verläßlich nadhtragen. 

Was die Afterbeftandgeber belanget, fo haben diefelben jede bei 
ihnen kurze und längere Zeit fih aufhaltende einheimifche oder freinde 
Partei, weh Standes diefelbe auch fein möge, binnen 24 Stunden 
in die bei den SPolizeibezirfsdirectionen chne Entgelt zu empfangen- 
den gedruckten Anzeigzettel nach allen an folchen angedeuteten Rubri— 
Een getreu einzufchreiben, und diefe ausgefüllten Zettel bei erſtgedach— 
ten Bezirfödirectionen einzureichen. Uebrigens liegt den Hauseigenthü— 
mern oder ihren &tellvertretern noch fernerhin die Pfliht ob, auf den 
Vollzug, daß die in ihren Haufern vorhandenen Afterbeftandgeber aller 
Gattung ohne Ausnahme , die. bei denfelben fih aufhaltenden Perfe- 
nen allfogleich anzuzeigen, alles Ernftes zu wachen, und bei Entde: 
Kung einer Saumfeligfeit, eder wehl gar gefliffentlicher Verheimli— 
hung, unter eigner Haftung die Polizeibezirfsdirectionen des Bezirkes 
bievon zu benachrichtigen. 

Nach vorftehender Elarer Richtſchnur hat fi demnach Jedermann 
pflichtſchuldig zu achten. 
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233. Nieder : öfterreichifche Regierungs. Verordnung vom 1, Mai 
1795, 3. 7899. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1795.) 


Nah Beendigung der von Sr. Majeftät für die Haupt: und Ne: 
fidenzftadt Wien vorgefchriebenen Revifion des Populationsftandes, und 
Berichtigung der hierin eingeriffenen Unordnungen,, hat man für die 
in den Vorftädten diefer Haupts und Refidenzitadt vorzunehmende jähr- 
liche Revifion folgende Mafregeln zur Richtſchnur feftzufegen für nö— 
thig erachtet : 

Erftens, hat jeder Hausinhaber, Adminiftrator und Sequeſter 
feinen Einwohnern zu bedeuten, daß fie an dem Tage, an welchem die 
Sommiffion in feinem Haufe erfcheint, und der ihm Tages vorher 
wird befannt gemacht werden, felbft zu Haufe bleiben, und, fo viel 
als möglich, ihre Angehörigen und Dienftboten zu Haufe behalten. 

Zweitens, foll jeder Hausinhaber, Sequefter und Adminiftrator 
14 Tage nach jeder Ausziehzeit, die in feinem Haufe in den Familien 
fowohl, als bei dem Zugvieh gefchehenen Veränderungen, bei drei 
Rthlr. Strafe, ordentlich , jede Veränderung unter der Zeit aber je— 
desmal binnen 14 Tagen, auf die bisher gewöhnliche Art, bei der 
Grundobrigfeit anzeigen. 

Um überzeugt zu fein, ob Diefem genau nachgelebt werde, wird 

ae — zu Zeit von Seite der Grundobrigkeit die Unterſuchung 
eſchehen. 
Drittens, ſoll von jenen, die ſich auf eine Zeit, oder be— 
ftändig bei einer Familie aufhalten, dad Tagzettel zweifach verfaßt, 
und fo wie eines an die Polizei abzugeben ift, das andere bei dem Son: 
ſcriptions⸗ Amte binnen 14 Tagen, unter vorgedachter Strafe, einge: 
reichet werden. 

Viertens, hat fih Jedermann, welcher der Confeription un- 
terliegt, wenn er von hier abreifen will, jedesmal vorher bei der 
Grundobrigfeit zu melden. 

Sünftens, follen die ausziehenden Parteien, unter obgedachter 
Strafe, gehalten fein, ihren alten Hausherren die Nummern ihrer 
neuen Wohnungen bei der Ausziehzeit getreu und unfehlbar anzuzei= 
gen, damit man in die genaue Kenntnif der Quartiers s Veränderun- 
gen gefeget, und dadurch der vorgeſteckte Endzweck erreichet werde. 


236. Nieder⸗öſterreichiſche Regierungs-Verordnung vom 8. Juni 
1795. 


(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom J. 1795.) 


Es ift zwar durch die Verordnung vom 27. November v. J. und 
vom 1. Mai d. J. (235) befohlen worden, daß von Jenen, die 
fi) auf eine Zeit, oder beftändig bei einer Familie aufhalten, das 
Tagzettel zweifach verfaßt, und fo wie eines an die Polizei abzugeben ift, 
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das andere bei dem Confcriptionsamte binnen 14 Tagen, bei drei 
Neichsthalern Strafe, eingereicht werden foll; ferner, daß die auszie- 
benden Parteien, unter obgedachter Strafe, gehalten fein follen, ihren 
alten Hausherren die Nummern ihrer neuen Wohnungen bei der Aus: 
ziebzeit getreu und unfehlbar anzuzeigen; weil aber diefe fo nügliche 
als nothiwendige Anordnungen von Einigen mißverftanden, und von An: 
dern gang abfichtwidrig ausgelegt worden find; fo wird auf allerhöcdh: 
ften Befehl hierdurd nachdrücklich, zur Erleichterung der Beftandver: 
laffer verordnet: 

1) Daß jede Partei, ohne Unterfchied ded Standes, welche Woh- 
nungen ceder Zimmer, jahr, monat-, wochen- oder tagweife in 
Afterbeftand verläßt, oder welche Gaft:, Koft= oder Bettgeher durch 
längere Zeit, oder auch nur über Nacht hält, vermittelft der gedruck- 
ten Meldzettel, die unentgeltlich verabfolgt werden, und für welche 
in feinem Falle an Zemanden etwas zu bezahlen ift; die folchergeftalt 
aufgenommenen Parteien längftens binnen 24 Stunden unter der ob: 
berührten Strafe, ganz unfehlbar, und zwar zweifach der Polizei, 
von welcher das Duplicat dem Magiftratual- Conferiptionsamte mitge- 
theilt wird, anzuzeigen haben, wodurch es demnach für die Zukunft 
davon abzufommen hat, daß die Duplicate diefer Anzeigzettel von der 
Partei bei dem Conferiptionsamte des Magiftrates eingereichet werden 
müffen. Es find daher 

2) diefe Anzeigzettel, und zwar in ber Stadt bei der E E£. Po- 
ligei » Oberdirection, in den Vorſtaͤdten aber bei dem auf jedem Grunde 
beftellten Grundgerichte zweifach einzureichen, und von da wieder abs 
zuholen. Endlich 

3) müffen fowohl die Zahrszinsparteien, als auch die Afterbe- 
ftandparteien, und zwar erftere ihren alten Hausherren, legtere aber 
ihren alten Afterbeftandverlaflern, die Nummern ihrer neuen Woh- 
nungen, unter obiger Strafe bei dem Auszichen, getreu und gan 
unfehlbar anzeigen. 


Verordnung für Linz. 
(Siehe bie Anmerkung *). 


Verordnungen für Grag. 


237. Auszug aus der Polizei: Ordnung für Steiermark, Kärn: 
then und Krain vom 31. Mai 1786. 


(Kropatfchet’s Gefesfamml. vom 3. 1786.) 


*) Anmerkung. Herr Regierungdrath Kudler bemerkt in feinem Werke, 
Erklärung des Strafgefehes, 5. Auflage, Seite 189, I. Bd., daß für 
Linz ber Zermin von 14 Tagen zur Anzeige der Wohnungsverän: 
derungen vorgefchrieben fei. (Ber. vom 15. Nov, 1814.) Da ich diefe 
Verordnung in keiner Gefegfammlung aufzufinden vermochte, berufe ich 
mid auf das erwähnte Handbuch. 
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g. 1. Alle Hauseigenthümer oder ihre beftellten Hausverwalter, 
Sequefter, Wirthe, Gaftgeber und andere Parteien ohne Ausnahme 
eines Standes, welche in dem Umfange der Hauptftadt Gras inner 
den Linien, und in ihren Vorftädten ganze Wohnungen oder einzelne 
Zimmer, oder Schlaffammern auf Tage, Wochen, Monate oder Jahre 
in Beftand oder Afterbeftand verlaffen, oder fonft Bettgeher halten, 
haben nicht nur jede dieffällige Veränderung, gleih am Tage, wann 
die neue Partei einzieht, oder doch längftend den andern Tag früh 
bis 9 Uhr, fondern auch, in eben diefem Zeitpuncte, jede von aus: 
wärts dahin Eommende Perfon, wenn felbe auch nur eine einzige Nacht 
da verbleiben würde, nad der Sormulartabelle A dem k. k. Polizei: 
Amte jedesmal fo gewiß anzuzeigen, wie im Widrigen für jede gar 
nicht, oder zu fpät angezeigte Perfon, eine Strafe von zwei Neidhs- 
thalern unnachfichtlic eingebracht, auch wider die darin öfters fahr: 
läffig Befundenen, oder wenn fonft befchwerende Umftände unterwal: 
ten, mit noch fehärferer Geld» oder Leibeöftrafe vorgegangen werden 
wird, von welcher Geldftrafe dem Denuncianten mit Verſchweigung 
feines Namens jedesmal die Hälfte zufommen fol. 


Formular A. 


Befhreibung 
der in Örag angefommenen fremden Leute. 
Bei mir in der 
Stadt im 
Haufe hat die nachfolgende Perfon mit 
eingekehrt. Nennet 
ſich iſt alt 
Religion von 
gebürtig von Profeſſion 
oder Hanthierung 
hat vorher 
gewohnet. Gedenket hier 


zu verbleiben, und ſich mit 
zu ernähren. 
Hat Urkund oder Kundſchaft 
von bei ſich 
Gratz den ae 


5. Damit aber die Polizei gleich itzt die zweckmäßige Kenntnif 
ber inner den Linien der Hauptſtadt Grag und ihrer Vorftädte befind- 
lihen Beftandverlaffer, Beftandnehmer oder Inwohnersleute erlan: 
gen, und dadurch eine Art von Kontrolle für die Fünftigen Anzeigen 
erhalten möge, fo foll jeder Beſtand- und Afterbeftandverlaffer feine 
dermaligen Zinsparteien nach dem mehrerwähnten gedruckten Anzeigs- 
formulare dem k. k. Polizeiamte bis 15. Zuli namhaft madyen, von 
diefem Termine an aber die Anzeigen, fo wie die Wohnungsverände: 
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rungen vorfallen, ober Auswärtige neu ankommen, fort und fort 
einreichen. 


238. Hofdecret vom 3. Sänner 1794; ſteiermärkiſche Gub. 
Kundmachung vom 22, Febr. 1794. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom J. 1794.) 


Damit die Polizeidirection Eünftig von jedem Falle einer in der 
Stadt und den WVorftädten der Hauptitadt Grag gefchehenen Woh- 
nungs = Veränderung oder Ueberziehung einer Partei in ein anderes 
Haus, unterrichtet werde, wird hiermit verordnet, daß Fünftig alle 
Hausinhaber, Sequefter oder Hausverwalter über jeden folchen in ei- 
nem eigenthümlichen oder ihrer Beforgung anvertrautem Haufe fich er⸗ 
gebenden Weränderungsfall, eine ordentliche nach dem auf der Gegen- 
feite befindlichen Formular einzurichtende Anzeige, an obgedachte a 
lizeidirection, bei der auch zu diefem Ende vorbereitete gedruckte Ta— 
bellen unentgeltlich zu befommen find, um fo gewiſſer abgebe, als 
dadurch nicht nur die allgemeine Sicherheit, fondern felbft die Ber 
quemlichkeit des Publikums, welches dann bei der Polizeidirection Aus: 
kunft einholen kann, Vieles gewinnen würde. 

Uebrigens verftehet fih von felbft, daß es wegen gegenmwärtiger 
Verfügung von der bisherigen befonderen Anzeige über angefommene 
Fremde nicht abfomme, fonderm es noch ferner dabei fein unabänder- 
liches Verbleiben habe. 
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Namen 
des 
Haus⸗ 


eigenthümers. Stadt Por ſes. Parteien. | felben.| edig. verheis Tag. | Ro: 


Anzeige 


der in dad Haus des Unterzeichneten eingezogenen Parteien. 


Lage des ; 
Haufes inder| Name Igro,| Namen, Iſt eingezogen. 


bes der 
Hau⸗] eingezogenen 


ſtadt rathet. nat. 


Hat vorher gewohnt 
in der 
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VBorfhrift für Brünn. 


239, Auszug aus der Polizei » Orbnung für Brünn vom 12. 
Suni 1786. 


(Kropatſchek's Gefegfamml. Zof. 10, Bd.) 


$. 1. Alle Hausinhaber, Hausabminiftratoren, Hausinfpectoren, 
Gaſtwirthe und Inwohner oder Afterbeftandverlaffer, follen die An— 
zeigzettel ſämmtlicher Perfonen, denen fie den Unterftand auch nur 
über Eine Nacht in ihrem Haufe geben, entweder alfogleich oder den 
folgenden Tag darauf längftens bis 9 Uhr früh in dem dazu beftimm- 
ten Polizeiamte abgeben, widrigenfalls felbe bei erfimaliger Betretung 
mit einem Verweiſe ernftlih ermahnet, zum zweiten Mal mit 6 fl., 
zum dritten Mal mit 12 fl. beftrafet werden. 


Vorfhriften für Prag. 


240. Auszug aus der Polizei» Ordnung für Prag vom 30. April 
1787. 


(Kropatfchek's Geſetzſamml. Zof, 10. Bd.) 


1. Sollen alle Hausinhaber, Hausadminiftratoren, Hausinfpecto- 
ren, Gaftwirthe und Inwohner oder Afterbeftandverlaffer, die Anzeig- 
zettel fänmtlicher Leute, denen der Unterftand auch nur über Eine Nacht 
in ihrer Behauſung gegeben wird, entweder alfogleich oder den fols 
genden Tag darauf längftens bis 9 Uhr früh in dem dazu beftimmten 
Polizeiamte abgeben, widrigenfalls felbe bei erftmaliger Betretung mit 
einem Verweiſe ernftlih ermahnt, zum zweiten Mal mit 6 fl., zum 
dritten Male mit 12 fl. beftraft werden, 


24 1. Böhmiſche GubernialsVerordnung vom 26, Auguft 1805- 
(Kanka's Handbud I. Bd.) 


Dur die Nichtbefolgung mehrerer wiederholten Verordnungen, 
felbft jener in dem neuen Strafgefege über ſchwere Polizei » Hebertre: 
tungen $. 78 enthaltenen Beftimmung, ift bisher das in Polizeihin- 
fihten fo wichtige, zum Wohl des Staats und Sicherheit eines jeden 
einzelnen Mitbürgers unumgänglich nothwendige Anzeigwefen der an: 
kommenden Fremden nicht in jener Ordnung, welche diefer fo bedeu⸗ 
tende Gegenftand unumgänglich erfordert. 

In der von der Stadthauptmannfchaft erlaffenen Verordnung vom 
28. Auguſt 1804, wurde feftgefegt: 

1) Haben alle Hauseigenthumer ohne Ausnahme ded Standes 
oder ihre beftellten Hausverwalter und Sequefter, alle zur Beherber- 
gung berechtigte Wirthe, Anwohner oder Afterbeftandverlaffer, alle 
und jede Unterftandgeber, d. i., Schänker, Zubringer und Zubrin: 
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gerinnen, Hebammen, Herbergsväter u. dgl., welche in dem Umfange 
der biefigen k. k. Hauptftadt ganze Wohnungen oder einzelne Zimmer, 
Schlaffammern oder Bettftellen, auf Tage, Wochen, Monate oder 
auch auf längere Zeit an Fremde, fowohl In- als Ausländer über: 
laffen, fogleih an dem Tage, wenn bie Partei einzieht, oder wenn 
der fremde oder in Unterftand Genommene ankommt, längftend bis 
9 Uhr früh jede Perfon, oder Falld eine Partei mit mehreren Per: 
fonen eingeEehrt fein follte, jede Perfon der eingefehrten Partei ohne 
Unterſchied, ob fie unbedeutend oder hohen Ranges, befannt oder un: 
befannt fei, öfterd oder nur felten nah Prag Eomme, diefelbe möge 
auch nur einen Tag oder eine Nacht, oder einige Stunden allhier blei- 
ben, nad der vorgezeichneten Muftertabelle A der kaiſ. auch k. k. 
Stadthauptmannfchaft anzuzeigen, widrigens derjenige, der dawider 
bandeln follte, für den erften Fall mit einer Geldftrafe von 5 fl., und 
im Miederholungsfalle mit dem doppelten Strafbetrag für jede unans 
gezeigte Perfon nah dem $. 78 des Gefeges über ſchwere Polizei:Ue= 
bertretungen belegt werden wird. 

2) Sind zur leichtern und pünftlichern Erfüllung diefer Vorfchrift 
die gedruckten Anzeigzetteln, welche unentgeltlich ausgefolgt werden, 
und wofür in Eeinem Falle etwas an irgend Jemand zu bezahlen ift, 
bei der Faif. auch E. k. Stadthauptmannfchaft im erften Hauptviertel 
Nr. 314 neuer Bezeichnung, oder bei der in jedem Hauptviertel be— 
ftehenden Polizeihauptwache zu erheben, darin die angemerkten Ru: 
brifen richtig, deutlich und lesbar auszufüllen, über jeden einzelnen 
Fremden ein eigener Anzeigzettel ausjufertigen, und diefen Anzeigzet- 
tel ſonach der Eaif. auch E. k. Stadthauptmannfchaft einzureichen, wo 
diefelben nach gefchehener SProtofollirung und Aufdrücdfung der Stam- 
piglia auf Anmelden wieder zurückgeftellt werden, damit ſich Zeder im 
Nachforfchungsfalle über die gefchehene Anzeige mit Vorweifung des 
zurücerhaltenen revidirten Anzeiggetteld bei der Behörde auszuweifen 
im Stande fei. 

3) Darf fich Eein Fremder, wei Standes er auch fei, weigern, 
auf Verlangen ded Hausbefigers, Quartierinhabers, Beltandgebers 
oder Gaſtwirths, über die in dem Anzeigzettel enthaltenen Fragen 
deutlich und richtig Auskunft zu geben. Wenn aber Zemand in dem 
Meldungszettel fih einen falfhen Namen beilegen, einen falfchen 
Stand, eine falfche Beſchäftigung oder andere fälfchlihe Umftände 
angeben follte, wodurd die üffentlihe Aufficht irre geführt werden 
Eönnte, fo wird ein folder gemäß des bereits erwähnten $. 78 bes 
Geſetzes über ſchwere Polizei -» Hebertretungen nah Maßgabe der hiebei 
eingetretenen Umftände mit verhältnifmäßigem, auch firengem Arrefte 
und Abſchaffung aus der Stadt oder auch aus ſämmtlichen k. k. Erb: 
landen beftraft werden. 

So wie nun diefe Verfügungen von Jedermann auf das genaue: 
fte zu beobadhten find, fo findet man noch zu einer fihern Kontroll 
Golgendes feftzufegen : 
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4) Zeder Hauseigenthümer, Gaftwirth, kurz Jeder, welder ei- 
nen Sremden, das ift: einen in diefer Hauptitadt nicht mit einer ei- 
genen beftändigen Wohnung verfehenen, oder in wirklichen Hausdien- 
ften des Quartierinhabers ftehenden Menfchen auf mehrere Stunden, 
Tage oder Wochen beherberget, hat deinfelben bei feiner Abreife einen 
Veftätigungsfchein nach der sub B beiliegenden Muftertabelle, mit 
gehöriger Ausfüllung der Rubriken zu übergeben, welchen der Fremde 
fodann beim Durchpaffiren im Thore an den wachthabenden Polizei: 
foldaten abzugeben hat; ohne Beobachtung diefer Vorfchrift wird Eei- 
nem Fremden die Abreife geftattet. Diefe Scheine werden fodann täg: 
li von dem Polizeithorwachtpoften anher übergeben und revidirt wer: 
den, ob auch die betreffenden Reiſenden hierorts angezeigt worden find. 


Anzeige 
welche jeder Unterftandögeber über 
Zeden, dem ber Unterftand auch 
nur durd einige Stunden in feis 
nem Daufe gegeben wird, fogleich, 
oder längftens den folgenden Zag 
darauf unter fonftiger angemeffe- 
ner Strafe bei ber £. k. Stabt- 
bauptmannfhaft auf dem Ste: 
phansplage N.E. 314, neuer Zahl 
einzureichen hat. 


Stadtviertel] Haus: [sr 


Nummer 


Vor⸗ und Zuname 
bes Einkehrenden 


GSharacter 


Geburtsort und 
Baterland 


Lester Aufenthalts: 
. ort 


Gedenket ſich bier 
aufzuhalten 


Dat Paß und an— 
dere Urkunden von 





Prag den 180 


Name und GCharacter 


des Ausftellers, 


Gewöhnlicher Auf⸗ 





Beſtätigungsſchein 
welchen jeder Unterſtandsgeber je⸗ 
dem Fremden, dem er auch nur 
einen Tag, oder einige Stunden 
Unterftand gegeben, bei feiner Ab⸗ 
reife zu ertheilen, und diefer fos 
nad benfelben bei der Paffage 
durchs Thor ber Polizeiwache zu 

übergeben hat. 


Stabtviertel | — l»» 
Vor: und Zuname 
bes Eingekehrten 
und feiner Angehö- 
rigen fammt Cha⸗ 
racter. 


enthaltsort. 


Tag der Ankunft. 





Tag ber Abreiſe. 


Prag den 180 


Name und Character des 
Unterſtandgebers. 
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5) Werden zur Erleichterung und pünctlihen Erfüllung dieſer 
Pflicht, diefe Beftätigungsfcheine bei der Faif. auch k. k. Stadthaupt- 
mannfchaft, und den Polizeihauptwachen jedes Stadtviertels gedruckt 
erliegen, und Jedermann bei feinem Anmelden ganz; unentgeltlich aus: 
gefolgt werben. 

6) Um jedoch die fremden Neifenden wegen Nichtkenntniß diefer 
neuen Verfügung in keine Verlegenheit zu fegen, und die Unterftand: 
geber noch mehr an die Beobachtung diefer Anordnung zu Enüpfen, wers 
den Lestere jedem ankommenden Fremden die neue Anftalt befannt zu 
machen haben, widrigens diefelben für jeden Schaden eines Fremden, 
welcher aus Unwilfenheit ohne den nothwendigen Beftätigungsfchein 
reifet, und vom Thore zurückgewieſen wird, zu haften haben werden. 

7) Wird zur Emporbringung des Anzeigwefens Sedem, der das 
Dafein eines unangemeldeten Fremden hiererts anzeigt, das Drittheil 
der von dem Hausbefiger oder Quartiersinhaber zu zahlenden Geldftrafe 
biemit zugefichert. 

8) Tritt diefe Verordnung vom 15. September d. 3. in ihre 
volle Wirkfamkeit. 


242. Kundmahung der Prager Stabthauptmannfchaft vom 
10. Sänner 1809, republicirt unterm 16. Sänner 1819. 


(Borſchitzky's und Kanka's Handbuh 1. Bd.) 


Zur Erzielung der, jeder Polizeibehorde nothwendigen Kenntniß 
aller Einwohner, In-⸗ und Ausländer, welde in der bhierortigen 
Hauptftadt verweilen, wird ed nothwendig, daf von nun an alle mit 
Beftand oder Afterbeftandnehmern vorgehenden Veränderungen, und 
jede Unterftandgebung eines Fremden oder Inländers hierorts angezeigt 
werden. 

Es wird hiemit allgemein befannt gemacht, daß von nun an, 
eben fo wie bei der Conſcription, alfo auch hierorts 


a) Zeder Hauseigenthümer, Adminiftrator, Sequeſter oder wer 
fonft der Verwaltung eines Haufes vorfteht, jede mit feinen Beftand- 
gebern vorgenommene Veränderung in der vorgefchriebenen Zeit; 

b) Sedermann, welcher wochen» oder monatweife Zimmer in 
Afterbeftand nimmt, oder Bettgeher hält, diefe binnen 24 Stunden 
bei jedesmaliger Aenderung ; 

c) Zeder Gaſtwirth, der zur Aufnahme von fremden cder An: 
gändern berechtigt ift, jene die über Macht bleiben, des anderen Tages; 

d) Zeder Handwerker, Künftler und Meifter, welcher einen 
Arbeiter, Geſellen u. dgl. aufnimmt, folde binnen 24 Stunden ; 
endlich 

e) Sedermann, welcher einen Dritten beherberget, Unterftand 
gibt, oder in Beſtand nimmt, diefer fei Einwohner, In: oder Aus: 
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länder, denfelben binnen 24 Stunden bei dem hierortigen Anzeigspro⸗ 
tofoll anzuzeigen habe. 

Wovon daher Jedermann mit dem Bemerken verftänbiget wird, 
daf im Michtbefolgungsfalle die Uebertreter diefer Verordnung mit je: 
nen in dem höchſten Gefege über ſchwere Polizei-⸗Uebertretungen $. 78 
feftgefegten Strafen angefehen werden würben. 


Vorſchrift für Trieft. 
243. Auszug aus der Polizei-Ordnung für Trieſt vom JO, Juni 
1792. 


(Aug. polit. Geſetzſamml. vom J. 1792.) 
Polizei s Gegenftände. 


Aufmerffamkeit auf Fremde und Unbekannte; auf den Zugang 
und Abgang folcher Perfenen; in diefer Hinſicht alfo auf Fuhrleute, 
Landkutſcher zc. und alle Gelegenheiten, wodurch Ankömmlinge zu- 
fließen und wieder abgehen; weiters auf beberbergende Gafthöfe, und 
befonders auf die zum Beherbergen nicht berechtigte Kranz⸗ und Buſch— 
wirthe ꝛtc. 2c., auch auf die Veränderungen ordentlicher Wohnungen. 


Vorfhrift für die Magiftrate der Städte und Märkte, 
dann der Ortsgerihtsbarkfeiten in Kärnthen. 
2A. Auszug aud der Polizei: Ordnung für die Magiftrate der 
Städte und Märkte, dann die Ortögerichtöbarkeiten des Landes 
Kärnthen vom 15. Mai 1793. 


¶ Kropatſchek's Gefegfamml. vom J. 1793.) 


Jeder Ortsvorfteher muß zu erfahren fuchen, welche Fremde ſich 
von Zeit zu Zeit in feinem Bezirke aufhalten. "Um bierinfalls zum 
Zwecke zu gelangen, muß jeder Hauseigenthümer, Beftandverlaffer, 
Gaſtwirth, bei welchem Jemand auf kürzere oder längere Zeit in Be— 
ftand oder Afterbeftand aufgenommen wird, auf das fehärffte dazu ver ⸗ 
haften werden, die Partei, fobald fie bei ihm eintrifft, nach ihrem 
wahren Namen, Stand und Gefchäft , dem Ortsvorfteher anzuzeigen. 


Vorſchrift für Klagenfurt. 


245. Auszug aus der Polizei: Ordnung für Klagenfurt vom 
13. Mai 1793. 


(Rropatfchel's Geſetzſamml. vom J. 1793.) 
6) Um die Polizei in die zweckmäßige Kenntniß aller in der 
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Hauptſtadt oder in den Vorftädten befindlihen Beſtandverlaſſer, Be: 
ftandnehmer und Inwohner zu fegen, und dadurd eine Art von Con 
trolfe zu erzielen, foll jeder Hauseigenthümer oder fein beftellter Haus: 
verwalter oder Sequeiter (ohne Ausnahme des Standes) ein vollftän- 
diges Verzeichnifi der in feinem Haufe wohnhaften ordentlichen Zahres- 
parteien bei der k. k. Polizeidirection längftens bis 15. Zuli d. 3. bei 
2 Reichsthalern Strafe einreihen. Darin ift von jeder einzelnen Pars 
tei blos das Familienhaupt mit Taufs und Zunahmen und Character 
aufzuführen, Kinder aber und Dienftboten find wegzulaffen. Diefe 
Anzeige hat jeder Hauseigenthümer bei den ſich von Zeit zu Zeit erge- 
benden Veränderungen der Zahresparteien fortzufegen, auch falls ſich 
Feine Veränderung ergäbe, von halb zu halb Jahr anzuzeigen, daß 
fi) Feine ergäben habe. Die Fortfahrung der Anzeige muß jedesmal 
14 Tage nach gefchehener Ausziehzeit bei Strafe von 2 Reichöthalern 
gemacht werden. Die dazu rubricirten Bögen find fo wie Anzeigzettel 
im Polizeiamte unentgeltlich zu haben. 


Borfhrift für Innsbruck. 


246. Auszug aus der Polizei: Ordnung für Innsbrud vom 
30. Sänner 1795. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1795.) 


Meldungswefen. 


1) Alle Hauseigenthümer oder ihre beftellten Werwalter und 
Pächter, Wirthe, Gaftgeber und andere Parteien, welche in dem 
Umfange der Stadt und der Vorftädte und in den Orten Pradl, Wil: 
ten, Hötting und Mühlau ganze Wohnungen, einzelne Zimmer oder 
Kammern auf Tage, Wochen, Monate oder auch auf längere Zeit in 
Beftand vermiethen,, oder Fremde beherbergen, haben nicht nur jede 
Veränderung in der Miethe fogleich an ebendemfelben Tage bis 9 Uhr 
Vormittags, fondern auch jede von Auswärts ankommende Perfon, 
wenn fie auch nur eine einzige Macht dableiben follte, nach der beige- 
druckten Muftertabelle A *) der k. k. Poligeidirection anzuzeigen. 


der Afterbe⸗ b) Wann Jemand Zimmer wochen- oder monat— 
landeeber; weiſe in Afterbeftand verläßt, oder Dettgeber hält, und 
nit binnen vier und zwanzig Stunden, bei jedeömaliger 
Veränderung, die voreriftmäßige Anzeige macht. Die 
Beitrafung iſt fünf Gulden, welche Strafe bei wieder: 

holter Webertretung zu verdoppeln ift, 


*) Anmerkung. Die Tabelle ift gleichlautend mit der bei 244 ab: 
gebrudten. 
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Die Beherbergung von Fremden in Fällen, wo die 

litt. b, e und d, des $. 78, II. Thl. des St. ©. B. nidt 

anwendbar find, ift in Oberöfterreih für ein Poli: 
jeivergeben erEläret. 


2n7. Ob der Enns'ſche Negierungd Verordnung vom 8. No: 
vember 1827, 3. 28,752. 


(Prov. Sefegfamml, für Ob. Defterr. vom 3. 1827.) 


Mit Beziehung auf die Gircular » Verordnung vom 25. Mai 
1825, 3. 11,726 *), wird bemerft, daß die unterlaffene Anzeige 
wegen Beherbergung von Fremden nur in den in dem $. 78 des II. 
Iheild des Strafgefegbuches litt. b, c und d ausdrüdlich erwähnten 
Fällen, d. i.: wer Bettgeher hält, oder wenn ein Gaftwirth 
die vorgefchriebene Anzeige zu machen unterläßt, endlich wenn in eis 
nem Schanfhaufe, weldes zur Beherbergung nicht berechtigt ift, 
Semand über Nacht aufgenommen wird, als ſchwere Polizei » Ueber: 
tretung zu behandeln Eomme. Alle andern Falle der Aufnahme von 
Fremden find ald Polizei-Vergehen zu behandeln. Es verfteht 
fi) übrigens, daß die unentgeltlihe Aufnahme von Verwandten und 
Bekannten auf Eurze Zeit hiezu nicht gezahlt werden Eönne. 

Bei diefer Gelegenheit fieht fih die Negierung veranlaßt, die 
Vorfhrift vom 30. September 1806, 3. 17,694, wiederholt zu er- 
neuern, daß bei Uebertretungen geringerer Art diejenige Strafe für die 
größte anzunehmen fei, welche die geringfte ift, wenn diefe Handlung 
in der Eigenfchaft einer ſchweren Polizei » Uebertretung zu beftrafen fein 
würde; es ift fohin die unterlaffe Anzeige der Beherbergung gleich der 
unterlaffenen Anzeige der Veränderung der Dienftboten für den erften 
Gall mit einer Geldftrafe von 1 fl. zu belegen, welche Strafe bei 
wiederholten Fallen nur bis auf den Betrag von 5 fl. zu verdoppeln 
fein wird. 


Sn Prag ift jede Beherbergung von Fremden ohne 
fie der Obrigkeit anzuzeigen, als [hwere Polizei- 
Uebertretung erElärt. 


(Siche 242 bei litt. a diefes $.) 


ce) Wann ein Gaftwirth, der zur Aufnahme von der zur Beben, 
Fremden nicht berechtiget ift, von denjenigen, die über zigten ofwtr- 
Nacht verbleiben, nicht die vorgefchriebene Anzeige’ 
macht. Die Beftrafung ift diefelbe, welche bei b) feſtge— 
ſetzet worden. 


Diefe Anzeige ift in der Nähe der Gränze nebft dem 


*) Siehe die eitirte Novelle bei F. 274, II. Thl. St. G. 8. 
Lügenau’d Gefegfammlung. I. Bd, 16 
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betreffenden Amte auch dem Gränzwache-Poſten-Com— 
mandanten zu maden. 


2AS. Böhmifche Gubernial + Prafidial = Verordnung vom 8. 
April 1835, 3. 290. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom &. 1835.) 


Es wiederholen fich feit einiger Zeit immer häufiger die Falle, 
dap Ausländer nad) Böhmen, und felbit bis in die Hauptftadt gelan- 
gen, ohne fih an der Landesgränge der vorgefchriebenen zollämtlichen 
oder polizeilichen Behandlung unterzogen zu haben. 

Wie gefährlich ein ſolches Einfchleichen von Fremden, abgefehen 
von den Gefälls-Rückſichten, insbefondere in Bezug auf die üffentli- 
che Sicherheit unter den gegenwärtigen Zeitumftänden erfcheint, be— 
darf Eeiner weiteren Uuseinanderfegung, und es handelt fi nur dar- 
um, diefem äuferft bedenklichen Unfuge fo viel als möglich Schran- 
Een zu fegen. 

Die E. £. Gränzwache hat zwar nad ihrer Anftruction bei den 
Patrouillirungen genau darüber zu wachen, daß fih Niemand ohne ei: 
nen vorfchriftsmäßigen, von dem betreffenden k. k. Gränzzollamte ge: 
hörig vidirten Paß über die Gränze einfchleihe, allein die Erfahrung 
lehrt, daß die Gränzwache felbft bei dem beften Willen und bei der 
gefpannteften Aufmerkfamfeit derlei unbefugte Granzübertretungen nicht 
immer zu verhindern vermag, indem folche Neifende unter dem Vor: 
mwande, aus einem benachbarten Gränzorte dieß- oder jenfeits zu fein, 
die Gränze im Rücken der ftreifenden Gränzwachemannſchaft auf Ne: 
benmwegen überfchreiten, den fie etwa begleitenden Wagen, mit der 
Angabe, daß er zu einer dieffeitigen Herrfchaft gehöre, oder daß er 
jemand von da abzuholen habe, bei einem anderen Grenz zollamte her- 
eingehen laffen, und mit demfelben verabredeter Maßen erft in einem 
der nahen Gränzwirthshäuſer zufammen treffen. 

Die Umgehung der Paffanten » Vorfchriften auf diefe Art würde 
nun allerdings nicht leicht ausfünrbar fein, wenn die Vefiger der un: 
weit der Gränze befindlihen Schanf= und Einfehrhäufer der Anord— 
nung des $. 78 des II. Theild des &t. ©. B. pflihtmäßig nach— 
famen. 

Da dieß aber nach dem Worausgefchickten nicht der Fall ift, fo 
bat der E. Herr Kreishauptmann die an der Gränze befindlichen Gaſt— 
und Wirthähausbefiger unter Hindeutung auf den erwähnten $. des 
&t. ©. B. firenge zu verpflichten, jede Einfehr von Fremden dem Orts: 
vorfteher,, oder bei einfchichtig gelegenen Wirthähäufern dem nächften 
Sränzwachpoften, unter fonftiger unnachfichtliher Verhängung der in 
jenem $. ausgefprochenen Strafen, fogleich anzuzeigen. 

Die Pfliht des Ortsvorftehers wird es fofort fein, hievon nicht 
nur das betreffende Amt, fondern auch den im Orte oder in der Nähe 
befindlichen Gränzwache- Poften » Sommandanten zur weiteren Amts⸗ 
handlung in die Kenntniß zu fegen. 
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Eine Fahrlafigkeit in diefer Beziehung würde für den Schuldis 
gen die firengfte Ahndung herbeiführen. Um übrigens die Ueberzeu: 
gung zu gewinnen, daß die Wirthe ihrer Schuldigfeit wirklich nach: 
Fommen, haben die Morfteher der Gränzortfchaften im Einverftänd- 
niffe mit den Grenzwache » Commandanten die Schanf: und Wirths- 
häufer von Zeit zu Zeit unvermuthet zu begehen, und die Pälle der 
dafelbft beherbergten Fremden einzufehen. Fur den pünctlihen Voll: 
zug diefer Anordnung werden die k. Herren Kreishauptleute perfönlich 
verantwortlich gemacht. 


Gaſtwirthe und Gewerbsleute, welde Wandernde und 

Handwerfer ohne Paß aufnehmen oder bei fi ha: 

ben, find nad $. 78 und 79 I. Thl. St. G. B. zu be: 
handeln. 


DAY, Verordnung des böhmifchen Guberniumd vom 27. Sep: 
tember 1805, 3. 36,243. 


(Borſchitzky's Handbuch.) 


Sn Hinficht jener Leute, welche Wandernde ohne Paß aufneh- 
men, oder bei fih haben, ift fih genau nad dem Hofdecrete vom 
16. April 1789 zu halten, gemäß welchem derlei Unterftandgeber, 
wenn fie zum Bauernftande gehören, mit achttägigem Arrefte, ver: 
fchärft zwei Tage mit Faften, wenn fie aber unter die Sonoratioren 
gehören, mit Erlag von 50 fl. beftraft werden follen, und ift diefes 
Hofdecret neuerdings befannt zu machen. Sollten aber Gaftwirthe und 
Gewerbsleute derlei Individuen Unterkunft geben, fo ift dießfalls ge— 
nau nad dem $. 78 und 79 des Strafgefeges IT. Theiles fürzu— 
gehen, und hiernach find fammtliche Amts = und Ortsvorfteher ans 
zuweifen. 


a) Wann in einem Schenkhaufe, welches zur Be— der unberechtig 
herbergung nicht berechtiget iſt, Jemand über Nacht “m 
aufgenommen wird. Die Beftrafung iſt das erfte Mal 
fünf Gulden; das ziveite Mal diefelbe Strafe nebft Ar: 
teft von einer Woche; das dritte Mal die Abfchaffung 
von dem Schenkhaufe. 

e) Wann Semand in dem Meldungözettelfich einen —— — 
falſchen Namen beilegt, einen falſchen Stand, eine den. 
falfhe Beſchäftigung oder andere fälfchliche Umftände 
angibt, wodurch die Öffentliche Aufficht irre geführet wer- 
den kann. Die Beftrafung ift Arreft von drei Tagen bis 
zu einem Monate. Findet fich bei der Unterfuhung, daß 
der Webertreter die Srreführung der Obrigkeit wirklich 

16 
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beabfichtigte; fo ift die Beftrafung eben fo ame ftren- 
ger Arreft, Bei fich zeigender Bedenklichkeit in Anfehung 
der Umftände oder Perſon, ift der Uebertreter, wenn er 
ein Inländer, aber an dem Orte, wo er diefe Webertre- 
tung begangen, nicht anfäßig ift, nach vollendeter Straf: 
eit aud dem Orte; ein Ausländer aber nah Befchaffen- 
beit der Umftände, aud aus fämmtlichen Erbländern 


abzufchaffen. 


Ausdehnung der Strafbeftimmungen diefes $. auf die 
Evidenzhaltung fremder Juden. 


250. Hoffanzlei» Decret vom 11. Suni 1829, 3. 13,498; 
mährifche Gub. Ber. vom 3. Juli 1829, 3. 26,301. 


(Prov. Geſetzſamml. für Mähren vom J. 1829.) 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Decret vom 11. Juni l. J., 3. 
13,498 zu beftimmen befunden: daß, um fich gegen das Einfchleichen 
fremder Zuden und gegen ihren unbefugten Aufenthalt zu verwahren, 
die vorfommenden Fälle von Uebertretungen der wegen der Anmel: 
dung, GEvidenzhaltung und Duldung fremder Zuden beftehenden Po— 
lizei:Vorfchriften, nach den Beſtimmungen des $. 78 des Strafge— 
fegbuches zweiten Theils, mithin als ſchwere Polizei » Uebertretungen 
zu behandeln feien. 

Die Unterfuhung und Strafbehandluny folcher Uebertretungs- 
fälle fteht in Brünn und Troppau, den dafelbft beftehenden landes— 
fürftliden Polizeibehörden, an fonftigen Orten und auf dem 
Lande den Ortsobrigfeiten zu. 

Wenn der jüdijche Gemeindevorftand, die Ortsvorfteher, die orts— 
obrigkeitlihen Beamten und Diener es an der nöthigen Aufficht, ämt— 
licher Anmeldung und gefeglihen Behandlung fremder Zuden fehlen 
laſſen follten, fo find fie nach jenen allgemeinen Vorfchriften zu be- 
handeln, welche über die Außerachtlaffung öffentlicher Anordnungen 
und über die Vernadhläffigung der Polizei: AUuffiht überhaupt beftehen. 

Das Recht zur Ertheilung von Aufenthaltsbewilligungen an fremde 
Juden, wenn fie fi über die Nothwendigkeit ihres Aufenthalts ge: 
gründet ausweifen, wird auf dem Lande bis zur Dauer von 6 Wo— 
hen den Dominien und Magiftraten, auf die Dauer von 
3 Monaten den FE. Kreisämtern, in Brünn der E k. Pos 
lizgei-Direction, und in Troppau dem dortigen FF. 
Polizei Ober» Commifiariate unter Beobachtung der fonft 
wegen der Zuden beftehenden Gefege eingeräumt. 

Die Bewilligung zum längeren Aufenthalte bleibt diefer E. Lan— 
desftelle vorbehalten. 

Die Strafbeftimmungen des hohen Hofkanzleidecretd vom 20, Zuni 
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1805, Zahl 12,226 (Sub. Intim. vom 2. Auguft 1805, Zahl 
14,926) wegen Unterftandgebung fremder Zuden werden dadurch nun= 
mehr außer Wirffamfeit gefegt. 


Ausdehnung der Strafbeflimmungen diefes $. auf 
alle falfhe Angaben, wodurd die öffentliden Be 
hbörden irre geführt werden fönnen. 


231. Hoffanzleis Decret vom 26. Mär; 1833, 3. 6428, an 
fänmtl. Länderftelen; n. 5. Reggs. Eirc. vom 13. April 1833, 
3. 20,192; ob der Enns'ſche Reggs. Ber. vom 19. April 1833, 
3. 10,297; fteiermärffhe Gub. Curr. vom 17. April 1833, 
3. 5517; tiroffche Gub, Ver, vom 25. April 1833, 3. 9006 ; 
Ber. des Gub. zu Laibach vom 20. April 1833, 3. 7559; mäh- 
riſches Gub. Circ. vom 13, April 1833, 3. 11,286; böhmifche 
Sub. Ber. vom 25. April 1833, 3. 15,642; galizifche Gub, 
Ber, vom 27. April 1833, 3. 22,165. 


(Allg. polit. dann Prov. Geſetzſamml. für Nied. Defterr., Ob. De: 
fterr., Steiermark, Xirol, Krain und Kärnthen, Mähren, Böhmen 
Galizien und allg. Zuft. Geſetzſamml. Nro. 2605, vom 3. 1833.) 


Das Gefegbuh über Verbrechen und ſchwere Polizei⸗Uebertre— 
tungen hat im II. Theile $. 78 litt. e falfhe Angaben in den Meld— 
jetteln für eine ſchwere Polizei-Uebertretung erklärt, und beftimmten 
Strafen unterworfen. Da fi aber in der Erfahrung ſchon mehrere 
Fälle ergeben haben, welche, wenn fie gleih unter dem Wortlaute 
dieſes Geſetzes nicht begriffen find, doch nah dem Geifte desfelben, 
nicht minder flrafwürdig erfcheinen; fo haben Seine k. k. Majeftät, 
gemäß hohen HoffanzleisDecretes vom 26. März laufenden Zahres, 
Zahl 6428, unterm 16. März laufenden Jahres allerhöchſt zu ent: 
fchließen geruhet, daß, wer überhaupt die Polizei oder fonft 
eine öffentlihe Behörde mit falfhen Angaben über 
feinen Nahmen, feinen Geburtsort, feinen Stand oder fonft über feine 
Verhältniffe auf eine Weife hintergeht, wedurd die öffentliche 
Aufficht irre geführt werden kann, (er mag dadurch Unrichtigfeiten 
in den von den Behörden ihm ausgeftellten Päffen oder an: 
deren Urkunden veranlaffen, oder fich fremder Pälfe und Urfunden be- 
dienen, und bei den Behörden fälfchlih den Namen der Perfon, auf 
welche diefe lauten, annehmen, oder endlih auch abgefehen von bei: 
gebrachten Päffen und Urkunden der öffentlichen Behörde auf Befra— 
gen über feine Perfon falfche Angaben machen), ebenfalls eine ſchwere 
Polizei:Hebertretung begeht, und nad den in dem obgedachten $. 78 
litt. e enthaltenen Beftimmungen zu beftrafen ift. 

Ausgenommen hiervon bleiben jedoch immerhin die Falle von fal: 
fhen Angaben, wegen deren Behandlung durch die beftehenden Ge— 
fege bereits hinreichende Vorfehungen getroffen find, nämlich: 
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a) wenn der Befragte, ber einer falfchen Angabe befchuldiget 
wird, fich in einer Unterfuchung wegen eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizei:Uebertretung befindet ; 

b) wenn bderfelbe in einer Unterfuchung anderer Art, die eine 
Strafe oder fonft einen Verluft am Vermögen nach ſich ziehen Fann, 
z. B. wegen Gefälld-Lebertretungen, wegen des Tragens verbotener 
Waffen u. f. w., verwickelt ift; 

c) wenn wider ihn zwar noch Feine Unterfuchung der erwähnten 
Gattung anhängig ift, aber im Verfolge der mit ihm vorgenommenen 
Amtshandlungen und Vernehmungen, bei welchen die falfche Angabe 
erfolgt ift, eine folhe Unterfuchung eingeleitet wird. 


Strafbeftimmungen gegen diejenigen, welde ſich zu 

ihrem Fortfommen eines fremden Neifepaffes oder 

andern obrigfeitlihen Ausweifes bedienen, fo wie 

gegen jene, welde ihre Ausweifung einem Andern 
zu diefem Zwecke überlaffen. 


232. Hoffanzlei:Decret vom 20. November 1844, 3. 37,065; 
n, ö. Reggs. Circ. vom 29. Nov. 1844, 3. 71,129. 


Seine FE. E. Majeftät haben nah dem Inhalte des hohen Hof- 
Fanzlei= Decreteds vom 20, November I. J., 3. 37,065, mit aller: 
höchfter Entfchliegung vom 9, November d. 3. Folgendes zu erlaffen 
geruhet: 

„Sowohl derjenige, welcher ſich zu ſeinem Fortkommen eines 
fremden Reiſepaſſes oder andern obrigkeitlichen Ausweiſes bedient, als 
auch jener, welcher ſeine Ausweiſung einem Andern zu dieſem Zwecke 
überläßt, macht ſich dadurch, fo ferne es nicht als Mittel zur Ver: 
übung eined Verbrechens oder einer andern ſchweren Polizei:Uebertre: 
tung unternommen wird, einer ſchweren Polizei-Uebertretung gegen 
die öffentlichen Anftalten fchuldig und ift mit firengem XArrefte von drei 
Tagen bis zu einem Monate zu beftrafen.“ 

„Bei befonderen Bedenken in Anfehung der Umftande, oder der 
Perſon des Uebertreters ift derfelbe nach überftandener Strafe, wenn 
er ein Snländer und da, wo er betreten wurde, nicht anfäßig ift, aus 
dem Orte, ein Ausländer aber, nach Umftänden felbft aus den üfter- 
reihifhen Staaten abzuſchaffen.“ 


Behandlung der unrihtigen Angaben beim Schladt: 
vieh-Verkauf. 
233. Nieder-Oeſterreichiſche Regierungs-Verordnung vom 20. 
Februar 1834, 3. 4970, an den E, E, Stabthauptmann, bie 
k. k. Prov, Staats» Buchhaltung, das F, Ef. Reggs. Markt-Com— 
miffariat und den Wr, Magiftrat. 


(Prov, Gefegfamml. für Nieder Defterr. vom Sabre 1834.) 
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An Beziehung auf den Wiener - Schlachtviehmarkt findet die Res 
gierung folgende Verfügungen zu treffen. 

1) Die k. k. Sameral » Gefällen - Verwaltung wird unter Einem 
angegangen, dad Verzehrungsfteueramt zu beauftragen, der Markt: 
aufficht an jedem Markttage das Verzeichniß des auf dem Ochſen⸗ 
marft zum Verkaufe aufgetriebenen Schlachtviehes fammt den Namen 
der Händler und die Zahl des aufgetriebenen Schlachtviehes mit- 
zutheilen. 

2) Die Schlachtviehhäandler find für die Zukunft verpflichtet, den 
Auftrieb des zum Verkaufe beftimmten Schlachtviehes auf den Ochfen- 
markt und eben fo auch den Abtrieb desfelben der Marktaufficht an: 
uzeigen. 

8 Die Vernachläſſigung dieſer Anzeige iſt an den Schlachtvieh⸗ 
händlern und auch an den allenfalls hieran Schuld tragenden Flei— 
ſchern mit Arreſt von 24 Stunden bis 3 Tagen zu beſtrafen. 

4) Die Marktaufſicht wird darüber wachen, daß nach dem er: 
haltenen Verzeichniffe des Verzehrungsfteuer = Amtes das fammtliche in 
demfelben enthaltene Schlachtvieh von den Schlachtviehhändlern der 
Marktaufficht angemeldet, das Verzeichniß felbft aber jedesmal dem 
Marktausweife angefchloffen werde. 

5) Bei Schlachtvieheinfäufen in größeren Partien, an welchen 
mehrere Sleifher Theil nehmen, ift jeder verpflichtet, den Namen bes 
Schlachtviehhändlers, die Zahl des erfauften Schlachtviehes und den 
Preis desfelben der Marktaufſicht anzuzeigen. 

6) Unrichtige Angaben, in fo fern fie nach den hervorfommen- 
den Umftänden nicht etwa als ſchwere Polizei-Uebertretungen oder als 
Verbrechen zu behandeln find, werden mit Arreftftrafe von 24 Stun: 
den bis 3 Tagen beftraft werden. 

7) Die Schlahtviehhändler und Fleifcher find verpflichtet, die 
Schlachtviehkäufe, fo wie foldhe auf dem Ochfenmarkte geichloffen wer: 
den, folglih entweder auf dem Fuße nah Stücken oder nach dem 
Gewichte der Marktauffiht anzugeben. 

8) Die Schladhtviehhändler und Fleifcher find weiters verpflich- 
tet, den Namen des Händlers, die Ankaufspreife des Schlachtviehes 
und die Zahl der erfauften Stücke in einen für jeden befonders be- 
ftimmten Ausweis einzutragen, und die Nichtigkeit diefer Angabe mit 
ihrer eigenhandigen Unterfchrift an Eidesftatt zu befräftigen. 

9) Die Marktauffiht wird dafür forgen, daß den Fleifchern nicht 
die Einfiht in die Angabe der Schlachtviehhändler und fo umgekehrt 
geftattet werde. 

10) Die Marktauffiht wird fodann nah den von der Provin- 
zial= Staatsbuchhaltung verfaßten Formularien, welhe dem Magi- 
ftrate zur Drucklegung zugeftellt werden, den Hauptausweis zu vers 
faifen und die beiden Ausweife über die Angaben der Fleifcher und 
Schladtviehhändler dieſem mit Hinweifung auf die Poftzahl ald Be: 
leg anzufchließen haben. 

11) Die Preisberchnung zum Behufe der Rindfleifchtare bes 
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auf dem Ochfenmarfte von den Bleifhern nah dem Gewichte erfauf- 
ten Schlachtviehes ift von den Mefultaten der wochentlihen Probe: 
ſchlachtung abhängig zu machen. 

12) Die Probe: Odhfen der Schlachtviehhändler bei Käufen nad 
dem Gewichte find jedesmal der Theilung, und im Falle diefe Probe: 
Ochfen in dem zur Probefchlachtung beftimmten Loofe fich befinden, 
auch der Probeſchlachtung zu unterziehen. 

13) An Markttagen ift den Sleifchern die Theilung des aufier dem 
Markte und auch auf demfelben erfauften Schlachtviehes entweder zur 
Beftimmung der Probe: Ocdfen oder auch unter fich nicht geftattet. 

Sn fo fern diefe Vorfchriften Verfügungen betreffen, welche die 
Schlachtviehhändler und Fleifcher zu beobachten verpflichtet werden, find 
diefelben in Druck zu legen und zu Sedermanns Einficht an dem Amts: 
orte auf dem Ochfenmarkte öffentlich zu affigiren. 


Behandlung und Beftrafung der Mitfhuld an diefer 
ſchweren Polizei-Uebertretung. 


(Siehe (16) in der Einleitung zum Strafgeſetz.) 
$. 79. 
Strafe für &e: Ein Gemwerbömann, welcher einen Gefellen, der mit 


Sefeten ohne einer ordentlichen fo genannten Kundfchaft nicht verfehen 

Te aut iſt, in Arbeit nimmt, wird das erfte Mal mit fünf Gul- 
den, dad zweite Mal mit Verdoppelung diefer Geld: 
ftrafe, das dritte Mal mit Arreft bis zu einem Monate; 
nah Maßgabe bedenklicher Umftände auch mit dem We: 
werböverlufte beftrafet. 


Einführung ber Wanderbüder. 
254. Patent vom 24. Februar 1827. 
Wir Franz der Erfte, von Gottes Gnaden Kaifer 


von Defterreih; König von Zerufalem, Hungarn, Böhmen, der 
Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, 
Salizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog von Defterreich ; 
Herzog von Lothringen, Salzburg, Steier, Kärnthen, Krain, 
Ober: und Nieder-Schlefien; Großfürſt in Siebenbürgen; Marf: 
graf in Mähren; gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol ꝛtc. zc. 


Um den mancherlei Unfügen zu fteuern, welche durch die an 
Handwerkägejellen und Arbeiter ausgeftellten Kundſchaften, Zeugniffe 
und Wanderpäffe herbeigeführt werden können, haben Wir zu beftims 
men befunden , daß in Zukunft die Ausftellung der erwähnten Urfuns 
den für die genannten Individuen nicht mehr Statt finden, und daß 
auf diefelben,, wenn fie dennoch beigebracht würden, Feine Nückficht 
genommen werden foll. 
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An deren Stelle, und um den Gefellen und Arbeitern die Ges 
legenheit zu verfchaffen,, über ihre Dienfte und über ihr Betragen zu 
jeder Zeit auf entfprechende Art fih ausweifen zu können, haben 
Wir beſchloſſen, in Unferer gefammten Monardie Wanderbüder 
einzuführen. 

Die Wanderbücher haben demnach zum Zwec, einerfeits die 
Kundfchaften unb Arbeitszeugniffe zu erfegen, andererfeits die Stelle 
der Päſſe zu vertreten. Es find nämlich die mit der obrigfeitlichen Be— 
ftätigung verfehenen Zeugniffe der Arbeitägeber ſowohl, als die Be— 
willigungen der berufenen Behörden zu Reifen im Ins und Auslande 
in die Wanderbücher einzutragen. Die beftehenden Pafvorfchriften blei- 
ben vollfommen in ihrer Wirkfamfeit, und diejenigen Behörden, welche 
bisher bei Neifebewilligungen, und bei Ausfertigung der Päſſe für 
Handwerkögefellen und Arbeiter Einfluß genemmen haben, find aud) 
ferner dabei einzufchreiten berufen. Die allgemeine Einführung der 
Wanderbücher hat mit 1. Mai 1829 in Ausführung zu treten, derge— 
ftalt, daß an diefem Tage jeder Handwerksgeſelle oder Arbeiter, er 
fei In- oder Ausländer, mit einem MWanderbuche verfehen fein muß. 

ft der Unfere Staaten betretende Ausländer bereitd mit einem 
Wanderbuche verfehen, fo ift diefes hinreichend; außerdem hat er fich 
ein Wanderbuch bei dem Cintritte an der Gränze zu verfchaffen. 

Die Form der Wanderbücher und die Vorfchriften des Verfah— 
rend mit denfelben, ſowohl in Beziehung auf die damit zu Betheilen- 
den, ald auf die einfchreitenden Behörden, werden durch ein befondes 
res Girculare befannt gemacht werden. 

Gegeben in Unferer Eaiferl. Haupt und Nefidenzftadt Wien den 
24. Februar nach Chrifti Geburt im eintaufend achthundert und fieben 
und zwanzigften, Unferer Reiche im fünf und dreißigſten Zahre. 


Franz. 


2353. Hoffanzlei:Decret vom 16. October 1823, 3. 22,345, an 
fämmtl. Länderftellen; n. d, Neggs, Circ. vom 3, Dez. 1828, 
3. 67,011; ob der Enns’fches Neggs. Circ. vom 20. Dez. 1828, 
3. 38,416; fteiermärfifhe Gub. Ver. vom 13. Dez. 1828, 
3. 22,183; tirolifhes Gub, Cir, vom 13. De, 1828, 
3 24,795 ;5 Ber. des Gub, für Kärnthen vom 11. Dez. 1828, 
3. 27,083 ; Ber, des mährifchen Guberniums vom 16. Sänner 1829, 
3. 1333; böhmifche Gub. Ber. vom 12. Dez. 1828, 3.54,725; 
galizifche Gub. Kundmachung vom 7. Jänner 1829, 3. 85,202. 
(Allg. polit. Gefesfamml. vom J. 1828, Prov. Geſetzſamml. für 
Niederöfterreich, Oberöfterreih, Steiermark, Tirel, Krain, Mähren, 


Böhmen, vom J. 1828 und Prov. Geſetzſamml. für Oalizien vom 
&, 1829.) 
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Mit Beziehung auf das allerhöchfte Patent vom 24. Hornung 
1827 (254), wegen allgemeiner Einführung der Wanderbücher in der 
gefammten öfterreichifchen Monarchie werden folgende Beftimmungen be: 
Fannt gemacht : 

Erftens: Das Wanderbuch hat aus fünf Bogen oder vierzig 
Blättern in Octav-Format zu beftehen, die mit einem zweifärbigen 
Baden geheftet, und deſſen Ende an der inneren Seite des fteifen 
Einbandes mit dem Siegel der ausftellenden Behörde befeftiget find. 

Die einzelnen Seiten erhalten die Bezeichnung mit der fortlau- 
fenden Ziffer von 1 bis 80. Auf der eriten Seite befindet fich der 
Stämpelvon 15 Kreuzern, die Zahl, unter welcher das Wan- 
derbuch ausgefertiget ift, und der Titel: „Wanderbuch, in Folge des 
alferhöchften Patentes vom 24. Hornung 1827 ;" dann folgt ber 
Name, Geburtsort, das Alter und das vollftändige Signalement 
nebit der NMamensfertigung des Wetheilten, wie es bei Päflen ge 
wohnlich ift, nebft der Aufforderung an alle Behörden des In= und 
Auslandes den Worweifer unbeirrt bins und wieder ziehen zu laffen, 
und der Fertigung der, das Wanderbuch ausftellenden Behörde. 

Sohin ift die Vorfehrift für das Benehmen des Betheilten, und 
in Folge der allerhöchften Entfchliefung vom 16. Februar 1822 die 
Warnung eingefchaltet,, daf jede Verfälfchung des Wanderbuches nach 
den $$. 178 und 181 des I. Iheiles des Strafgefegbuches als Ver— 
brechen des Betruges geahndet werden würde. Im weiteren Verfolge 
find die Zeugniffe der Arbeitsgeber, dann die Neifebewilligungen und 
Vidirungen der berufenen Behörden einzutragen. 

Zweitens: Die Ausfertigung der Wanderbücher hat durch die 
Ortsobrigfeiten zu gefchehen. 

Drittens: Jeder inländiihe Handwerkögefelle oder Arbeiter 
muß bis zu dem, im allerhöchften Patente beftimmten Tage ein Wan: 
derbuch fich verfchaffen, widrigens er als ausweislos angefehen und 
behandelt, der ein folches Individuum aufnehmende Arbeitsgeber aber 
nach den Beltimmungen des $. 79 des II. Theiles des Strafgefeges, 
die wegen Aufnahme von Gefellen ohne eine ordentliche Kundfchaft be: 
fteben, beftraft werden würde. 

Der Geſelle oder Arbeiter hat fich bei der Obrigkeit feines Auf: 
enthaltes gegen Einlegung feines Lehrbriefes, feiner Kundfchaften und 
Arbeitszeugniffe, um ein Wanderbuch zu melden. 

Der Inhalt der beigebrachten Kundfchaften und Zeugniffe ift 
auszugsweife in der Art in das Manderbuch einzutragen, wie es 
in der Folge in Abficht auf die Arbeitszeugniffe vorgefchrieben wer- 
den wird. 

Viertens: Snländifche Handwerksgeſellen und Arbeiter, welche 
nach dem zur allgemeinen Einführung der Wanderbücher beftimmten 
Zage aus fremden Staaten zurück Eehren, haben derfelben Pflicht bei 
der erften Gränzobrigkeit gegen Einlegung ihrer Handwerks-Urkunden 
und Päſſe nachzukommen, 


233. 251 


Hier ift basfelbe zu beobachten, was im $. 3 in Abficht auf die 
Eintragung der Kundfchaften und Zeugniffe angeordnet worden ift. 

Fünftens: Das Nämlihe gilt auch für ausländifche Hand⸗ 
werksgeſellen und Arbeiter, welche einwandern, in ſo ſern dieſelben 
nicht bereits mit Wanderbüchern von Seite ihrer Regierungen verſe— 
hen wären. Für ausländiſche Wanderbücher gilt dasſelbe Verfahren, 
welches für die inländiſchen vorgeſchrieben iſt. 

Sechstens: Für die Ausfertigung des Wanderbuches iſt ein 
Betrag von 15 Kreuzern, dann die Stämpelgebühr mit 
15 Kreuzern, folglich zuſammen 30 kr. Metallmünze 
zu entrichten. 

Siebentens: Das Wanderbuch iſt bei dem Eintritte in die 
Arbeit von dem damit Betheilten dem Arbeitsgeber zur Aufbewahrung 
zu übergeben. Bei dem Austritte aus der Arbeit hat der Letztere mit 
dem Arbeiter und dem Wanderbuche zur Ortsobrigkeit ſich zu verfügen, 
bei derſelben die Zeit, durch welche jener in Arbeit geſtanden, genau 
anzugeben, und wenn der Arbeiter geſchickt, fleißig und treu ſich be— 
nommen, dieſe Eigenſchaften zu beſtätigen. 

Beides hat die Obrigkeit in das Wanderbuch einzutragen. Sollte 
das Zeugniß in Anſehung der letzteren Eigenſchaften nicht günſtig ent— 
fallen, ſo iſt nur die Arbeitsdauer, oder hinſichtlich des Zeugniſſes über 
die eine oder die andere der bemerkten Eigenſchaften nur jenes aufzu— 
nehmen, welches zum Vortheile des Arbeiters gereicht. 

Der Arbeitsgeber hat dieſes Zeugniß mit ſeiner Namensferti— 
gung zu verſehen, und die Obrigkeit die Fertigung ämtlich zu be— 
ſtätigen. 

Uebrigens kann dem Arbeitsgeber das perſönliche Erſcheinen vor 
der Ortsobrigkeit nachgeſehen werden, wenn er derſelben ein ſchriftliches 
Zeugniß über das Benehmen des Handwerksgeſellen übergibt. 

Achtens: Wuünſcht der Arbeiter in dem Ans oder Auslande zu 
reifen, fo ift alles dasjenige zu beobachten, was bisher für die Aus: 
fertigung von Wanderpäffen in die eine oder die andere Provinz, dann 
in das Ausland vorgefchrieben war. 

Jene Behörden, welche in einer oder der anderen Beziehung folche 
Bewilligungen und Päſſe ertheilten oder vidirten, haben auch für die 
Zukunft in ihrer Wirkfamfeit zu bleiben, und die Bewilligung oder 
Vidirung in dad Wanderbuch einzutragen. 

Die Vidirungen find von der Obrigkeit in den ordnungsmäßig zu 
führenden Paß-Protofollen, unter Eröffnung einer befonderen Rubrik 
für die Nummer des Wanderbuches, in Eridenz zu halten. 

Neuntens: Sleichwie der Handwerksgeſelle und Arbeiter das, 
die Stelle des Paſſes vertretende Wanderbuch auf der Neife-Route 
bei den Obrigfeiten vorzumeifen verpflichtet ift, eben fo haben diefe 
auf die genaue Einhaltung der vorgezeichneten Meute zu wachen, und 
bierwegen nach Mafigabe der beftehenden Pafvorfchriften das Amt 
zu handeln. 

Zehntens: Sollte in einem Wanderbuche Fein Raum zu Ein: 
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tragungen mehr erübrigen , fo ift dem Handwerksgeſellen oder Arbeiter 
zu dem bereits befigenden Wanderbuche ein zweites auszuſtellen, in 
dem Legteren jedech ausdrücklich zu bemerken, daß diefes eine Fortfe- 
gung des früher erhaltenen fei. 

Eilftens: Geht ein Wanderbuch verloren, fo hat der Hand— 
werfögefelle oder Arbeiter davon bei der Ortsobrigfeit die Anzeige zu 
machen, wo der Verluſt fich zugetragen hat. Diefe ift verpflichtet, dar: 
über eine genaue Unterfuchung einzuleiten, cb und in wie fern die 
Angabe fih bewährt, zu welchem Ende insbefondere von der Obrigkeit, 
in deren Bezirfe der Befelle oder Arbeiter zulegt in Arbeit ftand, die 
Auskunft einzuholen ift, ob er mit einem Wanderbuche verfehen war, 
und im Vejahungsfalle dem Anzeiger die ämtliche Beftätigung des 
Verluſtes auszuftellen, gegen welche demfelben ein Duplicat des ur— 
fprünglihen Wanderbuches mit der ausdrücklichen Bemerfung: daß es 
ein Duplicat fei, von jener Obrigkeit ausjufertigen ift, die das verlo- 
rene Wanderbuch ausgeftellt hat. 

Zwölftens: Macht ein Handwerfögefelle oder Arbeiter fich 
eined Verbrechens, einer ſchweren Polizei-Uebertretung oder eines Po- 
lizei:Vergehens fehuldig, fo ift demfelben das Wanderbuch nad aus: 
geftandener Strafe ſtets wieder zu feiner Legitimation über feine frü— 
heren Wanderjahre zu behändigen, chne hierin eine Erwähnung von 
der Beftrafung zu machen. 

Dreizehntens: Ueber die auszufertigenden Wanderbücher 
find von den Obrigfeiten genaue Protokolle zu führen, welche die 
fortlaufende Zahl der damit ebenfalls zu bezeichnenden ausgeftell- 
ten Wanderbüdher, den Namen, Geburtsort und das Signalement 
der Betheilten, nebft dem Datum der Ausfertigung zu enthalten 
aben. 

i Vierzehntens: Die Auflage der Wanderbücher wird nad 
dem angefchloffenen Formulare von der Landesftelle beforgt, und es 
werden die Obrigfeiten gegen Verrechnung der Ausfertigungs- und 
Stämpelgebühren damit verlegt werden. 


Behandlung der Apotheker, weldhe einen Subjeften 
ohne Zeugniß aufnehmen, nad diefem F. 


256. Verordnung des böhmiſchen Guberniumd vom 16. October 
1819, 3. 43,524. 


(Prov. Sefegfamml. für Böhmen vom 3. 1819.) 


In Hinfiht des von der medizinifchen Facultät gemachten An— 
trags, die in der Oremialordnung für Wundärzte im $. 12 (Pflichten 
der bürgerl. Wundärzte) beftimmte Geldftrafe von 50 fl. gegen jene 
Gremial-Mitglieder , welche einen Subjeften aufnehmen, der fich nicht 
mit einem Zeugniffe feines MWohlverhaltend und Fleifed von feinem 
legten Dienftherrn auszjumweifen vermag, auch gegen die eines ähnlichen 
Vergehens fich fehuldig machenden Apotheker feftzufegen, wird ber 
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Facultät bedeutet, die Apotheker feien gleich den übrigen Gewerbsleu: 
ten nad) dem $.79 St. ©. B. II. Theils zu behandeln, und hierauf 
mit dem Beifage anzuweifen , daß jeder Apothefer, der einen Gehülfen 
aufnimmt oder entläßt, felben bei dem Obervorfteher ordentlich ein: 
und ausfchreiben laffe, und dem Obervorfteher den Lehrbrief des Aufzu— 
nehmenden und beffen Zeugniß vom legten Dienftheren vorzeige, welches 
beides der Obervorfteher in dem Werzeichniffe der Gehülfen gehörig 
vorzumerfen haben wird. 


Behandlung der Wundärzte in diefem Falle. 


257. Auszug aus der Ordnung für dad dhirurgifche Gremium 
ber Provinzial: Hauptftadbt Prag. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom $. 1822.) 


$. 29. Eben fo darf Fein Wundarzt einen Gehülfen aufnehmen, 
der nicht von feinem vorigen Dienftherrn ein Zeugniß beibringt,, daß 
er fih während der Dienftzeit getreu, fleißig, fittlih und wohl ver: 
halten habe. 


Der gegen dieſes Gefeg handelnde Wundarzt foll eine Gelt- 
firafe von 24 fl. E.M. zur Gremialcaffa zu erlegen verhalten werden. 
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Ein Poftmeifter, der in dem Umkreiſe von vier Sta: für gormeiter, 
tionen von dem Hauptpoftamte jeder Provinz Jemanden, ine Yolnerter 
der aus der Hauptitadt nicht mit der Poft, oder doch "ter befördern. 
mit einem Poftzettel anlanget, vor Verlauf von zmei 
Mal vier und zwanzig Stunden weiter befördert, ift das 
erſte Mal mit einer Geldftrafe von fünfzig Gulden zu 
belegen, die bei der ziweiten Lebertretung verdoppelt wird. 

Auf die dritte Webertretung ift die Abfchaffung von dem 
Pofthaufe zu verhängen. 


Aufhebung diefes $., infoferne er die Beibringung 
der Poftzettel verordnet. 


238. Hoffanzleis Decret vom 13. Auguft 1841, 3. 23,718, 
an fämmtl, Zänderftellen; n. d. Reggs. Ver. vom 5. Sept. 1841, 
3. 48,660, an die f. k. K. Aemter, die k. k. Pol. Ob. Dir. 
und die Dominien inner den Linien; fleiermärfifche Gub, Ber. 
vom 6. Sept, 1841, 3. 15,545; Laibacher Gub, Ber. vom 
18. Sept. 1841, 3. 23,564; mährifchfchlef, Gub. Eirc, vom 
22. Sept. 1841, 3. 36,541; böhmifhe Gub, Ver. vom 


254 g. 80. 


12. Sept. 1841, 3. 48,121; galizifhe Gub, Ver. vom 2. Oct, 
1841, 3. 62,020. 


(Allg. yolit. und Prov. Gefegfamml. vom 3. 1841, für Nieder: 
Defterreih, Steiermarf, Krain, Mähren, Böhmen und Oalizien.) 


Die E E. vereinte Hoffanzlei fand mit Decret vom 13. Auguft 
den $. 80 des Strafgefeges IT. Thls. auf folgende Weife zu erläu- 
tern: da die im $. 80 St. ©. B. II. Thls. vorausgefegte Vorfchrift 
wegen der Poftzettel nicht mehr befteht, und es den Poftmeiftern be— 
züglih auf das Poft:Negale unbedingt geftattet ift, Meifende, wenn 
fie auch nicht mit der Poft ankommen, unaufgehalten mit Poftpfer: 
den zu befördern, fo ift ferner in polizeilicher Beziehung nur jene Vor: 
fchrift zu beobachten, welche in dem Anhange der neuern allgemeinen 
Verordnungen zu dem II. Theile des Strafgefegbuches unter Nr. IV. 
erfcheint, und mit Beziehung auf das HoffanzleisDecret ven 29. Zuli 
1813 , Mr. 12,246 (259) alfo lautet: 

„Poftmeifter dürfen Eeinen Reiſenden, der nicht mit einem vor— 
„Ichriftmäßigen Paſſe (oder polizeiamtlichen Paifierfcheine) verfehen ift, 
„fo wie auch Feinen auf einer Noute weiter befordern, der von der ihm 
„in feinem Paſſe (oder Paflierfcheine) vorgezeichneten abweicht. 

„Die vernachläſſigte Beobachtung diefer Vorfchrift ift mit der im 
„F. 80 des II. Thls. St. ©. B. feftgefegten Strafe, nämlich das 
„erſte Mal mit einer Geldftrafe von 50 Gulden , das zweite Mal mit 
„den doppelten Betrage, und das dritteMal mit der Abfchaffung von 
„dem Pofthaufe zu ahnden.“ 


Verbot der Weiterbeforderung der NReifenden, bie 
mit Eeinem Paffe verfehben find, oder dieindem 
Paffe vorgezeihnete Route nicht einhalten. 


239. Hoffanzlei » Praäfidial: Decret vom 29, Suli 1813, 

3. 12,246, an ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Circ. vom 

30. Juli 1813, R. P. 3. 1684, kundgemacht in Oeſterreich ob 

ber Enns am J., in Böhmen am 5., in Steiermark und Kärn— 
then am 8. und in Galizien am 13. Auguft 1813. 


(Ag. yolit. Gefegfamml. vom 3. 1813, erfcheint auch im Anhange 
zur zweiten Uuflage des Strafgefeges vom 3. 1815.) 


So wie es für die Staatspoligei auch unter ruhigen Verhältniffen 
von fehr hohem Antereffe ift, daß die beftehenden Pafinermalien und 
alle auf Inftradirungen und Beförderungen fremder Neifenden Bezug 
nehmenden Gefege auf das genauelte befolgt werden, fo ift es votzüg— 
li unter dem gegenwärtigen Drange der Umftände höchft wichtig, und 
eine unerläßliche Nothwendigkeit, durch ftrenge Handhabung diefer 
Geſetze und ſchnelle Ahndung ihrer Uebertretungen das Einfchleichen 
fremder Ausfpäher und Beftimmungslofer, dem Lande nur zu Laft 
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falfender Fremden bintanzuhalten, fo wie durch zweckmäßige Maßre- 
geln über den jedesmaligen Aufenthalt und die Befchäftigung der im 
Lande befindlihen Ausländer eine ununterbrocdhene Evidenz, und bie 
Beruhigung zu erhalten, daß ein dem Staate nachtheiliged Treiben 
ſolcher Ausländer der Staatsverfaffung nicht unbemerft bleiben könne. 
Sr. Majeftät haben in diefer Hinficht mit dem allerhöchften Cabinets⸗ 
fhreiben vom 18, d. M. folgende Befehle zu ertheilen geruhet: 
1. Den Poftmeiftern fei die Beobachtung der in dem $. 80 des Geſe— 
Ges über ſchwere Polizeislebertretungen enthaltenen Vorſchrift, nach 
welcher in dem Umkreiſe von vier Stationen von dem Hauptpoſtamte 
jeder Provinz ein Poftmeifter Niemanden, der aus der Hauptftadt 
nicht mit der Poft, oder doch mit einem Poftzettel anlangt, vor Verlauf 
von zweimal vier und zwanzig Stunden, weiter befördern darf, erneuert 
einzufchärfen. 2. Sei ihnen zur Pflicht zu machen, Feinen Neifenden, 
der nicht mit einem vorfchriftmäßigen Paffe verfehen ift, fo wie auch 
Eeinen auf einer Route weiter zu befördern, die von der ihm in feinem 
Paſſe vorgezeichneten abweicht. Die vernachläffigte Beobachtung diefer 
Vorſchrift wird als eine fchwere Polizei-Uebertretung erklärt, und ift 
mit der in $. 80 des II. Theiles des Strafgefeges feftgefegten Strafe, 
nämlich: das erfte Mal mit einer Geldftrafe von fünfzig Gulden, das 
zweite Mal mit dem doppelten VBetrage, und das dritte Mal mit der 
Abfhaffung vom Pofthaufe zu ahnden. 3. Seien ämtliche Poftmeifter 
anzumeifen, ordentlihe Paillantenrapporte an die Behörden, die es 
betrifft, einzufenden. Diefe Napporte müffen ſich auf ordentlich ver: 
legte Paffantenrapporte gründen, rubrifenweife den Namen, Stand, 
Charafter und das Waterland der Neifenden, den Ort, woher und 
wohin er reifet, dann die Behörde, welche ihm den Paß ertheilet hat, 
ausweifen, und durch die Kreisämter mit den etwa aufgefallenen Be: 
merfungen dem Präfidium wöchentlich, oder in noch Eürzeren Sriften 
vorgelegt werden. 


Vorfhrift bezüuglih der Aufnahme der Paffagiere 
der Eilwagen in Zwifdhenftationen. 


260. Niederöfterreihifche Regierungd-Verordnung 23. Zuli 1834, 
3. 38,081, an die vier k. k. K. Aemter, 


(Prov. Gefegfamml, vom 3. 1834 für Nieder:Defterreih.) 


Aus Anlaß der nun eingeführten unbedingten Eilwagen⸗Paſſagiers⸗ 
Aufnahme ift von einem Abfag-Poftamte die Anfrage geftellt worden 
wie ed fih in jenen Fällen, wenn Reifende aus der Umgegend des 
Abfagpoftamtes, oder auch ſolche, welche mit einer andern Gelegenheit 
dahin anlangen, und mit der Eilpoft weiter reifen wollen, bezüglich 
—— Päſſe oder ſonſtigen Documente zu benehmen 
habe 

Wenn gleich die richtige Auffaſſung des $. 80 IL. Thl. des St. 
G. B., fo wie der beftehenden Paß- und jener Polizei-Vorſchriften, 
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welche auf die Beförderung der Neifenden mittelft der Poftanftalt Ber 
zug nehmen, über das Benehmen der Poftämter Feinen Zweifel übrig 
laffen follte, fomit mit Hinficht auf den Zweck diefer Polizei-VBorfchrif: 
ten, deren ausdehnende Wirkung auf die feither entftandene Eilwagen— 
fahrt fih von felbft verfteht, findet die Negierung doch nach gepfloge: 
ner Rückſprache mit der FE. £. oberften Hofpoftverwaltung Nachitehendes 
vorzufchreiben : 

1. Wird den Poftämtern in dem Umkreiſe von ſechs Stationen 
von dem hiefigen Hauptpoſtamte zur nachdrücklichften Pflicht gemacht, 
Heifende aus der Haupt: und Nefidenzftadt mit der Eilmagenpoft nur 
dann fogleich weiter zu befördern, wenn fie mit der Poft anlan- 
gen, oder follten fie mit einer andern Gelegenheit eintreffen, wenn 
fie mit einem von der k. k. PolizeisOberdirection ausgefertigten noch 
giltigen Paffierfcheine verfehen find. 

2. Neifende, die nicht mit der Poft anlangen, oder mit einem 
noch giltigen Paffierfchein der k. k. PolizeisOber-Direction nicht verfes 
hen find, dürfen die Poftmeifter mit der Eilmagenpoft erft 48 Stunden 
nad ihrem Eintreffen, und auch da nur weiter befördern, wenn diefe 
—— mit einem vorſchriftmäßigen gehörig vidirten Paſſe verſe— 

en ſind. 

3. Solche Reiſende, welche nicht aus der Haupt: und Reſidenz— 
ftadt eintreffen, oder wenn fie auch aus folder Eommen, zu ſolchen 
Poftämtern gelangen , die mehr als ſechs Stationen von der Nefidenz: 
ftadt entfernt liegen, dann folche Reiſende, die aus der Umgegend 
eines Poftamtes, oder aus Seitenſtraßen zureifen, und die Eilwagen— 
poft zur Fortfegung ihrer Reiſe benügen wollen, dürfen die Poftämter 
mit dem Eilwagen nur dann weiter befördern , wenn diefe Neifenden 
nach der Negierungs=Circular-Verordnung v. 30. Zuli 1813 (2539) 
mit einem vorfchriftmäßigen Paſſe verfehen find, der jedoch vom näch— 
fien ka k. Kreisamte, oder wenigftend von der Obrigkeit des Stations— 
Drtes vidirt fein muß. 

Hierbei haben ſich die Poftämter aber auch weiters gegenwärtig 
zu halten, daß fie Eeinen Neifenden mit dem Eilmagen auf einer 
Route weiter befördern, welde von der ihm in feinem Paſſe vorge: 
zeichneten abweicht. 

Das Kreisamt hat hiernach nicht nur allein die dort Freifigen Abs 
ſatz- Poſtämter, fondern auch alle Poftämter, wo Eilpoften paifiren, 
zu belehren, und legtere darum, weil an Unterwegspoftorten felbft da, 
wo die unbedingte Aufnahme der Neifenden noch nicht eingeleitet ift, 
die Poftinhaber ermächtigt find, in Füllen, wenn Sige im Eilmagen 
unbejegt find, folche den fich meldenden Perfonen zu vergeben. 

Von diefer Verfügung find übrigens auch jene Ortsobrigfeiten 
in Kenntniß zu fegen, in deren Bezirke fih Poſtämter befinden, das 
mit fie legtere in Befolgung obiger Vorfchriften überwachen, und gegen 
die Schuldtragenden nach den Geſetzen Amt handeln. 
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$. 81. 
Die Rückkehr eines durch die Polizei-Behörden aus „Segen bad Bu: 


rüdkehren eines 
den fämmtlichen Erbländern Abgefhafften, fol das erite —— 
Mal mit Arreſt von einem bis zu drei Monaten; bei 
Wiederholung mit ſtrengem Arreſte von drei bis ſechs 
Monaten beſtrafet werden. 


(Siehe $. 83 I. Thl. des St. G. B.) 
$. 82. 
Derjenige, welcher aud einer Provinz, aus einem be= eine aus einer 


ftimmten Orte auf beftändig, oder auf eine gewiſſe Zeit Assersaten. 
abgeſchaffet worden, menn er im erften Falle jemals, 

im zweiten Falle vor Verlauf der gefegten Zeit wieder: 

fehrt, ift mit Arreſt von einem bis zu drei Monaten; 

bei wiederholter Betretung mit eben fo langem ftrengen 

Arrefte zu beftrafen. 


Die Rüdfehr eines blos aus Polizei-Rückſichten aus 
einem Orte Abgefhafften ift Eeine ſchwere Polizei- 
Uebertretung. 


261. Nieder:öfterreichifcher Regierungs-Befcheid vom 24. Febr. 
1804, 3. 105, an den Wr, Magiftrat. 


Die Zurückkunft folcher Individuen, welche nicht wegen ſchwe— 
ven Polizei-Uebertretungen, fondern blos aus Polizei: Nückfichten aus 
einem Orte abgefchoben wurden, ift nicht als eine ſchwere Polizei: 


Uebertretung anzufehen,, daher zur Vorlage an die Regierung nicht 
geeignet. 


362. Nieberöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 22. Mai 
1834, 3. 25,612, an den Wr, Magiftrat. 


In fo fern Jemand von Wien nicht abgefchafft, fondern nur aus 
polizeilichen Rücfichten weggewiefen wurde, fteht die Amtshandlung 
über Gefuche um Aufhebung der ausgefprodhenen Hinwegweifung den 
Unterbehörden zu; die Bewilligung der Regierung um Nachficht der 
Abfhaffung ift nur in jenen Fällen einzuholen, wenn diefe in dem ge: 
feglihen Sinne, fomit ald Strafe verhängt, daher im Urtheile aus« 
gedrückt wurde, 

Hierbei wird erinnert, daß eine Sinwegweifung vom hiefigen 
Plage aus polizeilichen Rückſichten Feine Strafe ift, dan fie alfo auch 
nicht die Wirkung derfelben haben kann. 

Lügenau’d Gefegfammlung. I, Bd. 17 
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Werden alfo Individuen nad ausgeftandener Strafe aus polizei: 
lichen Rückſichten, entweder, weil fie nicht hier fehhaft waren, oder 
weil fie nicht bier geboren find, und zur Zeit ihrer Aburtheilung Fei- 
nen ordentlichen Erwerb ausweifen Eonnten,, von hier weggewiefen, 
und kommen dann derlei Individuen über Fur; oder lang in rechtlichen 
Wegen und Gefchäften, um zeitlich, oder auch auf immer zu bleiben, 
wieder hieher, fo können fie unter diefen Umftänden blos wegen ihrer 
Anherkunft niemals zu was immer für einer Strafe gejogen werden, 
und diefeds aus dem Grunde nicht, weil unter ſolchen Umftänden die 
Beeinträchtigung der bürgerlichen Freiheit und der bürgerlihen Rechte 
eines öfterreichifchen Staatsbürgers durch Fein Gefeg gerechtfertigt wer- 
den könnte *). 

(Siehe das Hofkanzlei:Deeret vom 21. März 1838, 3. 6407 
(10) bei $. 17.) 


AUbweihende Anordnungen. 
a) In Ober-Oeſterreich. 


263. Hoffanzleis Decret vom 25. Mai 1820, 3. 14,726; 
ob der Enns’fche Reggs. Ver, vom 3. Suni 1820, 3. 9905. 
(Prov. Geſetzſamml. für Oberöfterreih vom 3. 1820.) 


Die hohe E. k. Hoffanzlei hat mittelft Werordnung vom 25. Mai 
d. J., 3. 14,726, auf den von der Regierung erftatteten Bericht über 
die Vorftellung des Magiftrats Linz, rückfihtlid des Unterfchiedes, 
welcher zwifchen Abfchaffen oder Wegichaffen, oder Verfchieben, dem 
gefeglihen Begriffe nach beitehen folle, entſchieden: Daß die Regie— 
rung bei der dem Linzer Magiftrate hinfichtlich der FF. 81 und 82 des 
II. Iheiled des Strafgefegbuches ertheilten Belehrung ganz recht daran 
gewefen feie; indem diefe Paragraphe nicht nur auf foldhe Individuen, 
die wegen einer begangenen ſchweren Polizei:Uebertretung abgefchafft 
wurden, ſondern auf alle ſolche Perfonen, deren Abfchaffung von der 
competenten Polizeibehörde aus was immer für einem runde ver: 
fügt wurde, ihre Anwendung finden. 


b) In Galizien. 


264. HoffanzleirDecret vom 22. September 1825, an das galizifche 
Gubernium ; Ber, des leßteren vom 4, Nov. 1825, 3. 59,179. 
(Prov. Gefegfamml. für Galizien vom &. 1825.) 


Sn Erledigung des Berichts vom 23. Auguft d. J., 3. 46,301 — 





*) Im gleidhen Sinne erfloffen die n. d. Reggs. Verordnungen vom 11. Aus 
auft 1816, 3.30,507 3 vom 10. Bov. 1818, 3. 4414 und vom 7. Sept. 
1825, 3. 45,043, weldye jedoch wegen ihrer Identität mit der Novelle 
86% nicht aufgenommen wurden, 
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2060, mit welchem das Gubernium die Frage geftellt hat, ob jene 
Individuen, welche in den Ort wieder zurückkehren, aus den diefelben 
blos aus Polizei: Nückfichten und nicht wegen einer begangenen ſchwe— 
ren Polizeir Uebertretung abgefchoben wurden, nah dem $. 82 bes 
II. Theils des Strafgefegbuches, oder nad) den 88. 36 und 39 bes 
Schubpatentes vom 3. November 1786 zu beftrafen find? wird dem 
Bubernium unter Rückſchluß der VBerichtöbeilagen bedeutet, daß die 
$$. 81 und 82 des Geſetzbuches über ſchwere Polizei : Hebertretun: 
gen nicht nur auf foldhe Individuen, die wegen einer begangenen 
ſchweren Polizei:lebertretung abgefhafft wurden, fondern überhaupt 
auf alle jene Perfonen, deren Abfchaffung von der competenten 
Polizeibehörde aus was immer für einem Grunde verfügt wurde, ihre 
Anwendung finden. 

Schon der Inhalt diefer SS drücket die Willensmeinung des Ge: 
feggebers mit folcher Beftimmtheit und Deutlichkeit aus, daß denfelben 
Feine andere Auslegung, als die nach dem Wortlaute derfelben geger 
ben werden kann. — Durch diefe $$wird „die Rückkehr eines 
durch die Polizeibehörden aus den fammtlihen Erb: 
ländern abgefhafften ($.81), und desjenigen, welder 
aus einer Provinz, aus einem beftimmten Orte 
auf beftändig oder auf eine gewiffe Zeit abgefhafft 
worden ift ($. 82), für eine ſchwere Polizei-Uebertretung erklärt," 
ohne dap auf irgend eine Weife angedeutet worden wäre, daß die 
Rückkehr erft dann diefe gefegliche Folge haben follte, wenn diefe frühere 
Abfhaffung die Folge einer begangenen ſchweren Polizei:Uebertretung 
war. — Da fich nun das Geſetz in diefen SS. nur im Allgemeinen aus: 
fpricht, fo unterliegt es Eeinem Zweifel, daß es alle Fälle der durch 
die competente Polizeibeyorde verfügten Abſchaffung, — folglich auch 
jene — wegen Paß⸗-, Erwerbs: oder Beftimmungslofigkeit u. f. w. in 
ſich begreife. 

Aber noch deutlicher erhellet diefe Willensmeinung des Gefegge- 
bers, wenn erwogen wird, daß von demfelben die Rückkehr eines Ab: 
geſchafften, unter jene Sattungen der fchweren Polizei:ebertretungen 
gerechnet wird, welche gegen öffentliche Anftalten und 
Vorkehrungen zur gemeinfhaftliben Sicherheit un- 
ternommen werden, zu welchen Anftalten und Vorkehrungen, ohne 
alten Zweifel auch die durch die Polizeibehörde auch ohne verausgegan- 
gener ſchweren Polizeisllebertretung veranlaßte Abfchiebung gehöret. 


2653. Galizifche Gubernial- Verordnung vom 30. Juni 1840, 
3. 29,911. 
(Prov. Sefegjamml. für Galizien vom $. 1840.) 
8 ereignet fich vielfältig der Fall, daß Leute, die von hier in 
ihre Heimat abgefchafft oder abgefchoben werden, zu oft wiederholten 


Malen in der Schubreverfion zu Lemberg betreten werden. 
Dei diefen Umftänden erfcheint auch die angeftrengtefte Ihätig« 
17 * 
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feit der hiefigen Cocal:Polizeis Behörden gegen das Andrängen auswär- 
tiger Bettler und Wagabunden vom Lande durch die Nachläffigfeit der 
Ortsobrigfeit in einer entfprechenden Ueberwachung diefer Individuen 
erfolglos. 

Benn man auch nicht verfennt, daß eine ſolche Ueberwachung 
fchwierig ift, fo ift es doch andrerſeits auch unbezweifelt, daß von 
Seite der Ortsobrigfeiten in diefer Beziehung bisher fehr wenig ges 
leiftet wird, und vorzugsweife durch eine entiprechende Anweifung und 
Anhaltung der betreffenden Dorf- und Gemeinde-Richter, fo wie auch 
Anpaltung der betreffenden Gemeinden , ihre arbeitsunfähigen Armen 
nach den beftehenden Directivregeln zu verforgen , viel gethan wer: 
den Fönnte. 

Man findet es demnach für nothwendig, die k. k. Kreisämter zur 
weiteren Erinnerung an die unterftehenden Dominien auf den $. 38 
des Schubpatentes vom 3. November 1786 aufmerkfam zu machen, 
nach welchem bei vorkommenden Schubreverfionen aus Nachläſſigkeit 
der Grundherrfchaft die Koften der neuerlichen Verabſchiebung diefer 
oder der Zuftändigfeitsgemeinde zur Laft fallen, und zugleich den 
Lemberger Magiftrat anzuweiſen, nicht nur alle Schubrevertenten 
überhaupt nad) dem $. 82 &t. ©. B. II. Ihls., fondern insbefondere 
jene, welche ſchon mehrmal in der Neverfion betreten wurden, firenger 
als bisher zu beftrafen, fondern diefelben auch darüber, ob fie vom 
Schubtransporte, in welcher Station, auf welche Art, fohin ob erft 
aus ihrem Geburts: oder Beftimmungsorte oder unter Wegs entwichen 
find, näher zu vernehmen. 

Bei der Nückfchiebung von ſolchen Schubrevertenten find die bes 
treffenden Zuſtändigkeits- Obrigfeiten aufzuferdern, diefe Individuen 
einer beionderen Ueberwachung zu unterziehen, als, wenn fie ſich eine 
Nachläffigkeit in diefer Beziehung zu Schulden kommen laffen, nad: 
dem fie auf einzelne Perfonen diefer Art befonders aufmerffam gemacht 
wurden, diefelben nicht nur zum Erfag der Koften der Verpflegung 
und Abfchiebung diefer Sndiviouen nad) dem $. 38 des Schubpatents 
vom Sahre 1786 verhalten werden würden, fondern bei wiederholter 
Schubrückkehr und Wiederbetretung das betreffende Individuum auch 
auf Koften der Zuftandigkeits-Obrigkeit in das hiefige Zwangsarbeits- 
haus gebracht, und dafelbft durch eine den Umftänden entjprechende 
Zeit zur Angewöhnung zur Arbeit behalten, und fodann feiner Zuftän: 
digkeits-Obrigkeit wieder rückgefchoben werden würde. 

Wovon die k. k. Kreis-Aemter zur eigenen Wiffenfchaft und Dar- 
nachachtung in vorkommenden Fällen und neuerlichen Erinnerung an 
die unterftehenden Dominien hiermit verftändigt werden. 


$. 83. 
BERNER Wer gangbare Münzgattungen, aud ohne Abficht 


Minen.  Semanden damit zu hintergehen, vergoldet, foll mit Ar 


—* reſt von einem bis drei Monaten beſtrafet werden. 
(Siehe den $. 103, I. Thl. bes St. ©, B.) 
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Ausdehnung dieſes $S auf außer Cours gefegte 
Münzen. 


266. HofkanzleisDecret vom 21. October 1813, 3. 16,332, 
an fämmtl. Länderftellen; n. d. Reggs. Circ. vom 4. Nov. 1813, 
3. 32,032. Kundgemacht in Defterreih ob der Enns am 5., in 
Böhmen am 7., in Steiermark und Kärnthen am 10. , in Mäh— 
ren und Schlefien am 12., und in Galizien am 19. Nov. 1813. 


(Aug. polit. Gefegfamml. vom 3. 1813, erfcheint auch im Anhange 
zur zweiten Auflage des Strafgefeges vom 3. 1815.) 


So wie das Mergolden gangbarer Münzen bereits in dem 
II. Theile des &t. ©, B. unter der in dem $. 83 beftimmten Strafe 
unterfagt ift; eben fo hat man, um jeden Unterfchleif und Betrug 
defto ſicherer hintanzuhalten, es für nothwendig befunden diefes Verbot 
auch auf die außer Cours gefegten Münzen auszudehnen, daher aud) 
das DVergolden und Verſilbern der verrufenen Münzen zu unterfagen, 
und den Verkauf folcher vergoldeten oder verfilberten Münzen unter 
Sonfiscationsftrafe zu verbieten. 


Verbot der Verfertigung und des Verfaufes der 
Abdrüde und Abbildungen curfirender Münzen in 
etall. 


267. Hoffammer: Decret vom 12. Suni 1824, 3. 22,312, 
an ſämmtl. Länderchefs; n. ö. Reggs. Eirc, vom 28. Juni 1824, 
3. 29,710; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 26. Suni 1824, 
3. 14,071; fteiermärfifche Gub. Ber. vom 28, Suni 1824, 
3.15,675; tirolifches Gub. Circ. vom 19. Zuli 1824, 3. 13,007 ; 
Gurr. des Gub, für Krain und Kärnthen vom 8. Juli 1824, 
3. 9008 ; Girc. des mährifch:fchlefifchen Gub, vom 2. Zuli 1824, 
3. 18,191; Ber. des böhmiſchen Gub. vom 26. Juni 1824, 
3. 3495 5 galizifhe Gub. Kundmachung vom 10. Zuli 1824, 
3. 38,047. 


(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Niederöſterreich, für Ober- 
öfterreich, Steiermark, Tirol, Krain, Mähren, Böhmen, Galizien, 
vom 8. 1824.) 


Da fid) einige Fälle ereignet haben, wo Abdrücke von curſirenden 
Münzen in unedlen Metallen verfertiget und zum Verkaufe feilgeboten 
wurden, ſo wird in Folge eines von dem Herrn Hoffammer-Präfis 
denten eingelangten Präfidial- Schreibens vom 12. d. M. zur allge: 
meinen Kenntniß gebracht, daß die Verfertigung oder der Verkauf 
folder Abdrüde von wirklich curfirenden Münzen des An: oder Aus: 
landes in Metall unter Sonfiscationäftrafe verboten fei. Webrigens ver: 
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fteht es fich von felbit, daß durch die gegenwärtige Anordnung bie 
Beſtimmungen des Strafgefeges in ihrer Anwendung nicht im minder 
ften geändert werden. 


268. MNieberöfterreichifche Regierungs Verordnung vom 3. Sep: 
tember 1844, 3. 51,814, an die vier k. k. 8, Aemter. 


Ein hiefiger Buchbinder ift im Genfurwege um die Bewilligung 
eingefchritten, drei Cartons, enthaltend die Abbildungen üfterreichifcher 
Dufaten, Thaler und Zwanzigfreuzerftücke verfertigen zu dürfen. 

Am Grunde des von dem Herrn Präfidenten der oberften Polizei: 
und Genfur-Hofftelle über diefen Gegenftand mit der E. E. Hoffammer 
in Münz> und Bergwefen gepflogenen Einvernehmens, ftellte ſich die 
Verfertigung der dießfälligen Abbildungen öfterreichifcher Münzen in 
Silber und Goldpapier als nicht zuläffig dar, weil felbe mit Stempeln 
gemacht erfchienen, zu deren KHerftellung echte Münzen ald Grund— 
lage dienten, und weil nicht allein die Verfertigung von Werkzeugen, 
welche zur Falſchmünzerei dienen Fonnen, fondern auch deren, wenn 
auch noch fo unfchuldige Benügung in den Händen minder verläflicher 
Arbeitögehülfen leicht zu unerlaubten und verbrecherifchen Verſuchen 
anreizen Fann. 

Ueber die von dem Herrn Präfidenten ber oberften Polizeir und 
Cenſur-Hofſtelle bereits für Wien getroffene diesfällige Verfügung fin— 
det fi) die Negierung beftimmt, die Erzeugung folder Cartons oder 
fonftiger Geräthichaften mit Münzabdrücken auch für das flache Fand 
zu verbieten, und ben k. k. Kreisämtern die weitere Verfügung fo 
wie die Vorfehrung zu überlaffen, daß derlei Abdrücke, wenn fie vom 
Auslande einlangen follten, nicht ausgefolgt und verbreitet werben. 


Verbot, die Spielpfennige mit dem Bildniffe eines 
regierenden oder abgelebten Fürften zu verfehen. 


269. Hofdecret vom 17, September 1801, 3. 22,285; n. ö. 
Reggs. Ver. vom 13. October 1801, 3. 19,406, an ben Wr. 
Magiftrat und die vier E, k. K. Aemter. 


(Allg. polit. Gefegfamml, vom 3. 1801.) 


Da feit Kurzem verfchiedene von Metall verfertigte fogenannte 
Dantes oder Zettond mit einer auf denfelben geprägten bildlihen Vor: 
ftelung zum Vorſchein gekommen find, dergleichen Spieljeichen aber 
von Unmwiffenden aus Irrthum für wirkliche Geldmünzen angefehen 
werden können: fo wird den Länderftellen hiermit aufgetragen, den im 
Lande befindlichen Metallwaaren-Fabriken und anderen Gewerbsleuten, 
die mit Verfertigung diefer Spielpfennige fich befchäftigen , zu bedeu— 
ten: daß bergleihen Dantes oder Jettons, um fie aufier aller 
Aehnlichkeit mit Geldmünzen zu fegen, weder ein Bildniß eines regie- 
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renden oder abgelebten Fürften, noch irgend ein Zeichen einer öffentli: 
hen Macht enthalten dürfen, und daß die eine Seite berfelben jeder: 
zeit mit der Auffhrift: Spielpfennige verfehen fein folle. 


270. HofkanzleisDecret vom 23. Juli 1807, 3. 13,681, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Girc. vom 13. Auguft 1807, 
3. 27,261. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1807.) 


Die Landesftelle hat die Verordnung vom 17. September 1801 
(269), daß die Jettons oder Spielmarfen weder das Bildniß eines 
regierenden oder abgelebten Fürften, noch irgend ein Zeichen einer 
öffentlihen Macht enthalten dürfen, öffentlich und durch ein gedruck— 
tes Circular wiederholt kundzumachen; und da der erften Verordnung 
eigentlich Feine Strafe der Uebertretung beigefügt ift, nur jene der 
Gonfiscation dergleihen ordnungswidrig verfertigten Spielpfennige 
beizufügen. 


Sompetente Behörde zur Verhandlung über Abdrüde 
von Münzen. 


271. Hoffammer » Prafidial: Decret vom 21. November 1824, 

3. 45,481; n. ö. Reggs. Präſ. Ver. vom 2. Dezember 1824, 

3. 2125, an die Kreiövorfteher, den WBürgermeifter der Stadt 
Wien und die Herrfchaft Schotten, 


(Prov. Geſetzſamml. für Miederöfterr. vom 3. 1824.) 


Dem Kreisamte wurde mit der Negierungs » Verordnung vom 
28. Zuni 1824, Zahl 29,710 (267) das Regierungs-Circulare we: 
gen der verbotenen WVerfertigung oder wegen des verbotenen Verkau— 
fes der Abdrücke von curfirenden Münzen in Metall zugeftellt. 

Da nunmehr die Frage geftellt wurde: welche Behörde diefe Ge— 
genftände zu unterfuchen und abzuhandeln habe, fo hat das Präfidium 
der k. £. allgemeinen Hoffammer, im Ginverftändniffe mit der F. k. 
PolizeisHofftelle, unter dem 2. November 1824, 3. 45,481, eröff: 
net: daß in allen Fällen, wo Abdrücke wirklich courfirender Münzen 
des Ins und Auslandes aufgefunden und in Beſchlag genommen wer: 
den, hierüber immer dem Landes Präjidium die Anzeige zu erftatten 
fei, das dann zu entfcheiden hat, ob der Fall fo geartet fei, daß hier» 
wegen die Einleitung einer weiteren Unterfuchung wegen Falſchmünzung 
nad den beftehenden Gefegen Statt zu finden habe, oder ob die in 
Beſchlag genommenen Abdrücke lediglih an dad Münzamt zur Vertil⸗ 
gung geleitet werden follen. 
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Wer ohne von der Behörde dazu die Erlaubniß er- 
halten zu haben, zu Haus ein fo genanntes Stoß: oder 


ne Streſe. Preßwerk hält, ift, nebft dem Verfalle des Stoß- oder 


Preßwerkes, das erſte Mal mit Arreft von einer Woche 
bid zu einem Monate; bei miederholter Webertretung 

nebft einmonatlichem Arreſte, wenn er ein Gewerbs—⸗ 

— iſt, auch mit dem Verluſte des Gewerbes zu be— 
rafen. 


(Siehe 8. 103 a und b bes I. Thls. des St. G. B.) 


Mit dem Befige eines Gewerbes wozu ein Stofi oder 
Preßwerk nothwendig ift, ift auch die Erlaubnif das 
felbe zu halten verbunden. 


272. Hoffanzlei: Decret vom 2. Juni 1807, 3. 10,427, an 
die n. d. Regg.; n. ö. Reggs. 3. 20,271. 


Die Beſorgniß der Regierung, als ob durch die F. $. 84 und 
85 des neuen Geſetzbuches über ſchwere Polizei-Uebertretungen, wor 
durch die Haltung fogenannter Stoß- oder Preßwerke ohne eine ger 
hörige Erlaubniß unterfagt worden, der Kunftfleii, und die Fabrika— 
tion gehemmt würde, bat feinen Grund nit in dem Sinne diefer 
Anordnung; denn das Geſetz, welches derlei Werfe ohne Erlaubniß 
zu Kaufe zu halten, unterfagt, und die Entgegenhandlung als ein 
fchweres Polizeis Verbrechen beftraft, beabfichtiget nur die Verhinde— 
rung des Mifibrauches, der davon gemacht werden Fann. Es ift in 
Folge diefer Paragraphe nicht ein Stoß oder Preßwerk zu haben, 
fondern ein folches ohne Erlaubnif der Behörde, folglich in Geheim 
zu haben, eine fehwere Polizei: Hebertretung. Sind Stoß- und Pref- 
werke zu Vetreibung eined Gewerbes oder einer Fabrikation nothiwen- 
dig, fo ift, da Gewerbe und Fabriken, ohne obrigkeitlicher Bewilli— 
gung felbft nicht betrieben werden dürfen, in diefer Bewilligung auch 
fchon die Bewilligung zu Stoß- und Preßwerken mitbegriffen, weil 
man demjenigen, dem man die Sache eingefteht, auch die dazu er: 
forderlihen Mittel und Werkmaſchine nicht verfagen kann. 


Kartenmalerei ift Fein Gewerbe wozu ein Stoßwerk 


ſchon an ſich geftattet ift. 
(Siehe 204 bei $. 69.) 
$. 85. 
Eben der Strafe unterliegt derjenige, welcher ohne 
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Auftrag oder Erlaubniß der oberſten Münzbehoͤrde einn:, Erlaubnis 
ſolches Stoßwerk verfertiget. 


(Siehe den $. 103 des I. Thls. des St. ©. B., dann das Hofkanzlei⸗Oeeret 
27% beim vorhergehenden $.) 


Eigenmähtiges Verfertigen von Amtsfiegeln, ift als 
hwere PolizeirUebertretung erElärt. 


273. Hoffanzleis Decret vom 23. Auguft 1820, 3. 24,841, 
an fämmtl. Känderftellen; n. 6. Reggs. Circulare vom 12. Sept. 
1820, 3. 41,340; Ber, der ob der Enns’fchen Regg. vom 11. 
Sept. 1820, 3. 16,369; fteiermärfifhe Gub. Ver, vom 10. 
Sept. 1820, 3. 18,927; tirolifche Gub, Ver. vom 15. Sept. 
1820, 3. 19,156; Ver. des Gub. für Krain und Kärnthen vom 
23. Sept. 1820, 3. 11,566; mährifch = fchlefifche Gub. Ver. 
vom 15. Sept. 1820, 3. 24,564; böhmifche Gub, Ver. vom 
26, Sept. 1820, 3. 46,695; galizifhe Gub, Kundmachung 
vom 9. Dit, 1820, 3. 46,607. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr., Ob. Defterr., Steiermark, 
Tirol, Kärnthen, Mähren, Böhmen und Galizien vom 3. 1820.) 


Seine Majeftät haben nah Anhalt eines k. k. Hoffanzlei: Des 
creted vom 23. Auguft d. J., in Bezug auf die Verfertigung der 
Amtsfiegel, folgende Allerhöchſte Entfchliefung vom 12. Auguft d. 3. 
zu erlaſſen gerubet. 

Wer ein amtliches Siegel ohne fehriftlihen Auftrag des Amtes, 
für welches dasfelbe gehört, verfertigt, oder das verfertigte an jemand 
andern verabfolgt, ald an das Amt, welches die Verfertigung aufges 
tragen hat, macht fich einer ſchweren Polizei=Lebertretung gegen die 
öffentlichen, zur allgemeinen Sicherheit gehörigen Anftalten und Ver— 
fügungen fhuldig, und ift das erfte Mal mit Arreſt von einer Woche 
bis zu einem Monate, bei wiederholter Uebertretung nebit einmonat: 
lihem Arrefte, wenn er ein Gewerbsmann ift, aud mit dem Verlu: 
fte des Gewerbes zu beftrafen. 

Dabei verfteht es ſich von felbit, daß, in fo ferne bei der fo ge: 
arteten Handlung ein Verbrechen unterläuft, auch die gegen das Ver— 
brechen beftehenden Strafgefege in Anwendung zu Eommen haben. 

Uebrigens gehören zu den ämtlichen Siegeln nicht nur die Siegel 
der landesfürſtlichen, fondern auch jene der ftändifchen, ftädtifchen, 
ortögerichtlichen,, offentlihen Aemter, der öffentlihen Lehranftalten, 
der Pfarreien, der öffentlichen Notare, der Innungen und ähnlichen 
Corporationen, und endlich follen die Siegel aller erwähnten öffentli- 
hen Aemter und Behörden durch Um- oder Infchrift ihre Beftimmung 
ausdrücken. 
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Verbot für Siegelfteher ſolche zu verfertigen. 


27. Hoftanzlei» Decret vom 2. November 1815, 3. 1966, 

an fämmtl. Länderftellen; n. d. Reggs. Ver, vom 16. Nov. 1815, 

3. 36,689, an die vier ka k. K. Aemter und die k. f, Stadt: 
hauptmannſchaft. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1815.) 


Aus dem Anlaſſe, daß bei einem zu Mailand wegen namhafter 
Beeinträchtigungen des Aerariums inſitzenden Militär » Arreftanten ver— 
ſchiedene ämtliche Siegel vorgefunden worden find, die ihm an meh" 
reren Orten von bürgerlichen Petjchierftechern ohne allen Anftand gra= 
virt wurden, und deren er fich dann zur Ausfertigung falfcher Docu— 
mente bediente, gegen welche es ihm fodann gelang, betrügerifche Geld⸗ 
empfänge zu bewerfftelligen, ift zur Verhütung ähnlicher Fälle nach 
Eröffnung des k. E. Hofkriegsraths, in dem Iombardifch = venetianifchen 
Königreiche die Verfügung getroffen worden, daf dort Landes das 
Stechen ämtlicher Siegel ausfchließend durch die Fonigl. Zecca gefchehe, 
und daß unter firenger Verantwortung die VBeftellung eines Amtsfies 
gels bei feinem Petfchierftecher oder fonft fih damit befaſſenden Künft: 
ler oder Profeffioniften gefchehen darf; fondern daß in dem Falle, wenn 
die Mothwendigkeit zur MWerfertigung eines Amtsſiegels eintritt, die 
Anzeige unter Beilegung der betreffenden Zeichnung an die vorgefegte 
Landesbehörde zu erftatten fei, die fodann die weitere Beftellung bei 
der königlichen Zecca veranlaffet. 

Obſchon der Fall eines folchen Unfuges in den alt= öfterreichifchen 
Provinzen noch nicht vorgefommen ift, und obgleich in denfelben Eeine 
eigene Behörde befteht, welche, ıwie in dem MWenetianifchen Königreis 
che über das Stechen ämtlicher Siegel zu wachen hat; fo bleibt denn 
doch immer die Einführung von Vorfichtsmaßregeln, die den fo leicht 
möglichen Fall eines Mißbrauches mit den Amtsfiegeln der öffentlichen 
Behörden erfchweren, auch für diefe Provinzen immerhin nothwendig. 

Hierzu, und zur Vermeidung eines befonderen Auffehens, ift der 
gegenwärtige Zeitpunct, wo die Amtsfiegel erneuert werden, der an: 
gemeffenfte, und es wird daher der Landesftelle hiermit aufgetragen, 
bei diefer Gelegenheit die zweckmäßige Verfügung zu treffen, daß 
allen Graveurs und Petfchierftechern zur firengften Pflicht gemacht 
werde, in Zukunft Fein ämtliches Siegel ohne fchriftlihen Auftrag des 
Vorftehers des Amtes, für welches dasfelbe gehört, zu ftechen, und 
auszufolgen,, widrigend der betreffende Graveur oder Petfchierftecher, 
für jeden Mißbrauch, welcher daraus entftehen könnte, perfönlich ftren- 
ge verantwortlich gemacht werden würde. 

Damit aber übrigens die Amtsvorfteher fammtlicher Behörden fich 
hiernach genau benehmen, und im Falle der Nothwendigkeit eines neuen 
Amtöfiegeld dasfelbe bei den Graveurs und Petfchierftechern nur mit: 
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telft fehriftlichen Auftrages an diefelben beftellen; fo werden hierzu die 
E. E. Bancal- Sameral : Zuftiz- und Buchhalterei » Behörden dur 
ihre vorgefegten Hofftellen eben fo angewiefen werden, ald man die 
Landesftelle gleich dermalen anweifet, die unterftehenden Kreisämter 
von diefer Vorfchrift zu unterrichten, und ihnen die eigene genauefte 
Darnahadtung, fo wie die ftete Aufmerkfamkeit ihres Befolges von 
Seite der Graveurs und Petfchierftecher befonders anzuempfehlen. 


Begriff eines gerihtliden Siegels. 
(Siche 220 und 221 bei $. 74.) 


$. 86. 


Siebentes Hauptſtück. 


Bon fchweren Polizei: Hebertretungen gegen die 
Pflichten eines öffentlichen Amtes. 


$. 86. 


N Ein öffentliher Beamter oder Diener, der ſich in 
amten, ver ih feinen Amts» oder Dienftverrichtungen thätige Beleidi— 


mie gungen erlaubt, (morunter insbefondere Verhaftnehmun- 


an gen in andern, ald durch die Gefege beftimmten Fällen 

erlaubt, begriffen find) ift das erfte Mal mit Arreft von drei Ta— 
en, bis zu einem Monate; das zweite Mal mit eben fo 
angem ftrengen Arrefte zu beftraten, 


(Siehe $. 85 I. Thl. des St. G. 3.) 
Subjecte der Uebertretung. 


Als öffentliher Beamter ift derjenige zu betrachten, 

weldher vermöge (unmittelbaren oder mittelbaren) 

öffentlihen Auftrages, Gefhäfte der Regierung zu 
beforgen bat. 


2753. SuftizsHofdecret vom 9. November 1816, an das Inner: 
Defterr. Appellations-Gericht. 


(Allg. Zuft. Befegfamml. vom Jahre 1816, Nr. 1293.) 


m Allgemeinen verfteht man nah dem Sprachgebrauche unter 
einem Beamten denjenigen, welcher vermöge (unmittelbaren oder mit 
telbaren) öffentlichen Auftrages, Gefchäfte der Regierung zu beforgen 
bat. Auf diefen Begriff ift unftreitig zur Entfcheidung der Frage: ob 
jemand durch eine Handlung fi) ald Beamter des Mifbrauches der 
Amtsgewalt fehuldig gemacht habe, zurückzufehen. Vorzüglich find da— 
bei die näheren Beftimmungen des Strafgefeges felbft vor Augen zu 
haben. So Fann ſich vermöge derfelben jeder Richter des Mifbrauches 
der Amtsgewalt fchuldig — obwohl er bei einem Patrimonial ⸗ Ge⸗ 
richte unmittelbar nur von dem Privat » Inhaber beftellt wird, und 
auch ein Advocat, der doch nur Privatgefchäfte zu beforgen hat, Fann 
der Strafe diefes Verbrechens unterliegen. In zweifelhaften Fällen 


kann wohl auch eine Rückſprache mit der Behörde, welcher der Ber 
ſchuldigte ald Diener zunächft unterfteht, über die Art feiner Verpflich- 
tung nöthig fein. Doch Fann es gefchehen, daß ein foldher Diener, ob— 
ſchon er in Hinfiht auf Penfionirung oder andere Vorzüge den übri— 
gen Staatsbeamten nicht gleich geachtet wird, fich dennoch vermöge 
der oben angegebenen Beſtimmungen des Mifibrauches der Amtsgewalt 
fhuldig macht. 


Hierunter find auch hberrfhaftlide Beamte zu ver: 
eben. 


276. Hoffanzlei: Decret vom 2. Mär; 1509, 3. 2999; n. 

ö. Reggs. Ver. vom 22. Mär; 1809, 3. 6277, an bie vier 

k. & Kr. Aemter; an die k. k. Stadthauptmannfchaft und die E, £, 
Hoffammerprofuratur. 


Eine gegen die Vorfchrift der Gefege veranlaßte Verhaftnehmung 
gehört, wenn fie von einem obrigfeitlichen Beamten gegen einen Unter: 
than verfügt wird, zwar in die Klaffe der Unterthansbedrücktungen, 
gegen welche im Allgemeinen in der mit dem Unterthanspatente vom 
Sabre 1781 zugleich erfloffenen Inftruction für die Kreisämter in Uns 
tertbansfachen $. 7, eine Geld- oder Arreftitrafe feftgefegt ift.- In 
dem fpätern im Jahre 1803 kundgemachten Strafgefegbuche ift eine 
von einem öffentlichen Beamten unternommene gefegwidrige Verhaft⸗ 
nehmung überhaupt nach dem II. Theile $. 86, für eine ſchwere Po- 
lizeisUebertretung erklärt, und mit einer Arreftftrafe von 3 Tagen bis 
zu einem Monate belegt worden. Es ift fich alfo nur nach diefem letz— 
teren Gefege, und zwar auch dann zu achten, wenn die gefegwidrige 
Verhaftnehmung den Unterthan der eigenen Herrſchaft betrifft, da 
das Gefeg allgemein lautet, von dem alle eines Unterthandbandes 
feine Ausnahme macht, und auch der Geift des Gefeges bei einem 
Mißbrauche der obrigkeitlihen Gewalt, wenn er gegen einen eigenen 
Unterthan verübt wird, wohl Feine mildere Anficht, ald wenn er an- 
dere Perfonen trifft, verftattet. 

Wenn aber ein Beamter fih der eben gedachten ſchweren Polizeis 
Uebertretung einer gefegwidrigen Nerhaftnehmung fchuldig macht, und 
zugleih aud in anderen in dem neuen Strafgefege nicht befonders vor: 
Eommenden Beziehungen gegen das Unterthand- Patent verftoßt, fo 
folgt ſchon aus dem Strafgefege IE. Iheil $. 393, daß er immerhin 
als ſchwerer Polizei: Uebertreter zu behandeln ift, und die zugleich 
noch fonft begangene Uebertretung der Unterthansgefege nah $. 389 
lit. L, als ein erfehwerend:r Umftand angefehen, und auf die Ver— 
fhärfung der Strafe Einfluß haben muß. 


277. Hoffanzlei: Decret vom 15, Februar 1821, 3. 3860, 
an das galizifche Gubernium; Ber. des Lebteren vom 10, März 
1821, 3. 12,326. 


270 $. 86. 
(Prov. Gefegfamml. für Galizien vom J. 1821.) 


Aus Anlaß eines Hofrecurfes in einer Mifhandlungsangelegen: 
beit eines Unterthand, wurde mit hohem Hofkanzleidecrete vom 15. 
v. M., Nro.3860 bedeutet: daß Mifihandlungen, die von fo erſchwe— 
renden Umſtänden begleitet find, daß fie als ſchwere Polizei-Uebertre- 
tungen angefehen werden müſſen, darum nicht aufhören, in diefe Ka- 
tegorie zu gehören, daß zwifchen dem Uebertreter und den mifihandel: 
ten Perfonen das Unterthans = Verhältniß eintritt, indem diefed Ver: 
hältniß nicht die Kategorie des Vergehens ändert, fondern als ein er- 
fhwerender Umftand, nämlich als ein Mißbrauch jener Macht erfcheint, 
welche die Staatsverwaltung in wohlthätiger Abfıcht in die Hände der 
Obrigkeit gelegt hat, und übrigens der politifhen Behörde einen weis 
teren Wirkungskreis in Abfiht auf die Entfehädigung der Mifipandel: 
ten einräumt. 

Wornach ſich das k. Kreisamt in Zukunft genau zu benehmen hat. 


Als Beamte find auch anzufehen. 
(Siehe die Novellen bei $. 284 *). 


a) Practikanten, 
(Siehe das Hoflanzlei-Decret vom 19. December 1834, beim $. 284.) 


b) Gemeinde - Vorfieher (Dorfrichter, Vögte, Schulze.) 


278. Auszug aus dem Juſtiz-Hofdecret vom 13, Suni 1817, 
an das mährifch = fchlefiiche Appellations - Gericht, 


(Ag. Zuft. Geſetzſamml. vom Sahre 1817, Nr. 1337.) 


Auch ein Gemeinde: Vorfteher, er möge Dorfrichter, Vogt, 
Schulze oder wie immer heißen, kann ſich des Verbrechens des Miß— 
brauches der Amtsgewalt fchuldig machen, da der $. 85 des Gefegbu: 
ches über Verbrechen zwifchen höheren oder niederen Aemtern, und 


*) Die bier vorfommende Beziehung auf den $. 284, II. Thl. des Straf: 
gefegbuches hat deshalb Statt gefunden, weil nach den bei diefem $. 
abgedrudten Novellen außer den hier aufgeführten Chargen, mehrere 
Kategorien theils als I. f., theils als öffentlihe Beamte erkläret wor: 
den find. Da jedoch die Mehrzahl diefer Novellen nur als Entſchei— 
dungen über bie Kompetenz der K. Xemter zur Unterfuhung und Ur: 
theilsfhöpfung, in fo ferne ſich derlei Perfonen einer ſchweren Polizeis 
Uebertretung ſchuldig machen, erfloffen find, fo dürften nicht alle in 
den bortfelbft aufgeführten Novellen als Beamte erklärten Perfonen 
als Subjecte der Uebertretung des $. 86 betradhtet werden können. 
Sc habe daher außer der allgemeinen Beziehung auf bie den $. 284 
eingereihten Novellen mich bei jenen Perfonen, auf welhe nad mei- 
ner Anſicht der $. 86 Anwendung finden dürfte, auf die einfchlä« 
gige Novelle noch insbefondere bezogen, 
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zwifchen der damit verbundenen ausgedehnteren oder eingefchränfteren 
Gewalt keinen Unterfchied mat. — — — — 


c) Vorfleher der Judengemeinden. 


279. ZuftizsHofdecret vom 22. Februar 1828, an das böh: 
mifche Appellationd:Geriht, und Hofkanzlei-Decret vom 11. Febr, 
1823, an das böhmifche Gubernium. 


(Allg. Zuft. Geſetzſamml. vom 3. 1828, Nro. 2330, und Kropat: 
ſchek's Gefegfamml. vom 3. 1828.) 


Die k. k. vereinigte Hoffanzlei hat dem böhinifchen Tandesguber- 
nium unterm 11. Febr. 1828 die Weifung ertheilt, daß die Morfte- 
ber der Zudengemeinden bezüglich der ihnen obliegenden Pflichten und 
anvertrauten Amtsgewalt allerdings ald Beamte anzufehen find. 


d) Gränzwade. 


2SO. Suftiz: Hofdecret vom 5. Mai 1832, an das böhmifche 
Appellationd » Gericht. 


(Ag. Zuft. Gefesfamml. vom 3. 1832, Nr. 2561.) 


Die Vorfchriften des eilften Hauptſtückes des I. Theils des Straf: 
gefeges find auch auf die an die Stelle und Beſtimmung des vorigen 
Sränzcordond und der an den Gränzen beftandenen Civilaufficht ge: 
tretenen Individuen der Gränzwache anzuwenden. 


e) Gefälls - Auflidts - Individuen. 


281. Decret des E, k. n. ö, Appellations - Gerichte vom 20. De: 
cember 1839, 3. 14,268, an das Griminal: Geriht des Wr, 
Magiftrats. 


(Maucher's Handbuch I. Bd.) 


Die k. k. Gefällsaufſichts-Individuen ohne Unterfchied, ob fie zur 
Gränz- oder Gefällenwadhe gehören, find nad dem Hofdecrete vom 
21. Mai 1830, Nro. 2464 d. J. ©. S, wenn fie auch in Hinficht 
auf Penfionirung und andere Vorzüge den übrigen Staatsbeamten 
nicht gleichgeachtet werden, im weitern Sinne des Wortes unter den 
Beamten allerdings begriffen, welche vermöge öffentlichen Auftrages 
Geſchäfte der Negierung zu beforgen haben, auf welchen Begriff nad) 
dem Hofdecrete vom 9. November 1816, Neo. 1293 d, J. G. S., 
(275) zur Entſcheidung der Frage, ob "jemand durch eine Handlung 
fih als Beamter des Mißbrauchs der Amtsgewalt ſchuldig gemacht 
habe, zurückgeſehen werden muß; indem nach dem Strafgeſetze über 
Gefällsübertretungen (Vorerinnerung sub. 4) der Begriff: „Beam: 
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ter" auch auf Gränz : und Gefällenwach » Individuen ausgedehnt ift, 
und das Gefeg über Verbrechen zwifchen höheren und niederen Aem— 
tern, und zwifchen der damit verbundenen, ausgedehnteren und eins 
gefchränfteren Gewalt Feinen Unterfchied macht. 


Pofterpeditoren find nicht als öffentlihe Beamte zu 
betradten. 


282, Ob der Enns’fche Regierungs - Verordnung vom 2, Februar 
1835, 3. 3389. 


(Prev. Geſetzſamml. für Ober : Defterreih vom 3. 1835.) 


Laut hohen Hoffammerdecretes vom 24. Jänner d. 3., 3. 3694, 
gehört ein Pofterpeditor bei den k. k. Portitationen nicht in die Kate: 
gerie der öffentlichen Beamten oder Staatsdiener, fondern fteht ledig: 
lih mit Zuftimmung der Staatsverwaltung im ‚Privatdienfte des be= 
treffenden Poſtmeiſters, wobei er jedoch für den Poftdienft, den er 
unter Haftung und Verantwortung feines Dienftheren ausübt, vorher 
geprüft und beeidet werden muß. 


Behandlung derjenigen Beamten, welde zur Beftra 

fung eines Unterthbanen beredhtiget find, aber nicht 

die gefeglih angeordnete Strafart angewendet ha: 

ben, oder die dieffalls beſtehenden Vorfdriften 
nicht beobadtet haben. 


283. Hofdecret vom 16. Februar 1793, 3. 774, an fämmtl. 
Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 29. Nov. 1793, am bie 
vier k. k. 8. Aemter und an das E, f, Fisfalamt, 


(Ag. polit. Gefegfamml. vom J. 1793.) 


Ueber die Anzeige, daß eim obrigfeitlicher Beamter an zwei Un: 
tertbanen ohne Vorwiſſen des K. Amtes eine Beſtrafung mit Stod: 
ftreihen ausgeübt habe, ift von Sr. Majeftät gnädigft befohlen wor: 
den, daß Fünftig gegen obrigfeitlihe Beamte, die ungeachtet des be- 
ftehenden ausdrücklihen Verbotes fich beigehen laffen, die Unterthanen 
mit Schlägen zu beftrafen, ohne dazu die Ereisämtliche Bewilligung 
vorfchriftmäßiig eingeholt zu haben, bei jedem Uebertretungsfalle auf 
eine der Zahl der Schläge angemeifene Geldftrafe zur Gemeindefaffe 
entweder von der Landesſtelle felbft zu erfennen, oder bei Erftattung 
der Berichte nach Hof anzutragen fei. 


284. Hoffanzlei- Decret vom 3, September 1812, 3. 13,217; 
n, d. Reggs. Ver. vom 24. Sept. 1812, 3. 25,980, an das 
8 Amt V. O. M. B. 
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Die Miöhandlungen und Beftrafungen der Unterthanen mit Stod: 
ſchlägen von den obrigkeitlichen Beamten find nicht als ſchwere Polizei: 
Uebertretungen , fondern nad) den darüber beftehenden befonderen Vor— 
fchriften und insbefondere nach dem erneuerten Verbote vom 16. Febr. 
1793 (283) zu behandeln. Wenn dabei befonders erfchwerende Um⸗ 
ftände eintreten, fo wirfen fie entweder auf die Verfchärfung der gefeg- 
lihen Strafe ein, oder begründen die Verhängung einer weiteren ar- 
biträren Strafe. 


283. Hoflanzlei : Decret vom 23. Jänner 1822, 3. 1511; 
böhmifche Bub, Ver. vom 14. Zebr. 1822, 3. 6039. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1822.) 


Aus Anlaß eines einzelnen, im Recurswege zur Kenntnif der F. 
k. Hoffanzlei gelangten Falles, wo nämlich ein aus den Vorſchriften 
des St. G. B. II. Theils ungeprüfter Amtsvorfteher, welcher ſich die 
Unterfuchung einer ſchweren PolizeisUebertretung angemaßt hat, und 
das gegen den Unterfuchten gefällte, auf Stockſtreiche lautende Straf: 
urtheil, ungeachtet der Werurtheilte noch Faum das 17. Zahr erreicht 
hatte, und ohne denfelben früher ärztlich unterfuchen zu laffen, auch 
volfftrecfen ließ, zu einem fechstägigen Arrefte verurtheilt worden ift, 
wird den E. Kreisämtern in Gemäßheit der mit Hofkanzlei-Decrete vom 
23. Zänner I. J., Hofzahl 1541 der Landesſtelle ertheilten Weifung 
die Belehrung ertheilt, daß in Fällen, wo öffentliche Beamte ſich 
Misgriffe in ihren Amtsverrichtungen von der Art erlauben, wie der 
vorliegende Fall ift, gegen felbe eine dem Verhältniſſe ihrer Uebertre- 
—— Arreſlſtrafe in Hinſicht auf die Dauer zu verhän— 
gen ſei. 


286. Hofkanzlei-Decret vom 28. April 1836, 3. 10,647; 
galizifche Gub. Wer. vom 29. Mai 1836, 3. 29,106. 


(Prov. Geſetzſamml. für Galizien vom J. 1836.) 


Aus Anlaß eines Hofrecurſes in einer Mifhandlungs = Angelegen- 
beit eines Unterthanes, wurde mit dem hohen Hofkanzleidecrete vom 
23. April d. J., 3. 10047.1 bedeutet, daß die Anficht mancher Kreis: 
ämter, bei Bemeſſung der Schmerzengelder in Unterthans » Miihand- 
lungsfällen den Betrag von 1f.W. W. für einen Streich gleichfam 
ald eine Taxe zu behandeln, um fo weniger richtig fei, als ſchon das 
hohe Hofdecret vom 16. Hornung 1793 (Kaifer Franz ©. B. p. 33) 
(283) auf eine der Zahl der Schläge angemeifene Geldftrafe zu 
erfennen verordnet, ohne einen beftimmten Betrag feftzufegen, und 
— dieſer ſich nach Veſchaffenheit der That und Umftände rich— 
en muß. 

Hiernach werden ſich die Kreisämter in vorkommenden Fällen zu 
benehmen haben. 
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Behandlung der Ortsobrigfeiten oder ihrer Diener, 

welche fih bei Verwahrung oder Ablieferung der 

Verhafteten einer Unterlaffung oder Ueberſchrei— 

tung ihrer Amts- oder Dienftespfliht zu Schulden 
Eommen laffen nad diefem $. 


287. Hoffanzleis Decret vom 1. Mai 1806, an das galizifche 
Gubernium, kundgemacht am 23. Mai 1806. 


Aus Anlaß wahrgenemmener Verfchiedenheiten in der Beneh— 
mungsart der Ortsobrigkeiten in Fällen der Verwahrung und Ablie— 
ferung betretener Verbrecher, oder eined Verbrechens Beinzichtigter ift 
dem Antrage auf eine genauere Beltimmung der dießfalls zu beobadh: 
tenden Modalität, in Bezug auf die SS. 231, 282, 283, 284, 310, 
527, 530 und 535 des I. Theiles des Strafgefegbuches, die Ge: 
nehmigung dahin ertheilet worden: 

1) dag den Dominien, ald Ortsobrigkeiten, indem ihnen die 
Ausübung der ortsobrigkeitlihen Zurisdiction zufteht, zugleich die Pflicht 
auferlegt ift, diefe Zurisdiction nad den gefeglichen Erforderniffen 
auszuüben. 

Da nun im Allgemeinen au das neue Strafgefegbuh vom 3, 
September 1803, im I. Iheile, II. Abfchnitte, IV. Hauptſtücke, 
$. 281, 282, 283 und 284 den Obrigfeiten in Betretungsfällen der 
Verbrecher, deren Anhaltung und Verwahrung mit der Vorficht des 
$. 281 und 282 vorfchreibt: daß der Angehaltene nicht entkomme, in 
Anfehung jener aber, die bloß auf vorgefommene Anzeigungen ange: 
halten werden, F. 283 und 284 die möglich/te Schonung ihrer Ehre 
und Perfon zur Pflicht macht; fo folget hieraus von felbft die Noth- 
wendigfeit, daß eigene, abgefonderte und wohlverwahrte Behältniffe 
zur Verwahrung der betretenen Verbrecher errichtet; für jene aber, 
welche bloß auf vorgefommene Anzeigungen angehalten werden, nad) 
Thunlichkeit in jedem Standorte grundherrfchaftlicher oder ortsobrig- 
Feitliher Magiftratual - Zurisdiction eine fichere, jedoch anftändige Un⸗ 
terfunft verfchafft werden folle. 

2) In Anfehung der VBehandlungsart der von der Ortsobrigkeit 
Angehaltenen, welche eines Verbrechens beinzichtigt find, Eann die Be— 
legung mit Fußeiſen nicht im Allgemeinen Statt haben; fondern die 
Ortsobrigfeiten haben fich bei Benrtheilung der Werwahrungsart die 
aufgeftellten Grundfäge des 306. und 310. $. des erften Theiles bes 
Strafgefegbuches gegenwärtig zu halten. 

Es ift nämlich $. 310 die Art des Verhaftes, fogar in den Un- 
terfuchungs : Gefängniffen der Criminal= ©erichte, je nachdem der Ver: 
baftete bei Tag und Nacht, oder nur zur Machtzeit ohne Eifen ge: 
laffen werden fell, lediglich der Veurtheilung des Strafrichterd über: 
laffen, und in dem 306. $. in jenen Fällen, wenn das angefchuldete 
Verbrechen nad den Geſetze im Erweifungsfalle höchſtens eine eins 
jährige Strafe nach fich zieht, oder, wenn der Beſchuldigte eine be— 
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Fannte, der Entfliehung halber unverbächtige Perfon, und fonft von 
unbefcholtenem Rufe ift, und aus feiner Freiheit die Erſchwerung ber 
Unterfuhung nicht zu beforgen fteht, fogar die gänzliche Verfehonung 
von der Verhaftung geftattet. 

Aus diefen für die unterfuchenden Griminal = Gerichte vorgefchrie: 
benen Grundfägen folget von felbft, daß die Ortsobrigkeiten nicht auf 
gleiche Art jeden Angehaltenen behandeln dürfen; fondern nur, je 
nachdem der Angehaltene auf einem Verbrechen ſchwererer Art, und 
welches eine mehr als einjährige Kerkerftrafe nach fich zieht, betreten 
oder ſchwer beinzichtigt worden ift; und in wie fern die in dem traf: 
gefegbuche $. 306 angedeuteten Fälle einer zuläffigen Ausnahme von 
der Verhaftung während der Unterfuchung nicht eintreten follten, die 
Angehaltenen in genauerer Verwahrung halten, und mit Zußeifen, 
nad Ermeffen des Erforderniffes, ob folche bei Tag und Nacht, oder 
nur zur Nachtzeit räthlich wird, belegen dürfen. 

3) In Anfehung der Begleitung und Aufficht des Transportes 
der Angehaltenen an das Criminal» Gericht, ift die gehörige Einlei- 
tung folder Transporte eine der wichtigften Obliegenheiten der Orts- 
obrigkeiten, und es kommt hierbei vorzüglich darauf an, daß folche mit 
der größten Verläßigkeit geſchehe. 

Diefe läßt ſich aber nur durch die Beigebung eines Gefchäftskun- 
digen, verläßlichen obrigkeitlihen Beamten erzielen, indem fie zugleich 
das Mittel ift, eine angemeffene und nah Umftänden zukommende 
en Behandlung des Angehaltenen während des Transportes zu 
fihern. 

Ganz vorzüglich wird aber diefe Beigebung in jenen Fällen noth- 
wendig, wenn gefährlichere und berüchtigtere Verbrecher an das Cri— 
minal = Gericht abzuliefern find. 

Wenn jedoch wegen Mangels oder Verhinderung die Unmöglich- 
Feit eintreten follte, einen Beamten zur Begleitung und Aufficht des 
Transportes beizugeben, dann Eann diefe Einlieferung auch mittelft eines 
fonftigen vertrauten Mannes, für deſſen Verläßigkeit aber die Obrig- 
Eeit zu haften bat, gefchehen. 

Uebrigend hat der Beamte oder vertraute Mann, welcher über 
ben Transport der an das Sriminal: Gericht Abzuliefernden die Auf: 
fiht führet, den Transport ftets und bis an das Criminal: Gericht zu 
begleiten; und es bleibt der Beurtheilung der abfendenden Ortsobrig« 
Eeit, jedoch unter eigener Dafürhaftung, überlaffen: ob die Abzulie: 
fernden während des Transportes mit oder ohne Fußeiſen gelaffen wer: 
den Fönnen. 

4) In Anfehung der Fuhren bei dergleichen Transporten, bes 
fteht nach $. 527 des I. Theiles des Strafgefegbuches, die Vorſchrift: 
daß foldye von der Gemeinde unentgeltlich geleiftet werden müffen, und 
es bat bei diefer Vorfchrift zu verbleiben. 

Da aber nad der Vorfchrift des am 3. September 1803 erlaffes 
nen neuen Strafgefegbuches auch die ſummariſche Verhörung in der 
Negel bei dem Strafgerichte, wenn ſolches namlich vom Orte der Ans 
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haltung des Verhafteten nur fo weit entfernt ift, daß berfelbe inner- 
halb zwölf Stunden zu dem Criminal: Gerichte geftellt werden Eann, 
zu gefchehen hat, folglich der Werhaftete fo eilends ald möglich an das 
Griminal» Gericht abgefchicft werden muß; und weiter die Erfahrung 
bewiefen hat, daß die Ablöfung und der Mechfel der Fuhren, und ber 
Mächter fehr oft zu mancherlei VBeirrungen und Hinderniffen der ges 
feslihen Ordnung während folcher Transporte Anlaß geben; fo wird 
die Abwechslung der Fuhren und der Wächter bei diefen Transporten, 
als unzufommlih, abgefchafft, und es tritt die Thunlichfeit der Wei: 
behaltung derfelben Wächter um fo mehr ein, als diefelben feit der 
Kundmachung des neuen Strafgefegbudhes aus dem Criminal: Fonde 
gezahlet werden. 

5) Die Transport» Koften, nämlid auf Aegung des abzuliefern: 
den Verhafteten, wenn er ohne Vermögen ift, und auf die Beköſti— 
gung der begleitenden Wächter, trägt nach den Meifungen des Straf: 
gefegbuches der Sriminal: Fond, und jwar die Aetzung des Verhafte— 
ten laut $. 535 I. Iheils, mit 5 Er. täglich, und die Zahlung der 
begleitenden Wächter, deren Anzahl nach Vefchaffenheit des Erforders 
niffes beftimmt werden muß, laut $. 530 für jede Meile fowohl des 
Hin- ald Rückweges 10 Fr., und wenn fie fi in einem Orte mit dem 
Abzuliefernden aufhalten müßten, für jeden ganzen Tag mit 20 Fr. 
und für den halben Tag mit 10 Er.. Bei diefer gefeglichen Vertheilung 
der Koftentragung, da hierbei nämlich ſowohl die Gemeinde, aus de: 
ren Mittel der unbemittelte Werhaftete abgeliefert wird, durch die un— 
entgeltlihe Suhrenleiftung, als auch der Criminal: Fond durd die 
Zahlung der Wächter und der Aetzung des Abgelieferten ins Mitleid 
gezogen ift, wird billig, daß die Ortsobrigfeit, welche die Ablieferung 
einleitet, ihren Beamten oder fonftigen vertrauten Auffeher unentgelt- 
lich, das ift, auf ihre eigenen Koften beigebe, und es werden daher 
ſämmtliche Ortsobrigkeiten dazu angewiefen. 

6) Belangend endlich die Beftrafung für Nachläſſigkeit oder Ord⸗ 
nungswidrigfeit bei der Anhaltung und Ablieferung der Verhafteten; 
fo werden dergleichen Fälle, je nachdem fie von mehr oder weniger 
ſchädlichen Folgen find; und entweder von der einleitenden Obrigkeit, 
oder von ihren Dienern begangen werden, den Kreisämtern zur Erbes 
bung und Beftrafung zugeiwiefen. 

Am Allgemeinen werden alfo hiermit die Dominien und die Ma— 
giftrate, welche die ortKobrigkeitliche Zurisdiction ausüben, zu ber fer 
nern Erhaltung oder Errichtung angemeffener Behältniffe zur Verwah— 
rung der betretenen Verbrecher, oder der ſchwer Beinzichtigten unter 
Verantwortung verpflichtet. 

Was übrigens die muthwilligen Unterla jungen oder Ueberfchrei: 
tungen von Seite der Ortsobrigkeiten oder ihrer Diener gegen Amts: 
oder Dienftespflicht bei der Verwahrung und Ablieferung der Verhafr 
teten betrifft; fo find folche als ſchwere Polizei » Uebertretungen, laut 
des fiebenten Hauptftückes des IL. Theiles des Strafgefegbuches zu bes 
trachten, und werden ohnehin der dießfalls eigens vorgefchriebenen ge: 
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feglihen Beftrafungsart, von welcher nicht abgegangen werden Fann, 
unterliegen. 


Verbot der wörtliden Beleidigungen gegen ftraf- 
fällige Unterthanen. 


288, Hoffanzlei:Decret vom 11. Februar 1811, 3. 1641, an 

fämmtl, Länderſtellen; n. 8. Reggs. Ber. vom 7, Mär; 1811, 

3. 9195, an bie k. k. Stabthptmannfchft, die vier K, Aemter 
und den Wr. Magiftrat. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1811.) 


Aus Anlaß der von einem Staatsbeamten im Laufe einer Ges 
ſchäftsverhandlung gegen ftraffällig befundene Unterthanen fich erlaub- 
ten Schimpfworte haben Seine Majeftäat in Erwägung, daß einerfeits 
Fein Vorgefegter oder Nichter das Recht hat, einen Sträfling zu be: 
fhimpfen , und daß andererfeits felbft das Anfehen des Amtes leidet, 
wenn DVorgefegte zu Befhimpfungen ſich verleiten laffen, anzubefeh- 
len geruhet, daß allen Staatöbeamten auf das ftrengfte ein folcher 
Mißbrauch ihres Anfehens zu verbieten fei. Welcher höchfte Werbot 
der Landesftelle zur allgemeinen Warnigung der untergeorbneten Be: 
amten hiermit eröffnet wird. 


$. 87. 


Wäre die thätige Beleidigung unter Umftänden ges Umfände zur 
heben, welche zu einem Auflaufe Ynlas gegeben hatten, Straf. 
oder doch geben Eonnten; fo ift die Strafe ftrenger Ar: 


teft von einem bis drei Monaten, 
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Wer, auch chne eine an fich unerlaubte Abficht, Strafe bebjeni 
ſich für einen Öffentlichen Beamten, oder Diener ausgibt, neuneriaustert- 
fol mit Arreft von drei Tagen bis zu einem Monate be: Mt Fa Fire 
ftrafet werden. Beamten oder 


Diener ausgibt. 
(Siehe bei $. 78 das Hoffanzleiberret ®31, dann ben $. 211, 11. Thl. St. 


6 3. fammt Novellen.) 
Vorfhriften über das Tragen der Staatsuniform. 
289. Nachricht ddto. Prag den 29. April 1808. 


(Kropatſchek's Geſetzſamml. vom 3. 1808.) 


Seine Majeftät haben in der Rückſicht, damit die Beamten ber 
Prager k. k. Stadthauptmannfchaft bei ihrer öffentlichen Wirkfamkeit 
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als folche erfannt und geachtet werben, eine eigene Uniform für diefel- 
ben zu bewilligen geruht. 

Sie befteht im Allgemeinen in einem hechtengrauen Militärroce 
mit grünfammtenen Auffchlägen und Krägen, dann weißen Werten 
und Beinfleidern. Die Verfchiedenheit des Characters unter diefen 
Beamten wird durch die Stickerei des Kragens und der Auffchläge auf 
nachfolgende Art bezeichnet: für den Herrn Stadthauptmann ifk fie 
1'% Zell, für die E. k. Näthe und Polizei-Obercommiſſäre ,% Zell, 
und für die Poligei-Untercommiffäre, dann die übrigen untergeordne= 
ten Polizeibeamten 4 Zoll breit. Ein dreiedigter Hut mit goldener 
Schlinge ohne Quaſten, und ein ftählener Degen mit ſchwarzem Griff 
ohne Port d’Epee vollendet die Uniform. Diefe allerhöchfte Entfchlies 
fung wird hiermit zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt gemacht, zu: 
gleich aber auch jedermann chne Rückſicht des Standes und der Per: 
fon nahdrüdlich angewiefen, die in diefer Uniform erfcheinenden k. k. 
Polizeibeamten in ihren Amtshandlungen nicht nur nicht zu beirren, 
fondern auch bei jeder Gelegenheit ihnen die fhuldige Zolgfamkeit um 
fo gewiſſer zu leiften, als jede Uebertretung ohne Nachſicht die ver- 
diente Strafe zur Folge haben würde. 

Niemand darf fich dur Annahme einer folchen Uniform unrecht- 
mäffigerweife dad Anfehen und den Character eines E. k. Polizeibeam⸗ 
ten anmaffen, und noch weniger ſich unter dieſem erborgten Scheine 
die Ausübung einer wirklichen Amtshandlung erlauben, er würde fich 
des Verbrechens des Truges fhuldig machen, und dem Griminalge: 
richte übergeben werden. 

Da übrigens der Polizeidienft nicht immer geftattet, daß die Por 
lizeibeamten in der Uniform erfcheinen, fo werben fie ſich in ſolchen 
Fällen nach wie vor, durch eine weiß und rothe Hutfchleife zu erfen- 
nen geben. 


290. Hofkanzlei » Präfidial - Decret vom 29. März 1816, 3. 

5426, an fämmtl. Länderchef3; n. 6. Reggs. Decret vom 15. 

April 1816, 3. 12,785, an fämmtl. Unterbehörben ; tirolifche 

Sub, Prafidial Ver. vom 3. Mai 1816, 3. 867 und böhmifche 
Gub. Ver. vom 9, April 1816, 3. 17,441. 


(Allg. polit. Gefegfamml., tirol'ſche Prov. Gefegfamml. und allg. 
Zuft. Gefegfamml. Nro. 1224, vom $. 1816. Kundgemacht in In- 
ner = Defterr. am 10., in Galizien am 19., in Mähren und Schle— 
fin am 26. April, in Laibach am 3. und in Tirol am 8, Mai 1816.) 


Um die Mißbräuche hintanzuhalten, die durch unbefugtes Tra- 
gen der den Staatsbeamten zur ehrenvollen Unterſcheidung bewilligten 
Uniform, oder durch willführliche Weberfchreitung der zuftehenden Kas 
tegorien, oder durch fonftige Abweichung von der in dem Uniformi: 


290. 279 


rungs » Reglement vorgezeichneten Art herbeigeführt werden, haben Se. 
Majeftät Nachftehendes zu befehlen geruht: 

Das unbefugte Tragen der Uniform, deffen fih nur Perfonen 
fehuldig machen Eönnen, welde Feine wirkliden Staatsbeamten find, 
it, wenn folches blos aus Eitelkeit oder abfichtslofen Muthwillen ge: 
fhieht, als ein Polizeivergehen anzufehen, und daher von derjenigen 
Behörde, welcher die Amtshandlung über ſolche Vergehungen über: 
haupt zufteht, mit verhältnißmäſſigen, arbiträren Geld: oder Arreft: 
ftrafen zu abnden. Wenn aber eine folhe Anmaßung der Uniform zu: 
gleich mit den in dem Strafgefegbuche I. Theil, $. 178 litt. b und 
II. Theil $. 88 ausgedructen Handlungen verbunden ift, dann find 
ſolche als ein erfchwerender Umftand anzufehen, und nad) der vollen 
Strenge diefer Gefege zu beitrafen. 

Die dunkelgrüne Farbe zu Livreen der Jäger, Büchfenfpanner 
oder Bedienten, als die Hauptfarbe der Staatsbeamtenuniform, wird 
zwar wie bisher, alfo auch fernerbin geftattet, jedoch ausdrücklich ver- 
boten, ſich auf Livreen der Sticfereien, welche die Staatsbeamten: 
uniform auszeichnet, zu bedienen. Jede Uebertretung diefed Verbotes 
ift, fo wie das unbefugte Tragen der Uniform felbft, an dem Schul: 
digen mit verhältnigmäffigen Geld: oder Arreftftrafen zu ahnden, und 
im wiederholten Betretungsfalle zugleich auch die Vertilgung der Sti- 
dereien von der Lipree, von Amtswegen zu veranlaffen. 

Die Weberfchreitungen der Uniformsfategorien und fonftige Abs 
weichungen von der in dem Uniformirungs-Neglement vorgezeichneten 
Art, Eönnen nur den wirklichen Staatsbeamten zur Laft fallen, 

Seine Majeftät machen die Ränderchefs, und überhaupt die Prä- 
fidenten und Vorfteher aller Behörden fowohl für die genauefte Befol: 
gung der Uniformirungsvorfchrift von Seite ihrer untergebenen Beam: 
ten, denen diefelbe nochmals zur ftrengften Pflicht zu machen ift, als 
inöbefondere dafür, daß fie fich felbft in Hinficht auf die, den Staats: 
beamten bemwilligte Uniform durchaus Feine, wie immer geartete Ab⸗ 
weichung von der Vorfchrift erlauben, firenge verantwortlich, und er: 
warten, daf, da fie fih von ihren Untergebenen ohnehin unbeding- 
ten Gehorfam in diefem Puncte zu verfchaffen willen werden, münd: 
lihe Verweiſe, und das Verbot eine den Kategorien nicht gemäfe, 
diefelbe überfchreitende, oder in einzelnen Fällen abweichende Uniform 
zu tragen, binreichen werde, jedem allfälligen Unfuge von Seite der 
Beamten, wozu auch die gefchmacklofen Willkührlichfeiten, heterogene 
Zufammenfegungen von Civil» und Uniformirungsftüden, Weglaf: 
fung eined zur vollftändigen Uniformirung gehörigen Beftandtheiles, 
als: des Degens, der Gebrauch von Stöcken u. f. w. gehören, wirk: 
fame Schranken zu fegen. 

So wie endlich der Landeschef den obigen höchften Befehl bezie- 
hungsweife auf die genaue Befolgung des Uniformirungsreglements 
fich felbft gegenwärtig zu halten hat, eben fo ift ſämmtlichen Vorſte— 
bern und Chefs der unterftehenden Behörden, und insbefondere auch 
den KanzleirRegiftraturs:Protocolls: und Erpeditd-Directoren der Lan— 
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desftelle aufzutragen, über die firengfte Befolgung der Uniformirungss 
vorfchrift fergfältigft zu wachen, und den untergeordneten Beamten 
zu bedeuten: daß fie fich firenge an diefelbe halten, und in zweifel: 
baften Fällen über die ihnen gebührenden Uniformirungsfategorien ſich 
immer vorläufig bei ihrer vorgefegten Behörde anfragen ; widrigens fie 
fich felbft zuzufchreiben haben würden, wenn ihnen das Tragen einer 
von der Vorfchrift oder von ihrer Kategorie abweichenden Uniform un- 
terfagt wird. 


291. Kundmahung an das Publicum in Nieder = Defterreich, 
über das unbefugte Tragen der Staatöbeamten » Uniform. 


Die Uniform der Staatsbeamten ift ein von Sr. Majeftät als ein 
Merkmahl befonderer Gnade zur Auszeichnung bewilligtes Ehrenkleid. 

Es darf ſich daher deflen Niemand als der wirkliche Staatsbes 
amte bedienen. 

Um jedem dieffälligen Mifbrauche vorzubeugen, haben Se. Ma: 
jeftät Nachftehendes Allerhöchft zu befehlen geruhet: 

„Das Tragen der Staatöbeamten «Uniform von Perfonen 
ohne Unterſchied, die Feine wirkliche Staatsbeamten find, ift an und 
für ſich eine unerlaubte und ftrafbare Handlung.” 

„Geſchieht folches bloß aus Eitelkeit oder aus abfichtslofem Muth- 
willen, fo iſt es als ein Polizei Vergehen anzufehen, und von der⸗ 
jenigen Behörde, welcher die Amtshandlung über folhe Vergehungen 
überhaupt zuftehet, mit verhältnißmäßigen arbitrarifhen Geld» oder 
Arreftftrafen unnachſichtlich zu ahnden.“ 

„Iſt aber eine folhe Anmaßung der Uniform zugleih mit den 
in dem erften Theile des allgemeinen Strafgefegbuches $. 178, litt. b 
und in dem zweiten Theile desfelben $. 88 ausgedrüdten Handluns 
gen verbunden, dann find folche als ein erfchwerender Umftand anzu—⸗ 
ſehen, und nach der vollen Strenge diefer Gefege zu beftrafen.“ 

„Die dunfelgrüne Farbe zu Livreen der Zäger, VBüchfenfpanner 
oder Bedienten, als die Hauptfarbe der Staatsbeamten » Uniform, wird 
zwar wie bisher, alfo auch fernerhin geftattet, jedoch ausdrücklich ver: 
boten, fib auf Livreen der Stiderei, welde die Staatsbe⸗ 
amten auszeichnet, zu bedienen." 

„Jede Uebertretung dieſes Verbots ift dem unbefugten Tragen 
der Uniform felbft gleich zu achten, und daher an dem Schuldigen mit 
verbältnigmäßiger Geld = oder Arreftftrafe zu.abnden, und im wie: 
derholten Betretungsfalle zugleich auch die Vertilgung der Stickereien 
von Amtswegen zu veranlaffen.“ 

Diefe Alterhöchfte Entfchliefung wird hiermit zu Jedermanns 
Nachricht und Warnung mit dem Beifage allgemein und öffentlich be- 
Fannt gemacht, daß die Orts Polizei» WVehorden unter eigener ftren- 
ger Verantwortung angewiefen worden find, auf die genaue Befol: 
gung diefer Allerhoͤchſten Vorfchrift unausgefegt forgfamft zu wachen, 
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und jede Uebertretung derfelben hiernach fogleih und unnachfichtlich zu 
betrafen. 


Wien, am 15. April 1816. 


Jgnaz Carl Graf von Chorinsky, 
Regierungs: Präfident. 


Anguftin Beihmann Freiherr von Hochkirchen, 
Regierungs:Vice-Präfident. 


Carl Freiherr v, Werner, 
Regierungsrath und Kanzlei» Director, 


292. Hoffanzlei= Decret vom 30. Mai 1816, 3. 953L, an 

ſämmtl. Länderftellen; n. 5. Reggs. Ver. vom 20. Suni 1816, 

3. 22,300, an die k. k. Pol, Ob. Dir,, den Wr, Magiftrat, 

bie k. k. Stabthauptmannfchaft und die vier E, f, K. Aemter; tiros 
lifche Gub. Ber. vom 30. Mai 1816, Praf. 3. 67. 


(Aug. polit. Gefegfamml. vom 3. 1816, Prov. Geſetzſamml. für Ti: 
rol vom 3. 1816.) 


Der von Regierung der hohen Koffanzlei vorgelegte Zweifel: ob 
der Sinn des in dem Hofdecrete vom 29. März d. 3. (DO) über 
das unbefugte Tragen der Staatsbeamten » Uniform, enthaltenen Ver: 
bots der Stickereien auf Livreen, weldhe die Staatsbeamten 
haracterifirt, auf diefes bedingte, oder auf das unbe- 
dingte Verbot hindeute, ſich jeder wie immer gearteten Stickerei, 
auf Livreen zu enthalten, wurde unterm 30. v. und 16. d. M. nach: 
träglich dahin erläutert: daß dadurch nicht alle Sticfereien auf Livreen, 
fondern nur das Stiefmufter, welches für die Staatsbeam: 
ten vorgefchrieben ift, und diefelbe auszeichnet, auf Liv: 
reen und andern Privatkleidern unter den gefeglichen Strafen verbo: 
ten fei. 

Ron diefer nachgefolgten Erläuterung wird der („die") mit Ber 
ziehung auf die hierortige Verfügung vom 15. April I. 3. ©. 3. 
12,785 (290) mit dem wiederholten Auftrage verftändigt, über die 
genaue Befolgung diefer Vorſchrift im Allgemeinen jederzeit forgfäl: 
tigft zu wachen. 


Eintheilung ber 
fhweren Poli⸗ 


zjei-Uebertretun« 
bie 
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Achtes Hauptſtück. 
Bon ſchweren Polizei:Hebertretungen gegen die Sicher: 
beit des Lebens. 
$. &9. 


Die ſchweren Polizei-Mebertretungen gegen die Si— 
cherheit des Lebens, laſſen ſich unter zwei Glaffen zufam- 


Siherpeit des menziehen: 
Lebens. 


a) Es wird gegen natürliche, allgemeine — — 
des Menſchen, oder gegen die ausdrückliche Vorſchrift 
des Geſetzes gehandelt; 

b) ed wird etwas unterlaſſen, was von den Ge 
feben ausdrüdlich vorgefchrieben, oder was zu thun, eine 
von felbft verftandene Pfliht ded Standes, Gewerbes, 
der Beihäftigung, oder fonft eines Verhältniſſes ift. 
Bei der Unmöglichkeit alle Gattungen, mo dergleichen 
Handlungen und Unterlaffungen der Sicherheit des Le— 
bend Gefahr bringen, ausdrüdlid zu beftimmen, foll, 
wenn bei einem erfolgten Zode, oder ſchweren Verwun— 
dung , fih durch die Unterfuchung eine Schuld diefer Art 
offenbaret, derjenige, dem die Schuld zur Laft fällt, nach 
Map derfelben mit einfachem, oder ftrengem Arrefte, von 
einem bis zu ſechs Monaten; nad Umftänden auch mit 
angemefjener Verſchaͤrfung des Arreſtes beftrafet werden. 

” (Siehe au $. 183 II. Thl. des St. G. 8. *). 


— — 


*) Daß die Fälle, in welchen Jemand auch ohne daß ihm ein böſer Vorſatz 
zur Laſt fällt, wegen körperlicher Verletzung, ſchwerer Verwundung oder 
Tödtung eines Dritten nad) dem II. Thle. des St. G. B. zu behandeln 
und zu beftrafen ift, alle aufzuführen unmöglich fei,hat die Geſetzgebung felbft 
in den $$. 89 und 183 anerlannt. Ich konnte mich daher auch bei der 
Sammlung ber Nachtrags-Verordnungen nur darauf befchränfen, jene 
Vorfchriften aufzunehmen, woburd mit ausbrüdlicher Berufung auf 
einen biefer $$. oder auf beide Handlungen unb Unterlaffungen als bie 
Uebertretung erklärt worden find, und folche, welche, da fie auf häufig 
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I. Borfhriften zur Sintanhaltung körperlicher 
Verlegungen bei dem Betriebe der Dampffdiff 
fahrt, 


a) Vorſchriften in Beziehung auf die Conſtruction und Prü- 
fung der Dampfſchiffe vor ihrer Denützung 


293. Sommerz:Hofcommiffionsdecret vom I1. November 1817, 

3. 4696, an fämmtl. Länderftelen; n. d. Reggs Girc. vom 

22. November 1817, 3. 49,513 und n. d. Reggd. Ver, vom 

21. Dezember 1817, 3. 55,181; tirolifches Gub. Circ. vom 

27. November 1817, 3. 29,683 ; böhmifche Gub. Kundmachung 
vom 29. November 1817, 3. 54,517. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1817 und Prov, Gefegfamml, für 
Zirol vom J. 1817.) 


Nachdem die unter dem 7. Zulius 1813 in Gemäßheit einer 
böchften Entfchliegung erlaffene Befanntmachung, daß demjenigen, der 
eine Erfindung, Eraft welcher befrachtete Schiffe ohne Anwendung ven 
Zugvieh ſtromaufwärts fortgefchafft werden Fönnen, anzeigen, und die 
Ausführbarkeit practifch darftellen würde, auf diefe Erfindung ein der: 
felben angemeifenes ausfchliefendes Privilegium werde ertheilt werben, 
fo wie die hiernach über die vorgefommenen vielfältigen Geſuche und 
Anträge gleichformig erlaffenen Entfcheidungen, wodurd demjenigen, 
welcher eine beftimmte Verfahrungsart, ohne Anwendung von Zug— 
vieh firomaufwärts zu fahren, der erfte practifch ausführen wird, auf 
diefelbe ein ausfchließendes Privilegium zugefichert wurde, bisher ohne 
allen Erfolg geblieben, insbefondere aber die in andern Staaten be- 
reits mit Erfolg eingeführten Dampfböte in der öfterreichifchen Monar— 
chie noch nicht in Ausführung gebracht worden find; ferner in dem Ans 
betrachte, daß von einem ausfchließenden Privilegium auf die Dampf 
fhifffahrt in dem ganzen Umfange der üfterreichifhen Monarchie, wor: 
auf fonft gewöhnlich ausfchließende Privilegien ertheilt werden, bei den 
vielen großen fchiffbaren Flüſſen und den verfchiedenen Richtungen der- 
felben, wegen der hierzu erforderlichen außerordentlichen Capitalskräfte, 
weder ein einzelner Unternehmer, noch felbft eine größere Gefellfchaft 
in der ganzen Ausdehnung diefes Nechted Gebrauch ‚machen Fönnte; 
endlich in der Erwägung, daß das öffentliche Intereſſe und die Abficht 


vorkommende Fälle Anwendung haben, von befonderer praßtifcher Widh- 
tigkeit find, Weil aber die Uebertretung diefer Verordnungen bald bie 
Behandlung nad) dem $. 89, bald jene nach dem $. 183 zur Folge ha— 
ben Bann, fo hielt ich es zur befferen Ueberficht zweckmäßig, fie alle bei 
biefem $. 89 aufzuführen, und fie nur nad) den Gegenftänden zufondern, 
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der Staatsverwaltung, auf die fo viel möglich fehnelle und ausgedehnte 
Einführung der Dampffcifffahrt in allen Puncten der Monarchie ges 
richtet feyn muß, haben Se. Majeftät über das von der £. k. Com: 
merz:Hofcommiffion erftattete Gutachten mit böchfter Entfchliegung 
vom 6. d. M, folgende Beftimmungen gnädigft zu erlaffen geruhet: 


$. 1. 


Die in der Bekanntmachung vom 7. Zulius 1813 enthaltene Bes 
ftimmung, daß derjenige, welcher mit einem befrachteten Schiffe, ohne 
Anwendung von Zugvieh, ſtromaufwärts gefahren feyn wird, auf 
Dampffchiffe diefer Art ein angemeſſenes ausfchliefendes Privilegium 
erhalten werde; ift zur Vermeidung aller Miß deutungen dahin zu 
verftehen, daß auf die Dampffchifffahrt ausfchließende Privilegien 
nicht für den ganzen Umfang der öfterreihifhen Monarchie, fondern 
nach den einzelnen Hauptftrömen, nebft ihren Seitenflüffen, oder nach 
beftimmten Richtungen der Seefahrt, von einem Puncte der Monar: 
hie zum andern verliehen werden, worüber fich jedoch die näheren 
Beftimmungen erft aus den Gefuchen und Anträgen der fich meldenden 
Unternehmer ergeben Fönnen. 


$. 2%. 


Derjenige, welcher ein ſolches Privilegium zu erhalten wünfcht, 
hat nur nebft der Ausweifung feiner Eigenfchaften und Merhältniffe, 
welche ihn zu einem foldhen Unternehmen eignen, und der Anzeige des 
Umfanges, für welchen er das Privilegium anfpricht, von dem Dampf⸗ 
fchiffe, welches er herjuftellen und zu gebrauchen Willens ift, ein ge: 
treues Modell, oder eine genaue Zeichnung nebft Befchreibung an die 
f. £. Commerz⸗Hofcommiſſion offen oder verfiegelt, zu überreichen, 
wornach ihm, wenn gegen ihn Feine gegründeten Bedenken eintreten, 
auf Dampffchiffe nach dem eingereichten Modelle, oder der vorgelegten 
Zeichnung , ein ausfchließendes Privilegium für den angefuchten , oder 
einen beftimmten Umfang auf fünfzehn Jahre dauernd, und von dem 
Tage anfangend, an welchem er mit einem folchen, mit jweihundert 
Zentnern beladenen Schiffe, ohne Anwendung von Menfchen oder thie— 
rifhen Kräften, die erfte Fahrt ſtromaufwärts gemacht haben wird, 
unter den $. 5 feftgefegten Bedingungen wird ausgefertiget werden. 


$. 3. 


Wenn zwei Competenten zugleich für einen und denfelben Umfang 
das ausfchließende Privilegium anſuchen follten, werden die von den: 
felben eingelegten Zeichnungen oder Modelle verglichen werden, und 
für den Fall, daß fih aus diefem Vergleiche Eeine wefentliche Vers 
fhiedenheit zwifchen den Verfahrungsarten ergeben follte, wird höher 
ren Orts entfchieden werden, welchem ber Competenten auf den gewähl: 
ten Umfang das ausfchließende Privliegium in der hier beftimmten Art 
zu Theil werden fol. 
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Für jede in der Weſenheit verfchiedene Verfahrungsart aber, 
diefe wefentliche Verfchiedenheit mag in der Conftruction der Schiffe, 
oder der Dampfmafchine, oder in ihrer Anwendung beftehen, kann aud) 
auf den nämlichen Umfang ein ausfchließendes Privilegium erlangt 
werden. 


$. 5. 


Derjenige,, welcher auf ſolche Art mit einem ausfchließenden Pri⸗ 
vilegium auf die Dampffchifffahrt für einen beftimmten Umfang be: 
theilt wird, hat in diefem Umfange, und zwar auf dem Hauptſtrome 
binnen einem Zahre, auf jedem Seitenfluffe aber binnen zwei Zahren 
vom Tage der ihm über die Privilegiums-Verleihung gemachten Er: 
Öffnung an, zum wenigften ein Dampffchiff nach der von ihm ange- 
zeigten Art herzuftellen, und in Anwendung zu bringen, widrigens das 
ihm ertheilte Privilegium als erlofchen anzufehen ift, und die Staats: 
verwaltung wieder in das Necht tritt, für jene Gewäſſer, in Hinſicht 
welcher die eben erwähnte Bedingung nicht in Erfüllung gebracht wur: 
de, einem anderen, auch auf eine ganz gleiche Werfahrungsart neuer: 
dings das ausfchließende Privilegium zu verleihen. 


$. 6. 


Wer ein ausfchließendes Privilegium auf die Dampfjchifffahrt em 
halten hat, dem wird, wenn er die nöthigen Dampfmafchinen,, und 
andere dazu gehörige Erforderniffe von dem Auslande zu beziehen hat, 
die Einfuhr derfelben zollfrei geftattet. Eben fo ift 


$. 7. 


Das auf den Dampffchiffen fich befindende Brennmateriale , wel: 
cheö zur Betreibung der Dampfmafchine verwendet, und nicht ausge- 
laden wird , von jeder Abgabe, welche allenfalls auf der Fahrt davon 
zu entrichten wäre, ganz befreit; jedoch erftreckt fich diefe Befreiuung 
nicht auch auf jenes Materiale, welches auf einem ſolchen Schiffe zum 
Verkaufe geführt und ausgeladen wird. 


$. 8. 


Zur Erlangung eines folhen ausfchliegenden Privilegiums auf 
die Dampfichifffahrt find Ausländer eben fo wie Inländer geeignet. 
Damit jedoch ſowohl das Publicum ald auch die Dampfſchifffahrts⸗ 
Unternehmer vor ähnlichen Unglüdsfällen verwahrt werden, die in 
anderen Staaten bei Anwendung der Dampfſchiffe Statt gefunden 
haben , wird als unverbrüchliche Richtfchnur feftgefegt : 


$. 9. 


Jedes hergeftellte und zum Antritte der Reife in Bereitſchaft ſte— 
bende Dampfboot muß über die von den Unternehmern zu erftattende 
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Anzeige, rückfichtlich der Haltbarkeit der Mafchine, unterfucht werben. 
Diefe Unterfuhung hat darin zu beftehen: daß a) der Dampffeifel 
auf das Achtfache desjenigen Druckes, welcher der gewöhnlichen Wir: 
fung der Dampfmafchine zugehört, probirt, und nur der Keffel, wels 
cher diefe Probe beftehbt, er möge nun von Guß- oder gefchlagenem 
Eifen, oder von Kupfer feyn, obgleich Tegterer vor erfterem den Vor: 
zug verdient, für geeignet erklärt; und b) daß das Sicherheitäventil, 
welches ficher und leicht beweglich hergeftellt fenn muß, höchſtens mit 
dem fechsten Theile desjenigen Druckes, auf weldyen der Keffel probirt 
worden ift, belaftet werde; übrigens muß diefes Ventil nur demjenis 
gen, weldem die Leitung der Mafchine zufteht, oder dem Mafchi: 
nenmeifter zugänglich, und diefer für die Negulirung deäfelben verant⸗ 
wortlich ſeyn. An der Außenſeite der Verſchließung aber, in welcher 
ſich das Sicherheitsventil befindet, oder an einem anderen äußeren 
Theile der Dampfmaſchine muß in die Augen fallend eine Tafel mit 
der authentiſchen Angabe des Durchmeſſers des Ventils und des Ge— 
wichtes, mit welchem dasſelbe nach dem Reſultate der Unterſuchung be— 
laſtet ſeyn kann, befeſtiget werden. 

Jedem der auf dem Schiffe ſich befindet, ſteht eben deßwegen auch 
das Recht zu, ſich von dem Maſchinenmeiſter das Ventil zeigen zu 
laſſen, um ſich von dem Stande ſeiner Belaſtung ſelbſt zu überzeu— 
gen, deren Ueberſchreitung als eine ſchwere Polizei⸗Uebertretung be— 
kraft werden wird. 


$. 10. 


Diefe Unterfuhung und Probirung des Dampffeffels ift jährlich 
vor der erften Fahrt nah dem Winter zu wiederholen. 


$. 11. 


Zur Sicherung für jenen Ball, als felbft das Ventil durch ir- 
gend einen Zufall gehörig zu wirken gehindert feyn follte, muß bei den 
Mafchinen mit hohem Drucke (high pressure engines) in dem Bo— 
den des Dampfkeſſels oder innerhalb des MWafferfpiegels desfelben, oder 
in einem anderen Theile, in welchem die Dämpfe frei von dem Keſ— 
fel communiciren, ein mit einem Stempel zu verfehender Zapfen einer 
Metallmifhung aus Blei, Zinn und Wismuth eingenietet werden, 
welcher bei jener Qemperatur ſchmitzt die jener Erpanfivfraft der 
Dämpfe zugehört , die den dritten Theil des ganzen Drudes, auf 
welchen der Keffel probirt worden iſt, ausmacht. Nach dieſen unter 
$. 9 und 11 angegebenen Vorſichten muß alfo, wenn z. B. die Dam- 
pfe der Mafchine mit einer Expanfivfraft von drei Atmofphären wirken 
follten, die Stärke des Keffels auf 24 Atmofphären probirt, das Si— 
cherheitäventil auf die höchite Belaftung von vier Atmofphären einge» 
richtet, und die Schmelzbarkeit der einzunietenden Metallmifhung auf 
eine Temperatur beftimmt werden, welche einer Erpanfivfraft der Däm— 
pfe von acht Atmofphären entfpricht. Endlich wird noch 
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Außer dieſen aus techniſchen Grundſätzen ſich ergebenden Sicher: 
heitsmaßregeln, bei Anwendung der Dampfſchifffahrt in politiſcher 
und polizeiliher Hinficht feftgefegt, daß derjenige, welcher ein aus— 
ſchließendes Privilegium auf die Dampfſchifffahrt erhält, gehalten ſeyn 
ſoll, ſich jederzeit vor der Abfahrt auszumeifen, daß jedes Dampfboot 
mit einem mit der Leitung der Dampfmafchine vollfommen vertrauten 
Mafchinenmeifter beftellt fei, und das Schiff felbft von einem der 
Schifffahrt Eundigen ganz geeigneten Individuum geführt werde *). 


294. HoflanzleisDecret vom 22. Februar 1834, 3. 5775, an 
fämmtl, Länderftellen; n. ö. Reggs. Circ. vom 2, Mär; 1834, 
3. 11,856 5 ob der ennö’fche Reggs. Kundmachung vom 5. April 
1834, 3. 6314; fteiermärfifche Gub. Ver. vom 4. Mär; 1834, 
3. 3303 ; tyrol’fhe Gub. Ber. vom 283, Mär; 1834, 3. 4850; 
Ver, ded Laibadher Gub. vom 8. März; 1834, 3. 4395 ; mäh— 
rifchefchlefifhe Gub. Ver. vom 8, Mär; 1834, 3. 7823 ; böhmi: 
fhe Gub, Ver. vom 7, Mär; 1834, 3. 10,142 5 galizifhe Gub. 
Ber. vom 26. Mär; 1834, 3. 14,546 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Miederöfter. ,' Oberöfter. 
Steiermark, Tirol, Krain und Kärnten, Mähren, Böhmen, und Ga— 
lijien vom 3. 1834.) 


Seine Maojeftät haben, laut Eröffnung der k. k. vereinigten Hof⸗ 
Fanzlei vom 22., erhalten den 27. Februar I. J., mit allerhöchfter Ent: 
ſchließung vom 28. Zänner I. 3. in Bezug auf die Ausübung der 
Dampffchifffahrt folgende Beftimmungen zu erlaffen geruhet: 

Die für die Dampffchifffahrt beftehenden, mit dem Regierungs-Cir: 
culare vom 22. November 1817 (293) bekannt gemachten befonderen 
Rectiven find im Beziehung auf die Dampfichifffahrt zur See aufgehor 
ben, und ift diefe legtere wie jede andere Schifffahrt zu behandeln. 
Doch find hierbei die mit Hofkanzlei:Decret vom 30. März; 1831, 


*) Im Nachhange zu diefer Normalvorfchrift erflob das Commerz⸗Hofcom⸗ 
miffions:Deeret vom 26. Dezember 1817, 3. 49075 n. d. Regierungs- 
Verordnung vom 15. Jänner 1818, 3. 1079 womit die Infiruction 
mitgetheilt wurde, wie die Proben ber Dampfleffel auf den Dampfboo⸗ 
ten vorzunehmen feien. Da jedoch diefe Inftruetion durch jene vom Jahre 
1831 und 1844, welche die Vorfichten bei Benüsung ber Dampfkeſſeln 
überhaupt zum Gegenftande haben, aufgehoben wurde, fo ift diefelbe 
nicht aufgenommen worden. Die citirten beiden Inftructionen erfcheinen 
übrigens zwar bei diefem $. 89 (307 und 309) jedoch mit Rüdficht 
auf ihre allgemeine Anmwendbarfeit auf Dampfteffel in ber Rubrik: »Vor⸗ 
fohriften in Bezug auf die Benüsung ber Dampfkeſſel.« 
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(307) kundgemacht mit dem Negierungs:Circulare vom 20. April 
1831, vorgefchriebenen Sicherheitsmaßregeln genau zu beobachten. 
Auch iſt die im F. 7 der Directiven vom Jahre 1817 enthaltene Bes 
günſtigung den Unternehmern der Dampfſchifffahrt noch ferner geſtattet. 

Dagegen bleiben in Bezug auf die Landſeen, dann Ströme und 
Flüſſe die Directiven vom Jahre 1817 noch ferner in ihrer Wirkfamfeit. 

Was den Bau der zur Meerfahrt beftimmten Dampffchiffe be— 
trifft, fo ift in Fällen, wo ausfchließende Privilegien hierauf ange: 
fucht werden, nad den Beltimmungen des Privilegiums Patentes vom 
31. März; 1832 vorzugehen, und ed bewilligen Allerhöchft Seine Mar 
jeftät, daß die Dampfmafchinen und andere dazu gehörige Erforderniffe 
für den Zwed der Dampfidifffahrt aus dem Auslande , fo lange es 
erforderlich feyn wird , zellfrei bezogen werden dürfen. 

Uebrigend verfteht es fih von felbft, daß die noch gültig befte- 
benden Privilegien auf die Dampffchifffahrt am Meere für die Dauer 
derfelben aufrecht erhalten werden. 


2953. Auszug aus der Verordnung des böhmifchen Guberniums 
vom 1. April 1841, 3. 16,061. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1841.) 


Dem Unternehmer ber Dampfichifffahrt auf der Moldau und 
Elbe, John Andrews, wurden hinfichtlich der Ausübung der Dampf: 
fchifffahrten nachftehende Sicherheits- und pofipolizeilihen Mafregeln 
zur unverbrüchlichen Befolgung vorgezeichnet. 


I. Zur Sicherung der mit den Dampfbooten Neifenden. 


1. Hat derfelbe, fobald die Dampfmafchine aufgeftellt, und zur 
Probe vorgerichtet ift, die Anzeige unter Beibringung der Beftätigung 
des Mafchinenerbauers, daß felbe zur Probe geeignet fei, fo wie unter 
Nachweifung des Atmofphärendruckes, auf welchen der Keifel berechnet 
ift, hieher zu erftatten, worauf alljogleich deffen Prüfung auf Grund: 
lage der Circular- Verordnungen vom 29. November 1817, 3. 54,517 
(293), und 18. April 1831, 3. 14,695 (307) durd die Dies 
rection des ftändifchstechnifchen Inſtitutes veranlaft werden wird. Be— 
vor der Keffel bei der Probe nicht vorfchriftsmäßig hergeftellt befunden 
wird, darf von der Maſchine Fein Gebrauch gemacht werden. 

2. Nach der Probefahrt wird im commiffienellen Wege ficher ge: 
ftellt werden, wie viel Paflagiere das Dampfboot nad) den vorgefchrie: 
benen Claffen in den beſtimmten Räumen faſſen könne, über welche 
Zahl kein Reiſender mehr aufgenommen werden darf. Die Einleitung 
dieſer commiſſionellen Verhandlung bleibt der Stadthauptmannſchaft 
überlaſſen. 

3. Iſt bei dem Ein- und Ausſteigen der Reiſenden jede Vorſicht 
anzuwenden, um Unglücksfälle zu vermeiden, daher ſind von den Un— 
ternehmern, reſpective der Adminiſtration des Dampfbootes ſtets mit 


295 — 296. 289 


Seländern verfehene Treppen in VBereitfchaft zu halten , welche entwe- 
der an dem Landungsplag oder an das die Neifenden überbringende 
Schiff oder die Plätte angelegt werden Fönnen. 

4. Sit Sorge zu tragen, daß bei der Beförderung der Paſſagiere 
auf das Dampfbeot, fo wie bei ihrer Ausfchiffung an das Land oder 
auf das Landungsboot, diefelben durch die aufr und abzuladenden Golli 
nicht beirrt werden. 

5. Darf bei den Anlandungsbooten das Abftoßen derfelben von 
Seite des Capitäns nicht eher angeordnet oder zugelaffen werden, be: 
vor nicht alle Paffagiere von dem Landungsboote auf das Dampfſchiff 
ein oder von dem Dampffchiffe auf das Landungsboot ausgetreten find. 

6. Sit das Zeichen zur Entfernung der auf das Dampfboet nicht 
gehörigen Perfonen frühzeitig genug zu geben, damit denfelben hinrei— 
chend Zeit bleibe, das Schiff ohne Gefahr zu verlajfen. 

Bei jenen Fandungsplägen, an denen dad Dampfboot wegen der 
Aufnahme oder Ausfhiffung der Neifenden oder Colli anhält, find 
diefe Anordnungen nicht minder genau zu befolgen; bei jenen Plägen 
aber, wo eine Landung nicht bewerfftelliget werden kann, und die Rei: 
fenden und Golli mit Plätten oder Schiffen dem Dampfboote zugeführt 
werden, ift nebft dem Sorge zu tragen: 

7. daß die Mafchine des Dampffchiffes, in fo lange nicht alle 
Reiſenden aufgenommen find, nur mit jener Kraft in Bewegung gehalten 
werde, welche nothwendig ift, um der Strömung des Waſſers und 
dem Zurüctweichen des Dampfbootes zu begegnen. 

8. Muß jenes Schiff, welches die Neifenden vom Lande zur Auf: 
nahme in das Dampfboot bringt, an legteres in der Art befeftiget 
werden, daß folches von dem Dampfboote ſich nicht entfernen kann. 

9. Vor gefchehener Befeſtigung diefes Schiffes an das Dampf: 
boot darf Feinem Reifenden das Dampfſchiff zu befteigen geftattet werden. 

10, Müffen zu dem die Reifenden überfahrenden Schiffe verläß: 
licye, dem Trunke nicht ergebene Schiffer gewählt werden, und 

11. im Falle des Bedakfs zur Zeit der Dämmerung und während 
der Nachtſtunden derjenige Plag im Dampfboote, wo die Aufnahme 
der Neifenden gefchieht, auf eine entfprechende Art erleuchtet, und auch 
dafür Sorge getragen werden , daß das Schiff, welches die Neifenden 
zuführt, mit zwei angezündeten Laternen an den beiden Enden des 
Schiffes verfehen und zur Benügung mit voller Sicherheit geeignet fei. 


b) Vorſchriften in Beziehung auf die Ein- und Ausfchiffung 
der Paffagiere während der Fahrt. 


296. Niederöſterreichiſche RegierungsVerordnung vom 8. Okto— 
ber 1839, 3. 51,857, an die ka k. 8. Aemter V. O. W. W, und 
V. O. M. B., die k. k. Pol. Ob, Dir,, die f. E. Prov. Bau- 
Dir., den Wr. Magiftrat und die Dir. der erften öfterr. Dampfſchiff. 
fahrtö:Gefellfchaft, 
Lügenaw'd Gefegfammlung I. Qt, 19 
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Aus Anlaß eines ftattgehabten Unglücksfalles, wo ein Individuum 
bei der Aufnahme in das Dampfihiff in das Waffer fiel und ertranf, 
wodurch die Wermuthung begründet wurde, daß diefer Unglüdsfall 
dur die Abweichung der die einfteigenden Paflagiere dem Dampf: 
fchiffe zuführenden Plätte von dem Dampfichiffe felbft herbeigerufen 
worden fei, hat fich die Negierung veranlaßt gefunden, um ähnlichen 
Unglücsfällen für die Zukunft vorzubeugen, nachfolgende Worfichts: 
maßregeln anzuordnen : 

1. Soll jenes Schiff, welches die Neifenden vom Lande zur Auf: 
nahme in das Dampfihiff bringt, an legteres in der Art befeftiget 
werden, daß foldhes von dem Dampfboote fich nicht entfernen Fonne. 

Bei der verfhhiedenen Conftruction der Dampfichiffe muß zwar 
die Art der Befeftigung auch verfchieden feyn, und es ift daher die 
Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft gehalten, diefe in der Art zu vollziehen, 
daß der beabfichtigte Zweck vollfommen erreicht werde. 

2. Wird die Dampffchifffahrts-Gefellichaft für die fichere Befe— 
ftigung der mit Neifenden anfahrenden Schiffe an das Dampfſchiff fo 
wie dafür verantwortlich gemacht, daf vor der gefchehenen Befeftigung 
Feinem Neifenden das Dampfſchiff zu befteigen geftattet werde. 

3. Darf die Mafchine des Dampfſchiffes, in fo lange nicht alle 
Reiſenden aufgenommen find, nur mit jener Kraft in Bewegung ges 
fegt werden, welche nothiwendig ift, um der Strömung des Warfers 
und dem Zurücweichen des Dampfbootes zu begegnen. 

4. Soll eine Vorrichtung getroffen werden, damit die Neifenden 
aus dem zufahrenden Schiffe mit Sicherheit in das Dampfboot 
gelangen Fönnen. 

5. Muß das Schiff, mit welchem die Neifenden an das Dampf: 
boot gebracht werden, aus einer kleinen Plätte mit doppeltem Boden 
beftehen, mit vier fahrfundigen verläßlichen Schiffleuten bemannt feyn, 
wobei der Ortsobrigfeit zur Pflicht gemacht wird, darüber zu wachen, 
daß hierzu Feine dem Trunke ergebenen Leute gewählet werden. 

6. Soll derjenige Plag in dem Dampfboote, wo die Aufnahme 
der Neifenden gefchieht, auf eine entfprechende Art erleuchtet, und 
auch dafür Sorge getragen werden, daß das Schiff, welches die Rei— 
fenden zuführet, mit zwei angezündeten Laternen verfehen fei, wovon 
«die eine an dem vordern, die andere an dem hintern Theile des Schif: 
fe auf einer erhöhten Stange zur Verminderung der Ölendung ange: 
bracht feyn muß. 


297. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 13. Ju— 
ni 1840, 3. 32,501. an die ka k. K. Aemter V. DO, W. W. und 
V. O. M. B., an die ka k. Pol. Ob. Dir, die k. k. Prov, 
Bau⸗Dir. und die Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft. 
(Prov. Geſetzſamml. für Niederöſterr. vom J. 1840.) 
Außer jenen Vorſichtsmaßregeln, welche zur Hintanhaltung von 
Unglücksfällen bei Aufnahme der Paſſagiere auf Dampfboote von Seite 
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der n. D. Regierung mit der Verordnung vom 8. Dctober v. J., 
Zahl 51,857 (296) in das Leben gerufen worden find, findet die 
n. 6. Regierung im Einverftändniffe mit der F. k. ob der Enns'ſchen 
Regierung noch nachſtehendes anzuordnen: 

1. Darf das Abftoßen des Anlandungsbootes von Seite des Ca— 
pitäns nicht eher angeordnet oder zugelaffen werden, bevor nicht alle 
Paflagiere von dem Landungsboote auf das Dampfſchiff ein:, oder 
von dem Dampfichiffe auf das Landungsboot ausgetreten find. 

2. Sind außer den in dem Negierungs:Decrete vom 8. October 
v. J. ad 4, angeordneten DVorfichten von der Dampficifffahrts:Gefell- 
ſchaft ordentliche mit Geländern verfehene Treppen in Bereitfchaft zu 
halten, welche entweder an den Qandungsplag oder an das zufahrende 
Schiff oder Plätte angelegt werden Fönnen. 

3. Iſt Sorge zu tragen, daß bei der Beförderung der Paflagiere 
auf das Dampfboot, fo wie bei ihrer Ausfhiffung an das Land oder 
das Landungsboot diefelben durch die auf: und abzuladenden Colli nicht 
beirret werden. 

4. Hat die Dampfichifffahrts-Gefellfchaft das Zeichen zur Ent: 
fernung der auf das Dampfboot nicht gehörigen Perfonen frühzeitig 
genug zu geben, damit denfelben noch hinreichend Zeit bleibe, das 
Schiff ohne Gefahr zu verlaifen. 


(Siehe au 295.) 


ec) Borfchriften in Beziehung auf entgegenkommende 
Fahrzeuge. 


298, Niederöfterreichifche Regierungd-Verordnung vom 9. März 
1841, 3. 13,308, an die &, 8, Pol. Ob. Dir,, den Wr, Ma: 
giftrat und die vier k. k. K. Aemter. 


Es wird hiermit die nachftehende von der ob der Enns'ſchen Re: 
gierung erlaffene Worfchrift bezüglich des von den Dampfſchiffen bei 
dem ar und Strudel zu beobachtenden Warnungszeihens befannt 
gemacht: 

Es iſt von der k. k. privilegirten Donau-Dampfſchifffahrts-Ge— 
ſellſchaft mit Genehmigung der Behörden die Verfügung getroffen wor— 
den, daß als Warnungszeichen für die Strom abwärts gehenden 
Dampfſchiffe auf der Donau bei der Föhre unterhalb Grein eine blaue 
und weiße Sahne dann ausgefteft werde, wenn entweder das zweite 
Dampffchiff in der Herauffahrt begriffen, fhon bis zum Wirbel ge- 
langt, oder ein andered Fahrzeug auf der Abwärtsfahrt fchon in den 
Strudel eingetreten wäre, um das Zufammentreffen der Dampfboote 
mit anderen Fahrzeugen zu verhindern. 

Welche Verfügung zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 


(Siehe auch 301 und 303.) 
19 * 
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d) Borfhriften in Beziehung anf die Iuftandhaltung einer 
Vachtwache auf den Dampffciffen, 


299. Niederöfterreichifche Regierungd- Verordnung vom 28. Auguft 
1844, 3. 50,383, an das kak. 8, Amt V. U. M. B., bie 
k. k. Prov. Bau⸗Dir. und die kak. Pol, Ob. Dir. 


Außer ber der E. F. Dampficifffahrts-Gefellfchaft bereits durch 
die ungarifche Behörde ertheilten Weifung findet die Negierung derfel: 
ben aus Anlaß eines Statt gehabten Unglücksfalles durch die E. k. Pol. 
Ob. Dir. zu bedeuten, daß die Dampfidifffahrts - Gefellfchaft unter 
ihrer eigenen Verantwortung wegen genauer Befolgung des Wachdien- 
fted auf den Dampffchiffen die gehörigen Einleitungen zu treffen und 
deren Vollzug fortan zu überwachen habe. 


I. Vorſchriften zur Hintanhaltung körperlicher Ber: 
legungen bei dem Betriebe der Schifffahrt 
überhaupt. 


(Siehe auch 229 und 229 a) bei $. 76.) 


a) Auf der Donau. 


300. Niederöfterreihifche Negierungs:Verordnung vom 19, Mai 

1808, 3. 12,724, an die kak. Stadthptmannſchft, an die E. k. 

Hol. Ob, Dir., die vier E, k. K. Aemter und das FE, E, Wafler: 
bauamt. 


(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom J. 1808.) 


Zur Verhütung der Unglücsfälfe bei den Ueberfahrten auf 
der Donau find alle UWeberfahrtäbejiger für die Beſtellung ver: 
läßliher Schiffleute verantwortlich, welche bei ihren Ortsobrigfeiten 
ordentlich verzumerfen find, und foll allen Llebrigen das Ueberfahren 
bei Strafe unterfagt werden. MNuückfichtlich der Stadt Wien wurde den 
Pächtern der Ueberfahrt im Donaucanale das Ueberfahren bei ftarfem 
Winde oder Eiſe gänzlich eingeftellt, und verordnet , daß fie fonft im— 
mer nur eine angemeffene Anzahl Menjchen und Bagage aufzunehmen, 
und die als gut befundenen und mit einem Geländer verfehenen Sahr- 
jeuge nur des Gahrens Fundigen Feuten anzuvertrauen haben. Die 
Schuldtragenden bei einem Unglücdsfalle follen nach dem 89. $. des 
Strafgefegbuches über fchwere Polizei-Uebertretungen beftraft werden. 


301. Hoffanzlei:Decret vom 24 Dezember 1827, 3. 30,425; 
n. ö. Reggs. Ver. vom 30. März 1828, 3. 10,198, an bie 
Waflerbau-Dir., die k. k. K. Aemter, an ben Magiftrat und 
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bie Dominien Wiens; dann n. ö. Reggs, Circ. vom 29. März 
1828, 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterreih vom 3. 1328.) 


Donau: Strom: Polizei-Vorfchrift. 

Um die auf Schiffen befindlichen Perfonen und Radungen, fo wie 
die den Strom zunächft begrängenden Gründe vor aller Gefahr oder 
Befchädigung von Seite der Schiffsleiter fiher zu ftellen, und um bie 
Schiffbarkeit des Donau:-Stromes in der in Rede ftehenden Strecke, 
fo wie die an demfelben beftehenden und ferner herzuftellenden Waifer- 
bauwerfe in möglichft gutem Zuftande zu erhalten, und die Schiffbars 
Feit nicht nur vor jeder Störung dur Schiffer oder andere Perſonen 
zu ſichern, fondern auch zu befördern und zu verbeffern, die Waſſer— 
bauwerfe aber vor jeder Befchädigung durch Schiffer oder andere Per: 
fonen zu bewahren, findet fich die Staatsverwaltung beſtimmt, eine 
neue, diefem Zwecke entfprechende Donau-Strom = Polizei » Vorfchrift 
für die Provinz Nieder-Defterreich feſt zu fegen, welche das Beneh— 
men der betreffenden Perfenen , in Anfehung aller auf diefe Strom: 
ſtrecke fich beziehenden Handlungen, fo innerhalb oder zunächft derfel= 
ben vorgehen, gewilfen, und unerläflig nothwendigen Einfchränfungen 
unterwirft. 

Diefe Strom: Polizeis-Vorfchrift umfaßt daher: 

1. Die zur Sicherheit der Perfonen und Güter auf den Schiffen 
und der nächft diefem Strome gelegenen Gründe und zur wechfels 
feitigen Erleichterung in Benügung des Stromes, in fo fern 
diefe unmittelbar von dem Benehmen der Schiffsleiter abhängt, 
nothigen Anordnungen. 

II. Die zur Erhaltung und Verbefferung der Schiffbarkeit biefes 
Stromes und der an demfelben beftehenden und noch ferner zu 
errichtendenden Waſſerbauwerke nothigen Anordnungen. 

III. Die Strafbeftimmungen bei Uebertretungen der Strom: Polizei- 
Vorſchriften. 

IV. Die zur ſicheren Handhabung und Aufrechthaltung der in den 
früheren Abſchnitten erwähnten Beſtimmungen erforderlichen 
Anordnungen. 


J. Abſchnitt. 


Die zur Sicherheit der Perſonen und Güter auf den Schiffen und 

der nächſt dieſem Strome gelegenen Gründe, zur wechſelſeitigen Erleich— 

terung in Benützung des Stromes, in ſo fern dieſe unmittelbar von 
dem Benehmen des Schiffsleiters abhängt, nöthigen Anordnungen. 


$. 1. 


Die erfte Pflicht des Schiffers (Schiffleiters) it, dafür zu war 
hen, daß das zur Abfahrt beftimmte Schiff fih in vollfommen gutem 
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Stande befinde, und für die Reife, zu ber ed verwendet wirb, im 
Verhältniſſe der Laſt, welche es zu tragen hat, binlänglich feft und dauer» 
haft gebauet fei. 

Der Mangel entfprechender Feſtigkeit und Dauer, feget das Fahr⸗ 
jeug und die darauf befindlichen Perfonen und Güter der Gefahr des 
gänzlichen Unterganges aus. Ein Schiffer darf daher mit einem folchen 
Fahrzeuge eine Fahrt nicht beginnen oder fortfegen, wenn erft während 
derfelben das Schiff befchädiget und unficher wird, Um in Fällen, 
wo diefe Vorſchrift übertreten werden follte, den Schuldigen fogleich 
zur Verantwortung ziehen zu Fonnen, hat jeder Schiffer und Flößer 
diefer Provinz feine Fahrzeuge mit feinem Namen vollfemmen leſer⸗ 
ih, und mit fo großen Buchflaben zu bezeichnen, daß der Name auch 
in einer bedeutenden Entfernung gelefen werben kann, und zwar die 
Schiffe auf dem Kranzel, die Flöße auf den Fliegelbäumen. Zu diefer 
Bezeichnung ift auch jeder Schiffer oder Flößer, der aus dem Aus: 
lande oder einer anderen Provinz Fommt, bei dem Lebertritte über die 
Gränze diefer Provinz verpflichtet. 


$. 2. 


Zeder Schiffer muß ferner mit den erforderlichen Schiffsgeräth— 
Ihaften, insbefondere mit fo vielen guten Schiffsfeilen verfehen fein, 
als die Größe des Fahrzeuges zur ficheren Verheftung bdesfelben er: 
heiſcht. Beſonders für Flöße muß er fo viele hinlänglich ftarfe und 
lange Schiffsfeile mit fi führen, als zu ihrer Auffangung nothwendig 
find. Eben fo muß jedes Fahrzeug nach Verhältniß feiner Größe und 
Ladung gehörig bemannt fein. Der Mangel guter und binlänglicher 
Schiffsgeräthſchaften und der erforderlichen Bemannung, fowehl in 
Beziehung auf die GcfchicklichFeit als die Anzahl der Schiffsleute, gibt 
das Schiff bei eintretenden heftigen Winden und Stürmen der Ge: 
fahr der Vernichtung Preis. 


$. 3. 


Die Tauchung oder Beladung der Schiffe, zu wichtig, um fie 
der freien Willkühr zu überlaffen, hat nach folgendem Maßſtabe zu 
gefchehen:: 

Sahrzeuge, welche zur Heinen Schifffahrt gehören, deren Trag- 
barkeit nämlich 350 Zentner nicht überfchreitet, müffen wenigftens 
ſechs Zoll; Fahrzeuge mit einer Tragbarkeit von 350 Zentnern aufwärts, 
welche nämlich zur greßen Schifffahrt gehören, müſſen wenigftens neun 
Zoll mit ihrem oberen Rande an der Stelle der tiefjten Eintauchung 
über den Waſſerſpiegel hervor ragen. Tiefere Tauchungen würden das 
Schiff, befonders bei ftürmifcher Witterung, Gefahr ausfegen. 


$. 4. 
Nicht minder wichtig ift es, daß die Leitung der Schiffe von fol: 
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hen Perfonen beforgt werde, denen das Leben und Eigenthum der 
Menfchen ohne Gefahr anvertraut werden Fann, 

Schiffe, die zur großen Schifffahrt gehören, dürfen daher nicht 
willkührlich bemannt, jede Fahrt mit denfelben darf nur unter der Lei— 
tung und Verantwortung eines hierzu berechtigten Schifffahrtsfundi- 
gen unternommen werden, deſſen Pflicht es ift, die weitere Führung 
anerkannten Nauführern, Sefithalern, und zwar nur foldhen anzu— 
vertrauen, welche jener Strecke des Stromes, auf welcher die Fahrt 
unternommen wird, genau Fundig find. Diefe von jenen zur Führung 
bes Schiffes beftellten Individuen müſſen immerfort mit dem, zu 
Folge der in der allerhöchften Entfchliegßung vom 30, November 1811 
über die erweiterte Schifffahrts-Freiheit vorgefchriebenen obrigfeitlichen 
Zeugniffe über diefe Eigenfchaft verfehen fein, um ſich damit ausweis 
fen zu Fönnen. 

$. 9. 


Ungeachtet der in Folge allerhöchſter Entfchliegung beftehenden 
Freiheit der Eleinen Schifffahrt, bleibt ed doch nothwendig, fich die 
Ueberzeugung zu verfchaffen, daß nur verläffige, der Schifffahrt Funs 
dige Leute den Strom befahren. Jeder, der demnach die Eleine Schiffs 
fahrt betreiben will, hat fich hierzu mit einem Zeugniffe feiner Orts- 
obrigkeit zu verfehen , welches ſowohl feinen Namen und die Perfonds 
Beſchreibung, ald auch den Namen und die Befchreibung feiner Ge: 
hülfen, wofern er fich hierbei welcher bedient, zu enthalten hat. 

Die Ortsobrigkeiten find angewiefen, diefe Zeugniffe unentgeltlich, 
jedoh nur dann auszufertigen, wenn die Verläßlichkeit und Fähig— 
Feit diefer Perfonen erwiefen ift. 


$. 6. 


Trunfenheit der Schiffer erzeugt leicht und häufig Unglücksfälle, 
denn betrunfene Menfchen vermögen nicht das Fahrzeug zu lenken, 
und geben ed der Gewalt ded Stromes Preis. Jedem, der ein Fahr: 
zeug lenkt, wird die Müchternheit daher. zur ftrengen Pflicht gemacht. 
Jeder zur großen Schifffahrt Berechtigte bleibt für jene Nauführer 
oder Seßthaler, denen er die Führung der Schiffe anvertraut , verants 
wortlich, daß fie nicht dem Trunke ergeben find. 

Eben jo follen die Unternehmer der Eleinen Schifffahrt die Nüch— 
ternheit beobachten, und feinen betrunfenen Anecht oder Gehülfen auf 
dem Fahrzeuge dulden. 

6.7. 


Nach eingetretener Dammerung, oder bei ftarkem Nebel, heftis 
gem Winde, bei Stürmen oder Schauerwetter, wäre es tollfühn, eine 
Fahrt zu beginnen oder fortzufegen, indem Menfchen und Güter der 
augenfcheinlichen Gefahr Preis gegeben würden. Es wird daher jedem 
Schiffer ftreng unterfagt, unter folhen Umftänden vom Lande abzus 
ftoßen, oder wenn erft während ber Fahrt ſolche Ereigniffe eintreten, 
diefelbe fortzufegen. Für den legteren Gall fol der Schiffer an dem 
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nächft ſchicklichen Orte , der fich ihm darbietet, landen, und die Wie 
derfehr günftigerer Witterung abwarten. 

Uebrigens find alle fchifffahrtsfundigen Anechte verpflichtet, wenn 
einem Fahrzeuge Gefahr drohet, nach ihren Kräften gegenfeitige 
Hilfe zu leiften, jeder Befhädigung oder Verlegung möglichft zu fteuern, 
und bei Elementar-Zufällen ſich zu jenen Dienften unweigerlih brau— 
chen zu laffen, wozu fie von der zur Handhabung der Ordnung auf: 
geftellten Behörde aufgefordert werden, 


$. 8. 


Wenn Schiffe auf der Fahrt fich begegnen, fo hat, um jedem 
möglichen Schaden vorzubeugen, in ber Regel das Strom abwärts 
fahrende Schiff dem Strem aufwärts gezogenen auszumeichen *). 


$. 9. 


Schiffe, die zufammenhängen, und Doppelgefährte bilden, fo wie 
Slöße, werden gefährlih, wenn fie fo breit geladen find, dafi hier: 
durch fowohl die Brücken bei der Durchfahrt der Befchädigung, als 
auch die Schiffe und Flöße felbft mit den darauf befindlichen Menfchen 
und Effecten, der Gefahr des gänzlichen Unterganges ausgefegt wer: 
den. Die Vorſchrift wird daher erneuert, daß die Doppelgefährten 
und Flöße nie über 7 Wiener Klafter breit beladen oder erweitert wer: 
den dürfen. Da die Befchaffenheit des Stromes zeitweife fordert, daß 
an gewillen Stellen einfach gefahren, oder die Flöße netheilt werden 
müffen, fo wird hierüber die nöthige Anweifung immer befonders be= 
Fannt gemacht werden. 


$. 10, 


Bei der Landung ift jedes Fahrzeug mit guten Seilen an bie 
Heftftöcke gehörig feft zu machen, damit Feines losgeriffen, und ent— 
weder felbft befchädiget, oder die Verlegung anderer Schiffe oder 
Wafferbaumwerfe dadurch veranlafit werden; daher die hierzu beſtimm— 
ten Heftftöcde immer gan, frei belaffen, und nicht mit Sciffsgeräth- 
fhaften oder anderen Sachen verlegt , oder gar befchädiget, oder durch 
Einfhlagung von Keilen gefchwächt werden dürfen. 


$. 11. 


Die gelandeten Schiffe und Flöße felbft find von den Schiffsleuten 
längs dem Ufer an die hierzu beftimten Anländen fo zu ftellen, daß 


*) Diefe Vorſchrift wurbe babin abgeändert, daß das ftromaufwärts gezo— 
gene Schiff dem Strom abwärts fahrenden auszumeichen habe. (Hof: 
fanzleisDeceret vom 1. Oct. 1829, 3. 22,636; n. ö. Reggs. Ber. vom 
en 3. 55,515. Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oefterr. vom 
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fie der Zufahrt anderer Schiffe fo wenig als möglich , in Eeinem Falle 
aber der Vorüberfahrt hinderlich find. 

Die legtere Nückficht fordert auch, daß die Umtauchpläge von 
Schiffen immer ganz frei gehalten werden. Auch hat aufden Schiffer, 
fo lange diefelben nicht ganz entleert find, immer eine angemeffene 
Anzahl Knechte, im Halle des Landens, während des Uebernachtens 
aber, immer die ganze Bemannung "auf denfelben zu verbleiben, welche 
die Aufficht zu führen, und bei eintretenden widrigen Creigniffen gleich 
Abhülfe nach ihren Kräften zu leiften haben. 


$. 1%, 


Die Anlanden aber felbft Fonnen Feiner willfürlichen VBenügung 
der Schiffer überlaffen werden. Es kann daher die Entladung der 
Schiffe und Flöße nicht der Willfüe der Schiffer und Eigenthümer 
anheim geftellt werden, fondern es wird feftgefest, daß diefe Entlees 
rung binnen drei Mal vier und zwanzig Stunden nad) dem Eintreffen 
des Bahrzeuges an der Anlände beendet fein muß. Einer ähnlichen Vors 
fchrift wird die Weladung der Fahrzeuge unterworfen. Die ausgelader 
nen Sachen müſſen, fie mögen in der Nähe hinterlegt bleiben, oder 
bald darauf weiter verführt werden, immer gleich bei dem Ausladen 
wenigftens drei Klafter von dem oberen Uferrande gebracht werden. 

Nach vollendeter Entleerung ift jedes Fahrzeug längftens binnen 
vier und zwanzig Stunden von der Anlände zu entfernen, damit nie 
leere Bahrzeuge die Zufahrt neu anfommender erfchweren,, oder gar 
unmöglih machen, und eben fo find entladene Flöße ohne Verzug 
abzufuhren oder auszuftreifen, 


$. 13. 


Die Schiffer, welche die Gegenzüge führen, follen nie von den 
angewiefenen Hufichlägen abweichen, weder feitswärts auf Donau: 
Haufen, noch auf Infeln überfegen, um dort zu übernachten, wenn 
= eine plöglid eingetretene Gefahr es unumgänglich nothivendig 
macht. 

Das Holzfällen, »Abweiden der Grasplätze durch die Schiffs— 
pferde, und jede andere muthwillige Beſchädigung in den Auen, oder 
auf den die Hufſchläge zunächſt begränzenden Gründen, wird denſelben 
fireng unterfagt; denn fie find nicht befugt, fremdes Eigenthum nad 
Willkür zu verlegen. Die Schiffleute haben ferner die Echiffäpferde 
bei der Abfütterung oder Uebernachtung, in die eigens errichteten Schiff: 
zug Pferdeft ände zu ftellen und gehörig anzuhängen. 

Wo folhe Pferdeftände aber nicht beftehen, find die Pferde in 
gehöriger Entfernung ven den Huffchlägen oder der Fahrſtraße abfeits 
aufzuftellen, an hinlänglich feft eingefchlagene Pfähle anzuhängen, und 
mit Seilen zu umfangen, um fowehl ihr Entlaufen ald jede daraus 
folgendende Befchädigung zu hindern, 
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II. Abfchnitt, 


Die zur Erhaltung und Merbefferung der Schiffbarfeit des Donau: 
Stromes und der an demfelben beftehenden und noch ferner zu errich- 
tenden Wafferbaumwerfe nöthigen Anerdnungen. 


$. 14. 


Das Vefahren der Strombahn gefährden die in berfelben erlie— 
gen bleibenden Bäume und Stöcke oder andere Schifffahrts-Hinder- 
niffe. Die zeitweife in die Naufahrt vertragenen Stöcde und Bäume, 
fo wie andere Schifffahrts-Hinderniffe in derfelben, wenn fie Nieman- 
den zur Laft gelegt werden Fonnen, werden auf Koften ded Staates 
hinweg geſchafft. Iſt ein gefcheiterted Schiff, oder was immer für ein 
anderer Gegenftand, ein felched Hindernis, und trägt der Eigenthümer 
Schuld daran, fo hat er es fogleich zu befeitigen ; thut er es nicht, fo 
gefchieht ed von Seite der Staatsverwaltung auf feine Koften; die 
Felgen der dadurch entftehenden Verzögerung fallen ihm zur Laſt, 
und die befeitigten Gegenftände werden der nächften Ortsobrigfeit 
übergeben, und bleiben fo lange in Beſchlag, bis er die Koften er: 
fegt hat. 

ü Iſt der Eigenthümer ſchuldlos, fo gefchieht die Hinwegräumung 
auf Staatäfoften, und die befeitigten Gegenftände bleiben fein vollftäns 
diges Eigenthum. B 

i $. 15. 


Diefes Eoftipielige Gefchäft muß aber dadurch möglichft vermindert 
werden, dag dem Cinftürzen der Stöcde und Bäume in den Strom, 
auf alle mögliche Weife vorgebeugt, und die Hinwegſchaffung der au- 
fer der Etrombahn liegen bleibenden Stöcke und Bäume nah Mög: 
lichfeit befördert werde ; daher wird nebft dem, was rückfichtlich der 
natürlihen Huffchläge im $. 16 anbefohlen wird, und zur Erreichung 
diefer Abficht wefentlich beiträgt, feftgefegt, daß die Au-Eigenthümer 
alle im Bruche liegenden Auen, fei ed an dem Hauptſtrome oder in 
einem Seitenarme, immer fleißig abräumen, und zwar die Bäume 
nicht nur abbauen, fondern auch alle Stöce ausheben und wegfchaffen, 
und daß jene Stöcke, welche nah einem Hochwaſſer auf Sandbänfen 
oder in Öeitenarmen liegen bleiben, als eine herrenlofe Sache von 
jedem, der ed will, fich zugeeignet werden, jedody unter der Voraus: 
fegung , daß bdiefelben auf der Stelle weggebracht werden, und daß 
derfelbe, zur Befeitigung jedes Unfuges, die diesfällige Anzeige fo 
ſchnell als möglich, entweder an den Örundeigenthümer, an das be- 
treffende Ortsgeriht, oder an ein zur Aufliht an dem Donauftrome 
aufgeftelltes öffentliches oder obrigkeitliches Individuum mache. 


$. 16, 
Die Hufſchläge theilen ſich in zweierlei Gattungen, in Eünftliche 
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und in natürliche. Die Eunftlichen werben auf Koften bes Staates er 
halten, und bedeutende Summen auf ihre Verbeflerung und Vermeh— 
rung verwendet. Nückjichtlich der natürlichen Huffchläge wird feitgefegt, 
daß die Auen, längs deren Ufern diefelben gehen, van ben betreffen- 
den Eigenthümern immer wenigftens drei Klafter breit, vom oberen 
Uferrande an gerechnet, von allen Geſträuchen, Bäumen und Stöcen 
rein gehalten werden, welches fich ſowohl auf jene Auen bezieht, laͤngs 
denen die fehmeren Züge gehen, als auch auf jene, längs welchen bie 
leeren Gefchirre aufwärts getrieben werden; daher wird nah Hoch— 
wäſſern und Eisgängen vorzüglich auf die im Bruche liegenden Auen, 
langs denen der Huffchlag geht, ein aufınerffames Auge gehalten, und 
im Falle eingetretener ftarfer Abbrüche, die Räumung von allen Sträu- 
hern, Bäumen und Stöcden auf die oben vorgefchriebene Breite fo- 
gleich vorgenommen werden müffen. 


$. 17, 


Iſt auf den Anländen, Fünftlihen oder natürlichen Hufſchlägen 
nad Abgang des Eisftofies noch Eis liegen geblieben, wodurd die An— 
lände oder der Huffchlag, wenn man das ·Schmelzen des Eifed ab: 
warten wollte, zum Nachtheile der Schifffahrt, nachdem diefelbe ſchon 
eröffnet ift, unbrauchbar wäre, fo find Die an der Donau liegenden Gemein: 
den, nad) der bisherigen Uebung verpflichtet, die in ihrem Bezirke be— 
findlihen Huffchläge vom Eife durch die Gemeinderoboth zu reinigen, 
welchen nach Umftänden zur Aushülfe benachbarte Gemeinden zugewie— 
fen werden follen, 


6, 18. 


Den allgemeinen Gebrauch der fo gereinigten Unlände und Huf⸗ 
fchläge dürfen weder Bewohner noch andere am Ufer Gefchäfte treis 
bende, vorzüglich Steinbrecher, nicht im Geringften hemmen, oder 
felben gar widerrechtlich fehmälern; und eben fo wenig darf von den 
vorüber oder längs derfelben laufenden Wegen cder Straßen ter Koth 
auf die Anlände oder den Hufſchlag gebracht, ceder im flüffigen Zu— 
ftande dahin, oder gar über die Uferböfchungen gefcharret werden. 


$. 19. 


Iſt eine Verbreiterung des Huffchlages oder der Anlände unumgäng · 
lich nothwendig,, fo muß der Eigenthümer von dem Aerarium für ben 
jur Erweiterung des Huffchlages nöthigen Grund , auf die nämliche 
Art entfchädiget werden, wie diefes bei Grundeinlöfungen zum Behufe 
des Strafenbaues gefchieht. 

Um diesfälligen Schwierigfeiten für die Zufunft vorzubeugen, wird 
daher feftgefest, daß von nun an jedes neu zu erbauende Haus, oder 
auch jede hölzerne Hütte, wenigftens 10 Klafter von dem oberen Nande 
der unmwandelbaren Ufer erbauet werde. Bei Bruchufern muf auf den 
Bruch noch befonders Nückfiht genommen werden, Eine Ausnahme 
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von biefer Anordnung kann nur durch eine befondere Bewilligung ber 
betreffenden Behörde Statt haben. 


$. 20, 


Die Eigenthümer der an den Ufern liegenden Steinbrüche dürfen 
ben Schutt nicht in Geſtalt von vorragenden Spornen an das Ufer 
oder in den Strom führen, fondern allenfalld nur zur Ausfüllung der 
Krümmungen ohne Nachtheil der Schifffahrt verwenden. Die Steine 
dürfen nicht in den Stom geworfen , fendern müffen ordentlich aufger 
fchlichtet werden, und zwar fo, daß, wenn die Ueberfchreitung des 
Hufſchlages durchaus nothmwendig wäre, die Steine nie höher, als der 
Hufſchlag ift, aufgefchichtet, und mit Streifbäumen zur Verhinderung 
der Befchädigung der Schiffäfeile belegt werden müffen. 


$. 21, 


Die ſchon beftehenten Schiffmühlen fönnen, fo lange es bie 
Schifffahrt erlaubt, auf ihren dermaligen Stundorten verbleiben, und 
find diejenigen, welche am Ufer liegen, längs denen der Huffchlag geht, 
mit den nöthigen Streifbäumen zu verfehen. Die Anheftung von Schiff: 
mühlen an in das Flußbett eingefchlagenen Pfählen oder an Senfförben 
ift ganz unterfagt, und jeder Eigenthümer, welcher die Bewilligung 
der Landesftelle zur Anheftung einer Schiffmühle erlangt, ift gehal— 
ten, ſelche mittelft Anfer und Ketten oder anderen der Schifffahrt min— 
der nachtheiligen Vorrichtungen an ihren Standort zu befeftigen. 

Sollte eine Schiffmühle der Schifffahrt oder den Ufern gefährlich 
werden; fo hat ber Eigenthümer den Standort nach erhaltener Wei- 
fung in einer angemeffenen Frift zu verlaffen und einen anderen fchick: 
lihen Anheftungspunct vorzufchlagen. 

Mie darf eine Schiffmühle ohne Genehmigung der betreffenden 
Behörden eingeheftet, oder eine neue aufgeſtellt werden. Eben fo wenig 
darf zum befferen Betriebe der Mühle eine den Ufern oder der Schiff: 
fahrt nachtheilige Vorrichtung angelegt werden. 


$. 22. 


Jede Handlung ift verboten, wodurch Beſchädigungen an den be— 
ſtehenden Wafferbauten jeder Art herbei geführt werden. Insbeſondere 
aber haben ſich die Schifffnechte der aufwärts gehenden Geſchirre beim 
Fahren längs den Wafferbauwerfen,, des Gebrauches der fogenannten 
Spachhölzer gänzlich zu enthalten, und überhaupt darf Fein Schiffer 
feine Fahrzeuge auf die Streif: und andere Geländer heften, oder fo 
genannte Reitſtöcken in die Wafferbaumerfe einfchlagen, oder ein Fahr— 
zeug an einem ſolchen Bauwerfe mittelft des „Reiten laſſen“ zum Still: 
ftande bringen. 

Diejenigen, welche dürres Holz in den Auen fuchen, dürfen Feine 
Pfähle aus den Faſchinenbauten ausziehin, oder gar das Neifig auf: 
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reißen. Diejenigen, welche dünnes Weidenreis zum Korbflechten fuchen, 
dürfen den Anpflanzungen durch Ausfchneiden folder Neifer feinen Scha- 
den thun. 

In Betreff der Holz: und Steinbauten follen weder Holz: noch 
Eifentheile, oder gar Steine felbft von beſchädigten oder alten Werken 
weggenommen werden, um fo weniger von berlei neuen Bauten. 


$. 23. 


Ferner mülfen auch alle jene Handlungen unterlaffen werden, 
welche zur Verwilderung des Stromes beitragen, oder die guten Mir: 
Eungen der angelegten Bauwerke hemmen oder gar vereiteln fönnen. 
Es wird daher verboten, willfürlih Bauten oder Waſſerwerke in den 
Strom zu legen, oder Mift, Schutt oder Steine, oder den Koth von 
den Wegen und Straßen in denfelben zu werfen. 

Die Fifcher dürfen nicht durch Zäune oder andere Verhebungen 
Scitenarme abbauen, deren Offenhalten beabfichtiget wird; und wenn 
diefelben Eid hauen, dürfen fie dasfelbe nicht in großen Stüden forts 
fließen laffen, fondern müſſen dasfelbe verhältnigmäßig zertrümmern. 

Das Schottergraben muß an jenen Stellen unterlaffen werden, 
wo man DVerfandung beabfichtiget. Die Schiffseigenthümer müffen den 
Winter über ihre Schiffe an ganz fichere Stellen, oder ganz aus dem 
Strome bringen. 


$. 24. 


Daher ift es auch nothwendig, daß an dem unmittelbar in den 
Hauptftrom oder in einen Seitenarm, befonders , wenn legterer ſchiff⸗ 
bar ift, ausmündenden Flüfen und Bächen, fo wie an den in diefe 
legtern fließenden Eleinen Wäſſer, zur Verhütung ded Einfturges der 
an den Ufern befindlichen Bäume, jeder Anrainer das Ufer von eins 
fallenden Bäumen und Stöcen gereiniget erhalte. Sollte bei höheren 
MWafferftänden ein folder Baum oder Stock aus einer höheren Gegend 
in einen folchen Fluß oder Bach getragen werden und liegen bleiben, 
fo ift der VBefiger des anftoßenden Grundes verhalten, für die ſchleu— 
nige Hinwegfhaffung desfelben zu forgen. Eben fo ijt es ftreng verbos 
ten, in einen ſolchen Fluß oder Bah Mift, Erde, Schutt, Steine 
oder Straßenfoth zu werfen oder gar zu verführen. 


III. Abſchnitt. 


Straf beſtimmungen bei Uebertretungen der Strom-Polizei-Vor— 
ſchriften. 


$. 25. 
Alle Verletzungen der gegenwärtigen Vorſchrift ziehen entweder 
eine geſetzliche Strafe, oder die Pflicht zur Entfhädigung, oder Beides 
zugleich nach ſich. 
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Iſt die Handlung von der Art, daß diefelbe zu den im Straf— 
gefegbuche über Verbrechen oder ſchwere Polizei-Uebertretungen ent- 
haltenen Beitimmungen gehört; fo ift das in dem Strafgefegbuche 
vorgefchriebene Strafverfahren ohne Verzug einzuleiten und durchzu— 
führen; ift aber die Verlegung weder ein Verbrehen noch eine ſchwere 
Polizeislebertretung, fo hat die Ortäobrigkeit diejelbe als ein politis 
ſches Vergehen auf eine den Umſtänden angemeifene Art zu beitrafen. 


$. 27. 


Jede Beihadigung, fie mag aus einer ftrafbaren oder nach den 
erhobenen Umftänden ganz unftrafbaren Handlung entftanden fein, 
muß, in fo fern hierdurch eine Privatpartei an ihrer Perfon oder an 
ihrem Vermögen benadhtheiliget wird, nach den Vorfchriften des allges 
meinen bürgerlichen Gejegbuches der VBeurtheilung des Civilrichters 
überlaffen bleiben. 


$. 28. 


Sn fo fern aber von den Schifffahrt-Unternehmern oder ihren Leuten, 
für welche fie, perfönliche Vergehungen ausgenommen, haften müffen, 
öffentliche Stromanftalten und Schugwerfe befchädiget werden, die von 
dem Staatöfchage oder dem Landesfonde zu unterhalten find, wird 
die Beftimmung des Entjchädigungsbetrages unmittelbar von der E k. 
Wafferbau:Direction, als der hierzu berufenen Kunftbehörde, vorge- 
nommen, , und der Erfag von den politifhen Behörden im gewöhnlichen 
Wege eingebracht. 


IV. Abſchnitt. 


Die zur ficheren Handhabung und Aufrechthaltung der in den frü- 
beren Abfchnitten erwähnten Beſtimmungen, erforderlihen Anord— 
nungen. 


g. 29. 


Die Aufficht auf die genaue Erfüllung der bisher aufgeftellten Anord- 
nungen wird vorzugsweife der k. k. Waſſerbau-Direction übertragen ; 
welche Aufjiht diefe Direction insbefondere durch das ihr unterftehende, 
neu aufgeftellte Stromauffichtd » Perfonale , zu beforgen haben wird. 
Für den Wiener Donau:Canal wird eine befondere Vorfchrift erlaffen 
werden. 


$. 30. 


Die Ortsobrigkeiten, Dominien und die k. k. Kreisamter find daher 
angewiefen, dem Stromaufjihts: Perfonale alle für den Vollzug diefer 
Anordnungen nöthige Aſſiſtenz zu leiften. 

Ganz vorzüglich aber haben die Waſſermauthämter im Geifte diefer 
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Anordnungen und im Einflange mit der WafferbausDirecton die ihnen 
zuftehenden refpectiven Amtshandlungen vorzunehmen. 

Die von dem Stromauffichts:Perfonale den genannten Behörden 
zur vorfchriftmäßigen Beſtrafung angezeigten Individuen find daher von 
diefen Behörden auf dem Fürzeften Wege zu beftrafen, und zum Scha— 
denerfage oder zur Abftellung des Vergehens oder deffen Folgen, oder 
zur Vornahme des Unterlaffenen fogleih zu verhalten. Sollten aber 
Fälle eintreten, wo ein oder die andere diefer Behörden nicht für fich 
allein die Strafe verhängen Eönnte, fo haben fie nach dem gefeglichen 
Verfahren vorzugehen. 


$. 31. 


Da aber in diefen vorgehenden Anordnungen gewiffe Handlungen 
bedingt erlaubt find, als: Bauführungen längs dem Donau⸗Ufer, Auf: 
ftellung oder Anheftung von Schiffmuhlen, Schotterausführen aus 
dem Ötrome u. dgl.; fo wird angeordnet, daf die Partei fich an die 
betreffende Behörde um die Erlaubniß zu wenden hat, welche diefelbe 
nie ohne Zuftimmung des betreffenden Diftrictd:Ingenieurd, oder nad 
Umftänden der Wafferbau-Direction felbft ertheilen darf. 


$. 32. 


Da überdies das Stromaufjichtd: Perfonale auch aufgeftellt ift, 
alle Ereigniffe und Wirkungen des Stromes genau zu beobachten, und 
die betreffenden nöthigen Abhülfen einzuleiten, fo werden nicht nur 
alle an dem Strome oder in dem Bereiche feiner Wirkungen liegenden 
Dominien, Obrigkeiten und Bewohner aufgefordert, fondern auch 
Schiffer, Fifcher und andere nächſt den Ufern Gefchäfte treibenden 
Perfonen verpflichtet, dem Stromauffichts-Perfonale, oder der Waſſer⸗ 
bau:Direction felbft, nicht nur über jene Vergehungen, Unterlaffun: 
gen oder Gebrechen an dem Strome, von denen in ben vorftehenden 
Anordnungen die Rede war, im Bemerfungsfalle die Anzeige zu mas 
chen, und auf Anforderung fhriftlich zu Protokoll zu geben, fondern 
dieſes auch rückfichtlih der bemerkten Wirkungen des Stromes, und 
vorzüglich der Elementar Ereigniffe und ihrer Folgen immer fo ſchnell 
als möglich zu thun. 


$. 33, 


Zu diefem Ende wird bekannt gegeben, daß, nebft der Wafferbau: 
Direction in Wien, auch der ihr unterftehende Wiener Donau: Sanal: 
Infpector allda aufgeftellt ift, und die ihm zugewielenen Stromauf: 
feher die Strecke zwifchen Klofterneuburg und Albern infpiciren, und 
daß von dem neu aufgeftellten Stromaufjichts: Perfonale ein Ingenieur 
in Mölk, einer in Tulln und einer in Fifhamend, ein Buhnenmeifterss 
gehülfe in Wallfee, einer in Mautern und einer in Haimburg, endlich 
ein Stromauffeher in Ybbs, einer in Ober-AUrnsdorf, einer in Zıvens 
tendorf und einer in Negelöbrunn zu domiciliven angewiefen find, 
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302. Nieberöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 13. Au: 
guft 1831, 3. 42,610 an die ka k. K. Aemter V. O. M. 3. und 
B.9, W. W., den Wr, Magiftrat und die k. k. Prov, Bau:Dir. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöftere. nom 3. 1831.) 


Um den bisherigen Unglücsfällen, welche fich durch das Anfah— 
ren der mit Menfchen beladenen Schiffe an die Donaubrüdfe zu Stein 
ſchon öfters ergeben haben, für die Zukunft zu begegnen, findet die 
Regierung zu verordnen, daß in der Folge und zwar bis zu der be- 
werfitelligten Miedererbauung des Öteinfaftens an der erwähnten 
Brücke (welcher gegen ähnliche Unglückäfälle als das fiherfte Schug- 
mittel angegeben worden ift), jedes blos mit Menfchen beladene Schiff 
oberhalb der Donaubrücde zu Stein, um die Neifenden ausfteigen zu 
machen , landen, fodann leer durch die Steiner Donaubrücke durch: 
geführt werden fell, und daß die Neifenden erft wieder unterhalb der 
Steiner Brücke in das Schiff aufgenommen werden dürfen. 

Da der Ausführung diefer Anordnung nah der Aeußerung ber 
k. E. niederöfterreichiichen Waflerbau » Direction, befonders am linken 
Donauufer von der Brücke bis nach Oberloiben aufwärts, gar Feine 
Schwierigkeiten entgegen feyn werden , fo erwartet die Negierung von 
Seite der Schiffmeifter die genauefte Befolgung diefer Vorfichtsmaß- 
regel mit dem Beilage, daß jede Außerachtlaifung derfelben ftrenge 
geahndet werden würde. 


303. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 4. Mai 

1844, 3. 25,635 an die ka k. Prov, Bau:Dir,, die 4 k. k. Kr. 

Aemter, den Wr, Magiftrat und die Donau: Dampffcifffahrts- 
Geſellſchaft. 


In der Anlage werden der (dem) einige Exemplare der von der 
k. k. ob der Enns'ſchen Regierung anher gelangten Kundmachung über 
die Vorſichten, welche bei den Fahrten durch den Strudel, Hößgang 
und Wirbel von den Dampfſchiffen und allen Gattungen Fahrzeugen 
zu beobachten find, zugeitellt. 

Zur Befeitigung von ähnlichen Unfällen, wie fie fich im vorigen 
Sahre bei den Fahrten auf der Donau durch den Strudel, Hößgang 
und Wirbel ergeben haben , findet die Negierung Folgendes zur allge= 
meinen Richtfchnur anzuordnen : 

1. Aus der Regierungs: Kundmachung vom 29. Oftober 1837, 
3. 32,733 ergibt fi, daß bei Gegenzügen, wenn dieſe den Wirbel, 
Lueg, Strudel und Hößgang paffiren, drei FE k. Warnungsfahnen 
ausgefteckt werden, und zwar eine auf der Felfenfugel bei der Fohre, 
wenn ein aufwärts gehendes Fahrzeug durd den Lueg und Hößgang 
fährt, und die zweite und dritte Fahne zu gleicher Zeit im Sauruffel 
und am Kalvarienberge, wenn das Fahrzeug den Wirbel und Strus 
dei aufwärts geht. 
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2. Weil Fahrzeuge größerer Art, welche abwärts gehen, und 
den Höfigang und Queg paffiren wollen, dann, wenn fie die auf der 
Felſenkugel bei der Föhre ausgeſteckte Warnungsfahne fehen, bei ber 
Föhre oder dem fogenannten Gerichte derzeit nicht mehr landen Fönnen, 
fo wird auch noch eine vierte Warnungsfahne und zwar bei dem Spi— 
talhäufel oder Grein aufgeftedt. 

3. Alle Fahrzeuge größerer Art, welche abwärts durch den Stru— 
del und Wirbel zu fahren gedenken, haben demnach, wenn die Fahnen 
im Saurüſſel und am Kalvarienberge aufgefteckt find, und zwar die 
Flöße wie bisher ohne Unterfchied bei dem feftgefegten Landungsplage 
in Tiefenbach, Kehlheimer- und Schiffe größerer Art beim Geiler im 
Ufer oberhalb Grein, Fahrzeuge Eleinerer Art aber, welche gleichfalls 
durch den Strudel und Wirbel fahren wollen, bei der Föhre oder dem 
fogenannten Gerichte anzulanden, und die Ausfahrt des Fahrzeuges 
aus dem Wirbel und Strudel fo lange abzuwarten, bis die War: 
nungsfahnen abgenommen find. 


4. Wenn die Warnungsfahnen auf der Felfenfugel bei der Föhre 
und bei dem Spitalhaufe, ausgefteckt find, fo haben die Fahrzeuge 
größerer Art, welche den Hößgang und Lueg abwärts befahren wol: 
len, ebenfalld, und zwar die Flöße in Tiefenbach und die KRehlheimer- 
und größeren Schiffe beim Seiler im Ufer oberhalb Grein, die Eleine- 
ren Fahrzeuge aber bei der Föhre oder dem &erichte anzulanden , und 
gleichfalls fo lange zu warten, bis die Ausfahrt des Fahrzeuges aus 
dem Lueg und Hößgang gefchehen, und die Warnungsfahnen abges 
nommen find. 

5. Diefe Anordnung hat auch auf die Dampffchiffe volle Anwen: 
dung. 

Die Capitäne haben fofort auf die Ausfteckung diefer Warnungs: 
fahnen ihre Aufmerkfamkeit zu richten, und dürfen diefelben ihre Fahr: 
ten abwärts durch den Strudel und Wirbel oder Hößgang und Wir: 
bel in fo lange nicht fortfegen, bis nicht die Fahnen wieder abgenom- 
men find. 

6. Die Ausſteckung einer blauen und weißen Sahne ald Wars 
nungszeichen für die ftromabwärts gehenden Dampfſchiffe auf der Do— 
nau bei der Föhre wird dadurch überflüffig und fofort von nun an un: 
terbleiben. 

7. Fahrzeuge aller Art, die Dampffchiffe nicht ausgenommen, 
welche aufwärts gehen, und entweder durch den Lueg und Hößgang 
oder durch den Wirbel und Köfigang, oder dur den Wirbel und 
Strudel paffiren wollen, haben vor dem Wirbel anzulanden, dem E. k. 
Waſſermauthamte in Struden zum Behufe der Äusſteckung der be— 
treffenden Warnungsfahnen die Meldung zu machen, und darf weder 
das Dampffchiff noch ein anderes Fahrzeug feine Fahrt aufwärts früs 
ber beginnen , bis nicht die ahnen wirklich ausgefteckt find, und dies 
dem Fahrzeuge von dem Waffermauthamte eröffnet worden ift. 

8. Aber auch felbft dann , wenn die Eröffnung gefchehen ift, daß 
die Warnungsfahnen ſchon ausgefteckt find, haben die Gapitäne ter 
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Dampffchiffe noch eine halbe Stunde zu warten, damit alfe auf ber 
Thalfahrt in diefer Gegend fchon begriffenen Schiffe den Strudel und 
Wirbel, oder den Hößgang und Wirbel, paffiren, die nachfolgenden 
aber zuländen können. 

Dasfelbe haben auch die übrigen aufıwärtögehenden Fahrzeuge zu 
beobadten. 

9. Um die Dampffchiffe bei ihren Aufwärtsfahrten nicht zu lange 
vor dem Wirbel hinzuhalten, und die Ausſteckung der Warnungsfah: 
nen auf das fchnellfte bewerfitelligen laffen zu können, haben die Gas 
pitäne in Zeiten ihr Eintreffen vor dem Wirbel durch zwei Signalfchüffe 
dem Waifermauthamte in Struden bekannt zu geben, diefes hat das 
Signal durch wei Schüffe aus Pöllern in Struden, und durch weis 
tere zwei Pöllerſchüſſe am Kalvarienberge fortfegen, die Fahnenaus⸗ 
ftefung auf das fchleunigfte bewerfftelligen,, ſich die volljogene Aus- 
ſteckung ohne Aufihub in der gleichen Art zurück anzeigen zu laffen, 
und dies fodann dem Gapitäne des Schiffes zu eröffnen. 

10. Die übrigen Fahrzeuge, die fogenannten Gegenzüge dürfen 
an den Tagen, in welden ein Dampfſchiff von Linz nah Wien ab. 
geht, in den Wirbel und Strudel oder Höfgang früher nicht einfahren, 
bis nicht das Dampfſchiff diefe Strecke zurückgelegt hat. 

Wird das Dampffchiff aus irgend einer Urfache verhindert, dieſe 
gefährliche Strecke an dem beitimmten Tage zuruckzulegen , fo hat der 
betreffende Gapitän dies auf das fhnellfte dem Waſſermauthamte in 
Struden zu eröffnen, damit, wenn ein Fahrzeug (Gegenzug) anwe⸗ 
fend ift, folches zur Einfahrt in den Wirbel und Strudel oder dem 
Hößgang angewiefen werden Fann. 

11. Fällt in diefer gefährlichen Strecke ein Nebel in der Art ein, 
daß die Warnungsfahnen oder die Puncte ihrer Ausſteckung nicht ge= 
fehen werden koönnen, fo verfteht fih von felbft, daß dann auch ab⸗ 
wärts nicht gefahren werden dürfe, fomit jedes Fahrzeug an den be- 
ftimmten Plägen anländen müffe. 

12. Die Auferachtlaffung diefer Anordnungen unterwirft den in 
den Schifffahrtsordnungen vom 20. Mär; 1770, 7. April 1800 und 
2. Zuli 1817 feftgefegten Strafen *). 


— — 


*) Außer der hier abgedruckten DonausStromsPoligeisÖrdnung, welche ges 
genwärtig einer Umarbeitung unterzogen wird, und ben eben citirten 
Vorfchriften , beftehen an der Donau noch mehrere die Hintanhaltung 
von Unglüdsfällen im Allgemeinen unb auf einzelnen Puncten bes 
Stromgebietes bezwedende Anordnungen, welche jedoch alle aufzuneh: 
men ber Raum nicht geitattet. Dierunter gehören vorzugsmeife in Bes 
zug aufdas Durhfahren größerer Doppelfahrzeuge 
burhbdie Johbrüde bei Stein, bie n.ö, Regierungs:Verorbnuns 
gen vom 2. Zuni 1820, 3. 23,447 (Prov, Geſetzſamml. für Nieder: 
öfterr. vom 3. 1820), dann dien. ö, Regierungs:Verorbnung vom 10. Mai 
1827, 3. 24,189 und vom 27. Juni 1827, 3. 35,1275 in Bezug 
aufdas Abfahren beihbohem Wafferftande dien, d. Regie: 
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304. Hoffanzlei:Decret vom 27. Jänner 1825, 3. 2739; n. ö. 
Reggs, Eirc, vom 7. Mai 1825, 3. 22,919. 


(Prov. Sefegfamml. für Niederöfterr vom 3. 1825.) 


Sn Folge hohen HoffanzleisDecretes vom 27. Zanner d. J. wird 
nachftehende Fluß: Polizei-Vorfchrift für den unteren Theil des March: 
Sluffes, von Göding abwärts bis zu deifen Ausmündung in die Do— 
nau, zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


—— für den unteren Theil des March⸗ 
luſſes, von Goͤding abwaͤrts bis zu deſſen Ausmün⸗ 
dung in die Donau. 


Da der March⸗Fluß von Göding abwärts bis zu feiner Ausmün— 
bung in die Donau durd feine Schiffbarfeit und die defhalb für feine 
Räumung eintretenden Auslagen ein höheres Intereſſe der Staatsver— 
waltung auf fich zieht und es fehr daran gelegen ift, fo viel moglich 
Alles zu verhindern, wodurch die Erhaltung feines ſchiffbaren Stan- 
des geftört werden Eann, fo werden in Anſehung jener Flußſtrecke, im 
Einklange mit den über die Fluß- Polizei ohnehin beftehenden allgemei: 
nen Verorbnungen , folgende befondere Vorfchriften erlaffen. 


Erfter Abfchnitt, 
Von der Reinhaltung des Fahrwaſſers von Stöden und Bäumen. 
$. 1. 


Die Räumung des March-Fluſſes von Stöcken und Bäumen, in 
fo fern diefelben der Schifffahrt gefährlich find, wird, in Folge einer 
allerhöchften Entſchließung, gegenwärtig bis auf weitere allerhöchfte 
Anordnung durch die Staatsvermaltung auf ihre Koften bewerfitelliget. 
Sollte fie in der Folge wieder den Flußanrainern übertragen werben, 
fo würden hierüber dann feiner Zeit auch die näheren Beltimmungen 
befannt gemacht werden. 


— — 


rungs⸗Verordnung vom 5. April 1830, 3. 17,362; und über bie 
Aufftellung ber Warnungözeihen bei Grein bezüg- 
lih ber Gegenzüge, bie n. ö. Regierungd-Berorbnung vom 16, 
Suli 1836 und 16. November 1837, 3. 40,794 und 65,496 ic. Ic, 
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Zweiter Abfchnitt. 


Kon der Reinhaltung der Ziehpfade (Huffchläge) und der Uferfire- 
den überhaupt. 


$. 2. 


Die Ziehpfade (Treppelwege) müffen durchaus drei Klafter breit 
von allen den Gegenzug hindernden Gegenftänden gereiniget und immer 
in dieſer Breite erhalten werden. 


$. 3. 


Zu diefem Zwecke, und um die Koften der March-Flußräumung 
von Bäumen und Stöcken fo viel möglich zu vermindern, ift jeder 
Eigenthümer eines Grundes, über welchen der Ziehpfad geht, frenge 
verpflichtet, denfelben immer, nicht nur in der oben bezeichneten gan- 
zen Breite, von Bäumen und Gefträuchen rein zu halten, fondern auch 
felbft die in der Fläche des Ziehpfades befindlichen Stöcke und fonftigen 
hügeligen Gegenftände zu befeitigen ; die übrigen Grundbefiger nächſt 
dem March: Fluffe aber haben alle jene Bäume mit den Stöcken zu 
entfernen , welche wegen eines annähernden Uferbruches in den Fluß 
zu fallen drohen. 


$. 4, 


Sollte ein Orundeigenthümer verabfäunen,, diefen Anordnungen 
in einer oder der anderen Beziehung Folge zu leiften, fo hat er fich, 
auf eine gegründete Anzeige der Sciffleute, fogleich der Behebung 
des ihm zur Kenntnif gebrachten Anftandes zu unterziehen. 


$. 5. 


Damit dergleichen Anftände zuverläffig und fo ſchnell als möglich 
beheben werden , haben die Schiffleute, fo weit es nur immer thunlidy 
ift, diefelben auch gleichzeitig dem nächften Ortögerichte, mit genauer 
Bezeichnung des Ortes und des Gegenftandes bekannt zu machen. Die: 
ſes Ortsgericht ift dann verpflichtet, fogleich die Obrigkeit feines Be— 
zirkes, wo der Anftand obwaltet, in Kenntnif zu fegen. 


$. 6. 


Diefer Obrigkeit liegt es ob, dem betreffenden Grundeigenthümer 
ben möglich Fürzeften Termin zur Befeitigung des obwaltenden Anftan- 
bes zu beftimmen; nad) fruchtlofem Verlaufe desfelben die Hinwegräu— 
mung auf feine Koften zu bewerfftelligen, und ihn nad Umftänden 
mit einer feiner Unfolgfamfeit angemeffenen Strafe belegen zu laſſen. 


§. 7. 
Jeder Grundeigenthümer iſt für allen Schaden verantwortlich, der 
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durch eine Saumfeligkeit in Befolgung der ihm in dem $. 3. aufer- 
legten Verbindlichfeit zur Neinhaltung der Ziehpfade und zur Herſtel ⸗ 
lung der Bruchufer (Uferbrüche) entfleht. 


$. 8. 


Sollte aber eine Obrigkeit es verabfäumen, die ihr in dem $. 6 
auferlegte Pflicht zu erfüllen, fo ift das F. F. Kreisamt und die E. k. 
MWafferbau:Direction berufen, foaleih auf Koften diefer Obrigfeit, wel- 
cher jedoch der Regreß gegen den faumfeligen Grundeigenthümer offen 
fteht, die Räumung durch gemiethete Arbeiter vornehmen zu laffen. 


$, 9. 


Da zur Befeitigung von Unglücsfällen für die Schiffe und zur 
Verminderung der Flußräumungskoſten fehr daran gelegen ift, daß die 
auf den Sandbänfen und in den Seitengräben inner dem Bereiche des 
Schiffözuges von dem Waſſer angetragenen und liegen gebliebenen 
Baume und Stöcde fo bald nur möglich weggefchafft werden, fo wird 
jedermann geftattet, fich diefelben, jedoch mit der Verbindlichkeit zu— 
jueignen, daß er fie auf der Stelle hinwegbringen und zur Befeitigung 
von Entfremdungen und Unfügen die Anzeige entweder wo möglich 
vorläufig, oder gleich darnach, entweder an den Örundeigenthümer 
oder an das DOrtögericht bes Bezirkes , oder endlich an einen zur Auf: 
fiht an dem March: Fluffe aufgeftellten öffentlichen oder obrigkeitlichen 
Diener made. 


$. 10. 


Jeder Obrigkeit liegt es ob, jährlich vor Eintritt der Schifffahrt 
durch ein obrigkeitliched Individuum die Ufer des March-Fluſſes in 
ihrem Bezirke unterfuchen und die vorgefundenen Gebrechen dergeftalt 
auf die in dem $. 6 beftimmte Art abftellen zu laffen, daß fie bei Er- 
öffnung der Schifffahrt bereits gänzlich befeitiget find. 


$. 11. 


Jede Obrigkeit hat fich felbft ven dem vollfommenen Vollzuge 
ihrer Aufträge die Ueberzeugung zu verfchaffen, und fohin gleich bei 
Eröffnung der Schifffahrt dem k. F. Kreisamte die Anzeige zu erftat: 
ten, daß in ihrem Bezirke die Beftimmungen des $. 3 der gegenwär: 
tigen Verordnung in Vollzug gefegt worden find. 


$. 12. 


Die k. k. WafferbausDirection wird dann zur Sontrolle ein In— 
dividuum abordnen, welches ermächtiget und beauftragt ift, die ſich noch 
zeigenden Anftände fogleich durch gemiethete Arbeiter befeitigen zu laf- 
fen. Am Falle diefe Anftände bereits zur Zeit beftanden find, als die 
Obrigkeit des Bezirkes tem k. k. Kreisamte die Anzeige von der gänz- 
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lichen Räumung der Ziehpfade und der Ausbefferung der Bruchufer 
(Uferbrüche) ihres Bezirkes machte, fo liegt es ihr, mit Vorbehalt des 
Regreſſes, ob, die betreffenden Arbeiter zu bezahlen, und es wird ins: 
befondere nach Umftänden ihre unrichtige Anzeige geahndet werden. 


$. 13. 


Jedes Ortsgericht ift verpflichtet, jährlich während der ganzen 
Dauer der Schifffahrt ale Monate Ein Mal durch eines feiner Slie- 
der das Ufer des Marchfluffes in feinem Bezirke begehen zu laflen, und 
die dabei entdedten, den Beltimmungen des $. 3 zumider laufenden 
Sebrechen fogleih dem betreffenden Grundeigenthümer und ihrer Ob⸗ 
rigkeit zu ihrer Abftellung anzuzeigen. 


$. 14. 


Endlich wird es den Obrigfeiten zur ftrengften Pflicht gemacht, 
auch dafür zu forgen , daß noch vor dem Eintritte der Schifffahrt die 
Ziehpfade von dem Eife gänzlich gereiniget werden. 


Dritter Abfchnitt. 
Von der Aufftellung der Schiffmühlen. 


$. 15. 


Die gegenwärtig noch auf dem March-Fluſſe beftehenden Schiff: 
mühlen Fönnen fo lange, ald ed der Lauf des Fluſſes, und fohin die 
Schifffahrt erlaubt, auf ihren dermaligen Standorten verbleiben, 


$. 16. 


Sollte aber eine oder die andere diefer Schiffmühlen durch Ver— 
änderungen im Fluſſe der Schifffahrt gefährlich werden, fo wird der 
Eigenthumer derfelben durch feine Obrigkeit die Weifung erhalten, die: 
fen Standort in einer angemeffenen Frift zu verlaffen und einen ans 
deren fchicklichen Anheftungspunct in Vorfchlag zu bringen. 


$. 17. 


Es darf Eeine Schiffmühle, unter was immer für einem Vor— 
wande, ohne daß der Beſitzer derfelben vorläufig die Ereisamtliche, für 
einen beftimmten Plag lautende Erlaubniß erwirkt hat, an- oder um- 
geheftet werben. 

Diefe Erlaubniß ift immer durch die betreffende Ortsobigkeit mit 
genauer Ungabe des von dem Eigenthümer angetragenen Plages, bei 
dem E, k. Kreisamte anzufuchen, welches dann, nad Einvernehmen 
der k. k. Warferbau:Direction, darüber entfcheiden wird. 
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Es wird, zur Befeitigung von Anftänden und Verzögerungen, 
jedem, der entweder eine Schiffmühle neu ans oder umbeften will, em⸗ 
pfohlen, ſich auch vorläufig mit dem Cigenthümer des angetragenen 
Haftplages und des Grundes , wo er etwa ein Mühlhaus aufzuftellen 
bat, oder über welchen er einen neuen Weg zur Abs und Zufuhr bei 
A Schiffmühle zu eröffnen gedenfet, einzuvernehmen und auszu: 
gleichen. 


$. 19. 


Derjenige, welcher fich eine Schiffmühle eigenmächtig an- oder 
umzubeften erlaubt, wird das erfte Mal, nebft Zerftörung des Wer: 
fes, mit einer Strafe von zwanzig Gulden Conventions-Münze; das 
zweite Mal mit einer angemeffenen erhöhten Geld: oder nad Umftäns 
den auch mit Arreftftrafe belegt; und bei dem dritten Hebertretungs- 
falle mit dem Verluſte feines Gewerbes beftrafet werden. Wenn durch 
eine unbefugte Veränderung ein Unglüd entftand, oder jemanden 
Schaden zugefüget wurde , fo ift der Uebertreter dieſer Vorſchrift ins- 
befondere für die Folgen des eingetretenen Unglückes verantwortlich und 
zu allem Schadenerfage verbunden. 


$. 20. 


Der beffere Betrieb der Schiffmühlen darf durch Eeine der Schiff. 
fahrt oder den Ufern fehädliche Vorrichtung bewirft werden, und jede 
Obrigkeit ift verpflichtet, eine derlei Vorrichtung auf Koften des Her- 
ftellerö, der noch insbefondere für allen dadurch verurfachten Schaden 
haftend bleibt, fogleih wegräumen, und, fo weit es nothwendig ift, 
Alles in den vorigen Stand herftellen zu laffen. 

Ueberdies wird eine derlei Eigenmächtigfeit nach den in dem$.19 
enthaltenen Beftimmungen beftrafet werden. 


Vierter Abfchnitt. 
Bon den Wafferbaulichkeiten der Vefiger der anliegenden Gründe. 


$. 21. 


Ein Grundeigenthümer ift nicht berechtiget, ohne vorläufige Be: 
willigung des k. k. Kreidamtes einen Wafferbau an oder in dem Fluſſe 
vorzunehmen. 


$. 22. 


Zeder ohne diefe Bewilligung ausgeführte Bau wird mit einer 
Seldftrafe von fünf bis zwanzig Gulden Sonv. Münze, welche bei wieder: 
holten Uebertretungen zu erhöhen oder auch mit Arreft zu verfehärfen ift, 
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geahndet, und wenn derfelbe fchädlich befunden wurde, und nicht in 
der von dem FE. k. Kreisamte beftimmten Friſt hinmweggefchafft fein 
follte, auf Unkoften des Eigenthümers durch die Obrigkeit, und, wenn 
diefe felbft Partei wäre, von der k. k. Wafferbau-Direction wegge— 
räumt werden. 

Derfelde ift übrigens für allen Schaden, der durdy eine foldye 
Eigenmächtigfeit veranlafit wird, verantwortlih, und den Erfag des— 
felben zu leiften verpflichtet. 


Fünfter Abfchnitt. 
Von dem Verhalten der Fifcher. 
$. 23. 


Die Fifcher dürfen in dem Fahrwaſſer Feine ftehenden Vorrich— 
tungen anbringen. 


$. 24. 


Wenn die Herftellung ber Verhebe in Seitengräben von ber F. k. 
Waſſerbau⸗ Direction nachtheilig befunden werden follte, fo wird es 
dem Eigenthümer des Fifchwailers durch feine vorgefegte Behörde be: 
Fannt gemacht werden, damit er, im Falle er felbft die Fifchgerechtig- 
Feit ausüubet, die Herftellung der fchädlichen Verhebe unterlaffe, oder 
im entgegengefegten alle denjenigen, der den Fiſchfang betreibt, dar— 
an verhindere. 


$. 25. 


Der Eigenthümer des Fiſchwaſſers ift für die Verhinderung ber 
in den F8. 23 und 24 bemerften Unfüge verantwortlich. 

Er ift verpflichtet, die in dem Fahrwaſſer ftehenden Vorrichtuns 
gen und die für nachtheilig erfannten Verhebe in den Geitengräben 
fogleih, mit Vorbehalt des Negreffes , in Rückſicht der hierbei auflau- 
fenden Koften, an den zunächſt Schuldtragenden, befeitigen zu laffen. 


$. 26. 


Der Eigenthümer des Fiſchwaſſers ift, im Falle er zur Vollzie⸗ 
hung der in dem vorhergehenden $. beftimmten Obliegenheit der Aſſi— 
ftenz der Ortsobrigfeit bedürfen follte, diefelbe anzufprechen berechtiget, 
und von dem Zeitpuncte diefer Aufforderung an wird die Obrigkeit 
ſelbſt die ſchleunigſte Hinwegräumung jener Hinderniſſe verant⸗ 
wortlich. 


$. 27. 


Sollte fich der Eigenthümer des Fiſchwaſſers in Beziehung auf 
diefe Hinwegräumung eine Saumfeligkeit zu Schulden Eommen laf: 
fen, fo wird derfelbe mit einer Geldftrafe von zwanzig Gulden Conven⸗ 
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tions-Münze belegt, und auf feine Koften die Hinwegräumung durch 
die k. k. Waſſerbau⸗Direction bemwerfftelliget werden. 


$. 28. 


Mit einer gleichen Strafe, oder nad) Umftänden, wenn nämlich 
der Schuldtragende zur ärmeren Volfsclaffe gehört, mit einer angemef: 
fenen Arreftftrafe wird derjenige belegt werden, der fich derlei fchädliche 
Einbaue zu unternehmen erlaubte, oder wenn fie erft fpäterhin für 
ſchädlich anerkannt worden find, in dem gefegten Termine hinweg zu 
räumen unterließe. 


$. 29. 


Der Eigenthümer des Fiſchwaſſers ift, mit Vorbehalt des Re— 
greifes an den etwa noch näher Schuldtragenden, für jeden Schaden 
verantwortlich, der durch die in dem vorhergehenden $. bezeichneten 
Unfüge veranlaffet wird. 


$. 30. 


Es ift übrigens die firengfte Pflicht der Ortsobrigfeiten, von 
Amtswegen über die Aufrechthaltung der in der gegenwärtigen Vor« 
fchrift enthaltenen Beltimmungen zu wachen, und die entdecten Un— 
füge, ohne befondere Anzeigen abzuwarten, auf die bezeichnete Art ab» 
zuftellen und zu beftrafen. 

Jede Fahrläffigkeit der Ortöobrigkeit- in der Vollziehung diefer 
Vorſchrift würde mit einer Geldftrafe von zwanzig Gulden Conven⸗ 
tions · Münze geahndet werden. 


e) Für die Ströme, Flüfe nnd Däche im Trieſter Gonver- 
nement Bezirk. 


304. a.) Verordnung des Trieſter Guberniums vom 11. März 
1820, 3. 4212. 


(Prov. Gefegfamml. des Triefter Guberniums vom 3. 1820,) 


Um den Unglücöfällen, welche ſich auf den Weberfahrten an 
Strömen, Flüffen und Bächen, wo Feine Landbrücken beftehen, nad) 
Möglichkeit vorzubeugen, werden hiermit die diesfalld in den übrigen 
öfterreihifchen Provinzen eingeführten Vorfchriften zur allgemeinen 
Darnachachtung befannt gegeben. 

1. Alle Obrigkeiten, Städte und Märkte, Gemeinden oder Pri— 
vate, welche Weberfuhren befigen,, und fich des Wafferfahrzeuges zur 
Ueberfchiffung der Menfhen und Waaren bedienen, haben auf die be- 
ftandig gute Unterhaltung der zur Ueberfuhr benöthigten Schiffe eine 
forgfame Aufficht allſogewiß zu tragen, als im Widrigen, wenn bei 
einer oder anderer ein fchadhaftes Fahrzeug zur Ueberfuhr im Waſſer 
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betreten würbe, der hierauf mit 25 fl. gefeßte Ponfall ſchon dadurch 
für verwirft gehalten, und ohne Nachlaß eingehoben werden wird. 

2. Bei jeder Waſſerüberfahrt muß der betreffende VBefiger einen 
erfahrnen, und mit dem Fluſſe genau vertrauten Ueberführer, und fo 
viele andere diefem unterftehende Schiffleute halten, als für das Fahr- 
zeug auch bei dem höchften fahrbaren Mafferftande nothwendig find 
widrigend der Vefiger der Ueberfuhr, ſolche möge verpachtet fein, oder; 
durch ihn felbft betrieben werden, im erften VBetretungsfalle mit 25 
Bulden Strafe, im zweiten aber mit dem Merlufte der Ueberfuhrs⸗ 
Gerechtigkeit beftraft werden würte. 

3. Bei ungewöhnlich hohem Waflerftande, oder wenn fonft der 
Umftände wegen es gefährlich ift, wird das Ueberfahren gan, und gar 
verboten. 

4. Wenn mit einem fchadhaften Schiffe, oder ohne der Leitung bes 
beftellten verläßlichen Ueberführers, oder ungewöhnlich hohem Waſſer⸗ 
ftande über den Strom gefahren wird, unterliegen alle daran Theil- 
nehmende noch befonderd der Strafe einer fehweren Polizei:Heber: 
tretung. 

5. In jedem Falle, wenn ein Schiff oder Ueberfuhrszeug veruns 
glücken follte, haben die an den nächſt gelegenen Ufern befindlichen 
Leute ohne Zeitverluft , und ohne auf einen Befehl zu warten, herbei 
zu eilen, und alle thunliche Hülfe zur Rettung zu leiften. 

6. Auf Feiner Ueberfuhr dürfen mehr Menfchen, Wägen, Vieh, 
oder andered Gewicht aufgenommen und geladen werben, als das 
Kreisamt für jedes Ueberfuhrfahrzeug durch die Bezirks-Obrigkeit bes 
flimmen wird. 

7. Auf jedem ſchon beftehenden, ober neu zu erbauenden Waffer: 
überfuhrssFahrzjeuge muß die Anzahl der Menfchen, Wägen, Vieh 
und überhaupt des Gewichtes, welches nach feiner Befchaffenheit und 
Größe ohne Gefahr aufgenommen und geladen werden Fann ſichtbar 
eingebrannt werden. 

8&. Der Eigenthümer, deffen Fahrzeug befagtermaßen nicht be: 
zeichnet fein würde, verfällt blos defiwegen von jedem folhen Fahrzeuge 
in eine Strafe von 25 fl. 

9. Der Schiffmann, welcher aus Sorglofigkeit oder Habfucht eine 
größere Laft, als obrigkeitlich beftimmt ift, auf das Fahrzeug aufnimmt, 
(wenn ihm auch folhe von wem immer aufgedrungen werden follte) 
wenn er vom Lande mit dem zu viel beladenen Fahrzeuge abftoßet, fo 
wie, Sedermann , ber ihn dazu veranlaßt, oder nöthigt, wird wegen 
der dadurch begangenen ſchweren PolizeisUebertretung nach dem Gefege 
beftraft werben. 

10. Sene Bezirksobrigfeiten, welche fih in der Vollziehung und 
Handhabung diefer für die öffentliche Sicherheit fo wichtigen Maßre- 
geln nachläſſig oder nur faumfelig zeigen follten, werden durch das 
Kreisamt, wegen verfaumter Amtspflicht beftraft werden. 
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d) Für die Slüfe in Galizien, 


3053. Salizifche Gubernial-Berordnung vom 6. November 1827, 
3. 68,772. 


(Prov. Sefegfamml. vom 3. 1827, für Oalizien.) 


Um die Sloßwaaren :» Eigenthümer auf die Mittel, ihre Waaren 
vor Schaden zu bewahren und Unglücksfälle zu verhüten, aufmerkfam 
zu machen, wie auch vor der Verantwortung zu warnen, welcher fie 
gefeglih unterliegen, wenn durch Michtbeobachtung der vorgefchrie: 
benen Worfichtsregeln an Waſſerwerken, Brücken und dergleichen, 
oder fonft auf eine Art Schaden zugefügt wird, werden im Anfchluffe 
die hierüber mit dem gedruckten Kreisfchreiben vom 28. October 1789 
ergangenen Vorſchriften neuerdings zur allgemeinen Kenntniß und ge: 
nauen Beobachtung gebracht, 


Kreisfchreiben vom k. galizifchen Landesgubernium. 


Vorſchriften, Befchädigungen und Unglücksfälle durch die Flofführer 
ju vermeiden. 


MWiewohl es einerfeits zu wünſchen ift, daß zur Erfparung ber 
fo Eoftbaren Landfrachten, wo die fehiffbaren Flüffe die vortheilhafte 
Gelegenheit dazu anbieten, fich immer mehr und mehr der Flößung 
bedient werden möchte; fo ift ed doch auch andererfeits eben fo noth— 
wendig, alle Sloßfahrer gegen Unglücdsfälle zu warnen, die wegen 
ihrer unvorfichtigen Leitung und äußerſt üblen Beſtellung der Floöße 
und aller Zugehör nicht nur zu ihrem eigenen, fondern auch fremden 
Nachtheil fich ereignen , wie diesfalls fchen mehrere Vefchwerden an— 
gebracht worden find. 

Damit alfo Jeder, der fich der Flößung bedient, über das, was 
er dabei zu beobachten habe, und mit welchen Werfzeugen er verfehen 
fein müffe, gehörig unterrichtet, und dadurch wegen der aus einer 
durch ihn begangenen Unvorfichtigfeit oder Nachläffigkeit entftehenden 
Folgen gewarnet werde, fo wird jeder, der die folgenden Vorfichts- 
regeln nicht beobachtet, und dadurh an Mafferwerfen, Brücken und 
dergleichen, oder fenft auf eine Art Schaden zufügt, nicht nur zu einer 
Strafe von ſechs Dufaten, fondern auch zum vollen Schadenerfag ans 
gehalten werden. 

Die Vorfichtsregeln find folgende : 

Erftens: Seder Flößer muß feine eigene Fleine, bei dem hier: 
ländigen Landmanne gewöhnliche Handart haben, bei einem einfachen 
Floße ift nebft derfelben audy eine große Handaxt nothwendig. Wenn 
aber zwei oder drei Flöße zufammen verbunden find, und diefe nur 
zwei Blößer haben, muß jeder auch mit einer großen Sandart verfe= 
hen fein. Plätten oder Schiffe, welche mit hundert und mehr Gentner 
beladen find, müffen außer den eigenen Sandarten nach der Stärke 
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ber Bemannung mit größeren Arten dergeftalt verfehen fein, daß auf 
drei Männer wenigftens eine große Handaxt komme. 


Zweitens: Eben fo find bei einem jeben Fahrzeuge ein, zwei 


oder drei ftarfe Holzbohrer nothwendig, nah dem Verhältniffe der Größe 
und Bemannung derfelben. 


Drittens: Ein einfaches oder zufammengefeßtes nur von zwei 
Flößern geführtes Fahrzeug muß zwei mit eifernen Schuhen verfehene 
Schiffſtangen und einen Schiff» oder Floßhaken, nach beigefügten 
Mufter haben, ein größeres und ftärfer bemanntes Fahrzeug aber fo 
viele Schiffftangen, daß auf zwei Männer eine, und fo viele Schiff: 
bafen, daß auf vier Männer einer Eomme. 

Mittelft diefer Hafen Fann jedes Fahrzeug während der Durdh- 
fahrt unter einer Brücke, oder Vorbeifchiffung an Flußmühlen oder 
anderen Fahrzeugen und an gefährlichen Orten gefehwinder als mit dem 
Steuerruder, auch ficherer geleitet werden. 


Viertens: Jedes Fahrzeug muß mit einem oder zwei Pflock⸗ 
ſchlägeln und mit eben fo vielen Üferpfiöcken verfehen fein. 

Fünftens: Ein befonderes Augenmerk verdienen die Stricke und 
Seile. Diefe müffen ihrer Stärke nach der Größe und Laſt des Fahr- 
zeuges angemeffen fein, und ihre Güte hängt nicht fo viel von ihrer 
Die, als vielmehr von ihrem Material, und von ihrer guten Bear: 
beitung ab, wie auch, daß fie durch den langen Gebrauch nicht abge- 
nugt oder mürb geworden fein, gut befchaffene Baftfeile ‚ deren ſich 
die Flößer bedienen, leiften eben fo gute Dienſte. Nur außerordentliche, 
mit Sturm und ftarfen Windftößen begleitete Fluten Eönnen den 
Slößer entfhuldigen, wenn dadurch fein Seil zerriffen wird, in übrigen 
Umftänden muß foldhes aushalten. 

Sechstens: Eben diefes ift von der Art zu verftehen, wie die 
Flößer die Seile an dem Ufer, und an dem Fahrzeuge befeftigen. Der 
Plot, welchen fie an dem Ufer einfchlagen, ift entweder nicht ftark 
genug oder nicht hinlänglich tief in die Erde getrieben, und jener an 
dem Fahrzeuge, an welchem das andere Ende des Seiles angeheftet 
ft, oft fehr ſchwach, wenn daher ein Pflock ausgeriffen oder abgebro: 
chen wird, ift ed immer die Schuld des Flöfers. 

Siebentens: Das Seil an dem Pflocke des Ufers und an 
jenem des Fahrzeuges muß mittelft einer Schlinge oder fogenannten 
Klanges, oder durch feftes haltbares Umminden befeftiget werden. Ge: 
mächlichEeit halber pflegen die hierländigen Flößer das Seil nur mit 
einer Gabel auszuhängen,, welche aus zwei nach einem fpigigen Win- 
Eel gewachfenen Baumäften befteht, und durch die Stoͤße der Flut 
leicht zerriſſen werden kann, welches Benehmen folglich den Floͤßer 
ſtrafbar macht. 

Achtens: Die gewöhnliche Urſache vieler Unglücksfälle iſt der 
üble Bau der Fahrzeuge, ihr Alter, und die Unwiſſenheit der Slößer. 
Es wird daher der Sloßinhaber, welcher ſelche Fahrzeuge abſtoßen läßt, 
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und folhe aus Wirthſchaft etwa feinen Unterthanen oder ungeübten 
Flößern anvertraut, hievor ftrafbar angeſehen werden. 

Endlich find die Flöße, wo immer möglih, innerhalb eines im 
Waffer ftehenden Gebäudes am Ufer zu befeftigen, oder mit felben 
zu landen. 


e) Für die Elbe und Moldan in Böhmen. 


306. Verordnung des böhmifchen Guberniumsd vom 2. Dezember 
1841, 3. 61,211. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1841.) 
Polizei: Reglement für die Elbe: und Moldau: Schifffahrt. 


Um den Uebelftänden zu begegnen, welche bisher, befonders 
aber nach neueren Erfahrungen, aus dem Mangel zureichender polizei: 
licher Beftimmungen über den Schiffsverfehr auf der Elbe und Moldau 
entfprungen find, und deren Abftellung als ein dringendes Bedürfniß 
erjcheint, wird hiermit Folgendes verordnet: 


$. 1. 
Bemannung, Ausrüſtung und Beladung der Schiffe. 


Ein Sciffsleiter muß fein Fahrzeug fowohl in Beziehung auf die 
Gefchicklichkeit als Anzahl der Schiffsleute gehörig bemannt, und mit 
den angemeffenen und vollfommen mangellofen Schiffsrequifiten und 
insbefondere mit guten Zugleinen, zwei gefchmiedeten Ankern und mit 
fo vielen guten 1 bis 1% Zoll ftarken und 60 bis 70 Klafter langen 
Schiffsfeilen verfehen haben, als nad der Größe des Fahrzeuges oder 
der Holzflöße zur richtigen Führung, dann zur fihern Anheftung ders 
felben nothwendig find. 

Ein beladenes Ruder: oder Segelfhiff muß nebſt dem Schiffsleiter 
oder Steuermann mit zwei Schiffsleuten und einem Sciffsjungen be= 
mannt fein. 


$. 2. 


Da die Schiffe nach ihrer Größe, und felbft auch bei gleicher 
Größe mit verfchiedenen Laſten beladen werden Fönnen, und die der 
Ladung proportionale Tauchung von großer Wichtigkeit iſt, fo wird als 
Maßſtab zu beobachten, und nicht nur von dem Sciffsleiter, fondern 
auch von den Waffermauth.intern zu überwachen fein, daß die auf 
der Elbe und Moldau fahrenden Schiffe nur in der Art beladen wer: 
den dürfen, damit wenigitens dieſe ſechs Zolle (n. 6. Maßes) mit 
ihrem oberen Rande oder Borde an der Stelle der tiefiten Eintauchung 
über den Waiferfpiegel hervorragen, weil dad Schiff bei tieferer Ein- 
tauchung in reißenden Sluffesftellen, befonders bei Steigung der Wel: 
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len durch eine ftürmifche Witterung oder bei Begegnung bed Dampf: 
fchiffes großer Gefahr ausgefegt ift. 


$. 8, 
Begegnung und Ausweichung zweier Schiffe. 


Wenn zwei Nuder: oder Segelfchiffe fih begegnen, von denen 
Eins gezogen wird, fo foll Legteres die Seite des Leinpfades, das an- 
dere das entgegengefepte Ufer halten. Wird Feines von Beiden gezogen, 
und das ftromaufgehende Fahrzeug fegelt, fo muß ihm das entgegen 
Fommende, fo weit es die Verhältniffe irgend geftatten, ausweichen, 
fegelt ed nicht, fo weichen beide unter der zulegtgedachten Vorausfegung 
rechts aus. Wenn fi ein Dampffchiff und ein Segel: oder Auderfchiff 
begegnen, fo behält das Lestere ftromaufgehend,, fo weit es die Oert⸗ 
lich£eit zuläßt, die Seite des Leinpfades ; geht es ſtromab ohne Segel, 
fo fteht dem ihm begegnenden Dampfichiffe die Wahl der Uferfeite zu, 
und das Nuder- oder Segelihiff muß nach der entgegengefegten Seite 
ausweichen. Geht ed aber mit Segel, fo muß ed dem ftromaufgehen- 
ren fo weit ed die Verhältniſſe geftatten, rechts aus— 
weichen. 


$. 4. 


Von zwei fi begegnenden Dampffchiffen hält, fo weit es das 
Fahrwaſſer zuläßt, das ftromaufgehende das linke, das ftromabgehende 
das rechte Ufer ſowohl der Moldau als Elbe. 


$. 5. 


Mus ein Dampffhiff das Fahrwaifer innehalten, fo gibt es 
durch Aufziehen einer blauen Flagge bis zum halben Mafte und durch 
fünf Schläge auf die Glocke oder durch die Dampfpfeife das Zeichen, 
worauf das ihm begegnende Segelſchiff, fo weit es irgend angeht, 
ausweichen muß, aber die Wahl des Ufers behält. 


$. 6. 


Fit die Schifffahrtsrinne an irgend einer Stelle des Stromes fo 
ſchmal, daß fie das gleichzeitige Durchgehen zweier ſich begegnenden 
Schiffe nicht geftattet, und befindet fich das eine bereits in derfelben, 
fo muß das andere, bis jenes fie verlaffen hat, beilegen. 

Belangen beide gleichzeitig an eine ſolche Stromenge, fo darf das 
ftromaufgehende Schiff in diefelbe nicht einlaufen, bevor das ſtromab⸗ 
gehende fie nicht zurückgelegt hat. Iſt aber in diefem alle eines der 
Schiffe ein Dampffchiff, fo muß das Segel- oder Nuderfchiff, gleichviel 
ob es aufs oder abwärts geht, auf das Zeichen des eriteren ($. 5.) 
beilegen, bis das Dampfſchiff die Stromenge zurückgelegt, und die 
blaue Slagge wieder eingezogen hat. 
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Diejenigen Stellen an der Moldau und Elbe, auf welche vor⸗ 
ſtehende Veftimmungen $. 6 Anwendung finden, find folgende und 
zwar: 


An der Moldau: 


a) die Wehrbrüche bei Lieben, Troja, Roſtock, Huſſinetz, 
Chwaterub und Mühlhauſen; 

b) die Stromengen unterhalb dem Liebner Wehrbruch, obers 
halb Troja in Peklo genannt, bei Klezanef, Podmorain, Ledka, Liebz 
ſchütz, Dolanek, unterhalb dem Chwateruber Wehrbruche, bei Lobetſch 
unterhalb Miromwig , bei der Inſel Kubantow und dem Weprefer Bel: 
fen, dann unterhalb Lupetz und bei der Inſel Kazena. 


Un der Elbe: 


a) die Wehrbrüche bei Unterbeczkowitz, Raudnitz und Leit- 
meritz; 

b) die Stromengen und ſeichten Stellen, als: bei Kozlowitz, 
Lieboteinitz, Loboſitz vor der Ueberfuhr, bei Cernoſek, Sebuſein, Schre⸗ 
ckenſtein, Auſſig, an der Mühlſeite unter Auſſig, bei Pömerle, Rung⸗ 
ſtock bei dem Köhlerhorn genannt, bei dem Jungfernſprung, bei Mittel: 
grund unter Tetfchen,, beim fogenannten Strachbauer und bei ber Al: 
bertsftatue. 

Sollte an diefen Stellen in Hinkunft eine Aenderung vorkommen, 
fo wird diefe von Seite der & k. Prov. Bau⸗Direction ſtets zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht werden. 


§. 8. 
Vorbeifahren. 


Der Führer eines Schiffes, welches eine fehnellere Fahrt hat, als 
das ihm vorangehende, darf von dem Führer des legtern, wenn er 
dasfelbe erreicht hat, und es ohne Gefahr oder erheblichen Zeitverluft 
ausweichen kann, und feine Fahrt nicht befchleunigen will, verlangen, 
daß er das fehneller fahrende Schiff vorbeilaffe. Iſt das nachkommende 
Schiff ein Dampffchiff, fo muß es feine Abficht, dem ihm vorfahren: 
den Dampf:, Segel: oder Ruderfchiffe vorbeizufahren, durch das im 
$. 5. beftimmte Zeichen zu erkennen geben. Erreicht ein Dampfſchiff 
ein anderes Fahrzeug vor einer der im $. 7 gedachten Wehrbrüche und 
Ötromengen, fo muß das legtere beilegen, und dem Dampffchiffe den 
Vorgang in den Wehrbrud oder in die Stromenge überlaffen. Kat 
aber das vorfahrende Schiff den Wehrbruch oder die Stromenge bereits 
erreicht, fo muß bis zu feinem Ausgange aus denfelben Stellen das 
folgende zurückbleiben. 
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$. 9. 
Ableichten. 


Kein Schiff darf in Fahrwaſſer um: oder überladen werden, wo 
es dem Schiffsverkehr hinderlich ift. 

Iſt die Ableichtung nöthig, um das Schiff über Untiefen in das 
Fahrwaſſer zu haften, fo muß ſolche immer vor der legteren und an 
folhen Stellen gefchehen, wo weder das Beladen, noch das zum Ab— 
leichten benöthigende Schiff dem Schiffsverkehr hinderlich wäre. 

Werden aber Schiffe im Fahrwaſſer dergeftalt fehlgefahren, daf 
fie nicht fortgebracht, oder nur durch Ableichtung wieder abgebracht 
werden Fönnen , fo ift der Führer ftrafbar. 


$. 10. 
Ankern und Anlegen. 


Kein Schiff. darf im Fahrwaſſer vor Anker gehen oder anlegen, 
wo es dem Schiffsverkehr hinderlich wäre. 


$. 11. 


Un das Ufer, wo fich der Leinpfad befindet, darf ein Schiff nur 
dann anlegen, wenn es dort ladet oder löfcht (abladet) , oder wenn es 
wegen erlittenen Schadens den Schug des Uferd fucht, oder aber, 
wenn es durch Unwetter genöthiget wird, einftweilen anzulegen, Nur 
in diefem legteren Falle darf es den ftehenden Maftbaum behalten. 


$. 12. 


An Wafferbaumwerken, als Buhnen, Leit und Conzentrirungs— 
werfen, Uferdecken, Pflanzungen und den dur Warnungstafeln be: 
zeichneten, abbrüchigen Uferftellen dürfen Schiffe nicht angelegt werden. 


$. 13. 


Jedes Schiff, welches an irgend einer Stelle vom Ufer entfernt, 
oder am Ufer, wo gewöhnlich Feine Schiffe over Flöße zu liegen pfle= 
gen, vor Anker legt, it während der Dunkelheit bei Nacht oder im 
dichten Nebel an einer nach allen Seiten hin fichtbaren Stelle desfels 
ben mit einer erleuchteten Laterne zu verfehen. 


$. 14. 
Borficht beim Fahren. 


Jedes Schiff, welches in der Macht fährt, fol von Sonnenunters 
gang bis Sonnenaufgang, und wenn es bei dichten Mebel fährt, 
während feiner Dauer bei der Vergfahrt zwei, bei der Ihalfahrt drei 
erleuchtete Yaternen übereinander am halben Mafte, wenn es aber ohne 
Maft führt, an einer nach allen Seiten hin fichtbaren Stelle des 
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Schiffes, am beiten an einer aufrecht ſtehenden, in der erforderlichen 
Höhe gerichteter Stange mit fih führen. Ein Dampfſchiff hat aber 
außerdem von Zeit zu Zeit durch Schläge auf die Glocke, eder mitteljt 
der Dampfrfeife ein Zeichen zu geben. 


$. 15. 


Menn einem Dampfichiffe in der Fahrtftraße Fleine Fahrzeuge bis 
zu zehn Laften Ladungsfähigkeit begegnen, fo foll das Dampfſchiff in 
der Nähe derfelben die Räder hemmen, oder fich fo weit davon ent: 
fernt halten, damit durch den MWellenfchlag Fein Unglück veranlaßt 
werde. 


$. 16. 


Sind Merkmale oder Warnungszeichen im Strom ausgeſteckt, um 
das Fahrwaſſer, die Stromengen ($. 7.) oder die vorhandenen Hin: 
derniffe zu bezeichnen, fo dürfen diefelben nicht befchädigt, verrückt 
oder abgenommen werden. 


$. 17. 


Dampfſchiffe dürfen unter den beftehenden Brücken nicht anders 
ald mit gehemmten Rädern und höchitend mit halber Stromgefchwin- 
digfeit pafliren. 


$. 18. 


Segelichiffe dürfen, wenn fie beladen find, dergleichen Brücken 
ſtromab nur pajfiren, indem fie mittelft des Ankers haken, oder um: 
legen. Unbeladene Segelichiffe dürfen in derfelben Richtung durchgehen, 
ohne umzulegen. 


§. 19, 
Holzflöße betreffend. 


Die Beftimmungen im $. 6, 8, 9, 10, 11 und 12 finden auch 
auf die Holjflöge Anwendung. Wenn aber ein Holzfloß und ein Schiff 
gleichzeitig an eine der im $.6 und 7 bezeichneten Stromengen gelangt, 
fo hat das Erftere, gleichviel, ob demfelben das Schiff felgt oder entge— 
gen koͤmmt, beizulegen, bis das legtere die Stromenge zurückgelegt hat. 


$. 20. 


Jedes Holzfloß, welches an irgend einer Stelle vom Ufer entfernt, 
oder am Ufer da, wo gewehnlich Feine Schiffe oder Flöhe zu liegen 
pflegen, anhält, ift während der Dunkelheit bei Nacht oder im dichten 
Nebel auf jedem der beiden Eden, welche vem Ufer abgekehrt find, 
mit einer erleuchteten Laterne zu bezeichnen. 


Lügenau'd Gefegfammlung, I. Bd. 21 
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F. 21. 
Strafen. 


Uebertretungen der im gegenwärtigen Reglement gegebenen Vor: 
fchriften und Verbote werden unter Vorbehalt der Verbindlichkei— 
ten zum Schadenerfag mit einer Strafe von 2 fl. bis 20 fl. C. M., 
im Falle der Vermögenslofigfeit aber mir einer verhältnigmäßigen Ar: 
reftftrafe geahndet. 


$. 22. 
Ausführung. 

Die Aufficht über die Befolgung diefer Vorfchriften ift ber k. k. 
Prov. Bau:Direction, den Kreis- und Bezirks-Ingenieuren, fo wie 
zunähft an Ort und Stelle den Bauführern und Flußwächtern zuge— 
wieſen. 

$. 23. 

Die Ortsobrigkeiten, in deren Bezirk die Uebertreter betreten wer— 
den, find als die gejeglich berufenen Behörden zur Unterfuchung und 
Aburtheilung mit dem Beifage beftimmt, daß bei ſolchen Uebertretungen 
das gleiche Verfahren einzuhalten fei, welches bei arbiträren Straf— 
amtshandlungen Plag zu greifen hat. 


IH. VBorfhriften zur Hintanhaltung Förperlider 
Verlegungen bei Benügung von Dampfeffeln, welde 
als bewegende Kraft wirken follen. 


307. Hoffanzleir-Decret vom 30. Mär; 1831, 3. 7627, an 
fämmtl, Länderftellen; n. ö. Reggs. Circ, vom 20, April 1831, 
3. 29,953; ob der Enns'ſches Reggs. Circ. vom 24. April 1831, 
3. 9259; fleiermärfifhe Gub. Curr. vom 16. April 1831, 
3.6299; tirol’fche Gub. Ver. vom 16. April 1831, 3. 7988; 
illyriſche Gub. Curr. vom 16. April 1831, 3. 8531; mäh— 
riſch⸗ſchleſ. Gub. Girc. vom 15. April 1831, 3. 11,393; böh— 
miſche Gub. Ver, vom 18. April 1831, 3. 14,695 ; galizifche 
Sub, Ver, vom 23. April 1831, 3. 22,416. 
(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Nied. Oeſterr., Oders 


Defterr., Steiermark, Tirol, Illyrien, Mähren, Böhmen und Ga⸗ 
lizien vom 3. 1831.) 


Mit der in Folge allerhöchſter Entſchließung vom 6. November 
1817 erlaſſenen, durch das Regierungs⸗Circulare vom 22. November 
1817 (293) kundgemachten Vorſchriften, rückſichtlich der Ertheilung 
ausfchließender Privilegien auf die Schifffahrt mit Dampfbooten, find 
in den $$. 9, 10, 11 und 12 zugleich die nöthigen Vorſichtsmaßre- 
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geln angeordnet worden, um die aus der Mafchinerie der Dampfichiffe 
möglicher Weife entipringenden Unglücdsfälle zu verhüten. Nachdem 
jedoch feit diefer Zeit der Gebrauch der Dampfmafchinen fowohl für 
die Schifffahrt, ald auch für verfchiedene andere Unternehmungen fich 
immer mehr verbreitet; fo ift ed nothwendig geworden, die früher in 
Anfehung des Gebraudhes der Dampfmafchinen auf Schiffen erlaffenen 
Anordnungen mit Rückſicht auf die bisherigen Erfahrungen auch auf 
die zu jedem möglichen anderen Gebrauche beftimmten Dampfmafchinen 
auszudehnen, und nachfolgende Beftimmungen feitzufegen : 


$. 1. 


Bevor eine Dampfmalchine von was immer für einer Größe, fie 
fei nun zur Bewegung eineds Dampfbootes, oder als Triebwerk für 
irgend einen anderen Zweck beftimmt, in Betrieb gefegt wird, hat 
ber Unternehmer ſowohl auf dem Rande als in der Hauptftadt, die mit 
der Beitätigung des Werks- oder Mafchinenmeifters über die vollendete 
Herftellung der Mafchine verfehene Anzeige daven an die Landesre— 
gierung zu erftatten, damit die Unterfuchung der Mafchine und die 
Probirung des Dampfkeffeld durch die Dierection des k. k. polytech— 
nifhen Inftitutes vorgenommen werde, In den Provinzen, wo Feine 
polytechnifchen Snftitute beftehen, find die k. F. BausDirectionen zu 
diefer ämtlichen Unterfuchung und Probirung zu beftimmen. 


$. 2. 


Die Anwendung von Dampffeffeln aus Gußeifen für Dampfma— 
fhinen ſowohl zu Dampfbooten als zu jedem anderen Betriebe, es mö— 
gen diefe Dampffeffel ubrigens die gewöhnliche Form haben oder aus 
Röhren zufammen gefegt fein, ift nicht geftattet. Diele Beftimmung 
erftreckt fich übrigens nicht auf den aus Gußeiſen verfertigten Trieb: 
Cylinder der Mafchine. 

Auch können diejenigen Dampfmafchinen, welche bereit3 vor der 
Kundmachung der gegenwärtigen Verordnung in Anwendung gebracht 
worden find, noch ferner angeiwendet werden, wenn diefelben bei ihrer 
Unterfuchung und Probi:ung nah den Beftimmungen der Circular-Ver- 
ordnung vom 22. Nov. 1817 (293), ald gefahrlos befunden werden. 


$. 8. 


Die Probirung des Dampffeffels einer jeden Dampfmafcine, 
von irgend einer Form, wird vermittelft deöd Einpumpens von Waſſer 
auf den dreifachen Druck, welchen die für den gewöhnlichen Gang 
der Mafchine eingerichtete Belaftung des Sicherheits-Ventils angibt, 
vorgenommen. 

$. 4. 


Das Sicherheits-Ventil, welches jicher und leicht beweglich herge- 
ftellt fein muß, kann alfo nur höchftens mit dem dritten Theile desjenis 
21 * 
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gen Druckes, auf welchen der Dampffeifel oder Dampf: Apparat probirt 
worden ift, belaftet werden. Sowohl der Hebelarm des Sicherheitö-Ven- 
tils, ald auch das Gewicht felbft, werden bei der Unterfuhung der Ma- 
fehine von der Unterfuhungs-Commiffion mit einem Stämpel verfehen. 
Der Hebelarm des Sicherheits-Ventils ift fo einzurichten, daß das an 
demfelben hängende Gewicht wohl näher gegen das Hypomochlion ge: 
rückt, aber nicht weiter davon entfernt werden kann, als der höchften 
Belaſtung zugehört. 
$. 5. 


Das Sicherheits-Ventil darf nur demjenigen, welchem die Lei— 
tung der Mafchine zuftehet, oder dem Mafchinenmeifter zugänglich 
fein, und diefer it für die Regulirung desfelben und für deffen Er- 
haltung im guten Stande verantwortlid. An der Aufienfeite der vers 
gitterten Umfchliefung, in welcher fi) das &icherheits- Ventil fanımt 
feinem Hebelarm und dem Gewichte befinden muß, oder an einem 
anderen äufieren Theile der Dampfmaſchine, ift eine in die Augen 
fallende Tafel, mit der richtigen Angabe des Durchmeſſers des Ven— 
tild und des Gewichtes , mit welchem dasfelbe nach dem Mefultate 
der Unterfuchung belaftet fein kann, zu befeftigen, damit Zedermann 
fih von der richtigen Belaſtung des Sicherheits = Wentils überzeu— 
gen Fönne. 


$. 6. 


Es wird hierbei jedoch ausdrücklich bemerkt, daß durch diefe vors 
läufige Probirung des Dampffeffels dem Eigenthümer oder Werf- 
führer die Verantwortlichfeit für die fortwährende Tauglichkeit feiner 
Mafchine EFeineswegs abgenommen werde, indem bdiefe erſte Probe 
nur zur Entdeckung folder Gebrechen, weldye das Zerfpringen des Ap⸗ 
parates bei dem erften Gebrauche befürchten laffen, Feineswegs aber 
für die weitere Dauer beftimmt ift; daher der Eigenthümer oder Werf- 
führer für die aus dem Gebrauche der Mafchine entitehende Gefahr 
verantwortlich bleibt, und fonach derfelbe felbit dafür Sorge zu tragen 
bat, im Merlaufe der Zeit, und mit fortfchreitender Abnugung des 
Keffels fih von Zeit zu Zeit durch wiederholte Proben von der ferne- 
ren ZauglichEeit desfelben zu überzeugen. 


$. 7. 


Zur Sicherung auch für jenen Fall, als felbft das Ventil durch 
irgend einen Zufall gehörig zu wirken gehindert fein follte, muß bei 
einer jeden Dampfmafchine ein mit einem Stempel zu verjehender Za— 
pfen einer Metalliniihung aus Blei, Zinn und Wismuth an einem 
Orte des Dampffeffels eingefeget werden, an welchem bderfelbe die Tem= 
peratur der Dämpfe vollftändig wahrzunehmen im Stande ift, und 
duch deſſen Schmelzung der Keſſel ſich ſogleich öffnet. Diefe Metallmi- 
fhung muß bei jener Temperatur ſchmelzen, die jener Expanſiv— 
Kraft der Dämpfe zugehört, welche zwei Dritttheile des ganzen Dru— 
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ckes, auf welhen der Dampf-Apparat probirt worden ift, ausmacht. 
Nah den unter $. 3 und 7 angegebenen WVorfichten muß alfo, wenn 
z. B. das Sicherheitd-Ventil auf die höchſte Belaftung von einer 
Atmofphäre (d. i. einer Quedfilberfäule von 28 Zoll über den atmos 
frhärifchen Druck) eingerichtet werden foll, die Stärfe des Keffeld auf 
drei Atmofphären probirt, und die Schmelzbarfeit der einzufegenden 
Metallmifhung auf eine Temperatur beftimmt werden, welche einer Er: 
panfivKraft der Dämpfe von zwei Atmofphären entfpricht. 


$. 8. 


Derjenige, welcher 

a) die angeordnete Anzeige von dem Gebrauche einer Dampfmafchine 
zur vorläufigen Unterfuchung unterläft ; 

b) welcher vor erfolgter Unterfuchung auch die angezeigte Mafchine 
in Anwendung bringt ; 

c) die bei der Unterfuchung nicht für fiher befundene Mafchine den: 
noch gebraudt ; 

d) einen Mafchinenmeifter zur Leitung feiner Mafchine ohne Zeugnif 
über deifen vorläufige Prüfung von Seite des E.f. polytechnifchen 
Inſtituts, oder in den Provinzen der analogen Lehranftalten auf- 
nimmt ; 

e) die Vorfchrift, daß das Sicherheitd-Ventil immer leicht beweg- 
lich fein müſſe, vernadhläffiget ; 

f) das Ventil auch für andere, als jene, welchen die Leitung und 
Negulivung der Mafchine obliegt, zugänglich läßt, oder den 
Schlüſſel nicht gehörig verwahrt; 

g) bei Regulirung der Mafchine Unwiffenheit an den Taz legt; 

h) das Ventil zur Ungebühr belaftet; | 

i) die für die individuelle Mafchine beftimmte Metallmifhung mit 
einer weniger leicht fchmelzbaren vertaufcht ; 

k) überhaupt ſich was immer für eine Handlung oder Unterlaffung 
zu Schulden kommen läßt, wedurch bei dem Gebrauche der 
Dampfmafchine Gefahr für die Eörperliche Sicherheit entitehen 
Fann, macht fich einer ſchweren Polizei=Uebertretung fchuldig, 
und wird nach den S$. 89 und 183 des II. Iheiles des Straf: 
gejeges beftraft. 


$. 9. 


Schlüßlich wird zur Vermeidung jedes Irrthumes bemerkt, daf 
die gegenwärtigen Ancrdnungen auf Dampf-Apparate, bei welden 
Dämpfe blos zu chemifchen Zwecken des Siedens, Kochens oder fonft 
einer chemifchen Umftaltung von Stoffen erzeugt werden, keine Be— 
ziehung haben, indem unter Dampfmafchinen nur folhe Vorrichtuns 
gen zu verftehen find, bei welchen Dämpfe zu mechanifchen Zweden 
als eine bewegende Triebfraft erzeugt werden, 
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Snftruction. 


Ueber die Art und Weife, wie die Probirung ber Dampffeffel 
fämmtliher Dampfmafchinen in Folge der höchſt angeordneten Si— 
cherheitämaßregeln vorgenommen werden fol. 


Erftens. Um die gehörige Probirung des Dampffeffeld auf die 
durch die öffentliche Kundmachung vem April 1831 vorgefchriebene Be— 
ftimmung vornehmen zu Eönnen, hat der Inhaber der Dampfmafchine 
zu erflären, mit welcher Belaftung das Sicherheitd » Ventil bei dem 
gewehnlihen Gange der Dampfmafchine verfehen werden folle. 
Der Keffel wird ſonach auf den dreifachen Druck, welchen diefe Bela— 
ftung des Sicherheits Ventild angibt, probirt. Diefes Probiren ge— 
fchieht durch Einpumpen von Maffer in den Dampffeffel mit einer 
Kraft, welche jenem dreifachen Drude aleich ift. Zu diefem Ende wird 
der Durchmeifer des Sicherheits = Ventild genau gemeifen, um feinen 
Querfohnitt in Quadratzolfen zu erhalten, und hierauf dasfelbe ent: 
weder unmittelbar oder vermittelft eines Hebel mit einem Gewichte 
befchwert, welches der Anzahl der Quadratzolle der Ventilöffnung 
multiplicirt mit dem zu erprobenden Drude auf den Quadratzoll (wo: 
bei der Druck einer Atmofphäre auf den Quadratzoll zu 12 Pfund 
angenommen wird) gleih ift. Gefegt, der Drucd, mit welchem das 
Sicherheits - Ventil bei dem gewöhnlichen Gange der Mafchine bela=- 
ftet fein fol, betrage 2 bis 24 Atmofphären und der Keffel fol for 
nach auf 21x.3 — 62 Atmofphären probirt werden; der Querfchnitt 
der MWentilöffnung betrage 3 Quadratjoll; fo wird dieſes Ventil mit 
einem Gewichte von 12 x 64 x 3 oder mit 243 Pfund befchwert. 
Iſt das Ventil mit einem Hebelarm verfehen, fo wird die Entfernung 
des Nuhepunctes von den Puncten der Kraft und Laft genau gemefs 
fen, und darnach das anzuhängende Gewicht beftimmt. 

Hierauf wird die Speispumpe, durch welche der Keffel mit Wafs 
fer verfehen wird, mit einer, mit einem Hebelarme verfehenen Kol: 
benftange in Verbindung gebradht, und nun fo lange Waſſer in den 
Keffel eingepumpt, bis das Ventil gehoben wird; für das Sicherheits 
Ventil wird fonach der dritte Iheil des probirten Druckes als die höch— 
fte Belaftung beftimmt, oder dasfelbe in dem vorigen Beifpiele mit 
einem Gewichte gleich dem Drucke von 24 Atmofphären, oder mit 
24 x.12 x 3 = 81 Pfund belaftet. Diefe Belaftung wird als die 
höchſte, mit welcher das Ventil beſchwert fein Fann, nebft dem Durch» 
meſſer des Ventils auf der an der Aufienfeite anzubringenden Tafel 
bemerft. 

Zweitens. Die Metallmifchung aus Zinn, Blei und Wis- 
muth, deren Schmel;barfeit auf diejenige Temperatur beftimmt ift, 
welche einer Erpanfivfraft der Dämpfe von zwei Dritttheilen desjeni- 
gen Drudes, auf welchem der Keſſel probirt worden ift, zugehört, 
wird oberhalb des Wafferfpiegeld, oder im Deckel des Keifeld, oder in 
einem anderen Theile des Apparates, in welchen die Dämpfe frei und 
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ohne Abfperrung von dem Keffel communiciren, fo daß die Metallmis 
ſchung an diefem Orte, der Mittheilung der Temperatur der Dämpfe 
vollftändig ausgefegt fei, und die Schmelzung derfelben den Keffel for 
gleich öffne, am bequemften in der Nähe des Sicherheits : Ventils ein: 
gefegt. Zu diefem Behufe wird ein Fonifcher Zapfen von Meffing, 
Kupfer oder Eifen, in eine gleichfalls conifche Oeffnung des Deckels 
eingefchliffen, fo daß das fich verjüngende Ende desfelben nach der ins 
nern Seite des Keifeld geht. Diefer Zapfen ift von der untern und 
obern Seite conifch eingebohrt, fo, daß die verjüungten Ende der hob 
len Kegel in dem dritten Theile der Höhe des Zapfens zufammenftoßen, 
wie die Figur im Durchfchnitte zeigt, wo a. b. derjenige Theil ded Za—⸗ 
pfens ift, welcher fih an der äußern Seite, und e, d. derjenige, welz 
cher fih an der inneren Geite ded Deckels des Dampfkeſſels oder 
Dampfbehälters befindet; diefe doppelt Fegelförmige Höhlung des Za⸗ 
pfens wird nun mit der gehörigen Metallmifhung ausgegoffen. 

Die engere Deffnung des Zapfend, an welcher die beiden Kegel 
zufammenftoßen, muß einen ſolchen Durchmeifer haben, daß im Falle 
die Metallmifchung zum Schmelzen gebracht werden jollte, die Däm— 
pfe in hinreichender Menge entweichen fonnen; fie richtet fich nach der 
Größe der Dampffeffelfläche, die ſich zwiſchen Waller und euer be- 
findet, und Fann für eine Släche von 50 Quadratfuß etwa einen Zoll 
im Durchmeifer betragen; nachdem ber mit der Metallmifchung ver: 
fehene Zapfen in die Deffnung des Deckels eingefegt worden ift, wird 
er durch ein Quereifen, das in der Mitte mit einer Deffnung verfe: 
ben ift, damit die Metall:Tegirung unbedecft bleibe, überlegt, und 
durch ftarfe Schrauben gehörig befeftiget. 

Solche mit der Metall:Regirung verfehene Zapfen Eönnen einige 
im Vorrathe gehalten werden, damit bei einem etwa eingetretenen 
Falle der Schmelzung ohne viel Zeitverluft ein neuer eingefegt wer— 
den Fönne. 

Was die Anfertigung der Metallmifchung felbft betrifft, fo ent: 
halt nach den hierüber angeftellten Verſuchen die nachftehende Tafel 
die Verhältniffe der Mifchung für die verſchiedenen Erpanfivfräfte der 
Dämpfe, und der ihnen zugehörigen QTemperaturen, fo weit fie in der 
hier Statt findenden Beziehung zur Anwendung kommen dürften. 

Es ift zu bemerken, daß die zur Mifchung Eommenden Metalle 
möglichft rein genommen werden müffen. 
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Erpanfivfraft ber Metallmiſchung, welche bei biefer 


— — Temperatur, Zemperatur 


weiche zu diefer 
"Kemofpkite "| Gspanfiotraft @ewichtätheile von von 
12 Pfund auf den gehört, Ar. 





Quabratzoll, Wismuth. | Blei. | 3inn, 
 Susbrane, | Mina | wi | aim. | 

+ 89° 8 8 4 

1 96° 8 8 7 

14 101° 8 9 8 

2 106° 8 11 8 

21 110° 8 13 8 

3 114° 8 16 14 

34 117° 8 18 18 

4 120° 8 16 20 

44 123° 8 22 24 

5 125° 8 21 24 

5+ 127° 8 32 34 

6 129° 8 32 38 

7 133° 8 33 30 

8 138° 8 30 24 

9 142° — 4 10 

10 1460 — 8 25 


308. Hoffanzlei = Decret vom 6. Mai 1837, 3. 8258, an 
fämmtl. Länderftellen 5 n. 8. Reggs. Ber. vom 20. Mai 1837, 
3. 28,460, an die kak. K. Aemter und die Dir. des k.k. polytechn. 
Inftitutes; ob der Enns'ſches Reggs. Eirc. vom 19. Juni 1837, 
3. 13.4215 fteiermärfifhe Gub. Gurr. vom 23. Mai 1837, 
3. 8382; tirolifche Gub. Ber, vom 14. Juni 1837, 3. 11,315 5 
Ber. des Gub. in Laibach vom 1. Juni 1837, 3. 11,997; 
böhmifche Gub. Ver. vom 23. Mai.1837, 3. 23,993 5 galizie 
fhe Sub. Ber. vom 6. Suni 1837, 3. 32,325. 
(Allg. polit. und Prov. Gefegfammf. vem Zahre 1837 für Nieder» 


Defterr., Ober- DOefterr., Steiermarf , Tirol, Krain und Kärnthen, 
Mähren, Böhmen und Galizien.) 


An dem $. 4 des in Gemäßheit der allerhöchſten Entſchließung 
vom 26. Mär; 1831 (207), bekannt gemachten Circulares über 
die Sicherheitämaniregeln gegen die Gefahr der Erplofionen bei Dampf: 
mafchinen ift vorgefchrieben: daß fowehl der Hebelarm des Sicherheits: 
ſVentils, als auch das Gewicht felbft bei der Unterfuchung der Ma: 
cine von der Unterfuchungs « Commilfion mit einem Stempel zu ver 
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ſehen, und der Hebelarm des Sicherheits - Wentils fo einzurichten fei, 
dafi das an demfelben hängende Gewicht wohl näher gegen das Hypo⸗ 
mechlium gerückt, aber nicht weiter davon entfernt werden Fann, als 
der höchften Belaſtung zugehört. 

Das k. k. polytechnifche Inftitut zu Wien hat jedech bei Gelegen- 
heit einer Dampffeifel » Unterfuchung aufmerffam gemacht, daß diefe 
Vorſichtsmaßregel durch die Streckung des Hebelarmes fehr leicht uns 
wirffam gemacht werden Fonne, ohne daß hierbei der angebrachte Stem- 
pel verlegt werde. 

Um nun diefer Umgehung der Vorfchrift vorzubeugen, wird ver: 
erdnet, daß nebft der Stemplung des Hebelarınes des Sicherheits: 
Ventils und des an demfelben hängenden Gewichtd bei den Dampf- 
mafchinen auch noch die Dimenfionen des Hebels, und zwar vom Hy: 
pomochlium bis zu jenem Puncte, mit welchem der Hebel auf das ©i: 
cherheits⸗ Ventil drückt, dann vom Hypomochlium bis zum Aufhäng- 
puncte des gehörig adjuftirten Gewichts zu verzeichnen, und in die 
zum Gebrauche der Dampfınafchine ausjufertigende Bewilligung zur 
unverbrüchlihen Richtſchnur aufzunehmen feien. 


309. Hoffanzlei: Decret vom 31. Auguft 1844, 3. 37,871; 
n. d. Reggs. Circ. vom 17. Oct. 1844, 3. 58,712. 


Mit allerhöchiter Entfchliefung vom 25. November 1843 find 
nachfolgende Beftimmungen als Sicherheits » Mafßregeln gegen die Ge: 
fahr der Erplofionen bei Dampffeffeln aller Art feftgefegt worden: 


$. 1. 


Bevor ein Dampfkeſſel, es fei für eine ftehende Dampfmafchine 
von hohem oder niederem Drucde, ein Dampfbeot, ein Locomotiv 
für Eiſenbahnen, oder für was immer für einen Zweit überhaupt be« 
fimmt, angewendet werden darf, hat der betreffende Mechanifer, 
Verfertiger oder Eigenthümer, für welchen der Keffel beftimmt ift, 
und zwar noch bevar derfelbe eingemauert, mit einem Mantel oder eis 
ner Hülle umgeben wird, bei der Landesſtelle die gefegliche Keffelprobe 
nachzuſuchen, welche in der Hauptitadt felbft und in deren Umgebungen 
bis auf eine Entfernung von fechs Meilen durch das beftehende F. E. poly: 
technifche Inftitut, bei Entfernungen über fechs Meilen von der Haupt⸗ 
ftadt aber, und in jenen Hauptftädten, wo noch Eein F. k. polytechni- 
fches Snftitut befteht, durch die F. F. Baudirectionen mit Beiziehung 
der einfchlägigen öffentlichen Lehranftalten oder wiffenfchaftlihen Inſti— 
tute vorzunehmen iſt. 


$. 2. 


Die Probirung der Dampffeifel von jeder Form und Gonftrucz 
tions = Art, mit einziger Ausnahme der Rocomotivs Keffel für Eifen- 
bahnen, wird mittelft Einpumpen von Waller auf das Dreifade 
jenes Druckes, welchen beim Gebrauche der Dampf im Keffel im hödh« 
ften Falle über den Luftdruck annehmen fol, vorgenommen. 
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Dabei wird ber Drud einer Atmofphäre mit 123 Pfund auf den 
Quadratzoll (Wiener Maß und Gewicht) in Rechnung gebracht. 


$. 3. 


Die Locomotiv = Keffel für Eifenbahnen werben auf diefelbe Art, 
jeboh nur auf dem Zweifachen des im vorigen Paragraphe ge- 
nannten Druckes probirt. 

Die nähern Erläuterungen diefer beiden Paragraphe find in der 
beiliegenden Inftruction enthalten. 


$. 4. 


Die Sicherheits : Ventile dürfen alfo beim Gebrauche des Keffels 
höchſtens nur mit dem dritten Theil, und bei einem Locomotivs 
Keffel mit der Hälfte jenes Gewichtes belaftet werden, bei wel: 
chen der Keffel probirt wurde; dabei muß, wenn ein Xentil nicht un: 
mittelbar, ſondern mittelft eines Hebels, an weldhem ein Gewicht 
bängt, niedergedrückt wird, dieſes Aufhänggewicht für den äufierften 
Punct des Hebeld, wehin dasfelbe noch gefchoben werden Fann, be- 
rechnet fein. 

Bei Locomotir⸗ und folhen Keifeln, bei welchen anftatt des Aufs 
hänggewichtes eine Federwage angebracht ift, muß diefelbe fo einge: 
richtet werden, daß fie nicht über jenen Punct hinaus, welcher bei der 
Keffelprobe zum Grunde lag, gefpannt werden kann. 


$. 9. 


Jeder Dampffeffel muß mit zwei Sicherheits - Ventilen von 
gehöriger Größe, wovon das eine in einem Gehäufe eingefchleffen, 
das andere aber dem Mafchiniften oder Wärter des Keſſels leicht zu— 
gängig fein muß, und außerdem noch mit einem Queckjilber : Manome: 
ter mit oben offener Roͤhre verfehen fein. 

Die Inftruction enthält eine Tabelle über die in den einzelnen 
Fällen nöthige Größe der Sicherheitd » Ventile, fo wie auch eine An— 
weifung über eine zweckmäßige Sorm derfelben und des Manometers. 


$. 6. 


Jeder Dampffeffel muß, felbft wenn er mit dem gewöhnlichen 
Schwimmer oder den Probirhähnen verfehen wäre, noch aufierdem das 
bekannte Wafferglas, d. i. ein mit dem Innern des Keilels auf 
gehörige Weife communicirendes Glasrohr, auf die Art, wie es bei 
den Locometiv » Keffeln der Fall ift, eingerichtet befigen, durch wel- 
ches man den wahren Waiferftand im Keſſel jeden Augenblick leicht und 
fiher erfennen Fann. 


$. 7. 


Die nah Mafigabe der Keffel: Durchmeffer und der Spannung 
der zu erzeugenden Dämpfe nöthige Wand» oder Blechdicke, welche 
die aus Eifen: oder Aupferblech hergeftellten cylindrifhen Dampfkeſſel 


309. 331 


haben müffen, wenn fie jur Probirung zugelaffen werben wollen, ift 
aus der anliegenden Tabelle der Inftruction zu entnehmen. 


$. 8. 


tach vellendeter Keffelprobe (SS. 2 und 3) werden die Sicher: 
heitd = Ventile und Hebel, wo foldhe vorhanden, von ber Unterfus 
chungs » Sommilfion mit einem Stämpel verfehen, und die Dimenfio- 
nen derfelben fammt dem Gewichte der höchften Belaſtung der Ventile, 
welche beim Gebrauche des Keſſels Statt finden darf, fo wie nöthigen 
Falls auch noch jene Merfmale, welche die Zdentität des Keſſels jeder« 
zeit wieder erfennen laffen, der Qandesftelle angezeigt. 


$. 9. 


Die hierauf von Seite der Tandesftelle an die betreffende Partei 
hinausgegebene Bewilligung jur VBenügung des Dampfkeſſels, welche 
zugleich wiederhehlend die im vorigen Paragraphe erwähnten Dimen: 
fionen der Ventile und Hebel, fo wie dad Gewicht der höchften Be: 
laftung derfelben enthält, ift entweder im Original oder in einer be— 
glaubigten Abfchrift in der Mähe des Dampffeffeld an einem leicht in 
die Augen fallenden Ort unter Glas fo aufzubewahren, daf vor Als 
lem die Angabe diefer Dimenfionen und die Belaftung der Ventile 
(oder vorfommenden Falls die Spannung der Federwage) leicht ficht- 
bar ift. 


$. 10. 


Durch diefe vorläufige Probirung des Dampffeffels wird dem Ei— 
genthümer oder nach Umftänden Werfführer die WerantwortlichFeit für 
die fortwährende Tauglichkeit des Keffels Eeineswegs abgenommen, in— 
dem die erfte Probe nur zur Entdeckung folder Gebrechen, welche das 
Zerfpringen des Keffeld bei dem erften Gebrauche befürchten laffen, 
Feineswegs aber für die weitere Dauer beftimmt ift. 

Der Eigenthümer oder nach Umftänden auch der MWerfführer 
bleibt fonah für jede aus dem weitern Gebrauche des Dampfkeffels 
entftehende Gefahr ftreng verantwortlih, und er hat daher felbft die 
weitere Sorge (wie z. B. die rechtzeitige Reinigung desfelben vom ent: 
ftehenden Waſſerſteine u. dgl.) zu tragen, und fih nach Maßgabe der 
fortfchreitenden Abnügung von der ferneren Tauglichkeit und Gefahr: 
lofigkeit des Keifels fortwährend zu überzeugen, und bdenfelben bei 
Zeiten entweder ganz außer Gebrauch zu ſetzen, - oder die etwa nöthig 
gewordenen Ausbefferungen daran vornehmen, und wenn diefe größes 
rer Art wären, den Keffel neuerdings gefeglich probiren zu laffen. 


$. 11. 


Die bei der Aufftellung oder Einmauerung eines Dampfkeſſels in 
Seuerficherheitsrückfichten intervenirende Bau : Commiffion wird zugleich 
auch ihr Augenmerk darauf richten, daß die feitwärts anzubringenden 
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Feuerzüge nicht über, fondern noch einige Zolle unter das Niveau des 
normalen Waiferftandes des Keſſels zu liegen Fommen. 


$. 12. 


Von dieſer im $. 2 vorgefchriebenen Probe, fo wie den übrigen 
darauf bezüglichen Vorfchriften find nur die Eleinern Dampf- Apparate 
in chemifchen und pharmaceutifchen Laboratorien, welche jedoch eben 
fowohl wie die Papinfchen Töpfe mit einem Sicherheits-Ventil 
verfehen, und von dem DBerfertiger zur eigenen Sicherheit gehörig pro= 
birt fein müſſen, ausgenommen. 


$. 13. 


Die Anwendung gußeiferner Dampffeffel oder Siederöhren 
ift unter Feiner Form und Bedingung geftattet. 


$. 14. 


Jeder Mafchinift, Cocomotiv » Führer, Gehilfe oder Heizer einer 
Dampfmafchine oder eines Dampfkeffels, welchem vorzugsweife die 
Bedienung oder Ueberwachung der Mafchine oder des Keſſels anver- 
traut wird, ift gehalten, vorher in einer Mafchinen - Werfftätte die 
Bauart von Mafchinen, insbefondere von Dampfmafchinen, vollfom- 
men fich eigen gemacht, durch längere Zeit bei einer mit Dampfma- 
fhinen arbeitenden Fabrif, einer Locomotiv : Eifenbahn oder auf einem 
Dampfſchiffe ald Mafchinenheizer gedient, fich die practifchen Kennt: 
niffe zur Beforgung einer Dampfmaſchine dafelbft angeeignet, fich hier: 
über bei einer öffentlihen inländifhen techniſchen Lehr: 
anftalt einer ftrengen Prüfung unterzogen, und ein in jeder Bezie— 
bung befriedigendes Zeugnis erlangt zu haben. 


$. 15. 


Derjenige, welcher 

a) die angeordnete Anzeige vor dem Gebrauche eines Dampfkeffels zur 
vorläufigen Unterfuhung unterläßt, 

b) vor erfolgter Unterfuchung den Keifel benügt, 

ce) den bei der Unterfuchung nicht für ficher erklärten Keffel gleichwohl 
anwendet, 

d) einem Mafchiniften, Locomotiv - Führer oder Wärter die Bedie—⸗ 
nung der Dampfmaſchine oder des Dampfkeffeld, felbft wenn 
keine Mafchine damit in Verbindung fteht, überläßt, welcher fich 
nicht mit dem im vorhergehenden $. 14 vorgefchriebenen Zeugniife 
über feine Befähigung zu diefem Dienfte ausweifen kann, 

e) das Sicherheits : Ventil mehr belaftet, ald bei der Keffelprobe bes 
flimmt wurde, und in der Sonceffion angegeben ift, 

f) den Hebel, im Balle ein folcher für ein Sicherheits = Ventil vor⸗ 
handen, verlängert oder fonft verändert, ohne davon eine Anzeige 
zu maden, und endlid) 

&) fih überhaupt was immer für eine Handlung oder Unterlaffung 
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zu Schulden Fommen läßt, wodurch bei dem Gebrauche des Kef: 
feld Gefahr für die Förperliche Sicherheit entftehen kann, macht 
fich einer fehweren Polizei » Uebertretung fehuldig, und wird nad 
den beftehenden Vorfchriften des II. Iheild des Strafgefeges be= 
handelt werden. 


Snftruction 


für die mit dem Circulare vom 17. October 1844, Nr. 58,712, 
gefeglich vorgefchriebene Probirung der Dampffeffel aller Art. 


Sobald der Verfertiger oder nach Umftänden der Eigenthümer 
des zu probirenden Dampfkeſſels der betreffenden Commiſſion oder dem 
mit der Keifelprobe beauftragten Beamten die größte Spannung des 
Dampfes, welde diefer im Keffel annehmen foll, angegeben, und 
diefe fih von der diefer Spannung entfprechenden Dicke des Keſſelble— 
ches (wenn der Keffel nämlich cylindrifch iſt) und der Größe der beis 
den Sicherheits = Ventile nach den beigefügten Tabellen überzeugt hat, 
wird die Keffelprobe auf folgende Weife vorgenommen : 

Von dem einen der beiden Sicherheits » Ventile wird die mit dem 
Dampfe in Berührung kommende Kreisfläche genau gemeſſen, und 
darnach die, der declarirten, oder wenn diefe für die vorhandene Blei— 
die zu hoch wäre, die, diefer Bleidicke des Keſſels entfprechenden 
— zukommende, unmittelbare Belaſtung dieſes Ventils 
erechnet. 

Nachdem nun dieſe berechnete Belaſtung mit Rückſicht auf das 


eigene Gewicht des Ventils für alle Dampfkeſſel, mit einziger Aus— 


+, 


nahme der Locomotiv- Keffel für Eifenbahnen nach der jegt üblichen 
Sonftructiond: Art, dreifah, für die eben genannten Locomotiv— 
Keflel jedoch nur zweifach genommen, und diefes Sicherheiti- Ventil 
damit belaftet, dagegen das zweite Ventil entweder überlaftet, oder 
ganz feft gemacht, ferner alle übrigen Deffnungen und Communicatio: 
nen des Kefleld gefchloffen werden, wird in den mit Waſſer bereits 
ganz voll gefüllten Keffel mit einer Druckpumpe, wofür in vielen Fäl: 
len auch eine Seuerfprige dienen Eann, durch eine der ohnehin vorhan: 
denen Deffnungen in den Keffel noch fo lange Waſſer eingepumpt, bis 
ed aus der jo belafteten Wentil» Deffnung ringsherum ftrahlenförmig 
a anfängt, und die Strahlen dabei eine beinahe volle ring: 
förmige Wafferfläche bilden. 

Dei einem undichten Verſchluß des Ventils Fann ein einzelner 
MWaflerftrahl fchon lange, bevor das Wentil felbft noch gefcheben wird, 
an einer Stelle ausftrömen, was leicht zu Täuſchungen Anlaß geben 
Eönnte, wenn nicht die oben erwähnte Erfcheinung der fich bildenden 
vollen oder ftrahlenförmigen Ningfläche abgewartet würde. 

Den diefer bei der Probe angewandten Velaftung des Ventils 
dienet (immer mit Rückſicht auf das Wentil- Gewicht) der dritte 
Theil, und bei Locomotiv » Keffeln für Eifenbahnen die Hälfte als 
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normale oder höchſte Belaftung diefes Sicherheits » Ventil beim Ger 
brauche des Keffeld, fo wie auch während der auf diefelbe Weife vor- 
zunehmenden Prüfung des Quedfilber = Manometers (welches dem 
oben angezogenen Circulare zufolge nur bei den Locomotiv = Keffeln für 
Eifenbahnen fehlen darf), welde fefort vorgenommen werden muß, 
um fi von der richtigen Theilung der Scala desfelben zu überzeugen, 
oder eigentlih, um darauf jenen Punct zu marfiren, bis zu welchem 
das Quedjilber in der oben offenen ©lasröhre fteigt, wenn der 
Dampf im Keifel jene Spannung erreicht hat, welche der Keffelprobe 
jum Örunde gelegt wurde. 

Wirkt das VBelaftungsgewicht nicht unmittelbar, fondern mittelft 
eines Debels auf das erwähnte Sicherheit! » Ventil, fo muß das 
normale, für den Gebrauc des Keffeld geltende Aufhänggewicht nad) 
ftatifchen Gefegen auf den äuferften Punct des Hebel, weldyer noch 
als Aufhängepunct des Gewichtes dienen Fann, reducirt werden; dabei 
wird das, mit zu berückfichtigende, eigene Gewicht des Hebeld am 
einfachften und ficherften fammt der am Hypomochlion Statt findens 
den Reibung in Rechnung gebracht, indem man, während der Hebel 
ganz fo wie beim wirklichen Gebrauche eingehängt ift, unterfucht, wel: 
den Druck (bei horizontaler Lage des Hebels) der ald Aufhängepunct 
des Gewichtes dienende Endpunct desfelben auf eine Wage ausübt. 

Iſt z. B. der zu probirende Keffel jur Erzeugung von Dämpfen 
beftimmt, deren Spannung zwei Atmofphären über den mittleren Luft— 
druck, alfo zweimal 12%, d. i. 25% Pfund auf den Quadratzoll 
(alles im Wiener Maß und Gewicht veritanden) über diefen Luftdrud 
betragen fol, und hat das genau gemeifene Ventil 3 Zoll geltenden 
Durchmeſſer, folglih 7.07 (7%A400) Quadratzoll Fläche, fo muß das— 
felbe beim Gebrauche des Keffeld mit 7.07 X 25%, d. i. mit 180% 0 
Pfund, oder wenn das Ventil etwa gerade Y%ıo Pfund wiegt, noch 
mit 180 Pfund unmittelbar belaftet werden. 

CB A Wäre dabei ein Hebel AC vorhanden, deifen Drehungspunct (Sy: 
* 17, pemedhlion) in C, Mittelpunct des Ventils (oder deffen Projection 
auf AC) in B und Aufhängepunct des Gewichtes in A ift, und wäre 
derfelbe z. ®. ſechsmal überfegt, d.h. wäre CB: CA=1:6, oder 
26; fo müßte, ohne Rückſicht auf das eigene Gewicht des He: 
bels, in A ein Gewicht von =, d. i. von 30 Pfund, oder wenn ber 


Hebel in A auf die Wage einen Druck von 1% Pfund ausübte, nur 
ein Gewicht von 30 — 1'%, d. i. von 28% Pfund aufgehängt, und 
zugleich bei diefem Gewichte auch das Quedfilber : Manometer geprüft 
werben. wi 

Da nun während der Keffelprobe das gedachte Sicherheits « Den- 
tif mit dreimal 180%A 0, d. i. mit 540% o Pfund, oder das eigene, 
im gegenwärtigen Beifpiele mit %ıo Pfund unmittelbar oder von 
einem im Aufhängepuncte A des Hebels anzuhängenden Gewichte von 
>= — 90,1, oder endlich mit Rückſicht auf das eigene Gewicht des 
Hebels von 90.1 — 1'%, nämlich von 88Yı0 Pfund (wobei es übris 
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gend, vom practifhen Gefichtspuncte aus betrachtet, auf einige Lothe 
mehr oder weniger eben nicht ankommt) niedergedrüdt werden muß; 
fo wird man bdiefed Gewicht auf den Punct A des Hebeld aufhängen, 
oder wenn Fein Hebel vorhanden, die obigen 540% o Pfund unmit: 
telbar auf das Ventil auflegen und dann weiters nach der oben ange— 
gebenen Weife verfahren. 

Nachdem fih die Prüfungs: Sommiffion auch noch von der rich: 
tigen Belaftung des zweiten Sicherheits» Ventild überzeugt, oder dies 
felbe allenfalls auch berichtiget oder angegeben hat, werden die Wen: 
tile oder Hebel, im alle legtere vorhanden find, mit einem einzufchlas 
genden Stempel verfehen, und ihre Dimenfionen, fo wie auch die 
Aufhängegewichte, welche beim Gebrauche des Keſſels weder vermehrt, 
noch auch über den angegebenen Aufhängepunct A des Hebels hinaus: 
gerückt werden dürfen (das Gegentheil darf natürlich immer Statt fins 
den), in dem an bie betreffende Behörde zu erftattenden Berichte ge» 
nau angegeben. Nur jene Hebel, welche mandyes Mal angebracht wer« 
den, um die Belaftung der &icherheits - Ventile zu erleidtern, 
Eönnen von der Angabe der Dimenfionen und der Stämplung ausge— 
nommen werden, wenn fie während der Keffelprobe nicht eingehängt 
oder in Thätigkeit waren. 

Sollte ein Sicherheiti - Ventil nicht bleß durch einen einfachen 
Hebel niedergedrückt werden, fondern find zu diefem Zwecke mehrere 
oder fogenannte zufammengefegte Hebel vorhanden, fo wird die 
Rechnung und Neduction des Aufhängegewichted auf den Mittelpunct 
des Ventils mit Nückfiht auf die Hebelgewichte felbft auf eine ganz 
ähnliche Weiſe, wie bei dem einfachen Hebel erklärt wurde, vorge: 
nommen. 

Wird aber der Hebel, wie bei Locomotiv-Keſſeln, anftatt durch 
ein Gewicht von einer Federnwage (Springbalance) niedergezogen, 
fo muß nach vollendeter Keffelprobe die hoͤchſte Spannung, welde diefe 
Gederwage beim Gebrauche des Keifels erhalten darf, bezeichnet, und 
in dem erwähnten Berichte oder Protofelle ebenfalls mit angegeben 
werden. 

Endlich hat ſich die mit der Keffelprobe beauftragte Commiſſion 
überhaupt von dem Vorhandenfein aller in dem betreffenden Circulare 
geforderten Bedingungen zu überzeugen, und die etwa noch nöthigen 
Aenderungen oder Hinzufügungen, welche noch vor dem Gebrauche des 
Keſſels vorgeſchrieben find, ſogleich anzuzeigen, oder auch nach Ums 
ſtänden ſelbſt zu veranlaſſen. Was dabei insbeſondere die Sicherheitd- 
Ventile anbelangt, ſo müſſen ſich dieſe leicht und weit genug öffnen 
konnen, um dem Dampfe einen freien und ungehinderten Abzug zu 
geftatten; auch foll, des font möglichen Werleimensd wegen, ihre Bes 
rührungsflähe mit dem Ventil: &ige fo Elein oder ſchmal als möglich 
fein; außerdem muß das im Gehäufe eingefchloffene Ventil, welches 
fehr zweckmäßig (um jede Ueberlaftung unmöglich zu machen) nach der 
angehängten Zeichnung beſchaffen fein Fann, fo eingerichtet fein, daß 
es von Außen gehoben oder gelüftet werden Fann, um fi von Zeit 
zu Zeit von dem freien Spiele desfelben überzeugen zu Eonnen, 
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Franzöfifches Neglement. 


Blechdicke in Wiener Linien (Zehntel ven Finien) für eplindrifche 
Keifel, deren Durchmeifer in Wiener Zellen dagegen die höchſte 
abjolute Dampffpannung im Keifel in Atmoſphären (A 12% Pfund 


pr. Wiener Quadratzoll) gegeben find. 
| Keffel: 
| urchmeſſer 


in 2. | 3, | 4. | 5. | 6. | 7. | 8. 
Wiener — 
Zollen. 









Abfolnte Dampfipannung in Atmoſphären. 











Wiener Linien. 












18 l2e2 12629133371 4 
18 | 22 | 27 | sılse hof 44 
18 | 23 28 las|asl|as| As 
19 | 2a fl 29 135140451541 
19 125 | 3ıl a7 Jaelas| 54 
20 | 26 | 32 | 38 Ja si | 57 
20 | 27 13314047 15316ꝛ6 
20 | 28 | 35 ae Jasiscl| 63 
21 129 | 36 aa sı ls 66 
22 | 29 | 37 a5 | ss | 6ı I 69 
22 I soj| 39 lar iss iIeul re 
22 | sı | solasisslecl| 75 
23 1 32 | sılsıleoileel| Ts 
23 | a3 aa lseleaire2i| si 
21 1 34 | aa lsulsalrıi 84 
»ı 135 | a5 Is lee I 77 | 88 
25 1 a6 | a7 I ss les sol 9 
25137 | aslselrıls2 | 94 
26137 | as |eıilraliss| 97 | 
26 138 | 5ı | 63 | 75 | 88 | 100 
26139 | 52 | 65 | 77 | 0 | 103 
27 | a0 | 53 | 66 | 80 : 93 | 106 





NB. Die Erfahrung lehrt übrigens, daß man mit dem Durd- 
meſſer des Keffeld und der Spannung des Dampfes nicht fo weit ge: 
ben fell, daß die erforderliche Blechdicke 6% Linie überfchreitet; da 
die aus zu dickem Bleche (deren gute Veichaffenheit ohnehin niemals 
fo verläßlich als bei dünnen Blechen ift) hergeftellten Keifel unter der 
Einwirfung des Feuers zu leicht Schaden leiden, 
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Durchmeſſer 


in Wiener Zollen (Zehntel von Zollen) für die Sicherheits » Ventile, 

wenn die höchſte im Keffel Statt findende Dampffpannung in Atmo« 

fphären (a 12% Pfund pr. Wiener QAuadratzoll) und die ai 
des Keilels in Wiener Quadratfchuhen gegeben ift. 


Abfolute Dampffpannung in Atmofphären ausgebrüdt: 
Heigfläde f pffpannung Pb 8 
in —mm7 7 77 1 Tr 
Wiener 14 | 2 >] 3 >» | 4 er] 5  [a|e 6 
Quadrat⸗ 


* Durchmeſſer der Ventile in Wiener Zollen. 
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Ausdehnung diefer Vorſchriften auch auf jene Dampfteffel, welche 
zu chemiſchen und mechanifhen Zmeden verwendet werben. 


310. Hoffanzleidecret vom 16. Mai 1841, 3. 15,390, an 
fämmtl, Länderftellen; n. 6. Reggs. Circ. vom 4. Juni 1841, 
3. 30,326 ; fleiermärfifche Gub, Curr. vom 11. Juni 1841, 
3. 9660; Laibacher Gub, Ber. vom 19. Zuni 1841, 3. 14,357; 
mährifchfchlefifhe Gub. Ver. vom 5. Zuni 1841, 3. 22,434; 
böhmifche Gub. Ver. vom 4. Juni 1841, 3. 29,186 ; galizifche 
Sub, Kundmahung vom 18. Juni 1841, 3. 38,833. 


(Allg. polit. dann Prov. Geſetzſamml. vom 3. 1841 für Niederöfterr., 
Steiermark, Arain, Mähren, Böhmen und Galizien.) 


Seine F. k. Majeftät haben laut hohen Hofkanzlei⸗Decretes vom 
16. v. M., 3. 15,390, mit allerhöchfter Entſchließung vom 11. v. M. 
zu beftimmen geruhet, daß die mit dem NegierungssCirculare vom 
20. April 1831 (30 7.) vorgefchriebenen Sicherheitsmaßregeln ge— 
gen die Gefahr der Erplofienen bei Dampfmaſchinen Fünftig auf alle 
Dampfkeſſel, fie mögen zur Erzeugung von Dämpfen, ald bewegende 
Triebfraft, oder für andere induitrielle Zwecke benügt werden, anzus 
wenden find. 

Es hat daher von der im $. 9 jener Anordnung gemachten Un: 
terfcheidung zwijchen den Dampf:Apparaten zu hemifchen und me: 
hanifchen Zwecken abzufommen. 

Ausgenommen von diefer Vorfchrift find nur die leineren Dampf: 
Apparate in chemiſchen und pharmaceutifchen Laboratorien und über- 
haupt alle Dampffeifel, bei welchen die gewöhnlihe Spannung des 
Dampfes nicht den vierten Theil einer Atmoſphäre beträgt. 

Die hiernach der Probe unterliegenden Dampfkeſſel dürfen erft 
dann eingemauert werden, wenn fie ämtlich unterfucht, und zum Ge— 
brauche anwendbar erklärt wurden. 


Ausdehnung diefer Vorfchriften auch auf jene Dampffeffel, weldye 
vor GErlaflung des Hofkanzlei» Decretes vom 16. Mai 1841 
(310) fih in Betrieb befanden. 


8311. HoffanzleisDecret vom 4. März 1842, 3. 58289; mäh— 
rifchefchlefifche Gub. Ver. vom 8. April 1842, 3. 11,208. 


(Prev. Geſetzſamml. für Mähren vom J. 1842.) 


In Folge der über hierortige Anfrage mit hohem Hofkanzlei: De: 
erete vom 4. März 1842, 3. 5823 herabgelangten Weifung wird im 
Nachhange des Gubernial-Circulares vom 5. Zuni 1841, 3. 22,434 
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(310) zur genauen Nachachtung befannt gemacht, daß die bier: 
mit angeordnete Probirung und Signirung der Dampfkeſſel nicht blos 
bei den new hergeftellten, fondern zur Hintanhaltung jeder Gefahr 
auch bei denjenigen Dampf-Apparaten, welcher Art immer, in Anwen⸗ 
dung zu bringen ift, welche ſich fhon vor der Erlaffung diefer er 
ftimmungen in Betrieb befunden haben, und noch dermal in ber Benü— 
gung ſich befinden, in fo ferne diefelben nicht unter die im Nachſatze 
der bezogenen hierortigen Cirkular-Verordnung ausdrücklich Ausgenom- 
menen gehören, und nicht ſchon vor ihrer Verwendung nad) der mit 
dem Gubernial:Circulare vom 28. November 1817, 3. 31,623 (293) 
Eundgemachten Beftimmungen des hohen Commerz⸗ Hofcommiſſions ⸗ Des 
creted vom 11. des nämlichen Monates und Zahres geprüft und ges 
fahrlos befunden wurden. 


Bei Dampfkefleln für Locomotive genügt die Probe auf den zwei— 
fachen höchſten Arbeitsdruck. 


312. Hofkanzlei-Decret vom 28, Dezember 1839, 3. 39,917; 

n. 6. Reggs. Ber, vom 24, Sänner 1840, 3: 2374, an die Dir. 

des k. k. politechnifchen Snftitutes, an die E. k. Pol. Ob, Dir. und 

die Dir. der Kaifer Ferdinand: Nord: und Wien: MRaaber Eifen: 
bahn. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1839.) 


Es genügt, daf die Dampfkefleln für Tocomotive, in fo lange 
nicht etwa eine neue von der jet bekannten wefentlich verfchiedene 
Conftructionsart eine Abänderung oder Modification nothiwendig macht, 
auf das Zweifache des höchften Arbeitsdrudes auf folgende Art 
probirt werden. 

1. Wenn von der betreffenden Eifenbahn-Direction oder in anderen 
Fällen von dem Eigenthümer des Locomotives die höchfte Dampfipans 
nung angegeben worden ift, welche jemals im Keffel Statt finden foll, 
müffen die vorhandenen zum Niederdrücken, oder gleichfam zur Bela— 
ftung der SicherheitssDentile dienenden Federn und Federwagen fo 
eingerichtet werden, daß fie mit Rückſicht auf den ohnehin vorhande: 
nen Druck der Atmoſphäre Eeinen diefes angegebene Marimum über: 
fteigenden Druck auf die Sicherheits: Ventile geftatten. 

Soll alfo z. B. der Dampf im Keifel beim Gebrauche der Loco: 
motive höchftens und niemald mehr als fünfzig Pfund über den ge— 
wöhnlichen Luftdruck auf jeden Quadratzoll betragen, fo dürfen auch 
die Sedern, welche entweder unmittelbar oder mittelft eines Hebels 
auf die Sicherheitd: Ventile drücken, Eeinen größeren Druck oder feine 
größere Spannung geftatten, als daß auf jeden Quadratzell des be: 
treffenden Ventils ein directer Druck von höchſtens fünfjig Pfund ent: 
any "gig ohnehin noch auferdem der Druck der Atmoſphäre vorhan» 
en ift, 
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Bei der.auf die vorgefchriebene Weife vorzunehmenden Probe ift 
dann das eine Ventil zu befeftigen, dagegen das andere fo zu belaffen, 
daß ohne Rückſicht auf den Druck der Atmoſphäre für jeden Quadratzoll 
desfelben ein directer Druck von zweimal fünfzig oder von hundert 
Pfund entfällt. 

2. Bleibt der Eigenthümer oder die betreffende Eifenbahn-Direc- 
tion dafür firenge verantwortlich, daß weder in den bei der Probe vor: 
banden gemwefenen Hebeln, noch Sederwagen u. dgl. irgend eine Aen: 
derung vorgenommen werde, mwodurh es dem Maijchinenführer 
jedesmal möglich würde, den Dampf im Keſſel höher zu fpannen, als 
bei der Probe angegeben, und wofür die Keflelprobe vorgenommen 
wurde, = 

3. Eben fo wird es dem Eigenthümer oder der betreffenden Eifen: 
bahn-Direction zur Pfliht gemacht, als Mafchinenführer nur ſolche 
Individuen zu verwenden, welche nicht blos durch die hierzu nöthigen 
Kenntniffe, fondern auch durch ein folides, befonnened und Zutrauen 
erweckendes Betragen in jeder Beziehung völlige Beruhigung gewähren, 
fo wie fie auch firenge verpflichtet it, auf jeden Keſſel, befonders in 
Beziehung auf feine durch den längeren Gebraud erfolgte Abnugung 
ein wachlames Auge zu haben, und Alles aufjubieten, was zur 
Hintanhaltung ven Unglücksfällen, die aus einer durch fo lange fort: 
gefegten Gebrauch entitehenden Beſchädigung oder Schwächung des 
Keifels veranlaft werden könnten, dienlich ift. 


313. HoffanzleiDecret vom 28. Februar 1840, 3. 4696, an 
ſämmtl. Zänderftellen ; n ö. Reggs. Ver, vom 22. Mär; 1840, 
3. 15,652, an die Dir. des k.k. politechrifchen Inſtitutes, an die 
k. k. Pol, Ob. Dir, und die Dir. der Kaifer Ferdinands:Norbbahn, 
dann der Wien-Raaber Eifenbahn ; ob der Enns’fche Reggs. Ver. 
vom 2. April 1840, 3. 7868; fteiermärfifhe Gub, Ver, von 
25. März; 1840, 3. 132435 tirol’fche Gub. Ver, vom 26. März 
1840, 3. 6765; Ber. des Laibacher Gub. vom 2, April 1840, 
3. 6685 ; mährifch=fchlefifche Gub, Ber. vom 18. März 1840, 
3. 10,764 5 Ver. des böhmifchen Gub. vom 28. Mär; 1840, 
3. 15,006; Ber. des galiziihen Gub. vom 24. April 1840, 
3: 18,993. 
(Ag. polit. dann Prev. Öefegfamml. vom 3. 1840 für Niederöfterr., 


Oberöjterr., Steiermarf , Tirol, Krain und Kärnten, Mähren, Böh— 
men und Galizien.) 


Seine F. f. Majeſtät haben mit allerhöchfter Entfchliefung vem 
8. Februar 1840 die Herabfegung des bei den Proben der Locemo— 
tiv Dampffeflel, in Folge der mit Hofkanzlei:Decret vom 30. März 
1831 (307) befannt gemachten allgemeinen Morfchriften zur Vers 
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hütung der Gefahren bei Anwendung der Dampfmaſchinen bisher 
gleichfalls angewandten dreifachen Druckes auf eine zweifache Bela— 
ftung unter folgenden Vorfihtömafregeln allergnädigft zu genehmigen 
gerubet: " 

1. Nachdem von ber betreffenden en Direction oder von den 
Eigenthümern der Rocomotive die höchite Dampffpannung angegeben 
worden ift, welche jedesmal im Keffel Statt finden foll, müffen die vors 
handenen , zum Niederdrücken oder gleihfam zur Belaſtung der Si— 
cherheits: Ventile dienenden Federn und Federwagen fo eingerichtet wer: 
den, daß fie mit Rückſicht auf den ohnehin vorhandenen Druck der 
Atmofphäre Feinen diefes Marimum überfteigenden Druck auf die Si— 
cherheits: Ventile neftatten. 

Soll alfo z. B. der Dampf im Keffel beim Gebrauche der Loco⸗ 
motive höchſtens und niemals mehr als 50 Pfund über den gewöhnli⸗ 
chen Luftdruck auf jeden Quadratzoll betragen, fo dürfen audy die fer 
dern, welche entweder unmittelbar oder mittelft eined Hebels auf die 
Sicyerheits: Ventile drücken, feinen größeren Druck oder Feine größere 
Spannung geftatten, ald daß auf jeden Quadratzoll des betreffenden 
Ventils ein directer Druck von höchſtens 50 Pfund entfällt, indem ohner 
hin noch auferdem der Druck der Atmofphäre vorhanden ilt. 

Bei der auf die vorgefchriebene Weife vorzunehmenden Probe ift 
dann das eine Ventil zu befeftigen , dagegen das andere fo zu belajfen, 
daß ohne Rückſicht auf den Druck der Atmofphäre für jeden Quadrat: 
zoll ein Druck von zweimal 50 oder von 100 Pfund entfällt. 

2. Bleibt der Eigenthümer oder die betreffende Eifenbahn-Direcr 
tion dafür ftrenge verantwortlich, daß weder in den bei der Probe vor: 
handen gewejenen Hebeln noch Federwagen u, dal. irgend eine Aende- 
rung vorgenommen werde, wodurd) es dem Mafchinenführer jemals 
möglich werde, den Dampf im Keffel höher zu ſpannen, als bei der 
Probe angegeben und wofür die Keifelprobe vorgenommen "wurde. 

3. Eben fo wird ed den Eigenthümern oder der betreffenden Eis 
fenbahn-Direction zur Pflicht gemacht, ald Mafchinenführer nur ſolche 
Andividuen zu verwenden, welche nicht blos durch die hierzu nöthigen 
Kenntniffe, fondern auch durch ein folides, befonnenes und Zutrauen 
erweckended Betragen in jeder Hinficht volle Beruhigung gewähren, 
fo wie fie auch ftreng verpflichtet ift, auf jeden Keſſel, befonders in 
Beziehung auf feine durch den längeren Gebrauch erfolgte Benügung 
ein wachfames Auge zu haben, und ‚Alles aufzubieten, was jur Hintan⸗ 
haltung von Ungludsfällen, die aus einer durch zu lange fortgefegten 
Gebrauch erfolgten Befchädigung oder Schwächung des Keſſels möglis 
cherweife entjtehen koͤnnten, beizutragen vermag *). 


(Siehe auch 309.) 


ee ee Ze 


*) In Beziehung auf diefe beiden beinahe gleichlautenden Erläſſe bemerke 
ich, daß die erftere (WM®) von der vereinigten Hofkanzlei proviſoriſch 
— und hierüber bie höchſte Schlußfaſſung (WBAB) eingeholt wor⸗ 
ben Sei. 
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IV. VBorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlider 

Verlegungen bei dem Eifenbahbnbetrieb mittelft 

Dampflraft, jedoh abgefehen von der Gefahr der 
Erplofionen der Dampffeffel. 


a) In Beziehung auf das Betreten der Eifenbahn, die Ab- 
ſperrung der zu derfelben führenden Wege und Straßen, und 
die Defhädigung der Schienen. 


314. Niederöfterreihifche Negierungs:BVerordnung vom 23. Des 
zember 1838,3: 69,196, an das kak. K. Amt V. U. M. B., die 
k. 8. Pol. Ob. Dir, und die Dir, der Kaifer Ferdinands-Nordbahn. 


(Prov. Sefegfamml. für Niederöfterr. vom J. 1838.) 


Um allen Unglüdsfällen, fo weit es in dem Bereiche der Mög- 
lichkeit liegt, zu begegnen, welche als Folgen des Muthwillens, des 
Leichtfinnes oder felbft der Böswilligkeit diejenigen treffen Eönnten, wel: 
he die Eifenbahn zu Fahrten benügen oder in der Mähe der Eifen- 
bahn fi befinden, und die Gefahren, die eine von ihnen began- 
gene Unverfichtigfeit herbeizuführen im &tande ift, nicht gehörig beur- 
theilen Fönnen, werden nachftehende Vorſichtsmaßregelin vorgezeichnet:: 

1. Sind auf allen Puncten, wo die Eifenbahn durch Fahrwege 
burchfehnitten wird, auf Koften der Gefellfhaft Warnungstafeln des 
Inhaltes aufzuftellen, daß der gefchloffene Schranfen bei firengfter 
Strafe nicht gewaltfam geöffnet und daß weiters, fobald von dem Füh— 
rer ded Wagenzuges durch Pfeifen das Zeichen gegeben wird, daß fel- 
ber dem Uebergangspuncte ſich nähere, daß fomit der Uebergang ge: 
fährlich fei, weder Menfchen, noch Fuhrwerke, noch Vieh die Bahn 
betreten, noch hinüber gehen, oder getrieben werden dürfe, in fo lans 
ge nicht, bis der Magenzug vorüber ift. 

Denjenigen, welche diefe Warnung nicht achtend, derfelben Feine 
Folge leiften follten, find Geld: oder Arreftftrafen anzudrohen und ges 
gen die Uebertreter mit aller Strenge auch zu verhängen. 

2. Sind auf geeigneten Puncten weitere Warnungstafeln des In: 
haltes aufzuftellen, daß diejenigen, welche fih aus Muthmwillen und 
Leichtfinn, oder aus Bosheit Handlungen zu unternehmen erlauben 
würden, welche die perfönliche Sicherheit der Neilenden, oder das Ci: 
genthum der Gefellichaft durch Beſchädigung der Eifenbahn und der 
dazu gehörigen Theile gefährden , oder überhaupt die Sicherheit der 
Dampffahrt bedrohen Fönnten, für ſträflich erklärt und die Schuld— 
tragenden zur firengen Ahndung mit Rückſicht auf den Grad des Muth: 
willens oder der Vosheit würden gezogen werden. 

Auf diefe Tafel ift zugleich auch das Werbot, die Bahn zu bes 
treten, aufzunehmen. 

Damit der Inhalt und Zweck diefer Warnungstafeln zur öffent: 
Fa Kenntnis gelange, und feine Wirfung nicht verfehle, wird an- 
geordnet 
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3. In den der Eifenbahn zunächſt gelegenen ortsobrigkeitlichen 
Bezirken, Gemeinden und Ortfchaften unter gehöriger Velehrung der 
Bewohner von den Machtheilen, welche durch das unzeitige Betre— 
ten der Bahn, oder durch andere auf felbe unternommen werdende 
muthwillige oder leichtfinnige Handlungen den Einzelnen und dem 
Allgemeinen zugehen Fonnen , öffentlich befannt zu machen, daß diefe 
Warnungstafeln auf hierortigen Befehl aufgeftellt werden, und daf 
gegen diejenigen, die gegen den Inhalt fich vergehen follten, mit der 
größten Strenge werde verfahren werden. 

Insbeſondere ift die Jugend auf die traurigen Folgen aufmerkſam 
zu machen, weil fie am erften aus Unüberlegtheit oder aus Muthwil- 
len geneigt fein Fönnte, fich einer Gefahr durch Handlungen auszuſe— 
gen , deren Wirfung fie nicht Fennen oder nicht zu beurtheilen vermag. 

4. Iſt den Ortsobrigfeiten aufzutragen, die den Beftimmungen 
ad 1 und 2 Entgegenhandelnden mit aller Strenge und ohne Scho— 
nung zu beftrafen, weil nur confequente Strenge zum Zweck führen 
fann, | und für die Zufunft abzufchrecfen geeignet ift. 

Damit aber die Ortsobrigkeiten mit den Obliegenheiten der Bahn 
wächter bekannt feien, wird es nothwendig, daß von Seite der Direc- 
tion der Mordbahngefellihaft, dem E. E. Kreisamte V. U. M. DB. von 
der diesfälligen Anftructien eine angemeffene Anzahl Exemplare mitge: 
theilt werden. Diefe nftructionen hat das E. F. Kreisamt den Orts: 
obrigfeiten zu dem Ende hinauszugeben, damit felbe hieraus nicht nur 
die Leberzeugung ſchöpfen, daß die erwähnte Direction alle ihr zu Ge: 
bote ftehenden Mittel angewendet hat, um Unglücsfällen zu begeg— 
nen, fondern damit fie auch in die Rage gefegt werden, durch Kennts 
nißnahme von den Obliegenheiten der Bahnwächter, deren Aufmerf: 
famfeit und Thätigfeit manche Unglücksfälle abwenden kann, dieſelben 
in ibren Verpflichtungen genau zu überwachen, und die geringfte Un— 
terlaffung zur Kenntniß der Direction zu bringen. 

Uebrigens wird das F. f. Kreisamt V. U. M. B. auch noch ange: 
wiefen, den zur Sprache gefommenen Mifbraud, nach welchen die 
berrfchaftlihen Züger mit Erlaubniffcheinen ihrer Ortsobrigkeiten die 
Eifenbahn zu allen Zeiten betreten zu dürfen berechtigt wurden, fogleich 
abzuftellen, und dieſes herrſchaftliche Dienftperfonale dem Befolge der 
alfgemeinen Anordnungen zu unterwerfen, nachdem mit Rückſicht auf 
den Zweck der lesteren eine Ausnahme für fie weder nothwendig noch 


zufäffig erfcheine. 


313. HoffanzleisDecret vom 27. Februar 1843, 3. 6049; 

n. ö. Reggs. Ber. vom 3. März 1813, 3. 12,675 an bas k. k. 

K. Amt V. U. W. W. und V. UM. B. und die k. k. Pol, 
Ob. Dir. 

Da aus den Berichten der Nordbahn-Direction hervorgeht, daß 


die Beſchädigung der Fahrbahn häufiger vorkommt, insbeſondere daß 
die Schienen ausgekeilt werden, um die Keile zu entwenden, ſo habe 
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die Negierung durch die F. F. Kreisämter und die PoligeisOberdirec- 
tion die geſchärfte Wachſamkeit der betroffenen Local-Auffichtsbehörden 
auf derlei Frevler controlliren zu laffen, damit die Uebelthäter fogleich 
ergriffen und nach den beftehenden Vorfchriften beitraft werten. Nichts 
fenne in feinen Bolgen gefährlicher werden, als Lauigkeit und Gleich» 
gültigfeit der Ortsbehörden gegen ſolche Llebelthäter ; werden aber ftrens 
ge Aufſicht, allfogleiches Anhalten der Frevler und gefegliche Behand: 
lung derfelben nur in ein paar Fällen den Wahn zerftören, daß man 
gefahrlos und ungeftraft derlei Befchädigungen verüben Fonne, fo wird 
ohne neue firengere Gefege die volle Sicherheit für den Betrieb der 
Eifenbahnen erzielt werden. 


b) In Bezichung anf die Einhaltung von Bwifchenränmen 
zwifchen den einzelnen Fahrten, 


316. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 15. Aus 
auft 1839, 3. 41,802 an die k. k. Pol. Ob. Dir., das k. k. 
K. Amt V. U. M. B. und die Dir. der Kaifer Ferdinands-Nordbahn. 


(Prov. Gefesfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1839.) 


Um bis zum Erfcheinen eines foftematifch geordneten Eifenbahn- 
Polizei-Meglements, jene dringend nothwendigen Vorſichtsmaßregeln 
gleich in das Leben treten zu laſſen, welche fih auf der Grundlage der 
bisherigen Erfahrungen und Wahrnehmungen als unverfchieblich für die 
perfonliche Sicherheit der Reiſenden gezeigt haben, wird Nachftehendes 
angeordnet: 

4. Daß, wenn mehrere Wagen:Trains denfelben Tag nach ein: 
ander abgehen, der zweite Train immer eine halbe Stunde nach dem 
erften , der dritte eine halbe Stunde nach dem zweiten und fofort aus 
dem Bahnhof oder aus der Station abzugehen haben. 

2. Dafi, wenn ein Wagen:Train auf dem Stationsplage fteht, 
und ein zweiter erwartet wird, diefes dem Mafchinenführer in gehöri— 
ger Entfernung durch Aufftellung eines fihtbaren Zeichens (eine Fah⸗ 
ne) angedeutet werde, 

3. Daß dem Locomotive, auf welchem fich derzeit nur der Ma— 
fhinenführer und der Heizer befinden, noch eine dritte Perjon beige: 
geben werde, welche das Geficht gegen den Wagen:Train und den Con⸗ 
ducteur gerichtet halte. Endlich 

4. Daß auf den Stationd-Plägen die Wagen-Trains nicht läns 
ger daſelbſt geduldet werden, ald zur Verfehung des Trains mit Waf: 
fer und Kohlen nothwendig ift, und daß, wenn wegen eingetretenen 
zufälligen Umftänden ein längerer Aufenthalt unvermeidlich fein folite, 
der Wagenzug weiter vorwärts zu bringen ift, wofür der auf dem Sta⸗ 
tions: Plage befindliche Erpeditor verantwortlich gemacht wird. 


317. Hoffanzlei:Decret vom 24. September 1841. 3. 28,578 ; 
n, 8, Reggs. Ver, vom 14, Oct. 1841, 3. 55,123 an das E, f, 
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K. Amt V. U. W. W., die, k. Pol. Ob, Dir. und die Dir. 
der MWien:-Raaber:Eifenbahn. 


(Prev. Sefegfamml. für Niederöfterr. vom Sahre 1341.) 


Die k. k. vereinte Hoffanzlei hat unterm 24. September in Ber 
treff der Beftimmung des Zwifchenraumes zwifchen den einzelnen Bahr: 
ten auf der Wiener Naaber:Eifenbahn erinnert, daß die Geftattung, 
die einzelnen Magenzüge, chne einen Zwilchenraum zu beftimmen, fich 
folgen zu laffen, den Conducteuren zu viel Spielraum zu Ausreden laffen 
würde, wenn bei Dunkelheit , Schneegeftober und fo vielen anderen die 
Fernſicht hemmenden Umſtänden ein Unglück durch das Zufammen- 
fteßen des nachfolgenden mit dem vorausgegangenen Wagenzuge* ent: 
ftünde, eine Zeitbeftimmung werde in diefer Beziehung vorzüglich des— 
bald unerläßlich, damit bei dem MWorhandenfein erfterwähnter Kinder: 
nife der Ober-Conducteur hinreichende Zeit habe, die Warnungszeichen 
für den nachfolgenden Train aufzuftellen. 

An der practiihen Anwendung findet daher die k. k. Hoffanzlei 
als das Zeitausinaf, welches zwiichen der Abfendung der verfchiedenen 
Magenzüge auf der Wien-Raaber Eifenbahn jedesmal zu verlaufen hat, 
eine halbe Stunde dergeftalt feltzufegen, daß Fein fpäterer Wagenzug 
auf derfelben abgehen darf, bis nicht eine halbe Stunde feit dem Ab— 
gange des nächft vorhergegangenen Wagenzuges zum mindeften verftris 
chen ift. 


e) In Beziehung auf das Offenhalten der Wägen. 


318. Hoffanzlei» Decret vom 9. Juni 1842, 3. 17,780; 
n, ö. Reggs. Ver, vom 10. Juni 1842, 3. 34,610. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1842.) 


An Folge einer im Mittel liegenden allerhächiten Entfchliefung 
vom 7. d. M., welche mit dem hohen Doffanzlei-Decrete vom 9.d. Mi 
der k. k. niederöfterreichifchen Regierung befannt gegeben wurde, wer: 
den vor der Hand nachitehende, auf den Betrieb der Eifenbahnen Be- 
zug nehmende Mafregeln angeordnet: 

Erftens. Wird von nun an der Gebrauch von vierrädrigen Lo— 
comotiven unterfagt, daher den Eifenbahns®efellfchaften zur ftrengften 
Pflicht gemacht, blos Locomotive, die mit fechs Rädern verfehen find, 
in Anwendung zu bringen. 

Zweiteng Wird der Gebrauh von zwei fehsrädrigen 
Locomotiven an Einem Wagenzuge nur im Falle 
befonderer Terrains- oder Witterungs-Verhält— 
niffe geftattet. 

Drittens. Wird das Nachſchieben mit einem zwei— 
ten, rüdwärts an dem Wagenzuge angebradten 
Locomotive an allen Orten und zu jeder Zeit uns 
terfagt. 
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Viertens. Wird die Gefchwindigfeit der Fahrten auf Eifen- 
bahnen bei Perfonen: Wagenzugen auf vier Meilen, mit Aus— 
fhluß des Aufenthaltes in den Zwilchen: Stationen, und 
rückſichtlich fünf Meilen mit Einfhlufß diefes Aufent: 
haltes für die Stunde feftgeftellt. 

Bei Laftzügen wird die Gefchwindigfeit der Fahrt auf drei Mei: 
len für die Stunde beftimmt, 

Sünftens Um die auf der Eifenbahn Fahrenden bei einem 
eintretenden Unfalle in die Lage zu fegen, fich leicht felbft retten zu 
fonnen, ohne erft das Deffnen des Rerfchluffes abwarten zu dürfen, 
wie died 4. B. bei den Magen der dritten Claſſe der Fall iſt, ſo wird 
bei den Wagen der erſten und zweiten Claſſe eine Einrichtung ju tref: 
fen feyn, daß die Mitfahrenden den Verſchluß chne große Anftrengung 
zu befeitigen vermögen. 

Bis diefe Einrichtung bei den erwähnten Wagenclaffen in Wirk: 
ſamkeit tritt, wird angeordnet, felbe offen zu halten. 

Hierbei findet man aber die Warnung beizufügen, daß bei der 
Ankunft an dem Orte der Beftimmung, oder bei Aufenthalten während 
der Fahrt, die durch Hinderniſſe welch' immer einer Art herbeigeführt 
werden Fönnten, die Sorgfalt für die eigene Sicherheit und jener der 
Mitfabhrenden jedem Reiſenden die Beobachtung der Vorficht gebietet, 
den Wagen nicht früher zu verlaffen, als bis der Train ftill fteht, 
weil das Ausfteigen nur in diefem Falle ohne Gefahr Statt finden kann. 

Die aus der Nichtbeobachtung diefer Vorſicht entitehenden nad: 
theiligen Folgen hat jeder Neifende, fo fern fie ihn allein treffen, fich 
felbft zuzufchreiben, fo fern aber durch jene Unverfichtigfeit die gemein: 
fchaftlihe Sicherheit, oder jene einzelner Perfonen benachtheiliget wor— 
den wäre, wird er zur Verantwortung und Strafe nad) dem Straf: 
gefegbuche II. Theil gezogen ıwerden. 


319. Niederöfterreichifche Negierungd-VBerorbnung vom 23, Juni 

1842, 3. 36,665, an das ka & 8 Amt V. U. M. B. und 

V. U. W. W. und die Pol. Ob. Dir, dann an die Nord: und 
Süd:Bahn-Dir. 


(Prov. Gefegfamml. für Miederöfterr. vom 3. 1842.) 


Mit Rückſicht auf die Cirfular. Verordnung vom 10. Zuni d. J. 
(318), womit einige auf den fichern Betrieb der Fahrten auf Eis 
fenbahnen Bezug habenden Maßregel befannt gemacht wurden, findet 
man bei dem Umftande, daß, bis die Wägen zum Verſchließen in der 
ad Fünftens angeordneten Art eingerichtet find, die Wägen ber erften 
und zweiten Glaffe offen gehalten werden müffen, zur Vermeidung von 
Unglücsfällen anzuordnen, und zwar mit Nückfiht auf die Conſtruc— 
tionsart der Wägen der NaabersEifenbahn, daß während der Fahrt 
dad Hinaustreten auf die Plattform der Wägen, wodurch überdieß die 
Gonducteurs in ihren Verrichtungen beirret , und von der ihnen oblies 
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genden Aufmerkfamkeit abgezogen werden, auf das ftrengfte unter: 
fagt werde. 

Eben fo muß den Neifenden mit Rückſicht auf den Zweck des 
fünften Punktes des obigen Circulared unterfagt werden, die derzeit 
auch im Innern der Wägen zum Deffnen eingerichteten Wagenthüren 
während der Fahrt, aufer dem Falle eines eingetretenen Unfalls zu 
öffnen , weil durd eine derlei unvorfichtige oder muthwillige Handlung 
leicht ein Unglück herbeigeführt werden kann, das fonft vermieden wor« 
den wäre. , 

Bei der Nordbahn, wo die Gonftructionsart der Wägen eine an- 
dere ift, muß dageaen die Verfügung dahin getroffen werden, daß die 
Reiſenden bei gewöhnlichen ruhigen Bahrten, wo Eein Unfall eingetre- 
ten ift, die Wagenthüren während der Fahrt, fo lange als der Train nicht 
ganz ftill halt, nicht öffnen, und ſich während der Fahrt weder an 
noch auf die Wagenthüre lehnen, weil die Feder des Schloffes durch 
die rüttelnde Bewegung leicht nachgeben, dadurch die Wagenthüren 
fih von felbft öffnen, und der Neifende amd dem Wagen ftürgen und 
verunglücken Fonnte. 


320. Hoffanzlei:Decret vom 25. September 1843, 3.29,661; 
n. ö. Reggs Ber. vom 30. Sept. 1343, 3.55,405, an die Direction 
der Kaifer- Ferdinands:Norbbahn und die FF. Pol. Ob. Dir. 


Ueber den Hofrefurs der KaifersFerdinands:Nordbahn-Direction 
gegen die ihr aufgetragene Verfchliefungsart der Wägen I. und II. Claſſe 
findet die vereinigte Hoffanzlei zu enticheiden, daß in Gemäfiheit der 
allerhöchiten Entſchließung vem 7. Zuni 1842 (318) diefe Bahndis 
rection zu verhalten wäre, Lie Perfonenwägen fo herzuftellen, daß 
fie von innen geöffnet werden Fonnen, und daß nad dem, ſowohl 
von der Polizei: Ober» Direktion, ald auch von dem politechnilchen 
Anftitute zweckmäßig erfannten, von der k. E. Negierung beantragten 
Verſchluß-Modelle Nr. 2, ftatt eines Anopfes, eine flache Klinke an 
dem inneren Theile der Wagenfclöffer angebradht werden dürfe, wo: 
durch allen Abfichten der Bequemlichkeit und Sicherheit auf beruhigende 
Weiſe entfprochen wird. 


d) In Beziehung auf die Bahl der Meilen, welde in 
einer Stunde zurücgelegt werden darf. 
(Siehe 318.) 
e) In Beziehung auf das UNachſchieben mit der 
Socomotive. 
(Siehe 318.) 
321. Nieberöfterreichifche Negierungs- Verordnung vom 10, Zuli 
1841, 3.23,306, an bie k. k. Pol, Ob. Dir, und bie k.ak. K. 
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Aemter V. U. W. W. und B. U. M. B.; Note an dad Brünner 
Gubernium, 


Aus Anlaß des am 93. Dezember 1840 auf der Kaifer - Serdir 
nands-Merdbahn Statt gehabten Unfalls und der hierüber eingeleite- 
ten Unterfuchung, it hervorgefommen, daß der Betriebscommiſſär 
Schmid über einen auf den fichern Betrieb der Bahn fehr wefent- 
lich einwirkenden Umftand, nämlich daß ein Geleife auf der Bahn 
zwifchen Gänferndorf und Wagram verleget war, und unfahrbar ges 
macht wurde, in einer fo unvollftändigen Art unterrichtet worden ift, 
daß er in Zweifel fein Eonnte, ob die obere oder untere Bahn verlegt 
fei; es ift ebenfalld etwas befremdend, daß das Zufammenftofien der 
Mafchine Bucephalus und Saturn, wodurd die obere Bahn verleget 
wurde, fchon um halb 10 Uhr Morgens gefchah, und erft um halb 5 
Uhr der Hülfszug zur Freimachung der Bahn von Wien in Wagram 
eintraf, und daß die Anzeige über diefen Unfall erft um zwei Uhr 
Nachmittag nah Wien gelangte. 

Umftände, wo bei der Fahrt auf der Eifenbahn, wie in dem 
vorliegenden Falle, das Leben der Menſchen abhängt, müſſen mit der 
groößtmoͤglichſten Weftimmtheit dem Wetriebs.Commilfar angezeigt, und 
es muß auch getradhtet werden, die PDinderniffe auf der Bahn mög— 
licht ſchnell zu befeitigen. 

Es müſſen daher die Eifenbahn-Directionen angewielen werden, 
den Plag-Ingenieur zu beauftragen, alle wichtigen Ereigniffe auf der 
Bahn, verzüglid ſelche, welche die Befahrung gefährlich und bes 
denElih machen, mit möglichfter Befchleunigung und mit genauer An- 
gabe des Ortes, wo ſich das Hinderniß befindet, dem Betriebs-Com— 
miffar fchriftlich anzuzeigen, und auf den verfchiedenen Stationen 
auch folche Vorfehrungen zu treffen, damit die auf der Bahn befindlis 
chen Hindernijfe fogleich, und nicht erft nach vielen Stunden, mit Zuhüls 
fenahme von Hülfsmaſchinen und Arbeiter aus dem fehr entfernten 
Bahnhofe befeitiget werden können. 

Höchſt bedenklich, zumalen bei Nacht und Nebel ift es auch, wenn 
die Mafchine hinter den Tender und Wagenzug gebracht wird, und 
war vorzüglich defwegen, weil das Mahen des Tocemotives in diefer 
Stellung ſpäter, ald wenn es vorgelpannt it, wahrgenommen wird, 
fomit ein Zufammenftofen zweier Mafchinen mehr zu beforgen iſt. 

Es ift daher das rückwärtige Anbringen der Mafchine bei Nacht 
und Mebel ftrenge zu unterfagen. 


322. Hoffanzlei:Decret vom 20, September 1844, 3. 30,376; 
n. ö. Reggs. Ver. vom 26. Sept. 1844, 3. 56,917, an bie 
f. k. Pol. Ob. Dir. 

Seine Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliegung vom 14.1. M. 
zu geftatten geruht, daß das mit allerhöchfter Entjchliefung vom 
7. Zuni 1848 (B1S) ausgefprochene Verbot des Nachſchiebens von 
Perfonen-Traind mit Tocomotiven unter den nachftehenden, von den 
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Sachverftändigen und Auffichtsbehörden angegebenen Vorſichten aus: 
nahınsweife für zuläffig erklärt werde, nämlich daf 

1. das Nachſchieben bei einem durch Unthätigfeit der vorne am 
Traine angefpannten Rocomotive ind Stocken gerathenen Wagenzuge, 
unter den gegebenen Umftänden das einzige Mittel iſt, um den Train 
ohne bedeutenden Zeitverluft gleich weiter zu befördern; 

2. das Nachfchieben nur bis zur nächften Station gefchehe; 

3. der Wagenzug nur durch die nachſchiebende Tocomotive allein, 
ohne weitere Verwendung der vorderen Locomotive, und zwar mit der 
halben gefeglihen höchſten Geſchwindigkeit weiter geführt werde; 

4. die Neferve:Mafchine zum Nachfchieben am Zug angefoppelt 
werde; und 

5. beim eriten und legten Wagen des gefchobenen Zuges ein Con—⸗ 
ducteur fich befinde, welche fich wechfelfeitig fehen Eönnen, und wovon 
der Eritere die Bahn beobachtet, und mit dem Lesteren und durch ihn, 
mit dem Mafchinenführer in Rapport bleibt. 


f) Zn Beziehung auf die Conductenre. 


323. Niederöfterreihifche Regierungd: Verordnung vom 3. Auguft 
1842, 3. 46,023, an das E K. Amt B U. W. W,, an die 
k. k. Pol, Ob. Dir. 


Da wahrgenemmen wurde, daß die Sonducteure der Eifenbahn 
jich häufig neh nicht auf den Waggons befinden, wenn das Zeichen 
zur Weiterfahrt gegeben wird, ja fogar dem Train 20 — 30 Schritte 
nachzulaufen pflegen, wenn der Train bereits in Bewegung ift, fo hat 
die Unterbehörde die Verfügung zu treffen, daß von Seite des Ober: 
Gonducteurs erft dann das Zeichen zur Weiterfahrt gegeben werde, 
wenn fänmtliche Conducteurs auf ihren Poften, und er felbft in der 
Nähe desfelben fich befindet, den er unmittelbar nach gegebenem Zeis 
chen einzunehmen hat. 

V. VBorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlider Ver: 
legungen bei Befteigung der Dächer durch Ziegel- 
deder ıc. 


a) Für Wicderöfterreih und Wien, 


321. Nieberöfterreihifche Regierungs-Verordnung vom 30. Juli 
1799, 3. 13,934, an den Wr. Magiftrat. 


Die PolizeisHofitelle hat anher eröffnet, mehrere feit Eurzer Zeit 
angezeigte Unglücköfälle beweifen, daß den beftehenden Verordnungen, 
verinög welcher die Ziegeldeker und Handlanger, wenn fie die Dächer 
bejteigen, mit einem Stricke umgürtet fein follen, nicht Folge geleiftet 
wird. Da nun zur Vermeidung derlei Unglüdsfälle Eein anderes Mits 
tel übrig bleibet, als die Meifter für die Nachläſſigkeit und Unfelgfam: 
Feit ihrer Geſellen und Qaglöhner verantwortlich zu machen, fo wäre 
den Ziegeldecfermeiftern zu bedeuten, daß derjenige Meifter, deffen Ge— 
fell oder Handlanger ohne Strick oder fogenannter Leine ein Dach ber 
fteiget, ohne weitern mit Polizeihausarrefte werde abgeftraft werden, 
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Diefer Befehl des Herrn Polizei-Minifters wird dem Magiftrate 
zu feinem weiteren Benehmen befannt gemadht. 


3253. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 4. October 
1303, 3. 19,132, an den Wr. Magiftrat. 


Da es ſich vermöge Anzeige der Pol. Ob. Dir. gezeiget hat, daß in 
zweien Tagen zwei Ziegeldeckergefellen aus dem Grunde verunglückten, 
weil fie an dem Hauptſeile ſich feftzumachen unterließien, fo hat der Stadt: 
magiftrat ſämmtlichen Ziegeldeckern zu bedeuten, daß alle ihre Gefellen 
mit einem Strike um den Leib verfehen und mit diefem an dem Haupt: 
feile befeftiget fein follen, wie im Widrigen, wenn man irgendwo die 
Unterlaffung diefer Vorfiht bemerken follte; man den Polier, der bei 
diefer Arbeit die Aufficht führet, und nach Umftänden auch den Meifter 
auf das ftrengfte beftrafen wird. 


326. Niederöfterreihifhe Regierungs-Verorbnung vom 28, Mai 
1812, 3. 14,527, an den Wr. Magiftrat. 


Nach der von der Polizei» Ober : Direction gemachten Anzeige ift 
der Taglohnerjunge bei einem Ziegeldecfer am 23. d. M. von dem Dache 
des Haufes Nr. 1140 herunter geſtürzt, und auf der Stelle todt ge: 
blieben, welches Unglück er ſich dadurch zugezogen hat, daß er Feinen 
Strick um den Leib, fondern nur einen an dem Dache befeitiaten in 
der Hand hatte. Diefe, fo wie mehrere über dergleichen Unglücksfälle 
eingelangten Anzeigen gewähren die Ueberzeugung, daß die diesfeitige 
Verordnung vom 30. Zuli 1799, ©. 3. 13,934 (324), welder 
zu Folge die Ziegeldecker und Handlanger, wenn fie Dächer beiteigen, 
mit einem Stricke umgürtet fein follen, und daß derjenige Meifter, 
deifen Oefelle oder Handlanger ohne an einen Strick gebunden zu fein, 
das Dach beſteigt, mit dreitägigem Arrefte beftraft werden fol, nicht 
in gehöriger Wirkjamkeit erhalten werde. Dem Stadtmagiftrate wird 
daher neuerlich aufgetragen, ftrenge auf die Beobachtung diefer Vor: 
fchrift zu wachen, und die Schuldtragenden unnachſichtlich mit der feit: 
gefegten Strafe zu belegen. 


327. Hofkanzlei-Decret vom 11. November 1817, 3. 32,011; 
n. d. Reggs. Ber, vom 29. November 1817, 3. 45,473, an 
die E, £. Stadthptmannfchft. und die E. k. Pol. Ob. Dir. 


Ueber den der k. k. Hoffanzlei vorgelegten Antrag in Hinſicht 
jener Mafregeln, welche wegen genauerer Beobachtung der für die 
Ziegeldecker beftehenden Vorfchrift erlaffen worden find, welcher zu Folge 
fie fih bei ihren Arbeiten des Spannfeils zu bedienen haben, ift mit 
Decret vom 11. d. M. Folgendes erinnert worden: 

Die Unterlaffung der Vorficht für die Ziegeldecker, ſich bei ihren 
Arbeiten, wo es nöthig und thunlich ift, mit dem Spannfeile zu verie: 
ben, gehöre unter die fehweren Polizei:Ulebertretungen, und fei im 
Geſetze verpönt, 
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Um ſich einer mehreren Wirkſamkeit zu verfichern, bedürfe es nur 
einer genaueren Auffiht und Beobachtung durch die dazu berufenen 
Polizeibehörden und der fehnellen Anzeige des Entdedten, fo wie der 
fchnellen und firengen Beftrafung derfelben, während die Uebertretun: 
gen jegt gewöhnlich erft nach erfolgtem Unglücksfalle zur Kenntniß der 
Behörden Fommen. 

Einige Beifpiele jener Art dürften hinreichend fein, ven dem 
Uebermuthe, der der vorzüglichfte Grund diefer Uebertretungen zu 
fein fcheint, abzuſchrecken, und den Ziegeldeckern mehr Achtung für 
die Pflicht ihrer Selbfterhaltung einzuflößen. 

Es habe daher bei den diefifalls beftehenden Vorfchriften zu ver: 
bleiben. 

Die Stadthauptmannfchaft wird von diefer hohen Entfchliefung 
in Erledigung ded Berichtes vom 30. September d. J., 3. 33,764, 
mit der Erinnerung in die Kenntniß gefegt, daß unter einem die Polizeiz 
DOber-Direction angewiefen werde, ſtets aufmerffam zu wachen, und 
die vorfommenden Fälle fogleich anzuzeigen. 


328. Niederöfterreihifche Regierungs Verordnung vom 5. Jänner 
1837, 3.69,592 , an bie &, &. Pol, Ob. Dir., den Wr. Ma- 
giftrat und die Dominien inner den Kinien. 

(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1837.) 


Da mehrere Unglücsfälle bewieien haben, daß die beftehende 
Verordnung, kraft welcher die auf Dächern arbeitenden Ziegeldeders 
gefellen und deren Handlanger mit einem Sicherheitsfeile umguürtet fein 
follen , auch auf andere auf den Dächern arbeitende Gewerbs— 
leute in Anwendung zu bringen nothwendig it, findet ſich die 
Regierung zur Vermeidung fernerer Unglücsfälle veranlaßt, die in 
diefer Beziehung für die Ziegeldeder beftehenden Verordnungen vom 
30. Zuli 1799 (324) und vom 23. Mai 1812 (326) aud auf 
die Zimmerleute, Maurer, Kupferfhmiede, Spengler und Schloffer, 
wenn fie felbft oder ihre Geſellen und Handlanger Dacharbeiten zu 
verrichten haben, auszudehnen und anzuordnen, daß ſich diefe eben fo, 
wie die Ziegeldeckergefellen und ihre Handlanger ftets einer Sicherheits: 
gurte zu bedienen haben. 

Damit diefe Verordnung aber auch befolgt werde, werden die bes 
treffenden Meifter dafür verantwortlich gemacht, und find bei Ueber: 
tretung derſelben durch ihre Gefellen oder deren Handlanger mit dem, 
in den oben angezogenen Negierungs:-Verordnungen vom Zahre 1799 
und 1812 (324, 326) ausgefprechenen dreitägigen Arrefte uns 
nachfichtlich zu beftrafen. 

Aber auch die diefem Merbote zuwider handelnden Gefellen 
und Handlanger können nicht unbeftraft bleiben, fondern find von 
Ball zu Ball entweder als ſchwere Polizei » Uebertreter zu behan« 
dein, oder wenn der Thatbeftand einer ſchweren Polizei - Webertre: 
tung nicht vorhanden ift, für diefe Aebertretung als ein Polizeis 


352 $. 89. 


ergehen mit Hinſicht auf die hierbei eintretenden erſchwerenden oder 
mildernden Umftände einer arbiträren Strafe zu unterziehen. 


329. Nieberöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 5, Jänner 
1837, 3. 69,592; an die Ef. K. Aemter. 


(Prov. Gefegfamml. für Hiederöfterr, vom 3. 1837.) 


Die wahrgenommenen mehrfälligen Unglücdsfälle, welche dur 
die Befteigung der Dächer von jenen Gewerbsleuten und ihren Hand: 
langern, welche dortfelbft Arbeiten zu verrichten haben, mit Befeiti- 
gung jeder Vorficht veranlaft worden find, beftimmen die Negierung, 
zur Befeitigung derfelben anzubefehlen, daß für die Zukunft die Zie- 
geldecker, Maurer, Zimmerleute, Kupferſchmiede, Spengler und Schlof: 
fer, fo wie deren Sandlanger, wenn felbe auf Dachungen Arbeiten 
zu verrichten haben, fich ftetS der Sicherheitägurte bedienen müſſen, 
und daß, um diefer Verordnung mehr Wirkjamkeit zu verjchaffen, die: 
jenigen Meifter, deren Gefellen oder Handlanger diefer Vorſchrift Feine 
Folge leiften, mit einem dreitägigen Arrefte, die dagegen handelnden 
Geſellen oder Handlanger aber entiveder als ſchwere Polizei-Uebertreter 
unterfucht und beftraft, oder, wenn der Ihatbeftand einer ſchweren 
Polizeisebertretung nicht hergejtellt werden kann, die Außerachtlaſſung 
der vorgefchriebenen Mafiregeln als ein einfaches PolizeisVergehen an= 
gejehen, und mit Hinficht auf die eintretenden mildernden oder erfchive- 
renden Umftände mit einer arbiträren Strafe belegt werden fol. 

Diefe Vorſichtsmaßregeln bei Vefteigung der Dächer durch jene 
Gewerböleute oder ihre Handlanger, welche auf felben Arbeiten zu ver 
richten haben, find nun allgemein in den Städten des flachen Landes 
in Wirkſamkeit zu fegen,, in den Märkten und Dörfern aber nur auf 
jene dortfelbft befindliche Gebäude anzuwenden, welche mit einem 
Stockwerke verſehen find. 

Die Dominien ſind anzuweiſen, die betreffenden Innungen von 
dieſen vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln bei Beſteigung der Dächer 
durch ihre Geſellen oder Handlanger, ſo wie von den auf die Ueber— 
tretung dieſer Vorſchrift beſtimmten Strafen zu verſtändigen und zu— 
gleich zu beauftragen, die Befolgung der feſtgeſetzten Vorſichtsmaßregeln 
aufmerkſam zu überwachen, auch die dagegen Handelnden der beſtimm⸗ 
ten Strafe unnachſichtlich zu unterziehen. 


b) Für Mähren. 
330. Mähriſch⸗ſchleſiſche Gubernial-Verordnung vom 18. Dctos 
ber 1821, 3. 26,973. 
(Prev. Geſetzſamml. vom X. 1821 für Mähren.) 


Nachdem die Erfahrung gelehrt, daß die in der Höhe mit lebend: 
gefahr arbeitenden Gewerbsleute, worunter vorzüglih Maurer, Zim⸗ 


merleute, Schieferdecker, Spengler u. f. w. gehören, ſich mit dem 
Spannfeile anzubinden, öfters unterlaffen, und fodann durch ihr Her- 
abftürzen ſchon mehrere Unglücksfälle eingetreten find ; fo findet man 
fi) veranlaßt, die k. Kreisämter aufmerkffam zu machen, daß dieſe 
Unterlaffung des Anbindens, mit Rückſicht auf den $.183 St. G. B. 
11. Theils, eine ſchwere Polizeisllebertretung beftelle, und daß aud 
die Arbeitögeber, welche auf die Befolgung diefer nothiwendigen ©i: 
cherheitdmaßregeln nicht dringen , ftraffällig werden. 


VI VBorfhriften zur Sintanhaltung Förperlider 
Verlegungen durch niht verfiderte Kellerein 
gänge. 


331. Niederöfterreichifches Regierungs:Decret vom 23. Dezember 
1808, 3. 31,890, an bie k. E. Stabthauptmannfchaft. 


Man genehmigt den von der Stadthauptmannfchaft in ihrem Ver 
richt vom 6. d. M., ©. 3. 30,246 gemachten Antrag: daß ſämmt— 
lihe unter den Hausthüren noch befindlichen Kellereingänge zur Ver: 
meidung von Unglücksfällen mit ganzen hölzernen Gittern in halber 
Mannshöhe mit ftets von felbft zufallenden Thüren ver 
fehen werden follen, mit dem Beifage, daß nebſtdem auch beleuchtete 
Laternen angebracht werden follen. 

Die Stadthauptmannfchaft hat diefe Anordnung ungefaumt dem 
Stadtmagiftrat und fammtlih ihm unterftehenden Gründen zur Ver— 
ftäandigung der betreffenden Hausinhaber Fund zu machen, und diefen 
legteren zugleich einen Termin von 14 Tagen vom Tage der Kundmachung 
diefes feſtzuſetzen, binnen welchen alle diefe befagten hölzernen Gitter 
angebracht fein müffen, widrigens die betreffenden Hausinhaber ſich 
einer ſchweren Polizeisllebertretung fehuldig machen, und nad dem 
$. 183 des II. Theils des Strafgefeges angefehen werden würden. 


332. Hoffanzlei: Decret vom 28, Mai 1824, 3. 15,005; 
n. ö. Reggs. Ber, vom 9. Juni 1824, 3, 27,226, an den Magiftrat 
und die Dominien in Wien. 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterreih vom 3. 1824.) 


Aus Anlaß eines fpeziellen Falles, wo eine Anwohnerin eines Haufes 
in der Stadt durch eine im Innern des Kellers befindliche offen geweſene 
zweite Kellerthüre, in den zweiten Keller des Haufes hinabftürzte, und fich 
bedeutend befhädigte, und we der Hauseigenthümer deßhalb nicht zur 
Verantwortung gezogen werden Eonnte, weil derfelbe durdy die Negies 
rungs: Verordnung vom 23, Dezember 1808, Zahl 31,890 (331), 
nur die pofitive Verpflichtung zur Werficherung der unter dem Haus— 
eingange befindlichen Kelferthüre hatte, findet die Negierung in Ger 
mäßheit eines Soffanzlei-Decreted vom 28. Mai 1824 zu verordnen: 
daß in denjenigen Häuſern, wo fich felche im Innern des Kellers ber 
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ftehende unverficherte Thüren befinden, Ddiefelben auf die nämliche 
Art, wie dieunter den Hauseingängen befindlichen Kellerthüren verwahrt 
werden follen. Die Herrichaft erhält demnach den Auftrag, über das 
Beſtehen folcher unverficherten Kellerthüren in ihrem ortsobrigfeitlichen 
AQurisdictions: Bezirke ungefäumt die Erhebung zu pflegen, und wegen 
deren Verſicherung das weiter Nöthige zu veranftalten, die Hauseigen— 
thümer aber, die ed betrifft, für die genaue Befolgung der getroffenen 
Anordnung verantwertlih zu machen, widrigens gegen diefelben bei 
einem fich ereignenden Unglücsfalle nah dem $. 89 und beziehungs« 
weife $. 183 II. Iheild des Strafgefepes unnachfichtli vorgegangen 
werden müßte *). 


vi. Vorfhriften zur Hintanhaltung Förperlider 
Berlegungen bei Canal- und Genfgruben-Reini- 
gungen. 


333. Steiermärkifhe Gubernial-:Verorbnung vom 27. Juli 1825, 
3. 18,611. 


(Prev. Gefegfammi. für Steiermark vom 3. 1825.) 


Mehrere Unglücksfälle, welche fich bei den Mehrungsraumungen 
ergaben, und welche nur in der zu voreiligen und nicht mit gehöriger 
Vorfiht ausgeführten Befteigung der Senfaruben ihren Grund hatten, 
beftimmen das Gubernium zur Verhütung ähnlicher trauriger Ereig— 
niſſe folgende Vorfihtsmaßregeln feitzufegen : 

1. Eine lange, nicht geräumte, eng verichloifen gehaltene Meh— 
rungsgrube muß immer einige Stunden, beror die Räumung unter- 
nommen wird, geöffnet werden, damit die Stickluft ausftrömen Fann. 

2. Vor dem Anfange der wirflihen Räumung haben die Meh— 
rungsräumer den Verfuh mit Licht und Flammenfeuer vorfihtig zu 
machen. Es wird nämlich von der Deffnung oder dem Spunde der 
Senkgrube ein Licht oder ein in einem Topfe angebrachtes Flammen: 
feuer aus Papier, Stroh oder Holzfplittern bis an die Oberfläche des 
Unrathes hinabgelaffen; wenn diefes fertbrennt, kann die Räumung 
angefangen und die Grube beftiegen werden, widrigens aber muß dieſe 
Arbeit fo lange verfcheben werden, bis durd das brennend erhaltene 
Licht der Beweis von der ganz befeitigten Stickluft hergeftellt ift. In 
ſolchen Fällen Fann und muf die Grube aud bis auf die folgende 
Nacht offen bleiben, jedoch ift fie inzwifchen vor dem Zutritte der Mens 
fchen gut zu verwahren. 


*) Bezüglich der auf der Gaſſe befindlihen Holzkellerdeckel wurde 
von der n. ö. Regierung angeordnet, daß bei Eröffnung fofcher unver: 
meiblicher Dede ſtets ein in vie Augen fallendes Warnungszeidyen aufs 
gerichtet werde, (Nied. öfterr, Reggs. Beſcheid vom 12. Mai 1827, 
3 26,627.) 
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3. Der Nachtarbeiter, welcher die Senkgrube rückſichtlich der völ⸗ 
ligen ®efahrlofigfeit ihres Beſteigens zuerft zu unterfuchen hat, ift in 
diefelbe in einem aus Leder oder Epagatgurten verfertigten, und an 
einem Stricke gut befeftigten Korbe nach der Leiter hinabzulaffen, 

Wäre die Stickluft nody zu drückend, oder ſtieße ihm fonft aus 
einer Urfache ein Uebelwerden oder eine Ohnmacht zu, fo Eann er 
dann von den ihn beobachtenden Mitarbeitern augenblicklich durch fchnel: 
led Herausziehen die nöthige Hülfe erhalten, und fein Cinfteigen in 
die Grube, wobei ihm nichts widerfährt, gibt den übrigen Arbeitern den 
Beweis, daf fie das Gleiche ohne Gefahr thun fonnen. 

4. Zur mehreren Verwahrung gegen das Einathmen mephitifcher 
Dünfte haben die Arbeiter bei dem VBefteigen einer Mehrungsgrube im: 
mer auch in Effig getauchte Schwämme fih um den Mund und die 
Naſe zu binden. 

5. Die Bauart der Senkgruben in engen Räumen zwiſchen Rei: 
chen oder fonft verbauten Stellen, wo Yuft und Licht nur wenig wir: 
Een koͤnnen, erzeugt gewöhnlich die mehrere oder mindere Stickluͤft. Es 
find daher bei dem Aborten, vorzüglich wo diefe im Innern der Käufer 
und durch mehrere Stodwerfe angebracht find, Luftfänger oder 
Schläude bis unter die Hausdächer zu führen, um die in den Meh— 
rungen ſich ſammelnde Sticfluft ausftromen zu machen. 

6. Bei neuen Bauführungen oder bei Umftaltung von Mehrungen 
ift eine Stiege zu dem unterften Boden der Senfgrube anzubringen, 
um das Hinabfteigen zu erleichtern. 

7. Die Nachtarbeiter, welche fih ein Vergehen gegen diefe An— 
ordnungen zu fchulden Fommen laffen, find nach dem $. 89 des Strafs 
gefegbuches 11. Iheiles zu behandeln, wenn ſich aber die Uebertretung 
zur Anwendung diefes Paragraphes nicht eignen follte, fo ift feldye 
als ein Polizeivergehen zu ahnden, welches Strafverfahren auch bei 
Unterlaffung der unverzüglichen Anzeige eines gefchehenen Unglücksfals 
les zu beobachten kömmt. 


334. Niederöfterreichifche Regierungd » Verordnung vom 2, Mai 
1836, 3. 25,096, an die vier k. k. K. Aemter, 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom J. 1836.) 


Es haben fih ſchon mehrmalen bei Räumung der Canäle und 
Senkgruben dadurch Unglücsfälle ergeben, daß diejenigen, die fich 
in felbe begeben, ven der Stickluft betäubt, in die Tiefe ftürzten, 
und entweder gar nicht, oder nur mit großer Mühe gerettet werden 
Fonnten. 

Zur Bejeitigung ähnlicher Verunglückungen wird daher das k. k. — 
ſämmtliche Dominien und Obrigkeiten anzumweifen haben; diejenigen 
Perfonen, welche zur Räumung der Canäle und Senfgruben verwen: 
det werden, wenn fie fih in die Xiefe derfelben begeben , ftets mit 
einem um den Leib befeftigten Stricke zu verfehen, um im falle 
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der Nothwendigkeit denfelben gleih und wirkſam Hülfe Teiften zu 
Eönnen. 


VII Vorſchriften zur Sintanhaltung Förperlider 
VBerlegungen bei Brunnengrabungen. 


3353. Gubernial:Berordnung in Böhmen vom 13. Mär; 1789. 
(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1789.) 


Sämmtlihe Hausinhaber und KHausadminiftratoren der Haupt 
ftadt Prag haben die in ihren oder ihrer Obforge anvertrauten Käufern 
befindlichen Brunnen unter fonftiger angemeflener Geld- oder Leibes: 
ftrafe dergeftalt decfen zu laffen, daß aller Gefahr, hinein zu fallen, 
vorgebeugt werde. 


336. Subernial: Verordnung in Böhmen vom 9. September 
1792. 


(Kropatſcheck's Gefegfamml.vom $. 1792.) 


Alle offenen Brunnen fellen entweder gedeckt, oder mit einem 
wenigftens zwei und ein halb Schuh hohen Geländer verfehen,, und 
bei Nichtbefolgung diefes Befehls jene, welchen diefelbe zur Laſt fällt, 
unausbleiblih beftraft werden. Auf weldes bei KAreisbereifungen 
oder Localcommiffionen genau zu fehen ift. 


337. Kundmahung des böhmifhen Guberniums vom 5. Sep⸗ 
tember 1817, 3. 41,425. 


(Borſchitzky's Handbud).) 

Mehrere neuerdings eingetretene Fälle, dap Kinder wegen Man: 
gel der gehörigen Brunneneinfaffung verunglückten, veranlaffen die Lan: 
desftelle , Die Verordnung, vermög welcher alle offenen Brunnen ent» 
weder bedeckt, oder mit einem wenigftens 2. Schuh hohen Geländer 
zu verfehen find, mit dem Beifage zu wiederholen, daß die Nichibefol- 
gung diefer Anordnung nad dem 183, $. des St. ©. B. II. Theils 
unnadhfichtlich geahndet werden wird. 


338. Niederöfterreichiiche Negierungs:Verordnung vom 21. De: 

zember 1837, 3. 72,395 , an die k. f. Prov. Bau. Dir., bie 

k. £, Pol. Ob. Dir., den Magiftrat und die Dominien inner den 
Linien, dann Note an das k. k. General:Militär- Commando, 


(Prev. Gefesfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1837.) 


Die Beilage enthält eine, von der Negierung genehmigte und 
von dem Wiener Magiftrate in Druck gelegte Kundmachung über die 
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bei Brunnengrabungen zu beobadhtenden Worfichten , deren 8. Abfag 
übrigens auf die unter der Leitung der k. E. Militärbehörden zu unter: 
nehinenden Brunnengrabungen Feine Anwendung findet. 


Beilage 


Kundmahung über die Vorfihtsmafßregeln bei 
Grabung neuer Brunnen und Reparirung ber: 
felben. 


Aus Unlaß mehrerer Statt gefundener Unglücksfälle bei Gra— 
bung neuer Brunnen oder Ausbeſſerung derfelben, hat fich die F. k. 
- niederöfterreichifhe Landesregierung bewogen gefunden, nachftehende 
Mafregeln aufzuftellen und in Anwendung zu bringen : 

1. Sollen alle, wie immer gearteten Brunnherftellungen oder Re: 
paraturen nur von berechtigten Individuen unternommen und in Aus: 
führung gebracht werden. 

2. Muß bei der Brunngrabung befonders darauf gefehen werden, 
daf zur Auspölzung derfelben 6 bis 7 Zoll dickes Polzholz , nämlich zu 
Haupt: und Sprenghölzern, und zur Ausfchallung der Seitenwände, 
dann zu den fogenannten Auffegbretern nur Klingauer oder Welfer 
Banfladen verwendet werben. 

3. Sol von oben hinab Fein Pölzwerf über 4 Schuh Höhe has 
ben, und die Seitenwände nicht ftehend, fondern liegend ausgetäfelt 
und verfchallt fein; auch ift mit allem Fleiße darauf zu fehen, daf be: 
fonders im lodern und ftehenden mit fogenannten Laßen vermifchten 
Schottergrunde die Pölzwerfe hart auf einander zu ftehen Fommen, 
und fein Zwifchenraum unverjichert gelaifen wird. 

4. Wird ein Brunnen auf eine bedeutende Tiefe ausgehoben, fo 
ift die Vorficht zu gebrauchen, daß der Brunnenſchacht auf 6 Schuh im 
Gevierten angelegt, und die Ausgrabung der vier Seitenwände in einer 
Tiefe von 10 Klaftern nicht mehr und nicht weniger als 2 Zoll Ein- 
ziehung erhalte, damit die bisher übliche nachtheilige Untergrabung 
gänzlich befeitigt wird. 

5. Nachdem bei Grabung tiefer Brunnen fich meiftens viel Stick 
luft entwickelt, welche lebensgefährlich ift, fo wird den Brunnengräbern 
eingefchärft, in folhen Fällen, und zwar immer früh Morgens, bevor 
die Grabung begonnen wird, die Luft durch vorfichtigesds Hinablaſſen 
eines brennenden Lichtes in den Brunnen zu prüfen; zeigt fih dann 
das brennende Licht zum Auslöſchen, fo ift es ein Beweis, daß bie 
Luft Tebensgefährlih ift, und in ſolchen Fällen ift fogleih ein Blaſe— 
balg, zwar in der gewöhnlichen Form, jedoch folid und Iuftdicht ge: 
baut, in der Länge von wenigftens 5 Schuh, mit den gehörigen Luft: 
Elappen und entgegengefegten Bentilen verſehen, feitwärts des Aufzu— 
ges, jedoch nicht weit vom Brunnenfchachte aufzuftellen, das Gebläfe 
während der Arbeit ununterbrochen in Bewegung zu erhalten, und 
mittelft einzuhängender lederner Schläuche, blecherner oder hölzerner 
Röhren, welche Iuftdicht und genau zufammenpaffend fein müffen, den 
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Arbeitern in den Brunnen die nöthige Lebensluft zuzuführen; auch 
hat fich jeder Brunnenarbeiter zum Aufs und Abfahren in den Brun— 
nen mit einer ftarfen Leibgurte, welche in das Zugfeil, woran der 
Zugeimer hängt, und werein fih das aufs und abfahrende Individuum 
immer zu ftellen hat, zum inhängen eingerichtet fein muß, zu vers 
eben. 

1“ 6. NRückfichtlih der Brunnenausmauerung wird den Unterneh: 
mern diefer Arbeiten zur Pflicht gemacht, daß jeder Brunnen, wenn 
er auch fehen Saugwaffer haben follte, in fo lange es der Andrang 
desfelben zuläßt, im Vierecke nach vorgefchriebener Art ausgegraben 
und gepölzt werden muß, und nur erft dann foll zur Einfchlägung der 
Brunnenbüchfen gefchritten werden, wenn das Waſſer in einer den 
Bedarf deckenden Quantität vorhanden ift, wo dann jene Brunnen: 
büchien , welche im Durchmeifer über 3 Schuh halten, während dem 
Einfchlagen innwendig mit eifernen Spannreifen zu verfehen find, weil 
ed nur hierdurch möglich gemacht wird, diefelbe ſenkrecht, und nad 
einer ordentlichen Zirkellinie einzufchlagen. 

Sollte jedoch das gefundene Waffer, wie es öfter gefchieht, ab: 
nehmen, und für den Bedarf nicht hinreichend fein, fo wäre es erft 
an der Zeit, entweder zur Unterfangung oder Bohrung Hand anzule 
gen. Diefe Unterfangung ift dann mit den eigends hierzu verfertigten 
Brunnziegeln, die Gurten aber von Eeilartig geformten 74 Zoll breiten 
und 11 Zoll hehen Schlufziegeln herzuftellen und die hölzernen Zwi— 
ckel fo wenig als möglich hiezu in Anwendung zu bringen. 

Die Brunnausmauerung oberhalb der Brunnbüchfe oder des Brunn: 
kranzes muß durchaus von unten herauf entweder mit Brunnfteinen 
auf wenigftens Einen Schuh oder auf einen ganzen Mauerziegel d. i. 
auf 11 Zoll Dice, von der beftgebrannten Gattung troden hergeftellt 
werden; die rücwärtigen Fugen, wenn die Ziegel nicht Eeilförmig ge: 
formt find, müffen mit Ziegelftücken gut ausgezwict, und die leeren 
Räume in den Eden nicht mit Schutt oder Ihonerde,, fondern mit 
Schotter ausgefüllt werden; an dem cberften Ende aber bis zum 
Brunnkranz ift die Ausmauerung fammt den vier Eden in einer Höhe 
von 6 bis 7 Schuh der befferen Solidität wegen, und zur Sicherung 
der nächft ftehenden Gebäude durchaus mit gutem Mörtel in Ausfüh— 
rung zu bringen. Uebrigens müſſen die Brunnen während des Nicht« 
arbeitens gehörig eingedeckt fein. 

7. Diejenigen Brunnengräber, welche die anbefohlenen Vorfihts- 
maßregeln nicht befolgen, werben mit einer angemeffenen Geld: oder 
Arrefiftrafe belegt, und nad Umftänden felbft als ſchwere Polizei: 
Uebertreter behandelt werden. Insbefondere wird die Unterlaffung der 
Vorfiht des Brunneneindeckens während des Michtarbeitend an dem 
Uebertreteer mit Geld oder Arreft auch dann beftraft werden, wenn 
bierbei nicht die Merkmale einer fchweren Polizei-Uebertretung eintreten. 

8. Wird jedem, eine Brunnengrabung unternehmenden Hausin⸗ 
haber oder Adminiftrator bei fonftiger Ahndung zur Pflicht gemacht, 
vorläufig die Anzeige an das magiftratifche Unterfammeramt (wel: 
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ches diefe Arbeiten zu überwachen und in Evidenz; zu halten hat) zu 
machen. 


339. Nieder » Defterreichifche Regierungs « Verordnung vom 11. 
Suni 1839, 3. 31,740, an die k. k. K. Aemter. 


(Prov. Gefepfammi. vom 3. 1839 für Nieder - Defterreich.) 


Aus Anlaß der häufigen Unglücsfälle bei Grabung oder Aus: 
beiferung von Brunnen , findet fih die Regierung beſtimmt, anzuord⸗ 
nen, daß alle derlei wie immer gearteten Herftellungen nur von dazu 
beredhtigten Individuen unternommen werden. Da fich insbefon- 
dere in tieferen Brunnen eine lebensgefährliche Sticluft entwickelt, fo 
ift den Brunnengräbern auf das firengfte einzufchärfen, in ſolchen 
Fällen, und zwar immer früh Morgens, bevor in der Weitergrabung 
fortgefahren , oder an die Reparatur eines bereits beftehenden Brun— 
nens Hand angelegt wird, die Luft in der Tiefe durch vorfichtiges 
Hinablaffen eines brennenden Lichtes u prüfen. 
Zeigt fich dasfelbe zum Auslöfchen geneigt, oder ſchon wirklich erle- 
fhen, fo ift der Beweis des Vorhandenfeind jener Stickluft herge- 
ftellt, und in folhen Fällen muß den Arbeitern mittelft eines am 
Brunnenfchachte anzubringenden und im ununterbrochenen Gebläfe zu 
erhaltenden Blafebalges von gehöriger Größe, dann mittelft einzuhäns 
genden luftdichten Schlauchen oder Nöhren die nöthige Lebensluft zus 
geführt werden. 

Zeder Brunnenarbeiter hat fich zum Auf: und Abfahren in ben 
Brunnen mit einer ftarfen Leibgurte zu verfehen, welche in das Zug: 
feil, woran der Zugeimer hängt, und worein fi das auf: und abs 
fahrende Individuum zu ftellen hat, eingehängt feyn muß. Die Ueber- 
tretung irgend einer von den hier angeordneten Worfichten ift an dem 
fhuldtragenden Eigenthümer, Unternehmer oder Arbeiter, wenn Feine 
Merkmale einer ſchweren Polizei:Uebertretung vorhanden find, mit an: 
gemeffener Geld: oder Arreſtſtrafe zu ahnden. 


IX. Vorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlidher 
Verlegungen durch Herftellung von Geländern mit 
eifernen Spigen. 


310. Niederöfterreichifche Regierungd-Verorbnung vom 10, Zu: 
ni 1826, 3. 28,041, an ben Wr. Magiftrat und die Dominien 
in Wien. 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöftere. vom 3. 1826.) 


Es ift der Negierung angezeigt worden , daß hier und da in ber 
Stadt und in den Vorftädten Wiens an den Ecken der Häufer zur 
Aintanhaltung ihrer Verunreinigung, Geländer mit eifernen Spitzen 
bergeftellt werden find, welche, da fie öffentlich, und dem Andrange 
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des Publicums ausgeftellt find, demfelben, insbefondere zur Zeit eines 
Gedränges , zur Winterzeit , oder zur Negenzeit bei fchlüpfrigen We— 
gen, auch fonft, wenn Kinder oder Betrunkene ausgleiten, der Für: 
perlihen Sicherheit gefährlich find. 

Es ift ungefäumt,, das Erforderliche zu verfügen, daß, wenn der- 
gleichen Geländer, oder andere polizeiwidrige Vorrichtungen fi) vor: 
finden, die poligeiwidrige Befchaffenheit fogleich abgeftellt , und diejeni— 
gen, denen eine ſolche gegen alle öffentliche Nückfichten verftoßende 
Mafiregel zur Laſt fällt, gehörig zur Verantwortung gezogen werden. 


x. Vorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlider Ver: 
legungen burd das Scheuwerden der Odhfen. 


SAL. Niederöfterreichifche Negierungs » Verordnung vom 5. Des 
zember 1807, 3. 36,913, an den Wr. Magiftrat, die k. k. Pol, 
Ob. Dir, und die k. k. Stadthauptmannfchaft. 


¶ Kropatſcheck's Gefegfamml. vom $. 1807.) 


Um den Unglücksfällen, die fich durch das Scheuwerden der vom 
Sriefe in die Wohnungen der Fleifchhauer getriebenen Ochfen, ereignen 
koͤnnen, durch zweckmaͤßige Vorkehrungen nah MöglichFeit vorzubeu- 
gen, hat die Landesftelle über eine zu dem Ende eigens mit Beiziehung 
des Magiftrates, der Polizei-Ober:Direction und der bürgerl. Fleiſch— 
hauer:Innung abgehaltenen Berathfchlagungs:Commiffion anzuordnen 
befunden, daß 

1. Alle wirklihen und fogenannten viehfcheuen Ochfen, nicht aus: 

getrieben, fondern gebunden auf einem Wagen in das Haus des be- 
treffenden Bleifchhauers geführt ; 
2. Daß die halbſcheuen Ochſen, nämlich jene, von welchen zu 
beforgen ift, daf fie beim Austrieb aus der Schaar ausbrechen dürften, 
mit alten nicht ſcheuen Ochfen, nach der bereits feit dem Monat Au: 
guft d. 3. von den Fleifchhauern getroffenen Einleitung paarweife zu: 
fammengebunden nad Haufe getrieben : 

3. Daß die einzelnen Triebe jedesmal mit einer hinlänglichen An— 
zahl von Treibern zu Fuß und aud) einigen zu Pferde begleitet ; 

4. Daß fcheue oder gebundene Ochfen nicht mehr auf die Weide 
getrieben ; 

5. Daß die einzelnen Triebe in die verfchiedenen Vorftädte nur 
— ſolche Gegenden, in welchen die wenigſten Leute wandeln ges 
eitet ; 

6. Daß beim Auftrieb der Ochſen von den Fleifchhauern , wie 
bisher, die betreffende PolizeisBezirfs-Direction zur Beſtellung der 
Wah — und warn es nöthig ift, zur Beobachtung des Publicums, 
fo wie zur Hintanhaltung alles Muthwillens zur Begleitung der Tries 
be einige berittene Polizei:Mannfchaft angefudht ; 

77. Dafi die biesfälligen Koften von den bürgerl. Fleiſchhauern 
ihrer commiffionaliter abzugebenden Erklärung gemäß beftritten ; 
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8. Daß jene Ochfen, die aus erwiefener Schuld, aus Nachläffig- 
Eeit oder gar aus Muthwillen der Treiber, Knechte, Gehülfen ſcheu 
werden, in commissum verfallen, auch diefe Treiber, Knechte und 
Gehülfen noch insbefondere geitraft werden, endlich 

9. Daß in der Gegend des Ochjengriefes und nächſt ihm einige 
Warnungstafeln, wodurd die Leute von dem Zufchauen bei den Thei— 
lungen abgehalten werden, aufgeftellt werden follen. 


FAZ. Niederöfterreichifche Regierungs-Verordnung vom 29. Fäns 
ner 1835, 3. 2434, an die k. k. Pol. Ob, Dir, und ben Wr. 
Magiftrat. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1835.) 


E3 find bereits im Jahre 1807 zur Verhütung des Scheuwer— 
dens der Ochfen durch die Regierungs: Verordnung vom 5. Dezember 
1807, 3. 36,913 (34 1) mehrere volizeiliche Vorfchriften vorgefchrieben 
worden, welche bei dem Abtrieb des Schlachtviehes von dem Ochfengrund 
in die Käufer der Fleifcher zu beobachten find. 

Diefe Vorfihtsmaßregeln {nd nicht außer Wirkfamfeit gejegt, 
und es ift durch die Uebung feither nur die Uenderung eingetreten, daß 
ed von der Begleitung der Ochfentriebe durch berittene Treiber, und 
durch berittene Polizeiwache aus dem Grunde abgefommen ift, weil 
fi eine derlei Begleitung als entbehrlich aezeigt hat. 

Auch hat der Magiftrat, um allen Unglücsfällen möglichſt zu 
begegnen, und weil fic) aus der Erfahrung gezeigt, daß das Zuſam⸗ 
menfoppeln von halbfcheuen und nicht fcheuen Ochſen nicht angehe, in- 
‚dem dadurch noch größere Unglücksfälle herbeigeführt wurden, im 
Jahre 1823 angeordnet: 

a) Das fchauluftige Publicum zur Theilung in den Ochfengries 
nicht zuzulaſſen. 

b) Die ſcheuen Ochfen auf dem Ochfengries mit Schlingen zu 
fangen, und gebunden auf Wägen nah Haufe zu führen. 

c) Das Einfchlagen auf die empfindlichen Theile des Schlacht: 
viehes bei der Iheilung , befonders auf die Klauen, wodurch die Ochs 
fen fcheu gemacht werden, den Knechten firengftens zu unterfagen. 

d) Das vom Ochfengries abgetriebene Schlachtvieh bei ftrengfter 
Verantwortung der Fleifcher zur Begleitung mit einer hinlänglichen An: 
zahl Anechten zu betheilen. 

Diefe vorgefchriebenen Vorſichtsmaßregeln, in Verbindung mit 
den im Sahre 1807 (BAU) vorgezeichneten , werden, wenn man fie 
genau beobachtet , genügen, um Unglücsfälle, fo weit überhaupt 
folhen begegnet werden fann, zu befeitigen. 

Es handelt fich daher vorzüglih darum, diefe Anordnungen be= 
folgen zu machen, und insbefondere die Fleifhhauer dei der Werpflich- 
tung , das von dem Ochfengries nad Haufe getriebene Schlachtoieh 
* — hinlänglichen Anzahl ven Knechten begleiten zu laſſen, feſt— 
zuhalten. 
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Der Magiftrat erhält fomit die Weifung, die obangedeuteten 
Vorfihtsmaßregeln der Sleifcher-Innung in das Gedächtniß zurücku- 
rufen, über die Befolgung aufmerffam zu wachen, die dagegen ban- 
deinden Meifter und Knechte unnachfichtlih und eremplarifch zu be— 
ftrafen, und für jeden aus ihrem Verſchulden bervorgehenden Scha⸗ 
den verantwortlich und baftend zu erklären. 


X. Vorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlider 
Verlegungen dburh den Gebrauch brennender 
Kohlen in verfhloffenen Zimmern. 


BA. Nieberöfterreichifches Negierungs:Girculare vom 10, März 
1808, 3. 2886. 


¶Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1808.) 


(Erfheint auch im Anhange der zweiten Auflage des Strafgefekes vom 
Sabre 1815.) 


Schon öfters hat fich der traurige Fall ereignet, daß Menfchen 
durch den Dunft brennender Kohlen, welde fie aus Unverfich- 
tigfeit mit fih in das verfchloffene Zimmer genommen haben, und 
nächſt welchen fie gemeiniglich zur Nachtzeit eingefchlafen find, unter 
vielen Leiden, ohne Hülfe erhalten zu Eönnen, erftickt find. 

Es wird daher Jedermann hiermit gewarnet, Feine brennenden 
Kohlen in ein verfchloffenes Zimmer mit ſich zu nehmen, oder zuzu⸗ 
laffen , dei diefed von Zemand anderem gefchebe. 

Den einzigen erlaubten Fall ausgenommen , daß ein Gewerbs- 
mann, wegen feines Gewerbes, ein Kohlenfeuer in feinem Zimmer 
halten müßte, welches gegen dem geduldet werden kann, daß derfelbe 
jedes Mal auf die Pfanne mit brennenden Kohlen einen Topf mit 
Waffer, aus welchem die auffteigenden Wafferdämpfe die Schaͤdlich— 
keit des Kohlendunftes vermindern, zu fegen gehalten ſeyn folle, 

Diefed wird zur allgemeinen Willenfchaft und Darnachachtung 
mit dem Veifage bekannt gemacht, daf der an der Nichtbefolgung ein 
fo anderer diefer Anordnungen ſchuldig VBefundene , nah Maßgabe 
des $. 8I des achten Hauptftüdes bes Geſetzbuches über 
fhwere PolizeisUlebertretungen unnachfichtlich beftraft werden wird. 


AU. Vorfhriften zur Hintanhaltung Eörperlider 
Verlegungen bei Ölatteis. 
SA. Nieberöfterreichifche Regierungd:Verordbnung vom 14. Zuni 
1837, 3. 2879, an die & f. Pol. Ob, Dir,, ben Wr. Ma- 
giſtrat, die Herrfchaften Schotten, Kichtenthal Schaumburgerhof, 
Hundsthurm und Jägerzeil. 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöſterr. vom J. 1837.) 
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Aus Anlaß der Beobachtung, daf die, wegen Beſeitigung ber 
Gefährlichkeit des Glatteifes für Fußgeher in Wien beftehenden in den 
Sahren 1820 und 1821 von der F. k. Poligei-Ober-Direction über 
Auftrag der k. k. Polizei-Hofſtelle ergangenen fehr zwecfinäßigen Vers 
fügungen nicht befolget werden, und bei dem Publicum fo wie bei den 
Behörden, denen die Ueberwachung obliegt, in Weraeffenheit gerathen 
fheinen, muß, um Unalücsfälle, welche, durch das Glatteid längs der 
Gehwege vor den Häufern entitehen können, möglichft hintanzuhalten, 
mit Nachdruck darauf gedrungen werden, daß jeder Hausinhaber in 
der Stadt und auch in den Vorftädten unverzüglich und unter Andro: 
bung einer Strafe von fünf Gulden Conventiond-Münze für den 
Nichtbefolg,, der an ihm ergebenden Weifung beauftragt werde, den 
Gehweg vor feinem Haufe aufzuhaden, aufjueifen, und mit Sand, 
Erde oder Afche zu beftreuen. 

Es ift demnach diesfalld eine gedruckte Kundmachung zu erlaffen, 
felbe den Hauseigenthümern mitzutheilen, und im engften Einverneh- 
men mit der E. k. Polizei: Ober-Direction und den ihr unterftehenden 
Bezirfs-Directionen die Befolgung zu überwachen, gegen die berfelben 
nicht nachkommenden Hauseigenthümer mit unnadhfichtliher Strenge 
Amt zu handeln, nebftbei aber auf ihre Koften die oben angedeutete 
Vorfihtsmaßregel einzuleiten. 

Mittelft der obigen Kundmachung ift weiterd das Schleifen am 
Ölatteife in den Gäſſen und auf den Plägen zu unterfagen, und ba: 
mit eine Aufforderung an die Neltern zu erlaffen, daß fie ihren Kindern 
diefes , ihnen gefährlich werden Fonnende Schleifen verbieten, und fie 
vor der damit verbundenen Gefahr warnen. 

Kinder, welche im Schleifen betreten werden, find das erftemal 
ihren eltern zur häuslichen Zucht zu übergeben, im Wiederholungs- 
falle aber von Amtswegen angemeilen zu beftrafen. 

Noch wirkſamer wird aber diefer Lebelftand befeitiget werben, 
wenn bie Einleitung getroffen wird, daß derlei Schleifen, fo wie fie 
fi) bilden , ſogleich aufgehauen werden. 


XIH. VBorfhriften zur Dintanhaltung körperlicher 
VBerlegungen bei Öeftätten und Schottergruben. 


SAS. Hofdecret vom 29. Zuli 1784, n. ö. Reggs. Ver. vom 
6. Auguft 1784, 3. 11,604, an ben Wr, Magiftrat und bie 
vier ka & K. Aemter. 


Seine k. k. Majeftät haben vermög eines höchſten Handbillets 
allergnädigft zu entfchließen geruhet, daß, nachdem fich fehen häufige 
Unglüde bei den Schotter: und Lainıgruben zum Ziegelmachen, da— 
durch ergeben haben, daß man in den einen wie in andern, um eher 
auf den Schotter oder Laim zu kommen, und die mehrern Arbeitsko— 
ften zu erfparen, nur die obere Erde untergehölfcht hat, ohne zu er: 
wägen, da der Theil ober der ausgehölfchten Erde endlich einftürgen 
muß, um dieſem fchädlichen Uebel, welches blos aus der Habfucht der: 
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jenigen , fo derlei Gruben benugen, entfpringt, für die Zukunft abzu: 
belfen, mittelft eined eigenen Circulared an gefammte Inhaber oder 
Pächter folder Gruben, der nachdruckſamſte Befehl erlaffen werden 
fe, das bei Grabung derfelben die Erde immer von oben herunter 
weggeräumt, und folchergeftalten Abdachungsweiſe bis an den Schotter 
oder Faim gegraben werden fell, und dieſes bei zu befahren habender 
fchärfefter Strafe, aud haben die Nichter und Gemeinden um fo mehr 
auf die Beobachtung diefer Anordnung zu wachen, und im Uebertre- 
tungsfalle die Anzeige davon fogleih zu machen, ald nur heuer allein 
mehrere Menfchen auf diefe Art elend zu Grund gegangen, oder we: 
nigftens ſtark befchädigt worden feyn follen. 

Welche a. h. Entfchliefung derfelben mit dem Auftrag hiermit 
befannt gemacht wird, hiernach das höchft anbefohlene Cirfulare an 
geſammte Inhaber oder Pächter dergleichen Gruben zu erlaſſen, und 
nicht nur allein den Gemeinden die Aufmerkffamfeit auf die Befol—⸗ 
gung fchärfelt einzubinden; fondern auch den Kreisämtern mitzugeben, 
daf fie bei ©elegenheit der vornehmenden Bereifungen auf den richtis 
gen Vollzug unter einem invigiliren follen. 


BAG. Niederöfterreihifche Regierungs: Verordnung vom 1. Zuli 
1800, 3. 11,426, an die vier E, k. K. Aemter. 


Die häufig vorkommenden Anzeigen, daß Leute bei dem Schotter- 
und Lehmgraben verunglückt und erfchlagen werden, liefern einen un: 
widerfprechlichen Beweis, daß die in diefem Bezuge unterm 29. Zuli 
erfloffene und unterm 6. Auguft 1784(345) ſämmtlichen Behörden be» 
Fannt gemachte a. h. Vorſchrift entweder fehr nachläßig beobachtet werde, 
oder wohl gar in gänzliche Vergeſſenheit gekommen fei. 

Es wird daher ſämmtlichen Kreisamtern aufgetragen , diefe Vers 
ordnung durch ein eigenes Kreisfchreiben den fämmtlichen hierländigen 
Dominien und dur dieſe den Ortsgerichten wieder in Erinnerung zu 
bringen, und ihnen die allergenauefte Darobhaltung mit dem Beilage 
zur unabweichlichen Pflicht zu machen, daß man diejenigen Dominien 
und Ortsgerichte, denen Fünftig eine diesfällige Nachläffigkeit zur Laſt 
fallen wird, nicht nur zur ftrengften Verantwortung, fondern auch zur 
angemeffenen Strafe, und nah Umſtänden felbft zur Entfchädigung 
des Verunglückten unnachſichtlich verhalten werde. 

Diefer Verantwortung vorzubeugen, ift den Dominien aufzutragen, 
die beftehenden Schotter» und Lehmgruben alfogleih entweder felbft zu 
unterfuchen , oder bei entfernteren Gemeinden durch die Ortsrichter un: 
terfuchen, und die etwa beftehenden Gefährlichkeiten auf der Stelle 
befeitigen zu laffen, Eünftig aber ununterbrochen zu wachen , daß der 
Schotter oder der Lehm nie anders ald nach der erwähnten höchſten 
Vorfchrift gegraben, und folglich zu deren Erhaltung immer von oben 
der Anfang gemacht, nie ganz fenfrecht fortgefahren, fondern immer 
etwas abfchüffig oder abhängig zu Werke gegangen werde. 

Uebrigens haben die Kreis⸗Commiſſäre bei den vorfehriftmäßigen 
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Kreisbereifungen auf die Beobachtung diefer Vorſchrift das genauefte 
Augenmerk zu richten, die diesfälligen Gebrechen abzuftellen, und dar: 
über nah Vollendung der Reife, wie über die andern Gegenftände 
ju relationiren. 


347. Niederöfterreichifche Regierungs: Verordnung vom 30, März 
1817, 3. 12,762, an bie vier Ef. K. Aemter und an bie f, k. 
Straßenbau:Direction, 


(Kropatfchet’s Geſetzſamml. vom 3. 1817.) 


Bei den wiederholt eintretenden Fällen, daß die in den Schotter- 
gruben arbeitenden Leute durch das Einſtürzen der Geftätten verunglüs 
en, wird es nothwendig, auf Vorſichtsmaßregeln zu denken, ähnli- 
chen Creigniffen zu begegnen. 

Die nothwendigfte ift das fo gefährliche Untergraben der Schotter: 
geftätten zu befeitigen. 

Die Regierung trägt daher unter Einem der Straßenbau = Direc- 
tion auf, die Schotterfontrahenten nachdrücklichſt anzuweiſen, genau 
darüber zu wachen, daß die von ihnen gedungenen Arbeitsleute ſich des 
Untergrabens der Geftätten bei Erzeugung des Schotters enthalten, 
und diefen Kontrahenten zugleich zu bedeuten, daf fie für jeden ein- 
tretenden derlei Unglücksfall verantwortlich gemacht, und bei einer ihrer- 
feitö unterlaufenen Nacläffigkeit zur firengften Beftrafung gezogen 
werden würden. 

Das Kreisamt wird von diefer Anordnung zu dem Ende in die 
Kenntniß gefegt, um bei einem fich ergebenden Unglücsfall gegen die 
Schuldtragenden mit aller Strenge das Amt zu handeln. 


XIV. Vorfhriften zur Hintanhaltung Förperlider 
VBerlegungen bei Anwendung von Aufzugsfeilen. 


BAS. Nieder - Defterreichifche Regierungs-Verordnung vom 1. Juni 
1832, 3. 27,776, an ben Br. Magiftrat und die k. k. Pol, 
Ob. Dir. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nied. Defterr. vom Zahre 1832.) 


Es ift von den Fompetenten Kunftverftändigen die Ueberzeugung 
ausgefprochen worden, daß den Unglücksfällen, welche bei Anwendung. 
von Aufzugfeilen duch ihre nicht gehörige Befeftigung zu entftehen 
pflegen, dadurch am wirkfamften begegnet werden Eonnte, wenn das 
zum Aufziehen beftimmte Ceil auf Eine Klafter in der Länge 
eingefpiget, fomit das zum Aufziehen beftimmte Seil in einer Länge 
von einer Klafter aufgelöfet, in zwei Hälften abgetheilet, und fohin eine 
Hälfte in die andere eingeflochten wird, wodurd eine vollfommene, 
Feine andere Verbindung mehr benöthigende Schlinge gebildet wird. 

Der Magiftrat erhält demnach den Auftrag, jenen Gewerbsleus 
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ten, welche fi) der Seile zum Aufziehen der Menfchen in Körben be: 
dienen, diefe Manipulation für die Zukunft vorzufchreiben, und auf 
deren genaue Befolgung zu wachen. 

Dem Antrage des Magiftrates, die Unterlaffung der Einfpigung 
als eine ſchwere Polizei = Uebertretung zu erklären und zu beftrafen, 
findet die Regierung Feine Folge zu geben, und die um fo weniger, 
weil jeder Gewerbsmann ohnehin für die Erfüllung der ihm obliegen- 
den Pflichten zu haften und verantwortlich zu fein hat, folglich wenn . 
aus diefer Vernachläffigung die Merkmahle einer ſchweren PolizeisUe- 
bertretung hervorgehen, gegen den Schuldigen die entfprechende Amts 
handlung ohnehin eingeleitet werden muß. 


XV. VBorfhriften zur Hintanhaltung förperlider 
Verlegungen bei Benützung von Schwefelraude 
rungs: Apparaten. 


319. Hofkanzlei: Decret vom 6. April 1820, 3. 9195, an 
fümmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Girc, vom 6. Mai 1820, 
8. 17,497; ob der Ennö’fche Neggsd. Ver. vom 24. April 1820, 
3. 7448; fleiermärfifche Gub, Ver. vom 26. April 1820, 3. 
8697; tirolifche Gub. Ver. vom 8. Mai 1820, 3. 83985 Gub. 
Der, für Sliyrien vom 5. Mai 1820, 3. 5220; mähriſch » fehle: 
fifhe Gub. Ver. vom 25, April 1820, 3. 10,953; Ver. bes 
böhmischen Gub. vom 24. April 18320, 3. 20,372; Ber. des 
galizifchen Gub. vom 9. Mai 1820, 3. 20,281. 


(Allg. yolit. und Prev, Geſetzſamml. für Niederöfterreich , Oberöfter- 
reih, Steiermark, Tirol, Kärnthen und Krain, Mähren, Böhmen 
und Galizien vom 3. 1820.) 


Um Unglücfsfällen durch den Gebrauch der Schwefel: Näudes 
rungs⸗Apparate vorzubeugen, wird in Folge hohen Hofkanzlei-De— 
cretes vom 6. v. M. verordnet, daß jeder ſolche neu verfertigte Ap— 
parar vor feinem Gebrauche in Wien durch den Sanitätd » Magifter, 
außerhalb Wien aber von einem öffentlichen Sanitäts = Beamten bes 
fihtiget, und von diefem nach Umftänden der Gebrauch entiweder zu— 
geftanden oder verweigert werden muffe. 

Auch wird die wirkliche Anwendung folder Apparate ohne Inter: 
venirung eined Arztes für feinen Fall geftattet. 


XVI. Borfhriften zur Hintanhaltung Förperlider 
Verlegungen bei Anlegung von Fangeifen. 


330. Auszug aus dem Sagdpatente vom 28 Februar 1786, 
repubiicirt in Zirol durd) Verordnung der Gentral- Organifirungss 
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Hofcommiffion vom 17. Auguft 1816, Gub. Ber. vom 12. Sept. 
1816. 


(8. Joſeph. Gefegfamml. vom Jahre 1786 ; Prov. Geſetzſamml. für 
Zirol vom Sabre 1816.) 

$. 6. Bangeifen und Schlingen zu legen und Wolfsgruben zu 

machen, wird zwar jedem Jagdbefiger in feinem Banne geftattet, zur 

Verhütung alles Schadens und Unglücks aber, müffen dabei folche 


Zeichen aufgeftecft werden, die von Zedermann wahrgenommen und 
erfennet werden können *). 


XVDO. Vorſichten zur Hintanhaltung Förperlider 

Berlegungen bei Anlegung von Scdiefftätten. 

331. Nieder: Defterreichifche Negierungs » Verordnung vom 1. Au: 
auft 1783, Nr. 183. 


— — Hiernächſt ift wirkfamft darauf zu fehen, daß Eünftig be: 
fonders auf Dörfern Feine neue Schießftätte errichtet werde. 


XV. VBorfihten zur Hintanhaltung Eörperlider 
Verlegungen durch Abfeuernpon Pöllern. 


352. Hoffanzleis Decret vom 6. Jänner 1825, 3. 678, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Neggs. Ver. vom 18. Jänner 1825, 
3. 3245, an die k. k. K. Aemter, und an die k. k. Pol. Ob, Dir. ; 
ob der Enns'ſche Reggd. Ver. vom 20. Jänner 1825, 3. 1088; 
fteiermärffche Gub, Ver, vom 18. Jänner 1825, 3. 12715 tirol’ 
ſche Gub, Ver. vom 26. Jänner 1825, 3. 1247; Ber. des Gub. 
für Krain und Kärnthen vom 27. Jänner 1825, 3. 804; Ber, 
des mährifchen Gub. vom 21. Jänner 1825, 3. 1294; böhmi- 
ſche Gub, Ver. vom 26. Sänner 1825, 3. 2766; galizifche 
Gub. Ber. vom 27. Sänner 1825, 3. 3372. 

(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. vom 3. 1825, für Nieder- 
Defterr., Ober:Defterr., Steiermark, Tirol, Krain, Mähren, Böh⸗ 
men und ©alizien.) 

Verfchiedene, zur allerhöchften Kenntniß gelangte Unglücksfälle, 
die fich bei dem Abfeuern von Pöllern bei feftlihen Gelegenheiten er: 
gaben, haben eine allerhöchſte Anordnung veranlaffet, zu Folge deren 
dem Kreisamte zur Pflicht gemacht wird, gehörig darüber zu wachen, 
und das Erforderliche zu verfügen, daß, in fo fern das Abfeuern von 


*) Die gleiche Verfügung ift auch im Tractat de jur, incorp. Tit. XIV» 
$. 8 enthalten. 
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Pöllern und Schießgewehren bei feftlihen Gelegenheiten Statt findet, 
nur ſolche Poller und Gefhüge von was immer für einer Gattung 
oder Feuergewehre gebraucht werden, die man ohne Gefahr laden und 
abfeuern Fonne; daß zur Ladung und Abfeuerung aller Gattungen von 
Teuergewehren und Pöllern ꝛc., bloß ſolche Individuen verwendet wer: 
den, welche der dießfäligen Manipulation ganz Eundig find, und daß 
dabei alle nur mögliche Vorficht beobachtet werde, um weder das Ei— 
genthum noch das Leben eines Menfchen der Gefahr irgend einer Ver: 
letzung oder Beſchädigung auszufegen. 


XIX. Vorfibten zur Hintanhaltung förperlider 
VBerlegungen in Mühlen, durh Zerfpringen der 
Mühlfteine (Läufer) 


353. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 2, Mai 1833, 
3. 16,610. 


(Prov. Gefegfammf. für Böhmen vom 3, 1833.) 


Da fih von Zeit zu Zeit Fälle ereignen, daß in den Mahlmüh— 
len die Mühlſteine (gewöhnlich Läufer genannt) während des Mah— 
lens fpringen und die Stücke davon fehr oft mit großer Gewalt her: 
umgefchleudert werden, fo daß nicht nur die Mühlwerke und Geräth: 
fhaften bejchädigt, fondern felbft das Leben der Muühlarbeiter und 
Mahlgäſte gefährdet wird, fo ift ed aus öffentlichen Ruͤckſichten noth- 
wendig, Mafiregeln in Anwendung zu bringen, durch welche derlei 
Gefahren nah Möglichkeit befeitiget werden. 

Das k. k. Landesgubernium hat daher befchloffen, folgendes Ver⸗ 
fahren zur allgemeinen Richtſchnur vorzuzeichnen: 

1) Vor allem Andern erheiſcht es die Vorfiht, daß die Mühl: 
fteine (Läufer) nur aus einer, ihrer Qualität nach hiezu vollfommen 
geeigneten reinen, von allen Riſſen und Klüften freien harten Felſen— 
mafle gebrochen und erzeugt werden; worauf die politifchen Ortsbe— 
börden ihr Augenmerk zu richten haben. 

2) Die Erzeuger der Mühlſteine haften für die gute Eigenfchaft 
eines jeden zum Gebrauche abgegebenen Mühlfteines, und unterliegen 
mit allen Theilnehmern überdieß der Amtshandlung nach den Straf: 
gefegen, wenn die bei der Bearbeitung des Felfenftüces zu Mühl— 
fteinen bereits beftandenen Mängel durh Verſchmierung, Werfit- 
tung, Verftaubung unfenntlih gemacht, und dem Käufer verheim: 
licht werden. 

3) Da aber auch durch die Anwendung von fehlerfreien, voll: 
kommen brauchbaren Muüplfteinen die Gefahr des Zerfpringens noch 
nicht gänzlich befeitiget wird, und nach den im ganzen Lande gemach— 
ten Wahrnehmungen oft Fälle vorkommen, daf bei der Verfegung der 
fogenannten Muhlhaube und deren Verfeilung, bei dem Umfturzen 
und Wiederaufziehen des gefchärften Mühllaufers, oder durch allzu 
große Gefhwindigkeit des Umfchwungs die Mühlfteinläufer berften, 
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befonders wenn die Mühle gleichfalls aus Unvorfichtigfeit ohne Ge: 
treide - Auffchüttung leer gehend gelaffen wird, fo werden alle Mühl- 
befiger aus Polizei » Rückjichten hiemit fireng verpflichtet: 

Ale Mühlſteine (Täufer) mit ftarken hölzernen Reifen, entweder 
durchaus von oben bis hinunter, oder doch wenigftend mit 10 — 12 
Stück derlei Reifen zu verfehen oder abzjubinden; im legteren Falle 
müffen die Reife in gleichen Zwiſchenräumen, jedoch insbefondere an 
den beiden Enden gleichförmig horizontal angebracht werden, um das 
Zerftauben des Mehls möglichit zu verhüten. Die Neife hiezu mülfen 
übrigens entweder von jungen Eichen, oder aber von frifchen und noch) 
zähen Birken, gleich den Binderreifen zufammengefügt, und die Schlie- 
fung mit jungen Weideruthen umwunden und befeftiget werden. 

Die Muhlläufer können aber auch mit 2 oder 3 Stück eifernen 
Reifen ftatt der hölzernen eingefaßt werden, jedoch muß in dieſem 
Falle ausfchließend fteirifches Eifen verwendet, und die Reifen in der 
Breite von 2 Zoll und in der Stärke von Yı Zoll genau angepafit 
werden. Die Wahl, ob hölzerne oder eiferne Reifen dazu verwendet 
werden wollen, wird dem Müplbefiger freigeftellt, und nur bemerkt, 
daß die meiften Muüplverftändigen die Benügung der hölzernen Reifen 
nad der oben angegebenen Art als vorzugsmwürdiger erklärt haben. Die 
politifhen Behörden haben darauf zu fehen, daß die Muhlfteinläufer, 
wenn einige Mühlen ſich der eben angeordneten Umfaffung mit Rei: 
fen in der bemerkten Art bisher nicht bedient hätten, fogleich damit 
verfichert und ſtets in dem beften Stande hiernach erhalten werden. 
Die Lofalbehörden werden übrigens angewiefen, bei der ihnen nad) 
der Mühlordnung vom 1. December 1814, $. 19 auferlegten monat: 
lichen Nachſicht des Bauftandes der Mühlen, auch die ordentliche Be— 
fchaffenheit der Läufer zu unterfuchen. 

Die Unterlaffung der ordentlihen Verſicherung der Läufer ift nad) 
der Mühlordnung zu ahnden, und für deren jedesmalige fogleiche 
Verfiherung die Amtliche Worfehrung aus Polizei = Nücdfichten zu 
treffen. 

Endlich ift der Mühlbeſitzer dafür verantwortlih, daß bei Einle- 
gung eines neuen Müplfteined (Läufer) der Mühlgang von einem be: 
reits erfahrenen Mühlarbeiter oder MWerkführer beobachtet, und ein 
jedes unvorfichtige Annähern durch längere Zeit hintangehalten werde, 
und daß alle im Eingange ded 3, Abfages angedeuteten, dad Berſten 
der Müplfteine aus Mangel an gehöriger Vorfiht verurfachenden Ge— 
brechen auch von Seite feiner im Dienfte ftehenden Mühlarbeiter,, für 
die. er in jeder Beziehung zu haften hat, vermieden werden. — 


XX. Vorfhriften bei Ertheilung der Berechtigung 
zur Erzeugung pyrotehnifcher Oegenftände und Hint— 
anhaltung förperliher Verlegungen. 

334. Hofkanzlei: Decret vom 8, April 1830, 3. 7311, an 
. fämmtl, Länderftellen; n, ö. Reggd, Circ, vom 20. April 1830, 

Lügenau’d Geſetzſammlung. I, Bd. 24 
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3. 20,365; ob ber Enns'ſche Reggs. Ber, vom 20. April 1830, 

3. 10,877, fteiermärfifche Gub, Ber. vom 21, April 1830, 

3. 72215 tirol’fches Gub, Circ. vom 30. April 1830, 3. 81335 

Ber, des illirifchen Gub, vom 23. April 1830, 3. 9096; mäh— 

rifches Gub. Decr. vom 22, April 1830, 3. 13,7785 böhmifche 

Sub. Kundmahung vom 24. April 1830, 3. 16,329; galizifche 
Bub. Ber. vom 2. Mai 1830, 3. 25,127. 


(Allg. yolit. dann Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr., Ober-Des 
fterr., Steiermark, Tirol, Sllirien, Mähren, Böhmen und Galizien 
vom 3. 1830.) 


Die große Gefahr, welche mit der Erzeugung und mit dem Ver— 
ſchleiße pyrotechnifcher Gegenſtände (Feuerwerksförper) für die Ge: 
fundheit, für das Leben und für das Eigenthum verbunden ift, macht 
es unerläßlich, diefen in Eeiner Beziehung nothwendigen Zweig der 
Gewerböbetriebfamkeit einigen Befchranfungen in Hinſicht auf die Be: 
rechtigung zur Erzeugung und rückfichtlich der Art der Ausübung diefer 
Berechtigung, und in Beziehung auf den Verkauf diefer Fabrikate zu 
unterziehen. 

Die Regierung findet hiernach mit Genehmigung der hohen Hof: 
Fanzlei vom 8., empfangen den 17. diefes Monathes, zu beftimmen, 
daß Fünftighin die Berechtigung zur Erzeugung der Feuerwerksförper 
ſowohl für die Stadt Wien ald für das flache Land bei der Landes⸗ 
ftelle anzufuchen fei, wobei fi der Befugnißwerber nicht nur über 
feine Kenntniffe in der Yabrifation diefer Erzeugniffe genügend aus- 
zuweiſen, fondern auch das Verfahren, nad) welchem er hierbei vor- 
zugehen gedenft, in einer umftändlichen Befchreibung genau anzugeben 
haben wird. 

Die Ausübung einer von der Negierung erlangten Berechtigung 
Fann nur in einem, aus leichtem Materiale erbauten, und wenigftens 
30 Klafter von jedem Gebäude und von. der Straße entfernten Locale 
geftattet, und die Transferirung eines ſchon beftehenden Laborato- 
riums an einen anderen Ort, nur mit Bewilligung der Landesſtelle 
Statt finden. 

Endlih wird der Verkauf der Beuerwerköförper nur auf den Ers 
zeuger felbft befchränft, und es ift demfelben nicht geftattet, einen 
Dritten zum Verſchleiße derfelben zu beftellen. 

Da übrigens nicht felten zur Erzeugung der Feuerwerkskörper gift: 
haltige Stoffe verwendet werden, fo ift jeder Fabrikant pyrotechnifcher 
Gegenftände für die genauefte Beobachtung der wegen Aufbewahrung 
der Gifte beftehenden Vorfchriften verantwortlich zu machen. 


Begriff von Eörperlihen Verlegungen nad 
dem Dienftbotenpatente. 
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35353. Auszug aus dem Dienftbothen- Patente vom 1. Mai 1810, 
für die Stadt Wien. 


(lg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1810.) 
$. 49. 


Dienftgefinde, das unter was immer für einem Vorwande, ſich 
einer ihm zukommenden Verrichtung weigert, wofern die häuslichen 
Zuredhtweifungsmittel nicht zureihen, Fann nicht nur durh Anru— 
fung ber Polizeibehörde zur Erfüllung feiner Pflicht angehalten, fon: 
dern auch zum Erfage dur Abdienen oder Abzug vom Dienftlohne 
verurtheilt werden, wenn, wie diefes infonderheit bei der arbeitenden 
Claſſe der Fall fein Fann, dem Dienfthälter aus der Weigerung Scha- 
den erwachfen wäre. 


$. 50. 

Sefchehe die Weigerung unter Umftänden, wodurd der Dienft: 
herr feine Yamilie oder auch nur jemand von den Hausgenoſſen Ge— 
fahr läuft, oder in eine große Verlegenheit gefegt würde, 
Beifpielsweife in einer Krankheit, bei Perfonen, die Alter oder 
Förperliche Gebrechen unbehelflih machen; fo ift der Fall, nad dem 
$. 183 des Strafgefepes, als eine ſchwere Polizei: Uebertretung zu 
betrachten, insbefondere aber bei einem wirflih erfolgten Nachtheile 


nah Maß der Perfonen und Umftände, mit Arreſt von drei Tagen 
bis zu drei Monaten zu beftrafen. 


$. 90. 
Die Öffentliche Sorgfalt findet ſich aber bewogen, „ ,Werfuhter 


/ 
bei folgenden Uebertretungen gegen die Sicherheit des Le: “rtmon. 
bend, noch eigene Vorfcriften zu geben, und die Beftra- 
fung inöbefondere zu beftimmen. Wann Jemand mit 
dem Vorſatze, fi) das Leben zu nehmen, ſich verwundet, 
oder verletzet, ift derfelbe, dafern er von Vollendung 
ded Selbſtmordes aud eigener Neue abgeftanden, vor die 
Obrigkeit zu fordern, und ihm über die Abfcheulichkeit 
feines fo viele Pflichten verlegenden Unternehmens, eine 
ernite Ermahnung zu geben. 
(Siehe die Novellen bei F. 92.) 


$. 9. 


Iſt die Ausführung nur zufällig, oder wider Willen Wann, er zu⸗ 
des Thäters unterblieben; fo ift derfelbe in fichere Wer: gene “nrerötler 
mahrung zu bringen, und fo lange unter ftrenger Auf: 

24 
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fiht zu behalten, bis er durch fittlihe, und phyſiſche Heil: 

mittel zur Vernunft, und dem Erfenntniffe feiner, dem 

Schöpfer, dem Staate, und fid felbit fchuldigen Pflicht 

zurüdgeführet, über das Begangene Reue zeiget, und 

für die Zukunft dauerhafte Befferung erwarten läßt. 
(Siehe die Novellen bei $. 92.) 


Begriff der fiheren Verwahrung. 


336, Niederöfterreichifche Regierungs-Berordnung vom 9. April 
1828, 3. 17,761, an den Wr. Magiftrat. 


Da dem Richter nicht geftattet it, von den Beftimmungen des 
Geſetzes abzuweichen, oder fich eine willfürlihe Ausdehnung desfelben 
zu erlauben; fo hat fich der Magiftrat zc. in Beziehung auf das Verfah- 
ren mit den des Selbftmordverfuches fchuldigen Individuen genau nach dem 
Wortlaute des Geſetzes zu benehmen, fomit fihere Verwahrung 
von Verhaft, und firenge Aufſicht von Arreſt wohl zu un: 
terfcheiden, und bei Uebertretern diefer Art das Augenmerk abgefehen 
von der vorfchriftmäßig vorzunehmenden Unterfuchung und Fällung des 
Erfenntniffes ausſchließend dahin zu richten, daß durch zweckmäßige 
Anwendung der vorgezeichneten Heil: und Bejferungsmittel gegen foldye 
verirrte Individuen die Fare und wohlthätige Abficht des Gefeggebers 
erfüllt werde, daher dann, fo ſchwierig ed auch bei den dermaligen be— 
ſchränkten Localverhältniffen, an welche die Sanitätsabtheilung des 
Magiftrates über fchwere Polizei-Llebertretungen gebunden fein mag, 
bei vorfommenden Fällen nach Ihunlichkeit die geeigneten Mittel ange: 
wendet werden müſſen, um das Verfahren gegen dergleichen Uebertre= 
ter nach den Beſtimmungen des Gefeges zu ordnen und zu vollziehen. 

Aehnlihe Mafregeln find ohnehin auch bei dem Verfahren gegen 
Unmündige gemäß SS. 29 und 442 des II. Thls. des Strafgefeges zu 
beobachten. 


$. 92. 


peoen vollends Sit der Tod wirklich erfolget, fo wird der Körper 

en Selbſtmörders, blos von der Wache begleitet, an 
einen außer dem Leichenhofe gelegenen Ort gebracht, und 
durch gerichtliche Diener vericharret, 


Die VBerfharrung der Leihe eines Gelbfimörders 
darf niht durch Abdeder oder Wafenmeifter vorge 
nommen werden. 

357. Ob der Ennö’fches Regierungs:Decret vom 25, Dezember 
1823, 3. 28,577. 


356 — 339. 373 
(Prov. Gefegfamml. für Oberöfterr. vom J. 1823.) 


Da die Landesftelle bei Gelegenheit mehrerer vorgelegten Vers 
handlungen über vorfägliche Selbftmorde bemerfet hat, daf einige Un- 
terfuhungsgerichte gefegmäßig fanden, dafi der vorfägliche Selbſtmör— 
der durch den Wafenmeifter außer dem Kirchhofe verfcharret werde; 
der $. 92 des IT. Iheiles des Strafgefegbuches hingegen deifen Ver— 
fharrung durh gerihtlihe Diener befiehlt, und da der Waſen— 
meifter nicht in diefe Kategorie gehört; fo find die ſämmtlichen Unter: 
fuhungsgerichte anzuweiſen, bei vorfallender Nothwendigkeit einer fol= 
hen DVerfcharrung ſich des Wafenmeifterd nicht zu bedienen, fondern 
ſich ftrenge nach dem obigen Gefege in derlei Fällen zu benehmen. 


Borfhriften in Bezug auf die ftille Beerdigung fol: 

her Selbftmörder, bei welchen die Unterfuhung we: 

gen Mangel rehtliher Beweiſe aufgehoben wurde; 

dann jener, welche vor gefchloffener Unterfuhung 

und gefälltemürtheile beerdigt werden müffen; dann 

in Beziehung auf die Anzeige der muthmaßlichen Ur: 
fahe des Selbftmordes *). 


338. Hofdecret vom 9., kundgemacht von dem mährifch-fchlefi- 
Ichen Landesgubernium den 22. Mai 1807. 


(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1807.) 


Für eine Perfon, welche fich ſelbſt entleibt hat, darf Fein 
feierliche Seelenamt gehalten werden, fondern für felbe find auf Ver: 
langen der Verwandten ftille Meſſen zu lefen, und Eonnen felbe auch 
in die fogenannten Todtengebete nach der Predigt eingefchloffen werden. 


339. Berordnung des böhmifchen Guberniumd vom 15. Mai 
1807. 


(Kanka's Handbud.) 


Wie fih in AUnfehung der Beerdigung jener Selbftmorder, welche 
zur Zeit bed an fich verübten Selbftm ordes erwieſener Mafen ihrer 
Sinne beraubt, folglih wahnfinnig waren, zu benehmen fei, wird 
bedeutet, daß derlei Perfonen nah dem 9%. $. des Strafgefeges nicht 
zu behandeln, fondern auf dem gewöhnlichen Gottesacker, jedoch in 
der Stilfe und ohne allen Prunf zu beerdigen feien. 





*) Eine Unterabtheiluny der Materie ift bei biefen Novellen bewegen un 
terblieben, weil beinabe jede derfelben über mehrere aufgemworfene Zwei— 
fel Auſſchluß gibt. 
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360, Verordnung des böhmifchen Guberniumsd vom 13. Auguft 
1818, 3. 37,093. 


(Borſchitzky's Handbuch.) 


Es haben fich mehrere Fälle ergeben, wo bei denjenigen Selbft: 
mördern, welche ſich ihr Leben nicht mit voller Befinnung genommen 
und diefe That in einem Anfall von Wahnfinn verübt haben, bie 
Beerdigung auf dem Kirchhofe von dem Landvolfe gewaltthätig ver: 
hindert werden wollte. 

Da diefes blos in einem Worurtheile und einer ganz unrichtigen 
Deutung und Auslegung des Geſetzes, welches verordnet, daß der 
Körper des Selbftmörders an einen außer dem Leichenhofe gelegenen 
Ort gebracht, und durch gerichtlihe Diener verfcharrt werde, feinen 
Grund hat, fo wird dem — aufgetragen, das Landvolk durch die 
Geelforger über die eigentliche Abficht des Gefeges und den befondern 
Umftand,, daß diefe Beerdigung außer dem Kirchhofe nur bei denjenis 
gen Öelbftmördern, welche diefe That mit voller Befinnung verübt 
haben, ihre Anwendung findet, gehörig belehren zu laſſen. 


361. Verordnung des böhmifchen Landespräſidiums vom 12. Fe: 
bruar 1821, 3. 1089. 


(Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom 3. 1821, und utta’fche 
Geſetzſamml.) 


Die k. k. Kreisämter haben ſämmtlichen Dominien und Magi— 
ſtraten zu bedeuten, in jenen Fällen, wo in den monatlichen Polizei: 
berichten auch verübte Selbftmorde aufgeführt werden, inmer zugleich 
die erhobene oder muthmaßliche Urfache der Selbitentleibung fumma- 
rifch zu bemerken. Jedoch verfteht es ſich von felbft, daß es hiedurch 
von der Vorſchrift, Eraft welcher dergleichen Vorfälle auch mittelft ab- 
— Berichten an das Landespräſidium anzuzeigen ſind, nicht 
abkomme. 


362. Hofkanzlei-Decret vom 28. Juli 1826, 3. 20,531; 

n. d. Reggs. Ber, vom 26. September 1827, 3. 52,827, an 

das K. AM V. U. W. W.; dann n. ö. Reggs. Ver, vom 18, Mai 

1837, 3. 27,609, an die ka k. K. Aemter V. O. W. W., 
O. M. B. und U. M. B. 


(Prov. Geſetzſamml. für Nieder-Oeſterr. vom Jahre 1837.) 


Der II. Theil des Strafgefegbuches erklärt den vollbrachten wie 
den verfuchten Selbftmord als fchwere SPolizei-Uebertretungen, und ver- 
— nach dem Wortlaute des $. 90 dagegen ausdrücklich die Be— 

rafung. 
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Bei diefem gefeglichen Ausfpruche erübrigt der einfchreitenden Be— 
hörde nichts anders, als beim vollbracdhten Selbftmorde eben fo, wie 
bei jeder anderen ſchweren Polizei-Uebertretung vorzugehen, nämlich, 
* ordentliche gerichtliche Verfahren einzuleiten, und ein Urtheil zu 

öpfen. 

Da es zum Behufe diefes Urtheild und zur Werhängung der vom 
Geſetze ald Strafe ausgefprochenen Verfügung nothwendig ift, zu wiſ— 
fen, ob wirklich ein Selbftmord Statt gefunden hat, oder nicht, fo 
muß unterfucht werden, ob der Vorfag des Individuums, fich das Leben 
zu nehmen, erwiejen fei. 

Die Herftellung diefes Beweiſes bleibt um fo fchwieriger, als der— 
felbe nur durch die Ausfagen anderer Perfonen und durch die begleis 
tenden Mebenumftände geführt werden Fann, daher ed auch um fo 
nothivendiger wird, in ähnlichen Fällen mit möglichfter Umſicht vor: 
zugehen. 

Sn fo fern der Selbftmord durch den Worfag bedingt ift, find im 
Allgemeinen allerdings diejenigen Beltimmungen anwendbar, die im 
$. 2 des I. Iheiles des Strafgefeges ald den Vorfag ausfchliefend be: 
zeichnet find, 

Außerdem läßt fich nicht wohl ein beftimmter Anhaltspunkt für 
die Beurtheilung der Zurechnung vorzeichnen , die vielmehr nur dem 
vernünftigen Ermeflen des Richters überlaffen werden muß, indem es 
Fälle geben kann, wo, ohne dafi eben ein ausgefprochener Wahnfinn 
oder eine offenbare Krankheit vorhanden wäre, auch ein ähnlicher mo- 
mentaner Zuftand auf Körper und Gemüth einzumirfen und die un: 
glückliche Ihat herbeizuführen vermag. 

Die Gränzlinie zwifchen der vorfäglichen und unverfäglichen That 
ift hier immerhin höchſt fchwanfend, und bei der Schwierigkeit eines be- 
ftimmten Ausfpruches über die eine oder die andere Cigenfchaft er: 
fcheint es in zweifelhaften Fällen allerdings gerathener und minder bes 
denflih , die Wermuthung des Beſſeren zu Gunften des Todten ein- 
treten zu laffen, als der Möglichkeit Naum zu geben, einen Unfchul: 
digen gegen den überall ausgefprochenen Geift der Gefepgebung als 
Selbftmörder zu erklären. 

Das von dem Wiener Magiftrate in folhen Fällen bisher beobachs 
tete Verfahren ift dem Gefege entfprechend, und es it daher in fo 
lange, bis etwa für diefen Gegenſtand der Straf-Geſetzgebung eine 
Aenderung angeordnet wird, aufrecht zu erhalten. 

Sn fo fern jedoch in ähnlichen Fällen, wo die Unterfuhung aus 
Abgang des rechtlichen Beweiſes der Zurehnungsfähigkeit aufgehoben 
wird, dem Urtheile die Beftimmung beigefügt wurde, ber Leichnam 
fei im Stillen zu beerdigen, ift diefe Beftimmung nicht im Gefege ge: 
gründet, und diefelbe für die Zukunft aus dem Urtheile, als nicht 
binein gehörig, hinwegzulaffen. 

Würde eine Beftimmung diefer Art in ähnlichen Fällen etwa aus 
anderen rückſichtswürdigen Betrachtungen angemeffen erfannt, fo kann 
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diefelbe nur abgefondert von dem Urtheile, als eine eigene polizeiliche 
Anordnung erlaflen werden. 


363. Hoffanzlei: Verordnung vom 16. April 1830, 3. 7879, 
an fämmtliche Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 28. April 
1830, 3. 22,375, an die ka k. Pol. Ob. Dir, an die k. k. K. 
Aemter, den Wr. Magiftrat und die Hrrſchft. Schotten; ob der 
Enns’fches Reggs. Decret vom 30. April 1830, 3. 11,931; 
fteiermärfifche Gub. Ver. vom 4, Mai 1830, 3. 7938 5 tirolifche 
Gub. Ber. vom 4. Mai 1830, 3. 8829 ; iliyrifche Sub, Ber, 
vom 7. Mai 1830, 3. 10,020; mährifhe Gub, Ver, vom 
30. April 1830, 3. 15,064; böhmifche Gub. Ver. vom 6. Mai 
1830, 3. 18,086; galizifche Gub. Ver, vom 25. Mai 1830, 
3, 27,673 und vom 4. Mai 1832, 3. 25,313. 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nieder-Oefterreih, Ober: 
Defterreih, Steiermark, Tirol, Syrien, Mähren, Böhmen und 
Balizien vom J. 1830.) 


Ueber die bei der E. E. vereinten Hoffanzlei zur Sprache gekom— 
mene Frage: Ob der Leichnam eines des Selbſtmordes Ver: 
dädhtigen, der vor Beendigung der nah dem $. 92 des 
Etrafgefeges II. Thls. eintretenden Unterfuchung, wegen Gefundheits- 
rückfichten beerdigt werden muß, im ©ottesader oder in unge— 
weihter Erde zu beftatten, und ob die Unterfuchung nach fomit erfolg: 
ter Beerdigung noch fortzufegen fei? hat diefe Hofftelle im Einver- 
ftändniffe mit der Hofcommiffion in Zuftizgefegfachen folgende Grund: 
fäge zur Richtſchnur aufgeftellet : 

Da der Selbftmörder überhaupt Fein Gegenftand der Beſtrafung 
fein kann, und da die vom Geſetze feſtgeſetzte Beerdigung feiner Leiche 
in ungeweihter Erde, nur auf die Lebenden abfchrecfend wirken fol; 
fo kann, wenn die Beerdigung aus Geſundheitsrückſichten nothwendig 
wird, und wenn die über die That eröffnete Unterfuchung noch nicht 
zu Ende gediehen ift, bei dem fomit immer noch über den Selbftmerd 
obwaltenden Zweifel, die Leiche nur in geweihte Erde gelegt werden. 

Da aber daran gelegen fein muß, die Veranlaffung des Todes 
an und für fich zu kennen, und im Falle des erprobten Selbftmordes 
zu erheben, ob Bedrückungen, Gebrehen, Mißbräuche, Srrlehren, 
Aberglaube u. dgl. die Veranlaffung waren, fo ift audy nach der Beer: 
digung, die übrigens in aller Stille zu geichehen hat, die Unterfus 
chung fortzufegen ; die Leiche aber, wenn aud der Selbſtmord erwie- 
fen werden ſollte, ift nicht mehr in ungeweihte Erde zu übertragen; 
nachdem dieſes den gefelligen und religiofen Begriffen widerfprechen, 
und ftatt zur Abſchreckung, vielmehr zum Aergerniß dienen würde, 
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36H. Hoffanzlei: Derret vom 30. Mai 1833, 3. 11,447; 
böhmifhe Gub, Ver. vom 5. Juli 1833, 3. 27,272. 


(Prov. Sefegfamml. für Böhmen vom J. 1833.) 


Ueber eine geftellte und von dem k. k. Landesgubernium ber k. k. 
Koffanzlei vorgelegte Anfrage: was unter dem, in dem Hofkanzlei— 
Decrete vom 16. April 1830, 9.3. 7879 (363), vorkommenden 
Ausdrucke: fille Beerdigung der Selbftimörder zu verftehen fei? 
ift mit Hoffanzleis-Decrete vom 30. Mai 1, J., 9.3. 11,447, fol: 
gende Entfcheidung herabgelangt : 

„Durd den Ausdruck: Beerdigung, die in aller Stille zu ge- 
„ſchehen hat, deſſen fich das Hoffanzlei-Decret vom 16. April 1830, 
„H. 3. 7879 (363) bedient, wird die Einfegnung der Leiche von 
„den Priefter nicht ausgefchloffen, wohl aber ergiebt fich hieraus, daß 
„dabei Glockengeläute und Gefang zu vermeiden feien. 

„Mit diefer Anficht ftehen auch die von dem die Anfrage Stellen: 
„den im Berichte angeführten Beftimmungen, welche das jus commune 
„de sepultura suceidarum, und das rituale romano-pragense dieß- 
„falls enthält, Feineswegs im Widerfpruche, da diefelben blos von wirf: 
„lichen Selbftmördern fprechen, in dem dur die Vorſchrift vom 
„16. April 1830 (363) bezeichneten Falle aber gerade von Indivi— 
„duen die Rede ift, deren Selbftmord durch die dazu beftimmten Ge: 
„richte noch nicht erwieſen ift, wo es demnach gegen alle Gerechtigfeit 
„wäre, fie der bloßen Vermuthung wegen fehen als wirkliche Selbft: 
„mörder zu behandeln.” 


363. Hoffanzleis:Decret vom 12. Dezember 1842, 3. 29,884 ; 
n. 5, Reggs. Ber. vom 21. Dez. 1812, 3. 75,170, an die vier, k. 
Kreisämter, die k. k. Pol. Ob. Dir, und die Dominien in Wien, 


(Prov. Sefegfamml. für Nieder: Defterreih vom 3. 1842.) 


Die Eirhlihen NVorfchriften hinfichtlich der Beftattung der Selbft- ' 
mörder beitimmen, daß die vorfäglihen Selbftmörder ohne Eirchliches 
Begräbniß beerdigt werden (can. 12., caus. XXI. q. s.) die es 
aus Wahnfinn oder aus Geilteszerrüttung geworden find, Fonnen das 
volle Begräbniß haben (Barbosa lib.2. juris Eccl. cap. 10, et 49.). 
Die firafgerichtlichen Beftimmungen haben diefe Fanonifchen Vorfchrifz 
ten in fo fern verfchärft, als die vorfäglichen Selbſtmörder an einen 
außer dem Leichenhofe gelegenen Ort gebracht, und durch gerichtliche 
Diener eingefcharrt werden, und die es aus Wahnfinn oder Geiftes- 
jerrüttung geworden find, in Böhmen nah den Verordnungen des 
dortigen Guberniums vom 28. Zuli 1806 und 15. Mai 1807 (359) 
auf dem Leichenhofe, jedoch ohne Prunf begraben werden. 

Auf gleiche Weife wird ſich in Steiermark in Folge der Verord— 
nung des fteiermärfifchen Guberniums vom 21. September 1806 be: 
nommen. 
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An den übrigen Provinzen beftehen bezüglich der Selbſtmörder, 
die ed aus Wahnfinn oder aus Geifteszerrüttung geworden find, Feine 
Partifular-Verordnungen, wornach die Firhlichen Vorfchriften dieß⸗ 
falls Ziel und Maß geben. 

Bevor alfo entfchieden werden kann, ob der Selbſtmörder entwe⸗ 
der nad) einer oder ber andern Art beerdigt werden Fann, muß ing 
Klare geftelt werden, ob der Tod wirklich durch den Selbftmord er: 
folgt fei, und ob ſich der Thäter in einem Zuftande befunden habe, 
in welchem ihm die That zugerechnet werden Fann, weil ihm wie 
drigenfalls die kirchliche Beſtattung am Gottesader um fo 
weniger verweigert werden Fann, als die vereinigte Hofkanzlei felbft be— 
züglich der noch nicht fiber geftellten Selbftmorde mit einem Er— 
laffe vom 30. Mai 1833, 3. 1744745 (364), die Einfegnung 
der Leiche angeordnet hat. ° 


366. Hofkanzlei= Decret vom 17. Jänner 1845, 3. 1886; 
n. ö. Reggd Ver. vom 29. Jänner 1845, 3. 4397, an bie & k. 
K. Aemter, die k. &, Pol. Ob. Dir., das bifchöfliche Orbinariat in 
St. Pölten, die Hrrſchft. Schotten und die Hrrfchft, Lichtenthat. 


Seine Majeftät haben aus Anlaß einer fpeziellen Verhandlung 
in Beziehung auf das Verfahren bei Beerdigung der Selbftmörder 
nad Gröffnung der F. F. vereinten Hofkanzlei vom 17. d. M., 
3. 1886, mit allerhöchfter Entfchliefuug vom 14. d. M. Folgendes 
anzuordnen befunden: 

„In denjenigen Selbftmordfällen, wo die Zurechnungsfähigfeit 
des Ihäters für zweifelhaft erklärt wird, hat zwar deffen Beerdigung 
auf dem Kirhhofe, aber Fein feierliches Leichenbegängniß Statt zu 
finden." 


$. 93. 


8 Ba⸗ . F . 
en Eee Mer in Flüffen, oder Teichen außer den von der Be- 


ur dianen x. Hörde dazu beftimmten Dertern badet; ingleichen wer zur 
Winterzeit außer den dazu beftimmten Streden auf dem 
Eife fchleifet; mer endlich zur Zeit, da ed megen einge: 
tretener Gefahr verboten worden, fich dennoch über eine 
Eisdecke waget, ift mit Arreft von drei Lagen, bis zu 
einem Monate zu beftrafen *). 


*) Diefe über das Baden außer ben hierzu beftimmten Orten, erlaffene 
Geſetzesſtelle wurde in den einzelnen Provinzen wiederholt, und unter 
Belanntgebung ber Pläge, wo gebabet werben darf, für Wien und bie 
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Für Miederöfterreih und Wien. 


367. Niederöfterreichifches Negierungs + Circulare vom 8, Auguft 
1807, 3. 26,284. 


Ungeachtet der beftehenden vielfältigen Verordnungen, und zwar 
von den Jahren 1761, 1763, 1766, 1772, 1774, 1781, insbefon: 
dere aber vom 6. Auguſt 1799; wodurch das theils unfittliche, theils 
gefährlihe Baden an öffentlichen Orten und der Donau bei ftrengiter 
Geld: oder Arreftitrafe verboten wurde, fo ift doch, befonders im lau— 
fenden Sahre, mißfälligft wahrgenommen worden, daß das Baden 
an folhen Orten, vorzüglich aber in der Donau, wieder allger 
meiner, und bierbei nicht nur oft der Mohlftand fehr beleidiget, 
und die Sittlichkeit und Ehrbarkeit verleget werde, fondern daß fogar 
mehrere Menfchen durch ihr unvorfichtiges, muthwilliged Benehmen, be: 
fonders in folhen Gegenden, wo der Lauf des Stromes zu heftig, 
oder auch das Flußbett zu große Tiefe darbietet, das Leben verlo- 
ren haben. 

Die öffentliche Verwaltung findet fih daher veranlaft, das Ver: 
bot diefes unfittlichen und gefährlichen Badens mit der Erflärung zu 
erneuern: daß Zedermann, der dagegen handelt, von der Wache an: 
gehalten, in das Polizeihaus gebracht, und nah Mafigabe des 93. 8. 
des II. Iheiles des Gefegbuches über die fehweren PolizeirWlebertretun: 
gen, als ein folcher Uebertreter behandelt, und beftraft werden wird. 

Um aber dennoh dem Publifum eine gefahrlofe und anftändige 
Gelegenheit zu verfchaffen, gleichwohl zur nothwendigen Reinigung 
und Pflege der Sefundheit baden zu können; hat man in den Bahnen: 
ftangen-Waffer in der Brigittenau oberhalb den Wirthöhäufern, wo 
Fein gewöhnlicher Spaziergang ift, einen mit Pfählen bezeichneten und 
mit Seilen verficherten Ort zum Baden zubereiten laffen. 

Don diefem Bade ift Jedermann des männlichen Gefchlechtes der 
unentgeltliche Gebrauch geftattet, und man verfieht fih, daß hierbei 
ftrenger Anftand beobachtet, Gefchrei, Gedränge und leichtfinniges Bes 
nehmen forgfältigft vermieden, und fich der zur Handhabung der Ord- 
nung aufgeftellten Wache und Auffiht, in Allem zur Vermeidung der 
oberwähnten Behandlung und Strafe werde gefüget werden. 


— — — — — 


Provinz Rieder-O eſter reich durch die n.ö.Regierungs-Verordnungen 
vom 8. Auguſt 1807, 3. 26,2843 vom 29. Auguſt 1823, 3. 41,9530; 
vom 14. Mai 1829, 3. 25,830 5 vom 12. April 1832, 3. 18,137; 
vom 4. Juni 1837, 3. 32,0125 vom 11. Zuni 1838, 3. 33,265; vom 
21. Auguft 1839, 3. 47,55% mit Weifungen an die Unterbehörben re= 
publicirt,. Diefe wiederholten Kundmachungen habe ich wegen der Gleich: 
förmigfeit ihres Inhaltes mit dem Gefege nicht aufgenommen, und mid) 
auf die Aufführung Eines Girculares befchräntt, 
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Für Böhmen. 


368. Verordnung des böhmifchen Guberniumd vom 23. Juni 
1804. 


(Kanka's Handbud I. Bd.) 


Das k. Kreisamt hat genau darauf zu fehen, daß überall, wo 
fi Gelegenheit zum Baden darbietet, fichere Pläge dazu angemwiefen 
werden. Würde jedoch gegen diefe ausdrücliche Beftimmung gehandelt 
werden, fo ift unnachfichtli nach dem $. 93 dei Strafgefegbuches 
über ſchwere PolizeisWebertretungen fürzugehen. 


$. 9. 
Vorſchrift für 

————— Eine Weibsperſon, die ſich von einem unehelichen 

onen, Beifchlafe ſchwanger befindet, muß bei der Niederkunft 
eine Hebamme, einen Geburtöhelfer, oder fonft eine ehr: 
bare Frau zum Beiftande rufen. Wäre fie aber von der 
Niederkunft übereilet, oder Beiftand zu rufen, gehindert 
worden, und fie hätte entweder eine Fehlgeburt gethan, 
oder dad lebendig geborne Kind, wäre binnen 24 Stun- 
den von Zeit der Geburt an, geftorben; fo ift fie verbun- 
den einer zur Geburtöhülfe berechtigten, oder, mo eine 
folhe nicht zur Hand ift, einer obrigkeitlihen Perfon, 
von ihrer Niederkunft die Anzeige zu machen, und der— 
felben die unzeitige Geburt, oder das todte Kind vor- 
zuzeigen. 

(Siehe bie $$. 119 und 120 I. Thl. des St. G. B.) 


Weifung für die Aerzte in Beziehung auf diefen F. 


369. Niederöfterreichifche Negierungd-Verordbnung vom 22. Au: 

guſt 1833, 3. 44,588, an die k. k. K. Aemter, die k. k. Pol. 

Ob. Dir., den Wr. Magiftrat, die beiden Confiftorien und bie 
mebizinifche Facultät, 


(Prev. Sefegfamml. für Nieder-Defterr. vom J. 1833.) 


Da die Aerzte, Wundärzte, Geburtsärzte und Hebammen nicht überall 
den im $. 94 des II. Iheiles des Strafgefeßbuches enthaltenen Verpflich- 
tungen nachkommen, und das Begraben von Embryonen an unan= 
ftändigen Orten bei Armen fehr häufig durch die abgeforderte Stollges 
bühr veranlaßt wird , fo werden zur Beförderung der heilfamen Abficht 
des $. 94 und zur zweckentfprechenden Beerdigung von derlei Lebens: 


368 — 270. 881 
feuchten den Aerzten, Wundärzten, Geburtsärzten und Hebammen 
die im $. 94 des II. Iheild des Strafgeſetzes enthaltenen Verpflich- 
tungen mit dem Beifage in Erinnerung gebracht, bei Entbindungen 
lediger Weibsperfonen, jedoch mit Schonung und ohne Zwang dahin 
zu wirken, daß die todtgebornen oder bald nach der Geburt geftorbenen 
Kinder nah IhunlichFeit befchaut und gehörig beerdigt werden, und es 
haben diefelben, fo wie die Zodtenbefchauer überhaupt, bei armen der⸗ 
lei Entbundenen in dem Befchau-Zettel das Wort gratis anzumerken, 
wobei ed den Seelforgern zur Pflicht gemacht wird, diejenigen unrei— 
fen Menfchenfrüchte und lebensfähigen Embryonen, bei denen auf dem 
Befchauzettel das Wort gratis vorfommt, ohne Abforderung eines 
Armuthszeugniffes unentgeltlih auf dem Kirchhofe beerdigen zu laffen. 


$. 9. 


Die gegen diefe Vorfchrift gefchehene Verheimli- „Frmimran 
hung der Geburt wird nad) Herftellung der Verheimliz der Gebutt. 
—— mit ſtrengem Arreſte von drei bis ſechs Monaten 

eſtrafet. 


g. 96. 
Wer aus Unvorſichtigkeit Jemanden durch Ueber: „Unvorfätigs 


fahren, oder Ueberreiten tödtet, oder tödtlich verwundet, Be 
ift nah Beichaffenheit ded Falles mit — von drei 
Tagen bis zu drei Monaten zu beſtrafen. Außerdem iſt 
auch demſelben, nach Umſtänden das Reiten, oder Fah— 
ren zu unterſagen. 


(Siehe auch die $$. 179 uud 180 II. Thls. des St. G. B.) 


Beſondere Vorſchriften für Wien *). 


370. Nieder » Defterreichifched Regierungs : Circulare vom 
18. Mai 1806, 


(Kropatſchek's Gefegfamml. vom 3. 1806.) 


Das ſchnelle unbehuthfame Fahren und Reiten ift nicht nur fchen 
durch fo viele Nerordnungen verboten, fondern von der Sorgfalt ber 
Gefeggebung als eine ſchwere Polizei-Uebertretung mit firengen Stra⸗ 
fen beleget. Insbeſondere fegen die F. 96, 97, 179 und 180 des 


*) Anmerkung. Da biefe Anordnungen ihrem Inhalte nach nicht ganz 
gleihlautend find, fo find fie bier alle aufgenommen worden. 
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neuen Strafgefeges IT. Theils feft: daß diefer Unfug an dem Eigen- 
thümer des Wagens, wenn er felbft ſchnell fährt, oder feinem Kutfcher 
das Schnellfahren nicht unterfagt, mit einer angemeffenen Geldftrafe, 
an dem Kutfcher oder Neitfnechte aber, wenn an ihnen die Schuld 
allein liegt, mit vierzehntägigem und im Wiederhohlungsfalle mit 
verdboppeltem Arrefte beftrafet werde. Sollte aber durch Ueberreiten und 
Ueberfahren Jemand getödtet oder tödtlich verwundet werden, fo ift 
nicht nur Urreftftrafe gegen den Schuldigen ohne Unterfchied der Per: 
fon, fondern auch nach den eintretenden erfchwerenden Umftänden der 
Verbot des ferneren Reitens und Fahrens verhänget. 

Ungeacptet diefer heilfamen Geſetze zeigen doch mehrere unglüd: 
liche Fälle, dafs ihnen nicht die gehörige Folge geleiftet wird, daher 
auf ausdrücklichen allerhöchften Befehl Seiner Majeftät der Verbot 
diefes flräflihen Unfuges mit der Warnung wiederhohlet wird, daß 
gegen die Uebertreter ohne Nachſicht, und ohne Rückſicht auf ihre Per: 
fon mit aller Strenge des Gefeges verfahren werden fol. Ingleichen 
werden auch jene Perfonen, welche aus natürlichen oder übernemme- 
nen Pflichten die Aufſicht über Kinder führen, und deren Sorglofig« 
feit an mehreren Unglüds » Fällen häufig Schuld trägt, zu mehrerer 
Sorgfalt und Aufmerkfamkeit ermahnet, daß die Außerachtlaffung ihrer 
Pflichten nah dem 130. $. des erwähnten Strafgefeges ebenfalls eine 
Schwere PolizeisUlebertretung ift, und der verdienten Strafe nicht ent- 
gehen wird, 


371. Nieder-Defterreihifches Regierungs-Circulare vom 9, März 
1819, 3. 8288. 


(Prev. Geſetzſamml. für Nied. Deftert. vom J. 1819.) 


Zur Vermeidung der vielen Unglücksfälle und Beſchädigungen, 
die durch das fchnelle unbehuthfame Fahren und Reiten entftehen, fand 
fi die Sorgfalt der Gefeggebung veranlaft, mit dem 96., 97., 179. 
und 180. $. des II. Theils des Strafgefegbuches fepzufegen, daß dies 
fer gefährliche Unfug an dem Cigenthümer des Wagens, wenn er felbft 
fchnell fährt, oder folhes, wenn er im Wagen fich befindet, zugibt, 
und feinem Kutſcher das Schnellfahren nicht unterfagt, mit einer 
Seldftrafe von 25 bis 100 fl., an dem Kutfcher oder Neitfnecht aber, 
wenn an diefem die Schuld allein liegt, mit vierzehntägigem, und im 
MWiederhohlungs = Falle mit verdoppeltem Arreſte zu betrafen fei. 

Sollte aber Jemand aus Unvorfichtigkeit durch Ueberfahren oder 
Ueberreiten todtlich verwundet oder gar getödtet werden, fo foll der 
Schuldige nach Befchaffenheit des Falles mit Arreſt von drei Tagen 
bis zu drei Monaten beftraft, auch fol ihm nach Umftänden das Rei: 
ten und Fahren ganz unterfagt werden. 

Ungeachtet diefe heilfamen Gefege allgemein befannt gemacht, aud) 
ſchon öfters und befonders mit Negierungs » Circulare vom 18. Mai 1806 
(370) erneuert worden find, haben doch die Lebertretungen derfelben 
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in der Stadt und in den Vorftädten, zum größten Machtheile für die 
öffentliche Sicherheit und befonders der Fußgeher, fo fehr überhand ge- 
nommen, daß die Regierung fich bemüffiget fieht, die in diefer Ber 
ziebung beftehenden Gefege neuerdings Fund zu machen, und mit fols 
genden Anordnungen in Verbindung zu fegen: 

Erftens. Das Fahren auf dem, nur für das zu Fuße gehende 
Publikum beftimmten, durch breites Pflafter ausgezeichneten Fußwege 
(Trottoir) wird (ganz befondere unausweichliche Fälle ausgenommen) 
ein für alle Mal allgemein verboten. 


Zweitens Wenn nicht befondere Umftände es unmöglich” ma— 
hen, fol immer rechts in der Fahrftraße gefahren, jedem entgegen 
kommenden Wagen foll jedes Malrechts ausgewichen, niemals aber 
fol einem vorausfahrenden Wagen vorgefahren werden, zumalen ge: 
rade durch diefes wechfelfeitige Worfahren bei der Ungeräumigfeit, Enge 
und fonftigen ungünftigen Befchaffenheit der meiften Gäſſen der Stadt 
Wien die häufigften Unordnungen und Befhädigungen erfolgen. 


Drittens. Vorzüglich wird das fehnelle Fahren bei den Stadt: 
thören, über die Brücden, bei der Einlenfung aus den Nebengäſſen 
oder in folhe, bei dem Heraus⸗ und Hineinfahren aus den Hausthö— 
ren und in diefelben, endlich an allen denjenigen Orten, wo ein gro— 
fer Zufammenfluß von Menfchen ift, z. B. auf Marktplägen ꝛc. wier 
derholt unterfagt, und insbefondere wird verordnet, in den eben an— 
gezeigten Fällen jedes Mal nur im Schritte, außer diefen allen aber 
in den Gäffen der Stadt und der Vorftädte nur in fogenanntem Elei« 
nen Trapp zu fahren. 


Viertens. Die beftehbende Vorfchrift, daß alle Laft- und 
Bleifhhauer - Wägen, die fogenannten Steier= oder Flechten:, in- 
gleichen auch die Leichenwägen von der Durchfahrt durch die E. E. Burg 
ausgeichloffen find, wird erneuert. 

Um die Befolgung diefer Anordnungen zu erzielen, find alle Mis 
litär⸗, Polizei und Civilmachen angewiefen, diefelben mit aller Stenge 
su handhaben. 

Es wird daher Zedermann, der diefen Anordnungen zuwider han: 
belt, und auf Anrufen und Ermahnen der Wache nicht Folge Ieiftet, 
unnachfichtlih und ohne Nücdjicht auf Stand und Rang angehalten, 
und der Behörde zur firengen Beftrafung nach dem Gefege angezeigt 
werden. 

‚  Derjenige hingegen, ber ed wagen follte, den Wachen in Aus: 
übung diefer Dienftpflicht wörtliche Unbilden zuzufügen, eder fich gar 
thätig zu widerfegen, macht ſich nach dem 72. und 73. $. des IE. 
Theils des Strafgefegbuches einer befondern fehweren Polizei» Ueber: 
tretung ſchuldig, und wird nach diefem Gefege für wörtliche Unbilden 
mit Arreft von drei Tagen bis zu einem Monat, wegen thätiger Wi: 
derfeglichkeit aber mit Arreft von ein bis drei Monaten beftraft, und 
wenn diefe Widerfeglichkeit fo befchaffen war, daß die Wache in Voll: 
ſtreckung ihres Dienftes wirklich gehindert worden ift, wird der Schul: 
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dige zu firengem Arreft von brei bis zu ſechs Monaten verurtheilt 
werden. 


372. Nieder⸗Oeſterreichiſches Regierungs-Circulare vom 6. März 
1822, 3. 10,977; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 28. März 
1822, 3. 5815. 


(Prov. Gefegfamml. für Nieder - Defterr. und Ober» Defterr. vom 
J. 1822.) 


Durd die Negierungs » Circular » Verordnung vom 9. Mär; 1819 
(371) it zwar das Verbot des fchnellen Fahrens und Reitens er- 
neuert, und es find darin die Strafen beftimmt worden, die gegen 
diejenigen werden verhängt werden, die fich beigehen laſſen, diefes Wer: 
bot zu übertreten. 

Da aber deifen ungeachtet die Unfüge des fehnellen und ungeres 
gelten Fahrens abermal über Hand genommen haben, fo findet die 
Negierung ſich veranlaßt, die in dem oben erwähnten Gircufare zur 
Handhabung dieſes Verbotes feitgefegten Mafiregeln in einer größeren 
Ausdehnung in Anwendung zu bringen. 

Es wird demnach nachträglich und mit Beziehung auf die in dem 
Regierungs-Circulare vom 9. März 1819 (3 FL) enthaltenen Be: 
ftimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß von nun an Po: 
lizeiwachen zu Fuß und zu Pferde in den Gäffen und auf den Plägen 
in der Stadt aufgeftellt, und daß diefe, fo wie alle innerhalb der 
Stadt, dann an den Ihoren, Brücken und anderen Orten ftehenden 
militärifchen Schildwachen beauftragt find, Jedermann, ohne Unter- 
fhied des Standes und Ranges, der ſich beigehen läßt, dem beftes 
henden Verbote zuwider, fehnell zu fahren, das für die Fußgeher be- 
ftimmte Trottoir, wo es nicht unausweichlich gefchehen muß, zu be— 
fahren, oder einem im Trabe vorausfahrenden Wagen vorzufahren, 
ohne weiters anzuhalten, und im Falle, daß von den Fahrenden nicht 
Folge geleiftet, oder wohl gar MWiderfeglichfeit gezeigt würde, nad 
- der den Wachpoften vermöge ihrer Beftimmung obliegenden Pflicht mit 
allem Ernite ficy die ihnen gebührende Folgeleiftung zu verfchaffen. 

Uebrigens verfieht die Regierung fih aber auch, daß die Fußge— 
her gleichfalls das Beſtreben der Behörden, die durch das fchnelle Fah— 
ren berbeigeführten Unglücksfälle zu befeitigen, dadurch unterftügen 
werden, daß fie nicht durch unvorfichtiges und muthwilliges Wandeln 
in der Mitte der Fahrwege fich felbit den Gefahren der Beſchädigung 
ausjegen, und dadurch nicht felten an den widrigen Ereigniffen, die 
daraus entfpringen, noch mehr als die Fahrenden Schuld tragen. 


373. Nieder:Defterreichifches Regierungs-GCirculare vom 30, No: 
vember 1832, 3. 66,903. 


(Prov. Gefegfammi. für Nied. Defterr. vom 3. 1832.) 


372 — 373. 385 


Die unangenehme Wahrnehmung, daß feit einiger Zeit ungeach⸗ 
tet der beftehenden und zu widerhohlten Malen Fund gemachten aller: 
böchften Beftimmungen uber das Verbot des fchnellen Fahrens und 
Reitens, diefes häufig ungefcheut und felbft mit Nichtachtung der auf: 
geftellten Polizei » Wachpoften ubertreten wird, veranlaft die Regie— 
rung, bie das erwähnte Verbot umfaffenden Vorfchriften und Straf: 
beftimmungen mit mehr Strenge gegen diejenigen zu handhaben, die 
fich noch ferner beigehen laſſen follten, diefes Werbet zu übertreten. . 

Die Regierung findet demnach mit Beziehung auf die in ihrer 
Circular » Verordnung vom 9. März 1819 (371) und 6. März 
1822 (372) enthaltenen Beftimmungen feftzufegen: 

1. Das unvorfihtige fehnelle und ungeregelte Fahren und Nei: 
ten in den Gäſſen der Stadt und den Vorftädten Wiens, fo wie ind- 
befondere bei den Stadtthoren, über die Brücken, bei der Einlenfung 
aus Nebengäſſen oder in folche, bei dem Heraus: und Hineinfahren aus 
den Hausthören oder in diefelben, endlih an allen denjenigen Orten, 
wo ein großer Zufammenfluß von Menfchen ift, 4. B. auf Marft: 
plägen ıc., wird nad) den SS. 96, 97, 179 und 180 des II. Theils 
des St. ©. B. an den Schuldtragenden unnahfichtlih und ohne Rück: 
fiht auf die Perfon oder den Eigenthümer des Fuhrwerkes beftraft 
werden. 

2) Den oben angedeuteten Strafgefegen iſt derjenige verfallen, 
ber in der Stadt und den Vorftädten ftärfer, als im Eleinen Trabe in 
den ad 1) angezeigten Fällen aber fchneller als im Schritte führt und 
den Anordnungen der Wache nicht fogleich Folge leiſtet. 

Derjenige, der e8 wagen follte, den Wachen in Ausübung ihrer 
Dienftpflicht wörtliche Unbilden zuzufügen oder ſich gar thätig zu wider: 
fegen, wird noch abgefondert nach den S$. 72 und 73 des IL. Theils 
des St. ©. B. als fehwerer Polizei » Webertreter behandelt oder be— 
ftraft werden. 

3) Das Fahren auf dem nur für das zu Fuße gehende Publicum 
beftimmten, durch breites Pflafter ausgezeichneten Fußwege (Trottoir), 
wird, ganz befondere unausweichlihe Fälle ausgenommen, ein für alle 
Mal allgemein verboten. 

Ebenfo wird auf das Strengfte unterfagt, einem im Trabe vors 
ausfahrenden Wagen vorzufahren. Derjenige der diefen Anordnungen 
auch über Anordnung der Wache nicht fchnell Folge leiftet, wird von dies 
fer nach der ihr, ihrer Beftimmung gemäß obliegenden Pflicht nicht 
nur zur Folgeleiftung ftrenge verhalten, fondern auch der betreffenden 
Behörde zur Veltrafung nach dem Gefege angezeigt werden. Endlich 
dürfen 

4) Laſt-, Holz= und Fleifhhauerwägen, wenn fie auch ohne 
Ladung find, in der Stadt und in den Vorftädten nicht anders als im 
Schritte fahren. 


Lutzenau's Gefegfammlung. I, Dh. 25 


386 $. 96. 


374. Nieder: Defterreichifhhes Regierungs. Circulare vom 27, April 
1836, 3. 30,686. 


Ungeachtet die über das Verbot des fehnellen Fahrens und Rei: 
tens beftehenden allerhöchften Beftimmungen wiederhohlt und zulegt erft 
im Jahre 1832 (373) Eundgemadht, und das unvorfidtige 
fhnelle und ungeregelte Fahren und Reiten in den 
Gäffen der Stadt und den Vorftädten Wiens unter 
Androhung der in den Paragraphen 96, 97, 179 und 180 des zwei: 
ten Theils des Strafgefegbuches feftgefegten Strafen ftrenge unterfagt 
worden ift; fo haben dennoch die über mehrere in der legten Zeit 
Statt gehabten Unglücdsfälle eingeleiteten Erhebungen gezeigt, daß 
hieran großen Theils die Nichtachtung der über das fchnelle Reiten und 
Fahren beftchenden Verbote Schuld trage. 

Die Regierung findet fih daher veranlaft, mit Hinweiſung auf 
das Gircular vom 30. November 1832 das ungeregelte fchnelle Fahren 
und Reiten in der Stadt und den Vorftädten mit dem Beifage wie- 
derholt zu unterfagen, daß die dagegen Handelnden unnachſichtlich 
und ohne Nückfiht auf die Perfon oder den Eigenthümer des Fuhr— 
werfes nach den in den angeführten Paragraphen des Strafgefeges 
II. Theils enthaltenen wörtlih fo lautenden Vorſchriften werden be= 
ftraft werden: 


$. 96. 


Mer aus Unvorfichtigfeit Jemanden durch Ueberfahren, oder 
Ueberreiten tödtet, oder tödtlich verwundet, ift nach Befchaffenheit 
des Falles mit Arreſt von drei Tagen bis zu drei Monaten zu be— 
ſtrafen. Außerdem ift auch demfelben, nach Umftänden das Reiten, 
oder Fahren zu unterfagen, 


$. 97. 


Zeigt ſich bei der Unterfuhung, daß zu dem Vorfalle das 
ſchnelle Fahren, oder Reiten beigetragen habe; fo ift diefer Umftand 
als erfchwerend zu betrachten, und bei Ausmeffung der Strafe, aud) 
noch befonderd auf dasjenige mit zurüczufehen, was gegen das 
Schnelle Fahren und Reiten $. 179 verhänget ift, 


$. 179. 


Das fchnelle, unbehuthfame Fahren, und Reiten in Städten, 
und andern ſtark bewohnten, oder zahlreich befuchten Gegenden, foll, 
wenn der Eigenthümer des Wagens zugegen ift, und dem Kutfcher 
das Schnellfahren nicht unterfaget, oder, wenn er felbft auf gedachte 
Art ſchnell fährt, oder reitet, um fünf und zwanzig bis hundert 
Gulden beftrafet werben, 


374 — 373. 387 
$. 180. 


Iſt der Eigenthümer des Wagens entweder nicht zugegen, ober 
wenn, ba er zugegen ift, ber Kutfcher dem ihm gemachten Verbote 
zuwider, fchnell führt; ingleichen, wenn ein Reit: oder Pferbfnedht, 
in ſtark befuchten Gegenden für ſich ſchnell reitet, oder fährt, foll 
der Kutfcher, oder Knecht mit vierzehntägigem Arrefte beftrafet wer: 
den, Im Wiederhohlungsfalle ift die Strafe zu verdoppeln. 


Wenn fih aber die Behörden angelegen fein laffen die Uebertre- 
ter der in dieſer Beziehung beftehenden Vorfchriften in Unterfuchung 
und Strafe zu ziehen, fo kann ebenfalld von dem zu Fuße gehenden 
Theile des Publitums erwartet werden, daß auch von diefer Seite den 
beftehenden Verboten entfprochen, und jener Theil der Straßen und 
Wege, welcder feiner Beftimmung oder Bezeichnung nach für Fah— 
rende oder Neitende beftimmt ift, von den Fußgehenden möglichft frei 
gelaffen werde, weil hierdurch manchem Unglücsfalle vorgebeugt wer⸗ 
den würde. 

Es muß daher dem Publifum die Freilafung der Fahr- und 
Heitbahn in der Stadt und den Vorftädten, in fo fern deren Betre— 
tung nicht unumgänglich nöthig ift, anempfohlen und zur Pflicht ge- 
macht, insbefondere aber eltern und allen jenen, welchen die Aufficht 
über Kinder aus natürlichen oder übernommenen Pflichten obliegt, die 
Ueberwachung berfelben in den ftark befahrenen Straßen dringend ans 
Herz > werben. 

Da endlih wahrgenommen worden ift, daß insbefondere bie 
Knechte der Fleifchhauer ſowohl mit beladenen als unbeladenen Wägen, 
ohne Nückficht ſowohl in der Stadt ald den Vorftädten, im ſcharfen 
Zrabe zu fahren pflegen, während ihnen nach den beftehenden Vor: 
fhriften obliegt im Schritte zu fahren, fo wird auch in Anfehung die- 
fer fo wie aller Laſt- und Holzfuhren das Verbot des fchnellen Fah— 
rens bei fonftiger unnachfichtlicher Beſtrafung hiermit befonders er— 
neuert, 


Vorſchrift für Linz. 


3753. Ob ber Ennd’fche Regierungs = Verordnung vom 27. Juni 
1822, 3. 12,498. 
(Prov. Sefegfamml. für Ober : Defterr. vom J. 1822.) 


Zur Vermeidung der vielen Unglücksfälle, welche durch das fchnelle 
unbehuthfame Fahren und Neiten entftehen, fand fi die Sorgfalt 
der Geſetzgebung veranlaßt, durch die Paragraphe 96, 97, 179 und 
180 des II. Theils des Strafgefegbuches feftzufegen, daß dieſer ge: 
fährlihe Unfug an dem Cigenthümer des Magens, wenn er felbft 
ſchnell fährt, oder folches, wenn er im Wagen fich befindet, zugibt, 
und feinem Kutfcher das Schnellfahren nicht unterfagt, mit einer Geld: 
firafe von 25 bis 100 Gulden, an dem Kutjcher oder ——— aber, 

25 


388 $. 96; 


wenn an diefem die Schuld allein liegt, mit vierzehntägigen, und im 
Wiederhohlungsfalle mit verdoppelten Arreft zu beitrafen fei. 

Sollte aber Jemand aus Unvorfichtigkeit durch Ueberfahren oder 
Ueberreiten tödtlich verwundet, oder gar getödtet werden, fo fo der 
Schuldige nach Beſchaffenheit des Falles mit Arreft von 3 Tagen bis 
zu 3 Monaten beftraft, auch fell ihm nach Umftänden das Reiten und 
Bahren ganz unterfagt werden. 

Da jedoch die diesfälligen heilfamen MVorfchriften unter dem Vor: 
geben der Unkenntniß noch immer hierlandes wenig beobachtet werden, 
fo fieht fi die Regierung bemüſſigt, die in diefer Beziehung beftehen- 
den Gefege neuerdings Fund zu machen, und mit folgenden Anordnun⸗ 
gen in Verbindung zu fegen: 

1) Das Fahren auf dem nur für das zu Fuße gehende Publi: 
cum, nahe an den Käufern befindlichen Bußmwege (Trottoir) wird 
(ganz befondere unausweichliche Falle ausgenommen) ein für allemal 
allgemein verboten. 

2) Wenn nicht befondere Umftände es unmöglich machen, fell 
immer rechts in der Fahrſtraße gefahren, jedem entgegen Eommen- 
den Wagen foll jedesmal rechts ausgewichen, niemals aber foll ei— 
nem im Trabe vorausfahrenden Wagen vorgefahren werden, zumal 
gerade durch dieſes wechfelfeitige Vorfahren bei der Ungeräumigfeit, 
Enge und fonftigen ungünftigen Befchaffenheit der meiften Gäſſen der 
Städte die häufigften Unordnungen und Befchädigungen erfolgen. 

3) Vorzüglich aber wird das ſchnelle Fahren bei den Stadtthos 
ren, über die Brücken, bei der Einlenfung aus den Nebengäffen oder 
in folde, bei dem KHerauss und Hineinfahren aus den Hausthoren 
und in diefelben, endlich an allen denjenigen Orten, wo ein großer 
Zufammenfluß von Menfchen ift, 3. B. auf Marftplägen ac. zc. wies 
derholt unterfagt, und insbefondere wird verordnet, in den eben an— 
gezeigten Fällen jedesmal nur im Schritte, aufer diefen Fällen 
aber in den Gäſſen der Stadt und der Vorftädte nur im fogenannten 
Eleinen Trabe zu fahren. 

4) Die beftehende Vorfchrift, daß alle Laſt- und andere ſchwer 
beladene Wägen von der Durchfahrt durch das ftändifche Tandhaus in 
Linz ausgefchloffen find, wird erneuert. 

5) Die Unterfuhung und Beſtrafung jeder Uebertretung diefer 
Vorſchrift hat in der Hauptſtadt Linz, infofern als Niemand dabei 
befhädigt worden ift, die k. k. Polizei-Direction, aufer dem aber der 
Magiftrat als politifhe Obrigkeit vorzunehmen. 

Um die Befolgung diefer Anordnungen zu erzielen, find alle Mis 
litär = und Polizeiwachen angewiefen, diefelben mit aller Strenge zu 
handhaben, und Zedermann ohne Unterfchied des Standes und Ran— 
ges, der diefen Anordnungen zuwider fehnell fährt oder reitet, und 
auf Anrufen und Ermahnen der Wache nicht Folge leiftet, ohne wei- 
ters anzuhalten, und der Behörde zur ftrengen Beftrafung nach dem 
Geſetze anzuzeigen. 

Derjenige hingegen, der ed wagen follte, den Wachen in Aus: 


376. 389 


übung diefer Dienftpflicht wortliche Unbilden zuzufügen, oder ſich gar 
thätig zu widerfegen, macht fich nach den 72, und 73. Paragraphen des 
11. Theiles des Strafgefegbuches einer befonderen ſchweren Polizei:Ue- 
bertretung fehuldig, und wird nach diefem Gefege für wörtliche Unbilden 
mit Arreft von 3 Tagen bis zu einem Monate, wegen thätiger Wider: 
feglichEeit aber mit Arreft von 1 bis 3 Monaten beftraft, und wenn 
diefe WiderfeglichEeit fo befchaffen war, daf die Wache in Vollſtreckung 
ihres Dienftes wirklich gehindert worden ift, wird der Schuldige zu 
ftrengem Arrefte von 3 bis 6 Monaten verurtheilt werden. 

Uebrigens verfieht fi aber auch die Regierung, daß die Fußge— 
her das Beftreben der Behörden: die durch das fehnelle Fahren herbei- 
geführten Unglücksfälle zu befeitigen; dadurch unterftügen werden, daß 
fie nicht durch unvorfichtiges und muthwilliges Wandeln in der Mitte 
der Fahrwege fich felbft (insbefondere aber ihre Kinder) den Gefahren 
der Befhädigung ausfegen, und dadurch nicht felten an den widrigen 
Ereigniffen, die daraus entjpringen, eben fo fehr als die Fahren: 
den Schuld tragen. 


Borfhrift für Brunn. 


376. Circulare des mährifch = fchlefifhen Guberniumd vom 
1. Suni 1833, 3. 9831. 
(Prov. Sefegfamml. für Mähren vom 9.1833.) 

Die unangenehme Wahrnehmung, daß feit einiger Zeit das be- 
ftehende Verbot des fchnellen und unvorſichtigen Fahrens und Neitens, 
fo wie überhaupt die zur Sicherheit und Bequemlichkeit des Publikums 
ergangenen diesfälligen polizeilichen Anordnungen nicht gehörig beach⸗ 
tet werden, veranlaßt die F. Tandesftelle, die dahin einfchlagenden Vor⸗ 
ſchriften und Strafbeſtimmungen zu erneuern: 

1) Das ſchnelle und unvorſichtige Fahren und Reiten in der 
Stadt und in den Vorſtädten Brünns überhaupt, insbeſondere aber 
in engen oder angefüllten Gäſſen, bei dem Einlenken in eine andere 
Gaſſe, bei Ein: und Ausfahren aus den Hausthören und in diefelben, 
ohne biebei zugleich die Fußgeher durch Zurufen aufmerffam zu ma- 
hen, dann bei den Stadtthören und über die Brücken, endlih an 
allen Orten und Plägen, auf welchen ein Zufammenftrömen von Men: 
fhen Statt findet, wird an dem Schuldigen nah Maßgabe der SS. 
96, 97, 179 und 180 des Strafgefegbuches IT. Theiles geahndet. 

2) In der Stadt und in den MVorftädten ift fchneller, als im 
Eleinen Trabe zu fahren oder zu reiten, überhaupt unterfagt, und in 
den im I. Abfage angeführten Fällen, darf nicht anders, ald im Schritte 
gefahren und geritten werden. 

3) Iſt nicht erlaubt, in der Stadt oder in den Vorſtädten in 
einer beengten Gaffe einem anderen Wagen vorzufahren, oder zwei 
MWägen neben einander fahren zu laſſen. 

4) Auf dem in der Stadt und in den Vorftädten für Fußgeher 
beftehenden Zrottoir, in den Alleen auf dem Glacis, im Augarten, 


390 d. 96. 


auf den öffentlichen Spaziergangen darf weder gefahren, noch geritten, 
eben fo wenig dürfen Pferde an der Hand geführet werden. 

Auch ift nicht geftattet, die Trottoird, den Augarten und die Gla—⸗ 
cid-Alleen mit Schubkarren oder mit großen Raum erfordernden Laften 
zu betreten, und derjenige, der nicht über Anrufen der Wache, oder auf 
die Erinnerung der Vorübergebenden aus der für die Fußgeher beftimm- 
ten Bahn austritt, die Allee oder das Trottoir fogleich verläßt, hat 
fich felbft zuzufchreiben, wenn er von der Wache angehalten wird. 

5) Gleiche Anwendung findet das Verbot des fehnellen Fahrens 
auch auf Schlitten, und wird um das Publifum dieffalld vor Befchär 
digungen zu verwahren, die Kundmachung der k. k. Polizei-Direction 
vom 14. Februar 1829 in Erinnerung gebracht, gemäß welcher das 
Geſpann eines Schlittens, welches die Stadt oder Vorftadte Brünns 
betritt, mit Schellen oder mit einer helltönenden Glocke verfehen fein 
muß. 

Endlih wird 

6) derjenige, welcher angefpannte oder unangefpannte Pferde im 
Freien ohne Aufficht ftehen oder Pferde frei, ohne diefelben an dem 
Zügel zu halten, gehen läßt, nach Mafigabe $. 182 des Strafgefep: 
buches II. Theils beftraft. 


Vorfhriften für Prag. 


377. Kundmachung ber k. k. Stabthauptmannfchaft zu Prag 
vom 10. Suli 1819. 


(Kanka's und Borſchitzky's Handbuch.) 


Zur Vermeidung ber vielen Unglucsfälle und Beſchädigungen, 
die durch das fehnelle Fahren und Reiten entftehen, fand ſich die Sorg— 
falt der Gefeggebung veranlaft, mit dem 96. 97. 179. und 180 $. 
des Strafgefeßes II. Theils feftzufegen, daß diefer gefährliche Unfug 
an dem Eigenthümer des Wagens, wenn er fehr fehnell fährt, oder 
folches , wenn er im Wagen fich befindet, zugibt, und feinem Kutfcher 
das Schnellfahren nicht unterfagt, mit einer Geldftrafe von 25 bis 
100 fi.; an dem Kutfcher oder Neitfnecht aber, wenn an diefem bie 
Schuld allein liegt, mit vierzehntägigem, und im Wiederhohlungsfalle 
mit doppeltem Arrefte zu beftrafen fei. Sollte aber Jemand aus Un: 
vorfichtigkeit durch Ueberfahren oder Ueberreiten todtlich verwundet, oder 
gar getödtet werden, fo fol der Schuldige nad Befchaffenheit des Fal- 
led mit Arreft von 3 Tagen bis 3 Monaten beftraft, auch foll ihm 
das Reiten und Fahren nach Umftänden gan; unterfagt werben. 

Ungeachtet diefe heilfamen Gefege allgemein befannt gemacht wer: 
den find, haben doch die Uebertretungen derfelben zum größten Mache 
theile für die öffentliche Sicherheit und beſonders der Fußgeher fo fehr 
überhand genommen, daß man fich bemüfigt fieht, die in diefer Bes 
ziehung beftehenden Gefege neuerdings Eund zu machen, und mit fol- 
genden Anordnungen in Verbindung zu feßen: 


83772 — 878. 391 


1) Das Fahren auf dem, nur für das zu Fuß gehende Publi- 
cum beftimmten, durch breites Pflafter ausgezeichneten Fußwege (Trots 
toir), wird (ganz befondere unausweichliche Fälle ausgenommen) ein für 
allemal allgemein verboten. 

2) Jedem entgegen Eommenden Wagen foll immer rechts ausge: 
wichen,, und in engen Gaſſen dem vorausfahrenden Wagen nicht vor- 
gefahren werden, weil gerade durch diefes wechfelfeitige Vorfahren die 
häufigſten Unordnungen und Beſchädigungen erfolgen. Vorzüglich wird 
das fchnelle Fahren 

3) bei dem Aus: und Einfahren in den Käufern, endlich in allen 
jenen Orten, wo ein großer Zufammenfluß von Menfchen ift, wieder⸗ 
hohlt unterfagt, und insbefondere wird verorbnet, in den eben anges 
jeigten Fällen jedesmal nur im Schritte, aufer diefen Fällen aber in 
den Gaſſen der Stadt nur im fogenannten Eleinen Trab zu fahren. 

4) Bei den Marftplägen ift ohnehin feit längerer Zeit die Ord— 
nung eingeführt, daß die Getreideführer vom Wagen abfigen, und 
neben dem Zugvieh hergeben müffen; aber auch nach gefchehener Abla- 
dung, dann bei dem Abfahren aus den Wirthshäufern, darf Eein 
Bauer oder deffen Anechte die Pferde vom Magen aus leiten, fondern 
jeder mit einem Leiterwagen fahrende Fuhrmann muß entweder auf 
dem Pferde figen, oder neben demfelben die Leitung beforgen. 

5) Um die Befolgung diefer Anordnungen zu erzielen, find alle 
Militärs, Polizei: und Civilwachen angewiefen, diefelben mit aller Strenge 
zu handhaben. 

Es wird daher Zedermann, der bdiefen Anordnungen zuwider hats 
belt, und auf Anrufen und Ermahnen der Wachen nicht Folge leiftet, 
unnachfichtlih und ohne Rückſicht auf Stand und Rang angehalten, 
und der Behörde zur firengen Beftrafung nach dem Gefege angezeigt 
werben. 

Derjenige hingegen, ber ed wagen follte, den Wachen in Aus- 
übung diefer Dienftpflicht wörtliche Unbilden zuzufügen,, oder fich gar 
thätig zu widerfegen, macht fi nad dem 72. und 73. $. des 1I. 
Theils des St. ©. B. einer befonderen ſchweren Polizei : Hebertretung 
fhuldig, und wird nach diefem Gefege für wörtliche Unbilden mit Ar—⸗ 
reft von 3 Tagen bis zu einem Monate, wegen thätiger Widerfeglich- 
feit aber von 1 bis 3 Monaten beftraft, und wenn diefe Widerfeg- 
lichfeit fo befhaffen war, daß die Wade in Vollſtreckung ihres Dien- 
ftes wirklich gehindert worden ift, wird der Schuldige zu firengem 
Arrefte von 3 bis zu 6 Monaten verurtheilt werden. 


378. Verordnung des böhmifchen Guberniumd vom 24. No— 
vember 1842, 3. 65,656. 


(Prov. Geſetzſamml. vom Jahre 1842, für Böhmen.) 


Die Wahrnehmung, daß viele Schlitten nah Prag Fommen, 
welche nicht mit Schellen= oder Glockengeläute verfehen find, daher 


392 $. 96. 


geräufchlos über die Schneedecke gleiten, überdieß häufig ſchnell fah- 
ren, und deßhalb die Sicherheit der Fufigeher in den Strafien gefähr- 
den, und der Umftand, daf das übermäßige Schnalzen mit der Peit: 
ſche, welches ſich manche Schlittenkutfcher zur Warnung der Fußge— 
ber erlauben, nebft dem fchnellen und unvorfichtigen Fahren fchon 
durch die Polizeis Ordnung vom 30, April 1787, $. 5 unterfagt er= 
fcheint, welches Verbot ſeitdem öfters unter Strafbedrohung wieder: 
bohlt worden ift; beftimmen das Landes: Gubernium dies aus üffent- 
lihen Rückſichten nothwendige Verbot des ſchnellen und unvorfichtigen 
Fahrens und übermäßigen Peitfchenfnallens in den Straßen zu erneuern, 
und zugleich die PolizeisAufficht anzumweifen: daß fie jeden Schlitten, 
der ohne Schellen- oder Glodengeläute in Prag und deffen Umgebung 
betreten wird, anhalten, und unter Bedrohung der für Polizeiverges 
ben feftgejegten Strafen auftragen foll, nur im langfamen Schritte zu 
fahren. Sollte diefe Warnung nicht beachtet werden; fo ift gleich die 
Straf: Amtshandlung einzuleiten, welche fih nach Umftänden auch 
auf das Peitfchenknallen zu erſtrecken bat; auch wird in dem Falle, 
als bei diefem Schlittenfahren die Sicherheit des Lebens oder Körpers 
nach $. 89 und 183, insbefondere aber gemäß $. 96 und 97, dann 
$. 179 und 180, St. ©. B. II. Theils gefährdet werden follte, der 
Gegenſtand als ſchwere Polizei-Hebertretung behandelt werden, und 
bei geringern Verlegungen der Eörperlichen Sicherheit die Amtshand- 
lung nad $. 1339 allgem. bürgerlihen Geſetzbuches mit Bezug auf 
die Hoffanzleidecrete vom 30. September 1806 und 14. März 1812 
eintreten. 

Diefe allgemeine Vorfchrift ift unverzüglich zur allgemeinen Kennt: 
niß zu bringen, und handzuhaben, und die unterftehenden Polizeis 
Auffihtsorgane find ebenfalls gleih unter Strafbedrohung zur pünct- 
lichen Erfüllung ihrer Amtspflicht anzumeifen. 


Vorfhrift für Öalizien. 


379. Verordnung des galiziihen Guberniums vom 14. Dezem- 
ber 1828, 3. 87,355. 


(Prov. Gefegfamml. für Galizien vom 3. 1828.) 


Aus der Anlage werben die k. k. Kreisämter entnehmen, was 
unter einem wegen Abhaltung des unbehuthfamen fchnellen Bahrens 
und Reitens, wegen des unbewachten Stehenlaffens der Wägen und 
dem Andrange der Landfuhren an bie k. Polizei=Direction erlaflen 
wird. 

Die k. k. Kreisämter haben hiernach auf der Stelle eine geeignete 
Weifung an die Dominien des Kreifes zu erlaffen, hierin vorzüglich 
den Befehl hinficktlich der unterthänigen Fuhren genau auszufprechen, 
und die Dominien zu beauftragen, dieſe Weifung den Unterthanen 
fowohl in den Amtstagen, ald auch von der Kanzel wiederholt befannt 
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machen zu laffen, indem in der Stadt Lemberg die bawider Handelns 
den zu ihrem eigenen Schaden ſchärfſtens werden beftrafet werden. 


Berordnung 
an die k. k. Polizeis Direction. 


Das unbehuthfame, in der dermaligen Zahrszeit doppelt gefähr- 
liche fehnelle Fahren hat dermalen wieder fo überhand genommen, und 
Fürzlich erft mehrere Unglücksfälle herbeigeführt, daß es umerläflich 
nothwendig wird, diefen muthwilligen ©efegübertretungen mit allem 
Ernfte ein Ziel zu fegen. 

Die k. Polizeir-Direction wird daher mit Hinweifung auf die, 
über die diesfalld unterm 18. März 1825, 3. 1501, von derfelben er⸗ 
laffene gedruckte Kundmachung erfolgte hierortige Verordnung vom 31. 
März; 1825, 3. 17,712, beauftragt, diesfalls fogleich eine neuerliche 
gedruckte Kundmachung zu erlaffen, in welcder fowohl das fchnelle 
Fahren und Reiten, das Fahren mit Schlitten ohne Schellen oder 
Glocken (mit Ausnahme der Arbeits» und Landfuhren) ald auch das 
unbewachte Stehenlaffen befpannter Wägen auf offener Strafe auf 
das Etrengfte zu unterfagen, für das legtere aber auch nebftbei noch 
alle jene, welche diefes Stehen der beipannten Wägen vor ihren Häu— 
fern oder Wohnungen dulden, infenderheit die Schänfer ald verant: 
wortlih und ftraffällig zu erflären find, da befonders in den Worftäd- 
ten bei jeder Schenke zu allen Stunden des Tags unbewacht ftehende 
Fuhren oft haufenweife zu finden find. 

Da überdies die zu Markte oder fonft nach Lemberg Eommenden 
Bauernfuhren das Gedränge und mit demfelben die Gefahr dadurd) 
vermehren, dafi felbe mit ihren Feilſchaften, befonders mit Holz, alle 
Gäſſen der Stadt durchziehen, daß felbe befonders mit leeren Schlit: 
ten oder Wägen in vollen Qaufe der Pferde einherjagen, biebei aber, 
da der größte Theil ihrer Pferde mit feinem Zaum oder Gebiß verfe- 
ben ift, fegar ihre Pferde nicht aufzuhalten vermögen, daher vorzüg« 
lih für Kinder und ſchwächliche Perfonen äußerſt gefährlich find, fo 
hat die k. PolizeisDirection in jene Kundmahung auch die Beftims 
mung aufzunehmen, daß das Herumziehen der Landfuhren in der 
Stadt, das ftundenlange Stehen derfelben auf den Strafen, und be— 
fonders vor den Wirths- und Schankhäufern, das fchnelle Fahren 
berfelben mit allem Ernte hintangehalten, und zu diefem Behufe den 
Land: und Bauernfuhren, fie mögen leer oder beladen fein, nur ge: 
ftattet werde, im Schritte zu fahren, und daß die Bauern oder Be: 
gleiter folcher Fuhren neben denfelben zu Fuß einhergugehen, und ihre 
Pferde und Ochfen an der Hand zu führen haben, es daher für die 
Zukunft den Bauern, Knechten und Fuhrleuten unter Feinem Vor— 
wande geftattet werden darf, die Pferde oder Ochfen vom Wagen aus 
zu lenken. 

Ale dagegen, fo wie überhaupt gegen die gegenwärtige Vorfchrift 
Handelnden find auf der Stelle ohne alle Rückſicht anzuhalten, und 
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mit Arreſt oder Forperlicher Züchtigung zu beftrafen, und hierüber dem 
fämmtlichen Perfonale vorzüglich aber der Polizeimannfchaft bei eigener 
firengen Beftrafung die gefchärftefte Wachfamkeit und Amtshandlung 
aufjutragen. 

Bon diefer Verfügung wird nicht nur der Magiftrat mit der Wei- 
fung verftändigt, durch die Grundämter und das Auffichts = Perfonale 
diefe Anordnungen mit Strenge überwachen zu laffen, fondern ed wird 
auch das Lemberger:, Zolkiewer-, Brzezaner⸗, Zloczowers, Stryer-, 
Samborer= und Prieinysler - Kreisamt beauftragt, diefe Anordnung 
zur allgemeinen Warnung durch ſämmtliche Dominien dem Landvolke 
fund machen zu laffen. 

Hiebei kann nicht unbemerkt gelaffen werden, daß in ben Bor: 
ſtädten, felbft in den näher an der Stadt gelegenen, die polizeiliche 
Auffiht ganz vermißt werde, daß in den volfreicheren oder mehr be— 
fuchten Gegenden, zum Beifpiele in der Zolkiewer Vorftadt von der 
Thorwache an bis zur Nicolaikirche, in der Haliczer Vorftadt, und in 
der Krafauer Vorftadt meift vor Fuhren gar nicht durchzukommen, die 
fo häufig vorkommenden Zänfereien und Balgereien betrunfener Bauern 
unter fi) oder mit den Juden, und dergleichen unanftändige Vorfälle 
ganz unbemerft bleiben und dergleichen. 

Wornach daher die k. Polizei-Direction das Erforderliche zu vers 
fügen, und die Befolgung der obigen Anordnung durch das Auffichts- 
und Polizeimachtperfonale auf daß Strengfte handhaben zu laſſen hat. 


$. 9. 


„omg Zeigt ſich bei der Unterfuchung, daß zu den Vor—⸗ 
"falle das fchnelle Fahren, oder Reiten beigetragen habe; 
fo ift diefer Umftand ald erfchwerend zu betrachten, und 
bei Ausmeflung der Strafe, auch noch befonderd auf 
dasjenige mit zurüdzufehen, mad gegen das fchnelle Fah—⸗ 
ten und Reiten $. 179 verhänget ift. 


S. 98, 
UnbefugteXud- Mer ohne nach der gefehlichen Vorſchrift dazu be» 


nee und Mans techtiget zu fein, fich mit Behandlung der Kranken als 

Baer ee Arzt oder Chirurgus bemenget, und daraus ein Ge- 

Strafe. werbe macht, foll mit Arreft, nadı Länge der Zeit, in 
welcher er diefed unerlaubte Gefchäft getrieben, und des 
Schadens, den er dadurch zugefüget hat, mit ftren- 
Arrefte von einem zu ſechs Monaten beitrafet 
werden. 
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Geſetzliche Borfchriften über die Berechtigung zur Be: 
handlung von Kranken. 


a) Durch Aerzte. 
3SO. Hofkanzlei: Decret vom 3. November 1808, 3. 16,135, 
n. ö. Reggs. 3. 29,874. 
(Kropatſchek's Gefegfamml. vom 3. 1808.) 


Snftruction 


für Aerzte, welche in den k. F. Erbftaaten die Praris ausüben wollen, 
und Feine Kreisärzte find. 


$. 1. 


Nur in den k. k. Erbftaaten promovirte Aerzte find befugt, in 
denfelben ihre Kunft auszuüben *). 


$. 2, 


Die Aerzte einer Provinz find dem Gubernium und unmittelbar 
dem Kreisamte ihres Diftricted untergeordnet. 


$. 8. 


Von einem oder dem andern zu Arztlihen Werrichtungen "aufge: 
fordert, werden fie fich denfelben mit allem Fleiße und aller Nedlichs 
Feit unterziehen, wofür fie denn auch die gewöhnlichen verhältnifmä- 
figen Belohnungen zu gewärtigen haben. 


$. 4. 


Allem, was auf den allgemeinen Gefundheitszuftand der Men 
ſchen und Thiere in dem Orte und Bezirke, in welchem ein Arzt fei= 
nen firen Aufenthalt hat, Bezug hat, wird er feine befondere Auf- 
merkfamfeit fchenfen, und in diefer Hinficht vorzunehmende MWerbef- 
ferungen oder mögliche Abftellungen von Fehlern und Mißbräuchen wird 
er zur höhern Kenntnis bringen. 


$. 5. 


Ueber Wundärzte, Apotheker und Hebammen feines Ortes, oder 
der von ihm befuchten Oerter, wird er ein aufmerkfames Auge haben, 





*) Hier muß bemerkt werden, baß Aerzte, welche an der Wiener Univer: 
fität grabuirt find, fich überall in der Monardie feßhaft madjen, da⸗ 
gegen folche, welche an einer andern inlänbdifchen Univerfität grabuirt 
find, nur in den betreffenden Provinzen ſich nieberlaffen bürfen. (Hofr 
verorbnung vom 7, Febr, 1749, Therefianifche Geſetzſamml. 1. 3b.) 
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und bei benfelben bemerkte, bedeutende Gebrehen und Fehler entwe- 
der durch freundfchaftliche Erinnerungen abftellen, oder, wenn biefe 
fruchtlos find , diefelben dem Kreisamte anzeigen. 


$. 6. 


Dasfelbe fol auch gefchehen, wenn er irgendwo einen Mangel 
an dem erftgenannten heilfundigen Perfonale, vorzüglich an ordentlich 
unterrichteten und geprüften Hebammen bemerkte. 


$. 7. 


Bon Charlatanen, Quackſalbern, unbefugten Aerzten, Wunb- 
ärzten und Hebammen, von unbefugten Arzeneifrämern wird er, mo 
er fie findet, die Anzeige zu machen nicht unterlaffen. 


$. 8. 


Einen befonderen lei fell jeder Arzt auf das Studium und die 
Beobachtung der endemifchen und epidemifchen Krankheiten, welche in 
der Nachbarfchaft feines Aufenthaltes vorfallen , wenden. Gute, riche 
tige und genaue Befchreibungen derfelben, überhaupt die Werfertigung 
guter medizinifcher Topographien , lehrreiche Befchreibungen merfwür: 
diger Kranfpeitsfälle, ausführbare Vorfchläge, nach welchen örtliche, 
ber Geſundheit der Menfchen und Thiere nachtheilige Einflüffe gehoben 
werden, und fo dem Ausbruche endemijcher Krankheiten vorgebeugt 
werden Fann, werden Aerzten immer ald empfehlendes Verdienſt an: 
gerechnet, und bei Anftellungen und Vorrückungen berückfichtiget werden. 


$. 9. 


Wenn der auf Unterfuchung Fommende Protomedicus oder Kreis: 
arzt den Arzt eines Ortes dazu auffordert, hat diefer ihm in allen 
Fällen an die Hand zu gehen, Beiftand zu leiften, und die erforderli- 
chen Aufkflärungen zu geben, damit auf diefe Art durch erfteren der 
Zweck der Unterfuchung defto richtiger und vollftändiger erreicht werde. 


$. 10. 


Das Entftehen einer Epidemie unter den Menfchen oder einer Seuche 
unter den Thieren. hat er alfogleich bei fchwerer Verantwortung an 
die Ortsobrigkeit, und, wenn diefe in Erfüllung ihrer Pfliht faumfer 
lig wäre, an das Kreisamt anzuzeigen. Mit folhen Anzeigen fol nicht 
gezaudert werden, bis die Epidemie oder Seuche überhand genommen 
hat, fondern, fobald in einem Orte (nach der verfchiedenen Größe bes- 
ſelben) 4, 6, 8 Perfonen,, oder eben fo viele Thiere mit der namli« 
hen Krankheit behaftet werden , fo ift diefes ohne weiters anzuzeigen. 


$. 11. 


Das Nämliche haben Aerzte zu beobachten, welche näher an den 
Gränzen fich befinden, wenn fie in Erfahrung bringen, daß in an- 
gränzenden fremden Ländern Epidemien oder Seuchen herrfchen. 
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$. 12. 


Hat der Arzt ein Spital:, Gebär-, Findlings⸗ oder Siechenhaus 
zu beforgen,, fo wird er von denfelben monatlich fpezifizirte Liſten von 
den aufgenommenen, gebornen, geheilt oder ungeheilt entlaffenen oder 
verftorbenen Perfonen, von den im Haufe zjurücbehaltenen,, oder aus 
demfelben auf das Land, oder in die Stadt abgegebenen Findlingen, 
mit Ende des Jahres aber eine allgemeine dergleichen das ganze Jahr 
umfaßiende Qabelle an das Areisamt, oder (wenn es im Sitze des 
Buberniums ift), unmittelbar an diefes übergeben. Hierbei müſſen die 
Krankheiten, womit die Aufgenommenen, Gntlaffenen und Geſtorbe— 
nen behaftet waren, immer beftimmt beigerückt werden. 


$. 13. 


Befindet fih in dem Aufenthaltsorte eines Arztes oder fehr nahe an 
demſelben eine Apotheke, fo ift ed dem Arzte nicht erlaubt, felbft Arzeneien 
auszugeben. Iſt aber weder an dem Orte felbft, noch im Umkreiſe von 
einer Stunde eine Apotheke befindlich, fo ift es dem Arzte erlaubt, eine 
Hausapotheke zu halten, und aus berfelben die Arzeneien nad der 
Provinzial: Pharmacopte an Kranke abzugeben. 


$. 14. 


Mit befonderem Fleiße wird er die Waccination zu befördern fuchen. 


Verehtigung ausländifher Aerzte ber neu aquirir— 
ten Provinzen zur Ausübung der Praris. 


381. Studien» Hofcommifjiond» Decret vom 25. Mai 1816, 

3. 1140, an fämmtl. Länderftellen und Hoflanzlei: Decret vom 

30. Mai 1816; n. 6, Reggs. Erlaß vom 20. Juni 1816, 
3. 22,750. 


(Allg. polit. und Prov. Sefegfamml. für Tyrol vom 3. 1816.) 


Heilkünftler, welche an den Lehranftalten der neu erlangten Pros 
vinzen fih Diplome erwarben, find auf höchſten Befehl nad) folgen- 
den Grundfägen zu behandeln: 

1. Individuen, welde in den neu erlangten Provinzen bei der- 
felben Uebernahme anfäßig waren, und einen Zweig der Heilkunde 
nach den damals im Lande beftehenden Vorfchriften rechtmäßig auszu- 
üben befugt waren, find in dem Befige diefed Ausubungsrechtes unge: 
ftört zu laſſen. 

2. Individuen, welche nun öfterreihifche Unterthanen find, und 
welche auf einer der Lehranftalten der neu erlangten Provinzen ein 
Diplom aus einem Zweige der Heilkunde fich erwarben, haben ein 
Net, diefen Zweig nad den in der öfterreichifhen Monardie befte- 
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benden Normalvorfchriften auszuüben. Sind ſolche Individuen aber 
Ausländer, welche bei der Uebernahme der neu erlangten Provinzen 
noch nirgends anfäßig waren, fo gibt ihnen ein zu Padua, Pavia zc. 
erlangtes Diplom Fein Recht, einen Zweig der Heilkunde in den öfter: 
reihifchen Staaten ausjuüben, und fie find wie Ausländer zu behan- 
deln, welche mit Diplomen fremder Univerfitäten ein Recht zur Aus: 
übung der Heilkunde in den öfterreichifchen Staaten erlangen wollen. 


382. Hoffanzlei-Decret vom 24. November 1816. 3. 21,056, 

an ſaämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 31. Dezember 

1816, 3. 47,665 an bie Unterbehörden; böhmifche Gub, Ber. 
vom 11, Sänner 1817, 3. 55,359. 


(Aug. polit. Gefegfammf. vom 3. 1816.) 


Da den Länderftellen die Grundfäge, nach welchen die an den Uni⸗ 
verjitäten zu Padua und Pavia promovirten Heilfünftler zu behandeln 
find, bereit$ durch Decret der F. k. Studien-Hofcommilfion vom 25. 
Maid. J., 17% (BSR) mitgetheilt wurden, fo wird denfelben ge: 
mäß einer über den allerunterthänigften Vortrag der E. k. Central:Or- 
ganifirungs-Hof-Sommiflion vom 20, Auguft d. 3. herabgelangten 
allerhöchften Entſchließung vom 25. September d. 3. bedeutet, daß 
auch jene in Deutfchtirol privatifirenden Aerzte, die an einer bairifchen 
Univerfität geprüft wurden, und dad Doctors:Diplom erhalten haben, 
für den Fall, als fie alle von der damaligen Negierung vorgefchriebe- 
nen Bedingungen jur Erlangung der Doctorswürde und Ausübung der 
freien Praris erfüllt haben , in ihren wohlerworbenen Nechten nicht zu 
beirren,, im entgegengefegten Falle aber, zur genauen Erfüllung diefer 
Bedingungen anzumeifen feien. 

Welches den Länderftellen zur genauen Nachachtung in vorkom— 
menden Fällen eröffnet wird. 


383. Studien-Hofcommiffiond:Decret vom 11. November 1820, 

3. 7465, n. 5 Reggs. Ber. vom 23. November 1320, 3. 53,492, 

an das Vice-Directorat der medizinifchen Studien und an die mes 
dizinifche Facultät. 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1820.) 


Seine Moajeftät haben aus Troppau unterm 25, October 1820 
zu verordnen geruhet: 

Um von den E, E. Unterthanen den Nachtheil abzumenden, der 
ihnen durch die Befugniß zugeht, nach welcher dem Studienplane vom 
Sabre 1804 gemäß geftattet war, fremde Aerzte nach einem zweijäh- 
rigen Studium des vierten und fünften medizinifchen Sahrganges zu 
dem firengen Doctorprüfungen zuzulaffen, fo ift diefe von nun an allge: 
mein einzuftellen, und hat in Hinkunft jeder Fremde, welcher das Recht zur 
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Ausubung der medizinifchen Praris in den k. E. Staaten erlangen will, 
fih allen jenen Vorſchriften zu unterziehen, welche für die E. £. Uns 
terthanen beftehen. 


Berechtigung der ausländifhen Aerzte in ben 
Örenzgegenden zur Ausübung der Praris. 


384. HoffanzleisDecret vom 28. September 1837, 3. 24,361; 

ob der Enns'ſche Reggs. Ber. vom 31. October 1837, 3. 31,568 ; 

böhmifche Gub. Ber. vom 9. October 1837, 3. 49,846; galizis 
fhe Gub, Ber. vom 3, November 1837, 3. 67,455» 


(Prov. Geſetzſamml. für Oberöftere., Böhmen und Galizien vom 
J. 1837.) 


Seine F. k. Majeftät haben unterm 26. September I. 3. folgen- 
de a. h. Entfchliefung herabgelangen zu laſſen geruhet: 

„Ausländifche von ihren Regierungen berechtigte Aerzte und Wund: 
ärzte find bei der von ihnen biöher in den Gränzgegenden Meiner Län: 
der ausgeubten Praris unter der Bedingung auch noch ferner nicht zu 
beirren, daß fie hiebei an die in Meinen Staaten beftehenden Bor: 
fchriften bei Werluft diefer Praxis und unter den übrigen gefeglichen 
Folgen gebunden find.“ 

„Diefes ift den Länderftellen in der Abficht zu bedeuten, damit 
fie ohne eine fürmliche Kundmachung darüber zu veranlaffen, die Kreis: 
ämter demgemäß anweilen, und diefelben insbefondere zur forgfältigen 
Ueberwachung diefer Praris beauftragen.” 

„Von diefer a. h. Entfchliefung werden die k. Kreisämter zu Fol» 
ge des Hoffanzlei:Decretes vom 28. September I, J., 5. 3. 24,361 
zur Wilfenfchaft und genaueften Darnachachtung fowohl bezüglich der 
zu unterlaffenden förmlichen Kundmachung, als der den k. Kreisämtern 
zur Pflicht gemachten forgfältigen Ueberwachung jener Prarid in die 
Kenntniß gefegt. 


VBerehtigung der auf der Pefther Univerfität gra- 
dbuirten Aerzte zur Ausübung der Praris in den 
übrigen Provinzen ber Monardie. 


383. Hoffanzleis:Decret vom 3. Dezember 1793, 3. 1822; 
n. d, Reggs. Ber. vom 21. Dezember 1793 an die Unterbehörben ; 
fundgemacht durch die Wiener Zeitung, 


(Kropatſcheck's Gefegfaniml. vom 3. 1793.) 
Seine Majeftät haben die höchfte Entfchliefung, welche in Anfe: 


hung der auf deutfchserbländifchen Univerfitäten graduirten Aerzte über 
einen Vortrag der hungarifchen Hofkanzlei erfloffen, ihr Regierung 
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unter dem 25. November vorigen Jahres bekannt gemacht worden ift, 
aufzuheben, und folgende Vorſchrift zu ertheilen gnädigft geruhet : 

Den an der Pefther Univerfität graduirten Doctoren der Arznei: 
Funde und Chirurgie it in allen deutfchen Erbländern, fo wie wech— 
felfeitig denjenigen, welche die Doctordwürde aus diefen Wilfenfchaften 
an einer deutfch-erländijchen Univerfität erhalten haben, in Hungarn, 
obne ſich einer neuen firengen Prüfung unterziehen zu müſſen, die 
freie Praris geftattet: auf eben dieſe Weife foll die an der Pefther 
Univerfität, eder an einer beutfch-erbländifchen Univerfität von einer 
der übrigen drei Facultäten ertheilte Doctorswürde in Hungarn, und 
in den beutfchen Erbländern wechfelfeitig von gleicher Araft und Wir: 
Fung ſeyn; fo viel es jedoch die juridiiche Facultät betrifft, fo haben 
die in Pefth graduirten Doctoren, welche nachher in den deutfchen Erb: 
ländern die Anjtellung zu erhalten und allda die Gerichts: Praris aus: 
zuüben wünfchen, noch vorläufig das deutſche Privatrecht, und die 
Vorleſungen über die practifche Anwendung, und den in den deutfchen 
Erbländern eingeführten Gefchäftsftyl, welche Gegenftände in Hungarn 
nicht gelehrt werden, an einer erbländifchen Univerfität zu hören, wie 
dann auch im Gegentheile die an einer deutjch:erländifchen Univerfität 
zu Doctoren der Rechte beförderten Individuen, wenn fie in Hungarn 
die Gerichtöpraris treiben wollen, das Jus patrium mit den damit 
verbundenen Kenntniffen an einer hungarifchen Lehranftalt zu erlernen, 
in dem alle aber, daß fie fi der Advocatie zu widmen gedenfen, 
dasjenige, was diesfalls die Geſetze des Königreiches vorfchreiben , zu 
erfüllen verbunden find. 

Welches ihr Regierung hiermit zur Wiffenfhaft und weiteren 
Veranlaffung eröffnet wird. 


Berehtigung der Militärärzte zur Ausübung der 
medizinifhen Praxis. 


386. Niederöfterreihifche Regierungs:Verordnung vom 20, Dcs 
tober 1804, 3. 12,435, an die vier & k. K. Aemter, den Wr. 
Magiftrat und die k. k. Pol. Ob, Dir, 


Das k. k. Generalmilitärcommando hat mittelft Note vom 11. 
und empfangen 15. dies, jene allerhöchfte Entichliefung hieher mitge— 
theilt, welche Se, Majeftät wegen der den Militärärzten zuftehenden 
Civilpraris und Einberufung der betreffenden beurlaubten Feldärzte zu 
erlaffen geruhet haben. 

Demfelben wird daher nebenliegende Abfchrift diefer höchften Ent: 
ſchließung zur Wiffenfchaft und Darnahahtung, dann weiters nöthig 
findenden Verfügung hiermit zugefertiget. 


Hofkriegsräthliches Refeript vom 5. October 1804. 


Seine Majeftät haben zu entfchliefen befunden , daß von nun 
an die den Militärärzten zuftehende Befugniß zur medizinifchschirurgis 
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ſchen Civilpraris nicht nach dem Range, den felbe bei ber Armee be- 
gleiten, fondern einzig nach dem nach vollendeten Studien an der Aca— 
demie oder an einer F. k. Univerfität oder Lyceum erhaltenen Diplome 
beftimmt werden foll, und daß ein jeder Militär:Chirurg,, der ein fols 
ches Diplom befigt, gleiche Nechte, gleiche Freiheiten und gleiche Ber 
fugniß zur medizinifchen und chirurgifchen Civilpraris genießen und haben 
ſoll — Civil⸗Perſonen, mit gleichen Diplomen verſehen, genießen 
und haben. 

Um zu dieſem Zwecke ſogleich zu gelangen, befehlen Seine Ma— 
jeſtät, alle beurlaubten Militär-Chirurgen, welche dieſe nun vorge— 
ſchriebenen Eigenſchaften nicht beſitzen, und die Praris ausüben, fo: 
gleich einzuberufen, und auch den andern, die nicht beurlaubt, zu fel: 
ber aber vermöge der nun von Seiner Majeftät gegebenen Vorfchrift 
nicht geeignet find, diefe Praxis fehärfeftens zu unterfagen. 

An Anfehung jener beurlaubten Militärärzte, die zwar mit feinem 
Diplom verfehen find, welche aber einen andern Erwerb als die Praris 
der Heilkunde ergriffen haben, z. B. bei Civil-Chirurgen oder Privat: 
Herrihaften in Dienfte getreten find, geftatten Seine Majeftat, dafi 
fie dafelbft belaffen, und nicht einberufen werden, in dergleichen Fällen 
auch die Beurlaubung von fupernumerären Militarärzten noch fortan 
ftatt finden EFonne, wo hingegen jede anderweite unbeftimmte Beurlau— 
bung eines zur Ausübung der Civilpraris nicht mehr befugten Feld: 
arztes, den Negimentern und Corps ganz zu unterfagen ift. 

Auh wollen Seine Majeftät, daß genau unterfucht werde, ob 
berlei Chirurgen nicht bisher zum Schaden des a. h. Aerariums die 
Medikamente, welche fie bei ihrer Praris verwendeten, aus den Mi: 
litär· Apotheken und Medicamentens Depots gefaßt haben, welcher Un: 
fug, wenn er beitehet, fogleich einzuitellen, fo wie jeder Schuldtra— 
gende mit aller Strenge zu beftrafen feie. 

Das General-Sommando hat demnach dieſe allerhöchfte Anord⸗ 
nung im Ganzen auf das pünctlichfte in Vollzug zu fegen, und nicht 
nur die Einberufung der betreffenden beurlaubten Feldärzte fogleich zu 
veranlaffen, fondern auch mit aller Strenge die etwa dem einen oder 
dem andern zur Laft fallende Verwendung ärarifcher Arzeneien zu 
erheben, und es eheftens hieher anzuzeigen , in wie fern fol ein Uns 
fug wirklih verübt worden ift, und wie viel im erften Falle die dem 
Aerarium zugegangene Beeinträchtigung beträgt. 

Die genauefte Befolgung diefer Unordnung hat das General: 
Commando nicht nur in Anfehung der von den, demfelben unterfte- 
henden Regimentern, beurlaubten überzähligen Feldärzte, fondern auch 
rücfichtlih der in dem Bezirk des General Commandos ſich aufhaltens 
den dergleichen beurlaubten Beldärzte, ſich möglichft angelegen zu halten. 


387. Hoffanzlei:Decret vom 1. November 1812, 3. 16,152, 
an ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 15. November 
1812, 3. 31,029 an die vier k. k. Kreisämter, die k. k. Stabt- 
bauptmannfchaft und die mebizinifche Facultät. 
Lügenaud Geſetzſammlung I. Wr. 26 
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(Ag. polit, Gefegfammt. vom 3. 1812.) 


Seine Majeftät haben mit allerhöchftem Kabinetsfchreiben vom 
17. v. M. zu befehlen geruhet, daß den an der Zofephinifchen Acades 
mie promopirten Individuen, fie mögen ſich im wirklichen Militärdienft 
befinden, oder aus demfelben getreten fein, in Gemäßheit des erlang⸗ 
ten Diploms die nämlichen Vorrechte in Anfehung der Civilpraris ges 
bühren, deren die Magiftri und Doctores der Chirurgie, die an was 
immer für einer Univerfität der Monarchie promopirt find, geniefen ; 
den Militärärzten aber, die Fein Diplom haben, die Civilpraris auszu⸗ 
üben unterfagt fei. 

Diefe allerhöchfte Entfchliegung wird der Landesftelle zur Wilfen- 
ſchaft und weiteren Verfügung hiermit eröffnet. 


8388. HoffanzleirDecret vom 31. Mai 1813, 3. 9174, an 
fämmtl. Zänderftellen; n. 6. Reggs. 3. 17,330. 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 1813.) 


Seine Majeftät haben mittelft allerhöchften Kahinetöfchreibens 
vom 29. d. in Anfehung der Civilpraris der an der militärifchen Jo— 
ſephs⸗Academie zu Doctoren beförderten Militärärzte zu beftimmen 
geruhet , daß bis auf weiteren Befehl fich genau an das Errichtungs« 
Diplom diefer Academie vom 5. April 1786 gehalten, und denfelben 
lediglich jene Befugniffe zugeftanden werden, welche den Doctoren der 
Chirurgie, die diefe Würde auf inländifchen Univerfitäten erhalten has 
ben, zugeftanden find. 

’ Wornach fich diefelbe in vorkommenden Fällen zu benehmen ha= 
en wird, 


389. Hoffanzleis:Decret vom 28. October 1819, 3. 33,447, 

n. ö. Reggd, Ver. vom 5. Dezember 1819, 3. 42,342, an 

fämmtl. Unterbehörben; böhmifhe Gub. Ber, vom 2, Dezember 
1819, 3. 51,393. 


(Prov.. Geſetzſamml. vom 3. 1819 für Niederöfterr. und Böhmen im 
Nachtragsband 1.) 


Seine k. k. Majeſtät haben nah dem Inbalte des Hoffanzleis 
Decretes vom 28. October I. 3., Hofzahl 33,447 über einen von dem 
k. k. Hofkriegsrathe erftatteten unterthänigften Vortrag in Beziehung 
auf die Ausübung der innerlihen Heilpraxis der Militärärzte mit als 
lerhöchfter Entſchließung vom 3. Zuli I. J. anzuordnen geruhet: Es 
fei fih in Hinficht der Rechte und Befugniffe, welche Individuen, die 
an der Joſephs-Academie Diplome erhielten, zukommen, genau an den 
Elaren Sinn der Statuten diefer Academie, und an die höchften Ent: 
ſchließungen vom”. September 1804 (336) und 17. October 181% 
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(387). wie auch an das höchfte Kabinetöfchreiben vom 29. Mai 
1813 (388) zu halten. 

Sn Gemäßheit diefer höchften Entfchließung hat der E. E. Hofs 
Friegsrath wegen Einftellung der Behandlung innerer Krankheiten bei 
Civilperfonen durch die an der Joſephs⸗Academie zu Doctoren promo- 
virten Militärärgte das Erforderlihe an die oberfeldärztlihe Direction 
erlaffen. 


390. HofkanzleisDecret vom 25. Auguft 1836, 3. 22,203; 

n. ö. Regierungd-Ber. vom 6. September 1836, 3. 51,233 an 

die k. k. Pol. Ob. Dir., den Wr. Magiftrat, das E.f, mediz. Vice⸗ 
Dir. und die mediz, Facultät. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1836.) 


Ueber die in Anregung gebrachte Frage, ob die Militärärzte, wel: 
che ald Doctoren der Medicin und Chirurgie ihre Kunft und die Ci: 
vilpraris in Wien ausüben wollen, verhalten werden follen, ſich der 
biefigen medizinifchen Facultät einverleiben zu laffen, widrigenfalld ihnen 
von Öeite der Apotheker über ihre Rezepte Feine Arzeneien zu verab- 
folgen wären, wird von der F. E. vereinigten Hoffanzlei im Einverneh: 
men mit der k. k. Studien-Hof⸗Commiſſion bedeutet, daß die aller: 
höchſte Entfchliefung vom 16. Auguft 1817, durch welche den Civil: 
ärzten eine folhe Werpflichtung auferlegt wird, Feine Anwendung auf 
‚die in der Frage ftehenden Aerzte finden könne, indem biefelben ihren 
Negimentern, Corps u. f. w. angehören, und die Wahl ihres Wohn- 
figed oder Standpunctes nicht von ihnen, fondern von der Dislocirung 
der Truppen abhängt, ihre Aufenthalt in der Reſidenz daher nicht als 
ein freiwilliger, fondern als ein aus ihren Dienftverhältniffen hervorge: 
bender angefehen werden muß, und es nicht angehen kann, Aerzte, 
die in allen übrigen Beziehungen fich im vollen Befige des Nechtes, 
die Praxis auszuüben, befinden, durch einen indirecten Zwang in ber 
Ausübung ihrer Kunft zu befchranken. 

Auf jene Militärärzte jedoch , welche ſchon ausgedient haben, oder 
überhaupt aus dem Militärverbande getreten find, findet die oben ers 
wähnte allerhöchfte Entfchlieung ihre volle Anwendung, da fie nicht 
mehr als Militärärzte betrachtet werden können, fondern dem civil« 
ärztlichen Stande angehören, und auf keine größere Begünftigung als 
diefe Anfpruch haben. 


b) Durch Wundärzte. 


391. HoffanzleisDecret vom 3. November 1808, 3. 16,135, 
n. d. Reggs. 3. 29,874. 


(Kropatfcheck's Geſetzſamml. vom 3. 1808.) 
26 * 
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Snftruction 
für bürgerliche Wundärzte der k. k. Staaten. 


$. 1. 


Die Wundärzte find dem Kreisamte ihres Bezirkes, und in Städs 
ten auch unmittelbar dem Magiftrate derfelben untergeordnet 


$. 8%. 


Kein Wundarzt Eann ein Gewerbe antreten, oder eine Proviſors⸗ 
ftelle verfehen, der fich nicht mit dem Diplome eines geprüften Wund— 
arztes und geprüften Geburtöhelfers von einer k. k. Lehranftalt aus- 
weifen Fann. 


$. 8. 


Wundärzte fomohl in Städten ald auf dem Lande, die ein Ge— 
werbe haben, müffen fi in Gremien vereinigen. 


$. 4. 


Die Greminal:Statuten, wohin auch die Art der Aufnahme und 
bed Freifprechens der Lehrjungen gehört, hat das Gubernium einer 
jeden Provinz nach den in Defterreich beftehenden Gremial-Statuten 
der Chirurgen zu verfaffen. 


$. 5. 


Von dem Gubernium oder dem Kreisamte zu wundärztliden 
Verrichtungen aufgefordert, werden die Wundärzte fich denfelben mit 
allem Fleiße und aller Nedlichkeit unterziehen, wofür fie denn auch die 
gewöhnlichen verhältnigmäßigen Belohnungen zu gewärtigen haben. 

$. 6. 

Allem, was auf den allgemeinen Gefundheitszuftand der Men« 
fhen und Thiere in dem Orte und Bezirke, in welchem der Wundarzt 
feinen firen Aufenthalt hat, Bezug hat, wird er feine befondere Aufmerk— 
famfeit fhenfen, und feine daruber gemachten Bemerkungen dem Kreis- 
arzte bei deffen Bereifungen mittheilen. 


$. 7. 


Eben diefem hat er es zw bedeuten, wenn es in feiner Gegend an 
einer geprüften Hebamme mangelt. 


$. 8. 


Dem auf Unterfuhung Fommenden Kreisarzte wird er mit Anftand 
begegnen , ihm in allen Faͤllen die abgeforderte Aufklärung geben, und 
nöthigenfalls den erforderlichen Beiftand leiften. 
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$. 9. 


Das Entftehen einer Epidemie unter Menfchen, oder einer Seu: 
che unter Thieren, hat er alfogleich bei fchwerer Verantwortung an die 
Ortsobrigfeit, oder (wenn diefe in Erfüllung ihrer Pflicht und Beför— 
derung ber erhaltenen Anzeige an das Kreisamt faumfelig wäre) an das 
Kreisamt felbft anzuzeigen. Mit folhen Anzeigen darf nicht gezaudert 
werden, bid die Epidemie oder Seuche überhand genommen, fondern, 
fobald in einem Orte (nach der verfchiedenen Größe desfelben) 4—6 
—8 Perſonen oder eben fo viele Thiere mit der nämlichen Krankheit 
behaftet werben „ fo ift dies ohne weiters anzuzeigen. 


$. 10, 


Das Nämlihe muß gefchehen, wenn ein an den Gränzen fich 
befindender Wundarzt in Erfahrung bringt, daß in den angrängenden 
fremden Ländern Epidemien oder Seuchen berrfchen. 


$. 11, 


Der Wundarzt muß fich eines guten, moralifchen Characters be: 
fleißigen, er fell in feinen Verrichtungen ordentlich und genau fein, be: 
reitwillig Sedermann, der feiner Hülfe bedarf, diefelbe angedeihen 
laffen, durch Lefung guter Bücher feine weitere Ausbildung befördern, 
feine Kranken felbft befuchen und behandeln, und nicht etwa von Ge: 
fellen und Lehrjungen befuchen und behandeln laſſen. 


$. 12. 


Für die beifere Ausbildung der Gefellen und Lehrjungen werden 
die Wundärzte nach Möglichkeit beforget fein, und zu diefem Zwecke 
denfelben Liebe zur Lecture einzuflößen fuhen, und es geftatten, daß 
diefe von ihrem Büchervorrathe Gebrauch machen. 


$. 13. 


Jeder bürgerliche Wundarzt muß die unentbehrlichften Inftrumens 
te rein und in brauchbarem Stande vorräthig haben. 


$. 14. 


Befindet fih in dem Aufenthaltsorte des Wundarztes, oder fehr 
nahe an demfelben eine Apotheke, fo ift es ihm nicht erlaubt, felbft 
Arzneien auszugeben. Iſt aber im Umkreiſe von einer Stunde Eeine 
Apotheke vorhanden, fo kann der Wundarzt eine Hausapotheke halten, 
und aus derfelben die Arzneien nad der Provinzial-Pharmacopse an 
Kranfe abgeben. 


$. 15. 


„. Die aus diefen Apotheken hinausgegebenen Arzeneien, find nie 
über bie beftehende Apothekertare zu tariren. 
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Einfache, ihm wohl bekannte, in feiner Gegend wachfende Arze— 
neimittel, ald Blumen, Kräuter, Wurzeln, Samen ift dem Wund: 
arzte erlaubt, fich felbft zu fammeln. 


$. 17. 


Es ift ihm aber, wenn er auch geeigenfchaftet ift, eine Hausapo- 
thefe zu führen, verboten, zubereitete und zufammengefegte Arzneien 
(praeparata et composita), welche zu innerlichem Gebrauche gehören, 
felbft zu verfertigen,, fondern er muß diefelben von einem ordentlichen 
Apotheker Eaufen, und fich jederzeit darüber mit einem von dieſem ge— 
fertigten Werzeichniffe, worin der Name und das Gewicht der Arge: 
neien und die Zeit des Kaufes beftimmt fein muß, ausweifen können. 


$. 18. 


Euren innerliher Krankheiten vorzunehmen, ift dem Wundarzte 
verboten, wenn in dem Orte ein Arzt zugegen ift. Wo es aber an 
einem ſolchen mangelt, ift es ihm auch erlaubt, innerlihe Krankheiten 
zu beforgen, und derfelben Heilung zu unternehmen. 


$. 19. 


An fhweren Fällen diefer Art, wird er nicht unterlaſſen, fich 
bei dem nächften Arzte Rathes zu erholen, und denfelben, wenn es 
möglich ift, zu Hülfe zu rufen. 


$. 20. 


Eben fo wird er bei wichtigen chirurgifchen Operationen, wo es im⸗ 
mer thunlich ift, Einen Arzt zuziehen, und in deffen Gegenwart die 
Dperation verrichten. 


$. 21. 


Wundärzte werden fih hüten, Weibsperfonen, welche öfters, um 
einer Schwangerfchaft los zu werden, Krankheiten erdichten, auf ihr 
bloßed Verlangen eine Ader zu öffnen, oder Arzeneien. abzureichen, 
welche den Abgang des Kindes befördern Eönnten. 


$. 22. 


Kommen ihnen bedenklihe, zweideutige ober gar tödtlihe Der: 
mwundungen vor, fo haben fie fogleich nach dem erften Verbande der 
Polizeiftelle, oder wo Feine folche ift,. der Ortsobrigkeit den Namen bed 
Verwundeten, deffen Wohnung mit der Befchaffenheit der Verlegung 
anzuzeigen. 


$. 23, 
Nah Aufforderung der Obrigkeit, des Kreisarztes oder des Phy— 
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fiferd werden die Wundärzte gerichtliche Sectionen gehörig unterneh- 
men, und darüber gemeinfchaftlich mit dem Arzte Bericht erftatten. 


$. 24. 


Gurpfufchereien aller Art, den unerlaubten Verkauf von Arge: 
neien, und überhaupt alle Vergehungen gegen die Sanitäts-Anorbnun: 
gen, welche ihnen befannt werden, follen fie dem Kreisarzte oder un« 
mittelbar dem Kreisamte anzeigen. 


$. 25. 


Mit befonderem Fleiße wird jeder Wundarzt die Vaccinatien zu 
befördern fuchen. 


$. 26. 


Eine Witwe muß längftens in Zeit von drei Monaten einen ge: 
prüften Provifor haben *). 


392. Hoffanzleis:Decret vom 22, Februar 1822, 3. 5189; 
n, d. Reggs. Ver. vom 13, Mär; 1822, 3. 11,056, an die me: 
dizinifche Facultät und den Wr, Magiftrat, 


(Prov, Geſetzſamml. für Niederöfterr. vom 3. 1822.) 


Seine Majeftät haben über die der allerhöchften Entfcheibung un: 
terzogene Frage: ob den an der hiefigen E. E. Zofephs-Academie pro: 
movirten Sndividuen die chirurgifche Civil-Praris unbedingt geftattet 
werden Fönne? mit der, unter dem 18. Februar 1822 an die k. k. 
vereinte Hofkanzlei gelangten allerhöchften Entfchließung zu entfcheiden 
geruhet: daß Individuen, welche hirurgifhe Magifter-Diplome von 
der k. k. Joſephs⸗Academie befigen, die Civilpraris im Gebiete der 
Chirurgie allenthalben,, mithin auch zu Wien, ausüben Fonnen, ohne 
fih einer neuen Prüfung zu unterziehen, und ohne ein chirurgifches 
Gewerbe zu befigen. 

In Bezug auf die Vorzüge aber, welche bei Anftellungen den 
Magiftern gebuͤhren, ift fih fortdauernd an die, der Negierung unter 
N: 23. Sebruar 1815, 3. 2776 eröffnete allerhörhfte Entſchließung 
zu halten. 


393. Nieberöfterreichifche Negierungs-Verorbnung vom 29. Au: 

guſt 1838, 3. 24,798, an die k. £. Pol. Ob. Dir. , die medizi⸗ 

nifchschirurgifche Facultät, den Wr. Magiftrat, und dad ka k. K. Amt 
V. U. W. W. 





*) Für Böhmen find durch die mit Hofkanzlei-Decret vom 9. Mai 1822, 
3. 11,76% (Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom J. 1822) genehmigte Gre⸗ 
mialsOrbnung für Wunbdärgte in dieſer Inftruction einige Abänderun: 
gen eingetreten, 
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(Prov. Geſetzſamml. für Niederofterr. vom 3. 1838.) 

Es ift in der Haupt und Refidenzftadt Wien, wofelbft fih und in al: 
len Vorftadtbezirfen graduirte Doctoren der Medizin befinden, feinem 
Wundarzte, gleichviel er möge fih mit dem Diplome als Patronus, 
Magifter oder Doctor der Chirurgie ausweiſen Fonnen, erlaubt, Guren 
innerlicher Krankheiten vorzunehmen. 

Die zur Zeit der CholerasEpidemie im Jahre 1836 den hiefigen 
Stadt: und Vorftadt: Wundärzten ertheilte Ermächtigung in höchft drin= 
genden Fällen CholerasAranfen den ärztlichen Beiſtand zu leiten, trat 
mit dem Aufhören jener Epidemie aufer Wirffamkeit, und es werden 
für den Ball, als die hiefigen bürgerl. Wundärzte fich erlauben follten, 
Zodtenfcheine überhaupt, oder Kranfheits-Zeugnilfe über innerliche 
Krankheiten auszuftellen,, oder vor Gericht Forderungen für innerliche 
Kranfenbehandlungen zu machen, diefe Documente hinreichen, gegen 
diefelben nach den beftehenden Vorfchriften das Strafverfahren einzus 
leiten. 

Den außer den Linien Wiens befindlihen Wundärzten wird das 
ihnen gefeglich nicht zuftehende Behandeln innerliher Krankheiten in: 
nerhalb der Finien auf das ftrengfte unterfagt, gegen diejenigen Wund— 
ärzte Wien's aber, welche ihre chirurgifchen ©erechtfame entweder 
verfaufen oder anheimfagen , und fodann dennoch unbefugt alle Zwei— 
ge der Medizin und Chirurgie ausüben, ift die ordnungsmäßige Amts: 
handlung einzuleiten, 

Den biefigen Apothefern ift das fernere Erpediren von Arzeneien 
auf Sopien von Nezepten auf das ftrengfte verboten, und den hiefigen 
Materialiften der Kleinverfchleiß von Arzneimitteln, fo wie den Dürr: 
Fräutlern der Abfag von zufammengefegten Theeforten und überhaupt 
von allen ihnen nicht zuftehenden Artikeln unterfagt. 

Das Todtenbefihreiberamt und der Status, der für Wien anzu: 
ftellenden Todtenbefchauer wird eine neue Organifation erhalten, und 
es werden in Zukunft nur mehr Doctoren der Medizin oder Chirurgie 
angeftellt werden. 

Die Gränzen, wie weit fich die Nechte der Wundärzte und der 
Dectoren der Medizin erſtrecken, erfcheinen in dem mit Decrete der 
E. E. vereinigten Hoffanzlei vom 3. November 1808 (3SO, 391) 
mitgetheilten beigefchloffenen Inftructionen genau beſtimmt; da fich je 
doch nicht alle Aerzte, Wundärzte und Hebammen im Befig und in 
der Kenntniß diefer Inſtructionen befinden, fo find mit der Inſtruc— 
tion für Aerzte von der medizinifhschirurgifchen Bacultät alle Facul— 
tät3- Mitglieder, und in Zukunft jeder neu promovirte Medicinae Doc—⸗ 
tor, mit der Anftruction für Wandärzte und Hebanımen, die neu pros 
mopirten Chirurgiae Doctoren und Magifter und die neu approbirten 
Patroni Chirurgiae und Hebammen, damit jedes Sanitäts⸗Indivi— 
duum mit der felbes betreffenden Inftruction verfehen fei, zu betheilen. 

Den Mitgliedern der medizinifch:chirurgifhen Facultät wird ins: 
befondere neuerlich aufgetragen, jedem Mezepte nebft dem Namen bes 
Drdinirenden auch den Gradus beizufegen. 
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Uebrigend ift, da in Wien die chirurgifche und medizinifche Pra— 
xis von mehreren hierzu nicht berechtigten Militärärgten ausgeubt und 
die Entdefung und Hintanhaltung diefes unbefugten Curirens durch 
den Umjtand erfchwert wird, daß mancher Militärarzt nur mit feinem 
Namen ohne Angabe feiner Eigenfchaft mit dem unbeftimmten Beifage 
„Feldarzt“ unterzeichnet, die Einleitung getroffen worden, daß den 
Militärärzten aufgetragen werde, die Nezepte nebft dem Namen aud 
mit dem ärztlichen Grade und der befleidenden Charge zu unterzeichnen, 
und es werden auch die zur Praris in Wien befugten Militärärzte in 
dem jährlich von dem Univerfitäts:Pedelle zu verfaffenden Verzeichniife 
der zur hiefigen Praris befugten Aerzte und Wundärzte eingefchaltet 
werden. 


c) Durch Hebammen. 


394. HoflanzleisDeeret vom 3, November 1808, 3. 16,135; 
n, d. Reggs. 3. 29,874. 


¶ Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom 3. 1808.) 
Snftruetion für Hebammen 
$.1. 


Hebammen find dem Kreisamte, den Ortsobrigkeiten und den 
Kreisärzten unmittelbar untergeordnet. 


$. 2. 


Nur Hebammen, welche mit einem, von einer k. k. Univerfität, 
oder von einem E. E. Lyceo gefertigten Diplom verfehen find , find be= 
fugt, in ben k. k. Staaten die Hebammenkunft auszuüben. 


$. 8. 


Die Wohnungen der Hebammen follen mit einem Schilde be— 
zeichnet fein. 


$. 4. 


Hebammen follen fich eines ehrbaren, rechtfchaffenen, nüchternen 
Lebenswandels befleißen, verfchwiegen fein, und bei Tag und Nacht 
Gebärenden, die ihrer Hülfe bedürfen, diefelbe mit Wereitwilligkeit: 
und größtem Fleiße leiften. 


$. 9. 


Bei fchweren, gefährlichen Geburtsfällen, und mo eine Inftru: 
mental⸗ Hülfe erforderlich werden kann, find Hebammen bei fchwerer 
Verantwortung verbunden, noch zu rechter Zeit einen Geburtshelfer 
und Arzt rufen zu laffen. 


410 .& 98. 
$. 6. 


Iſt das Leben eines Kindes in wirklicher Gefahr, fo follen fie nie 
unterlaffen,, dasfelbe noch zu taufen. 


$. 7. 


Bei todtfcheinenden reifen Kindern, die ohne offenbare Zeichen 
der Fäulniß find, werden fie mit Fleiß und durch eine gehörig lange 
Zeit alle erforderlichen Mittel verfuchen, diefelben zum Leben zu bringen. 


$. 8. 


Keine Hebamme darf nach der Geburt die Kindbetterin früher 
verlaffen, als bis diefe vor einem leicht möglichen Blutſturze gefichert ift. 


F. 9. 


Es iſt Hebammen unter Strafe verboten, Frauen oder Kindern 
Arzeneien, außer den gewöhnlichen Säftchen für neugeborne Kinder, 
und außer der höchften Noth zu reichen oder zu verordnen, noch den 
Kindern die Zunge zu loͤſen, fondern fie follen, wenn legteres nöthig 
wäre, hierzu immer einen Wundarzt rufen. 


$. 10, 


Eines fehweren Verbrechens und wirklihen Mordes macht ſich 
jene fchuldig, welche zur Abtreibung der Leibesfrucht Rath gibt, oder 
Hülfe Teiftet. 

$. 11. 


Frauenzimmer, welche ihnen zu einem fo fehändlichen Zwecke Zu: 
muthungen machen, und Mittel, welche zur Abtreibung der Leibes- 
frucht dienen, von ihnen verlangen, find fie verbunden, der Polizei: 
ftelle oder der Ortsobrigfeit anzuzeigen. 


$. 12, 


Wird eine Hebamme von der Obrigkeit oder einer Gerichtäftelle zu 
einer Unterfuchung verwendet, fo wird fie derfelben nach ihrem beften 
ra richtig und genau das angeben, was fie durch die Unterfuchung 
and, 


Ausländifhe Aerzte und Wundärzte, welde im 

Inlande Praris ausüben, dann Wundärzte über- 

baupt, welde innerlihbe Curen verridten, find 

nibt nad $. 98 1. Ihl. St. ©. B., fondern al Ge 
werbsftörer zu beftrafen *). 


*) Nach ben hier aufgeführten Novellen BO5—3989, ift ſowohl der bie 
Arzeneilunde unbefugt ausübende ausländifche Arzt ober Wunbarzt, 
als ber innere Guren unternehmende Wundarzt nur ald Gewerbsftörer 
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395. Hofkanzlei-Decret vom 12. Februar 1807, 3. 1470; 
n. ö. Reggs. Ver. vom 6. Mär; 1807, 3. 6470, an bie k. k. 
K. Aemter, den Wr. Magiſtrat, die k. k. Pol, Ob, Dir, 


(In dem Anhange der zweiten Auflage des Strafgefegbuches vom 
Jahre 1815 abgedrudt.) 


Ueber die Befchwerde des Gremiums der hiefigen bürgerlichen 
Wundärzte wegen des im Wege der ſchweren Polizei-Uebertretungen 
gegen einige ihrige Mitglieder , die innerlihe Curen vorgenommen ha- 
ben, gefälften Urtheild und den diesfals nach Hof erftatteten Bericht 
ift mittelft Hofdecreted vom 12. empfang. 24. des vorigen Monates 
entfehieden worden, daß der 98. Paragraph des Gefegbudes über 
ſchwere Polizei:Hebertretungen, auf den gegenwärtigen Ball nicht an« 
wendbar fei, da gedachter Paragraph vorzüglih nur Pfuſcher, 
Duadfalber und folde Leute zum Gegenftand habe, welde Eei- 
nen ärztlichen Unterricht erhalten haben, und da die Biliigfeit 
in jeder Nückficht fordere, daß in der Behandlung zwifchen diefen und 
den geprüften Wundärzten, um fo mehr ein Unterfchied gemacht wer» 
de, als letztere felbft auf dem Lande, und an allen Orten, wo feine 
Aerzte find , auch innere Heilungen vornehmen Fönnen. 

Nachdem jedoch mehrere Individuen, durch Unternehmung in: 
nerlicher Curen, die Gränzen ihres VBefugniffes überfchreiten, und da— 
mit ſich ftraffälig gemacht haben, fo feien felbe gleich andern, ihre 
Befugniffe überfchreitenden Gewerbsleuten, in der vorhin üblichen Art 
zu behandeln, und nah Maf ihres Vergehens, mit einer angemefler 
nen Strafe zu belegen. 


396. Hoffanzlei:Decret vom 28. Mai 1818, 3. 4649, an 
fämmtl. änderftellen; n. 8. Reggs. Ver. vom 29. Juni 1818, 
3.26,351, an die vier kik K. Aemter, die k.k. Stadthauptmannfchaft, 
die Pol, Ob. Dir., die mediz. Facultät und den Wr, Magiftrat; 


zu behandeln. Hieraus könnte bie nicht ganz ungegründete Folgerung ge: 
zogen werben, baß die Novellen 3280 — 384, welche bie Gränzlinien 
für die verfchiedenen Gattungen ärztlicher Perfonen normiren , ftrenge 
genommen in biefem Handbuche nah dem in der Vorrede aufgeftellten 
Grundfage nicht aufzuführen wären. Zu meiner Rechtfertigung möge 
dienen, daß es dem Richter in fchweren Polizei-Uebertretungen nicht un« 
erwünfcht fein dürfte, die vorzüglichften über diefen Gegenftand beftehen- 
den Gefege zu Pennen, theils weil es in feiner Amtöpflicht liegt, wegen 
Beltrafung von berlei Perfonen, fo weit auf fieder $. 98 II. Thl. St. 
G. B. feine Anwendung nicht findet, ald Gemwerbsftörer bad Weis 
tere zu veranlaffen, theild auch barum, weil es bei Aufnahme des That: 
beftandes über körperliche Verlegungen, Zödtungen u, dgl, für ihn von 
Wichtigkeit ift, zu wiffen, in wie weit das zur Abgabe bes Parere's bes 
rufene ärztliche Individuum hiezu auch die gefegliche Befähigung beſitze. 
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tirol’fche Sub. 3. 17,021 de anno 1818; böhmifche Sub, Ver. 
vom 9. Juli 1818, 3. 30,551. 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml, für Tirol vom Jahre 
1818.) 


Aus Anlaß eines vorgekommenen fpeciellen Falles wurde der Ne« 
gierung bedeutet , daß fich in Hinkunft in Bezug auf die Behandlung 
jener Wundärzte,, welche durch Vornahme innerer Guren ihre Befug- 
niffe überfchreiten, genau an die in der zweiten Auflage des Strafge— 
fegbuches vom Jahre 1815 in Hinficht des $. 98 angeführte neuere 
Vorſchrift, nämlich vom 12. Februar 1807 (395) zu halten, und 
ſonach jene Individuen, welche durch Unternehmung innerliher Curen 
die Gränzen ihres Befugniffes überfchreiten , gleich andern ihr Befug - 
niß überfchreitenden Gewerbsleuten zu behandeln, und nah Maß ihres 
Vergehens mit einer angemeffenen Strafe zu belegen feien. 


397. SHofkanzlei= Decret vom 26. Juni 1823, 3. 19,652; 
n. 5. Reggs. Ver, vom 17. Juli 1823, 3. 34,091, an die k.k. 
K. Aemter, die k. k. Pol. Ob, Dir. und den Wr. Magiftrat. 


(Prov, Geſetzſamml. für Niederöfterr. vom 9. 1823.) 


Aus Anlaß eines fpeciellen Falles, wo ein geprüfter Wundarzt 
und Magifter der Geburtshülfe, wegen unbefugter Ausübung der Ar: 
zeneis und Wundarzeneifunde nach dem $. 98 des IT. Theiles bes 
Strafgefegbuches als ſchwerer Polizei-Uebertreter, ungeachtet der diefen 
Paragraph erläuternden Hofkanzleis: Verordnungen vom 12. Februar 
1807 (395) und 28. Mai 1818 (396) aus dem Grunde ver: 
urtheilt wurde , weil jene Verordnungen nur von bürgerlihen Wund— 
ärzten, die ein Gewerbe befigen, zu fprechen fcheinen, bat die k. k. 
Hofkanzlei mit Decret vom 26. Junius 1823 der Regierung erinnert : 

Es liegt nicht in dem Sinne der Hoffanzlei: Verordnungen vom 
12. Februar 1867 (305) und 28. Mai 1818 (396), daß blos 
jene Wundärzte, die ein Gewerbe befigen, wenn fie innere Curen vor: 
nehmen , blos als Gewerbsftörer, und nicht nach dem $. 98 des 
II. Theiled des Strafgefegbuches als ſchwere Polizei-Uebertreter bes 
handelt werden follen, da in diefem alle die Doctoren und Magi: 
fter der Chirurgie, welche die Wundarzneifunde auch ohne Gewerbe 
ausüben können, und bei welchen man einen höheren Grad von Bil: 
dung , als bei den Patronen der Chirurgie vorausfegen muß, wenn fie 
der Vornahme einer inneren Cur überwiefen wären, ald ſchwere Poli: 
jeisUebertreter , folglich firenger als die Patrone der Chirurgie behan- 
delt werden müßten, welche die Wundarzeneifunde nicht ohne Gewerbe 
ausüben Fönnen, und melde nady den bezogenen Hofkanzlei-Verord⸗ 
nungen in einem foldhen Falle nur ald Gewerbsftörer anzufehen wären. 

Diefe zwei Verordnungen beziehen fich vielmehr auf geprüfte 
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Wundärzte im Allgemeinen, gegen welche demnach in folchen Fällen 
im Orunde der bezogenen Verordnungen das Amt zu handeln ift. 


398. HoffanzleisDecret vom 26. Februar 1836, 3. 4751, an 
fämmtl, Länderftellen; Decret der n. d. Regierung vom 23. März 
1836, 3. 16,847, an die vier k. k. K. Uemter, die E, E Pol. 
Ob. Dir, den Wr, Magiftrat, die Herrfchaften Hundsthurm, 
Schotten, Lichtenthal und die mebdizinifche Facultät; ob ber 
Enns’fche Reggs. Verordnung vom 25. Mär; 1836, 3. 9008; 
fteiermärtifche Gub. Ver. vom 23. Mär; 1836, 3. 4536 ; tirol’ 
fhe Gub. Ber, vom 29. März 1836, 3. 6349; Ver. des Lai— 
bacher Gub. vom 31. Mär; 1836, 3. 6947; böhmifche Gub, 
Ber, vom 7. April 1836, 3. 15,489; galizifche Gub, Ver. vom 
31. Mai 1836, 3. 18,022. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. vom J. 1836 für Niederöſterr., 
DOperöfterr., Steiermark, Tirol, Krain und Kärnthen, Böhmen und 
Galizien.) 

Mit hohem Hofkanzlei-Decrete vom 26. v. M., 3. 4751 wird 
eröffnet: 

Ueber einen in einer Provinz vorgefommenen Fall, in welchem die 
Behörde erfter Inftanz in ſchweren Polizei-Uebertretungen einen an 
einer ausländifhen Univerfität graduirten Arzt, wegen unbefugter 
Krankenbehandlung nah $. 98 und 99 Strafgefeges II. Theiles als 
fhweren Polizei-Uebertreter abgeurtheilt hat, iſt mit allerhöchfter Ente 
fhliegung vom 16. v. M. unter Sinweifung auf das hier abfchriftlich 
mitfolgende Hofdecret vom 12. Bebruar 1807 (BIS) angeordnet 
worden , es habe von dem gefällten Strafurtheile abzukommen. 

Diefes wird dem — mit dem Bemerken zur weiteren Verfügung 
bekannt gemacht, daß die gefeglichen Beſtimmungen des $. 98 Straf: 
gefepes IL. Theiles auf Gurpfufcher, Quadlalber, und ſolche Leute ihre 
Anwendung finden, welche gar Feinen ärztlichen Unterricht erhalten ha= 
ben, daß aber hieraus noch Feineswegs eine Straflofigkeit für jene an 
ausländifchen Univerfitäten graduirten Aerzte gefolgert werden Eönne, 
welche ſich hierlandes ohne eingeholter und erhaltener Bewilligung 
von Seite der hierzu berufenen Behörden mit der Behandlung von 
Kranken befaffen, weil fie ſchon deßhalb ftrafbar find, daß fie die dies: 
falls beftehenden Vorfchriften übertreten, und fich gewiſſermaßen aud) 
durch eine unbefugte Ausübung der ärztlichen Prarid Gewerbsftörun: 
gen zu Schulden Eommen laffen; und weil endlich, infofern durch ihre 
Unwiffenheit das Leben oder die Gefundheit der von ihnen behandelten 
Individuen gefährdet werden follte, auch gegen fie nach den gefegli: 
hen Beftimmungen des $. 89 fürgegangen werden Eönnte. 


399. Hoffanzleis:Decret vom 13. Februar 1837 , 8. 3314; 
ob der Enns ſche Reggs, Ver. vom 23, Februar 1837, 3, 3977, 


(Prov, Geſetzſamml. für Oberöfterr. vom 3. 1837.) 


Den E k. Kreisämtern und der k. k. Polizei⸗Direction wird in 
Folge hohen Hofkanzleis-Decretes vom 13. d. M., 3. 3314 bedeutet, 
daß der $. 98 &t. ©. B. II. Thls. auf die Praris ausländifcher 
Aerzte und Wun därzte im öfterreichifchen Gebiete nicht anwendbar 
fei, da folder nur Pfufcher, Quadfalber und folhe Leute, die gar 
Eeinen ärztlichen Unterricht erhalten haben, zum Gegenftande hat, jene 
ärztlichen Individuen aber, die durch unternommene innere oder äußer⸗ 
lihe Euren, wozu fie nicht befugt find , die Gränzen ihres Befugnifs 
ſes — im vorliegenden Falle bezüglich des öfterreichifchen Gebietes — 
überfchreiten,, gleich anderen ihre Befugniffe überfchreitenden Gewerbs- 
leuten zu behandeln , und nah Maß ihres Vergehens mit einer ange- 
meflenen Strafe zu belegen find. 


Hebammen, welche fihb mit der Behandlung von 
Krankheiten befaffen, find nah dieſem Paragras 
phbe zu behandeln. 


AOO. Hofkanzlei-Decret vom 8. Mai 1807, 3. 8159, an bie 
n. d, Regierung, 3. 16,143. 


(Rropatfchec®s Gefegfamml. vom 3. 1807.) 


Da Hebammen blos einigen Unterricht zur Behandlung der drin 
gendften Zufälle, welche ſich während oder gleich nach der Geburt bei 
den Gebärenden, oder bei den neugebornen Kindern ereignen Eönnen, 
in abfolutem Abgang eines Geburtshelfers oder Arztes erlangen ; fo 
find diefelben in allen übrigen Fällen, in welchen fie ſich mit Krank: 
beiten abgeben, ald Pfufcherinnen zu behandeln, und nach dem $.98 
des Gefegbuches über ſchwere PolizeisUebertretungen,, um fo mehr zu 
beftrafen, als eine ſolche Ausnahme, wie die Regierung anträgt, bei 
ihnen leicht den gefährlichen Wahn erwecken und beftärfen würde, daß 
fie einiges Recht haben, Krankheiten zu behandeln. 


Afterhebammen find nah diefem Paragraphe zu 
beftrafen. 


AO L. Hofkanzlei-Berordnungen vom 2. Juli 1825, 3. 20,248 
und vom 18. September 1825, 3. 26,952, an fämmtl, Länder: 
ftellen; n. d. Reggs. Circ. vom 4. October 1825, 3. 48,481 5 
ob ber Enns'ſche Reggs. Ver, vom 19. Juli 1825 , 3. 17,343; 
fteiermärtifche Gub. Ver. vom 30. Juli 1825, 3. 18,063 ; Der, 
des Sub, für Krain und Kärnthen vom 27. Suli 1825,3.11,313 5 
Ber, ded mährifchen Gub. vom 22, Suli 1825, 3. 21,845; 
böhmifche Gub. Ver, vom 22. Juli 1825, 3. 38,810, vom 9. 
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Sept. 1825, 3. 43,340; galizifche Gub, Ver, vom 4. Oct, 1825, 
3. 56,295- 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. vom 3. 1825, für Nied. 
Defterr., Ob. Defterr., Steiermark, Krain, Mähren, Böhmen und 
Öalizien ) 


Diejenigen Individuen, welche, ohne aus der Hebammenkunft 
geprüft und mit dem Diplome verfehen zu fein, in Orten, wo geprüfte 
Hebammen beftehen, und unter Umftänden, wo eine geprüfte Hebam— 
me zur Entbindung leicht hätte herbeigeholt werden können, einer Ges 
bärenden gegen Bezahlung Hülfe leiften, find als After : Hebammen 
zu betrachten. 

Die Beftrafung folder After: Hebammen hat, in Folge hohen 
Hoffanzlei» Decretes vom 2. Zulius d. J., das erfte Mal in einer 
von Fall zu Fall mit Rückſicht auf die vorhandenen Umftände zu be= 
ftimmenden Geldftrafe zu beftehen, das zweite und die folgenden Male 
ift der $. 98 des Strafgefegbuches über ſchwere Polizei-Uebertretungen 
auch auf die Hebammen anzuwenden, und find diefelben hiernady mit 
Arreft gleich jenen zu beftrafen, welche die Arzenei= oder Wundarzenei- 
Eunft, ohne hierzu berechtiget zu fein, ausüben. 


$. 99. 


Iſt, der Uebertreter ein Ausländer, fo ift derſelbe Strafe grom 
nach vollendeter Strafzeit aus den fämmtlichen Erblän- 
dern abzufchaffen. 


$. 100. 


Der Verkauf verbotener Arzneimittel ift fomohl an Bertauf ver 
dem Eigenthümer, an dem Provifor der Apotheke, ald mitte. 
an dem Gefellen (Subjecte) zu beftrafen, Ba det Cie nen Gigesiber 
genthümer nicht davon gewußt, daß ihm alfo nur Man- mer, ter pe 
gel der ſchuldigen Auffiht zur Laft fällt; fo ift berfelbe bason nihtö ger 
zu einer Strafe von fünf und zwanzig bis fünfzig Gul: " 
den; bei dem zweiten Falle, von fünfzig bis hundert 
Gulden zu verurtheilen. Bei dem dritten Uebertretungs- 
falle wird ihm die Führung der Apotheke benommen, und 
ein Provifor beftellet *). 


*) Um ben Richter bei Anwendung biefes $. in die Lage zu ſetzen, in jes 
dem fpeciellen Kalle aus biefem Handbuche die erforderliche Aufflärung 
zu erhalten, wäre es nothwenbig, alle verbotenen Arzeneien und bie hiers 
auf Bezug habenden Verordnungen aufzuführen. Allein die öfterreichifche 
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A402. SHoffanzleizDecret vom 3. November 1808, 3. 16,185; 
n. d. Reggs. 3 29,874. 


(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1808.) 


Inſtruction 
für Apotheker. 


$. 1. 


Die Apotheker auf dem Lande find dem Kreisamte, in Städten 
auch dem Magiftrate unmittelbar untergeordnet. 


$. 2. 


Niemand Fann zu dem Befige einer Apotheke gelangen, oder bier 
felbe als Provifor dirigiren, als der, welcher fich mit einem ordentli= 
chen Lehrbriefe und auch darüber ausweifet, daß er wenigftens zwei 
Jahre als Gehilfe in einer inländifchen öffentlichen Apotheke ordentlich 
gedienet, und dann fich den firengen Prüfungen an einer E. k. Univer: 
fität unterworfen, und darüber das gewöhnliche Diplom erhalten habe. 


$. 8. 


Die Provinzial: Pharmacopse beftimmt die einfachen Arzeneiförs 
per, die bereiteten und zufammengefegten Arzeneimittel, welche in ei 
ner Apotheke vorfindig fein müffen. 


$. 4. 


Nach den in diefer gegebenen Worfchriften wird fih der Apotheker 
bei den Bereitungen und Zufammenfegungen der Arzeneien, und in 


— 


Geſetzgebung hat ſich ſchon fehr frühzeitig mit dem öffentlichen Gefund: 
heitszuſtande befhäftiget, und die hierüber beftehenden Verordnungen 
find fo zahlreich, daß ihre Aufnahme infofern fie fi) auf den It. Theil 
bes St. ©. 8. beziehen, einen umfangsreihen Band ausfüllen würde, 
Als Beleg hiefür dienen die Sammlungen der Sanitäts + Verordnungen 
Sohn’, Ferro's, Guldener's und Knolz. Ich habe daher bei 
dem vorftehenden $. fo wie den nachfolgenden bis $. 125 den Grundfaß 
feftgehalten, nur die allgemeinften Beftimmungen und bie fpeciellen ber 
Neuzeit aufzunehmen, und muß bezüglich der übrigen auf bie eben ci« 
tirten Gefegfammlungen, das hierüber von Dr. Zurie verfaßte Reper: 
torium, Wien 1843, Verlag von Kaulfuß Witwe, Prandel und Gomp,, 
endlid auf das im vorigen Zahre erfchienene Werk: »Syftematifche 
Darftellung des MebdicinalsWefens in bem Öfterreidi« 
fhen Kaiferftaate von Dr. Joſeph Müller, k. k. Phyſikus des 
Kaurzimer Kreifes, im Verlag bei Braumüller und Seidl in Wien 
verweifen, ein Werk, welches ſich nach meiner Anficht burdy umfidt 
ber Auffaffung und Vollftändigkeit auszeichnet, und nur den einzigen 
aber auch wefentlichen Mangel ber Quellen = Angabe bat. 
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Hinficht des Werfaufspreifes nach der vorgefchriebenen Tare unabweich- 
lich richten. 


$. 5. 


Aller Vorrath muß in guter Qualität und in folcher Menge vor 
handen fein, daß der ordentliche Abfag dadurch gedeckt ift. 


$. 6. 


Gefäße, Utenfilien, Behaltniffe und die Aufbewahrungsorte muüf: 
fen von der Art fein, daß die Arzeneien weder davon ſchädliche Eigen- 
haften annehmen und Veränderungen erleiden können, noch derfel: 
ben Verderbniß durch diefelben befördert wird. 


$. 7. 


Allenthalben muß die größte Ordnung, Genauigkeit und Nein« 
lichEeit beobachtet werden. | 


$. 8. 


Die Auffchriften an Gefäßen und Behältniffen, in welchen Arze— 
neien aufbewahrt werden, müffen mit Buchftaben deutlich und verftänd- 
lich angefchrieben fein. 

$. 9. 

Die Schubladen dürfen Feine Unterabtheilung haben, weil dabei 
die aufzubewahrenden Materialien zu leicht vermengt werden. Aus den 
gleichen Urfachen müffen die Unterabtheilungen in Schränfen, nicht 
mit einem gemeinfchaftlichen, fondern mit eigenen und alfo abgefonder- 
ten Deckeln verfehen fein. 

$. 10. 


Heftig wirkende, giftartige Arzeneien werden an abgefonderten 
Stellen aufbewahrt. 


$. 11. 
Was verborben oder Eraftlos geworden ift, wird weggeworfen. 
$. 18, 


An Hauptftadten werden ſich die Apotheker in Gremien, wie ein 
folhes Gremium auch in Wien beftehet, vereinigen, und nad) der von 
dem Gubernium vorzufchreibenden Gremial» Ordnung, bei der die Oe— 
fterreichifche zur Bafis genommen werden Fann, richten. 


$. 13. 


Selbft der eigene Vortheil macht es dem Apotheker zur Pflicht, 
fih von dem Handwerksmäßigen immer mehr zu entfernen, und mit 
immerwährenden Fleiße an Erweiterung der zu feinem Fache gehöri- 
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gen Kenntniſſe und an feiner fortfchreitenden Ausbildung zu arbeiten, 
und ſich zu bemühen, in moralifcher Hinficht von einer vortheilhaften 
Seite befannt zu fein. 


$. 14. 


Wird ein Vefiger einer Apotheke, mit einer unheilbaren Kranke 
heit behaftet, die ihn verhindert, in der Apotheke die gehörige Aufficht 
zu führen, oder ftirbt er, fo muß in derfelben fobald ald möglich ein 
Provifor angeftellt werden. 


$. 19. 


Arzeneien müffen für Zedermann bei Tag und Nacht mit Vereit: 
willigkeit, Nedlichkeit, ohne unnöthigen Verzug, und mit der gehö- 
rigen Signatur bezeichnet, abgereicht werden. Bemerft der Arzt auf 
Vorſchrift daß ed Eile habe, fo hat die Abreichung in der möglichft 
Fürzeften Zeit zu gefchehen. 

$. 16. 


Gelind wirkende, unfchädliche Arzeneimittel dürfen nach dem Hand: 
verkauf aus der Apotheke abgegeben werden. 


$. 17. 


Schon in Eleiner Menge fehr wirkfame Arzeneiförper aber, und 
überhaupt heftig wirkende Dinge, wie Brechmittel, ſtarke Purgirmit- 
tel, Quedjilberbereitungen, Opiate, abtreibende Arzeneien u. f. w. 
dürfen nie, als nach ärztlichen Vorfchriften, abgereicht werden. Wei 
wirklichen Giften hat fich der Apotheker nach den deswegen beftehen- 
den Vorfchriften genau zu richten. Perfonen, welche Frucht abtreiben« 
de oder giftartige Mittel zum Handverfauf verlangen, müſſen inöger 
beim der politifchen Stelle angezeigt werden. 


$. 18, 


Nur ärztlihe Vorfchriften (Mecepte) welche von dazu berechtig- . 
ten Aerzten und Wundärzten unterzeichnet find, dürfen in Apotheken 
verfertiget werben. 


$. 19. 


Nie darf ein Apotheker über ein Recept oder über den Arzt, der 
dasfelbe verordnete, gegen die Perfonen, welche die Arzeneien abholen, 
fi) Bemerkungen erlauben. 


$. 20. 
Er wird fih hüthen, geheime Cinverftandniffe mit Aerzten oder 


Wundärzten zum Nachtheile der Kranken und Eaufenden Perfonen zu 
unterhalten. 
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$. 21. 


Bei DVerfertigung der Arzeneien wird fich der Apotheker immer 
genau und gewiffenhaft nach der Worfchrift des Arztes richten. Es ift 
ihm daher nie erlaubt, von der Vorfchrift desfelben im ©eringften ab» 
zugeben, oder von Arzeneikörpern, die ihm gleichwirkend ſcheinen, ei- 
nes dem andern nah Willkür zu fubftituiren. 


$. 22. 


Wäre ein Recept unleferlich gefchrieben, oder ihm unverftändlich, 
fo darf dasfelbe nie eher verfertiget werden, als bi6 er vom Arzte dar⸗ 
über Aufklärung eingeholt hat. 


$. 23. 


Vermuthet er in ber Vorfchrift des Arztes einen Irrthum, der 
dem Leben des Kranken nachtheilig werden Fönnte, fo hat er feine Mei- 
nung vor der MVerfertigung des Necepted dem verordneten Arzte allein 
in Sreundfchaft zu eröffnen. Wäre aber diefes wegen großer Entfer- 
nung oder Abwefenheit des Arztes für jegt unmöglih, und wären in 
der Verordnung des Arztes fehr heftig wirkende Arzeneien, 3. B. 
Vrehmittel, draftifche Pugirmittel, Opium u. dgl. auf eine Art, oder 
in einer Menge verordnet, in welcher diefelben nad feiner Ueberzeu—⸗ 
gung dem Kranken gewiß nachtheilig werden müßten, und er daher 
gegründete Urſache hätte, auf einen Irrthum des Arztes oder Wund— 
arztes zu fchließen; fo ift es ihm erlaubt, ja es iſt Pflicht, beides fo 
abzuändern, daß es den gewöhnlichen Verordnungen vernunftiger Aerzte 
entfpreche. Der Apotheker wird aber diefes, fobald ed nur möglich ift, 
dem Arzte, von dem die Verordnung herrührte, auf eine geziemende 
Art und ohne Auffehen zu erregen, befannt machen. 


$. 24. 


Lehrjungen fol die Sertigung heftiger Urzeneimittel nie überlaffen 
werben. 


$. 25. 


Bei den vorfchriftmäßigen Unterfuchungen der Apothefe wird der 
Apotheker mit Anftändigkeit fich benehmen, und den Anordnungen ber 
Bifitatoren Folge leiten. Glaubt er fih in diefen gefränft, fo iſt der 
zweifelhafte Arzeneiförper unter zweifaches Siegel zu legen, und an 
die medicinifche Fakultät der Provinz zur Unterfuchung zu fenden. 


$. 26. 


Der Apotheker ift verbunden, jeden Arzt der E. k. Staaten, wel: 
her in die Apotheke Fommt, von der Güte und Qualität des einen 
oder andern Arzeneimittels zu überzeugen, und basfelbe auf fein Ber: 
langen vorzuzeigen. 

27 * 
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$. 97. 


Heilungen innerlicher oder Außerlicher Gebrechen zu unternehmen, 
ift Apothefern nie und unter Feinerlei Vorwande erlaubt. 


$. 28. 


Ein mufterhafter Zuftand der Apotheke, richtige, genaue und 
gewiffenhafte Bedienung der Partheien fol das einzige Mittel des Apo- 
thefers fein, feiner Apothefe Ruf und Zufpruch zu verfchaffen. Nies 
dere Ränke, Verläumdungen feiner Amtsbrüder, Veftehungen, Ab» 
wendigmachung gefchiefter Gehilfen anderer Apothefer u. f. w., deren 
fich Befiger von Apotheken bedienen Fönnten, um zu obigem Zwecke 
zu gelangen, find fträflihe Handlungen. 


$. 29. 


Der Apotheker oder Provifor ift für die Verrihtungen feiner Ge: 
bilfen und Lehrjungen verantwortlih, er wird daher ber biefelben 
eine genaue Aufſicht führen. 


$. 30. 


Der Beſitzer oder Vorfteher einer Apotheke wird über den fittli- 
hen Lebenswandel feiner untergeordneten Gehilfen und Lehrjungen 
ftrenge wachen, denfelben mit Leutfeligfeit und Anftand begegnen, und 
derfelben wiffenfchaftliche Ausbildung durch freundfchaftliche Erinnerung, 
ee Rath, Mittheilung paflender Bücher u. f. w. nach Möglichkeit 
vefördern. 


$. 31. 


Niemand Eann als ordentlicher Gehilfe in einer Apotheke ange: 
nommen werden, wenn er nicht ein Zeugniß feiner vorſchriftmäßig er- 
lernten Kunft und des MWohlverhaltens während feiner Lehrzeit befist. 
Hat er ſchon als Gehilfe in einer anderen Apotheke gedient, fo muß 
er von dem Vefiger oder Vorſteher derfelben ein Zeugniß des Wohls 
verhaltens während der dortigen Dienftzeit aufzuweifen haben. 


$. 32. 
Die Lehrzeit der Lehrjungen dauert vier Zahre. 
$. 33. 


Um in die Lehre genommen zu werden, muß der Sunge 15 Zahre 
alt fein, eine gute Gefundheit und hinreichende Kräfte haben, auch die 
zur Erlernung der Apothekerfunft erforderlichen Beiftesfähigkeiten ha= 
ben; er muß alle Claffen der Normalfchule mit gutem Fortgange ab=- 
foloirt, und hinlängliche Kenntniffe der lateinischen Sprache fich eigen 
gemacht haben, weßwegen er das Zeugniß der erlernten dritten Latei— 
nifchen Claſſe beibringen muß. Nicht minder wird er fih von feinen 
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Lehrern und Vorgefegten mit Zeugniffen über fein bisheriges gutes und 
fittliched Betragen ausweifen. 


$. 34, 


Der Eigenthümer oder Worfteher der Apotheke wird mit väterli- 
cher Sorgfalt über die Sitten des Cehrjungen wachen, und dafür Sor— 
ge tragen, daß diefer foviel ald möglich gute Fortfchritte in Erlernung 
der Apotheferfunft mache. Derfelbe darf daher Feineswegs zu den Ar- 
beiten eines Dienerd oder einer Magd des Haufes, fondern einzig da— 
zu verwendet werden, was auf die Apotheferfunft Bezug hat. 


$. 35. 


Die Aufnahme und Sreifprehung der Lehrjungen gefchieht in 
Städten, wo Apotheker» Gremien beftehen, mittelft des Gremiums, 
auf dem Lande mittelft des Kreisarztes und des nächften Apothefers. 


$. 36, 


Lehrbriefe find daher in legterem Falle vom Kreis » Phnfikus, 
dem Lehrgeber und dem dazu geladenen nächſten Apotheker zu un: 
terzeichnen. 


$. 37. 


Kein Lehrjunge Eann einen Lehrbrief erhalten, als der in ber vom 
Gremial: Vorfteher und zwei Mitgliedern, oder auf dem Lande vom 
Kreis » Phofifus und dem nächften Apotheker unternommenen Prüfung 
bewiefen hat, daß er die für einen Apothefergehilfen erforderlichen 
Kenntniffe ſich eigen gemacht hat. 

$. 38. 

Mer in diefen Prüfungen nicht Genüge geleiftet hat, wird auf 
eine verhältniimäßige Verlängerung der Lehrzeit fo lange verwiefen, 
bis man nach unternommmener Prüfung Urfache hat, mit ihm zufrie— 
ben zu fein *). 








*) Anmerkung. Außer biefer von Allerhöhft Sr. Majeftät genehmigten 
Snftruction für Apotheker find für einzelne Provinzen und Provinzial: 
Hauptftädte nacdträglidy neuere GremialsÖrdnungen für Apotheker er: 
floffen, denen, wenn fie auch mande Zufäge enthalten, bie vorftehenbe 
Snftruction vom Jahre 1808 als Bafis dienet. Solche find für Nie 
beröfterreich die Gremial:Orbnung vom 26. Auguft 1834, 3. 35,899, 
(Prod, Gefesfammt. für Nied. Defterr. v. 3, 1834), für Oberöfter: 
reich vom 15. Dec. 1831, 3. 31,865, (Prov. Gefesfammt, für Ober: 
öfterr, vom 3. 1831), für Trieft und feinen Gouvernement » Bezirk, 
jene vom 20. Dct. 1819 (Prov. Geſetzſamml. bes Zriefter Guberniums 
vom 3. 1819), für Brünn jene vom 8. April 1842, 3. 1899 (Prov. 
Gefesfammt, für Mähren vom 1842), für Böhmen jene vom 4, 
Juli 1833 (Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom 3. 1833) und für ® a: 
lizien in Folge Hoflanzleibecret vom 1. Jänner 1835, 3. 98%, vom 
10. Febr. 1335, 3. 6004 (Prov, Geſetzſamml. für Galizien v. 3. 1835.) 
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Verbotene Arzeneien. 
a) Arkana. 
(Siche 415, 417, A118.) 


b) Schneeberger - Wießpulver, Schwedifdes Elirir, Sancta 
Fosca Pillen, Philojophifhe Goldſalze, Schwabenmittel, 
Franziſche Lebenseſſenz, Augsburger - Sebenseffenz, Felicin 
Pillen, Blutreinigende Pillen, Janniſche Tropfen, Froftben- 
lenfalbe, Mürnberger Wundbalfan, Eau de chine, See- 
hoferſcher Balfam, Sebenseffenz, Barth’s —— 
net, Weinklärungs- Pulver, Lebenseſſenz - Balfam, Bans’- 
fche Pillen, Parragay-Honr Bahntinktur, Syrup medicinal, 
Spyker Balfam, Frankfurter Pillen, Wedlinger ee. 
Vergani's antifeorbutifches Elirir, Pomade für Krätze, 
Schauer's Balfam, Kirſchlorbeerwaſſer, Kieſow'ſche Lebens- 
eſſenz, Bauer's Pflaſter, Gehörſtärkendes Del, Lactuca- 
rium, Magen Elirir, Engliſches Gichtpapier. 


AOZ. Hofkanzlei-Decret vom 15. September 1833, 3. 21,227; 
n. d. Reggs. Ver. vom 2, Oct. 1833, 3, 52,776, an bie mebi- 
ciniſche Facultät. 


(Prov. Sefegfamml. für Nieder : Oefterr. vom J. 1833.) 


Obgleich die Einfuhr der zubereiteten Arzeneien aus dem Auslande 
nur gegen vorläufige Bewilligung der Tänderftellen geftattet ift, fo hat 
ſich doch der Fall zu wiederholtenmalen ergeben, daß derlei Arzeneien 
und auch andere unbekannte, zum menfchlichen Gebrauche beftimmte 
chemifche Präparate von den Oränzamtern zur weitern Unterfuchung 
in das Land zugelaffen oder wegen ihrer zellamtlichen Behandlung 
Anfragen vorgelegt wurden, wodurd es geſchah, dafi über einerlei 
Segenftände neuerliche Unterfuchungen vorgenommen und Weifungen 
ertheilt werden mufiten. 

Dieſem zu begegnen, hat die E. E. allgemeine Hoffammer im Ein: 
vernehmen mit ber E. £. vereinigten Hofkanzlei das folgende Nerzeich- 
niß derjenigen zubereiteten Arzeneien und chemiſchen Präparate, wels 
che von der mebdicinifchen Fakultät in Wien geprüft und als gefunds 
heitsſchädlich erkannt worden find, fämmtlihen Gameral» Gefällen- 
Verwaltungen zur eigenen Wilfenichaft und zu dem Ende mitgetheilt, 
um hiervon die untergeordneten Aemter mit der ausdrücklichen Wei: 
fung zu verfländigen, daß, wenn derlei ©egenftände ohne mit der 
vorgefchriebenen befondern Einfuhrs » Bewilligung der Landesftelle 
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begleitet zu fein, zur Einfuhr erklärt werden, biefelben ohne weitere 
Unterfuchungs » Veranlaffung oder Anfrage in das Ausland zurückzu⸗ 
weiſen ſind. 


Verzeichniß 


der von den Zollämtern zurückzuweiſenden zuſammengeſetzten 


Arzeneimittel. 
Schneeberger⸗Nießpulver. Lebenseſſenz ⸗Balſam. 
Schwediſches Elixir. Haas' ſche Pillen. 
Sancta Fosca Pillen. Paraguay : Rour » Zahntinctur. 
Philoſophiſche Goldſalze. Syrup mediecinal. 
Schwabenmittel. Spyker-Balſam. 
Franziſche Lebenseſſenz. Frankfurter-Pillen. 
Augsburger⸗Lebenseſſenz (Reggs.JRedlinger-⸗Pillen. 

3. 15,681, 1834.) Vergagni's antifcorbutifches Elirir. 
Felicin Pillen. Pomade für Kräge. 
Blutreinigende Pillen. Schauers Balfam. 

Sennifche Topfen. Kirfchlorbeerwaifer. 
Sroftbeulen = Salbe. Kieſow'ſche Lebenseſſenz. 
Rürnberger-Wundbalſam. Bauer's Pflaſter. 

Eau de chine. Gehörftärkendes Oel. 
Seehofer'ſcher-Balſam. Lactucarium. 
Rebenseffenz. Magen =» Elirir, 


Barth's Gefundheitd Magnet. Englifches Gichtpapier. 
Weinklärungs: Pulver. 


ce) Raudpapier. 


AOM. Hoffammer » Decret vom 24. Auguſt 1822, 3. 31,715, 
an fämmtl, Länderftellen; n. d. Reggs. Circ. vom 8. Sept, 1822, 
3. 44,278; ob der Enns’fche Reggs. Ver. vom 10. Sept. 1822, 
3. 18,649; fteiermärtifche Gub. Ver. vom 10. Sept. 1822, 3. 
20,613; tirolifhe Gub. Ver. vom 13. Sept. 1822, 3. 19,232; 
Ber. ded Gub, für Kärnthen vom 14. Sept. 1822, 3. 11,205; 
triefter Gub, Ver. vom 17. Sept. 1822, 3. 19,535; mähriſche 
Gub. Ber. vom 13. Sept. 1822, 3. 24,942; böhmiſche Gub. 
Kundmachung vom 21. Sept. 1822, 3. 46,249 und galiziſche 
Gub. Ver. vom 17. Sept. 1822, 3. 50,891. 
(Attg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nied. Oefterr., Ober⸗Oeſterr., 
Steiermark, Tirol, Kärnthen, Trieſt, Mähren, Böhmen und Galizien, 
vom J. 1822.) 


Laut hohen Decretes vom 24. Auguft I. J. hat die k. k. allge: 
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meine Hofkammer im Einverftändniffe mit der k. k. Commerz-Hof⸗ 
commiffion befchloffen, daß die Einfuhr des im Handel vorkommenden 
fogenannten Rauchpapiers zur Vertilgung des Ungeziefers nicht mehr 
geftattet werde, weil diefes Papier mit einem Quedfilber - Präparate 
in bedeutender Menge überftrichen ift, und bei dem Gebrauche, befon- 
ders bei dem Verbrennen durch die Entwicklung der Queckfilber - Däm- 
pfe nachtheilig auf die Gefundheit ſowohl derjenigen, die die Raͤuche⸗ 
rung vornehmen, als auch derjenigen, welche ſich zu derfelben Zeit in 
dem Verbrennungsorte aufhalten, wirft. 


N03. Hofkanzlei » Decret vom 12. September 1822, 3. 25,249, 
an ſämmtl. Länderftellen; n. 6. Reggs. Circ, vom 2. Oct. 1822, 
3. 47,517; ob der Enns'ſche Reggs. Ver, vom 28. Sept. 1822, 
3. 20,024; fteiermärfifche Gub. Ver. vom 29. Sept. 1822, 3 
22,307 ; Ver. des Gub. in Kärnthen vom 4. Oct. 1822, 3. 
12,070; böhmifche Gub. Kundmahung vom 12. Oct. 1822, 
3. 49,672 und galizifhe Gub. Ber, vom 4. Oct, 1822, 3. 
59,223. 

(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nied. Oefterr., Ober-Defter- 
veih, Steiermark, Kärnthen, Böhmen und Galizien vom 3. 1822.) 

Nachträglich zu dem Hoffammerdecrete vom 24. Auguft 1822 
(404) womit die Einfuhr des im Handel vorkommenden fogenann= 
ten Rauchpapiers zur Vertilgung des Ungeziefers, wegen des bei dem 
Gebrauche deöfelben für die Gejundheit entftehenden Nachtheiles ver- 
boten worden ift, wird nunmehr auch der Verkauf des bereits einge: 
führten oder im Inlande erzeugten Rauchpapiers allgemein verboten. 


d) Schwefel aus @eblarn in Steiermark. 


AOG. HoffanzleisDecret vom 13. September 1814, 3. 11,350, 

an ſämmtl. Länderftelen; n. 5. Neggs. Ber, vom 28. Sept. 1814, 

3. 27,947, an bie vier ka k. K. Aemter, an die k. k. Stadthaupt: 

mannfchaft. Kundmachung des ilirifhen Prov. Gen, Gub, vom 29. 
März 1814, 3. 4157. 


Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Ilirien vom J. 1814.) 


Zufolge Eröffnung der k. k. Hofkanzlei haben Se. Majeftät über 
einen Vortrag ber k. k. Hofkammer in Münz- und Bergweſen zu 
entichließen befunden: daß der Verkauf des bei dem gräflich Bathyani- 
ſchen Bergbau zu Deblarn in Steiermark erzeugten Schwefels, da er 
arſenikhältig ift, auf Feine Art geftattet werden fol, und felber daher 
gänzlich einzuftellen fei, und zugleich Allerhöchſt befohlen ‚, daß die Ein- 
ftellung des Kaufes und Werkaufes des Oeblarn » Schwefels von ‚allen 


— 
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Handelsleuten und Fabrifanten allgemein und ungefaumt einzuleiten, 
endlich daß die von der hiefigen mebdicinifchen Fakultät verfaßte anges 
fchloffene Belehrung allen Apothefern und Schwefelarbeitenden befannt 
zu machen fei. 

Die Stadthauptmannfchaft (dad Kreisamt) hat daher das wei: 
ters nöthige auf der Stelle einzuleiten, auch ift die Kundmachung des 
gedachten Verbotes, in der Wiener» Zeitung bereit von hieraus be— 
forgt worden. 


e) Biefowifche Lebenseſſenz. 


A0 7. Hofdecret vom 1. Zänner 1788, 
(Joſ. Gefegfamml. 15. Bd.) 


Nachdem die fogenannte Kiefowifche Lebenseſſenz theild heimlich, 
theils öffentlich verfauft wird, folche aber nach Erkenntniß der Wiener 
medicinifchen Fakultät mehrere fehr bigige und heftig abführende Ar: 
zeneien enthält, ſonach auch in verfchiedenen Fällen höchſt ſchädlich 
fein kann, fo ift der Verkauf derfelben allen Apothekern auf das ftreng- 
fte zu unterfagen. 


f) Anguſtura Binde, 


AOS. Hoffanzleis Decret vom 15. Zuli und vom 31. Juli 1806, 

3.11,262 und 12,894, dann vom 28. Aug. 1806, 3. 14,524, 

an fämmtl, Länderftellen; n, 5. Reggs. Ver. vom 15. Juli und 

11. Sept. 1806, 3. 22,494 und 29,171, an den Wr. Magi- 
ftrat und die vier ka k. K. Aemter. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1806.) 


Durch höchftes Hofdecret vom 31. Zuli und Empfang 11. vori: 
gen Monates, ift diefer Randesitelle bedeutet worden, es habe ein in 
Ungarn bei dem inneren Gebrauche der Anguftura Rinde eingetretener 
Unglücksfall, zur näheren Unterfuchung derfelben: und fohin zu der 
Verordnung, diefe Rinde einftweil, und bis auf weiteren Befehl au: 
fer Gebrauch zu fegen, Anlaß gegeben: durch ferneres höchſtes Hofe 
defret vom 31. Zuli aber wurde verordnet: da durch die Nefultate der 
erfterwähnten Unterſuchung, die augenfcheinlichfte Gefahr bei dem Ge— 
brauch diefer Rinde auf das einleuchtendite bewiefen fei; fo werde nicht nur 
der fernere Gebrauch, und die Führung der Anguftura Rinde in Apo- 
thefen, und bei Materialiften auf das ftrengfte verboten: fondern es 
fei auch alfogleich aller Worrath der in der Frage ftehenden Rinde, bei 
allen Materialiften, Kaufleuten und Apothefern, gegen Vormer: 
Eung und Gontrafignirung der eingegangenen Bor: 
räthe in Befchlag zu nehmen, zu vertilgen und ihnen zu bedeuten, 
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daß alle fernere Führung diefes Artikels auf das ftrengfte geahndet 
werden würde. 

In Gemäßheit diefer, durch das weiters herabgelangte Hofdecret 
vom 28. vorigen, Empfang 5. dies Monats, wiederholten höchſten 
Entſchließung, hat der hiefige Stadtmagiftrat alfogleich vorzugehen, 
den ferneren Gebrauch obbemeldter Anguftura Rinde allenthalben ein- 
zuftellen , hierwegen das Nöthige an fänmtliche Apotheker und Mates 
rialiften zu erlaſſen: die diesfälligen Vorräthe in Beſchlag zu nehmen, 
fammt dem hierneben folgenden Mufter zu vertilgen, und binnen acht 
Tagen den geleifteten Vollzug anzuzeigen. 


g) Magnetifirtes Wafer. 


AOO. Niederöfterreichifche Negierungs » Verordnung vom 6. April 
1815, 3. 11,002, an die Stadthauptmannfchaft, die vier k. k. 
K. Aemter,die medicinifche Facultät und das Univerfitätö:Confiftorium, 


Mermöge Eröffnung der E. k. Polizeihofitelle haben Se. Majeflät 
mittelft Allerhochſten Cabinetsſchreibens vom 31. v. M. nachftehende 
Allerhöchſte Weifung zu ertheilen geruht. 

Da das Einfchläfern, Magnetifiren und der Verkauf des magne— 
tifirten Waſſers in meinen Staaten verboten find, fo will ich, daß 
darüber gewacht werde, damit Niemand fich damit abgebe. Die Ues 
bertreter des obigen Werbotes find den betreffenden Behörden fogleich 
zur Amtshandlung befannt zu machen. 


h) Selenite, 


ALO. Hoflammer:Decret vom 12, Juni 1842, 3. 20,431, an 

fämmtl. Länderftellen und Gameral: Verwaltungen; n. ö. Reggs. 

Girc. vom 1%. Juni 1842, 3. 38,728 5 fteierınärfifche Gub. 

Ber. vom 1. Zuli 1842, 3. 11,348; mährifche Gub, Ber. 

vom 2. Sept. 1842, 3. 28,092; . böhmifche Gub. Ver. vom 
8. Juli 1842, 3. 36,554. 


(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Nied. Oefterr., Steiermark, 
Mähren und Böhmen vom 3. 1842.) 


Aus gefundheitspolizeilichen Rückſichten wird in Felge Alferhöch- 
fter Entichliefung vom 10. Mai 1842 die Erzeugung und der Ders 
Eauf des unter dem Namen Gelenite bekannten Haarfärbungsmittels, 
fo wie die Einfuhr desfelben zum Abfage und zum eigenen Gebrauche 
im ganzen Umfange dev Monarchie allgemein verboten. Die Wirkfam: 
keit diefes Werbotes beginnt mit dem Tage der Kundmachung. 
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i) Sliegenpapier. 


ALI. Niederöfterreichifche Regierungs » Verordnung vom 15. März 
1843, 3. 13,005, an den Wr, Magiftrat. 


(Knolz Samml. der Sanitäts Gefege, 10. Bd.) 


Da fi das Fliegenpapier bei der vorgenommenen Prüfung als 
fanitätswidrig zeigte, weil demfelben Arfenif beigegeben ift, fo wird 
der Wr. Magiftrat angewiefen, dieſes Papier alfogleich zu confisciren 
und dasfelbe zu vertilgen, zugleich aber mit der F. k. Pol. Ob. Dir. 
und dem Sanitätömagifter zu überwachen, daß Fein weiterer Verkauf 
mehr Plag greife. 


Urzeneien, welche nur gegen ärztlihe Verfhreibung 
verabfelgt werden dürfen, 


Hierüber ift in der mit Hoffanzleidecret vom 11. Febr. 1836 *) 
befannt gemachten 4. Auflage der Apotheker s Tarordnung vom J. 
1834, $. 12 die Weifung enthalten, daß diejenigen Artifel, die in 
diefer Tarordnung mit einem T bezeichnet find, von Upothefern nie 
anders als auf ordentliche Verfchreibung eines hiezu befugten Arztes 
oder Wundarztes hindangegeben werden dürfen. 

Außer dieſen Arzeneien ift eine gleiche Vorficht angeordnet worden : 


a) Bei dem Le Noyſſchen Bredy- und Purgiermittel. 


AL2. Galiziſche Gubernial» Verordnung vom 4. Februar 1834, 
3. 7369. 


(Prov. Gefesfamml. für Oalizien vom J. 1834.) 


Die fo heftig wirkende und darum für die menfchliche Gefundheit 
fo bedenkliche draſtiſche Methode ded Le Roy wird fo fehr und auch 
ohne einen ärztlihen Rath angewendet, das dies felbft die öffentliche 
und Amtliche Aufmerkſamkeit in höherem Mafe in Anſpruch nimmt. 

Es ift zwar in dem bei Befanntmachung der Apothefertare er: 
floffenen Kreisfchreiben vom 28. Zuni 1522, 3. 34,168, nämlid im 
$. 6 unter 20 Reihsthalern Strafe den Materialiften und Gewürz: 
krämern unterfagt, im Kleinen, Kreuzer: oder Grofchenweife, die den 
Apothekern vorbehaltenen Arzeneimittel, wohin auch die von % Roy an⸗ 
geordneten Brech⸗ und Purgiermittel gehören, au verfaufen, und nad) 
dem $. 7 dürfen auch die Apotheker die in der Tarordnung mit einem 
Kreuz bezeichneten Urzenei= Artifel nur nad) der ordentlichen Anord— 
nung eines befugten Arztes oder Wundarztes hintangeben, wohin der 
Brechweinftein, die Zalappa, welche nebft anderen draftiihen Mitteln 
in den Recepten des le Noy enthalten find, gehören. 


*) Diefes Hoflanzleibeeret erfcheint bei $. 226 abgedrudt. 
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Es würde daher bei einiger Aufficht der Localbehörden und öffent 
lich aufgeftellten Sanitätsindividuen, fo wie bei Beobachtung der be— 
ftehenden Vorfchriften von Seite der Apothefer und Kaufleute der Miß— 
brauch der fo bedenflichen Gurmethode des Le Roy gar nicht Statt 
haben Eönnen, da aber leider die Erfahrung lehrt, daß dur Nichts 
beobachtung derfelben ein aufßerordentlicher Mißbrauch mit diefen fo be— 
denflihen Brech⸗ und Purgiermitteln gefchieht, fo ift das öffentliche 
und Privat: Sanitäts » Perfonale im Kreife, fo wie die Apothefer, 
und zwar erftere Cbefonders das aufgeitellte Sanitäts » Perfonale) nicht 
allein zur ftrengen Aufficht gegen die Uebertreter der angeführten Vor: 
ſchriften, vorzüglich hinfichtlich diefer Arzeneien zu verhalten, und den 
Apothekern, Materialiften und Gewürzframern die bdiesfällige Straf: 
barkeit in Erinnerung zu bringen, fondern Aerzte und Wundärzte 
find auch aufzufordern, dad Publifum bei allen Gelegenheiten vor ber 
Gefahr zu warnen, welche ihrer Gefundheit und felbft ihrem Leben fo 
heftig wirkende Mittel früher oder fpäter verurfachen Fönnten. 


b) Dei Wurmbiscnit. 


A13. Hoffanzleie Decret vom 16. April 1840, 3. 11,073, 
an ſämmtl. Länderftellen; n. d. Reggs. Eirc, vom 1. Mai 1840, 
3. 24,744; ob der Enns’fche Reggs. Ver. vom 29. April 1840, 
3.12,512 5 fteiermärfifche Gub, Ber. vom 13. Mai 1840, 3.7128; 
tirolifhes Gub, Circ. vom 8, Mai 1840, 3. 10,178; Ber. des 
laibacher Sub, vom 16. April 1840, 3. 10,886; Ber. des 
mährifchen Gub. vom 8. Mai 1840, 3. 17,688; böhmifche 
Sub, Ber. vom 2. Mai 1840, 3. 23,446; Ber. des galizis 
fchen Sub. vom 13. Mai 1840, 3. 30,049. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. vom 3. 1840, für Nieder- 
öfterreich , Oberöfterreih , Steiermark, ZTirel, Krain, Mähren, Böh: 
men und Galizien.) 


Bisher wurde in den öffentlichen Apotheken ein Abführmittel uns 
ter dem Namen „Wurm-Biscuit" (Wurm- auch Larir » Biscotten) 
vorzüglich zum Gebrauche für Kinder, Zedermann auf Verlangen ohne 
ärztlihe Werfchreibung verkauft. 

Da diefe fogenannten Wurm-Biscotten ein heftig wirkendes Mit- 
tel, nämlich : Zalappa enthalten, welches bei Kindern, wenn ed zu 
fange oder in zu großer Quantität gereicht wird, leicht fchlimme Zufälle, 
ja felbft Entzündungen verurfachen Fann, fo wird in Folge des hohen 
Hoffanzleidecretes vom 16. April 1840, 3. 11,073, der freie Ver- 
Fauf derfelben allgemein, fomit auch den Apothekern verboten, und 
den Apothefern ift nur geftattet, das Warn» Biscuit wie andere zu: 
fammen gefegte Arzeneimittel nach der Verſchreibung des Arztes zu be— 
reiten, und hindan zu geben. 


A413. 429 
$. 101. 


* der Eigenthümer von dem verbotenen Verkaufe wann er davon 
gewußt, fo ift derfelbe bei dem erften Webertretungsfalle *rdt det. 
mit einer Strafe von fünfzig bid hundert; im zweiten 
von hundert bis zmweihundert Gulden zu beitrafen; und 
wäre durch das gegebene Arzneimittel Zemand zu Scha- 
den gekommen, noch befonders, nach den mehr oder min- 
der wichtigen Folgen, zum ftrengen Arrefte, von einem 
bis zu ſechs Monaten zu verurtheilen. 
(Siehe die bei $. 100 abgedruckte Inftruction für Apotheker vom 
Jahre 1808, 402.) 


$. 102. 


Wann dem Provifor bei der Aufficht Nachläffigkeit „Strafe gear 
zur Laſt fommt, ift derfelbe das erſte Mal mit Arreft 
von drei Tagen biö zu einem Monate; das zweite Mal 
mit Entfernung von feinem Dienfte zu betrafen. Hätte 
er von dem Verkaufe der verbotenen Arznei Kenntniß; 
fo ift er mit firengem Arrefte von einem bis ſechs Mo: 
naten zu beitrafen, und für unfähig zu erklären, ferner 
in einer Apotheke zu dienen, 


$. 103, 


Der Apothekergefell (Subject), welcher verbotene Strafe des 
Arznei, mit Vorwiſſen feines Herrn verkaufet, ift mit nn eht 
Arreft von einem biö zu drei Monaten; dafern ed ohne 
Kenntniß feines Herren geſchah, nach Beichaffenheit der 
Umftände mit ftrengem Arrefte von drei biö ſechs Mona- 
ten zu bejtrafen. Dem Urtheile ift bei einem zweiten 
Uebertretungsfalle beizufegen: daß dem Sträflinge fein 
Lehrbrief abgenommen werden, und er weiters ald Apo— 
thefergefell zu dienen, nicht mehr fähig fein foll. 

(Siehe die bei $. 100 abgedrudte Inftruction für Apotheker vom 
Sahre 1808 402.) 


$. 104. 


‚Wann eine Arznei falſch, wann ſolche aus Mater „Zelte oder 
tialien, die ihre Arzneikraft bereits verloren haben, ver: ung der Ans 
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fertiget, in einem unteinen, der Gefundheit, wegen feiner 

Beltandtheile, oder wegen andern vorausgegangenen Mi- 

fhungen nachtheiligen Gefäße verarbeitet oder verwahret 

wird, ift der Apothefergeiell, der Eigenthümer oder Pro- 

pifor der Apotheke, in fo fern einem, oder dem andern 

von den Letzteren Mangel der gehörigen Aufficht zur Laft 

eleget werden kann, jtraffällig. Jeder Arzt, dem ein 

Pfliätded Ary- Rail diefer Art bei einem Kranken vorkommt, ift unter 

ui per davon eigener Verantwortung, der Obrigkeit davon die Anzeige 
zu machen, verpflichtet. | 


(Siehe die $$. 3 und 4 ber bei $. 100 abgedrudten Inftruction 

für Apotheker vom Zahre 1808 (402), die dafelbft citirten 

Gremial-Ordnungen für Apothefer, endlich das bei $. 226 abge: 
drudte HofkanzleisDecret vom 11. Februar 1836.) 


$. 105. 
Strafe für den Der Apothekergefel ift das erfte Mal mit Arreft 


meter von einer Woche; das zweite Mal mit eben fo langem 
verfchärften Arreite zu beitrafen. Bei dem dritten Falle 
ift er zu verurtheilen, fo lange wieder ald Lehrjung zu 
dienen, bis er bei einer neuen Prüfung Beweiſe zurei« 
chender Kenntniffe, und der in Bereitung der Arzneien 


erforderlichen Genauigkeit gegeben hat. 


$. 106, 
den Eigenthüe Der Eigenthümer der Apotheke wird das erfte Mal 
mer; um fünfzig, bei en, um hundert Gulden be: 

fteafet. Dafern Fälle diefer Art fich öfters ereignen, iſt 


felbem auf unbeftimmte Zeit ein Provifor zu feßen. 
$. 107. 


den Brooifer Ein Provifor fol bei einem folhen Falle mit Arreft 

none von einer Woche; das ziveite Mal mit Verfhätfung des 
Arreſtes durch Faften beftrafetz; bei öfteren Fällen von 
dem Provifordienite entfernet werden. 


413. 431 
$. 108. 


Wann in der Apotheke Arzneien vermechlelt, oder „Ayreehstung 
unrichtig audgegeben werden, ift derjenige, welcher fie ven Apotgeten. 
ausgegeben hat, mit Arreft von einer Woche; bei unter: 
laufender größeren, oder oftmaligen Unaufmerkfamkeit 
mit Verlängerung des Arreſtes bis zu drei Monaten, 
auch mit Berfhärfung deöfelben zu beftrafen, 


Zur Vermeidung der Verwechslung der Arzneien find 
von Seite des Sanitätsperfonales die Benennungen 
der Provinzial: Pharmafopde beizubehalten. 


(Siehe 467 bei $. 122.) 
$. 109. 


Außer den berechtigten, wie auch den Hausapotheken „Unbereätigter 


erfauf innerer, 


der beglaubigten Heil: und Wundärzte auf dem Lande, oder äusertiger 
ift der Verkauf eines jeden innerlichen, oder Außerlichen &uare 
Heilmitteld, unter mad immer für einer Geftalt oder Be: 
nennung, ohne von der Behörde darüber ertheilte befon- 

dere Bewilligung, verboten, Der Uebertreter diefed Ver: 

botes ift mit Arreft von einem biö zu drei Monaten; 

ift der Verkauf durch mehrere Zeit fortgefeget worden, 

mit Verſchaͤrfung ded Arreſtes; und zeigen ſich in der 
Unterfuhung von dem Verkaufe der Winkelarznei ſchaäd— 

liche Folgen, mit ſtrengem Arrefte von einem bis zu ſechs 
Monaten zu beftrafen*). 


Umfang ber Rechte der Materialiften (Spezereihänd— 
ler) in Beziehung auf den Handel mit Arzneimitteln 
gegenüber der Apotheker. 


Hierüber enthält ſchon die. Sanitätsverordnung vom 2. Jän. 1770 
(414) in der Snftruction für Apotheker $. 10 die Unordnung, daß 
Materialiften Feine Argeneien nach der Hand verkaufen follen. Eben diefe 
Anordnung unter Androhung der Sonfiscation der Medicamente, und einer 
Geldftrafe von 20 Reichöthaler enthält die Medicamenten-Tarordnung 


*) Außer ben berechtigten, bann ben Hausapotheken ber beglaubigten Heils 
und Wunbärzte find auch in einigen Provinzen geiftliche Orden, näms 
lich die Glifabethinerinnen und bie barmberzigen Brüder, zum Verkauf 
von Arzneien beredhtiget. Sie find jedoch verpflichtet Proviforen zu 
hatten, welche die erforderlichen Eigenfchaften haben. (Verorbnung vom 
11. Zuni 1770. Patent vom 10. April 17735 (Maria⸗Thereſia's Ges 
fegfammt, 6. Bb.); und Hofdecret vom 2, Zuli 1774.) 
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vom 25. Nov. 1775 (ALS), die Verordnung vom 8. Febr. 1782 
(A116), die ArzeneisTarordnung vom 28. Nov. 1795 (417), 
die in Beziehung auf den Gifthandel erfloffene n. 6. Neggs. Ver. vom 
10. De;. 1803 Art. 11.(450 bei$.115), die tirolifche Gub. Ver. vom 
11. April 1816 (ALS), und die mit Hoffanzleis-Decret vom 8. Nov. 
1821 genehmigte neue Arzenei:-Tarordnung (AMY); erläuternde Be: 
ftimmungen aber das Hoffanzlei:Decret vom 19. Mär; 1818 (420), 
dann das Hofkanzlei-Decret vom 21. Juli 1825 (AL), zu Folge 
welchem der unbefugte Handel mit Medizinalwaaren nicht mit 20 Neichss 
thaler, fondern nach dem II. Ihle. des St. G. B. zu behandeln ift. 

Am Jahre 1827 erfloß endlich mit Hoffanımer-Decret vom 14. April 
(422) an die n.o. Regierung eine noch nähere Erläuterung über die 
Örenzen der Befugniffe der Materialiften in Beziehnng auf den Handel 
mit Medizinalwaaren , welchen das Hoffammer:Decret vom 19. Aug. 
1836 (423) folgte. Diefe beiden Normalvorfchriften, welche, wie 
bereitö erwähnt, nur an die n.6. Regierung ergingen, wurden mit dem 
Hoffammer:Decrete vom 4. April 1837 (424) auch den übrigen Gu— 
bernien befannt gegeben. Cine fpezielle Aufzählung der Artikel, mit 
welcher die Materialiften Handel treiben dürfen, enthält endlich die ob 
der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 4. Dez. 1826 (425). 


AILM. Auszug aus der Sanitäts-Ordnung vom 2, Jänner 1770, 
(Codex austriacus, 6. Bd.) 
UI, Snftruction für Apotheker, 
$. 10, 


Was die Materialiften, Gewürzkrämer, Diftilanten, Brannt⸗ 
weinbrenner, Wurzelfrämer und dergleichen betrifft, die follen dieſe 
Arzeneien,, welche allein in die Apotheken gehören, nicht zubereiten, 
oder nad) der Hand verfaufen,, am allerwenigiten aber fich des Curi— 
rens anmaßen , fondern lediglich fich ihres Gewerbes halten, und im 
Widrigen gewärtigen, daß gegen bdieffällige UWebertreter nebft der 
Sonfiscation ihrer Medicamente auch noch mit einer befonderen Geld-, 
oder bei nicht verfangender Beſſerung, empfindlicher Teibesftrafe für: 
gefchritten werde. 


ALS. Auszug aus dem Patente vom 25. November 1775, in Be 
ziehung auf die Einführung einer Apotheker-Taxordnung. 


(Kropatſcheck's Geſetzſamml. Kaifer Zof., 7. Bd.) 


6. Soll Niemand, wer er auch fei, bei 20 Neichäthaler Strafe 
ein Arfanum oder auch andere Arzeneien verfaufen; endlich 

7. Sollen mit diefer Strafe auch die Materialiften und Gewürz: 
Erämer beleget werden, wenn fie alla minuta, oder kreuzer⸗ und grofchen« 
weis die den Apothekern zugehörigen Arzneien, befonders aber Purgier-, 
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Brech: oder fchlafmachende Mittel u. f. w. einfach oder zufammenge- 
fegt verfaufen. 


ALG. Berordnung vom 8. Februar 1782. 
(Kaifer Joſeph's Geſetzſamml. vom 3. 1782.) 


Die öfteren Verordnungen, daß die Materialiften und Gewürz— 
krämer, wenn fie alla minuta oder Freuzer- und grofchenweis die den 
Apothekern zugehörigen Arzeneien, befonders aber Purgier-, Brech⸗ 
oder ſchlafmachende Mittel u. d. gl. einfach oder zufammengefegt ver: 
Faufen, mit einer Geldftrafe pr. 20 Rthlr. beleget, und die vorfin: 
digen Medicamenten confiscirt werden follen, werden neuerdings eins 


gefchärft. 


AL7. Patent vom 28, November 1795. 
(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1795.) 
Mir Franz der Zweite, von Gottes Gnaden Kaifer 


von Defterreich; König von Zerufalem, Hungarn, Böhmen, der 
Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, 
Galizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog von Defterreich ; 
Herzog von Lothringen, Salzburg, Steier, Kärnthen, Krain, 
Ober⸗ und Nieder-Schlefien; Großfürft in Siebenbürgen; Mark: 
graf in Mähren; gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol ac. zc. 


Unfere ftet3 auf das allgemeine Beſte Unferer Unterthanen ge: 
richtete Sorgfalt hat uns bewogen, zu der, den ſämmtlichen Apothe- 
ken Unferer Erbländer in Zubereitung der Arzeneien bereits zur allge: 
meinen Nichtfehnur beftimmten Pharmacopoea austriaco-provincialis 
emendata, auch eine neue allgemeine Apothefen-Tarordnung, mit 
Rückſicht auf den gegenwärtigen Preis der Arzenei-Waaren verfallen 
zu laffen. In Folge deffen verordnen Wir: 

Erftens: Alle Apotheker, ohne Ausnahme, in Unferen ge— 
fammten Erbländern, haben fih, vom 1. Januar 1796 angefangen, 
genau an die Pharmacopoea austriaco-provincialis emendata, und 
an die neue QTarordnung zu halten, widrigenfalld, wenn einer derfel- 
ben entweder die Arzeneien aus unerlaubter Gewinnſucht nicht echt 
zubereitete, oder die Tare gefliifener Weiſe überfchritte, und deſſen 
überzeugt würde, er jedes Mal um 24 Dufaten geftraft werden foll. 

Zweitend. An eben diefe Strafe follen auch die Apotheker 
verfallen, wenn fie durch heimliche und unerlaubte Einverſtändniſſe, 
oder durch Gefchenfe Kunden an fich zu ziehen tradhten. 

Drittens. In Zukunft foll jede vorſchriftmäßig berichtigte 
Apothefer-Rechnung, ohne allen Abzug nach der neuen Tarordnung bes 
zahlt, derfelben auch bei jedem Gerichte die vollftändige Bezahlung chne 
Anftand zugefprohen werden; und bliebe eine Rechnung länger als 
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ein Jahr unbezahlt, fo kann der Apotheker für die weitere Zeit vier 
vom Hundert als Zinfen anrechnen. 

Viertens. Da jedocdy zuweilen mehrere Arzeneien gran oder 
tropfenweife verfchrieben werden, und in fo Eleiner Gabe (Dosis) 
nicht leicht zu tariren find; der Apothefer aber folche doc genau und 
vorfichtig abwägen und beimengen muß, fo foll ihm erlaubt fein, 
für jede folhe Gabe, dafern fie geringer, als die Beflimmung der 
Taxe ausfiele, einen Kreuzer anzufegen. 

Sünftens. Die von jeher beftehende Verordnung, daß bei 
20 Neichithaler Strafe, Niemand ein fogenanntes Arcanum, noch 
außer den Apotheken andere Arzeneien verkaufen fol, wird biermit 
erneuert. 

Sechstens. Mit diefer Strafe von 20 Neichäthalern follen 
ebenfalls die Materialiften und Gewürzfrämer belegt werden, wenn 
fie im Kleinen Freuzer: und grofchenweife die den Apothekern vorbehal: 
tenen Arzeneien, befonders aber Purgier⸗, Brech- oder ſchlafmachende 
Mittel u. f. w. einfach oder zufammengefegt verkaufen. 


HALS. Tiroliſche Gubernial:Berordnung vom 11. April 1816, 
3. 6906. 


(Prov. Sefegfamml. für Tirol vom J. 1816,) 


Die k. & Central » Organifirungs = Hofcommiffion hat unterm 
4.9. M., Nr. 23,691 — 1906 eröffnet , daß die E. E. Kofverordnung 
vom 8. Hornung 1782 (A116), in Betreff des Verkaufes der Arze: 
nei:Waaren von Spezereihändlern und Materialiften noch ferner ihre 
volle Kraft habe. 

Es werden daher die hierauf Bezug habenden 88. 5, 6, 7 des 
hohen Hofdecretes vom 21. Dezember 1813, Gefegfammlung 21. Theil, 
Seite 11, republicirt, vermög welchen 

5. „Die von jeher beftehende Verordnung erneuert wird, daß 
bei 20 Neichöthaler Strafe Niemand ein fogenanntes Arcanum, auch 
außer den Apothefen Niemand andere Arzeneien verkaufen folle." 

6. „Mit diefer Strafe von 20 Reichäthalern follen ebenfalls die 
Materialiften und Gewürzkrämer belegt werden, wenn fie im Kleinen, 
Ereuzer= oder grofchenweife, die den Apothekern vorbehaltenen Arzeneis 
mittel, befonders aber Purgier-, Brech- und fchlafmachende Mittel ıc. 
einfach oder zufammengefegt,, verkaufen.“ 

7. „Iſt überhaupt alles genau zu beobachten, was in Anfehung 
des Arzneiverfaufs das G. B. über fohwere Polizeis Uebertretungen 
von $. 100 bis 110, dann $. 119 und 120 vorfchreibt, wornad die 
dießfälligen Uebertretungen werden beiteaft werden, weßhalb auch der 
Magister sanitatis und ſämmtliche Kreis: und Stadtphyfiker hiermit 
angewiefen wird, ihres Orts über die Befolgung ebenfalls aufs Ge: 
nauefte zu wachen.“ 

Dem k. E, Kreisamte wird zur Pflicht gemacht, den Inhalt der 
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bezeichneten Vorfchriften in feinem Bezirke Eund zu machen, und genau 
auf die Befolgung besfelben zu achten. 


HALB. Hofkanzlei: Decret vom 8, November 1821, 3. 31,224; 
n, d. Reggs. Eirc. vom 29. Nov. 1821, 3. 54,223. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1821.) 


Fünftens. Wird die beftehende Verordnung hiemit erneuert, 
daß bei 20 Neichsthalern Strafe Niemand ein fogenanntes Arcanum, 
auh Niemand außer den Apothekern Arzneien verkaufen folle. 

Sechstens. Mit diefer Strafe von 20 Reichsthalern follen 
ebenfalld die Materialiften oder Gewürzkrämer belegt werden, wenn 
fie im Aleinen , kreuzer- und grofchenweije die den Apothekern vorbe- 
baltenen Arzeneimittel befonders aber Purgier-, Brech- oder ſchlafma⸗ 
chende Mittel u. f. w. einfach oder zufammengefegt, verkaufen. 


A420. Hofkanzlei= Decret vom 19. März; 1818, 3. 36,740; 
n. d. Reggs. Ber. vom 7. April 1818, 3. 14,025, an bie vier 
kak. K. Aemter. 


Mit Beziehung auf die hierortige Verordnung vom 3. September 
1817, 3. 86,502 (431) wird dem Kreisamte, — der mediziniſchen 
Facultät zur Vermeidung der allenfalls hieraus entftehen Eönnenden 
unnöthigen Beſchwerden und Umtrieben die nachträgliche Belehrung 
gegeben, daß diefe erwähnte Verordnung den Materialiften und Kauf⸗ 
leuten blos den Verfauf der einfachen Meedizinal:Artifel (simplicia) 
Loth und Quintelweife, fo wie der den öffentlihen Apothefern allein 
zuftehenden Arzeneimittel, als der Purgier-, Brech- und ſchlafmachen⸗ 
den Mittel an das Publikum verbiethet, und folglich diefe Verordnung 
nicht dahin zu verftehen fei, als wäre den Materialiften und Kaufleuten 
die Führung der Simplieia oder anderer erlaubten MedizinalsArtifel 
und der Verkauf derfelben im Großen an die öffentlichen Apotheker als 
Urftoff zur Bereitung der Arzeneien unterfagt. 


A21. Hofkanzleis Decret vom 21. Zuli 1825, 3. 22,011; 
an fämmtliche Länderftellen; n. 6. Reggs. Ber. vom 12. Auguft 
1825, 3. 40,338, an die k. k. K. Aemter, die E, k. Pol, Ob. 
Dir, die mebdizinifhe Facultät, den Wr. Magiftrat und die Do- 
minien inner den Linien; er, der ob der Enns’fchen Regg. vom 
11. Auguft 1825, 3. 19,264; fleiermärfifhe Gub. Ber. vom 
23. Auguft 1825, 3. 19,993; tirolifhe Gub, Ver. vom 
25. Auguft 1825, 3. 15,842; Ver. des Gub. für Krain und 
Kärnthen vom 20. Auguft 1825, 3. 123,789; mährifches Gub. 
Girc, vom 12, Auguft 1825, 3. 24,327; — Gub. Ver. 
28 
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vom 30, Auguft 1825, 3. 42,946; galizifhhe Gub, Ver. vom 
15. Auguft 1825, 3. 47,054. 


Aug. polit. und Prov. Gefegfamml. für NiedersDefterr., Ober: 
Defterr., Steiermark, Tirol, Krain, Mähren, Böhmen und Galizien 
vom $. 1825.) 


Durch einen vorgefommenen fpeciellen Fall fieht man ſich veran« 
laßt, der Landesftelle zur eigenen Nichtfchnur und weiteren Weranlaf- 
fung zu bedeuten, daß fich hinfichtlih der Behandlung derjenigen, 
welche fich einen unbefugten Handel mit Medizinalmaaren zu Schulden 
kommen laffen, nicht nach dem der Arzenei-Tarordnung vorgedruckten 
Girculare, fondern lediglih nad den dieffälligen Beftimmungen des 
Strafgefegbuches II. Theiles zu benehmen fei. 

Die Regierung wird jedoch bei der Herausgabe einer neuen Mes 
dizinals Tarordnung und deren Drucdlegung den gehörigen Bedacht 
darauf zu nehmen haben, daß hiernach in dem bderfelben vorzubrucen- 
den Girculare die nöthige Abanderung vorgenommen werde, indem 
das Patent vom 28. November 1795 (ALT), worauf der $. 9 des 
gedachten Circulares Bezug nimmt, in AUnfehung der wegen unbefug- 
ten Handels mit Medizinalmaaren darin ausgedrücten Strafe, durch 
das fpäter erlaffene Strafgefeg II. Iheiles außer Wirkfamkeit ge— 
fegt wurde. 


A22. Hoffammer : Decret vom 14. April 1827, 3. 15,33235 
n, ö. Reggs, Ver. vom 6. Mai 1827, 3. 24,681, an den Br, 
Magiftrat und die medizinifche Facultät. 


(Prov. Sefesfamml. für Nieder: Defterreich vom 3. 1827.) 


Ueber die Verhandlungen hinfichtlich der zwifchen den hiefigen bür— 
gerlihen Apothefern und den Materialmaaren: Händlern gegenfeitg er: 
bobenen Befchwerden, in Beziehung auf den Umfang der den Legtern 
bei Ausübung des Handels mit Arzenei-Artifeln zuftehenden Rechte 
wird von der allgemeinen Hoffammer im Einverftändniffe mit der vers 
einten Hoffanzlei Folgendes erinnert: 

Nach der Hofverordnung vom 22. April 1780 find den Material: 
waaren» Händlern alle Gattungen Material- und Farbwaaren, als: 
Samen, Wurzeln, Kräuter, Blüthen, Hölzer, Ninden, Blätter, 
Schwämme, Gummi, Harze, Terpentin, Mineralien, Bergwerkser— 
zeugniffe,, chemifche Bereitungen, Salze, Geijter, Effenzen, Balfame, 
Waͤſſer, Liqueurs, deftillirte und feine Geruchseffige, Limonienfaft, vers 
fchiedene Bette, Fiſchthran u. dgl. Artikel zum Handel im Gros 
fen wie auh im Kleinen zugewiefen. Nur in fo fern, als bei 
einigen der angedeuteten Medizinalartifel höhere Polizei» oder Sanitäts- 
Rückſichten vorherrfhen, die bei dem Verkaufe derfelben gewiſſe Vor— 
fihtsmaßiregeln nothwendig machen, ift der Verkauf folcher Artikel den 
Materialmaaren» Händlern entweder ganz verboten, oder nur unter 
firenger Beobachtung der erlaffenen Vorſchriften geftattet. 
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So ift vermöge bed Patentes vom 15. September 1752 (445) 
und der nachträglichen Circular- Verordnung vom 29. Zulius 1797 
(449), der Verkauf der Giftforten nur den Meaterialiften in der 
Stadt unter Beobachtung der vorgezeichneten Vorſichtsmaßregeln er— 
laubt, dagegen der Werfchleii zufammengefegter Arzeneien, 
Brech- und Purgirmittel ganz verboten, und diefes Verbot 
durch mehrere nachgefolgte Verordnungen, insbefondere durch die Cir— 
cular- Verordnung vom 29. Nov. 1821 (ALP), mwomit eine neue 
Apothefer-:Tarordnung in Wirffamfeit getreten ift, in der Art erneuert, 
daß bei 20 Neichäthalern Strafe Niemand ein fogenanntes Arcanum, 
auch Niemand aufer den Apothefern Arzeneien verfaufen folle, und 
daß mit diefer Strafe ebenfalls die Materialiften belegt werden follen, 
wenn fie im Kleinen, Freuger- und grofchenweife, die den Apothe: 
Eern vorbehaltenen Arzeneimittel, befonderd aber Purgir-, Brech— 
oder fchlafmachende Mittel einfach oder zufammengefegt verfaufen. 

Aus diefer Zufammenftellung der hier angedeuteten Verordnungen 
ergibt fich daher, daß den Materialiften der Verkauf der Medizinals 
waaren, das ift: der Medizinalftoffe, aus denen erft Arzeneien 
verfertiget werden, im Großen fowohl, als aud im Klei- 
nen in ber Negel geftattet it, und daß hiervon nur Medizinals 
Artikel ausgenommen find, die aus Polizei: oder Sanitätsrückſichten 
durch erlaffene Vorfchriften ihnen namentlich zu verfaufen , entweder 
ganz verboten wurden, oder deren Verkauf blos auf den Verſchleiß im 
Großen ausdrücklich befchränft wurde, daß aber dagegen diefelben auf 
Feine Weife berechtigt find, Arzeneien, welche der Apotheker über 
ärztliche Ordination erft felbft verfertigen muß, und die blos zum Mer 
dizinal-Gebrauche dienen, zu bereiten und zu verfaufen. 

Diefe abgrängende Beſtimmung der Gewerbsrechte beruhet übri— 
gend vollfonmen in der Natur und Befchaffenheit der, den beiden Ge: 
werbsclaffen zum Grunde liegenden Befchäftigungen, denn ba dem 
Apotheker vorzüglih die Zubereitung der Arzeneien nad) der ärzt: 
lichen Anordnung obliegt, fo kann auch derfelbe nur den ausfchließen- 
den Verkauf der Arzeneien und jener Arzeneimittel anfprechen, die ihm 
aus höheren Medizinal=, und Polizei⸗Ruͤckſichten ausdrüclich zugewie⸗ 
fen find, dagegen aber muß dem Material-Waarenhändler, da derfelbe 
feiner Eigenfchaft nach, zum Handel mit den Medizinalftoffen berufen 
ift, das Necht zum Verkaufe diefer Artikel im Großen und im Klei: 
nen um fo mehr zuftehen, als eine jede Beſchränkung, die nicht aus— 
drücklich aus Polizei- und Sanitäis-Rückſichten geboten wird, nicht 
nur auf Koften des allgemeinen Handelsverkehrs, fondern auch bes 
Publitums, das in einem folchen Falle an den Bezug bdiefer Artikel 
gegen die hohe Apothekertare gebunden wäre, beftehen, und befto 
nachtheiligere Folgen äußern würde, als ein großer Theil der Medizinal- 
Artikel auch zum technifchen Gebrauche dient. 

Die Erlaffung einer neuen Anordnung rückſichtlich der Gränzlinie 
zwifchen den, den Apothefern und den Material-:Waarenhändlern zu 
führen erlaubten Arznei:Artikeln erfheint um fo minder nothwendig, 
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als die diesfalls bereits beftehenden, die allfeitigen Nechte des Handels: 
ftandes und der Apotheker beachtenden, den Zeitverhältniffen entſpre— 
chenden Anordnungen für fo genügend anzuſehen find, daf es einzig 
und allein nur darauf anfümmt, felbe im vollem Maße zu befolgen 
und handzuhaben. 

Was die von der Regierung getroffene Verfügung betrifft, nach 
welcher die Material-Waarenhändler gehalten fein follen, bei den ihnen 
zum Verkaufe zuftehenden Medizinal-Artifeln den Tateinifchen Namen 
in ben dießfalls auszugebenden Waaren: und Preisverzeichniffen weg⸗ 
zulaſſen, und fi darin blos der deutfchen und techniſchen Benennun- 
gen zu bedienen, fo wird dieſe befchränfende Anordnung aus dem 
Grunde aufgehoben, weil es in diefem Falle für die Staatsverwaltung 
ganz gleichgültig fein muß, ob derlei Waaren- und Preisverzeichniffe 
über im Handel erlaubte Medizinal-Artifel unter Anführung der latei- 
nifchen oder deutfchen Benennungen erfcheinen, und weil die Benen— 
nung dieſer Artifel nach der willenfchaftlichen Sprache bereits üblich, 
fohin felbft dem Handelsintereſſe zweckdienlich ift, übrigens aber jeder 
möglihe Mißbrauch durch eine firenge Ueberwachung hintangehalten 
werden Fann. 


A23. Hoffammer:Decret vom 19. XAuguft 1836, 3. 36,718; 

n. d. Reggd. Ver. vom 3. September 1836, 3. 49,302, an bie 

k. k. K. Aemter, den Wr, Magiftrat, die k. f. Pol, Ob, Dir. und 
die mebizinifche Facultät, 


CProv. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1836.) 


Ueber den Bericht in Betreff der Befchwerde der hiefigen Material: 
Waarenhändler gegen die Einftellung der Führung mehrerer zufams 
mengefegter Urgneiförper und ihrer Aufnahme in die gedruckten Preis: 
liften für die Apothefer und das Publikum wird der Regierung im Eins 
verftändniffe mit der k. F. vereinigten Hofkanzlei Folgendes erwidert : 

Nach der Verordnung vom 14. April 1827 (422) fteht den 
Material: Waarenhändlern der Verkauf der Medizinal Waaren ſowohl 
im Großen als im Kleinen, mit Ausnahme einiger aus Sanitäts: und 
Polizei:NRücfichten ihnen unterfagten Artikel zu, mit welchen legteren 
fie entweder gar nicht, oder nur im Großen Handel treiben dürfen. 

Durch die von Seite der Negierung veranlaßte Cenſur der Preis: 
courants der Materialiften wurde einer Cafuiftif Ihür und Thor geöff: 
net, durch welche der Gegenftand der Frage nur noch mehr verwirrt, 
und einer Willfür Anlaß geboten wurde, die, ohne einen reellen Vor: 
theil herbeizuführen, das Intereffe des Handelsftandes und felbft jenes 
des Publikums gefährdet. 

Es ift Fein Grund vorhanden, in diefer Sache noch weiter zu 
geben, als dieß in dem Jahre 1827 der Fall war, und diefe Han: 
delsleute durch zeitweife Cenfuren ihrer Preisliften immer mehr zu ber 
ſchraͤnken. 
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Es wird demnach zwar dad Verbot des Verfaufes jener Arzenei⸗ 
korper, welche die Fakultät als nicht geeignet für die Material-Waa— 
renhändler erkannt hat, für das Inland aufrecht erhalten, ihnen jedoch 
alle jene Artikel, welche die Fakultät für zuläffig erflärt, frei gelaffen, 
und diefen auch aus den von der Regierung angeführten Gründen alle 
Chemie: Präparate angereiht. 

Dagegen hat es von jeder zeitweifen Genfur ihrer Preisliften ab- 
zukommen, da diefelben nicht blos für das In: fondern auch für das 
Ausland verfaßt find, und den Materialiften baher die Aufnahme 
aller jener Artikel, die für das Inland verboten find, in ihre Preis- 
Eourants zum Behufe des Handelns mit denfelben ins Ausland, oder 
felbſt im Inlande zum technifchen Gebrauche im Großen und im Kleis 
nen unbenommen bleiben muß. 

Die Apotheker Eönnen ſich durch diefe Mafregel um fo weniger 
gekränft fühlen, als fie theurer als die Materialiften verkaufen , und 
demnach nicht fordern Fönnen, daß der Handel mit gewiffen Artikeln 
auf fie allein befchränft bleibe. 


A2. Hoffammer:Decret vom 4. April 1837 , 3. 13,424, an 

fämmtl. Fänderftellen ; ob der Enns'ſche Reggs. Ber. vom 17. Zuli 

1837, 3. 13,076; fteiermärfifche Gub, Ber. vom 27. April 

1837, 3. 6166; tirolifche Gub. Ver. vom 28, April 1837, 

3. 8467 ; mährifch-fchlefifche Gub. 3. 14,233 ; böhmifche Sub. 
Ber, vom 14. April 1837, 3. 17,836. 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. vom I. 1837 für Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Mähren und Böhmen. 


Aus Anlaß mehrerer zwifchen den Apothefern und Material: 
Waarenhändlern in Wien, ruͤckſichtlich des Verſchleißes der Medizinal: 
MWaaren vorgefommenen Anftände und Beſchwerden hat die allgemeine 
Hofkammer im Einverftändniffe mit ber kuk. vereinigten Hofkanzlei 
unterm 14. April 1827 (422), und unterm 19. Auguft 1836 
(423) die in Abſchrift mitfolgenden Vorſchriften erlaffen. 

Diefe Verordnungen werden ber Landesftelle zu dem Ende be: 
Eannt gegeben, um hievon bei allfällig vorkommenden Anftänden über 
die Berechtigung der Apotheker und Materialiften zum Arzeneiwaaren⸗ 
Verkaufe den gehörigen Gebrauch zu machen, wobei bemerkt wird, 
daß eine definitive Feſtſetzung der gegenſeitigen Rechte ſeiner Zeit erfol⸗ 
gen werde. 

Hier folgen die beiden Hofkammerdecrete 422 und 423. 


425. Ob der Enns'ſche Regierungs:Verordnung vom 4. Des 
zember 1826, 3. 7679 vom J. 1822. 


(Prov. Geſetzſamml. für Oberöſterr. vom I. 1826.) 
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I. Nach den beftehenden Gefegen find die Material-Waas 
renhändler zur Führung folgender 29 Artikel berechtiget: 


1. Alle Gattungen Material: und 14. Deftillirte und feine Geruchs— 
Sarbwaaren; ald: a) Sa— eſſige. 
men, b) Wurzeln, ce) Kräu:| 15. Limonien. 
ter, d) Blüten, e) Hölzer, | 16. Verſchiedene Fette, Fiſchthran. 
f) Ninden, g) Blätter,' 17. Wachs, Honig. 
h) Schwämme, i) Gummi, | 18. Friſche, gedörrte und einge: 


k) Harze, 1) Terpentin, machte Früchte. 
m) Erde. 19. Schmelzglas. 
2. Edel: und andere Steine. 20. Schmeljtiegel. 
3. Perlen. 21. Eifenbein. 
4. Berfteinerungen. 22. Wallrofzähne. 
5, Mineralien. 23, Bifchbein. 
6. Bergwerkserzeugniffe. 24. Inſekten. 
7. Chemifche Bereitungen. 25. Eiderdunen. 
8. Salze. 26. Naturerzeugniffe. 
9, Beifter. 27. Meergewächle. 
10. Effenzen. 28. Alle Gewürz: und Spezerei⸗ 
11. Balfame. waaren, wie auch 
12. Wäſſer. 29. Schreibmaterialien. 


13. Liqueurs. 


11. Hinſichtlich de Apotheker-Waaren iſt den Materialiſten 
zwar geſtattet, verſchiedene zum Genuße oder ſonſt zum Abbruche der 
Arzenei nicht abzielende Sachen, verſchiedene ausländiſche Materialien 
und Gewürze, verſchiedenes von Zucker, Eingemachtes und Candirtes, 
wie auch Franz-, Rhein- und feine andere deſtillirte Branntweine 
oder gezogene Wäſſer zu führen und zu verfaufen. 

III. Dagegen ift ihnen unter Eeinem Vorwande erlaubt, das 
Praecipitatum rubrum, deitillirte, gemeine, oder zufammengefegte 
Seifter, noch deftillirte Wäſſer, Unguenta, Emplastra, Effenzen, Tinc- 
turen, Eliriren, Pillen, Pulver, Latwergen, und überhaupt alle gemeinen 
und zufammengefegten Medicamente, dann unter dem Namen des 
Deles Feine anderen, ald Baum, Nüben- und Leinol, nicht minder auch 
die gepreßten Muskatnüffe- und Lorbeer- wie auch Jasminöl, Eeines= 
wegs aber die aus Zimmer, Nägelchen, Pfeffer, Zibeben, und aus 
Nofenholz herrührenden, dann derlei deftillirte, weder einige riechende 
wälfhe Oele, um fo weniger Brech- und abführende Mittel, oder 
giftige, gemeine oder zufammengefegte Urzeneien zu verfaufen. 

Es ihnen ferner verboten, unter einem Pfunde zu verfaufen: 
Balsam. de Copaiv., Cantharides, Cassianı fistulae, Castoreum, 
Collocynth., Cobaltum, Cortic, Cascarillae, Chinae, Cremor. 
Christall. Tartari, Folia Sennae, Gummi Euphorb., Guttae, Scam- 
monii, Herb. Hiosciam., Sabinae, Mannam, Mercurium Sublima- 
tum Vivum, Rad, Asari, Ellebori nigri et albi, Esulae, Hermo- 
dact., Jalappae, Ipecacuanhae, Mandragorae , Mechoachanae, 
Albae, Rhabarbar-, Turbith., Semen Cataput., Coccognid., Cocul., 
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Cinae, Hiosciam., Stapilor. Arg., Sperma Ceti, Tamarind., Ter- 
ram Sigillatam, Vitriol. alb. — Unter einem halben Pfunde: 
Arsenicum, Balsam. Peruvianum, Nigrum, Mercurium praeeipit., 
rubrum, Opium. — Unter einer Unze: Fabam St. Ignatii, 
Olea destillata praetiosa, Enotica,‘ oleum nucum moschatarum 
expressum, fo wie auch was immer für Arzeneien ohne Ausnahme im 
Kleinen zu verkaufen, wohin allerdings die Manna, Rhabarbar, Ja— 
lapva, QTamarind, Weinftein, Arebsaugen, Sennesblätter und Arcan. 
duplicatum gehören. 

V. Zwiſchen den demifhen Producten- Fabrifanten 
und den Materialiften befteht Eeine gefegliche Gränzlinie, weil eine 
folhe zwifchen Erzeugern und Händlern zu nichts führen würde. Hin- 
fihtlih jener MedizinalsArtikel, welche, und in welcher Art fie den 
hemifchen Fabriken zu erzeugen, und zu führen geftattet find, ift die 
hohe Hoffanzleis Verordnung vom 26. Mär; 1818 (426), die ge- 
fegliche Richtſchnur. 

VI. Die Rechte und Pflihten der Apotheker find durch die 
insbefondere hierüber beftehenden Gefege beftimmt, und ed wird daher 
nur auf diefe, und namentlih auf die neuefte öſterreichiſche Phar- 
mafopoe vom Zahre 1820, und auf die neuefte Medicamenten-Tare 
hingewiefen. 


Gränzen der Verfaufsbefugniffe zwifhen Apothe— 

Fern und chemiſchen Fabriken, in Beziehung auf 

rein a hi dann tehnifh-pharmazeuti- 
[he Präparate, 


A226. Hofkanzlei » Decret vom 26. Mär; 1818, 3. 37,070, 

an fämmtl. &änderftellen; n. ö. Reggs. Circ. vom 18. Suli 1818, 

3. 16,611 5; böhmifhe Gub. Ver, vom 26. April 1818, 
3. 18,485; tirolifhe Gub. 3. 10,694. 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. vom Jahre 1818 für Tirol.) 


Aus Anlaß eines vorgefommenen fpecififchen Falles ift bei der ho— 
ben Hofkanzlei die Anfrage gemacht worden, welche Medizinal= Artikel 
den chemifchen Fabriken zu erzeugen und zu führen geftattet fei, und 
ob die Miederlagen folher Fabriken der medicinifchepolizeilichen Auf- 
fiht unterzogen werden müſſen? Um einerfeit$ den häufigen Be— 
fhwerden der Apotheker wegen Gewerbseingriffen von Seite der che— 
mifchen Fabriken entfprechend zu begegnen , andererfeitö aber auch den 
öffentlichen Gefuntheitszuftand durch die beftimmteften Weifungen und 
Vorfchriften in diefer Beziehung aufrecht zu erhalten, und jeden dies- 
fälligen Zweifel zu werden in Folge hoher Hofkanzlei⸗ 
Verordnung vom 26. März d. I. die angeſchloſſenen zwei Verzeich— 
niffe, deren eines jene rein pharmazeutifhen Präparate 
enthält, deren Zubereitung und Führung nur allein den Apothefern 
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zufteht, und daher den chemifchen Fabriken verboten wird; das andere 
aber die tehnifh -pharmazeutifhen Präparate ausweifet, 
deren Haltung und Erzeugung den dhemifchen Fabriken geftattet ift, 
zur pünctlihen Beobachtung befannt gemacht, und um eine möglichft 
genaue Gränzlinie zwifhen den rein pharmazeutifchen und zu— 
gleih tehnifhen Präparaten zu ziehen, wird den chemifchen Fa— 
brifanten aufgetragen, ihre Producte nad ihren deutfchen oder 
alt-lateinifhen Venennungen, fo wie fie in dem Werzeicdh- 
niffe II., auf der zweiten Spalte namentlich aufgeführt find, zu füh— 
ren und zu verfaufen, wo fonah, da nun diefe Artikel namentlich 
verzeichnet find, folche lediglich von Zeit zu Zeit einer Nevifion und 
Claſſification zu unterliegen haben. 

Diefe zwei WVerzeichniffe geben nun Ziel und Maß in Fällen, 
wo es fi) um die Beftimmung der von den Apothefern oder chemifchen 
Fabrifen zu führenden Artikel handelt, und hiernach wird der Verkauf 
den Fabrifanten ohne mindefte Ausnahme und ohne Rückſicht, ob ir 
gend einer derfelben früher Apotheker gewefen ift, mit dem Bedeuten 
befchränfet,, daf Feiner der, den Fabriken verbotenen Artikel von ihnen 
an wen immer, und felbft nicht an Apotheker, Aerzte und Wund⸗ 
ärzte verkauft werden darf, da ſich Jedermann diefe Gegenftände bei 
den Apothefern , welche fie fämmtlich verfertigen, und dießfalls der 
— Unterſuchung unterliegen, in der beſten Qualität verſchaf⸗ 
en kann. 


I. Verzeichniß 


jener chemiſch⸗pharmazeutiſchen Arzeneikörper, deren Bereitung und 
Verkauf nur den öffentlichen Apothekern vorbehalten, und daher den 
chemiſchen Fabriken gänzlich verboten iſt. 


Acetas ammoniae solulus, unter alle Haus⸗ und fonft ver- 
— UÜxivae solutus. Eäuflichen Pflafter begriffen find. 
—  sodae,. Extracta omnia. 

Acidum aceticum purum, Globuli tartritis ferri et lixivae. 

Aether aceticus. Linimentum saponato-camphora- 

Aqua cerasorum, tum, seu opodeldolk. 

— fol. persicae. — saponato-camphoratum, vo- 
— lauro cerasi. latile. 


Aqua omnes compositae, nach Magnesia pura. 
der Norm der Pharmacopoea| Mellita der Pharmafopsa. 


austriaca bereitet. Murias ferri ammonicalis. 
Aqua vulneraria cum vino. —  hydrarg. amınon. insolub. 
— — —  aceto. — — mitis. 
Electuaria, alle der Pharmacopõa Nitras argenti fusus. 
oder fonft zum medizinifchen Ge | 2 — —  solutus. 
brauch beftimmte. Oleum animale aeihereum. 


Cerata et Emplastra, alle, wor⸗ Oxidulum ferri nigrum. 
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Oxidulum stibi hydrosulphur. au- 
rant. 
rubrum. 

— sulphurat. ſuscum. 

Pulveres compositi. 

— simplices der Pharmakopöa, 
mit Ausnahme ber in dem zwei⸗ 
ten Verzeichniß fpezifiich aufge- 
führten, 

Sapo antimonialis. 

Resina guajaci artefacta, 

Jalappae. 

Species pro thee compositae, das 
beißt: alle gemengten und ge— 
mifchten Kräuter, Blumen, Wur⸗ 
zeln und Hölzer, worunter alle 
fogenannten Bruft- und Blut- 
reinigungs = und Larier - Thee 
verftanden find, welche zu ver= 
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Eaufen fowohl den Kräuterhänd- 
lern als Materialiften verbo- 
ten iſt. 
Spiritus aetheris ferratus. 
nitrici. 
vini camphoratus, 
Spongia praeparata et usta. 
Sulfas cupri ammoniacalis. 
Sulphur praeecipitatum, 
Sulphuretum hydrargiri nigrum. 
et stibiatum. 
lixivae et stibiatum. 
Tartras lixivae purae cristallisat. 
et rodae. 
stibiatas. 
Tincturae, Elixiria,Essentiae me- 
dieinales zum Arjeneigebraud). 
Unguenta omnia. 


1. Verzeichniß. 


Benennungen, 


deren ſich chemifche Fabrikanten in 
ihren Ankündigungen nicht bedie- 
nen follen. 


Acetus plumbi siccus. 


Acetum antisepticum. 

Acid. aceticum eoncentratum. 
dilutum. 
muriaticum conc, 
oxigenatum, 
nitricum concentratum. 
oxalicum. 

sulphuricum concentratum. 


tartaricum. 
Aether sulphuricus. 


Alcohol. 

Amonia pura liquida. 

Carbonas ammoniae alcalinus 
siccus. 

— ammoniae alcalinus solutus. 


Benennungen, 


unter welchen chemifche Fabrifan- 
ten ihre Artikel anbieten und ver« 
Faufen follen. 


Bleizucker, oder: Saccharum sa- 
turni. 

Rauber= oder Diebseflig. 

Soncentrirte Eifigfäure. 

Deftillirter Eſſig. 

Soncentrirte Salzfäure. 

Drigenirte Salzfäure. 

Soncentrirte Salpeterfäure. 

Zuder: und Sauerfleefäure. 

Soncentrirte Schwefelfäure, oder 
oleum vitrioli. 

Meinfteinfäure. 

Aether, Schwefeläther, oder Naphta 
vitrioli. 

Alkohol, oder Weingeift. 

YUeg- Ammoniak, oder spiritus sa- 
lis ammoniaci causticus. 

Alcali volatile, oder flüchtiges Lau— 
genfal;. 

Salmiakgeift. 
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Carbonas ammoniae pyro oleo- Hirfhhorngeift, oder Spirit. cornu 


sus solutus. cervi. 
— lixivae alcalinus. MWeinfteinfalj, oder sal tartari. 
— magnesiae, Salz Magnefia, oder magnesia 
muriae. 
— sodae alcalinus. Soda oder Natrum. 
Emplastrum glutinosum. Englifches Pflafter. 
Lixiva pura. Aetzendes Laugenſalz, oder Lapis 
causticus. 
Murias ammoniae. Salmiaf. 
—  hydrargiri corrosivus. Merecurius sublimatus corrosivus, 
oder ägender Sublimat. 
—  stibii. Spiefglanz- Butter, oder Butyrum 
antimonii, 
Nitras argenti crytallisatus,. Sryftallifirtes falpeterfaured Silber. 
—  bismuthi. Wismuthweiß, oder magisterium 
bismutbi. 


* t . 
Olea destillata e pTessa Unter ihren wahren beutfchen Be: 


nennungen, bie blos ihre Namen, 
nicht aber ihre mebizinifche Anwen⸗ 
dung oder Heilkraft anzeigen. 


Oxidum hydrargiri rubrum. Rothe Quedüilber-Präcipitat. 
—  zinei album, Zinfblumen. 
Phosphorus, Phosphor, auch Brandifch, oder 
Kunkel’fcher Phosphor. 
Prussias ferri et lixivae. Blaufaures Kali. 
Spiritus aetheris sulphurieci. Hofmannsgeift. 
— odorati 


Unter einfachen aber nicht mebizi- 
nifche Wirkungen anzeigende 


Namen: 
—  saponatus. Seifengeift. 
Sulphuretum lixivae. Schwefelleber. 
—  caleis. Kalkjchwefelleber. 
— bydrogenatum ammoniae.| Ammoniaf-Schwefelleber. 
Sulfas lixivae. Dupplicatfalz, arcanum dupplica- 
tum. 
—  sodae. Glauberſalz. 
— ferri purus. Reines ſchwefelſaures Eiſen, oder 


künſtlicher Eiſenvitriol. 
427. Hoftanzlei ⸗ Decret vom 25. Februar 1819, 3. 5548, an 
ſämmtl. Länderſtellen; n. 8. Reggs. Ver. vom 2. April 1819, 
3. 11,752; ob der Enns'ſche Neggs. Ver. vom 2. April 1819, 
3. 6136; mährifche Gub. Ver. vom 16. April 1819, 3. 7725; 
Ver, des böhmifchen Gub. vom 1. April 1819, 3. 14,467. 
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(Allg. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Nieder⸗Oeſterr., Ober: 
Defterr., Mähren und Böhmen vom J. 1819.) 

Die Verordnung vom 26. Mär; 1818, H. 3. 37,070 (426), 
rücfichtlich der chemifchen Artikel, welche nur den Apothefern, und 
jener, welche auch den Fabriken zu erzeugen und zu führen geftattet 
find, wird dahin modifizirt, daß den Aerarial-Fabriken geftatret 
fein folle, den Mercurius duleis, und andere Quedijilber- Präparate 
mit der ausdrücklichen Beftimmung, jedoch nur ins Ausland verfauft 
zu werben, zu erzeugen. — Rückſichtlich aller übrigen Artikel hat es 
aber unabänderlich bei der Worfchrift des oben erwähnten Hofdecretes 
zu verbleiben. 


Umfang ber Rechte der Dürrfräutler zum Verfauf 
von Heilmitteln. 


(Siehe A50, A55, 457, ASS, 459 bei $. 115.) 


Umfang und Begrenzung der Rechte der Parfumeurs 
gegenüber der Apothefer. 


A2S. Niederöfterreihifche Regierungs-Verordnung vom 25. Juni 
1819, 3. 22,467, an bie kak. Stadthptmannſchft. 
(Prev. Sefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1819,) 


Da bei den Verhandlungen über die Bitte der bürgerlichen Par— 
fumeurs, den hiefigen Apothekern die Erzeugung und den Verfchleiß 
der Parfumerie-Waaren einzuftellen , vorgefommen ift, daß beide Ge— 
werbsclaffen fich die Führung von Artikeln erlauben, deren Erzeugung 
und Verkauf ihnen nicht als ein Ausfluß ihres Gewerbsrechtes geftat« 
tet werden Eönnte, die auch wegen der bei manchen Artikeln eintreten- 
den Polizei: und Sanitäts-Rückſichten eine befondere obrigkeitliche Be— 
willigung vorausfegen, und da nun zur Hintanhaltung diefer einge- 
ſchlichenen Unfüge eine genauere Bezeichnung der Gewerbsrechte der 
Apotheker und Parfumeurs fi als nothwendig darftellte, fo wurde 
Folgendes beftimmet : 

Dem Apotheker liegt vermöge feiner Beftimmung ob, alle mögli: 
chen Subftanzen auf ärztliche Anordnung herbei zu ſchaffen, zu präpa— 
riren, zufammen zu fegen, und wenn gleich foldye Arzeneimittel und 
Parfumerie:Waaren oft coincidiren, fo Eonnen die Apotheker dennoch) 
bierin Feiner Befchränkung unterzogen werden. Allein der Verkauf der 
Parfumerie : Waaren als ſolcher ftehet ihnen nicht zu, und ber 
Handverfauf der vielen in die Parfums einichlagenden Arzeneimittel 
bleibt ihnen nur in fo ferne geitattet, als diefe in dem, dem Regie— 
rungs:Circulare vom 4. Febr. 1812 beigefügten Verzeichniffe enthalten 
find, und fo fern fie nur unter der darin ‚beftimmten Taxe, nach dem 
Gewichte, und unter ihrer wahren pharmazeutifchen oder chemifchen 
Benennung verabfolgt werden. Sie find daher nicht berechtiget, Par⸗ 
fums unter anderen modifchen Benennungen, wie biefes bei Parfu: 
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meurs gefchieht,, zu führen, zu verkaufen, und fich zu diefem Ende 
eigener Ötellagen zu bedienen, daher diefe Vorrichtung in den Apo= 
thefen fogleich abzuftellen fein wird. 

Den Parfumeurs ift nur der Verkauf der in den beigefügten Vers 
zeichniffe aufgeführten Artikel geftattet, da nur diefe als ein Ausflug 
ihres Gewerbsrechtes angefehen werden können, indem unter jenen 
„zumXafelgebrau che" aufgeführten Artikeln meiftens folche erfchei« 
nen, die andern Gewerbsclaſſen zuftehen, oder ausſchließende Verfchleiß- 
artikel deöd Handelsitandes find, und deren Erzeugung und Verfchleif 
auch deßhalb eine befondere Bewilligung von Seite der Behörden vor: 
ausfeget. Wenn nun auch die Parfumeurs wirklih mande Artikel 
fchen lange führen, die ihnen nicht zuftehen ; fo begründet dies den— 
noch für felbe Eein Recht, fondern es bleibt ein Unfug und ein Eingriff 
in die Nechte anderer Gewerbsclaſſen, die, fo lange in dem gegen=- 
wärtigen Gewerbsfyftem Feine AUenderung erfolgt ift, gefhügt werden 
müffen. 

Uebrigens verfteht es ſich von ſelbſt, daß alle diejenigen Artikel, 
die ganz im Handel frei find, fo wie auch der Frauenhaarfaft, da er 
zu dem Zoilettegebrauch gehört, auch von Parfumeurs geführt werden 
Eönnen; fo wie eö auch jedem frei und unbenommen bleibt, die Be: 
willigung zur Erzeugung folder Artikel, wozu er fich geeignet glaubt, 
und die vorgefchriebenen Erforderniffe auszumweifen vermag, bei der 
Behörde nachzuſuchen, wo ihm fodann ein Befugniß hierzu ertheilt 
werden Fann. 

Eine Prüfung derjenigen, welche Parfumeurs-Befugniffe anſu— 
chen, aus der Chemie und Botanik, erfcheint darum nicht nothwendig, 
weil ohnehin Feinem ein Befugniß ertheilt werden darf, bis er nicht 
feine VBereitungsart angezeigt hat, und diefe von der medizinifchen Fa— 
cultät geprüft worden ift, wodurd den eintretenden Beforgniffen einer 
Nichtkenntniß ohnehin begegnet ift. 

Jedem Parfumeur ift eine Abfchrift des Werzeichniffes der ihm 
zu führen zuftehenden Artikel, worin auch die ganz zu führen verbotenen, 
als: eau de chine, eau d’argquebusade, opiat dentifique und lait 
de perle aufzunehmen find, zuzujtellen. 


Verzeichniß der den Parfumeurd zu führen erlaubten 
Artikel, 


1. Wohlriehende Wälfer und Eifenzen. 


Eau de lavande, de la reine d’Hongrie, sans pareille, à la 
bergamotte, de cedras, de thyme, de jasmin, de chypre, de bou- 
quet, d’ambre, de portugal, a la dauphine, à la marechale, 
a la pompadour, a la violette, immortelle, joyeuse, à la fleur 
d’orange, d'oeillet, ala mille fleurs, mysterieuse, muguet des indes, 
ineonnue, de potpourri, suave, rose romaine, & la reine, de 
mirthe, de sultane, de cythere, de cologne, de luce, de carme 
u. ſ. w. 
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II. Quinteſſenzen und Oele. 


Haile de fſleurs d’orange, de citron, de neuilly, de jasmin, de thyme, 
de cedras, de romarin, de violette, d’ambre, de serpolet, de li- 
meie, de giroffe, de bergamotte, de mille fleurs, de lavande, 
de portugal, d'oeillet, de rose, de jasmin, esprit de lavande 
u. f. w., dann Srauenhaarfaft. 


III. Wohlriechende Effiggattungen. 


Vinaigre romain, de citron, de venus, de chypre, de racine, 
scillitique, admirable et sans pareil, de turbie, de storax, d’ecaille, 
fondant, rafraichissant , zum Öebrauche der Garderobe ; digestif, 
robal, esprit de vin, de lavande, de rouge naturel, de mille 
pertuis, sel de vinaigre, vinaigre rafraichissant, zum Raſiren; 
vinaigre d’estragon u, [. w. 


IV. Wohlriechende Seifen. 


Die wohlriechenden Seifen Eönnen in Gefäßen, Stücken oder 
Kugeln verfauft werden, und darunter gehören auch die Neapolitanifche 
Seife, Seifengeift und Seifenpulver. 


V. Pomaden. 


Pomade a la fleur d’orange, gelb und weiß; & la violetie, au 
jasmin, & la duchesse, ä la rose, à la tubereuse, & la franchi- 
pane, à la dauphine, double a la marquise, à l’oeillet, de mille 
fleurs, au serpolet, de cedras, a la marechale, & la vanille, ala 
reine, &a la bergamotte, au caffe, de concombre, de limagon, 
Romanifhe Pomade, Wachspomaden, mit oder ohne Geruch, Lippen: 
pomade u. f. w. 


VI. Wohlriechende Pulver. 


Poudre a la marechale, à la bergamotte, à l'oeillet, a la 
violette, de lavande, d’ambre, à la rose, à la duchesse, a la mille 
fleurs, a la fleur d’orange, & la franchipane, à la marquise, & la 
dauphine u. f. w. 


VII. Rothe Schminke. 


An Dofen, Stüden oder Kugeln. Spanifches rothes Anftreichpa = 
pier, englifcher crepon rouge, oder rother Krepp zum Schminken. 
Lait de rose, de concombre, de fraises, Reißzeltchen, Neifpulver. 

VIII. Handkleien und Handteige. 


‚ Son a la reine, au miel, & l’huile, a amande, liquide, doux, 
amere, à la rose u. f. w. 
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XI. Toilett- Gegenftände. 


Zahnpulver, flüſſiges Zahnpulver, Zahnbürftchen und Zahnftocher, 
Kopfbürftihen, Nagelbürfihen, Bürſten zum Schminken und zum 
Raſiren, gereinigte Wäſch- und Badſchwämme, englifcher Taffet, 
Kämme von Holz, Bein oder Horn, Puffer! und feidene Puder: 
quaften, Pudermefler, Abwifchpapier, Puderfarten, Papillotes, Mus 
fchen für das Gefiht, große und Eleine Sultane oder wohlriechende 
Polfter, wohlriehende Rauchwerke in Stangen oder Pulver, Pot- 
pourri , oder wohltiechende Kraufen zum Parfumiren der Kleider und 
Wohnungen, Schminkbüchſen, Eryftallene Slacons, parfumirte und gars 
nirte Körbe zur Wäfche, eingerichtete Toilettes. 

Den Parfumeurs ift dagegen der Verkauf der weißen Schminke, 
des eau de chine, eau d’arquebusade, lait de perle und opiat den- 
tifigue verboten. 


Verbot für Aerzte, felbft Argeneien zu bereiten. 


29. Hofkanzlei: Decret vom 27. Jänner 1829, 3. 2200 , 

an ſämmtl. Länderftelen mit Ausnahme Mailand’s, Venedig und 

Zaraz n. ö. Neggs. Ver. vom 2. Februar 1829, 3. 6143, an 

die ER. Pol. Ob, Dir., an die beiden Stadtärzte; ob der Enns'ſche 

Reggs. Ver. vom 3. Febr. 1829, 3. 3133 5 tirolifche Gub, Ver. 

vom 8. Gebr, 1829, 3. 23375 mährifhe Gub. Ver. vom 
6. Febr, 1829, 3. 4878. 


(Ag. polit. und Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Zirol und Mähren vom 3. 1329.) 


Es ift zur Kenntniß der k. k. vereinten Soffanzlei gekommen, daf 
mehrere practizivende Aerzte felbft AUrzeneimittel bereiten, und diefel: 
ben, im Widerfpruche mit den beftehenden Worfchriften, welche die 
Zubereitung und die Hintangabe der Medicamente ausfchliefend den 
Apothefern vorbehalten wiffen wollen, den Aerzten aber nur die Ans 
— derſelben mittelſt Rezepten geſtatten, ihren Kranken dar— 
reichen. 

Da dieſer Unfug um ſo weniger geduldet werden kann, als hier— 
durch jede Controllirung des Arztes in Bezug auf ſein Heilverfahren 
unmöglich gemacht wird; ſo hat die k. k. vereinigte Hofkanzlei an— 
geordnet, ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob und welche Aerzte 
ſich dieſes geſetzwidrige Benehmen eriauben, wornach ſodann gegen 
die Schuldtragenden das Amt zu handeln iſt, und auch dieſelben ge— 
hörig zu überwachen ſein werden, damit in Hinkunft nicht wieder etwas 
ähnliches Statt finde. 
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Ausnahmein Beziehung auf die homöopathiſche Kur: 
methode, 


430. Hoffanzleidecret vom 10. Februar 1837, 3. 3458, an 
fämmtl, Zänderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 2. Mär; 1837, 
3. 10,936, an die. & 8. Aemter, die &E, Pol. Ob, Dir., die k. k. 
Krankenhans:Dir., die medizinifche Facultät, den Magiftrat und bie 
Dominien in Wien; ob der Enns'ſche Reggs. Ver, vom 23. Febr. 
1837, 3. 5973 ; fteiermärfifche Gub,. Ber. vom 3. Mär; 1837, 
3.3154; tirolifhe Gub. Ver, vom 3. März; 1837, 3. 4361; 
illyriſche Gub. Ber. vom 3, Mär; 1837, 3. 3.1797; mährifche 
Gub. Ver. vom 3. März; 1837, 3. 7222; böhmifche Gub. Ver. 
vom 25. Febr. 1837, 3. 9089; galizifhe Gub, Ver, vom 
4. März; 1837, 3. 12,461. 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Syrien, Mähren, Böhmen und Galizien vom 
J. 1837.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliefung vom 
6. Febr. 1837, es von der mit dem Kofkanzlei:Decrete vom 21. Oct. 
1819, 3. 33,571, befannt gemachten allerhöchften Entfchließung, 
mittelft welcher die Ausübung der homöopathiſchen Heilme: 
Fr allgemein und ftreng verboten wurde, abkommen zu laffen 
geruht. 

In Beziehung auf die zur Aufrechthaltung der beftehenden Grund«- 
füge und Vorſichten gegen das Eindrängen Unbefugter in diefe Heil: 
methode, fo wie hinfichtlich der Arzeneibereitung in den Städten und 
auf dem flachen Lande zu ergreifenden Mafregeln ift die Verhand— 
lung eingeleitet worden, deren Reſultat feiner Zeit befannt gemacht 
werden wird *). 


Berechtigung der Wundärzte zur Haltung von Noth— 
apothefen aufdem Lande, 


(Siehe 391 bei $. 98.) 


AL. Niederöfterreichifche NRegierungsd Verordnung vom 3, Sep: 
tember 1817, 3. 36,502, an bie vier, k. K. Aemter, 


*) In der bier angeführten allerhöchiten Entfchließung ift zwar von ber 
Berechtigung der Homöopathen, ihre Arzeneien felbft zu bereiten, keine 
Erwähnung gemadt, atlein die bießfalls angeordnete Verhandlun 
Scheint zu diefem Refultare geführt zu haben, da mwenigftens ctifd 
die Domöopathen ihre Arzeneien felbft bereiten, 


Lügenau’d Gefegfammlung I. Bb, 29 
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Laut der gedruckten Inftruction für die bürgerlihen Wundärzte 
vom 8. Dez. 1808 F. 14(39 1), ift ed den fehr nahe an einer Apothefe 
befindlichen Wundärzten nicht erlaubt, felbft Arzeneien auszugeben, und 
nur diejenigen Wundärzte find befugt, Hausapothefen zu halten, welche 
eine Stunde von öffentlihen Apotheken entfernt 
find, aber auch diefe müffen ihre Arzeneimittel aus öffentlichen Apos 
thefen nehmen, ſich dießfalls ausweifen, ihre Hausapothefen der ge= 
wöhnlichen Bifitation unterziehen, und die aus derfelben abzugebenden 
Arzeneien nie theurer ald nach der beftehenden Apothekertare berechnen. 
Der $.17der gedachten Infteuction verbietet aber auch dem zur Haltung 
einer Hausapotheke berechtigten Wundarzt ausdrüdlih: zubereitete 
und zufammengefeste Arzeneien, welche zum innerlichen Gebrauche 
gehören, felbft zu verfertigen, und verpflichtet ihn, diefelben von den 
ordentlichen Apothefern zu Eaufen, und darüber ein vom Apothe- 
Fer gefertigted Verzeichniß zu führen, worin der Name und das Ge: 
wicht der Arzeneien und die Zeit des Kaufes beftimmt ausgedrückt 
fein muß. 

Es darf daher in Eeinem Balle, weder ein Wundarzt noch fonft 
Jemand Arzeneimittel vom Materialiften erfaufen, weil nur der Apo— 
thefer und nicht der Kaufmann für die Echtheit der Arzneis 
artikel verantwortlich iſt; und weil felbft die Verordnug vom 11. März 
1795 die zur Haltung der Hausapotheken befugten Wundärzte an- 
et ihren Arzeneibedarf von der nächften Apotheke fich zu ver- 

affen. 

Die näher ald eine Stunde von einer öffentlichen Apotheke ſich 
aufhaltenden Wundärzte dürfen aber weder Sausapothefen hal: 
ten,noh Arzeneien felbft difpenfiren, nur für befondere Noth— 
fälle ift ihnen geftattet, einen Nothapparat fich beisufchaffen, 
welcher jedoch aus nichts Anderm, ald aus den im beiliegenden 
Verzeichniffe angeführten Arzeneimitteln beftehen darf, die jedoch ebens 
falls nur aus öffentlichen Apotheken unter den obigen Modalitäten von 
den Wundärzten zu erfaufen find. 

Die Menge diefer Urzeneimittel, welche bei den zur Haltung 
einer Hausapotheke nicht befugten Wundärzten ald Nothapparat 
vorräthig fein fol und darf, muß fich nach der größeren oder gerin- 
geren Volksmenge des Bezirks richten, in welchem fich der Land— 
wundarzt befindet; fo wie nach der Entfernung bdesfelben von einer 
öffentlichen Apotheke, und muß dem billigen Ermeffen der Kreis- und 
Diftrictsärzte überlaffen bleiben; wobei aber zur genauen Richtſchnur 
zu nehmen ift, daß der Gebrauch diefer Arzeneien nur auf befondere 
Nothfälle, nämlich zur Behandlung der Scheintodten, dann der 
gählings Verunglüdten oder Ertränkten befchränft werden muß; 
daher dann auch die Quantität jedes einzelnen Arzeneimitteld, verhält: 
nifmäßig immer gering fein muß, und Eann, damit fie wegen dem 
feltneren Gebrauch nicht fo leicht verderben. Endlich verfteht ſich, daß 
ber Gebrauch diefer im Nothapparate enthaltenen Arzeneimittel nie 
ald ein Befugniß zur Haltung einer Hausapotheke oder zum Dijpen- 
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firen anderer Arzeneimittel für die hiezu nicht durch Rocalverhäftniffe 
berechtigten Wundärzte angefehen werden Fann. 

Das Kreisamt wird angewiefen, in vorfommenden Fällen nach 
diefen Normalvorfchriften fi genau zu benehmen, und felbe auch 
ben betreffenden Sanitätss-Individuen in Rückerinnerung zu bringen. 


Berzeihniß 


jener Arzeneien, welde zu einem Mothapparate zur erften Hilfelei⸗ 
ftung für Scheintodte und in gähen Krankheitöfällen gehören. 


Acetum concentratum. Concentrirte Effigfäure. 


—  radicale. Radical⸗Eſſig. 
Agaricus chirurgorum. Feuerſchwamm. 
Alcali vegetabile. Kohlenfaures Alkali. 
Alcali volatile siccum. — Ammoniak. 
Alcohol. Meingeift. 


Alumen eradum. 
— ustum, 

Aqua destillata simplex. 

Emplastrum cantharidum. 

—  diachylum cum Gummi. 

Farina sem. sinapis, 

Flores Arnicae. 

— chamomill. vulg. 
—  Sambuci. 
Folia Nicotianae. 
—  Sennae. 
Lapis causticus, 
—  infernalis. 

Liquor anodyn. min. Hoffmann. 

Oleum Olivarum. 

Pulv, Cancer. lapidum. 
—  Ipecacuanhae rad. 
— Thei chinensis. 

Radix Althaeae et folia. 

Sal amarus, 

— communis, 

Species aroıalicae. 

Spiritus camphoratus, 
— Cornu Cervi. 

Sulfas Zinci, 

Tartarus emeticus, 


Tinctura Castorei. 
—  Cinnamomi. 
— Opii. 


Roher Alaun. 

Gebrannter Alaun. 
Deſtillirtes Brunnenwaffer. 
Beficatorpflafter. 
Diachylum oder Heftpflafter. 
Senfmehl. 
Wohlverleyblüten. 
Gemeine Chamillenblüten. 
Holderblüten. 
Zabafblätter. 
Sennesblätter. 

Aetzſtein. 

Höllenſtein. 
Hofmannnsgeiſt. 

Olivenöl. 
Krebsaugenpulver. 
Brechwurzelpulver. 
Chineſiſches Rhabarbar Pulver. 
Eibiſchwurzel und Kraut. 
Bitterſalz. 

Kochſalz. 

Zertheilende Species. 
Kampfergeiſt. 
Hirſchhorngeiſt. 

Reiner ſchwefelſaurer Zink. 
Brechweinſtein. 
Bibergeiltinctur. 
Zimmettinktur. 
Mohnſafttinktur. 


20* 
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N32. Nieberöfterreichifche Negierungs:Verorbnung vom 2. Sep: 
tember 1835, 3- 46,126, an das k. k. K. Amt V. U. W. W. 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöſterreich vom J. 1835.) 


Das Filial-Gremium der Apotheker iſt zu beſcheiden, daß hin— 
fichtlich feiner Beſchwerde, daß Wundärzte, welche zur Haltung einer 
Hausapothefe berechtigt find, ihren Arzeneivorrath nur aus öffentli- 
then Apotheken beziehen follen,, diefes nur von zufammengefegten Arze— 
neien und chemifchen Präparaten (compositis et praeparatis) gelten 
Fönne, weil die Wundärzte simplicia von Droguiften zu beziehen, einfa= 
che, in ihrer Gegend vorkommende Pflanzentheile aber felbft einzuſam⸗ 
meln berechtigt find. 

Da in erfterer Beziehung fammtlihe Diftrictsärzte im Jahre 
1833 neuerdings angemiefen wurden, bei den jährlichen Vifitationen 
der wundärzlichen Hausapotheken fid) das Faffungsbüchel vorzeigen zu 
laffen, fo erfcheint eine neuerliche Verfügung dermalen nicht noth- 
wendig. 

Bei eben diefer Gelegenheit wurde anbefohlen, was jeder Wund- 
arzt bei Difpenfirung einer Arzenei aus feiner Apotheke rückfichtlid der 
Sontrolfe zu thun hat. 

Daß die Handapotheken der Curſchmiede durch die Diftrictsärzte 
unterfucht werden follen, ift nicht gefeglich geboten, und Fann auch 
defhalb, weil hierdurch neue Auslagen dem Staatsfchage erwachſen 
würden,’ nicht eingeführt werden. 

Eben fo wenig Fann geboten werden, daß die Curſchmiede ihren 
Arzeneivorrath aus öffentlihen Apotheken beziehen ſollen, weil ihnen 
für den Ball, als fie bei Viehfeuchen Eoftipielige Arzeneien in Auf: 
rechnung bringen, und bdiefe nicht von Materialiften beziehen, der 
Mehrbetrag in Abzug gebracht wird. | 

Wie fih rückfichtlih der Beifhaffung der Argeneien bei Epide- 
mien benommen werden müjfe, darüber beftehen ohnehin die erſchö— 
pfendften Vorfchriften, und es ift noch Eein Liquidirungsfall vorgefom= 
men, wobei nicht nachgewiefen worden wäre, daß fid) genau nach dem⸗ 
felben benommen worden ift. 

Bezüglih der Anfrage wegen bes ©iftverfaufes ift dem Filial- 
Apothefer-Gremium zu erinnern, daß Eein Apothefer zum Giftverfaufe 
zum technifchen Gebraude, gleichviel, ob die giftige Subſtanz von 
einem Arzte verfchrieben oder von einer dazu authorifirten Behörde 
verlangt wurde, berechtigt fei, daß es aber den Apothefern zuftehe, 
alle in dem neueften Difpenfatorio enthaltenen Arzeneiftoffe, und was 
den Namen eined Arzeneimitteld verdient, welches beftimmt ift, bei 
Krankheiten äuferlich oder innerlid) angewendet zu werden , fobald ed 
von einem dazu berechtigten Arzte oder Wundarzte vorfchriftmäßig vers 
fhrieben wird, aus ihren Apotheken zu verabfolgen. 
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Berechtigung der Thierärzte zur Bereitung von 
Arzneimitteln. 


A333. Niederöfterreichifhe Regierungs-Verordnung vom 22. März 
1827 und vom 24. Jänner 1828, 3. 14,634 und 3542, an 
die k. k. K. Aemter und die mebizinifche Facultät. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. von 3. 1827.) 


Da bei Thieren oft fchnell gefährlich, ja tödtend werdende Kranf- 
heiten eintreten, welche auch fehr fchnelle Hilfe fordern, und daher 
dem Thierarzte, fo wie dem Approbirten Curſchmiede der nöthigfte Arze⸗ 
neivorrath ſogleich bei der „Hand fein muß, fo muß auch den Thierärz⸗ 
ten die in folchen Fällen nöthigen Arzeneiltoffe bei der Hand zu haben 
nicht nur erlaubt fein, fondern die Negierung findet es für. nothwen- 
wendig, fo wie diefes auch bei den Landwundärzten in Vetreff eines 

tothapparates für Menfchen vorgefchrieben ift, bei den Thierärzten 
und Curſchmieden die Haltung eined Nothapparates fogar anzuordnen. 

Sn diefen als Noth⸗Apparat dienenden und zu benennenden Vor—⸗ 
rath müffen demnach die in dem beiliegenden Verzeichniffe namentlich 
aufgeführten, von dem k. k. Ihierarzenei:Inftitute ald dringend noth: 
wendig erklärten Arzeneiftoffe aufgenommen werden, bie jeder Thier⸗ 
arzt und Curſchmied zu halten verpflichtet wird. 

Da es übrigens auch richtig ift, daß die thierärztliche Hülfe von 
dem Landmanne nur dann könne und werde nachgefucht werden, wenn 
die Koften der Sur mit dem individuellen Merthe des Eranfen Thieres 
und den Vermögensumftänden des Eigenthümers nicht im Mißverhält- 
niffe ſtehen, dies Mißverhältniß aber bei bei den meiften Krankheiten 
eintreten müßte, wenn der Thierarzt und Curſchmied gezwungen wäre, 
alle feine Arzeneiftoffe durchaus aus der Apothecke abzunehmen, und 
nach der allgemeinen Arzeneitare zu bezahlen, fo wird geftattet: 

Erftens. Daß die Thierärjte und Surfemiede eben fo wie die» 
ſes auch den Landwundärzten durch den $. 16 ber Inftruction für 
Wundärzte vorgefchrieben ift, einfache , ihmen wohl bekannte, in ihrer 
Gegend wachſende Arzeneikörper als: Blumen, Kräuter, Wurzeln und 
Samen, ſelbſt ſammeln und zu dieſem Zwecke verwenden dürfen. 

Zweitens. Daß ſie auch die einfachen Arzeneimittel (simplicia), 
welche die Materialiften zu führen berechtiget find , von diefen im 
Großen erfaufen dürfen. 

Drittens. Daß fie ferner auch jene zugleich ald Arzeneimittel ans 
wendbaren chemiſchen Präparate, welche den hemifchen Fabriken zu be 
reiten und zu verkaufen erlaubt find, aus felben beziehen dürfen. 

Bei diefen Begünftigungen wird ed demnach den Thierärzten und 
Curſchmieden möglih gemacht, die Medicamente für Thiere verhält: 
nifmäßig unter der allgemeinen Arzeneitare zu difpenfiren. 

Jedoch wird den Thierärzten und Curſchmieden bei Strafe als 
fhwere Polizei: Webertreter nach dem F. 109 des II. Theiles des allge- 
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meinen Strafgefegbuches behandelt zu werden, verboten, von ihrem 
Arzeneivorrathe auch nur das Mindefte für Menfchenheilung abzuge: 
ben , oder unter diefem Vorwande für felbe zu verfchreiben. 

Die in dem Merzeichniffe des Noth-Apparates nicht enthaltenen 
Arzeneien haben fie aus den öffentlichen Apotheken zu verfchreiben. 

Die Kreisämter haben demnach an die in ihrem Kreife befindlis 
hen Thierärzte und Gurfchmiede das Weitere zu verfügen, und auch 
die Apotheker von diefer Anordnung in Kenntniß zu fegen. 


Verzeichniß 


der zu einem Noth⸗Apparate für Pas erforderlichen Arzenei⸗ 
mittel. 


Roher —— —— Fliegen. 

Roher Weinſtein. orbeer⸗ 

Glauber⸗ Gemeines Terpentin⸗ Oel. 
Koch⸗ N Stinkendes Hirſchhorn⸗ 

Bitter⸗ Salz. Schwefel. 

Doppels Schwefelleber. 

Gemeine Salzfäure. Roher Spiefiglanz. 

Eibifch- Künftlicher Zinnober. 

Enzian⸗ Weiße Nießwurz. 

Baldrian⸗ Stinkender Aſand. 

Angelica⸗ Wurzel. Gemeine Kreide. 

Alant- Lebendiger Kalk oder Kalkwaffer. 
Kalmus⸗ Gemeine Kamillen. 

Kampher. Aromatiſche Kräuter. 


Hauſierhändlern ift aller Verkauf einfacher und 
zuſammengeſetzter Arzneien verboten. 


ABM. Auszug aus dem Hauſier-Patente vom 5. Mai 1811. 
(Allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1811.) 


$. 7. Außerdem werden noch folgende Waaren, felbft wenn fie 
inländiſch find, namentlich von dem Haufierhandel ausgefchloffen. Alle 
Material: und Spezereiwaaren, beftillirte Oele, gebrannte Geifter, Ro- 
foglio, Salben, Pflafter, Gifte, und überhaupt ohne 
Unterfchied alle fowohl einfache als zubereitete und zufammengefegte 
Urzeneien für Menfchen und Thiere; ferner Quecfilber, Spiefi- 
glas und alle daraus Fommende Präparate, die Mineralfäuren nebft 
allen Präparaten aus Blei, dann Zuder, Zuckerwerk, Chokolade, 
Lebkuchen und überhaupt alle Leckerbiſſen. 

$. 21. e) Auch in jenen Fällen, wo nur ein Theil der Haufier- 
waaren unerlaubt iſt, unterliegt auch der übrige Theil der erlaubten 
Waare der Sonfiscationsftrafe. 

$. 22. Die Unterfuhung und Erkenntniß diefer Uebertretungss 
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fälle fteht, wie bei andern Zollcontrebanden, der Bankalbehörde zu, 
und in allen Fällen hat der Denunciant ein Drittel, und der Appre— 
bendent ein Drittel des Strafbetrages in Anſpruch zu nehmen. 

$. 83, Uebrigensd wird in den Angelegenpeiten der Haufierer ber 
Rekurs an die Oberbehörde in den wie in andern Zollcontrebandfällen 
vorgefchriebenen Friſten geftattet. 


Heilmittel, deren Verkauf entweder überhaupt 
oder außer den Apotheken durch fpecielle Vor— 
fhriften verboten ift. 

a) Haucpapier, 

Siehe (HOA und A053). 


b) Schwefel aus Oeblarn in Steiermark. 
Siehe (A106). 
ec) Kiefow'fche Lebenseffen;. 
Siche (107). 
d) Angufura-Rinde. 

Siche (08). 

e) Selenite, 

Siehe (ALO). 

f) Sliegenpapier, 

Siehe (411). 


g) Se Royfche draſtiſche Methode. 
Siehe (112). 


h) Wurmbiscnit. 
Siehe (A133). 


i) Theriak. 


435. Hoflammer:Decret vom 14. März 1824, 3. 8645, an 

fämmtl, Länderftellen; n. ö. Reggs. Circ. vom 5. April 1824, 

3. 15,482; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 2. April 1824, 

3. 7163; tirol'ſche Gub, Ver. vom 5. April 1824, 3. 6778; 

böhmifche Gub, Ver. vom 21. April 1824, 3. 16,981 ; galizifche 
Gub. Ver, vom 20, April 1824, 3. 20,528. 
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(Aug. polit. und Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Tirol, Böhmen und Galizien vom 9. 1824.) | 


Semäß Hoffammer-Decretes vom 14. März 1. J., 9. 3.8645 
ift ed für nothwendig erfannt worden, die über den Bezug des Trie: 
fter und Venediger Theriafs bis nun beftehenden Zoll: und Sanitäts⸗ 
Vorſchriften in Einflang zu bringen, daher zu beftimmen, daß der Triefter 
Theriaf eben fo wie der wirklich ausländifche unter die außer Handel ge: 
festen Artikel gehört, daher nur nad) erlangter Bewilligung des Landess 
guberniums gegen Paß und Entrichtung der vorgefchriebenen Gebühren, 
eingeführt, dagegen der Venediger Theriaf im ganzen Umfange der 
Monardie innerhalb der Zelllinien zollfrei bezogen werden barf. 

Diefer Bezug ded Venediger Theriafs ift jedoch aus Sanitätsrück- 
fihten nur den Apethefern geftattet, und diefe dürfen denfelben nur 
gegen Vormweifung eines ärztlihen Rezeptes an Private verkaufen. 


k) Englifhes Gichtpapier. 
(Siehe 103.) 


A336. Hoffammer:Decret vom 24. September 1831,3. 32,341 ; 
ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 10. October 1831, 3.25,849. 


(Prov. Gefegfammt. für Oberöfterreih vom 3. 1831.) 


Vermög Eröffnung der hiefigen Cameral:Gefällen: Verwaltung vom 
1., empfang. 8. d. M., 3. 17,056 hat die hohe k. E. Hofkammer 
über eine vorgelegte Anfrage hinfichtlic der Zollbehandlung des foges 
nannten englifchen Gichtpapiers, mittelft Decretes vom 24. September 
d. $., 3. 32,341, zu beftimmen befunden , daß obgedachtes Papier 
nad der Anmerkung zu Pot Nr. 1, der mit Negierungs=Circulare 
vom 19. April v. J., 3. 11,010 kundgemachten Tariffs: Abtheilung 
als zubereitete Apotheferwaare zu behandeln, und daher der Bezug ders 
felven aus dem Auslande nur den Apothekern zum Abfage und den 
Privaten zum eigenen Gebrauche nur gegen Bewilligung der Landes 
ftelle und gegen Entrichtung des Eingangszolles von 15 fl. für den 
Sporco:Zentner zu geftatten fei. 


I) Mohnköpfe. 

M37. Nieberöfterreichifche Regierungsd-Verorbnung vom 18. Sep: 
tember 1810. 3. 26,458, an bie k. k. Stadthauptmannfchaft. 
(Kropatfched'd Geſetzſamml. vom J. 1810.) 

Da aus einer Anzeige der k. k. Stadthauptmannſchaft erhellt, 
daß ungeachtet der beftehenden Werordnung vom Jahre 1802 (40 8) 
noch immer forglofe Mütter und Kinderwärterinnen die beräubenden 


Mohnköpfe den Kindern zum größten Nachtheile für ihre Gefundheit, 
ja felbft für ihr Leben darreichen, und diefer Unfug vorzüglich dadurch 
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entfteht, daf der Verkauf der Mohnköpfe den Fragnern oder Greis- 
lern frei geftattet wird, fo hat die Stadthauptmannfchaft ihrem An: 
trage gemäß, dem hiefigen Magiftrate aufzutragen, den ſämmtlichen 
Sragnern oder Greislern den Verkauf der Mohnföpfe unter firenger 
Verantwortung zu verbieten, und zugleich den Apothefern und Sa— 
menhändlern zu bedeuten, daß fie bei dem Verkaufe der Mohnföpfe, die 
für den Verfchleiß giftiger Kräuter vorgefchriebenen Vorſichten genau 
zu beobachten haben. 


ASS. Niederöfterreichifche Negierungs « Verordnung vom 25. 
Februar 1820, 3. 7770, an das Ef, Regierungs-Markt-Commiſſa⸗ 
riat, an die Dominien in Wien und den Wr, Magiftrat, 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterr. vom 3. 1820.) 


Nicht nur die Negierungs: Verordnung vom 18. September 1810 
(437), fondern au das Regierungs-Circulare vom 6. November 
1813 (499) enthalten die beftimmteften Verfehriften, in Beziehung 
auf die Vorfichten im Werfaufe und Gebrauche der Mohnköpfe; indem, 
während erftere den Verkauf der Mohnköpfe nur den Apothekern und 
Dürrfräutlern, und zwar nach den Vorfchriften vom 22. Zuli 1797 
(457) und 2. October 1813 (45%) geftattet, legtere den Müt- 
tern, Wärterinnen, Ammen und Pflegeältern den Abfud der Mohn 
Fopfe für Kinder firenge verbietet und beftrafet. 

Diefe auf wichtige Sanitäts-Nückfichten beruhenden Verordnun— 
gen verdienen alfo um fo mehr hinfichtlich des Wictualienhandels An 
wendung, als ein Artikel, bei dem jene Worfichten beftehen, nicht zum 
allgemeinen , unbefchränften Verkaufe freigegeben bleiben kann. 

Die Regierung findet fich daher beftimmt, zu verordnen, daß der 
Mohn und die Mohnköpfe aus dem Werzeichniffe der freigegebenen 
Victualien geftrihen, der Negierungs- Verordnung vom 18. Septem⸗ 
ber 1810 (437) gemäß, den Fragnern und Greislern der Verkauf 
der Mohnköpfe ftrenge verboten werde, und lediglich den Apothekern 
und Dürrfräutlern unter den, vom 22. Qulius 1797 (457) und 
2. October 1813 (458) vorgefchriebenen Vorfichten überlaffen bleibe. 


(Siehe auh ABS und 499 bei $. 130.) 
m) Wiefepulver. 


A339. HoffanzleirDecret vom 22. October 1835, 3. 27,246; 
n. ö. Reggs. Ver, vom 10. November 1835, 3. 60,456, an den 
Wr. Magiftrat. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1835.) 


Die E E. Hofkanzlei hat den Antrag der Regierung , die Erzeu: 
gung und den Verkauf des fogenannten Niefepulvers, mit Ausnahme 
der Apotheker, allgemein zu verbieten, mit Hinweiſung auf die uber 
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den Arzeneiverfauf beftehenden Vorfchriften zur Amtshandlung zurück⸗ 
eftellt. 

s Diefem gemäß ift in Fünftigen Fällen um fo mehr nach den Be: 
ftimmungen des II. Iheiles des Strafgefegbuches vorzugehen, als die 
mebdizinifche Facultät diefes in Frage ftehende Pulver als ein heftig 
wirfendes und nach Umftänden gefährliches Argeneimittel erklärte, def- 
je Erzeugung und Verkauf nur den berechtigten Apothefern zuftehen 
ann. 


n) Wurmchocolade, 


AAMO. Niederöfterreichifches Regierungd-Girculare vom 25. "April 
1835, 3, 22,208. 
(Prov. Gefegfamml, für Niederöfterr. vom 3. 1835.) 

Die Regierung ift in die Kenntniß gefommen, daß einige Chor 
colade: Macher fih mit der Erzeugung und dem Verkaufe der fogenann- 
ten WurmsChocolade befaffen, welche aus den gewöhnlichen Ingredien- 
zen von Zucer und Cacao mit Beimifhung von Wurmfamen (Semi- 
na Cinae) bereitet wird. 

Da die VBereitung diefer Chocolade-Sorte in das Arzeneifach ges 
hört, fo wird die Erzeugung und der Verkauf derfelben allen Chocola⸗ 
en unterfagt, und ift diefelbe aus den Preis⸗Tariffen alfogleich 
zu ſtreichen. 


Wirkungsfreis der politifhen und der Cameralbe— 
börden bei unbefugtem Verfauf von Arzneimitteln. 


MAL. Juſtiz-Hofdecret vom 2. Auguft, 1815, an fämmtliche 
Appell. Gerichte, 


(Aug. Juſt. Geſetzſamml. vom J. 1815, Nr. 1164.) 


Verbrecher, welche zugleich wegen einer Gefällsübertretung bein= 
zichtiget find, find nach ausgeftandener Strafe den Gefälläbehörden 
zur Unterfuchung und Beftrafung zu übergeben, jedoch ift bei Bemeſ— 
fung der Strafe für die Gefällsübertretung auf die bereits ausgeftan- 
dene Strafe des Verbrechers nicht blos nach ihrer Dauer, fondern 
auch nach ihrer Strenge zurückzufehen. | 


AA. Hofkanzlei:Decret vom 11. Februar 1819, 3. 4106, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom Il. Mär; 1819, 
3. 8480; an die f. k. Stadthptmannfchft, die ka k. K. Aemter; ob 
ber Enns'ſches Reggs. Decret vom 7. März 1819, 3. 4271; 
fteiermärfifches Gub. Decret vom 10. Mär; 1819, 3, 5096; 
tirol'ſche Gub, Ver, vom 10, März 1819, 3.5570; böhmifche Gub. 
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Ber, vom 22. April 1819, 3. 17,4555 galizifhe Gub. Ver, 
vom 30. Mär; 1819, 3. 11,863. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Böhmen und Galizien vom I. 1819.) 


Aus Anlaß einiger in Böhmen vorgefommener Fälle, in welchen 
bei Gelegenheit, ald Arzeneien bei Individuen, die zu ihrem Verkaufe 
nicht befugt waren , von Zollbeamten vorgefunden wurden, eine Golli: 
fion zwifchen dem Wirkungsfreife der politifchen und Bankal-Behörden 
entftand, haben Se. Majeftat mit allerhöchfter Entfchliefung vom 1. 
d. M. zu verordnen geruhet, die in unbefugtem Verkaufe inländifcher 
oder geſchwärzter Arzeneimittel Betretenen feien nach der Analogie des 
zwifchen der E. E. Haffammer, der F. k. Hoffanzlei, der k. E. Ober- 
ften Zuftizftelle und der E. k. Hofcommilfion in Juſtizgeſetzſachen we— 
gen Verbrechen, welche zugleich wegen einer Gefällsübertretung bein: 
zichtigt find, getroffenen und unterm 2. Auguft 1815 (441) von 
der F. E. Oberften Zuftizftelle an alle Appellations-Gerichte Eundgemad)- 
ten Uebereinfommens zu behandeln. 

Zuerft habe alfo die politifhe Behörde, dann erft die Banfal: 
behörde ihr Amt zu handeln. 

Dei der Amtshandlung der Erfteren fei von berfelben vorläufiges 
Einvernehmen mit der medizinifchen Bacultät über die SchädlichFeit der 
apprehendirten Arzeneimittel und die Nothwendigkeit der Vertilgung 
derfelben zu pflegen. Nach geendigter politifcher Verhandlung habe jene 
der Bankals Behörde einzutreten. 


MA a) HoffanzleisDecret vom 8. Mär; 1821, 3. 5355, an 
ſämmtl. Länderftellen, n. d. Neggs. Circulare vom 27. März 1821, 
3. 13,577; ob der Ennö’fches Reggs. Decret vom 24, März 
1821, 3. 5463; fteiermärfifhe Gub. Gurt, vom 28, März, 
1821, 3. 6594; tirol’fhe Gub. Ver. vom 30. Mär; 1821, 
3. 56315 Ver. des Gub, für Krain und Kärnthen vom 30. 
März; 1821, 3. 35315 mährifch-fchlefifhed Gub. Circ. vom 30, 
März 1821, 3. 85235 Ber. des böhmifchen Gub, vom 28. 
Mär; 1821, 3. 14,977; Ber. des galizifhen Gub. vom 4. 
Mai 1821, 3. 17,048. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Steiermark, Tirol, Krain, Mähren Böhmen und Galizien vom 3. 1821.) 


Seine Majeftät haben laut Decretes der hohen k. k. vereinigten 
Hofkanzlei vom 8. d. M., 3. 5355, mit allerhöchfter Entfchliefung 
vom 21. Dezember v. 3. in Anſehung des unbefugten Verkaufes der 
Arzeneimittel den Wirfungskreis der politifchen und Cameral:Behörden 
folgendermaßen zu beftimmen geruhet: 
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1. In Fällen, wo ein befugter Apothecker fih einer Schwärzung 
mit Arzeneimitteln fchuldig macht, oder fonft eine andere Partei in der 
Einfhwärzung derfelben betreten wird, haben die Zollbehörden unver- 
weilt den Ihatbeftand und die zur Beweisführung gereichenden Um: 
ftände genau zu erheben, hiervon der politifhen Behörde fogleich die 
Anzeige zu machen, und derfelben eine beglaubte Abfchrift der Thatbe— 
fchreibung mitzutheilen, wie auch den Betretenen namhaft zu machen, 
oder an felbe abzuliefern. 

2. An der Anzeige muß angeführt werden, ob fih der Betrete— 
ne nebft der Uebertretung der Zollgefege auch jener des Hauſier-Pa⸗ 
tentes, oder beider zugleich fchuldig gemacht hat, und ob in Bezie— 
hung auf diefe Uebertretung derfelbe auf freiem Fuße belaffen werden 
darf oder nicht, damit die politifchen Behörden ſich hiernady achten, und 
nach Beendigung ihrer Armtshandlung den Betretenen an die Zollber 
hörden anweifen,, oder an diefelben wieder abliefern Fönnen. 

3. Bon den Zollbehorden find die betretenen Arzneien jedesmal 
den politifchen Behörden fogleih einzuantworten. 

4. Den politifchen Behörden liegt ob, mit der medizinifchen Fa— 
cultät über die SchädlichEeit der apprehendirten Arzeneien, und ob 
deren Vertilgung nothwendig ift, das Vernehmen zu pflegen, und den 
Werth diefer Arzeneien durch Sachkundige erheben zu laffen, folchen 
aber durch Amtliche Zufchrift den Zollbehörden zu dem Ende befannt 
zu machen, damit diefe, in fo weit eine Uebertretung des Zolles oder 
Haufier: Patentes Statt gefunden hat, hiernach die weitere Strafe 
bemeffen Eönnen. 

5. Bei diefer Strafbemeffung ift eben fo, wie durch Hofdecret 
vom 2. Auguft 1815 für Falle, wo nebft einer Gefälls-Uebertretung 
ein Verbrechen Statt hatte, vorgefchrieben ift, zu beobachten, daß 
die Strafe für die Gefälls-Uebertretung jener, welche von der politi— 
fhen Behörde verhängt wird, zu folgen hat, und bei deren Beftim- 
mung auf jene zurück zu fehen ift. 

6. Da nah dem 9. Artikel des II. Theiles des Strafgefepes 
ſchwerer Polizei-Uebertretungen der gelöste Geldbetrag der verkauften 
Urzeneien dem Armenfonde des Ortes zugedacht ift, fo bat die politi« 
fhe Behörde in jenen Fällen, wo Feine Uebertretung des Zolles oder 
Haufier-Patentes eingetreten, gleichwohl aber der Verkauf verbotener 
Heilmittel durch Zuthuung der Zellbeamten oder Auffeher oder durch 
geheime Anzeiger entdeckt oder zu Stande gebracht werden ift, je: 
des Mal für die Anzeiger ein Drittel der Werthöftrafe und für die Er- 
greifer ebenfalls ein Drittel, wenn aber Feine Anzeiger vorhanden find, 
nur ein Drittel für die Ergreifer, nebitdem aber in jedem alle auch 
die aufgelaufenen Unterſuchungskoſten und vorgefchriebenen infpector: 
amtlichen Schreibgebühren den Betretenen noch insbefondere zur Strafe 
anzuerkennen, und die eingebrachte Strafe auch an die Zollbehörde 
abzugeben. 
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Auch ift der Verkäufer bei doppelter Strafe ver: Dem Ueber: 
bunden, allen Vorrath der zubereiteten Arznei, Ma: ir Worratt ab- 
terialien, und Geräthichaften der Obrigkeit einzuliefern, MP" 
Ausländer, melde diefer Mebertretung ſchuldig werden, 
find aus den fämmtlichen Erblanden abzufhaffen. 


$. 111. 


Einem Heilarzte, der nach dem Erkenntniſſe der Fa- „,Unwiflendeit 
cultät, bei Behandlung eines Kranken folhe Zehler ber Strafe. 
gangen hat, woraud Unmiflenheit am = liegt, ift, 
dafern der Kranke geitorben, oder in den Stand einer 
Siechheit, und Erwerbungsunfähigkeit verfeget worden, 
die — ſo lange zu unterſagen, bis er in einer neuen 
Prüfung bei der Facultät dargethan hat, die ihm man⸗ 
gelnden Kenntniſſe nachgeholet zu haben. 


Verwendung an die nächſte Univerſität, wenn in 
der Provinz keine Facultät beſteht. 


AMB. Juſtiz-⸗Hofdecret vom 8. Mai 1829, an das nieberöfter: 
reichifche Appellations:Gericht, 


(Ag. Zuft. Sefegfammf. vom 3. 1829, Nr. 2400.) 


Ueber die Frage: in wie fern an Orten, wo feine Facultät be: 
fteht, dem medizinijchen Lehrkörper das Befugniß zuftehe, auf Anfuchen 
der Civil- oder Criminal:Gerichte wilfenfchaftlihe Gutachten abzuge: 
ben, und wohin, wenn diefed nicht der Fall fein fellte, ſich die Ge— 
richtöbehörden zu wenden hätten ? wird bedeutet, es fei nach Aeuße— 
rung der vereinten Hoffanzlei nicht thunlich, die mediziniſch-chirurgi— 
fhen Profefforen an Lycäen zur Abgabe von Kunftgutachten zu er: 
mächtigen ; daher fie fih in Zukunft in allen jenen Fällen, wo ſich die 
Griminal: Behörde nicht mit dem, durch die $$. 240 und 241 des er: 
ften Theiles des St. ©. B. vorgefchriebenen Befunde einzelner Kunft- 
verftändigen begnügen zu Fonnen, fondern ein Gollegial-Öutachten zu 
benöthigen glaubt, an die mächfte Univerfität, wo eine medizinifche 
Bacultät befteht, zu verwenden hat. 


$. 112, 


Eben diefe Beſtrafung findet Platz gegen einen, Unmifendet 
Wundarzt bei einer unſchickůchen Operitung eines Kran" nn 


462 $. 113 — 114, 


Een, der davon entweder geftorben, oder dadurch an fei- 
nem Körper weſentlich verunglüdet worden. 


Bei Wundärzten hat die Sufpenfion von Aus. 

übung der Geburtshilfe auch die Sufpenfion der 

übrigen Zweige des m Gewerbes zur 
olge. 


Siche (137) bei $. 27. 
$, 113, 


Bernadläffi Wann ein Heil: oder Wundarzt einen Kranken 
ber enıte, un übernommen hat, und nach der Hand denfelben zum 
Bunränte wirklichen Nachtheile feiner Gefundheit weſentlich vernad)- 

läfliget zu haben, überführet werden kann; fo ift ihm eine 
Geldftrafe von fünfzig bis zweihundert Gulden aufzu- 
tragen. 


Siehe den $. 5 und 9 der bei $. 98 abgedrudten Inftruction für 
Hebammen (39), dann die 88. 18, 19 und 20 der Inſtruc⸗ 
tion für Wundärzte (391). 


$. 114. 


Wernadtäffi Mann dargethban wird, daß diejenigen, denen aus 
en von Seite natürlicher, oder übernommener Pflicht die Pflege eines 
Iinee Angebör Kranken obliegt, es demfelben an dem nothmendigen me: 

dizinifhen Beiftande, wo folder zu verfchaffen war, 
gänzlich haben mangeln laſſen, find fie nach Beſchaffenheit 
Strafe. der Umftände mit Arreft von einem bis zu ſechs Monaten 
zu beſtrafen. 
Verpflihtung zur Obforge und Pflege der Kinder 
von Seite ihrer Aeltern und VBormünder. 


(Siche bie $$. 139, 141, 142, 143, 154, 166, 167, 168, 169, 187, 188, 205 
und 282 bed a,b. G. 8.) 


Berpflihtung der Dienfthälter zur Obforge und 
Pflege ihrer Dienftboten. 


AM. Auszug aus der Gefinde-Drdnung für die Stadt Wien vom 
1. Mai 1810, 


(Allg. polit. Gefegfamml, vom 3.1810.) 
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$. 81. Menfchenliebe ſowohl als Billigkeit machen es jedem Dienft: 
bälter zur Pflicht, für feinen Dienftboten, wenn diefer erfranft, Sor⸗ 
ge zu tragen, und es ihm an der zu feiner Wiederherftellung erforder: 
lichen Hülfe nicht fehlen zu laffen. 

Wie denn die öffentliche Vorficht auch felbft dem Unvermögend- 
ften feinen Vorwand läßt, fich diefer Pflicht zu entfchlagen, da über: 
all Bezirfsärzte und Wundärzte mit der Verbindlichkeit, Aermeren uns 
entgeltlich beizuftehen, angeftellt find, und, wenn die Armuth durch 
die vorgefchriebenen Zeugniffe bewiefen wird, auch Arzeneimittel unent- 
geltlich verabfolget werben. 

Die Dienfthalter find daher unter der fchwerften Verantwortung 
verbunden, fich in Fällen, wo diefe Hülfe zureicht, entiweder unmittelbar 
an den Bezirksarzt, oder an die Polizeidirection zu wenden, damit dem 
erkrankten Dienftboten der nöthige Beiſtand geleiftet werde. 

$. 88. Iſt die Krankheit fo befchaffen, daß fie einer längeren 
Wartung und Pflege bedarf, fo läßt fi von gutdenfenden , vermös 
genden Haushältern, denen der Raum und fonft die Befchaffenheit 
der Haushaltung den Erkrankten bei ſich pflegen zu laſſen, geftattet, 
mit Zuverficht erwarten , daf fie befonders guten, und durch längere 
Dienftjahre um fie wohlverdienten Dienftboten die Wohlthat der haͤus— 
lichen Pflege und alle erforderliche Medizinal-Hülfe nicht verfagen werden. 

$. 83. Können Dienfthälter dem erkrankten Dienftboten bei ſich 
zwar Plag und Pflege geben, aber find übrigens nicht vermögend, die 
Koften der Arzeneien zu beftreiten ; fo haben fie fih) um das Zeugniß 
bes Armenbezirfes zu bewerben, nach deſſen Beibringung fie die Ar: 
zeneimittel unentgeltlich erhalten. 

$. 84. Bände ein Dienfthälter entweder nach Befchaffenheit der 
Krankpeit, oder nah Umftänden feiner Haushaltung nicht thunlich, 
den Kranken bei fich pflegen zu laſſen, und hätte der Dienftbote auch 
Feine Aeltern, Angehörige, oder fonft Zemanden , der denfelben nad) 
Uebereinfommen mit dem Dienfthälter während der Krankheit in die 
Pflege nahme, fo ift diefer verbunden, die Unterbringung des Dienft- 
boten in das Krankenhaus zu veranftalten, und wofern der Wohlha- 
bende gleichwohl nicht in feinem Herzen einen Trieb und Beweggrund 
findet, zur befleren Pflege des Kranken ein Mehreres beizutragen, fo 
wird ihm wenigftens zur Pflicht gemacht, wenn der Dienftbote in jei- 
nem Dienfte bleibt, für die Zeit, welche derfelbe in dem Kranfenhaufe 
zugebracht, bis zu feiner Herftellung, die Bezahlung nach der vierten 
Slaffe und zwar wöchentlich in vorhinein zu leiften. 

$. 85. Sollte jedoch ein lieblofer Dienfthälter, um fich einer viels 
leicht länger dauernden Bezahlung zu entziehen, einen Dienftboten 
während der Krankheit entlaifen ; fo wird demfelben, fo wie überhaupt 
jedem Dienfthälter, welcher fih nicht über fein Unvermögen nad 
DVorfchrift des folgenden Paragraphes ausjumweifen vermag, wieder: 
holt, und unter der ftrengften MWerantwortlichkeit in Anfehung der 
Folgen auferlegt, unverfäumt für die Unterbringung bes Kranken in 
das Krankenhaus Sorge zu tragen, und nebftbei ben Betrag eines vier 


Unbefugter 
Handel mit 
Gift. 
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wöchentlichen Lohnes zugleich mit dem in das Krankenhaus Ueberbrach- 
ten abzuführen. Dasjenige, was nach Abfıhlag der dem Krankenhaufe 
verurfachten Koften von dem vierwöchentlichen Lohne übrig bleibt, fol 
dem Austretenden, oder wenn er verftorben, beffen Erben von ber 
Kranfenhaus:Direction zurückgeftellt werden. | 

$. 86. Wenn endlich Dienfthälter von der minder vermögenden 
Claſſe durch die vorfchriftmäßigen Zeugniffe des Armenbezirks beweis 
fen fonnen, daß fie den Erkrankten, der nad) dem Bezeugen des Arztes, 
einer längeren Pflege bedarf, weder bei fich behalten, noch für den- 
felben eine Bezahlung zu leiften im Stande find, und daher der Kran 
Fe nach den befiehenden Werforgungsanftalten unentgeltlih in das 
Krankenhaus aufgenommen wird, fo werden diefelben unter ftrenger 
Verantwortung verbunden, darüber ſich an die Behörde zu wenden, 
um wenigitens zur Beförderung der Aufnahme und Unterbringung des 
Kranfen nichts zu verabfäumen. Wenn Militärdienfthälter fih in den 
vorerwähnten Umftänden befinden , haben fie folches durch ein Zeugniß 
ihrer Behörde zu beweifen,, und diefe Zeugniffe dann den Vorftehern 
des Armenbezirkes einzufenden. 


$. 115. 


Nach den beftehenden Vorfchriften ift, ohne von der 
Behörde mit einem eigenen Erlaubnißfcheine verfehen zu 
fein, mit Arfenif, oder was immer für einer Gattung von 
Gift, Handel zu treiben, Niemand berechtiget. Die Strafe 
des unbefugten Handeld mit Gift, ift nah Verfchieden- 
heit der Perfonen, die einen folchen Handel treiben, und 
der Art, wie fie denfelben getrieben haben, auszumeſſen. 


In Beziehung auf den Gifthandel und den bei demfelben zu beobadh« 
tenden Vorfihten find in dem früheren Sahrhunderte und im Anfang 
des gegenwärtigen für Die einzelnen Provinzen der Monarchie verfchiedene 
politiſche Vorfchriften erfloffen, und zwar für Miederöfterreich das Par 
tent vom 15. Sept, 1752 (445), das Reggs. Tirc. vom 29. Zuli 
1797 (449), die n. 6. Reggs. Ver. vom 10, De;. 1803 (450) und 
für den Handel mit giftigen Kräutern die n. 0. Neggs. Ver. vom 22. Juli 
1797 (457), dann vom 2. Oct. 1813 (458). Für Oberöfterreic) 
die Reggs. Ver. vom 1. Zuni 1826 (453), für Tirol vom 22. Aug. 
1818 (45 1), für Böhmen die Verordnungen vom 24. Mai 1765 
(446) und für Galizien vom 11. Zänner 1820 (452). Cine all: 
gemeine Vorfchrift für alle Provinzen war nur in der Sanitätsordnung 
vom 2. Zänner 1770 (447) enthalten. Im Zahre 1829 hat jedoch 
die k. E, vereinigte Hofkanzlei die für Miederöfterreich beitehenden Vor: 
fchriften über den Gifthandel mit der Verordnung vom 23. Juli (434) 
fämmtlichen Länderftellen mitgetheilt, und zugleich ein Werzeichniß der 
giftigen Materialien und Präparate beigefügt, welches mit dem Hofs 
Fanzlei-Decrete vom 24. Zänner 1839 (456) ergänzt wurde, 
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Vorfhriften über den Gifthandel überhaupt. 
HANS. Datent für Niederöfterreih vom 15, September 1752. 
(Theref. Gefegfamml. I. Bd.) 

Mir Maria Therefia von Gotted Gnaben römiſche 


Kaiferin, in Germanien, zu Hungarn, Böheim ıc. ıc. 


Entbieten all: und jeden in diefen Unferem Erzherzogthum Defter- 
reich unter der Enns befindlichen Städt-, Märkt⸗, Dorf: und Grund: 
Obrigkeiten,, derenfelben Vorftehern, Land-Gerichtöverwaltern, Beam: 
ten, Richtern und Gemeinden, Unfere Eaiferl. Eönigl. landesfürftl. Gnad, 
auch alles Gutes, geben auch hiemit euch und jedermänniglich gnädigft 
zu vernehmen: Mas für große Unheil durch den fehr frei geftatteten 
Verkauf des Arseniei, und anderen Gift, befonderd aber des gelb» 
und weißen Hüttrich, fowol allhier, ald im ganzen Land ſich geäuferet 
haben. Da nun aljo zu Vermeidung all: weiters beforglichen vorfäglich- 
und zufälliger Weis davon entftehenden Uebels hauptfächlich erforderlich 
ift, daß in das Eünftige bei dem Verkauf des Gifts tie möglichfte 
Vorfichtigkeit gebraucht werde. 

As haben Wir aus landesmütterliher Worforge nach vorläufig 
durch feine Behörde gepflogen- genauer Unterfuhung nachfolgendes zu 
Jedermanns unfehlbarer Beobachtung durch dieſes Patent allermildeft 
zu verorbnen für nöthig befunden, daß von nun an die Fäufliche Hintan- 
gebung des zum Gebrauch des Eranfen Horn-Viehs faft ohnentbehrlis 
hen fogenannten Hüttrich, oder vielmehr weiß: und gelben Arsenici, 
wie auch all anderer dem Menfchen fchädlicher Giftgattungen nicht 
mehr in jeden Ortfchaften des Landes, fondern lediglich nur in gewiſſen 
größeren Städt» und Marktflecken verftattet, und diesfalls zu Behuf 
und mehrerer Bequemlichkeit deren ſämmtlichen Landes-Inſaſſen, in 
einem jeden Viertel des Landes drei Ort, und zwar eigentlich in dem 
Viertel unterm Wiener: Wald Unfere Refidenzftadt Wien, nebft Neu- 
ftadt und Prug an der Leytha, dann im Viertel obern Wiener-Wald, 
Zulln, St. Pölten und Wandhofen an der Ybs; weiters im Miertel 
obern Manhardtsberg, Horn, Zwettel und Waitra ; endlichen im Vier⸗ 
tel untern Manhardtöberg, Korneuburg, Hollabrun und Miftelbach 
angewiefen, und beftimmet werden follen. 

Und wird nur allein denen bürgerl. oder fonft befugten Materialis 
ften in Unferer Fanferl.Eönigl. Nefidenzftadt Wien mit denen Giftwaren 
zu handeln, und ſolche mit eben jener Behutſamkeit (mie bei denen 
Materialiften in anderen Ortfchaften ded Landes hienady gemeltet wer: 
den wird) zu verfaufen geftattet, in denen fämmtlichen Vorftädten alle 
bier aber allen Materialiften und Kramern folder Gifthandel, und 
Derkauf hiermit gänzlich verboten; wie dann auch denen Apothefern 
fowohl in der Stadt Wien , ald allen übrigen Ortfchaften des Landes 
bei ſchwäreſter Verantwortung und Straf hiemit verboten wird, daß 


Lügenau’d Geſetzſammlung. I. Bd, 30 
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felbe fich nicht mehr anmaßen follen, ein pures Gift, fo nicht nach 
Verfchreibung deren Medicorum zur Medizin angewendet, und barmit 
vermenget wird, unter Eeinerlei Vorwand an Jemanden zu verkaufen. 

Solhemnah muß mit dem Gifthandel, und deffen Verkauf ſo— 
wohl allhier in Wien, als allen obbenannten Orten des Landes folgen: 
de unveränderliche Richtſchnur beobachtet werden: Und zwar 

1. Solle ein jeder folder Handelsmann ein eigenes Handbuch füh: 
ren, und in felbes bei jemaligen Verkauf, oder Ausborgung eines 
Gifts, ed möge dasfelbe in größerer oder minderer Quantität beftehen, 
den Namen des Kaufers, und wie viel im Gewicht er abgenommen 
babe, einfchreiben : allermaßen auch denen Apothefern, Künftlern und 
Handwerkern, welche zur Treibung ihres Gewerbes eine Gattung des 
Gifts nöthig haben, ohne ihren Namen und die Quantität ded Gif— 
ted in dem Handlungsbuch anzumerken, Eeines verabfolget werden 
darf: warın auch diefe Profeflions: Treiber oder andere anfäßige und 
befannte Leute die Einfchreibung ihres Namens unter dem Vor— 
wand, als ob bei ihnen Feine Gefährde zu beforgen flunde, etwa aus— 
zulaffen verlangen thäten. 

2. Darf weder diefen Profeffions-Treibern, und nod weniger 
einfchichtigen Kaufern ohne Beibringung einer Befcheinigung von ihres 
Aufenthaltungsorts-Vorftehern, oder Obrigkeit ein Gift verabfolget wer- 
den, und muß in diefer Befcheinigung die Urſach, warum der Kaufer die 
darin anzumerfende Quantität nöthig habe, beigerucket fein, welche 
Beſcheinigung alddann bei dem Handlungs: oder Cinfchreibbucd wohl 
verwahrlich aufzubehalten ift, damit fich im erforderlichen Fall bei einer 
dur das Gift vorkommenden Unglück, oder gefährlichen Begebenheit 
die richterliche Obrigkeit fich allezeit daraus erfehen Fonne. Wie dann 

3. Die Handelsleute, welchen an denen obbenannte Orten des Lan⸗ 
des, und allhier zu Wien, der Verkauf des Gifts erlaubet ift, auf 
allmaliges Verlangen nicht allein die ſich eingefchaffte Quantität des 
Giftes durch ihre — werden darthun, ſondern auch den 
Verſchleiß desſelben durch die obige Einſchreibbücher auf das verläß— 
lichſte ausweiſen müſſen. Um deſto mehr geſichert zu ſein, daß wider 
dieſe Unſere höchſte Anordnung nicht gehandlet, ſondern derſelben fo 
ſchuldig, als gehorſam nachgelebet, und ſomit nach Möglichkeit die 
beſorgliche Gefährde von dem gemeinen Weſen abgewendet werde. 

Nach obiger Vorſchrift, und mit ſolcher vorſichtigen Behutſamkeit 
kann alſo auch 

4. Denen gemeinen Bauersleuten, wie anderen Standsperſonen, 
welche bei ihren Wirthſchaften Vieh halten, für dasſelbe zur gebrau— 
chenden Arzenei in gemäßigter Quantität einiges Gift verkaufet werden. 

5. Darf auch den ärmeften Leuten ohne dabei beobadhtender obſte⸗ 
bender Vorfichtigkeit nicht die mindefte Giftgattung des Gifts gefchen- 
ket, oder etwa auf andere Weis verabfolget werden. Sonderheitlich 
aber folle 

6. Allen wegen vorgebender Wertilgung der Fliegen, Nasen 
und Mäufe ſich anımeldenden Leuten der Verkauf des Gifts platter: 
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dings abgefchlagen, und fie zu anderen brauchendens dem Menfchen 
unfhädlihen Mitteln angewieſen werden ; und falls 

7. Der mit oder ohne einer beibringenden Beſcheinigung um ein 
Gift fih anmeldende Kaufer nur im mindeften verdächtig zu fein ſchei— 
net, fo lieget denen Handelsleuten bei fonft auf fi ladender Verantwor⸗ 
tung und Strafe ob, die obmwaltende Werdbachtsumftände, ohne bie 
gefährliche Perfon entweichen zu laffen, der gehörigen Obrigkeit unver: 
weilt anzuzeigen. 

8. Seind die mehrbefagte mit Gift zu handeln befugte Kaufleute 
fhuldig, das Gift nicht nebft denen anderen führenden Waaren oder 
Geräthſchaften, fondern in ihrer eigen: oder vertrauter Perfonen guten 
Verwahrung aufjubehalten, und die diesfällige Beſorgung weder ihren 
Weibern, gemeinen Bedienten , viel weniger ohnerfahrnen Jungen bei 
fhwerer Berantwortung zu überlaffen. Wie dann auch 

9. Denenjenigen Rünftiern, Profeffioniften, Handwerkern, oder 
anderen Leuten, welche zur Treibung ihres Gewerbes, oder zum Arz⸗ 
neigebrauh für das erfranfende Hornvieh eine Gattung des Gifts 
ohnmittelbar benöthiget feind, die genauefte Verwahrung desfelben hie: 
mit alles Ernites aufgetragen wird, maßen fie im widrigen für den 
entftehenden Unglücsfall nach befchaffenen Umftänden felbit, wie die 
Handelsleute, welde bei dem Verkauf unbehutfam fürgehen, oder 
wohl gar gegen die vorgefchriebene Nichtfchnur fich vergehen würden, haf: 
ten müffen. Und damit 

10. Durch die aus denen angrängenden: oder fremden Ländern fich 
einfchleihende durch vielfältig ergangene allerhöchft Iandesfürftliche Ge— 
neralia gänzlich abgeftellte Haufirer und Krarentrager, welche meiftens 
theils verfhiedene Gattungen des Gifts bei ſich haben, Fein Unpeil 
bei ihrem Verkauf des Gifts im Lande zu beforgen fei. 

So befehlen Wir hiemit wiederholtermalen, daß auf ſolche ſchäd— 
liche Leute ein obachtfames Aug gehalten, und felbene des ihnen 
abnehmenden Gifts und genauer Vefchreibung ihrer Waaren bei dem 
Kand:Gericht, worunter fie betreten worden feind, wohlverwahrlich an- 
gehalten, und hierüber der Bericht mit Beilegung ihrer Ausfagen, wie 
wegen aller landfchädlichen Leuten an die in Sicherheitsfachen verord⸗ 
nete Hofcommiffion erftattet werden folle. Darnach wird fich alfo Je— 
dermann zu richten, mithin vor ſchwerer Verantwortung, Strafe und 
Schaden zu hüten willen. Gegeben in Unferer E. £. Haupt- und Re: 
fidenzftadt Wien den 15. Monatstag September im fiebzehenhundert 
zwei und fünfzigften , Unferer Neiche im zwölften Zahre. 


MAG. Verordnung für Böhmen vom 24. Mai 1765. 
(Iheref. Gefegfamml. 4. Bd.) 
Da von verfchiedenen nicht allein chriftlihen, fondern auch fegar 


jüdiſchen Kaufleuten und Krämern, das Arſenikum chne alles Veden- 
fen und ohne Lnterfchied verkaufet wird ;. fo werden zur ah al: 


30 
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ler hieraus entfpringen mögenden üblen Folgen nicht allein die be- 
reits ehehin in Sachen ergangenen Werorbnungen erfrifchet, fons 
dern auch fämmtlihen Kaufleuten und Krämern — die Apotheker 
in Rückſicht auf die in ihren Statuten ohnehin ausgefegte Pflicht al« 
fein ausgenommen, aller Verkauf des Arfenikums bei empfindlicher Lei: 
bes⸗, auch geftalten Sachen nach Lebenäftrafe ernſtgemeſſen unterfaget. 


ANZ. Auszug aus der Sanitätönorm vom 2. Jänner 1770. 
(Codex austriacus 6. Bd.) 


Snftruction für Apotheker. 
8.7. 


Da bei dem Verkaufe des Arfenici vielfältige Gefahren unterlau— 
fen, fo fellen die Apotheker den in ihren Offizinen nöthigen Vorrath 
diefes giftigen Materiald allezeit wohl verfchloffen aufbewahren, und 
Feines verfaufen, damit etwa nicht durch Gefchirre, fo dazu gebraucht 
wurden, fhädliche Folgen entftehen; gleichiwie aber dasfelbe dennoch 
in dem menfchlichen Gebraudye zu manchen Künften und Zubereitungen 
unentbehrlich, fo foll ed keinem anderen zu verfaufen erlaubet fein, als 
einer einzigen Perfon und in einem einzigen Gewölbe in den Städten, 
und diefes zwar nur einem folhen Manne, der von dem Magiftrate 
des Ortes ausgewählet, und für befcheiden und ficher anerfannt wird. 
Auch diefem wird hiermit zur gefegmäßigen Richtſchnur vorgefchrieben, 
daß er ein eigened Buch halte, in welches alle diejenigen, die einiges 
Arfenifum anfaufen,, den Empfang, die Quantität desfelben, den Tag 
und ihren Namen einfchreiben müffen, dabei aber wohl zu beobachten 
kömmt, daß folh giftige Materiale Niemand als befannten , ficheren 
Perſonen gegeben werde; follte fi aber darum Jemand einfinden, der 
dem Werfäufer nicht fattfam befannt wäre, fo ift ihm Feines zu verab- 
folgen, wenn er nicht zwei dem Verkäufer bekannte Zeugen mitbringt, 
die nebft dem Käufer ihre Namen in das verftandene Buch einfchreiben 
und beftätigen müffen, daß der: oder diejenige, welche einiges Arfeni: 
kum verlanget, die angeblich fichere Perfon fei. 


AMS. Patent vom 26. Auguft 1791 für Inneröſterreich. 
(Leopold. Gefegfamml. 3 Bd.) 


Wir Leopold der Zweite ꝛc. ꝛc. 


Zur Vermeidung der Unglücksfälle, welche durch den freigeftatte: 
ten Verkauf des Arfenifs, und anderer Giftarten verurfacht werden, 
finden Wir nöthig , für diefen Handel folgende Vorfchrift zu geben. 

$. 1. Der Handel mit Hüttenrauch, mit weißen und gelben Ar: 
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fenif, und überhaupt allen den Menfchen fchäblichen Giften, ann Fünf: 
tig nur in größeren Städten und Marktflecken *) geftattet werden. 

$. 2. Sn den drei Hauptſtädten Gräg, Klagenfurt und Laibach 
wird diefer Handel allen Materialiften bewilligt; in den übrigen ge> 
nannten Städten und Märkten hingegen follen dazu nur gewilfe Han: 
deläleute von den Kreisämtern beftimmt werden. 

$. 3. Allen Apothekern wird unter der ftrengften Verantwortung 
und Strafe unterfagt, unter was immer für einem Vorwande Gift zu 
verkaufen, und ift von diefer Negel abzuweichen nur dann geftattet, 
wenn dergleichen von einem Arzte als ein WBeftandtheil einer Arzenei 
verordnet wird, 

$. 4. Jeder Handelsmann, welcher zum Giftverfaufe berechtiget 
ift, wird darüber ein eigenes Handbuch, nad dem am Ende beige: 
druckten Formulare führen. In diefes Buch ift der Tag des Verkau— 
fes, Name des Käufers, die Gattung und das Gewicht des Giftes, 
und der Endzweck, zu welchem basfelbe gekauft worden ift, einzutra> 
gen, ohne diefe Vormerkung aber ift kein Gift zu verfaufen. 

$. 5. Niemanden fol ohne Befcheinigung von der Obrigkeit fei: 
ned Aufenthaltsortes, Gift verfaufet, diefe Beſcheinigung aber tar- 
und ftempelfrei ausgefertiget werden. In derjelben muß die Menge bes 
benöthigten Giftes, und die Urſache, warum der Käufer dasfelbe no- 
thig hat, z. B. zu feinem Gewerbsgebrauche u. dgl. angemerkt fein. 

Demjenigen, der mit ‚einer ſolchen Beſcheinigung ſich nicht recht> 
fertiget,, darf unter feinem Vorwande Gift verabfolget werden. 

Die Befcheinigungen mülfen dem Handelsmanne ausgehändiget 
und zu feiner jedesmaligen Ausweifung bei dem Handbuche verwahrt 
werden. 


*) Die in Inneröfterreich dazu berechtigten Städte und Märkte find folgende: 
Sn Steiermark, 


Im Gräger Kreife. Gräs, Hartberg, Kürftenfeld, Voitsberg 
und Radkeröburg. — Im Marburger Kreis. Marburg, Leibnig, 
Pettau, Mahrenberg. — Im Billier Kreis. Zilli, Rohitſch, Win: 
bifhgras, Rann , Lichtenwald. — Im Bruder Kreis. Brud, 
Eifenerz, Mürzzufhlag, Mariazell. — Im Judenburger Kreis, 
Zubenburg, Muhrau, Knittelfeld, Rottenmann, Auſſee. 


Sn Kärnten. 


3m Klagenfurter Kreis. Klagenfurt, Frieſach, Gurgg, 
Völkermarkt, Kappel, Bleiberg, Wolfsberg. — Im Billacher 
Kreis, Billa, Tarvis, St. Hermagor, Mautern, Oberbrauburg, 
Spital, Obervillach, Gmünd, Feldkirchen, 


In Krain. 


Im Laibaher Kreis. Laibach, Krainburg, Bifhofflad, Rat: 
mannftorf, Stein. — Im Neuftädbtler Kreis. Neuftädtel, Wei— 
relburg, Möttling, Gottfchee. — Im Adelsburger Kreis. Adels 
berg, Senoſetſch, Laas, Mitterburg, Wippach. 
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$. 6. Die hier vorgefchriebenen Vorfchriften find auch bei den— 
jenigen Parteien zu beobachten , welche eine ©iftgattung in was immer 
für einer Menge, zur Vieharzenei begehren. 

Ohne dieſe Vorſichten darf auch armen Leuten Fein Gift, fo ger 
ring der Betrag desfelben fein mag, gefchenft, oder wie immer verab⸗ 
folgt werden. 

$. 7. Denjenigen, welche zur Tödtung von Fliegen, Natten, 
Mäufen, oder anderen Ungezieferd eines Giftes zu bedürfen vorgeben, 
ift dasfelbe platterdings zu verſagen, und ihnen allenfalls der Ge— 
brauch anderer dem Menfchen unfchädlicher Mittel vorzufchlagen. 

$. 8. Die Hanbelsleute find verbunden, auf erlangen der 
Obrigkeit, den Ankauf ihres Giftvorrathes durch die Handlungsbücher 
und den Merfchleiß desfelben durch das Handbuch auf das genauefte 
auszumeifen. 
$. 9. Um aber auch zu verhindern, daß durch Unvorfichtigkeit fich 
Unglücsfälle ereignen, wird es den Handelsleuten zur ftrengften Pflicht 
gemacht, das Gift forgfältig zu verwahren; daher werden diefelben unter 
der größten Verantwortung verhalten, giftartige Waaren nicht bei anderen 
Beilfehaften an einem Plage, noch in Gefäßen, die mit andern leicht 
vermengt werden Fönnen, fendern abgefondert, wohl verfchloffen,, in 
kennbar unterfchiedenen Gefäßen, und mit deutlicher Bezeichnung von 
außen, entweder felbft aufjubehalten, oder von vertrauten Perfonen aufs 
behalten zu laſſen. 

Diefe Aufbehaltung kann insbefondere niemals Weibern, gemei- 
nen Bedienten oder Jungen anvertraut werden. Eben fo follen zur 
Zubereitung und Abwägung des Giftes eigene Mörſer, Stößl, Neu: 
ter, Neibfteine, Mäfereien, Wagen und was fonft an Geräthſchaf⸗ 
ten dazu gebraucht werben könnte, vorbehalten werden. 

$. 10. Eine gleiche Behutfamfeit in Verwahrung des Giftes 
wird auch Künftlern, Handwerkern und andern Parteien aufgetragen, 
welche desſelben zu ihrer Kunft, einem Gewerbe oder zur Wieharzenei 
benöthiget find‘ 

$. 11. Sowohl Verkäufer als Käufer des Giftes, welche damit 
unbehutfam umgehen , oder wie immer die in diefer Verordnung vor— 
geichriebene Worfiht nicht beobachten, haben für die entftehenden Un- 
glücksfälle zu haften, und werden nad Verhältniß der Umftände, nach 
Maßgabe der in dem Gefegbuche von politifchen Nerbrechen und Stra— 
fen, in dem dritten Kapitel, enthaltenen Geſetzen beftrafet werden. 

$. 12. Auf diejenigen Haufirer und dies Landes fogenannten Kra— 
xenträger, welche fich aus angrängenden oder fremden Ländern in In— 
neröfterreich einfchleichen, und meiftens verfchiedene Giftgattungen bei 
fih haben, die fie befonders unter dem Landvolke heimlich verkaufen, 
ift die größte Aufmerkfamkeit zu tragen. 

Diefe verdächtigen Leute find ohnehin durch wiederholte Verord⸗ 
nungen gänzlich abgefchafft worden. Sollten daher dergleichen im Lan— 
de betreten werden, fo muß benfelben alles Gift abgenommen, und 
ihr übriger Waarenvorrath genau befchrieben werden, fie felbft aber 
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find bei dem Landgerichte, wo fie betreten wurden, in Verwahrung zu 
halten, und über ihren Schleichhandel ift ein mit den aufgenommenen 
Ausfagen belegter Bericht an die Landesftelle zu erftatten. 

$. 13, Nachdem jedoch die Erfahrung gezeiget hat, daß oft 
fremde Haufirer eingefchlichen find, und zur Ausrottung von Fliegen, 
Mäufen und Ratten verfchiedene; iftgattungen, befonderd Arfenif, an 
das Landvolk verfauft, und dadurch zu Unglücsfällen Anlaß gegeben 
haben, weil fie den Käufern felbft unbekannt waren, und oft wieder 
fih aus dem Lande entfernt haben, daher auch nie zur Strafe gezo— 
gen werden Eonnten, fo fell Eünftig der unbefugte Giftverfäufer fe: 
wohl, als derjenige, welcher von einem foldyen in was immer für einem 
Betrage Gift erfaufet hat, mit der oben gedachten Strafe unnachſicht- 
lich belegt werden. 


Sormular des Handbuches 
für die zum Giftverkfaufe berechtigten Handelsleute. 


Handbuch des Johann N., Handelömann in Klagenfurt, über den Giftverfauf im Zahre 1791. 





Name Gattung Betrag | 
Monat Tag des des wi irn eig ge⸗ 
Käufers Giftes Gewichte auft worden. 





| 





Anton Köfler, Weißer Hüttenraud. | 6 Roth. Für das Vieh. 








. 1. 

2 SEHE Verwalter zu Freiberg. 

ud 

ch = — (| —— 

Georg Trampitſch 
6. Bauer zu Weitensdo ıf. detto 2 Loth. detto 
Fran; Troger | Zu feinem Ge: 

* Nadelmacher zu Kiagenfurt. | Arſenik. 4 Pfund. werbe. 
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AND. Hofkanzleibefcheid vom 19, Zuli 1797,3. 24,316 5 nie 
deröſterr. Reggs. Circ, vom 29. Juli 1797, 3. 12,361, 


(Allg. polit. Gefegfamml. vom 3. 1797.) 


Da ſich im Iegtverfloffenen Monat Zänner der traurige Zufall 
ereignet, daß durch zufälligen Genuß des Arfenicums eine Familie 
von neun Perfonen bis auf eine Perfon ganz aufgerieben worden ift; 
fo haben Seine Majeftät anzubefehlen geruhet: daß die wegen bes 
Giftverkaufes beftehenden Vorfchriften von Neuem Fundgemacht werden 
follen. 

Diefem nah wird allen in dem Erzherzogthume Defterreich unter 
der Enns befindlichen Obrigfeiten, derfelben Worftehern, Beamten, 
Richtern und Gemeinden hiermit neuerdings bekannt gemacht, daß der 
Verkauf des Arſeniks, Hütterichs, Kobolts, Fliegenfteins, und alleran: 
derer dem Menfchen fchädlicher Gifte Niemanden und nirgendwo er: 
laubet fei, außer in den nachfolgenden benannten Orten, deren drei 
in jedem Kreisviertel dazu angewiefen und beftimmt find, und zwar in 
dem Wiertel untern Wiener Wald: Wien, Neuftadt und Bruck an 
der Leytha; im Wiertel obern Wiener Wald: Tuln, St. Pölten, 
Waidhofen an der Ybs; im Viertel untern Manhartöberg: Korneu— 
burg, Hollabrunn und Miftelbach, und endlich im Wiertel obern Man: 
hartsberg: Krems und Stein, Zwettel und Weitra. 

In diefen Ortfchaften wird nur allein den bürgerlichen und fonft 
befugten Materialiften mit den Giftwaaren unter den nachfolgenden 
Vorſchriften zu handeln geftattet, und zwar in Wien blos den in der 
Stadt wohnenden Materialiften, allen übrigen in den fümmtlichen 
Vorftädten allhier befindlichen Materialiften und Krämern hingegen wird 
folder Gifthandel und Verkauf hiemit gänzlich verboten ; fo wie dann 
auch in Krems und Stein nur zwei Kaufleuten für beide Städte der 
Giftverkauf zu gleicher Zeit geftattet ift, wo nach drei Zahren wechfel: 
weis die übrigen dafelbft wohnenden Kaufleute den Gifthandel von den 
andern übernehmen dürfen. Zugleich wird den Apothefern fewohl in 
Wien als in allen übrigen Ortfchaften des Landes bei fhwerfter Ver: 
antwortung und Strafe hiermit verboten, Fein Gift, welches nicht 
von einem befugten Arzt mit feiner eigenen Unterfchrift verfchrieben ift, 
unter Feinerlei Vorwand an Semand abzugeben. 

Es muß demnach mit dem Gifthandel und deffen Verfauf ſowohl 
in Wien, ald in den obbenannten Orten des Landes folgende unver: 
änderliche Nichtichnur beobachtet werden : 

Erftens Muß ein jeder folder Handelsmann für die Giftwaa- 
ren ein eigenes Handbuch führen, und in dasfelbe bei jedesmaligem 
Verfauf oder Ausborgung eines Giftes, ed mag nun dasfelbe in einer 
größeren oder Eleineren Menge beftehen, den Namen des Käufers, und 
wie viel er im Gewichte abgenommen habe, einfchreiben. Es darf auch) 
den Apothefern, Künftlern und Handwerkern, welche zur Treibung 
ihres Gewerbes eine Gattung Gift nöthig haben, ohne Anmerkung 
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ihres Namens, und ber beigefegten Menge des ©iftes in dem Hand⸗ 
lungsbuch Fein Gift verabfolget werden, wenn auch diefelben, oder an= 
dere anfaffige und bekannte Leute die Einfchreibung ihres Namens unter 
dem Vorwande, daß bei ihnen keine Gefährde zu beforgen fei, etwa 
auszulaffen verlangten. 

Zweitens, Darf weder diefen Profeflioniften, und noch we— 
niger andern Käufern ohne Beibringung einer Befcheinigung ven den 
Vorſtehern, oder der Obrigkeit ihres Aufenthaltsortes ein Gift verab- 
folget werden. In diefer Beſcheinigung muß die Urfache beigefügt fein, 
warum der Käufer die darin anzumerfende Menge des Giftes nöthig 
habe. Die Befcheinigung behält der Kaufmann, und verwahrt fie bei 
feinem Handlungsbuch oder Einfchreibbuch, damit ſich die Obrigkeit in 
erforderlihem alle bei einem durch Gift verurfadhten Unglücksfall all: 
zeit darin erfehen könne. 

Drittens. Die mit Oiftwaaren handelnden Kaufleute und 
Materialiften, welchen in Wien und den obigen Orten diefer Giftwaa— 
renhandel erlaubt ift, müſſen nicht allein auf jedesmaliges Verlangen 
der Obrigfeit den Kreiscommiffären, Kreis: und Stadtärzten, die fich 
eingefchaffte Menge des Giftes durch ihre Handlungsbücher darthun, 
fondern auch den Verſchleiß deöfelben durch die obigen Einfchreibbücher 
auf das verläflichfte ausweifen, um defto mehr gefichert zu fein, daß 
wider diefe höchſte Anordnung nicht gehandelt, fondern diefelbe nach 
Schuldigkeit mit Gehorfam befolget, und fomit nah Möglichkeit alle 
beforgliche Gefahr abgewendet werde. 

Viertens. Darf auch ohne Beobachtung obftehender Worficht 
nicht die mindeſte Giftgattung verfchenft, oder auf eine andere Weife 
verabfolget werden. 

Fünftens. Allen denjenigen, welche vorgeben, daß fie zur 
Vertilgung der Fliegen, Nagen, Mäufe u. dgl. Gift brauchen, ift die 
Nerabfolgung des Giftes platterdings abzufchlagen, und find felbe auf 
andere, dem Menfchen unfchädliche Mittel zu verweifen. 

Schstens. Sollte der um ein Gift ſich anmeldende Käufer, 
er mag mit oder ohne einer Befcheinigung verfehen fein, nur im Min: 
deften verdächtig fcheinen, fo liegt den Handelsleuten bei fonftiger 
ſchwerer Verantwortung und Strafe ob, die Verdahtsumftände, ohne 
die gefährliche Perfon entweichen zu laffen, der gehörigen Ortsobrig- 
Feit unverweilt anzuzeigen. 

Siebentens. Die mit Giftwaaren zu handeln befugten Kauf: 
leute find fchuldig, das Gift nicht nebft den andern Waaren und Ges 
räthfchaften, fondern in ihrer eigenen oder vertrauter Perfonen guten 
Verwahrung aufzubehalten, und die diesfällige Beforgung weder ihren 
MWeibern, gemeinen Bedienten, viel weniger unerfahrenen Qungen bei 
ſchwerer Verantwortung zu überlaffen. 

Ahtens. Denjenigen Künftlern, Fabrikanten, Profeffioniften, 
Handwerkern und andern Leuten, welche zur Treibung ihres Gewer— 
bes, und zum fonftigen nöthigen Gebrauh einer Gattung Gift un- 
mittelbar benöthiget find, wird hiemit die genauefte Verwahrung des: 
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felben alles Ernſtes aufgetragen; indem fie im widrigen Falle für den 
entftehenden Unglücsfall nah Beſchaffenheit der Umftände felbft wie 
die Handelsleute, welche bei dem Verkauf unbehutiam vorgehen, oder 
wohl gar die vorgefhriebene Richtſchnur außer Acht laſſen, haften müſſen. 

Neuntens. Damit durch die aus den angränzenden oder frem— 
den Ländern fich einfchleichenden, durch vielfältige Verordnungen abge: 
ftellten Hauſirer und fogenannten Krarenträger , welche meiltens ver: 
fchiedene Giftgattungen bei fih haben, Fein Unheil bei ihrem Verkauf 
ded Giftes im Lande zu beforgen fei, fo wird hiemit wiederholt befoh: 
len: daß auf folche fchädliche Leute ein obachtſames Auge aehalten, 
und felbe nebft des ihnen abzunehmenden Giftes und genauer Befchrei: 
bung ihrer Waaren bei dem Landgerichte, worunter fie betreten worden 
find, wohl verwahrlid angehalten, und hierüber der Bericht mit Bei: 
legung ihrer Ausfagen, wie wegen allen landfchädlichen Leuten, an 
die Behörde erftattet werden foll. 

Hiermit wird Zedermann fich zu richten, und ver ſchwerer Ver: 
antwortung, Strafe und Schaden zu hüten willen. 


50. Niederöfterreichifche Regierungs Verordnung vom 10, De 
zember 1803, 3. 15,472, an den Wr. Magiftrat *). 


(v. Ferro's Sammlung der Sanitats-Verordnungen Bd. 2.) 


Bei der jährlichen Unterfuchung der Materialiften und Kräuter- 
händler hat man befunden, daß die durch hierortige Verordnungen 
vom 22, Zuli 1797 (457), vom 20. und 26. Quni 1801 be— 
Fannt gemachten und anbefohlenen Vorſichten in Betreff der Aufber 
wahrung und des MWerfaufes der Gifte nicht genau befolget werden. 

Hiernächſt ift durch höchites Hofdecret vom 8. Herbftmonats 1803 
diefer Landesftelle neuerdings eingefchärft werden, die erforderliche 
Einleitung zur genauen Auffiht bei dem Merfaufe der Gifte, der che— 
mifchen Mercurialpräparate und verfälfchten Weine, dann bei dem Ge— 
brauche der halbglafirten Töpferwaaren, wie auch der fehlecht oder gar 
nicht verzinnten Eupfernen Geſchirre zu treffen. Es werden demnach 
nachftehende Vorfchriften demfelben zur genaueften Befolgung hiermit 
befannt gemadt: 

1. Sind die eilf inder Stadt befindlichen Materialiften allein be- 
fugt, mit eigentlihem Gifte zu handeln, und hat demnach der Ma: 
giftrat denfelben hierüber die in dem neuen Gefegbud über Verbrechen 
und ſchwere Poligeizllebertretungen $. 115 beftimmten eigenen Er: 
laubnißfcheine auszufertigen. 

2. Zu den eigentlichen ®iften geboren: Weißer Arfenif, arseni- 
cum album, rother Arfenif, arsenicum rubrum, gelber Arfenik oder 








*) Diefe blos an ben Wiener Magiftrat erlaffene Verorbnung wurde mit 
n. ö. Reggs. Ver. vom 1. Februar 1812 auch den k. k. Kreisämtern 
befannt gemacht. 
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Königsgelb , arsenicum eitrinum , Operment, auri pigmentum, Ko— 
balt oder Fliegenftein, cobaltum, ätzender Quecfilberfublimat, mereu- 
rius sublimatus corrosivus, weißer Quecfjilberpräcipitat , mercurius 
praeecipitatus albus, rother Quedjilberpräcipitat, mercurius ruber 
praecipitatus, Spießglas-Butter, butyrum antimonii, Spießglanz- 
könig, regulus antimonii, Spiefglanzglas, vitrum antimonii und Kol: 
loquinten. 

3. Bei wen immer außer den eilf Materialiften in der Stadt 
und den Apotheken, diefe erit benannten Gifte vorgefunden werden, 
denfelben foll nicht nur der ganze Vorrath fogleih abgenommen, ſon— 
dern fie auch überdies noch nad) der Vorfchrift des 116., 117. und 118. $. 
des Gefegbuches über fehwere Polizei : Uebertretungen behandelt werden. 

4. Haben die Materialiften diefe Giftwaaren mit genauer Beob— 
achtung der unterm 29. Zuli 1797 (449) bekannt gemachten Vor: 
fohriften, und zwar ganz abgefondert von den übrigen Waaren im Keller 
oder Magazine fowohl als in dem Werfchleißgewölbe, in Schachteln, 
Schubläden und Gläfern,, die mit den befannteften Namen der ent— 
haltenen Gifte bezeichnet find, aufzubewahren, und mittelft einer beſon— 
deren Thüre zu verfchließen; worauf deutlich das Wort „Giftwaaren“ 
gefchrieben ſteht; den Schlüſſel zu diefer Thür fol Niemand anderer 
als der Eigenthümer oder der verläßlichfte ältefte Handlungsbiener in 
Händen haben. 

5. In Betreff der Giftwaaren ift von vem Materialiften ein eige— 
nes, nur für diefe Gattung gewidmetes Verfchleißbuch zu führen, und 
im felben deutlich und genau aufzuzeichnen a) an welchem Tage, b) wo⸗ 
ber, c) welche ©attung, d) wie viel an Giftwaaren er empfangen 
habe, dann e) an wen, f) unter welhem Datum, g) welde Gats 
tung, h) wie viel und i) zu welchem Entzwecke hievon verkauft oder 
fonft verbraucht worden fei. Außer diefen foll noch k) eine eigene Rub— 
ri dazu beftimmt werden, um darin anzumerken, an weldhem Tage 
und wie viel aus dem Magazine oder Keller in das Handgewölb zum 
Eleinen Verkauf übertragen worden fei. 

6. Sind bei dem Verkaufe der Giftwaaren ebenfalls die am 29. 
Quli 1797 (449) bekannt gemachten Vorfchriften genau zu befol- 
gen. Hiernach hat zwar der Kaufmann den ihm befannten Apothefern, 
Handwerkern und Künftlern die Giftwaaren gegen einen von bdenfel- 
ben eigenhändig unterfertigten Anweiszettel zu verabfolgen , doch aber 
falls der Abnehmer die Giftwaaren nicht felbft perfönlich abholte, felbe 
nur einer demfelben angehörigen, und von ihm mit einer Anweifung 
verjehenen bekannten Perfon, und zwar verfiegelt zu übergeben, unbe: 
Fannten Perfonen aber darf ohne grundgerichtliche Zeugniffe gar nichts 
verabfolgt werden. 

7. Iſt gegen bie Uebertreter diefer und der bereits durch frühere 
Verordnungen gemachten Vorfchriften ebenfalls mit den in dem 120,, 
121.,122., und 123.}$. des Gefegbuches über ſchwere Polizei » Ueber- 
tretungen beftimmten Strafen unnachfichtlic vorzugehen. 

8. Hat die PoligeisOber-Direction von Empfang diefer Verord— 
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nung an binnen ſechs Wochen, und künftig alle Jahre, ſo wie bis— 
her, mit Beiziehung des Sanitätsmagiſters die Materialiſten genau 
zu unterſuchen, und nachzuſehen, ob die obigen Vorſchriften genau 
beobachtet werden, und ſohin über den erhobenen Befund die Anzeige 
hieher zu machen, welche zuverläſſig bis Ende April jeden Jahres ge— 
wärtiget wird. 

9. Da hiernächft noch mehrere ſolche Waaren giftige Eigenfchaf: 
ten haben, die dennoch zur Bequemlichkeit des Publitums auch von 
Spezereihändlern und Materialiften in den Vorſtädten geführt werden 
Eonnen, fo werden felbe mit dem Bedeuten hiermit angezeigt, daß fie 
von allen Eier und Arzeneiwaaren ganz abgefondert aufbewahrt, und 
die diesfälligen Gefäße ebenfall$ mit deutlicher Auffchrift bezeichnet wer⸗ 
den follen. Diefe Giftwaaren find folgende: Witriolöl, Scheidewafler, 
Bleiweiß, Bleikalk, Bleizuder, Grünfpan, Weiß-Vitriol, Nichts, 
Noher Spiefglanz, Spießglanzleber, Silberglätte, Pottafche,' Zinnober, 
Menning, Euphorbium, Gummiguttä, Jalappaharz, Mechoafanna, 
Synaz: Bohnen und Skamonium. 

10. Diejenigen, welche diefe Materialien nicht abgefendert hal: 
ten, werden mit eben denfelben Strafen wie jene belegt werden, die 
bei Aufbewahrung von Giftiwaaren nicht die vorgefchriebenen Vorſich— 
ten gebrauchen, und in den weiter oben angeführten Paragraphen des 
Sefegbuches über ſchwere politiiche Webertretungen befannt gemacht 
worden find. Jährlich hat die Polizei: Ober:Direction mit dem Sani— 
täts:Magifter in der Stadt, und den betreffenden Bezirksärzten in den 
Vorftädten hierüber genaue Unterfuchung anzuftellen und anher Bericht 
zu erftatten. 

11. Weder ein Materialift, noch ein Spezereifrämer, noch irgend 
ein anderer, als ein Apotheker darf ſolche Arzeneien, die der 
Apotheker felbft anfertigen muß, und die blos zum ärzlichen Gebrauche 
verwendet werden, führen und verfaufen; hierunter find alle Ertracte 
von Kräutern, der Brechweinftein, verſüßtes Quedfilber, Spieß: 
glanzbutter, Höllenftein, Aegftein, sulphur auratum, die Tincturen, 
Geiſter zc. begriffen. Eben fo wenig dürfen Materialiften oder Speze- 
reihändler ſolche Kräuter weder einzeln ncch zufammengefegt verkaufen, 
welche auf inländifhem Boden wachen, und blos als Arzenei gebraucht 
werden. Auf die genaue Befolgung deflen wird bei den jährlichen Un— 
terfuhungen forgfamft zu wachen, dann das allenfalls vorgefundene 
zu confisciren, und der Schuldige diefer Landesftelle anzuzeis 
gen fein. 

12. Die Fabrikanten chemifch:pharmazeutifcher Produkte müffen 
Eünftig bei Erlangung ihrer VBefugniffe genau den chemiſchen Prozeß, 
nad) welchen fie jeden Artikel zu jeder Zeit zu verfertigen, fich erklären, 
der n. 6. Landesregierung vorlegen, und find überhaupt jene Fabrikan⸗ 
ten, welche Apotheferwaaren verfertigen , einer von den Bezirksärzten 
ebenfalls vorzunehmenden jährlichen Unterfuchung zu unterwerfen. Hier: 
nächſt ift ihnen verboten, den Brechweinftein, das verfühte Queckfilber, 
den Höllenftein und den Aetzſtein, wenn fie auch die Erlaubniß, felbe 
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zu erzeugen, erhalten haben follten, an Jemand im Lande zu verfau- 
fen, fondern es wird ihnen blos erlaubt, felbe außer Landes abzufegen. 

13. Giftkräuter zu führen, ift blos den fieben bürgerlichen Dürr: 
fräutlern, und dem Kräuterhändler Götz erlaubt. Diefe Giftfräuter 
find durch die Verordnung vom 22. Zuli 1797 (457) befannt ge: 
macht werden, und es ift dem Sanitätsinagifter unbenommen, das 
diesfällige Werzeichniß nach feinem Ermeſſen zu erweitern. Außer dieſen 
fieben bürgerlichen Dürrfräutlern wird der Werfauf der Giftwaaren 
weder den übrigen Kräuterhändlern, noch den Höckerweibern und Srag- 
nern, noch fonjt Jemand, nur die Apothefer ausgenommen, mehr ge: 
ftattet. Und wo immer ſolches gefunden würde, fo ift es fogleich weg- 
zunehmen, und der Verkäufer zu beftrafen, 

14. Diefe Giftfräuter müſſen nach den unterm 20. Zuni 1801 
von hieraus befannt gemachten Vorfichten und Vorfchriften aufbewahrt 
und verkauft werden, mithin find felbe niemal in den Läden und Hand- 
gewölben, fondern allein in dem Magazine, abgefondert von allen 
übrigen Kräutern, und wohlverwahrt aufzubehalten. Der Kräutler muß 
über den Einkauf und den Verſchleiß diefer Giftfräuter ein eigenes 
Vormerkbuch führen, worin auf der einen Seite die Gattungen, und 
die Menge der angefchafften Giftfräuter bemerkt; auf der andern Seite 
aber der Name des Abnehmers, die Gattung und Menge des von 
felben gekauften Giftfrautes genau eingetragen werden muß. Auch darf 
er ein folches Kraut nur bekannten Perfonen, an Unbekannte aber 
nur gegen Veibringung eines obrigkeitlihen Erlaubnißſcheines ab⸗ 
geben. 

15. Sollte fi bei der jährlichen Unterfuchung zeigen, daß ein 
oder die andere mit Giftwaaren handelnde Partei diefe vorgefchriebenen 
Worfchriften nicht befolgt, das Verſchleißbuch in Betreff der Giftkräu— 
ter gar nicht, oder wenigftens nicht ordentlich führt, dieſe Kräuter 
nicht abgejondert in dem Magazine verwahrt, und beim Werfauf 
desselben nicht vorfchriftmäßig vorgeht, fo verfällt der Schuldige in die 
Strafe, welche im 8. Hauptſtücke des oft erwähnten ©. 8. SS. 120, 
121, 122, 123 und 125 mit 25 fl. oder 50 fl. oder 100 fl., oder 
nach Umſtänden aud mit Arreft beftinmt ift. 

16. Eben fo find nach den im nämlichen Hauptſtücke SS. 116 
und 117 beftimmten Strafen alle jene zu behandeln, welde außer 
den acht obbemeldeten Dürrfräutlern Giftfräuter verkaufen, worauf 
vorzüglich die Marktrichter forgfamft zu wachen haben. 

17. Wird fich die PolizeirOber-Direction angelegen fein laſſen, 
längftens binnen ſechs Wochen vom Empfange diefer Verordnung die 
fänmtlihen Kräuterhändler mit Beiziehung des betreffenden Stadt- 
oder Bezirksarztes zu unterfuchen, fodann längftens bis Ende April 
d. 3. über den erhobenen Befund Bericht hieher zu erftatten. Hier— 
nächſt auch mit diefer Unterfuhung unaufgefordert alle Jahre fortzu⸗ 
fahren , und den ausführlichen Unterſuchungs-Bericht allemal bis Ende 
April unfehlbar hierher zu überreichen. 
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18. Da die Verfälfchung des Getränkes oft die nachtheiligften, 
manchmal fogar tödtlihe Folgen nach ſich zieht: fo haben die Obrig- 
Feiten mit aller Strenge auf die Entdeckung und Beltrafung diejer 
Verfälfhungen zu dringen, und die Pol. Ob. Dir, hat daher in 
der Stadt durch den Sanitätsmagifter, in den Vorftädten aber durch 
die Bezirksärzte öfters nachzuſehen, und, doch ohne Auffehen zu erre: 
gen, die Weine auf Blei prüfen zu laffen, und zu dem Ende allen 
Apothekern, bei welchen Arzeneien für Arme vorräthig find, anzubefeh- 
len, daß fie die Hahnemanniſche Weinprobe ftetö bereit halten follen, 
die von der PolizeisOber-Direction wegen Vornehmung diefer Wein- 
proben beftrittenen Auslagen werden derfelben von hieraus vergütet. 
Uebrigens find die Weinverfälfcher der, im 156., 157. und 158. $. 
des G. B. über ſchwere PolizeisUebertretungen befannt gemachten Stra— 
fe zu unterziehen. 

19. Hat der Hiefige Stadtmagijtrat bei dem Umftande, daß die 
Ei: und Trinkgeſchirre von Topferarbeit , wenn fie ſchlecht beglafet 
find, die Speifen und Getränke fehr oft vergiften, den Töpfern nach— 
drücklichſt aufzutragen,, ihre Geſchirre gut zu verglafen. Im Uebertre: 
tungsfalle find fie als ſchwere Polizei:Uebertreter zu behandeln, und 
mit der in den 160. $. des diesfälligen Geſetzbuches auf dergleichen 
Uebertretungen feftgefegten Strafe zu belegen, zu welchen Ende die 
Polizei:Ober-Direction dergleichen Töpferwaaren zu unterfuchen, und 
wenn deren einige ohne gute Glaſur vorgefunden würden , die Anzeige 
bieher zu machen hat. 

20. Bekanntermaßen fegen Eupferne Gefäße Grünfpan ab, wenn 
faure oder fette Sachen darin aufbewahret werden, die fodann als 
Speife und Trank genoffen, tödtlich find, wefiwegen fchon der allge: 
meine Befehl befteht, daß Fupferne Koch: und Speisgefchirre wohl 
verzinnt fein follen. Die PolizeisOber:-Direction hat daher forgfamft 
hierauf zu fehen, und öfters zu unterfuchen, cb in den Wirthshäuſern 
und bei den Traiteuren die Fupfernen Trinkgeſchirre, dann die Koch— 
und Eßgeſchirre gut verzinnt feien; fohin jene, die es nicht find, ſo— 
gleich zu befeitigen , und diesfalls die Anzeige hieher zu machen, damit 
gegen die Schuldtragenden mit der gefegmäßigen Strafe vorgegangen 
werden Fonne. Nicht minder hat 

21. Der hiejige Stadtmagiftrat den fammtlihen Zuckerbäcern zu 
verbieten, Eandirtes Obſt oder faure Säfte in Eupfernen oder meſſinge— 
nen Geſchirren aufzubewahren ; hiernächft auch 

22%. Den Käsftechern zur Pflicht zu machen, daß fie nichts fet— 
tes in Eupfernen oder meſſingenen Geſchirren aufbehalten ſollen, wor: 
auf die Polizei: Ober:Direction ihr ſorgſamſtes Augenmerk zu richten 
haben wird. 

23. Schon unterm 23. November 1799 ward verordnet, daß 
die Eifig- und Branntweinbrenner ihre Siedkeſſeln und Deftillirgefähe ftets 
rein halten, und daß die Hähne diefer Gefäße nicht von Kupfer fein 
folfen; der hiefige Stadtmagiftrat hat daher auf die genaue Befolgung 
deifen mit aller Sorgfalt zu wachen, und die diesfälligen Webertreter 
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eben fo wie jene zu beftrafen, welche das Getränk auf eine der Ge— 
fundheit nachtheilige Art verfälfchen. 

Hiernach hat der Stadtmagiftrat unverzüglih das Möthige zu 
verfügen, alle Parteien, die es betrifft vorzurufen, jeder, foviel es die: 
felbe angeht, den Anhalt diefer Verordnung deutlich zu erklären, und 
auf die VBefolgung deffen mit aller Strenge und Sorgfalt zu wachen. 
Hiernächft hat auch die PolizeisOber-Direction ihrerfeit6 dasjenige eins 
zuleiten , was derfelben im gegenwärtigen Decrete anbefohlen worden 
ift. Wo übrigens von derfelben feiner Zeit der Unterfuchungsbericht ges 
wärtiget wird. 


AS1L. Tiroliſche Gubernial:Verordnung vom 22. Auguft 1818, 
3. 19,563. 


(Tiroliſche Prov. Geſetzſamml. vom 3. 1818.) 


Um nach dem Geifte der in den übrigen ofterreichifchen Staaten 
gangbaren Verordnungen den fchädlihen Folgen vorzubeugen, welche 
aus dem unbefugten und unvorfichtigen Giftverfaufe, fowehl für den 
Käufer ald Verkäufer, in Abfiht auf Gefundheit, Leben, politifche 
Exiſtenz entftehen können, werden folgende Normen, für deren nöthige 
Befanntgebung und Befolgung das Kreisamt zu forgen hat, hiermit 
ertheilt: N 

1. Niemand ift berechtigt, ohne von der competenten Behörde 
mit einem eigenen Erlaubnißfcheine verfehen zu fein, mit Arſenik oder 
was immer für einer Osttung Gift Handel zu treiben. 

2. Der Aotheker darf nur dann Gift verkaufen, wenn dasfelbe 
von einem Arzte ald ein Beſtandtheil einer Arzenei verordnet wird. 

3. Zeder Handelsmann, welcher zum Giftverfaufe berechtigt ift, 
hat darüber ein eigenes Vormerfbuch zu führen, in welchem der Tag 
des Verkaufes, der Name des Käufers, die Gattung und das Ger 
wicht des Giftes, und der Entzweck, zu dem dasfelbe gekauft wor— 
den ift, eingetragen werden muß. Ohne diefer Vormerkung ift Fein 
Gift zu verkaufen. 

4. Niemanden darf ohne Beſcheinigung von der Obrigkeit feines 
Aufenthaltsortes Gift verkauft werden. In diefer Befcheinigung muß 
die Menge des benöthigten Giftes, und die Urfahe, warum dass 
felbe der Käufer nöthig hat, z. B. zu feinem Gewerbsgebrauche u. ſ. w., 
angemerkt fein. 

Die Beſcheinigungen felbft mülfen dem Handelsmanne ausgehän- 
digt, und zu feiner jedesmaligen Ausweifung bei dem obigen Vormerk— 
buche verwahret werden. 

5. Alle Händler und Haufirer mit fogenannten Ratzen und Mäu— 
fepulver oder anderen Gattungen des Giftes find ohne weiteres anzu— 
halten, und nebft den ihnen abzunehmenden Waaren an das Kreis: 
amt, oder nach Umſtänden an die Polizeibehörde zur gefegmäßigen 
Behandlung abzuliefern. 
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6. Allen denjenigen, welche vorgeben, daß fie zur DVertilgung 
der Fliegen, Natten, Mäufe und dergleichen Thiere Gift brauchen, ift 
die Verabfolgung des Giftes abzufchlagen, und ihnen der Gebrauch 
anderer , den Menfchen unfchädlicher Mittel anzurathen. 

7. Sollte der um ein Gift ſich anmeldende Käufer, er mag mit 
oder ohne eine Befcheinigung verfehen fein, nur im mindeften verdäch⸗ 
tig fcheinen, fo liegt dem Giftverfäufer die Pflicht ob, den Verdacht 
und die Umftände, ohne die gefährlich fcheinende Perfon entweichen 
zu laſſen, der betreffenden Ortsobrigkeit alſogleich anzuzeigen. 

8. Was weiters die Aufbewahrung und den Verkauf ded Giftes 
betrifft, fo haben ſowohl die Apotheker, als auch die zu diefem Vers 
Faufe berechtigten Handelsleute den Vorrath an Gift allezeit in wohl: 
verfchloffenen Behältniifen, und abgefondert von den andern Medica- 
menten, Waaren und Geräthichaften aufzubehalten, den Verkauf des 
Giftes aber entweder felbft zu beforgen, oder dazu ein eigenes ver: 
trautes , erfahrenes und verläßliches Individuum zu beftimmen, nie= 
mals jedoch den Verkauf des Giftes an Weiber, Lehrlinge oder andere 
unzuverläflige Perfonen zu überlaffen. Auch follen zur Zubereitung und 
Abwägung des Biftes eigene Mörfer, Stößl, Reuter, Neibfteine, 
Mäßereien und Wagen, und was fonft an Geräthfchaften dazu ge: 
braucht werden Fönnte, vorbehalten werden. 

Die Strafen, welche auf die Unvorfichtigkeit bei dem Giftver- 
Fauf, auf die Auferachtlaffung des dazu nöthigen obrigfeitlihen Cer— 
tificats, auf die Nichtführung des Giftveräußerungs » Wormerkbuches, 
ferner auf die Nachläffigkeit in der Aufbewahrung, und Abfonderung 
der Giftwaaren, und auf den dadurch entitebenden Schaden gefeget 
find, find im achten Hauptftüde des II. Theiles des St. G. ©, 
$. 119 einfchlieglich F. 124 ausführlich enthalten. 


ASDZ. Verordnung des galizifchen Guberniums vom 11, Jänner 
1820, 3. 58,796. 


(Prov. Seferfamml. für Galizien vom J. 1820.) 


Um den Verkauf und die Benützung der Gifte, und ber dem Le: 
ben überhaupt gefährlichen giftartigen Subftanzen in Aufficht der 
Obrigkeiten und Behörden zu bringen, wird mit Beziehung auf die 
Entfhliefung vom 10. Dezember 1808, 3. 53,533, angeordnet: 

1. Daß in jedem Kreife durch das k. Kreisamt 2, höchſtens 3 
Städte zu beitimmen find, wo der Verkauf der Giftwaaren er: 
laubt ift. 

2. Daß nur den in diefen ausgemittelten Städten gleichfalls 
vom k. Kreisamte (in Lemberg vom Stadtmagiftrate) zu beftimmenden 
Apothekern oder Materialiften , oder Spezereihändlern der Giftverfauf 
von nun an gejtattet ift. 

3. Diefe gewählten Apotheker oder Kaufleute find von dem k. 
Kreisamte Lin Lemberg von dem E. Stadtmagiftrate) mit einem Ers 
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laubninfcheine zum Giftverfaufe zu verfehen, und ohne diefen Schein 
darf Niemand von nun an Gifte verfaufen, unter den Strafen, welche 
in den $$. 115, 116, 117 und 118 des II. Thls. des St. G. B. aus: 
geiprochen find. 

4. In Rückficht des Aufbewahrens der Gifte find von Kaufleuten 
und Apothefern die Worräthe fowohl im Großen ald zum Handverfaufe 
im Kleinen fammt den Geräthfchaften in wohlverfchloifenen und geeig: 
neten Behältniffen abgefondert, von anderen Medicamenten und Waa— 
ren aufjubewahren, und mittelft einer eigenen Thüre abzufperren. 

Die Gefäße, in welchen felbe enthalten find, müffen ficher und 
zweckmäßig, gut erhalten, und genau bededet, und mit dem Namen 
des Giftes, welches fie enthalten, deutlich bezeichnet fein. Selbſt jene 
Utenfilien, womit fie aus den Gefäßen genommen , gemeffen, abge= 
theilt, gewogen oder gerieben werden, find gleichfalld abzufperren, und 
zu nichts Anderem zu verwenden. 

5. Die Schlüffel zu diefen Behältniffen, wo die Gifte im Vor— 
rathe oder zum Handverkaufe aufbewahret werden, hat der Apothefer 
oder der zum Giftverfaufe berechtigte Kaufmann felbft zu verwahren, 
und nur in feiner Abwefenheit hat er diefelben dem Stellvertreter in 
der Apotheke oder Handlung zu überlaffen, nie aber unverläffigen Indi— 
viduen oder Cehrlingen zu übergeben ; die Hebertretungen diefer Vorfchrift 
werden nach den $$;120, 121, 122, 123, des II. Ihls. des St. G. B. 
geahndet. 

6. Zedermann, welcher Gift von welcher Gattung und zu wels 
chem Gebrauche es immer fei, Faufen will, hat in Lemberg von der E. £. 
Polizei-Direction, in anderen Städten von dein Magiftrats-Vorfteher, 
wo er wohnt, und auf dem Lande, von dem Dominium eine fhrift- 
liche Anweifung dem befugten Kaufmanne oder Apotheker vorzuzeigen, 
in welcher die Abficht, wozu das Gift und deifen Menge verwendet 
werden foll, nebit dem Namen, dem Charakter oder Gewerbe und 
dem Wohnorte des Käufers beftimmt angegeben ift. Ohne eine foldhe 
Anweifung darf Niemanden ein Gift unter Befahrung der gefeglichen 
Strafe verabfolgt werden, der Verkäufer aber hat diefe Anweiſung 
zu behalten, und zu feiner Nechtfertigung aufzubewahren. 

7. Zeder zum Giftverfauf berechtigte Kaufmann oder Apothefer 
hat ein eigenes Buch zu führen, worin der Name, Sharafter oder das 
Gewerbe, der Wohnort des Giftfäufers, die Gattung und Menge des 
abgenommenen Giftes, dann das Zahr, der Monat und Tag des ge— 
fchehenen Verfaufes deutlich einzutragen, und die obrigfeitlihe Anwei— 
fung beizulegen ift. Iſt der Käufer nicht zugleich der Abnehmer des Giftes, 
fo ift auch der Name, Stand und Wohnort des Abnehiners beizufegen, 
und diefem das verkaufte Gift nur verfiegelt zu übergeben. Die Ueber- 
treter diefer WVorfchrift werden nach den unter 5 angeführten $$. des 
Strafgefegbuches über fchwere Polizei-Uebertretungen behandelt. 

Befugte Aerzte und Wundärzte haben giftartige Körper nur zum 
Heilzwecke aus den Apothefen zu verordnen, und ſich aller Giftanwei— 
fungen zu andern Zwecken unter ftrenger Ahndung zu enthalten, 
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Perſonen, welche unbekannt find, und auch ohne eine obrig— 
keitliche Anweiſung Gift zu kaufen verlangen, ſind nicht allein unter 
geſetzlicher Ahndung abzuweiſen, ſondern auch, wenn ſie oder ihr Ent⸗ 
zweck verdächtig ſind, der Obrigkeit anzuzeigen. 

8. Um aber Jedermann in Kenntniß zu ſetzen, was nach dem 
II. Thl. des St. G. B. als Gift zu betrachten iſt, wer alſo zu dem 
Verkaufe desſelben ausſchließlich berechtigt iſt, welche Giftgattungen 
daher dieſer Vorſchrift bei dem Kaufe und Verkaufe unterliegen, wer— 
den dieſelben hiermit namentlich aufgeführt, nämlich: Weißer Arſe— 
nik, Arsenicum alhum, Rother Arſenik, Arsenicum rubrum, gelber 
Arſenik oder Königsgelb, Arsenicum eitrinum, Operment, Auripig- 
mentum, Kobalt, Fliegenſtein, Cobaltum, Aetzender Queckſilber⸗Subli— 
mat, Mercurius sublim. corrosivus, Weißes Queckſilber-Präcipitat, 
Mercurius praeeipitatus albus, Rothes Quedfilber- Präcipitat, Mer- 
eurius praeeipitatus ruber, Spießglanz-Butter, Butyrum antimo- 
nit, Spießglanz-Glas, Vitrum antimonii, Spießglanz-König, Regu- 
lus antimonii, Coloquinten, Cucumis coloeynthis, Fiſchkoörner, 
Coceuii indiei, Mohnfaft, Opium. 

9. Da außer diefen Giften noch mehrere Waarenartifel der menfch- 
lichen Gefundheit durch ihre ſchädlichen Eigenfhaften in der unbehutfa- 
men Benügung gefährlich werden Eönnen, zur Bequemlichfeit des Pub- 
likums aber von den Spezereihändlern und Materialiften überhaupt ohne 
einen eigenen obrigkeitlihen Erlaubnißfchein geführt werden dürfen; fo 
müffen fie dennoch nach der unter $. 4 und 5 des Kreisfchreibens ge- 
gebenen Weifung unter der beftimmten gefeglichen Ahndung von anderen 
Handelsartifeln abgefontert und verwahrt werden. Diefe Artikel find: 

Vitriolel, Oleum vel Acidum vilrioli, Scheidewaffer, Aqua 
fortis, Acidum nitricum, Bleiweiß, Cerussa, WleifalE und Blei. 
zucker, Saccharum saturni, Spießglanzleber, Hepar antimonii, ©il- 
berglätte oder Wleiglätte, Lythargyrum, Pottafche, Potassa, Zinno- 
ber, Cinnabaris, Mennig, Minium, Euphorbium, Gummi euphorbii, 
Gummigut, Gummi guttae, Salappenharz, Resina jalappae, Sgnaz- 
bohne, Faba Ignatii, Scamonium, Resina scamonii. 

10. Nebſt den unter $.8. angeführten Giften haben die Apotheker 
noch folgende Arzeneimittel als Gifte nach den SS. 4, 5, 6 uw 7 
diefes Kreisfchreibens, und unter der dort angedrohten Strafe zu ver- 
wahren und zu verfchließen, nämlich: Blei-Eifig, Acetum Iythar- 
gyri, Kirſchlorbeer-Waſſer, Agaa laurocerasi, Tollfraut mit feinen 
Theilen und Präparaten, Herba belladonnae, Sebenbaumjweige, 
frondes sabinae, Euphorbium fammt Pulver und Tinctur, Gummi 
euphorbii, Gummigut jammt Pulver, Gummi guttao, Wildaurin: 
Ertract, Extractum gratiolae, Biljenfraut:Ertract, Extractum hyo- 
scyami, Mehnfaft, Pulver, Ertract und Tinctur, Opium, Tolläpfel— 
Ertract, Extractum stramonii, Phagedänifches Waifer, Liquor mer- 
eurialis, fluffiger Ummeniaf, Ammonia pura liquida, Pfirfichblätter: 
Del, Oleum fol. persicor., Sebenbaum-Oel, Oleum sabinae, Ammo— 
niafhältiges Dueckfilber - Orydul, Oxydalum Ran ammoniae, 

31 
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Moscatis fchwarzes Deckfilber : Orydul, Oxyd. hydrarg. nigr. Mo- 
scati, rothes Queckjilber-Oryd, Oxydum hydrarg. rabrum, Grün: 
ſpan⸗Sauerhonig, Oxymel aeruginis, Brechweinftein, Tartarus lixi- 
vae stibiatus, Spanifche Sliegen-Tinctur, Tinetura Cantharidum, 
Goloquinten-Tinctur, Tinetura colocyntbidum. 


A353. Ob der Enns'ſche Regierung + Verordnung vom 1. Juni 
1826, 3. 13,286. 


(Prov. Gefegfammf. für Oberöfterreih vom 3. 1826.) 


Obſchon bereits nad den beftehenden früheren Worfchriften ber 
Handel mit Gift und andern dem Leben überhaupt gefährlichen giftar- 
tigen Subftanzen Niemanden, ohne von der competenten Behörde mit 
einem eigenen Erlaubnißſcheine verfehen zu fein, und auch dann nur 
unter eigens beftimmten Bedingungen zukommt, fe haben doch mehr: 
fällig vorgefommene Fälle gezeigt, daß diefe Worfchriften nicht genau 
beobachtet werden. Die Negierung findet fich daher überhaupt veranlaßt, 
Folgendes zu beftimmen: 

1. Niemand ift berechtigt, ohne von der competenten Behörde mit 
einem ordentlichen Erlaubniffcheine verfehen zu fein, mit Arfenik oder 
was immer für einer Öattung von Gift Handel zu treiben. 

2. Der Avothefer darf nur dann Gift verkaufen, wenn basfelbe 
von einem Arzte als ein Beftandtheil einer Arzenei verordnet wird. 

3. In jedem Kreife werden mehrere Orte beftimmt werden, mo 
der Verkauf der Giftwaaren erlaubt ift. 

4. Nur den in diefen ausgemittelten Orten von dem Kreisamte 
(in Linz vom Stadtinagiftrate) eigens zu beftimmenden Materialien: 
und Spezereihändlern ift der Giftverfauf von nun an geftatter; dieje= 
nigen aber, denen für die Folge der Verkauf von Giftwaaren nicht 
mehr zukommen würde, haben ihre Vorräthe an die zu diefem Hans 
del von den Behörden Berechtigten um billige Preife binnen drei Mo— 
naten von der Kundmachung diefer Verordnung an zu verkaufen. 

5. Diefe gewählten Materialiften und Spezereihändler find von 
dem Kreisamte (in Linz vom Stadtmagiftrate) mit einem Erlaubnif- 
fcheine zum Giftverkauf zu verfehen, und ohne diefen Schein darf 
Niemand von nun an mit Gift Handel treiben, unter den Strafen, 
welche in den SS. 115, 116, 117 und 118 UI. Thls. des St. ©. 2. 
ausgefprochen find. 

6. Alle Händler und Haufierer mit feyenanntem Ratzen- und 
Mäufepulver oder andern Gattungen des Giftes find, wenn fie betreten 
werden, zu verhaften, und fammt den Feilfchaften zur Unterfuchung 
an die competente Behörde abzuliefern. 

7. Zn Rückſicht des Aufbewahrens des Giftes find von den Apo— 
thefern und den zum Gifthandel berechtigten Kaufleuten die Worräthe 
fowohl im Großen ald zum Sandverkaufe im Kleinen ſammt den Ge: 
räthſchaften in wohlverfchloffenen geeigneten Behältniffen, abgefondert 
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ven andern Medicamenten und Waaren aufzubewahren und zu ver— 
fperren. Die Gefäße, in welchen felbe enthalten find, müſſen ficher 
und zweckmäßig, gut erhalten, genau bedeckt, und mit dem Namen 
des Giftes, welches fie enthalten, deutlich bezeichnet fein. Selbſt jene 
Werkzeuge, womit fie aus den Gefäßen genommen, gemeſſen, abge: 
wogen, abgetheilt oder zerrieben werden, find gleichfalls einzufperren, 
und zu nichts Anderem zu verwenden. 

8. Die Schlüffel zu diefen Behältniffen, wo die Gifte zum Vor— 
rathe oder zum Handverkaufe aufbewahrt werden, hat der Apotheker, 
oder der zum Gifthandel berechtigte Kaufmann felbft zu verwahren, 
und nur in feiner Abwefenheit hat er diefelben dem Stellvertreter 
in der Apotheke oder Handlung zu überlaffen,, nie aber unverläffigen 
Individuen oder Vehrlingen zu übergeben; die Uebertreter diefer Vor: 
fehrift werden nah den 88. 120 — 123 II. Ihl. des St. ©. B. 
behandelt. 

9. Jedermann, welcher Gift, von welcher Gattung und zu wel: 
chem Gebrauche es immer fei, Faufen will, hat bei der politifchen 
Obrigkeit eine fohriftlihe Anweifung anzuſuchen, und folche dem be- 
fugten Raufmanne vorzuzeigen. In diefer Anweiſung muß die Ab: 
fiht , wozu das Gift und deifen Menge verwendet werden foll, nebit 
dem Namen, Charakter, Gewerbe und dem Wohnorte des Käufers ber 
ftimmt angegeben fein. Ohne eine folhe Anweifung darf Niemanden 
ein Gift unter Befahrung der gefeglihen Strafe verabfolgt werden; 
der Verkäufer aber hat die Anweiſung zu behalten, und zu feiner Recht: 
fertigung aufzubewahren. 

10. Zeder zum Giftverfaufe berechtigte Kaufmann und jeder 
Apotheker hat ein eigenes Buch zu führen, worin der Name, Charaf: 
ter oder Gewerbe und der Wohnort des Käufers, dann der Entzweck 
oder Gebrauch, die Gattung und Menge des abgenommenen Gifted, end- 
lich das Jahr, Monat und Tag des gefchehenen Verkaufes deutlich ein« 
zutragen, und die obrigfeitlihe Anmweifung beizulegen ift. Iſt der 
Käufer nicht zugleich der Abnehmer des Giftes, fo ift auch der Name, 
Stand und Wohnort ded Abnehmers beizufegen, und diefem das ver— 
Eaufte Gift nur verfiegelt zu übergeben. Die Uebertreter diefer Bor: 
fehrift werden nach den unter $. 8 angeführten Strafbeftimmungen be: 
handelt. Perfonen, welche unbekannt find, und auch chne eine obrig- 
Feitlihe Anweifung Gift zu Faufen verlangen, find nicht allein un— 
ter gefeglicher Ahndung abzumweifen, fondern auch, wenn fie und ihr 
Entzweck verdächtig find, der Obrigkeit anzuzeigen. 

11. Um aber Zedermann in die Kenntnig zu fegen, was nad 
dem II. Thl. des St. ©. B. als Gift zu betrachten ift, wer alfo zum 
Verkaufe desfelben ausfchließlich berechtigt ift, welche ©iftgattungen 
diefer Worfchrift bei dem Kaufe und Verkaufe unterliegen, fo werden 
diefelben hiermit namentlich aufgeführt; nämlich : 

Weißer Arfenif, arsenicum album , rother Arfenif, arsenicum 
rubrum, gelber Arfenif, arsenicum citrinum, Operment, auripigmen- 
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tum, Cobalt, Sliegenftein, Cobaltum,. ägender Quedfilber » Sublimat, 
Mercurius sublimatus corrosivus, weißer Quecfjilber » Präcipitat, 
Mercurius praeeipitatus albus , rothes Quedfilber: Präcipitat, Mer- 
eurius praecipitatus ruber, Öpiefiglanzbutter, Butyrum antimonii, 
Spießglanzglas, Vitrum antimonii, Spießglanz-König, Regulus anti- 
monii, Kolequinten, Cucumis coloeynthis, Fiſchkörner, Coceuli 
indici, Mohnfaft, Opium. 

12. Obgleich außer diefen Giften noch mehrere Waarenartifel der 
menfchlichen Gefundheit durch ihre fchadlichen Eigenfchaften in der un— 
behutfamen Benützung gefährlich werden Fönnen, zur Bequemlichkeit 
des Publicums aber von den Spezereihändlern und Materialiften über: 
haupt ohne einen eigenen obrigkeitlichen Erlaubniffchein geführt werden 
dürfen, fo müffen fie dennoch nach der unter $. 7 und 8 diefes Circu— 
lars gegebenen Weifung unter der beftimmten gefeglihen Ahndung von 
andern Handelsartifeln abgefondert und verwahrt werden. Diefe find: 

Vitriolöl, oleum vel acidum vitrioli, Scheidewaffer, aqua 
fortis, acidum nitricum, Bleiweiß, cerussa, Bleikalk, Bleizucker, 
Saccharum saturni, Spießglanzleber, hepar antimonii, Silberglätte 
und Bleiglätte, Lythargyrum, Pottafche, potassa, Zinnober, cinna- 
baris, Mennig, minium, Euphorbium, Gummi euphorbiü, Gummigut, 
Gummi guttae, Salappaharz, Resina Jalappae, Ignaz-Bohne, Faba 
Ignatii, Scamonium, Resina scamonii. 

13. Mebft den unter dem $. 11 angeführten Giften haben die 
Apotheker noch folgende Arzeneimittel als Gifte nach den 88. 7, 8, 9, 
10 und unter den dort angedrohten Strafen zu verwahren und zu ver— 
ſchließen; namlich : 

Bleieffig, acetum Lythargyri, Kirfchlorbeerwaffer, aqua lauro- 
cerasi, Zollfraut mit feinen Iheilen und Präparaten, herba bella- 
donnae, Sebenbaumjweige, frondes Sabinae, Cuphorbium ſammt 
Pulver undTinctur, gummi euphorbii, Gummigut fammt Pulver, gummi 
guttae, WildaurinErtract, extractum gratiolae, Bilfenkraut-Ertract, 
extractum hyosceyami, Mohnfaft, Pulver, Ertract und Tinctur, opium, 
Tollapfel:Ertract, extractum stramonii, phagedänifches Waſſer, liquor 
mercurialis, flüffiger Ammoniaf, ammonia pura liquida, Pfirfich- 
blätter:Oel, oleum fol. persicor., Sebenbaumöl, oleum sabinae, am— 
moniafhaltigeds Quecfilber-Orydul, oxydulum hydrarg. ammoniae, 
Mosfatis Schwarzes Quedkfilder-Orydul, oxyd. hydrarg. nigri Mos- 
cati, rothes Quedfilber- Oxydul, oxyd. hydr. rubrum, Grünfpan: 
Säure-Honig, oxymel aeruginis, Brechweinftein, tartarus lixivae 
stibiatus, fpanifche Fliegen-Tinctur, tinetura Cantharidum, Coloquin— 
ten-Zinctur, tinetura colocynthidum, 


AS. Hofkanzleis Decret vom 23. Suli 1829, 3. 9827, an 
ſämmtl. Länderftellen; n. ö. Reggs. Ver. vom 31. Auguft 1829, 
3. 47,931, an die &. E. K. Aemter, die ka k. Pol. Ob. Dir., die 
beiden Stadtärzte, den Wr. Magiftrat und die Dominien inner 
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den Linien; ob der Enns'ſche Reggs. Ber. vom 2. Dezember 1829, 
3. 24,796; ſteiermärk'ſche Gub. Ber. vom 15. Jänner 1830, 
3. 23,046; tirol’fhe Gub, Ber. vom 19. Dez. 1829, 3. 25,916; 
illyriſche Gub. Ber. vom 27. October 1829, 3. 23,261; mäh— 
riſche Gub. Ver. vom 20. September 1829, 3. 35,751; und 
böhmifche Gub, Ber. vom 23. October 1829, 3. 38,678, 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. vom J. 1829, für NMieder- 
Defterr., Ober: Defterr., Tirol, Illyrien, Mähren, und Böhmen 
und Prev. Gefegfamml. für Steiermarf vom 3. 1830.) 


Einige fpezifiiche Fälle, welche ich rückjichtlich des Verkaufes von 
Giftſtoffen ergaben, und die Ueberzeugung, daß in einigen Provinzen 
fih dießfalls nur nah dem Sanitätd:Normale vom 2. Zanuar 1770 
benommen werde, veranlaften die vereinigte Hofkanzlei, die Bewilli: 
gung zu ertheilen, die in Beziehung auf den Gifthandel in Mieder: 
öfterreich beitehenden gefeglichen Vorfchriften vom 29. Zulius 1797 
(449), 1. Zebruar 1812 *) und 10. Dezember 1803 (450), 
dann die für die Giftpflangen unter dem 22. Zulius 1797 (457) 
und 2. October 1813 (453) erlaffenen Verordnungen auch dort» 
landes in Wirkfamfeit treten zu laſſen; jedoch findet man weder nüg: 
lich noch räthlich, dag ein vollftändiges Verzeichniß der fänmtlichen, 
den Arzeneiverftändigen befannten giftigen Stoffe öffentlich Eundgemadht 
werde; da jedoch die Verhältniffe des Bedürfniſſes giftartiger Körper 
zum technifchen fowohl als Arzeneigebrauche verfchiedenr find, und auch 
die Vorfohriften nicht für alle Gattungen giftartiger Korper gleichartig 
fein Fonnen; fo wurden felbe nach dem angefchloflenen Verzeichniffe in 
vier Claſſen gereihet, bei deren jeder befondere Vorfchriften nothwendig 
werden. 

Dieſes Verzeichniß wird der Landesſtelle zur eigenen Wiffenfchaft 
und Benehmen mit dem Beifage mitgetheilt, daß auch den Mineralien: 
Händlern die über den Gifthandel erlaffenen Vorfchriften mitzutheis 


len find, 
Ueberſichts-Tabelle 


ber giftigen Materialien und Präparate nach den Gathegorien, 
nach welchen foldhe von den befonders dazu befugten Handelöleu: 
ten (und von ben Apothefern) geführt und verfauft werden 
bürfen. 
I. Cathegorie. 


Giftige Materialien und Präparate, welche wegen ihrer technifhen An: 
wendung von den zum Giftverfaufe befugten Handelsleuten, oder den 


*) Siehe die Anmerkung bei 450. 
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zu ihrer Bereitung befugten chemifchen Fabrifanten, aber von beiden 

nur an Parteien, welche derfelben zu ihrem Gewerbe bedürfen, und 

immer nur unter den für den Gifthandel beftehenden. gefeglichen Vor: 
fchriften verkauft werden dürfen. 


Arfenif als Metall, feine Oryde und Säuren, fo wie die daraus 
entftehenden Salze und alle natürlichen und Fünfllihen Verbindungen 
desfelben von was immer für einer Art, fie mögen unter irgend einem 
der folgenden oder unter einem anderen Namen vorkommen, als: weis 
fer Arfenik, Arfenifglas, Arſenikblumen, Giftmehl, Hüttenrauch, Arz 
fenife und Arfeniffäure , firirter Arfenif (Arsenicum fixum), arfenif» 
faures Kali, arfeniffaures Natron, arfenikffaurer Ammoniak, arfenif: 
faurer Kalf, Pharmacolith (Biftftein), arfeniffaures Kupfer, Scheelis 
fhes Grün, Mitisgrun, Schwedifchgrüun, Wienergrün, und alle Be- 
nennungen, unter welchen diefe Farbe vorfommt, Dingler’s Nefervage, 
Schwefelarfenif, Operment, Naufchgelb, Sandaraf, Nealgar, rother 
Urfenif, Rubin-Arfenie, Queckſilberchlorid oder ätzendes falrfaures 
Queckſilber, Aetz-Sublimat oder äßendes Quedfilber, Mercurius 
sublimatus corrosivus, Hydrargyrum muriaticum oxydatum , falzs 
faures Quedfilber-Oryd , rothes Queckſilber-Oxyd, Mercurius prae- 
eipitatus ruber, falpeterfaures Queckſilber, mineralifcher Turpith, 
Turpetum minerale, Subsulfas hydrargyri, Antimon » Chlorid, 
Spiefiglanzbutter, Butyrum antimonii, Murias stibii, Phesphor. 


II. Cathegorie. 


Siftige Materialien und Präparate, welche, da fie ausfchliefend nur 
zum Arzeneigebrauche dienen, von den Kaufleuten auch nur an Apo— 
thefer und an Feine anderen Parteien verfauft werden dürfen. 
Giftige inländifche Pflanzen, 

welche ſchon in dem für Kräuterhändler erlaffenen Girculare 
vom 2. October 1813 enthalten find, nämlich: Mohnfamenkapfeln 
(capsulae papav. somnif.), ſchwarzer Nachtfchatten, solanum ni- 
grum, Bitterſüßſtengel, Caules dulcamarae, Stechapfel, Da- 
tura stramonium, ſchwarzes Wilfenfraut, Hyoscyamus niger, 
weißes Bilfenfraut, Hyoseyamus albus, Xollfeorn, Lolium te- 
mulentum , Erven, Ervum Ervilia, unächter Gänfefuß, Chenopo- 
dium hybridum , wilder Lattich, Lactuca Scariola, giftiger Lat: 
tih, Lactuca virosa, Kirfcplorbeerblätter, Prunus laurocerasus, 
Einbeere, Paris quadrifolia, Tollfirfhe, Atropa Belladonna, rother 
Singerhut, Digitalis purpurea, wilder Kälberfropf, Chaerophyllum 
sylvestre , beraufchender Kälberfropf, Chaerophyllum temulentum, 
Öleife, aethusa Cinapium, breit: und ſchmalblättriger WaffermerE, 
Sium lati- et angustifolium, Wafferfchierling, Cieuta virosa, geflec: 
ter Schierling, Conium maculatum, wilder Rosmarin, Ledum pa- 
lustre, ausdauerndes Bingelkraut, Mercurialis perennis, Zaunrübe, 
Bryonia alba, rothbeerige Zaunrübe, Bryonia dioica, Zeitlofe, Col- 
chicum autumnale, Bleiwurz, Zahnwurz, Plumbago europaea, 
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Aundswürger, Cynanchum ereetum, Schweinsbrot, Cyelamen euro- 
paeum , Waffernabelfraut , Hydrocotyle vulgaris, Nebendolde roh: 
richte, Oenanthe fistulosa, Nebendolde fafrangelbe, Oenanthe cro- 
cata, gemeines Frofchfraut, Alisma plantago, gemeine Waldrebe, 
Clematis Vitalba, blaue Waldrebe, Clematis integrifolia, fcharfe 
MWaldrebe Brennfraut, Clematis Flammula, gerade Waldrebe, Clema- 
tis erecta, Wolfskraut, gemeiner Ofterlugei, Aristolochia Clematis, 
gemeine Küchenfchelle, Anemone pulsatilln, fehwärzliche-, pratensis, 
Waldanemone, Anemone nemorosa, ſchwarze Niefiwurzel, Hellebo- 
rus niger, grüne-, viridis, ftinfende>, foetidus , weifie-, Veratrum 
album , Dotterblume, Caltha palustris, Sturmhut, Aconitum 
fammt allen Arten desfelben, gemeiner Kellerhald oder Seidelbaft, 
Daphne Mezereum, italienifcher Seidelbaft, Daphne 'Thymelaea, 
immergrüner Kellerhals, Daphne Laureola, gemeine Aronwurz, Arum 
maculatum, Wolfsmilh , Euphorbium, alle Arten desfelben, Hah— 
nenfuß, Ranunculus, alle Arten dedfelben,, Ackerrettig, Raphanus 
Raphanistrum , Öottesgnadenfraut, Gratiola, Haſelwurz, Asarum 
europaeum, die Rinde und Sproſſen des Hollunderd, Cortex interior 
et turiones sambuci, Wohlverlei, Arnica montana, &ebenbaum, 
Sabina, Waſſerfenchel, Phellandrium aquaticum, ſchwarze Chriftwurzel, 
Veratrum nigrum. — Zu diefen gehören noh: Großes Schöllkraut, 
Chelidonium majus, Wurzeln des Sumach, Rhus radicans, eichen: 
blättriger Giftbaum, Rhus toxicodendron, Wunderbaumförner, Se- 
mina Rieini, Meerjwiebel, Seilla marina, Mutterforn, secale 
eornutum. 


Giftige ausländifhe Pflanzen. 


Specacuanha: Wurzel, Krähenaugen, Nux vomica, Ignatiusbohne, 
Faba S. Ignatii, (Igazur) Coloquinten-Frucht, Cucumis coloeyn- 
tbis, Salappa » Wurzel und Harz, Croton Tiglium und Oel, Aloe 
alle Sorten, Euphorbium-Harz, Resina Euphorbii, Scammonium: 
Harz, Resina Scammonii, ©eoffrea-Rinde, Cortex Geoffreae Su- 
rinamensis et Jamaicensis , Eabadillenfamen, Semina Sabadillae, 
Läufefamen, Staphysagria, Lerchenſchwamm, Agaricus albus, fibi- 
rifhe Schneerofe, Rhododendron chrysanthemum et ferrugineum, 
Spigelia Anthelmia et marilandica, Opium. 

Aus dem Thierreiche: 


Santhariden, fpanifche Fliegen, Cantharides. 
III. Cathegorie. 


Giftige Materialien und Präparate, welche, da ihre Vereitung und 

ihr Verkauf entweder ausfchließend den Anothefern zuſtehet, oder fol: 

de nur eine Verwendung zur Vergiftung von Thieren oder zu anderen 

Mißbrauch haben, die Kaufleute gar nicht führen, und daher auch an 
Niemand verkaufen dürfen. 

Arſenikerze, ald: Scherbenfobalt, Zliegenftein, Sliegengift, Mü— 

ckengift u. f. w., wobei noch zu erinnern ift, daß man ſich zu hüten 
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babe, daß unter ber Benennung Kobalt und Kobalter; nicht falfcher 
Weile Scherbenfobalt oder Arfeniferz verfauft werde. 

Salzſaures Goldoxyd mit oder ohne Natron, Knallgold u. dal. 
Höllenſtein, Nitras argenti fusus, Brechweinſtein, Tartarus emeti- 
cus v. stibiatus, Tartras stibii et lixivae,' Goldſchwefel, Sulfur au- 
ratam, mineralifcher Kermes, Kermes minerale, Spießglanz-Safran, 
Crocus antimonii. 

Weißer Präzipitat, Mercurius praecipitatus albus. 

Ammoniafhältiges fchwefelfaures Kupfer, Cuprum ammoniacale. 

Künſtlicher Zinf-Vitriol, Vitriolam Zinei artificiale, 

Zinforyd , Flores Zinci, Hydrojodinſaures Kali und alle übrigen 
Sodinpräparate, mit Ausnahme des Jodzinnebers, Blaufäure, Acidum hy- 
drocianicum, alle Blaufäure enthaltenden ätherifchen Ofe und Wäffer von 
Kirfchlerbeer (Laurocerasus), bittern Mandeln, Pfirfihkernen, Pfir: 
fihblättern, KirfchEernen u. dal., giftige Alcaloiden, ald: Morphin, 
Strychnin, Veratrin, Pierotorin, Hyoschamin, Emetin u. f. w. und 
die daraus bereiteten Salze. 

Kokelskörner oder Fiſchkörner, Cocauli indici. 

Anguftarinde, die echte und falfche. 


IV, Enthegorie. 


Giftige Materialien und Präparate, welche die Handelsleute zwar 
verfaufen dürfen, chne daß fie gehalten find, die bei der Gathegorie 
Pr. 1. erwähnten für den Gifthandel beftehenden Vorſchriften bei ſel⸗ 
ben zu beobachten; jedoch mit der Vorſicht, daß der Kleinverkauf nur 
an bekannte Perſonen Statt finde, bei deren Aufbewahrung ſie fer— 
ners eine beſondere Aufmerkſamkeit verwenden müſſen, um Verwechs⸗ 
lungen und Vermiſchungen mit anderen Waaren zu vermeiden. 


Rauchende Salpeterfäure, Acidum nitri famans vel Acidum ni- 
{rico - nitrosum concentratum. 

Scheidewaſſer, Aqua fortis, Acidum nitricam dilotum. 

Goncentrirte Salpeterfäure, Acidum nitricum concentratum. 

Goncentrirte Schwefelfaure, Witrioföl, Acidum sulfuricum con- 
centratum , oleum vitrioli. 

Goncentrirte Saljfäure, Acidum muriaticum concentratum. 

Sauerfleefäure, Kleefäure, Zuckerfäure, Oxalſäure, Acidum oxa- 
licum. 

Uesftein, Lapis causticus, Kali purum. 

Dleiglätte, Mennig, Bleiweiß, Bleizucker, Saccharum saturni. 

Bleigelb, Massicot. 

Kaflelergelb, Englifchgelb. 

Neapelgelb, Chromgelb. 

Schwefelfaures Kupfer oder Kupfervitriol. 

Franzöfifcher Grünfpan. 

Deftiliifirter oder Erpftallifirter Grünjpan. 

Zinfvitriol, weißer Gallizenftein. 
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Wißmuthweiß, Magisterium Bismuthi, falzfaures Zinn in alfen 
Formen, Spiefglanzglas, Vitrum antimonii, Zodine und Jodin-Zinno⸗ 
ber, Gummigutta. 


A55. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 23. Octo⸗ 
ber 1829, 3. 38,678 —9 


(Prov. Geſetzſamml. für Böhmen vom J. 1829.) 


Am Anfchluffe erhalten die k. Kreis ämter die Cirkular-Verord⸗ 
nung, welche die Vorfchriften zur Verhütung der aus einer unvorjich- 
tigen Anwendung oder dem Mißbrauche giftiger Subſtanzen für die 
Geſundheit und das Leben des Menfchen zu beforgenden Gefahren in 
fih faßt, zur Milfenfchaft, eigenen Nachachtung und weiteren Ver— 
lautbarung mit nachitehenden Weifungen: 

1. Iſt wegen der Beltimmung und Aufftellung der zum Gifthan: 
del berechtigten Handelsleute ungefäumt die nöthige Einleitung zu tref> 
fen, und den hiefür gewählten Individuen fodann mittelft einer ges 
druckten Kundmachung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

2. Soll mit allem Nachdrucke auf die genaue Befolgung der in 
der beigefchloffenen Circular: Verordnung enthaltenen Borfchriften ges 
fehen, zu diefem Ende die Gifterzeuger und befugten Gifthändler, die 
zum Spezerei- und Materialmaarenhandel berechtigten Handelsleute, 
die Babrifanten chemifchpharmaceutifcher Producte und die Kräuter- 
händler öfter, insbefondere aber durch die Kreis:, Stadt: und Bezirks: 
ärzte unterfucht, und im Falle einer Gefegübertretung gegen die Straf: 
fälligen die vorgefchriebene Amtshandlung eingeleitet werden. 

3. Hat die k. k. Hofkanzlei gemäß des Decretes vom 23. Zuli l. J., 
5.3. 9827 (454) es zwar weder für nüglich, noch für räthlich erfannt, 
daß ein vollſtändiges Verzeichniß der fammtlichen den Arzneiverſtändi— 
gen bekannten giftigen Stoffe öffentlich befannt gemacht werde. 
Da jedoch die Verhältniffe des Bedürfniffes giftiger Körper zum tech— 
nifchen ſowohl als Arzeneigebrauche verfchieden find, und auch die Vor- 
fohriften nicht für alle Gattungen giftartiger Körper gleich fein Fönnen, 
fo wurden diefelben in vier Claffen gereiht, bei deren jeder befondere 
Vorfchriften nothwendig werden. 


*) Diefe Gubernial:Berorbnung enthält die in Folge des vorerwähnten Hof: 
becretes vom 23. Juli 1829 (454) durch das böhmifche Gubernium 
veranlaßte Zufammenftellung der Vorfchriften über den Gifthandel. Ich 
habe fie als eine der vollftändigften hier aufgeführt, die Belanntmadun: 
gen ber übrigen Gubernien aber ausgelaffen, weil fie mehrere Drudbogen 
füllen würden, und ihrem Inhalte nad) ohnehin nur eine Zufammenftel: 
lung ber für Nieberöfterreidh erfloffenen und den übrigen Gubernien mit 
bem oben erwähnten Hofkanzlei⸗Decrete vom 23. Zuli 1829 (454) mit- 
— älteren Vorſchriften (449, 450, 457 und 458) 
enthalten. 
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Dieſes Verzeichniß wird daher den k. Kreisämtern zur eigenen 
Wiſſenſchaft und Benehmung mit dem Beifage mitgetheilt, daß auch 
den Mineralienhändlern die über den Gifthandel erlaffenen Vorfchriften 
mitzutheilen fein. 

4. Da die Verfälfhung ter Getränke oft die nachtheiligften, 
manchmal fogar tödtliche Folgen nach fich zieht, fo ift mit aller Strenge 
auf die Entdecfung und Beltrafung diefer Verfälfchungen zu dringen. 
Für diefen Zweck find auch die Getränfe, insbefondere durch die öffent: 
lihen Sanitäts:Individuen öfters zu unterfuchen, und jene Indivi— 
duen , welche ſich der Gefundheit fchädliche Werfälfchungen der Ge: 
tränfe zu Schulden Fommen laffen, den im $. 156, 157 und 158 des 
Etrafgefegbuches über ſchwere Polizei-ebertretungen befannt gemach⸗ 
ten Strafen zu unterziehen. 

5. In dem ferneren Anbetrachte, da die Eß- und Trinfgefchirre 
von Töpferarbeit, wenn fie fchlecht verglafet find, die Speifen und Ge: 
tränfe fehr oft vergiften, ift den Töpfern nachdrücklichſt aufjutragen, 
ihre Gefchirre gut zu verglafen,, und deren Vorräthe durch die Sani— 
tätöbeamten öfter zu unterfuhen. Im UWebertretungsfalle find die Tö— 
pfer als fchwere Polizei-Uebertreter zu behandeln, und mit den im$. 160 
des Strafgefegbuches IT. Thls. auf dergleichen Uebertretungen feftgefeg- 
ten Strafen zu belegen. 

6. Erfahrungsgemäß feßen Fupferne Gefäße Grünfpan ab, wenn 
faure oder fette Sachen in benfelben bereitet und aufbewahrt werden, 
welche fodann als Speife und Trank genoffen , lebensgefährlich find. 
In diefem Anbetrachte befteht fchon die allgemeine Anordnung, daß 
die Fupfernen Koch: und Speisgefchirre gut verzinnt fein follen. 

Es ift daher mit aller Sorgfalt zu fehen, da in den Gafts und 
Wirthshäuſern die Fupfernen Trinfgefäße, dann die Koch: und Eßge— 
fhirre qut verzinnt, die Verzinnung von reinem Zinne, frei von allem 
Bleizuſatze fei, die Geſchirre da, wo diefes der Fall nicht ift, befei: 
tiget, und gegen die Schuldtragenden mit der gefegliden Strafe vorge: 
gangen werde. 

7. Iſt den Zucerbäcdern zu verbieten, Eandirtes Obft oder faure 
Säfte in Fupfernen oder meflingenen Gefäßen aufzubewahren, fo wie 
auch den Butterhändlern und Käsftechern zu unterfagen, fette Sachen 
in folchen Gefcdirren aufjubehalten. Die genaue Befolgung diefer Vor— 
ſchrift ift firenge zu überwachen. Endlich) 

8. find die Effigerzeuger und Branntweinbrenner neuerlich zu 
verpflichten, ihre Siedkeſſeln und Deftillirgefäße rein zu halten, in fo 
fern Eupferne Gefäße hierzu verwendet werden, auf ihre forgfältige 
und gute Verzinnung ein gehöriges Augenmerk zu haben, und fich 
feiner Eupfernen Hähne bei diefen Gefäßen zu bedienen. Auf eine ge: 
naue Befolgung diefer Vorſchriften ift mit allem Nachdrucke zu drin: 
gen, die Eifig: und Branntweingeräthfchaften, fo wie der erzeugte Eifig, 
Branntwein und Geiſt, durch die Kreis-, Stadt: und VBezirksärzte 
genau zu unterfuchen, und die Uebertreter diefer Anordnungen eben fo 
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wie jene, welche das Getränk auf eine der Gefundheit nachtheilige 
Weiſe verfälfchen, zu beftrafen. 

Hiernady haben die k. Kreisamter unverweilt dad Nöthige einzu 
leiten, zugleich aber den Kreisarzt anzuweiſen, das Ergebniß feiner 
diesfälligen Wahrnehmungen in feiner alle Jahre vorzulegenden Kreis: 
bereifungs-Relation ordnungsgemäß zu bemerken. 


Beilage 


Um ben fchädlichen Folgen vorzubeugen, welche aus einer unvor: 
fichtigen Anwendung oder aus dem Mißbrauche giftiger Subſtanzen 
für die Gefundheit und das Leben der Menfchen hervorgehen Fönnen, 
werden in Gemäfiheit des KHofkanzleidecreted vom 23. Zuli I. J., 
H. 3. 9827 (454) folgende gefegliche Beftimmungen zur allgemeinen 
Richtfehnur und genaueften Nachachtung feftgefest : 

1. Der Handel mit was immer für einer Gattung von Gift, it 
nur den Apothefern und jenen Handelsleuten geftattet, welche einen eige- 
nen CErlaubnißfchein hierzu erhalten haben. Nebſt diefen ift blos noch 
den Aerarialbergwerfen und den Gewerkfchaften, dann den Mineral: 
werfen, Fabriks- und Gewerksanftalten die Führung und der Ver: 
Fauf jener giftigen &toffe erlaubt, welche diefelben zu Tage fordern, 
oder durch Anwendung Fünftliher Mittel aus den Naturerzeugniifen 
als Haupts oder Nebenproduct ausfcheiden, zufammenfegen, oder fonft 
auf irgend eine andere Weife gewinnen. 

2. In größeren Städten und Ortfchaften Eann der Handel mit 
Giftwaaren einem oder mehreren verlählichen und vertrauten Handels— 
leuten überlaffen werden. In Eleineren Ortfchaften aber darf diefer Han: 
del nur einem einzigen Handelsmanne anvertraut, und die Zahl der be: 
fugten Gifthändler fol überhaupt in jedem einzelnen Orte fowohl, als 
in einem jeden Kreife nicht über das dringendfte Bedürfniß nah Gift: 
waaren vervielfältigt werden. 

3. Auf dem Lande haben die E. Kreisämter auf den Vorſchlag 
der Magiftrate und obrigkeitlichen Aemter jene Handelsleute zu beftim- 
men, denen der Biftverfauf zu geitatten iſt, und denfelben unentgelt: 
lich die befonderen Erlaubnififcheine zum Gifthandel zu ertheilen. 

In der Hauptftadt liegt diefes Gefchäft der k. Sta dthauptinannfchaft 
im Einverftändniffe mit dem Magiftrate ob. 

Die auf diefe Weife zum Gifthandel eigens berechtigten Handels— 
leute werben mittelft einer gedruckten Aundmachung zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht werden. 

4. Allen zum Gifthandel nicht berechtigten Individuen foll, wenn 
bei denfelben Giftwaaren vorgefunden werden, der ganze Worrath 
derfelben abgenommen , und diefelben auch überdies noch nad) der Vor: 
fchrift des $. 116, 117 und 118 des Strafgefegbuches über ſchwere 
Polizei:Uebertretungen behandelt und geftraft werden. 

5. Den Apothefern ift es unter der ſchwerſten Werantwortung 
und Strafe verboten, unter was immer für einem Vorwande Gift an 
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Semanden abzugeben, wenn basfelbe nicht von einem befugten Arzte 
oder Wundarzte als ein Beftandtheil einer Arzenei verordnet wird. 

Dagegen dürfen die befugten Gifthändler und Gifterzeuger Feine 
folhen giftigen Materialien und Präparate führen und verkaufen, wel: 
che entweder ausfchliefend blos von den Apothekern bereitet und ver— 
Fauft werden dürfen , oder nur eine Verwendung zur Vergiftung ven 
Ihieren oder zu anderem Mifbrauche haben. 

6. Die befugten Gifthändler und Gifterzeuger find ſchuldig, die 
Giftwaaren ganz abgefondert von allen übrigen Waaren, fowohl im 
Keller oder Magazine, als in dem Werfchleiigewolbe in Schachteln, 
Schubläden, Gläſern u. dgl. die mit den befannteften Namen der 
enthaltenen Giftwaaren bezeichnet werden müſſen, forgfältig in einem 
eigenen Schranken aufzubewahren. Diefer Schranken ift mittelft einer be— 
fonderen Thüre zu verfchließen, worauf deutlich die Worte „Giftwaa— 
ren" ftehen mülfen. Den Schlüſſel zu diefer Thür fell Niemand an: 
derer, als der Cigenthümer oder der verläßlichfte ältefte Handlungsdie= 
ner in Händen haben, 

7. Altes Geräthe, was bei dem Giftverkaufe verwendet wird, als 
Mörfer , Löffel, Reibfteine, Wagen, Maße u. f. w. darf zu feinem 
andern Zwecke verwendet, und muß forgfältig in dem Giftfchranken 
mit den Giftwaaren aufbewahret werben. 

8, In Betreff der Giftwaaren muß von den befugten Gifthänd- 
lern und Gifterzeugern ein eigenes nur für diefe Gattung von Waa— 
ren beftimmtes Verſchleiß- oder Vormerkbuch geführt, und in demfel= 
ben deutlich und genau aufgezeichnet werden, a) wann, b) woher, 
c) welde Gattung, und q) wie viel an ©iftwaaren fie empfangen oder 
gewonnen haben; dann e) an wen, f) an weldhem Tage, g) welche 
Gattung von Gift, h) wie viel und i) zu welchem Endjwede hievon 
verkauft oder fonft verbraucht worden fei. Außerdem foll dieſes Vor— 
merfbuch auch noch k) eine Rubrik enthalten, in welcher angemerkt 
werden muß, an welchen Tage, welche Giftgattung und wie viel von 
demfelben aus den Magazine oder Keller in das Handgewölbe zum 
Kleinverfaufe übertragen worden fei. 

9. Auf jedesinaliges Werlangen der politifhen und Gerichtäbes 
herden, der Kreiscommiffäre, Kreis:, Stadt- und Bezirksärzte muß 
mittelft diefer Vormerkbücher nicht nur der Ankauf oder die Erzeugung 
des Giftvorrathes, fondern auch deffen Verſchleiß auf das genauefte 
ſtets ausgewiefen werden, 

10. Den Apothekern, fo wie jenen Künftlern,, Babrifanten und 
Gewerbsfeuten, welche die Gifthändler und Erzeuger perſönlich ken— 
nen, und von denen fle willen, daß fie ihr Gewerbe betreiben, 
fo wie hiezu giftiger Stoffe bedürfen, Eönnen die für ihren Gewerbs- 
betrieb nöthigen Giftwaaren gegen einen eigenhändig von denfelben 
unterfertigten Anweiszettel verabfolgt werden. In diefer Anwei— 
fung muß jedoch der Vor- und Zuname, der Stand und Aufentha.ts: 
ort, die Menge und Gattung der verlangten Giftiwaare, endlich deren 
beabfichtigter Gebrauch angemerkt fein. Holt der Abnehmer die, ver: 
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langte Giftwaare nicht ſelbſt ab, ſo iſt das Gift nur einer demſelben 
angehörigen, von ihm mit einer Anweiſung verſehenen bekannten Per- 
fon zu übergeben. 

11. Jene giftigen Materialien und Präparate, welche von den be— 
fugten Oifthändlern geführt werden Eönnen, aber ausfchließend nur zum 
Arzeneigebrauche dienen, dürfen jedoch auch blos an Apotheker, und an 
feine andern Parteien verfauft werden. 

12. Allen anderen Parteien follen Giftwaaren nur gegen Beibrin: 
gung eines obrigkeitlihen Scheines verabfolgt werden. Diefe Scheine 
find tar: und ftempelfrei in der Hauptftadt von der k. Stadthaupt- 
mannfchaft, auf dem Lande von dem vorgefegten obrigfeitlihen Amte 
oder Magiftrate, jedech blos für ſolche Perfonen auszufertigen, welche 
Gift für ihren Gewerböbetrieb benöthigen. In diefer Befcheinigung 
muß der Ver: und Zuname, der Stand und Aufenthaltsort des 
Giftkäufers, die Art und Menge des zu verfaufenden ®iftes, fo 
wie die Urfache, wozu der Käufer das Gift nöthig hat, genau ange: 
führt fein. 

13. Diefe obrigkeitliben Scheine, fo wie die von Apothefern, 
befannten Künftlern, Fabrifanten und Gewerbsleuten ausgeftellten Anz 
weiszettel find von den Gifthändlern und Erzeugern ſtets zurückzube- 
halten, und bei den über die Giftwaaren zu führenden Vormerkbü— 
chern aufzubewahren, damit bei einem durch Gift veranlaften Unglücks— 
falle hieraus von Seite der Obrigkeit die nöthige Auskunft eingeholt 
werden Fönne. 

14. Ohne Beobachtung diefer Vorfihtsmaßregeln darf Fein Gift 
und feine Giftgattung veratfolgt, noch auch verfhenft werben. Aus 
diefem runde ift auch allen jenen, welche vorgeben, daß fie zur Ver: 
tilgung der Fliegen, Ratten, Mäufe und andern fhädlichen Ihiere, fo 
wie als Arzenei für das Vieh Gift brauchen, die Verabfolgung des: 
felben durchaus zu verweigern, und diefelben auf andere den Menfchen 
unſchädliche Mittel zu verweifen. 

15. Sollte der um ein Gift fih meldende Käufer, er mag mit 
einem obrigkeitlichen Scheine verfehen fein oder nicht, nur im Gering- 
ften verdächtig erfcheinen, fo liegt den Gifthändlern und Erzeugern uns 
ter der firengften Verantwortung und Strafe ob, die Verdachts- 
grunde, ohne den verdächtigen Käufer entweichen zu laſſen, ſogleich 
dem obrigfeitlihen Amte oder dem Magiftrate anzuzeigen. 

16. So wie die Aufbewahrung der Giftiwaaren, darf auch deren 
Verkauf und Verabfolgung nie Lehrlingen oder jedem Gehilfen ohne 
Unterfchied überlaffen, fondern diefelbe muß von dem Gifthändler oder 
Erzeuger, oder einem feiner vertrauteften und verläflichiten Dies 
ner beforgt, und die Giftwaare dem Käufer ſtets verfiegelt, mit der 
Auffchrift: „Gift“ verfehen, übergeben werden. 

17. Segen die Uebertreter der oben erwähnten, bei dem Giftvers 
Faufe genau zu befolgenden Vorfchriften und Vorſichten ift mit den im 
$. 120, 124, 122 und 123 des St. ©. B. über fihwere Polizei: 
Uebertretungen feftgefesten Strafen unnachfichtlic vorzugehen. 
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18. Alle jene Künftler,, Babrifanten, Handwerker und Gewerbs⸗ 
leute, welche zum Betriebe ihres Gewerbes oder fonft zu einem nöthi« 
gen Gebrauche Gift oder giftartige Materialien benothigen, haben 
diefelben forgfältigft aufzubewahren. Der Meifter oder wer fonit bei 
diefem Gewerbe die Leitung auf ſich hat, ift daher ſchuldig, die gifti- 
gen oder giftartigen Materialien ſtets unter feiner Verwahrung zu 
halten. Wird diefe Vorficht verabfaumt, und Fommt Remand hierdurch) 
zu Schaden, fo ift der Schuldtragende nach Weifung des $. 124 des 
&t. ©. B. II. This. zu beftrafen. 

19. Nie und unter feinem Vorwande darf von diefen Gewerbs— 
leuten Gift an Zeinanden überlaffen oder verkauft werden. 

Sollte diefed von irgend einem Gewerbsmanne gefchehen, fo ift er 
ald ein unbefugter Gifthändler zu behandeln. 

20. Damit nicht durch wandernde Krämer oder fogenannte Haufierer, 
welche nicht felten verfchiedene Biftgattungen bei jich führen, zu Unglücks— 
fällen Anlaß gegeben werde, ift auf diefe Leute, vorzüglidy aber auf Aus— 
länder, ein wachfames Auge zu halten, und ihre Waaren zu unter: 
fuchen. Werden bei denfelben giftige oder giftartige Materialien gefun: 
den, fo find diefe Krämer fogleich zu verhaften, fammt ihren Feilſchaf— 
ten zur Unterfuchung einzuliefern, und gegen diefelben nach dem $. 118 
ded St. ©. B. II. Thls. vorzugehen. 

21. Außer jenen Giften, deren Führung und Verkauf ausſchließend 
den befugten Gifthändlern und Erzeugern vorbehalten iſt, gibt es je: 
doch auch noch andere Waaren, welche gleichfalls giftige Eigenfchaften 
haben, und wenn auch in einem geringeren Grade, doch durch eine 
unvorfichtige Benügung gleichfalls fchädlich werden Fönnen. 

22. Die Führung und der Verfauf diefer Giftwaaren bleibt zwar 
zur Bequemlichkeit des Publitums auch fernerhin allen zum Material- 
und Spezereimaarenhandel berechtigten Handelsleuten überlaffen. Zur 
möglichften Verhütung von Unglücksfällen darf jedoch der Kleinverfauf 
diefer Waaren nur an befannte Perfonen Statt finden, und alle diefe 
Waaren mülfen gleichfalls von allen übrigen Handelsartikeln ganz ab» 
gefondert aufbewahrt, fo wie die diesfälligen Gefäße mit einer deutlis 
chen Auffchrift der darin befindlichen Waare bezeichnet werden. 

23. Auch find von allen jenen Künftlern, Fabrifanten, Hand: 
werfern und fonftigen Gewerbsleuten, welche von derlei giftartigen 
Materialien Gebrauch machen, bei deren Aufbewahrung genau diefelben 
Vorſichtsmaßregeln, wie bei den Giften felbft zu beobachten. 

24. Ale jene Handelsleute, Künftler, Fabrikanten, Handwerker 
und Gewerbsleute, welche die eben erwähnten Vorſichtsmaßregeln au⸗ 
fer Acht laſſen, werden mit eben denfelben Strafen, wie jene belegt 
werden, welche bei dem Verkaufe und bei der Aufbewahrung der Gifts 
waaren die vorgefchriebenen Vorfihten aufer Acht laifen. - 

25. Damit nicht aus Unfenntniß giftige oder giftartige Materia: 
lien ohne die nöthige Befchränfung in den Handel kommen, fo dürfen 
Materialwaaren, deren Befchaffenheit noch nicht bekannt ift, fie mögen 
übrigens zum ärztlichen Gebrauche gewidmet fein oder nicht, ohne eine 
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vorhergegangene Unterfuchung der berufenen fachverftändigen Behörde 
nicht in Umlauf gefegt und verkauft werden. Wer diefer Vorfchrift 
zumider handelt, ift gemäß bes $. 125 des St. ©. B. über ſchwere 
Polizei:lebertretungen mit der im $. 122 diefes St. ©. B. beftimmten 
Strafe zu belegen. 

26. Weder die zum Material: und Spezereis-Waarenhandel be: 
fugten Handelsleute, noch irgend ein Anderer darf foldhe Arzeneien 
und Waaren , die blos zum ärztlichen Gebrauche dienen, deren Be: 
reitung und Verkauf eben defihalb zu Folge des hohen HoffanzleirDe- 
cretd vom 26. Mär; 1818, 3. 37,070, nur den öffentlichen Apothe: 
Eern vorbehalten ift, führen und verfaufen. Eben fo wenig dürfen die 
eben erwähnten Handelsleute folhe Kräuter, welche auf inländiſchem 
Boden wachen, und blos ald Arzenei gebraucht werden, weder einzeln 
noch zufammengefegt verfaufen. 

27. Die Fabrikanten chemifchepharmazeutiiher Producte müſſen 
Fünftig bei Erlangung ihrer Befugniffe genau den chemifchen Prozeß, 
nach welchem fie ihre Producte zu jeder Zeit verfertigen wollen, anzeis 
gen. Jedoch bleibt ihnen gemäß des eben angeführten hohen Hofkanzleis 
Decrets die Bereitung und der Verkauf jener chemifch:pharmazeutifchen 
Arzeneiförper, welche den öffentlihen Apothefern ausfchließend vorbe— 
balten find, fo wie jener giftigen Materialien und Präparate gänzlich 
verboten, welche ausfchließend nur von den Apothefern zu bereiten und 
zu verkaufen find, oder nur eine Verwendung zur Vergiftung von Thie- 
ren oder zu anderem Mißbrauche haben. Auch dürfen diefe Fabrikanten 
jene technifch pharmazeutifchen Präparate, deren Haltung und Erzeu: 
gung ihnen geftattet ift, blos unter ihren deutfchen oder altlateinifchen 
Senennungen, keineswegs aber nach den aus dem Difpenfatorium gezo— 
genen Namen anbieten und verkaufen. 

28. Giftkräuter dürfen nur die Apotheker und die zum Gifthans 
del eigends berechtigten Handelsleute führen, daher auch nur an dieſe 
die Giftkräuter von den Sammlern derfelben verkauft werden follen. 
Bei dem Handel mit diefen Kräutern müſſen übrigens alle jene Vor: 
fihtämaßregeln genau beobachtet werden, welche diefe Circular-Ver⸗ 
ordnung den Giftergeugern und Gifthändlern in Hinficht auf den Han: 
del mit den giftigen Materialien und Präparaten vorzeichnet. Ueber» 
dies dürfen aber diefe Giftfräuter, da fie ausfchliefend nur zum Arze— 
neigebrauche dienen, auch von den befugten Gifthändlern blos an 
Apotheker und an Feine anderen Parteien verkauft werden. 

29. Die Außeradhtlaffung diefer Anordnungen ift an den Schuld: 
tragenden nah Maßgabe des F. 120, 121, 122, 123 und 125 des 
Ötrafgefegbuches über ſchwere Polizei-Uebertretungen zu ahnden, und 
alfe jene, welche unbefugt mit diefen Giftfräutern Handel treiben, nach 
dem $. 116, 117 und 118 diefes Strafgefegbuches zu behandeln. 

30. Um eine genaue Befolgung aller diefer Vorfchriften zu er: 
zielen, und zur Kenntniß der wider Vermuthen etwa dennoch vorfom: 
menden Lebertretungsfälle zu gelangen , find fowohl die befugten Gift: 
händler und Gifterzeuger als auch die zum Material- und Spezereis 
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waarenhandel berechtigten Handelsleute, die Fabrikanten technifch phar: 
maceutifcher Präparate und die Kräuterhändler verbunden, ſich au 
den von den Kreid-, Stadt: und Bezirksärzten diesfalld zu pflegen: 
den Unterfuchungen unverweigerlich zu unterziehen. 


456. Hofkanzlei» Decret vom 24. Jänner 1839, 3. 1854, n 
5. Neggd. Ber. vom 21. Mär; 1839, 3. 10,195, an die k. k. 
K. Aemter, die k. k. Pol. Ob, Dir,, die Dir. des k. k. polyted;n, 
Inſtitutes; die &, k. mediz. Facultät; den Wr. Magiftrat und die 
Dominien inner den Linien; ob ber Enns'ſche Reggs. Ver. vom 
19. Febr. 1839, 3. 53475 fteiermärf’fhe Gub. Ver. vom 
22. Febr. 1839, 3. 3004; tirol'ſche Gub. Ver, vom 11. März 
1839, 3. 4245; laibacher Gub. Ber. vom 28. Febr. 1839, 
3. 4099; für Mähren Gub. Der, vom 3, Dez. 1837, 3. 
39,854 und vom 12, April 1839, 3. 13,446; Ver. bes böh: 
mifchen Gub. vom 22. Febr. 1839, 3. 99315 Ber, des galizi- 
fhen Gub, vom 28. Mär; 1839, 3. 14,760. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., Steiermarf, Tirol, 
Krain und Kärnthen, Mähren, Böhmen und Galizien vom 3. 1839,) 


Die k. k. vereinigte Hoffanzlei genehmigte mit dem Decrete vom 
24. Sanuar 1839 eine neue Ausgabe der beiliegenden Tabelle über 
die giftigen Materialien und Präparate, welche mit dem Hofkanzlei— 
decrete vom 23. Zulius 1829 (434) ald Normativ bei dem Ber: 
fchleife diefer Gegenftände von den hierzu berechtigten Handelsleuten 
und Apothekern vorgeichrieben worden ift. 

Insbefondere wurde zur Erleichterung des Verkehres bewilligt, 
daß die in der erften Kathegorie aufgeführten Farben und das Oper: 
ment (auripigmentum) auch in Päcdchen bis zum mindeften Gewichte 
von wenigitens zwei Loth verkauft, und daß die in der 4. Kathegorie 
vorkommenden Farben wegen ihrer minderen ©efährlichfeit von der mit 
Hoffanzleidecrete vom 14. Mai 1829 (460) für alle giftigen Far: 
ben vorgefchriebenen Hindangabe in verfiegelten Päckchen ausgenom: 
men, und der Verfchleig außer den chemifchen Fabriken auch den Mas 
terialiften belaffen werde. 


Beilage. 
. Kathegerie 


Giftige Materialien und Präparate, welche wegen ihrer technifchen 
Anwendung von den zum Giftverfaufe befugten Handelsleuten, oder 
den zu ihrer Bereitung befugten chemilchen Fabrifanten, aber von bei: 
den nur an Parteien, welche derfelben zu ihrem Gewerbe bedürfen, 
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und immer nur unter den, für den Gifthandel beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften verkauft werden dürfen. 


1) Arſenik als Metall, ſeine Oxyde und Säuren, ſo wie die 
daraus entſtehenden Salze und alle natürlichen und künſtlichen Vers 
bindungen besfelben, von was immer für einer Art, fie mögen unter 
irgend einem der folgenden, oder unter einem anderen Namen vors 
Eommen, als a) weißer Arſenik, b) Arjenifalas, ce) Arfenifblumen, 
d) Giftmehl, e) Hüttenrauch, F) arfenige Saure, g) Arfenikfäure, 
h) Firirter Arfenif, Arsenicum fixum, i) Arfeniffaures Kali, k) Ar: 
fenikfaures Natron, I) Arfenikfaurer Ammoniak, m) Arfenikfaurer Kalk, 
n) Pharmakolith (Biftftein), 0) Arfenikfaures Kupfer, p) Scheeli: 
ches Grün, g) Mitisgrün, r) Wienergrün, und alle Benennungen, 
unter welchen dieſe Farbe vorfommt. 8) Dingler's Reservage, t) 
Schwefelarfenif, u) Operment, v) NRaufchgelb, w) Sandaraf, x) 
Nealgar, y) Rother Arfenif, z) Rubin = Arfenik. 2) Queckſilber— 
Chlorid, oder ägendes falzfaured Quedfilber. a) Aesfublimat, oder 
ägendes Queckſilber (Mercurius sublimatus corrosivus, Hydrargy- 
rum murialicum oxydatum. b) Salzſaures Queckjilber - Oryd, 3) 
Rothes Quedfilber » Oryd, Mercurius praecipitatus ruber. 4) Sal: 
peterfaured Queckſilber, Nitras hydrargyri. 5) Mineralifcher Turbith, 
Turpetum minerale, Subsulfas hydrargyri. 6) Antimon » Chlorid, 
Spießglanzbutter, Butyrum antimonii, Murias Stibii. 7) Phosphor. 
8) Salzfaures Goldoryd, mit oder ohne Natron. 9) Knallgold u. dgl. 
10) Höllenftein, Nitras argenti fusus. 11) Spiefglanz > Saffran, 
Crocus antimoni. 12) Weißer Präzipitat, Mercurius praeecipitatus 
albus. 13) Ammoniafh.ältiges fchwefelfaures Kupfer, Cuprum ammo- 
niacale. 14) Künftliher Zinfvitriol, Vitriolum Zinei artificiale. 
15) Hydrojodfaures Kalı und alle übrigen Zodpräparate mit Ausnah— 
me des Jodzinnobers. 16) Blaufäure, Acidum hydrocyanicum. 17) 
Ale Blauſäure enthaltenden ätherifhen Oele und Wälfer, a) von 
Kirfchlorbeer, Laurocerasus, b) von bitteren Mandeln, c) von 
Pfirfihkernen und Pfirfichblättern, d) von Kirfchkernen u. dal. 18) 
Giftige Alkaloiden, als: a) Morphin. b) Streychnin. ce) Veratrin. 
d) Pikrotorin. e) Hyoscyanin. f) Emetin u. f. w und die daraus be= 
reiteten Salze. 19) Lerchenſchwamm, Agaricus albus. 20) Kofelös 
körner, Fifchförner, coculi indiei. 


I. Kathbegorie 


Giftige Materialien und Präparate, welche, da fie ausfchliegend nur 

zum Arzeneigebrauche dienen, von den Kaufleuten auch nur an Kauf⸗ 

leute und Apotheker, aber an Feine andere Partei verfauft werden 
dürfen. 


A. Siftige inländifhe Pflanzen, 


welche fhen in dem für Kräuterhandler erlaffenen Circulare ddo. 2. Oc⸗ 
tober 1813 enthalten find, nämlich: 1) — — Capsula 
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papav, somnif. 2) Schwarzer Nachtichatten, Solanum nigrum. 3) 
Bitterfüßftengel, Caules dulcamarae. 4) Stechapfel, Datura Stra- 
monium. 5) Schwarzes Bilfenfraut, Hyoscyamus niger. 6) Weir 
ßes Bilfenkraut, Hyuseyamus albus. 7) Tollkorn, Lolium temu- 
lentum, 8) Even, Ervum Ervilia. 9) Unechter Gänſefuß, Cheno- 
podium hybridum. 10) Wilder Lattich, Lactuca scariola. 11) Gif— 
tiger Lattich, Lactuea virosa. 12) Kirfchlorbeerblätter, Prunus lau- 
rocerasus. 13) Cinbeere, Paris quadrifolia. 14) Tollkirſche, Atro- 
pa Belladonna. 15) Rother Fingerhut, Digitalis purpurea. 16) 
Wilder Kälberfropf, Chaerophyllum sylvestre. 17) Beraufchender 
Kälberfropf, Chaerophyllum temulentum. 18) Gleiße, Aethusa Cyna- 
pium. 19) Breitblättriger Wafferınerf, Sium latifolium. 20) Schmal: 
blättriger MWaffermerf, Sium angustifolium. 21) Waſſerſchierling, 
Cicuta virosa. 22) Gefleckter Schierling, Conium maculatum. 23) 
Milder Rosmarin, Ledum palustre. 24) Ausdauerndes Bingelfraut, 
Mereurialis perennis. 25) Zaunrübe, Bryonia alba. 26) Rothbee- 
rige Zaunrübe, Bryonia dioica. 27) Zeitlofe, Colchicum autum- 
nale. 28) Bleiwur;, Zahnwurz, Plumbago europaea. 29) Hund: 
wurzen, Cinanchum erectum. 30) Schweinsbrot, Cyclamen euro- 
paeum. 31) Waffernabelfraut, Hydrocotile vulgaris. 32) Saffran- 
gelbe Nebendolde, Oenanthe crocata. 33) Gemeines Froſchkraut, 
Alisma plantago. 34) Gemeine Waldrebe, Clematis vitalba. 35) 
Blaue Waldrebe, Clematis integrifolia. 36) Scharfe MWaldrebe, 
Brennfraut, Clematis flammula. 37) Gerade Waldrebe, Clematis 
erecta. 38) Wolfskraut, Gemeine Oſterluzey, Aristolochia Clema- 
titis. 39) Gemeine Küchenfchelle, Anemone pulsatilla. 40) Schwärz: 
lihe Kuchenfchelle, Anemone pratensis. 41) Waldanemone, Ane- 
mone nemorosa. 42) Schwarze Nießwurzel, Helleborus niger. 
43) Grüne Niefwurzel, Helleborus viridis. 44) Stinkende Nief- 
wurzel, Helleborus foetidus. 45) Weiße Niefwurzel, Veratrum 
album. 46) Dotterblume, Caltha palustris. 47) Sturmhut, Aco- 
nitum, alle Arten desfelben. 48) Gemeiner Kellerhals oder Seidelbaft, 
Daphne Mezereum. 49) Stalienifher Seidelbaſt, Daphne Thy- 
melaea. 50) Smmergrüner Kellerhal$, Daphne Laureola. 51) Ger 
meine Zehrwur;, Arum maculatum. 52) Wolfsmilch, Euphorbia, 
alle Arten desfelben. 53) Hahnenfuß, Ranunculus, alle Arten des: 
felben. 54) Aderrettih, Raphanus Raphanistrum. 55) ©ottesgna= 
denfraut, Gratiola. 56) Haſelwurz, Asarum europaeum. 57) Die 
Rinde und Sproifen ded Hollunders, Cortex interior et turiones 
Sambueci. 58) Wolferlei, Arnica montana. 59) Sebenbaum, Sa- 
biva. 60) Waſſerfenchel, Phellandrium aquaticam. 61) Schwarze 
Shriftwurzel, Veratrum nigrum. 62) Großes Schölffraut, Chelido- 
niam majus. 63) Wurzeln und Blätter des Gift: Sumad, Rhus 
radicans. 64) Eichenblättriger Giftfumah, Rhus toxicodendron. 
65) Wunderbaumförner, Semina Rieini. 66) Meerjwibeln, Scilla 
marina, 67) Mutterforn, Secale cornutum. 
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1) Brechwurzel, Ipecacuanha. 2) Krähenaugen, Nux vomi- 
ca. 3) Ignatiusbohne, Faba S. Ignatii, Igazur. 4) Koloquinten 
Frucht, Cucumis Coloeynthis. 5) Zalappa Wurzel, und Harz. 6) 
Croton Tiglium und Del. 7) Aloe, alle Sorten. 8) Euphorbiun- 
harz, Resina Euphorbii. 9) Scammoniumbar;, Resina Scammo- 
nii. 10) Geoffrea » Rinde, Cortex Geoffreae Surinamensis et Ja- 
maicensis. 11) Sabadillenfaamen, Semina Sabadillae. 12) Läufe: 
faamen, Staphisagria. 13) ©ibirifhe Schneerofe, Rhododendron 
chrysanthemum et ferrugineum, 14) Spigelia, Anthelmia et marilan- 
diea, 15) Mohnfaft, Opium. 


C) Aus dem Thierreide, 
Kanthariden, fpanifche Fliegen, Cantharides. 


IM. KSathbegorie. 


Siftige Materialien und Präparate, welche, da ihre VBereitung und 

ihr Verfauf entweder ausfchließend den Apothefern zufteht, oder foldhe 

nur eine Verwendung zur Vergiftung von Thieren, oder zu anderem 

Mißbrauch haben, die Kaufleute gar nicht führen, und daher auch 
an Niemand verkaufen dürfen. 


1) Arfenikerze, ald: a) Scherbenfobalt, b) Fliegenftein. e) Flie— 
gengift, Mücdengift u. f. w., mobei noch zu bemerken ift, daß man 
fih zu hüten babe, daß unter der Benennung: Kobalt und Kobalt: 
erz, nicht falfcher Scherbenfobalt oder Arfenikerz verkauft werde. 2) 
Auguftarinde, die echte und falfche. 


IV. RKathbegorie, 


Siftige Materialien und Präparate, welche die Handelsleute zwar 
verkaufen dürfen, ohne daß fie gehalten find, die bei der Kathegorie 
Nr. 1 erwähnten, für den Gifthandel beftehenden Vorfchriften bei 
felben zu beobachten, jedoch mit der Vorficht, daß der Kleinverfauf 
nur an befannte Perfonen Statt finde, bei deren Aufbewahrung fie 
ferners eine befondere Aufmerkfamkeit verwenden müffen, um Wer: 
wechslungen und Wermifchungen mit anderen Waaren zu vermeiden. 


1) Rauchende Salpeterfäure, Acidum nitri fumans, vel Aci- 
dum nitrico - nitrosum concentratum. 2) Scheidewaſſer, Aqua for- 
(is, Acidum nitrieum dilutum. 3) Goncentrirte Salpeterfäure, Aci- 
dum nitricum concentratum. 4) Concentrirte Schwefelfäure, Witriol: 
öl, Acidum sulfuricum eoncentratum, Oleum Vitrioli. 5) Con: 
centrirte Salzſäure, Acidum muriaticum eoncentratum. 6) Sauer: 
Eleefäure, Kleeſäure, Zuckerfäure, Oralfäure, Acidum oxalicum. 
7) Uegftein, Lapis causticus, Kali purum, 8) Bleiglätte. 9) Men: 
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nig. 10) Bleiweiß. 11) Bleizuder, Sacharum Satarni. 12) Blei: 
gelb, Massicot. 13) Caffelergelb. 14) Englifhgelb. 15) Neapelgelb. 
16) Ehromgelb. 17) Schwefelſaures Kupfer, oder Kupfer-Vitriol. 
18) Franzoͤſiſcher Grünſpan. 19) Deſtillirter oder kryſtalliſirter Grün: 
ſpan. 20) Zinkvitriol, oder weißer Galizenſtein, sulfas Zinci arti- 
ficialis. 21) Wismuthweiß, Magisterium Bismutbi. 22) Salzſau— 
res Zinn in allen Formen. 23) Zod. 24) Zod:Zinnober. 25) Gum: 
migutt. 26) Zinkoryd, Flores Zinci. 27) Brechweinftein, tartarus 
emeticus vel stibiatus, Tartras lixivae et stibii. 28) Mineralifcher 
Kermes, Kermes minerale. 29) Goldfchwefel, sulfur auratum an- 
timonii. 30) Hydrojodin, faures Kali. 


Vorfhriften über ben Handel mit giftigen Kräutern. 


A3 7. Niederöfterreichifche Regierungd:BVerorbnung vom 22. Juli 
1797, 3. 11,992, an den Br. Magiftrat, die f. k. Pol. Ob. 
Dir. und die vier ka k. K. Aemter, 


(v. Ferro's Samml. der Sanit. Ver. 1. Bd.) 


Das k. k. — erhält in der Mebenlage das Werzeichniß berjeni- 
gen Pflanzen, deren freier Verkauf hiemit verboten, und nur in den 
ordentlichen Apothefen, und in den Haus» Apotheken der Landwund- 
ärzte erlaubet wird, deren Eigenthümern dad Kreisamt einzufchärfen 
hat, daß fie bei dem Verkaufe diefer heftig wirkenden Kräuter mit aller 
nöthigen Worficht verfahren, befonders aber bei dem Merfaufe der 
Koloquinten, derer unvorfihtiger Gebrauch die fhädlichften Folgen 
nach fich ziehen Fann, jene Worfichten gebrauchen, welche bei dem 
Giftverkaufe angewendet werden müffen. 





Unter den eingefchiften Werzeichniffen kommen folgende, als heftig 
wirfende befannte Pflanzen vor: 


Hafelwurzfraut. Sebenbaum. 

Rother Fingerhut. Wolfsmild. 

Brennkraut. Wilder Lattich. 

Bilfenfraut. Aronwurzel. 

Eiſenhütel. Eichenſchwamm. 

Küchenſchelle. Haſelwurzel. 

Gottesgnad. Weiße und ſchwarze la 
Nachtſchatten. Zaunrüben. 


ASS. Niederöfterreichifche Regierungs - Verordnung vom 2, Octo: 
ber 1813, 3. 28,513, an den Wr. Magiftrat, die k.k. Pol. 
Ob. Dir., die vier ka k. K. Aemter und den Sanitäts » Magifter, 


(v. Buldener’s Samml. der Sanit. Ver. 3. Bd.) 
Anſchlüſſiges Verzeichniß erhält der Magiftrat mit dem Bedeu⸗ 
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ten, darüber zu wachen, daß der Werfauf von den darin angefegten 
Dürrfräutern nur unter jenen Modalitäten, welche mit hierortiger Vers 
ordnung vom 22. Zuli 1797, 3. 11,992 (457), feftgefegt worden 
find, Statt habe. 


Verzeichniß 


derjenigen Pflanzen, welche den Dürrkräutlern zum gewöhnlichen Haus- 
verfauf nicht geftattet werden follen. 


Mohnfaamenfapfeln — capsulae papaveris somnifer. 
Schwarzer Nachtfchatten — solanum nigrum. 
Bitterfüß: Stengel — eaules dulcamarae. 

Stechapfel — datura stramonium. 

Schwarzes Bilfenfraut — byoseyam. niger. 


Weißes M) " — mM M albus, 
Tollforn — lolium temulentum. 
Ervenartige Linfen — ervum ervilia. 


Unechter Gänſefuß — chenopodium hybridum. 

Wilder Lattich — lactuca scariola. 

Giftige — u virosa. 

Kirfchlorbeer » Blatter — prunus Jaurocerasus. 

Einbeere — paris quadrifolia. 

Tollfirfhe — atropa belladonna. 

Rother Fingerhut — digitalis purpurea. 

Wilder Kälberfropf — chaerophillum sylvestre. 

Berauſchende „, — u „ temulentum. 

Sleife — aethusa cynapium. 

Breitblättriger Waffermerf — sium latifolium. 

Schmalblättriger — ,„ angustifolium. 

Waſſerſchierling — eicuta virosa. 

Gefleckter Schierling — conium maculatum et conium ersaticum. 

Wilder Rosmarin — ledum palustre. 

Beftändiges Bingelfraut — mercurialis perennis. 

Zaunrübe — bryonia alba. 

Rothbeerige Zaunrübe — bryonia dioica, 

Zeitlofe — Colchicum autunınale. 

Bleiwurz, Zahnwurz — plumbago europen. 

Aundswürger — cynanchum erectum. 

Schweinsbrot — eyclamen europaeum. 

Waſſernabelkraut — hydrocotyle valgaris. 

Mebendolde röhrigte — Oenanthe fistulosa, 
„ſaffrangelbe — R crocata. 

Gemeines Froſchkraut — alisma plantago. 

Gemeine Waldrebe — clematis vitalba. 

Scharfe Waldrebe, Brennkraut: — clematis Aammula. 

Gerade " — clematis erecta. 
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Blaue Waldrebe — clematis integrifolia. 

MWolfsfraut, gemeine Ofterlugey — Aristolochia clematis. 
Gemeine Kuüchenfchelle — anemone pulsatilla. 
Shwärlide — anemone pratensis. 
Maldanemone „ — 2 nemorosa. 

Schwarze Nießwurzel — helleborus niger. 


Grüne J " viridis, 
Stinkende — " foetidus. 
Weiße 5 = J veratrum alhum. 


Dotterblume — caltha palustris. 

Sturmhut — aconitum ſammt allen Arten desſelben. 
Gemeiner Kellerhals — daphne mezereum. 
Seidelbaſt — daphne thymelaea. 

Immergrüner Kellerhals — daphne laureola. 


Gemeine Aronswurz — arum maculatum. 
Wolfsmilch — euphorbium alle Gattungen. 
Hahnenfuß — rannunculus „ " 


Ackerrettich — raphanus raphanistrum. 

Sottesgnadenfraut — gratiola. 

Hafelmur; — asarum europaeum. 

Die Rinde und Sproffen des Hollunders — cortex interior et tu- 
riones sambuci. 

MWohlverlei — arnica. 

Sebenbaum — sabina. 

Waſſerfenchel — phellandrium aquaticum. 

Schwarze Chriftwurzel — veratrum nigrum. 


Johann 9. Sieber 
der mediz. Fakultät d. 3. Dekan. 


A139. Hofkanzlei- Decret vom 9. März; 1826, 3. 6689; mäh— 
rifch = fchlefifche Gub. Ver. vom 31. Mär; 1826, 3. 8271. 


(Prov. Gefegfamml. für Mähren vom 3. 1826.) 


Wenn einerfeitd nicht zu verfennen ift, daß der öffentliche Ver: 
Fauf frifcher, auch getrockneter Kräuter und Wurzeln durch eigene fo: 
genannte Kräuterhändler, dem Publifum, zumal der ärmeren Claffe 
desfelben, in mancher Beziehung Wortheil gewähre, fo ift ed anderer: 
ſeits auch außer allem Zweifel, daß diefer Verkauf durch Mangel hin: 
reihender Kenntniffe oder durch Eigennutz von Seite der Verkäufer 
fehr nachtheilig werden könne. 

Um daher den zu beforgenden Nachtheilen mit entfprechendem Er- 
folge zu begegnen, wird in Gemäßheit h. Hoffanzleidecrets v. 9. Mär; 
d. J., 3. 6689, Nachftehendes verordnet : 

1) Der öffentlihe Kräuterhandel ift ausfchließend nur mit fol: 
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genden Kräutern und Wurzeln, fowohl im frifchen, als im getrocknes 
ten Zuftande erlaubt: 

Bahbungen. Brenneffel. Brunkreß. Cichorie : Kraut und Wurzel. 
Dillen. Ehrenpreis. Eibifh: Kraut und Wurzel. Enzian: Wurzel. Erds 
rauch. Gamanderln. Graswurzel. Gundrum oder Gundelrebe, Huf: 
lattih. Hühnerdarm. Schannesfraut. Iſop. Käspappel. Kalmuswur: 
jel. Kamillen. Kerbelfraut. Klapverrofen. Klettenwurzel. Kraufemün;. 
. Kuttelkraut, fpanifches. Lawendel. Leberfraut, edles. Löffelklraut. Me: 
life. Pappelblüh, fchwarze. Ningelblumen. Nöhrelfraut und Wurzel. 
Röckerl oder Gänfeblume. Roſen. Rosmarin. Salbei. Sauerampfer. 
Schafgarben. Schwarzwurzel. Sfabiofen. Taufendguldenfraut. We— 
gerich, geipister. Weinrauten. MWermuth. 

Alle andern unter was immer für einem Vorwand zu verfaufen, 
ift durchaus verboten. 

2. Mit diefen zum Verkaufe erlaubten Kräutern und Wurzeln 
darf außer der gehörigen Neinigung von Erde, Staub, oder fonft ei: 
nem Unrathe Feine anderweitige Zubereitung vorgenommen werden. 
Sie dürfen folglich nicht zerfchnitten, nody weniger zu Pulver gemacht, 
am allerwenigften mehrere derfelben mit einander vermifcht, und unter 
der Benennung: Thee, Spezies zum Umfchlag, zum Bade u. dal. 
zum Verkaufe gebracht werden, indem folche Zubereitungen und Wer: 
mifchungen hur allein den Apothekern zuftehen, und überdies das Er— 
Eennen derfelben, zumal dem nicht unterrichteten Käufer, wenn nicht 
unmöglich, doch ficher fehr ſchwer gemacht wird. 

3) Das Befugniß zu diefem Kräuterhandel darf von nun an 
Niemand ertheilt werden, welcher fich nicht mit einem Zeugnif aus: 
weifet, daß er fich die vollfommene Kenntniß fowohl aller zum Han— 
del erlaubter Kräuter und Wurzeln, als auch der ihnen ähnlichen, der 
Sefundheit jedoch nachtheiligen Kräuter und Wurzeln eigen gemacht 
babe. 

4) Diefes Zeugniß Fann aber nur derjenige erhalten, welcher in 
der darüber mit ihm vorzunehmenden Prüfung hinlängliche Beweiſe 
jener Kenntniß abgelegt hat. 

5) Diefe Prüfung, welche fich jedoch nur allein auf die Erfennt: 
niß und Unterfcheidung der Kräuter und Wurzeln zu befchränfen hat, 
wird bei dem k. Kreisamte der k. Kreisarzt, in Gegenwart des Stadt: 
phyſikus, oder in Ermanglung bdeifen in Gegenwart eines andern 
Medicinae Doctors und mit Beiziehung eines geprüften Apothefers 
vorzunehmen, und dad von allen Dreien zu unterfertigende Zeugniß 
auszuftellen haben. 

6) Einer gleichen und firengen Prüfung haben fih aud an jenen 
Orten, wo Kräuterhändler beftehen, die von Magiftraten oder von 
der betreffenden Ortsobrigkeit zur Aufficht über dielen wichtigen Ges 
genftand aufzuftellenden Markt- oder Polizeis Aufjeher zu unterzie- 
ben, und hat fich bei diefen die Prüfung auch auf die Kenntniß der 
vom Lande zum Verkauf gebrachten Schwämme zu erftrecfen, indem 
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auch Lei diefem Nahrungsartifel die genauefte Aufficht nicht entbehrt 
werden Fann. 

7) Diefe Auffeher find verpflichtet, alle zum öffentlichen Ver— 
Faufe gebrachten Kräuter und Wurzeln, welche nicht unter den zuvor 
angegebenen und zum Verkauf erlaubten enthalten find, fo wie alle 
für verdächtig erfannten Schwämme fogleih dem Verkäufer abzuneh- 
men und zu vertilgen, auch diefen im wiederholten Betretungsfalle 
dem Magiftrate oder der Ortsobrigfeit zur Amtshandlung anzuzeigen. 

8) Von Zeit zu Zeit, und jedesmal, wenn es von der Polizei« 
behörde oder Ortsobrigkeit nothwendig befunden werden follte, werden 
diefe befugten Aräuterhändler durch einen Magiftratö- oder von einem 
obrigfeitlihen dazu beauftragten Beamten, mit Zuziehung des Stadt: 
phyſikus, oder in Ermanglung deifen, im ®eifein eines Medicinae 
Doctord, und eines der geprüften Marktauffeher unverfehens zu unter: 
ſuchen fein, um ſich die beruhigende Ueberzeugung von dem gefegli- 
chen Beſtande diefes Handels zu verfchaffen. 


(Siehe au) 450 und 4553.) 


VBorfhrift uber den Verfauf gifthaltiger Farben. 


60. Hoffanzlei: Decret vom 14. Mai 1829, 3. 10,575; 
n. d. Reggs. Eirc. vom 26. Mai 1829, 3. 28,754. 


(Prev, Geſetzſamml. für Niederöfterr. vom 3. 18239.) 


Die k. k. vereinte Hoffanzlei hat die Anträge, den Verfauf gift: 
hältiger Farben nur in verfiegelten Päckchen, und überhaupt nur den 
Erzeugern felbft, und zwar unter denjenigen Vorfichten zu geftatten, 
denen der Giftverkauf durch das Negierungs : Circulare vom 29. Zus 
lius 1797 (449) unterzogen worden ift, ferner die Befugnißver— 
leihungen zur Erzeugung chemifcher Waaren auch für das flache Land 
von der Negierung abhängig zu machen, unter dem 14. d. M. zu ge: 
nehmigen befunden. 

Die in diefer legteren Beziehung für Wien erlaffenen Vorfchrif- 
ten haben demnach nunmehr auch für das flache Land ihre Anwen 
dung, daher die Befugnißwerber zur Erzeugung chemifcher Waaren 
nicht nur ihre Kenntniffe in der Chemie ausweifen, fondern auch das 
Verfahren, nach welchem fie jeden Artikel verfertigen wollen, um: 
ftändli angeben, und ein Fabriks-Locale bezeichnen mülfen, das 
in Sanitäts- und anderen öffentlichen Rückſichten gefahrlos erkannt 
wird. 

Die Befiger ſolcher Fabrifsbefugniffe haben alle Vorfichten we— 
gen Befeitigung der Feuersgefahr und wegen Aufbewahrung der Gifte 
genau zu beobachten, ihren Fabrications- Plag ohne Genehmigung 
der Regierung nicht zu verändern, die Babrication auf andere, als 
die ihnen eigens bewilligten chemiſchen »Producte nicht zu erweitern, 
fih den jährlichen ärztlichen Unterfuchungen zu unterziehen, und bie 
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abfallenden Flüſſigkeiten, die mit geſundheitsſchädlichen Subſtanzen 
geſchwängert ſind, nicht auf die Gaſſe oder ſonſt an einen Ort, wo 
das Leben der Menſchen und Thiere gefährdet werden könnte, ſondern 
in eine unzugängliche Grube abzuleiten oder in beſondere Gefäße zu 
ſammeln, und an Orte zu ſchaffen, wo keine Gefahr zu befürchten iſt. 


$. 116. 
Ein Handelömann, oder Krämer, der ein orbentlie Strafe für ie 


liches Kaufgemölbe, oder Laden hat, wenn felber, da teten Han: 
er unbefugt Gift verfaufet, dennoch dasjenige beobachtet, Ak ie Zor- 
was die Gefebe darüber vorfchreiben, ift bei der erften ſten beeb— 
Betretung, nebſt dem Berlufte der Giftwaare, nad 
Berichiedenheit der Wermögensumftände, mit einer Geld- 
ftrafe von fünf und zwanzig bis hundert Gulden zu bele- 

en; bei einem zweiten Falle, nebſt der verdoppelten 
Gelbftrafe, noch mit Arreft von einem Monate zu be- 
Rus das dritte Mal aber feined Handels verluftig zu 
erklären, 


$. 117. 


Hätte ein zum Verkaufe der Giftiwaaren nicht be» Ben Mr 
rechtigter Handeldmann, oder Krämer Gift verkauft, — 
ohne die vorgeſchriebene Vorſicht zu beobachten; ſo iſt 
ſelber ſogleich bei der erſten Betretung ſeines Handels 
verluſtig; und zeigt ſich bei der Unterſuchung, daß der 
unerlaubte Handel auf dieſe Art ſchon durch längere 
Zeit fortgeſeßet worden, oder Jemand ſogar dadurch an 
ſeinem Leben, oder der Geſundheit zu Schaden gekom— 
men; ſo iſt die Strafe nach Wichtigkeit der Umſtände 
und Folgen, ſtrenger Arreſt von einem bis zu ſechs Mo— 
naten. 


(Siehe die Vorſchriften über die * Gifthandel zu beobachtenden Vorſichten 
ei 8. 115.) 


$. 118. 
Wandelnde Krämer, oder ſogenannte Hauſirer, Undefuater San- 


die Ratten oder Mäufepulver, Fliegenfteine, Hütten wanteintenr- 
taub (Hütterih) für dad Vieh, oder andere giftartige """ 
Waaren mit zu Kauf tragen, find, wenn fie betreten Strafe. 


werden, zu verhaften, fammt ihren Beilfehaften zur Un- 
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terfuchung einzuliefern, und nebft dem Verbote fünftig 
zu hauſiren, je nachdem fie den unerlaubten Verkauf 
dur längere Zeit getrieben, dadurch vielleiht auch 
Schaden veranlaffet haben, mit öffentlicher Ausftellung, 
und ftrengem Arrefte von ein bis ſechs Monaten zu be: 


ftrafen. 


Specielle Vorfhriften bezüglich der Schwefelträger 
und Haufierer. 


(Siehe A3 bei $. 109.) 


AG L. Niederöfterreichifche Regierungs » Verordnung vom 31. Aus 
guft 1805, 3. 23,760, an die vier ka k. K. Aemter, Proto- 
Foll3 = Auszug an bie k. k. Bancal: Gefällen - Adminiftration, 


(Alg. polit. Gefegfamml. vom J. 1805.) 


Nachdem bei Gelegenheit der Anzeige des K. Amtes V. U. W. W. 
über den Todfall zweier an zufällig genoffenem Gifte verftorbenen 
Kinder vorgefommen ift, daß vorzüglich die hungarifchen Schwefelträ- 
ger Giftwaaren und Arzeneimittel in das Land bringen; fo bat das 
K. Amt den Ortsobrigkeiten feines Kreisvierteld öftere Unterfuchungen 
diefer herumziehenden Schmwefelträger, und die ftrengfte Behandlung 
im alle einer bei ihnen vorgefundenen Giftwaare aufzutragen. 


A462, Hoffanzlei:Decret vom 20. Zuni 1817, 3. 14,164, an 
ſämmtl. Länderftelen; n. d. Reggs. Ber, vom 3. Suli 1817, 
3. 29,055, an die vier &, k. K, Aemter. 


(Ag. polit. Gefegfamml, vom 3. 1817.) 


Aus Anlaß einer in Steiermark vorgefommenen vorfäglichen Ver⸗ 
giftung mit dem fogenannten gelben Hüttenrauch ift zu Sr. 
Majeftät allerh. Kenntniß gefommen , daß nach verläflichen Erhebun- 
gen die ungarifchen fogenannten Schwefelträger häufig gelben 
und weißen Schwefel mit fih führen, und folhen an Sedermann, 
hauptfählich aber an Pferdefnechte fowohl zum grefien Schaden für 
die Pferde, als felbft zur Gefährdung der menfchlihen Gefundheit 
verfaufen. Dem Kreisamte wird daher in Folge Hofkanzlei » Decretes 
vom 20. d. M. aufgetragen, den Dominien zur ftrengften Pflicht zu 
machen, die Waaren diefer Schwefelträger, welche ſich in ihren Be— 
zirken einfinden, genau zu unterfuchen, und im Falle fie unter fol- 
hen weißen oder gelben Arfenif entdeden, diefe Händler nach 
Vorfchrift des F. 118 des IT. Theils des Geſetzbuches unnachfichtlich 
zu beftrafen, 
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A63. Hofkanzlei: Decret vom 15. Suli 1819, 3. 21,529, 
an fämmtl. Känderftellen; n. 8. Reggs. Circ. vom 12, Aug. 1819, 
3. 29,077; ob der Enns’fche Reggs. Ver. vom 9. Aug. 1819, 
3. 14,830; fleiermärfifche Gub. Gurr, vom 11. Aug. 1819, 3. 
17,465; tirol’fches Gub. Circ, vom 19. Aug. 1819, 3. 17,827; 
mäbrifchefchlefifche Gub, Ver. vom 13. Auguft 1819, 3. 20,395 ; 
böhmifche Sub. Bekanntmachung vom 5. Aug. 1819, 3- 35,620 ; 
galizifche Gub. Ber. vom 9. Mai 1825, 3. 25,782. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. für Nieder : Defterr., Ober- 
Oefterr., Steiermark, Tirol, Mähren und Schlefien, und Böhmen vom 
J. 1819, dann für Galizien vom 3. 1825.) 


Die Fifchförner, auch Kofelskörner (cocculi indiei), find zu 
Folge der Erfahrung und der mit denfelben angeftellten Verſuchen als 
eine der menfchlichen Gefundheit fchadliche und giftige Subftanz er: 
kannt worden. 

Diefe Samen, bekanntlich die Beere einer in Oftindien wachfen: 
den Pflanze, haben einen bitteren, brennend ſcharfen Geſchmack und 
Brechen erregende Eigenfchaften. 

Der Genuß derfelben ift der menfchlichden Gefundheit nachtheilig, 
und zieht nicht nur Ekel, Ohnmacht und Blutflüffe nach ſich, fondern 
er Fann fogar den Tod herbei führen. 

Um Unglücsfällen vorzubeugen, die aus dem unvorfichtigen Ges 
nuffe diefer Sifchkörner für die Menfchen entftchen Eönnten, findet 
die Regierung nothwendig, diefelben eben denjenigen WVorfichten und 
Befchränfungen zu unterziehen, die für die übrigen bekannten Gifts 
waaren vorgefchrieben find, und die in der gedruckten Regierungs: Cirs 
cular » Verordnung vem 29. Zulius 1797 (449) näher befchrieben 
erfcheinen. 

Anöbejondere haben die Obrigfeiten auf die Haufirer ein wach— 
fames Auge zu tragen, da felbe gedachte Fifchkörner theild als Laus— 
mittel, theild zum Fiſchfangen auf dem Lande zu verfaufen pflegen. 

Es haben fih demnach alle mit Giftwaaren zu handeln befugten 
Kaufleute, und fo auch die Apotheker, an die wegen dem Giftwaa— 
ren: Verkauf in der oben angezjogenen Circular » Verordnung feſtge— 
festen WVorfichten genau zu halten, und insbefondere haben die Orts: 
obrigkeiten ftrenge zu wachen, dafs die beftehenden Vorfchriften nicht 
übertreten werden. 


$. 119. 
Bei den Apothefern, und denjenigen Handelöleuten, „Anporfiätig- 
fo zum Handel mit Giftiwaaren ordentlich berechtiget Sirtwertaufe. 


find, ift jede Unterlaffung der Vorfichtigkeiten, welche 
duch die Verordnungen bei dem Giftverfaufe vorge: 


fchrieben werden, ald eine ſchwere Polizei: Webertretung 
zu beftrafen, 
(Siehe $. 115 fammt Novellen.) 


Nihtberehtigung der Apotheker zum Verkaufe des 
Öiftes in größeren Quantitäten. 


A6N. Ob der Enns'ſche Regierungs Verordnung vom 17. Zuli 
1329, 3. 18,925. 


(Prov. Gefegfamml. für Oberöfterreih vom J. 1829.) 


Durch das hehe Hoffanzlei= Decret vom 25. Zuni d. J., 3. 
13,830, wurde beftimmt , daß den Apothekern als folchen keineswegs 
auch ſchon der Giftverfauf in der Art zuftehe, wie er nur von den 
befonders hiezu berechtigten Handelsleuten gegen Erfüllung der gefeg- 
lichen Vorfchriften betrieben werden darf, fondern daß diefelben blos 
en die Verabfolgung der Gifte bei ärztlicher Anordnung befchränft 
ein. 

Dies wird den E. k. ſämmtlichen Kreisämtern und der k. k. Por 
lizeiz Direction mit Beziehung auf das über den Giftverfauf erlaffene 
Negierungs » Circulare vom 1. Zuni 1826, 3. 13,286 (453), als 
Erläuterung der in dem $. 115 und 123, JI. Thls. des Strafgefeg- 
buches enthaltenen Vorfchriften mit der Weiſung bekannt gemacht, die 
Unterbehörden, und durch felbe die Apotheker hiervon in Kenntniß zu 


fegen. 


A635. Hoffanzlei: Decret vom 5. Februar 1835, 3. 2804; 

n. ö. Reggs. Ber, vom 3, Mai 1835, 3. 8500, an bie £ Ef. 

K. Aemter, die E, k. Pol, Ob. Dir,, die medicinifche Fakultät, die 
Dominien inner den Linien Wiend und die Stabtphnfifer, 


(Prev. Sefegfamml. für Niederöfterr. vom J. 1835.) 


Der Giftverfauf darf von Seite der Apsthefer den darüber beſte— 
henden Verordnungen gemäß in Niederöfterreich nur gegen WBerfchreis 
bung eines ausübenden Arztes an Parteien Statt finden, daher den 
Apothekern das Befugniß zum Giftverfaufe auch in größeren Quans 
titäten gegen ärztliche Ordination nicht eingeräumt werden kann, weil 
die ärztlichen Ordinationen ihrer Natur nach blos die Anwendung von 
Biftfubftanzgen zum unmittelbaren Gebrauche der Patienten in einzel: 
nen Erfranfungsfällen, niemals aber eine vorrathöweife Verfchreibung 
von Gift zu einem anderen Gebrauche zum Gegenftande haben Fön: 
nen, wornad der Fall einer auf ärztliche Ordination von Seite der 
Apotheker abzugebenden größeren Giftguantität eigentlich gar nicht ein: 
treten kann, fondern ſich in Fällen des Bedarfs von Gift zum techni= 
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fchen Gebrauche an die zu deſſen Haltung befonders befugten Gewerbs⸗ 
leute gewendet werden muß. 


$. 120. 
Wenn daher Jemanden, der fich nicht nah Vor: „ Lertauf an 


manden ohne 
fchrift durch obrigkeitlichen Schein ausmweifet, Gift, un scsteisen 
ter was immer für einem Vorwande er folches verlanget, Strafe. 
verabfolget worden, ift die Beitrafung das erfte Mal 
fünfzig Gulden; das zweite Mal der WVerluft des Ge- 


werbes. 


g. 121. 
Wird bei der Unterſuchung gefunden, daß über den „_ Unterlaffene 


Giftverkauf entweder das vorgeichtiebene Vormerkbuch Bormertsusee, 
gar nicht geführet, oder nicht auf die Art, wie die dar— 

über beftehende Verordnung vorfchreibt, geführet wor: 

den, fo wird die Berabfäumung das erſte Mal mit 

fünfzig Gulden; das zweite Mal mit hundert Gulden; 

bei weiterer Fortfegung mit dem Verluſte des Gewerbes 

beitrafet. 


(Siehe über die Vorfichten beim Gifthandel die Novellen bei $. 115.) 
$, 122. 


Wenn in der gehörigen Abfonderung der Giftiwaa- _ Nastäfigteit 
ven von den übrigen, wenn in Bezeichnung der Gefäße, Yun um dutee. 
oder in der Verſchließung derfelben Nachlälfigkeiten ent: Fezurs des Bit“ 
decket werden, bleibt derjenige, welcher der Handlung Strafe. 
oder Apotheke vorfteht, dafür verantwortlih. Die bloße 
Berabfäumung der gehörigen Vorfichtigkeit wird bei der 
eriten Betretung mit Fünf und zwanzig Gulden zu be- 
ftrafen, und diefe Strafe bei ferneren Betretungen zu 
verdoppeln fein. 


Berfhliefung der Gifte und Bezeihnung der 
Gefäße. 
Siehe hierüber dad Neggs. Circ. vom 29. Juli 1797, $. 7 
(419) bei $. 115, dann die galizifdye Gub. Ver. vom 11. Zän- 
ner 1820 (452) und die Ver, der ob der Enns'ſchen Regg. 
vom 1. Juni 1826 (453) ebendafeldft, 
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A66. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 27. Sep: 
tember 1821, 3. 38,921. 


(Prov. Sefegfamml. für Böhmen vom 3. 1821.) 


Da mehrere Material-Maarenhändler ungeachtet der Elaren und 
beftimmten Weifung des $. 125 des Strafgefegbuches II. Theils, vor- 
her unbefannte Materialmaaren ohne vorgängiger Prüfung der Behör: 
de veräußern, und mehrere chemifch - pharmaceutifche Arzeneikörper, 
deren Bereitung und Verfauf nah dem Hofkanzleidecrete vom 26. 
März 1818 nur den öffentlichen Apothekern vorbehalten ift, zum Wer: 
faufe ausbieten; fo wird, da hiedurch einerfeit$ der öffentliche Ger 
fundheitszuftand gefährdet werden kann, andererfeits aber die Nechte 
der Apotheker, deren Sicherung fie anzufprechen berechtigt find, beein- 
trächtigt werden, die Weifung erneuert, daß bei jedem vorkommenden 
alle diefer geſetz- und vorfchriftswidrige Vorgang ftrenge geahndet 
werde. 

Um jedoch dem unbefugten Arzeneiverfaufe von Seite der Mate: 
rialwaarenhändler für die Folge zu fteuern, den auf den Bifthandel 
fich beziehenden Vorfchriften die pflichtgemäße Nachachtung zu fichern, 
und den öffentlihen Gefundheitäftand vor den aus dem unbefugten 
Urzeneihandel und der Uebertretung der den Giftverfauf betreffenden 
gefeglihen Anordnungen zu beforgenden Nachtheilen Eräftig zu ver— 
wahren, find die Materialmaaren: und jene Spezereihändler, welche 
Gifte zu führen berechtigt find, gleich den öffentlichen Apothekern nach 
den bejtehenden Vorfchriften, insbefondere aber nach dem $. 18 des 
Amtsunterrichtes für Kreisärzte vom 28, November 1785 einer Uns 
terfuchung zu unterziehen, hiebei wenigſtens darauf zu fehen, ob dieſe 
Handelsleute die Unterfcheidungszeihen der ähnlihen Materialien ge- 
nau Eennen, ob die Bezeichnungen der Gefäße gemäß des 122. S. 
des ©t. ©. B. II. Iheils richtig, die Gifte von anderen Waaren ger 
hörig abgefondert find, und ob fonft alle jene Vorfichten beobachtet 
werden, welche gegen den Irrthum mit dem Verkaufe fhädlicher Waa— 
ren nöthig find. 

Der hierüber aufgenommene Unterfuchungsbefund it der Landes- 
ftelle vorzulegen, die Namen jener Spezereihändler und aller jener 
Handelöleute, welchen Gift oder giftartige Materialien zu führen er- 
laubt ift, bekannt zu machen, und Eünftig, wenn neue ©ifthandel: 
befugniffe verliehen werden, in Prag der mediciniichen Fakultät, auf 
dem Lande den Kreisphyiikern hievon die nöthige Anzeige zu erftatten. 

Zugleich wird auf eine Anzeige der medicinifchen Fakultät, daß 
die Vereitungsart der Blaufäure, welche von dem Sanitätsperfonale 
bie und da als Heilmittel verordnet wird, fehr verfchieden und nad 
den bisher bekannten Bereitungsarten folhen Veränderungen unter: 
worfen fei, welche ihre Wefenheit und Wirkfungsweife bedeutend ver— 
ändern, ohne daß fich diefe Veränderungen durch deutlich in die Sinne 
fallende Erfcheinungen Eund geben, und fich eben defhalb die Gabe 
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dieſes Arzeneiförpers nicht ficher berechnen und beftimmen laſſe, den 
k. Kreisämtern 2c. der Auftrag ertheilt, zur Befeitigung aller aus dem 
unvorfichtigen Gebrauche diefes Heilkörpers zu beforgenden Nachtheile, 
diefe von der medicinifchen Fakultät gemachten Bemerkungen dem ge: 
fammten Sanitätsperfonale des Kreifed mitzutheilen, und demſelben 
die großtmöglichfte Vorfiht und WBehutfamkeit bei der Anwendung 
der Blaufäure ald Heilmittel unter fonft zu gemwärtigender ftrenger 
Ahndung zur Pflicht zu machen. 


AG 7. Niederöfterreichifche Regierungs:Verordnung vom 31. De: 
zember 1818, 3. 50,623, an die k. f. Stabthauptmannfchaft 
und die vier k. k. K. Aemter. 


(Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom 3. 1818.) 


Nahdem vorgekommen ift, daß zwar in den Apotheken die vor= 
zäglihiten Mineralgifte, als der Arſenik, der Sublimat zc. vor: 
ſchriftmäßig in eigenen abgefonderten verfchloffenen Behältniffen aufs 
bewahrt werden, jedoch eben diefe Vorſicht nicht auch rückſichtlich eini— 
ger vegetabilifcher Arzeneiförper und der Präparate aus ihnen, 
bei denen eben fo leicht Verwechslungen und dadurch geführliche Bol: 
gen für das Leben und die Gefundheit entitehen können, beobachtet 
werde; fo wird der (dem) im Anfchluffe das von der medicinifchen 
Fafultät entworfene Verzeichniß der giftigen Argeneiförper und deren 
Praparate in Abfchrift mit dem Auftrage zugeftellet, ſämmtliche Apo- 
thefer anzumweifen, die in diefem Werzeichniffe aufgeführten Gegen— 
ftande, nad) den für den Verkauf der Gifte bereits beftehenden Vor— 
fchriften,, fergfältig verwahrt zu halten. 


Verzeichniß 


jener Arzeneimittel, welche in Apotheken abgeſondert von den übrigen 
und zwar unter Sperre aufbewahrt werden ſollen. 


Acetas plumbi crystallisatus. Murias bydrarg. corrosiv. 
" solutus. Murias hydrarg. mitis. 
Ag. laurocerasi folior. — r ammoniacalis. 
Herb. belladonnae. u stibii. 
Frond. sabinae. 01. folior. persicae. 
Gummires eupborbii. „ sabinae frond. 
Gummiguttae. Oxydul.hydrargyr.ammoniacale. 
Katr. belladonnae herb.  Moscati. 
„ graliolae. Oxydum hydr. rubrum. 
» hyoseyami. Oxymel acruginis. 
„  Opii aquos. Pulvis ggm. Euphorbii. 
stramonii, „ gg. guttae. 
Liquor mercurialis. t # Cantbarid. 


Lügenau’d Gefegfammlung- I. Bd. 33 


Strafe, wann 
Semand da⸗ 
durch zu Scha⸗ 
den gekommen. 
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Pulvis rad. belladonn. et herba. [Tinct. opii simplex. 


Rad. belladonnae. composita. 

Resina jalappae. 

Tartras lixivae s tibiatus. Arſenik und deffen Praparate 

Tinet. cantharid. follen aber unter der unmittelbaren 
„  euphorbii. Sperre des Eigenthümers der Apo—⸗ 
»  eolocynthidum. thefe oder deſſen Stellvertreters 


aufbewahrt fein. 


Zur Vermeidung der Verwechslung der Arzeneien 
find von Seite des Sanitätsperfonales die Benen: 
nungen der Prov. Pharmacopde beizubehalten. 


AGS. Verordnung des böhmifchen Guberniumd vom 3. October 
1820, 3. 22,058. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1820.) 


Aus einer Freisämtlihen Anzeige ift hervorgefommen, daß viele 
Aerzte und? MWundärzte fich neuerer ſtets wechfelnder Benennungen 
pharmaceutifcher Präparate in ihren Arzeneivorfchriften bedienen. 

Da hiedurch zu allerhand Mißgriffen, und die Gefundpeit, ja 
wohl felbft das Leben der Kranken gefährdenden Verwechslungen der 
Arzeneien leicht Anlaß gegeben werden Fönnte, weil die Apotheker, 
zumal jene des flachen Landes, mit den neueren Benennungen nicht 
alle gleich vertraut find; fo erhalten die k. Kreisämter den Auftrag, 
das gejammte Sanitätsperfonale anzumeifen, ſich in den Arzeneivor- 
fhriften Feiner anderen, als der in der Provinzial: Pharmacopoee ent- 
baltenen Benennungen der Arzeneiförper zu bedienen, und denfelben 
den Gebrauch der herfommlichen, durch ihr Altertum ehrwürdigen 
Namen der Arzeneimittel befonders, und das um fo mehr zu empfeh- 
len, als hiedurch allen nachtheiligen Mißverftändniffen auf das wirk— 
famfte und ficherfte begegnet werden Eönnte, da diefe Namen und de= 
ren Bedeutung allgemein bekannt und Zedermann geläufig find. 


$. 123. 


Hätte eine folche Verabfäumung die Folge nach) ſich 
gezogen, daß eine wirklihe Verwechslung mit Giftwaa- 
ven gefchehen, und Jemand dadurch am Leben, oder der 
Gefundheit zu Schaden gekommen; fo ift die Beftrafung 
nah dem in folgendem Paragraphe beitimmten Grade 
auszumeſſen. 
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Bei Gemwerben, melde Gebrauch von Gift, oder  Vorfärift für 


giftartigen Materialien machen, ift der Meifter, oder w 


mer fonft die Leitung auf ſich hat, fchuldig, diefelben zer, St ma 


ftetd unter feiner Verwahrung zu halten. Die Beſtra— 


fung, dafern er diefe WVorfichtigkeit verabfäumet, und tuns. 


Semand dadurch zu Schaden kommt, ift Arreft von ei- 
ner Woche bis drei Monate, der nah Beſchaffenheit 
der Umftände auch dur Faften zu verichärfen fein wird. 


(Siehe die Verordnung vom 29. Zuli 1797 (MUB) bei $. 115.) 


Verpflichtung der Eigenthümer hemifcher Fabriken, 
i welde mit Gift arbeiten. 


A669. Niederöfterreichifche Regierungs: Verordnung vom 5. April 
1823, 3. 10,516, an die E. £, Pol, Ob. Dir., den Wr. Ma: 
giftrat und die Dominien in Wien, 


(Prov. Gefesfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1823.) 


Bei Gelegenheit einer Unterfuhung, welche über einen vorge: 
Fommenen Ball, daß mehrere Perfonen, welche durch den Genuß ei: 
nes, in der Mähe einer hemifchen Fabrik befindlichen, arfenikhältigen 
Brunnenwaflers erfrankt find, gepflogen wurde, ift die Negierung zu 
der Ueberzeugung gelangt, daß die bei der Verleihung von Befugnifs 
fen auf die hemifchen Producte und chemifchen Farben vorgejchriebe: 
nen Vorfihten und Anordnungen wenig oder gar nicht befolgt werden. 

Nachdem aber von der genauen Befolgung diefer dießfälligen Vor: 
fehriften zugleich die Sicherheit für das menfchliche Leben abhängt, 
findet die Negierung für nothwendig, der Herrſchaft die hierüber be= 
ftehenden pofitiven Verordnungen neuerdings in’d Gedächtniß zurück 
zu führen, und diefelbe für die genaue Ueberwachung und Befolgung 
derfelben ftrenge verantwortlich zu machen. 

Nah den beftehenden Vorfchriften, und namentlich nach der 
ftadthauptmannfchaftlihen Werordnung vom 18. Zanuar 1817, ift 
nämlich Zedermann, dem ein Befugniß auf chemifche Farben ertheilt 
wird, verpflichtet, den bei feinem Deftilliv - Apparate befindlichen 
Rauchfang gehörig fegen zu laffen. Er wird ferner auch angewielen, 
den zur Erzeugung der Farben erforderlichen Arfenif, gleich den dar: 
aus verfertigten Farben, in verfchloffenen Behältniffen aufzubewahren, 
wozu die Schluffel in feiner Verwahrung zu bleiben haben, und wo— 
bei er für allen daraus entftehenden Machtheil verantwortlich ift. 

Die abfallenden Flüffigfeiten, die mit Arfeniftheildhen oder an- 
deren der Gefundheit fchädlihen Subftanzen gefhwängert find, bat 
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der Fabrikant nie auf die Gaſſe auszufchütten, fondern in einem ber 
fonderen Faſſe zu fammeln, ‚und diefelbe, gleich den Nachtführern, in 
den Fluß zu fchaffen. 

Auch bat der Befugte den Ort feiner Fabrikation, bei Verluft 
feines Befugniſſes, nicht zu verlaffen, und einen anderen zu wählen. 

Mit einem ferneren Decrete vom 10. Dezember 1803 (450) 
wurde befohlen, daß die Fabrikanten chemifch = pharmaceutifcher Pro- 
ducte in Wien, einer von den Bezirfsärzten vorzunehmenden jährli: 
chen Unterfuchung zu unterziehen feien. Eben fo find ſämmtliche Ortss 
obrigkeiten Wien’s allererft im Jahre 1817 wieder angewiefen worden, 
über die Beobachtung der bei den chemifchen Prozeffen vorgefchriebe: 
nen Mafregeln bei allen, in ihrem Bezirke befindlichen, chemiſchen 
Waarenerzeugern die nöthige Aufficht zu pflegen. 

Die Herrfchaft wird demnach angewiefen, bie in ihrem ortsob— 
rigfeitlichen Bezirke befindlichen chemiſchen Fabrifanten von dem In⸗ 
halte diefer Vorfchriften genau zu unterrichten, jeden entdeckten Unfug 
auf der Stelle abzuitellen, und fich dießfalls nicht felbft eine Vernach— 
läffigung ihrer Amtspflichten, bei fonftiger ftrenger Ahndung, zu Schuls 
den fommen zu laifen. 


Vorfhrift über die Verfendung von Gift. 


70. SHoffanzlei:Decret vom 20. Mai 1840, 3. 13,562, an 
fämmtl. Länderftelen; n, d. Neggs. Ver. vom 18. Suni 1840, 
3. 32,910, an die k. E, Kreisämter; an die k. k. Pol. Ob. Dir. 
und die Dir, des k. E, polytechnifchen SInftitutö; an die k. k. me: 
dicinifche Fakultät, den Wr. Magiftrat und die Dominien in 
Wien; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 6. Suni 1840, 
3. 16,532; fteiermärfifche Gub. Ver, vom 20, Suni 1840, 
3. 9565 ;tirolifched Gub. Decret vom 24. Suni 1840, 3. 13,77 1; 
Laibacher Gub. Ber. vom 19. Juni 1840, 3. 14,613; Ber. 
des mährifc) = fchlefifhen Gub. vom 11. Juni 1840, 3. 24,211; 
böhmifchyes Gub. Decret vom 18. Juni 1840, 3. 32,002; 9a: 
lisifhe Gub. Ver. vom 2. Juli 1840, 3. 39,814. 


(Allg. polit. dann Prov. Gefegfamml. vom 3. 1840, für Nieder⸗ 
Defterr., Ober : Defterr., Steiermarf, Tirol, Krain und Kärnthen, Mäh— 
ren, Böhmen und Galizien.) 


Pad) den genflogenen Erhebungen beftanden bisher für die Ver: 
fendung der Gifte in größern Quantitäten keine befondern Vorfchrif: 
ten, indem die beftehenden gefeglihen Beftimmungen faft ausfchließ: 
lih nur den Giftverfauf im Kleinen betreffen. 

Die Art und Weife, wie die Giftkörper bisher verfendet wurden, 
zeigt fogar bedeutende Mängel; denn, wenn auch die in geringerer 
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Menge im Handel vorkommenden, befonders die Eoftfpieligeren Gifte, 
forgfältig in Gläſern verpackt wurden; fo find hingegen die in großer 
Menge verbrauchten, aber nicht minder gefährlichen Giftkörper, als 
z. B. Arſenik, Merkurialien ıc. in gewöhnlichen Fäſſern, und keines— 
wegs mit der nothwendigen Vorficht verfendet worden. 

Die vereinigte Hoffanzlei hat nun ihr Hauptaugenmerk auf die 
forgfältige Verpackung der Giftkörper bei Verfendungen, um hierdurch 
jede Verftaubung und Verftreuung derfelben zu verhüten, gerichtet, 
und findet dießfalls zur Fünftigen Richtſchnur folgende Vorfchriften 
zu erlaffen: 

Die Verfendung der Giftkörper in größeren Quantitäten hat von 
nun an blos in auf den Snhalt eines Gentners ArfeniE berechneten 
Fäßchen Statt zu finden. Dieje Fäßchen find von etwas ftärferem 
weichen Holje anzufertigen, mit wenigftend 12 mittelft guter Nägel 
befeftigten hölzernen Reifen zu befchlagen, inwendig zuerft mit einer 
nicht allzugroben Leinwand, und dann mit ftarfem Schreibpapiere gut 
ausjukleben. Der obere auch auf eben diefe Art inwendig beflebte Bo— 
den ift nicht, wie gewöhnlich, mittelit Abnahme einiger Reifen einzur 
fügen, weil dadurch die innere Ausklebung wieder zerreißen würde, 
fondern derfelbe ift in den eigens angefertigten Balz einzupaffen; die 
Fugen find mit einem aus einem ©emifche von leimdicken Terpentin 
und Sägefpänen angefertigten Kitt auszuftreihen, und mit einem 
Einlegreife zu befeftigen, welcher mit einigen Nägeln verwahrt, und 
auch mit eben diefem Kitt verftrichen werden muß. 

Das Fäßchen ift von außen mit der Auffchrift „Gift“ zu be= 
zeichnen. 


A71. Hofkanzlei-Decret vom 15. Mai 1841, 3. 14,117, 
an fümmtl, Länderftellen; n. d. Reggs. Ver, vom 18. Juni 1841, 
3. 32,738, an die EEE. K. Aemter, die £, k. Pol, Ob. Dir, 
die mebicinifche Fakultät, den Wr. Magiftrat und die Dominien 
in Wien; fteiermärfifhe Gub, Ber. vom 28. Quni 1841, 
3. 10,521 ; Laibacher Gub. Ber. vom3. Suli 1841, 3. 15,721; 
mährifch-fchlefifche Gub. Eurrende vom 18. Zuni 1841, 3. 24,459; 
böhmifche Gub, Ber. vom 17. Suni 1841, 3. 31,651; galizie 
fhe Gub, Ber. vom 30. Suni 1841, 3. 42,057. 


(Allg. polit. und Prov. Gefegfamml. vom Zahre 1841, für Nieder: 
Defterr., Steiermarf, Krain, Mähren, Böhmen und Oalizien.) 


Bei den bisher erhobenen, durch die Erfahrung gerechtfertigten 
Bedenken gegen die mit Hofdecret vom 20. Mai 1840 (47O) vor: 
gezeichnete Art und Weife, wie die Giftförper in größeren Quantitäs 
ten verpackt und verfendet werden follen, hat ſich die E. k. vereinigte 
Hofkanzlei laut Decretes vom 15. Mai beftimmt gefunden, es von 
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diefer Vorfchrift abfommen zu laffen; dagegen aber dießfalls zur Fünf: 
tigen Befolgung Nachſtehendes verordnet: 

Zur Verpadung der Giftförper in größeren Quantitäten find 
ftatt der bisher angeordneten Fäßchen von nun an eingezapfte Kiften 
ohne Beſchränkung auf ein beftimmtes Gewicht zu nehmen, welche in- 
nen mit ftarfem Papiere zu befleben find ; die Giftförper find in Papier 
gehullt darin einzulegen, die vollen Kiften genau zu verfleben; dann 
ift ein gut paſſender Dedel wie ein Schieber einzufügen, und mit 
Pech, allenfalls unter Zufegung etwas dicken Terpentins verrinnen zu 
laſſen. 


Auf eine ſolche Kiſte iſt „Gift“ zu ſchreiben, und dieſelbe iſt in 
eine zweite größere, ebenfalls eingezapfte, hinlänglich ſtarke Kiſte zu 
fegen, worauf der Deckel zu befeftigen, zwei Neife darüber anzulegen 
und Feine Auffchrift, die auf Gift hinweifet, anzubringen ift. 


$. 185. 
Strafe gegen Der im $. 122 beftimmten Strafe unterliegt jeder 


befannterMate- Handelsmann, der irgend eine fo genannte Material- 
malwaaten. waare, deren Gattung aud ohne eben zum ärztlichen 
Gebrauche gewidmet zu fein, vorher ganz unbefannt war, 
und nicht von der Behörde geprüfet worden, in Umlauf 


feßet. 
$. 126, 
Verfertigung Mer ein verbotene, oder fonft durch feine Beſchaf— 


aaa fenheit verdächtiges Gewehr verfertiget, oder, warn ihm 

he ein Gewehr von folder Beſchaffenheit zur Auöbeflerung 
gebracht wird, dasfelbe nit anhält, und davon der 
Obrigkeit Anzeige macht, foll mit Arreft von drei Ta: 
gen bis zu einem Monate; und wäre mit einem ſolchen 
Gewehre Semand wirklich verwundet oder getödtet wor: 
den, mit ftrengem Arrefte von einem bis drei Monaten 
beitrafet werden. 


Verbotene Waffen. 


a) Zweiſchneidige und zweifpikige SMefer, Stilette, hohl- 
gefchliffene ſtilettartige Meſſer, in Stöchen verborgene De- 
gen und Dolce. 


A72. Patent vom 23. Februar 1754. 
(Codex austriacus IV. Bd.) 
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Wir Maria Therefia ꝛc. ıc. 


Entbieten hier Landes jedermänniglich, befonders aber denen , die 
in dieſer Unferer Haupt: und Nefidenzftadt Wien und derfelben umlies 
genden Vorftädten feß: und wohnhaft find, Unſere Gnade, und ge: 
ben euch hiemit gnädigft zu vernehmen: 

Wargeftalt Unfere Vorfahrer in der Regierung, wegen fchuldiger 
Achtung der zur Erhaltung guter Polizei und Sicherheit aufgeftellten 
Wache verfchiedene heiljame Generalien erlaffen, und noch unterm 
1. Dezember 1724 nachdrücklich verordnet haben, daß wenn fich 
Jemand gegen die allhier aufgeftellte Humor: auch Tag: und Nachtwachte 
mit Worten oder Werken im mindeften vergreifen, fie befchimpfen, oder 
denfelben in allen ihren Amtsverrichtungen, wie auch befonders in Auf 
hebung der Bettler eine Hinderniß zufügen würde, der oder dieſelbe 
von ihnen Wächtern alfogleich ergriffen, und fodann durch feine Ver 
hörde ald Werächter der Iandesfürftlichen Gefege, und Zerftörer des 
gemeinen Nuheftands nach aller Schärfe, auch nach geftalten Dingen, 
am Leibe und Leben geftraft werden follen; deffen unerachtet gibt die 
leidige Erfahrung, daß bdiefer höchft nöthigen Vorſehung Feineswegs 
nachgelebet, fondern derfelben mehrfällig zuwider gehandelt werde; ja, 
es hat fich fogar die Bosheit einiger Leute, welche wegen ihres unru— 
higen Betragens, oder wohl einiger Verbrechen wegen der allgemeinen 
Sicherheit halber zur gefänglichen Haft zu bringen gewefen, fo weit 
erſtrecket, daß felbe nicht nur den Wachen, wenn fie in wirklicher Voll: 
ziehung ihres Amtes begriffen waren, fich freventlich zu widerfegen, 
fondern audy durch tödtlihe Meifer, und andere mörderifche Inſtru— 
mente diefelbe von ſich abzutreiben, und von ihnen fich loszuwickeln er: 
frecht haben. 

Wie denn vor einiger Zeit mehrere von den Sicherheitswächtern 
bei Vollziehung ihrer Amtsverrichtung durch derlei Böfewichte, als fie 
haben angehalten werden wollen , verwundet worden, auch zwei Ru— 
morfoldaten darüber in kurzer Zeit das Leben eingebüfet haben. 

Gleichwie Wir aber diefem vermeffenen Beginnen länger nicht 
nachgeben können, inmafen eine ſolche zu Handhabung des allgemei- 
nen Ruheſtands authoritate publica aufgeftellte, und nichts, denn ihre 
mithabende Befehle vollziehende, mithin allenthalben geheiligte Wache 
von Niemanden, wer der auch immer fei, zu beleidigen, und am al— 
lerwenigften an Erfüllung ihrer Obliegenheit zu hindern ift. 

Afo haben Wir über den Uns in Sachen erftatteten gehorfam: 
ften Vortrag refolviret, daß: 

1. Ob der Eingangs erwähnten wegen geziemender Achtung diefer 
Wache unterm 1. Dezember 1724 ergangenen höchſten Verordnung 
von Unfern nachgefegten Stellen noch fernershin feftiglich gehalten ; dann 

2. Und zwar hauptfächlich zu Hintanhaltung der im Schwunge 
gehenden Widerfegung gegen die Wache mit Meffern und anderen 
verbotenen Inftrumenten, alle diejenigen, welche hinfünftig durch bie 
Wache betreten, und einige fpigige Meffer, oder andere foldhe 
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ſchädliche Inftrumente Terzerole, Piftolen und berglei- 
hen verbotene Gewehre boöhafter Weife bei ſich tragen wür— 
den, das erfte Mal auf 1 Zahr, und im weiteren Betretungsfalle auf 
mehrere Zahre in Eifen und Banden ad opus publicum verfchaffet, 
auch führohin von Feinem Profeffioniften, wer der auch fei, ohne obrigs 
Feitlicher Erlaubniß, unter ſchwerer Beſtrafung zweifchneidige und zwei- 
fpigige Meſſer, Stillete, dreieckichte Klingen, oder ſolche Inftrumente, 
welche zu nichts anderm, als zu einer unerlaubten That gebraucht 
werden können, verfertiget und verfaufet werden follen; dafern aber 

3. Jemand gegen die erkannten Wächter und etwan dabei befindli- 
che gerichtliche Sommiffarios, wenn felbe in functione officii begriffen 
find , derlei oder das Seitengewehr nur zu entblößen fi) erfühnte, ein 
feicher ſoll Tebenslänglih ad labores publicos in Eifen und Banden 
angehalten werben. 

MWogegen Wir jedoch erholte Wächter durch feine Behörde anwei— 
fen laſſen, ohne bezeigender Widerfegung mit Feinen Schlägen oder 
fonft anthuender Schärfe auf die arreftirlich anzuhalten ihnen aufge: 
tragene Leute zu dringen, und fie nicht etwan felbft durch üble Begeg— 
nung zu einer Mothwehr zu verleiten. Im Falle aber 

4. Ein oder der andere Böfewicht der Rumor-, Sicherheits, Tag- 
oder Nachtivache und den gerichtlihen Commiſſarien in Vollziehung 
ihres Amtes ſich nicht allein zu widerfegen, fondern fogar Jemanden 
von ihnen weiteröhin, auch nur im mindeften frevelhaft zu verwunden, 
fi anmaßete, derfelbe foll chne aller Nückfiht durch das Schwert 
vom Leben zum Tode hingerichtet, und wenn nach der gefchehenen Wer: 
wundung bie verwundtete erichtsperfon oder Wachen, gleich oder nach 
einiger Zeitfrift wirklich mit Tod abgehen würde, dem Thäter auch dabei 
die rechte Hand abgehauen, und zu jebmaliger fchleuniger Vollziehung 
des Urtheils, wenn es anders die Umftände zulaffen, ein Standrecht, 
wie Wir erft unterm 19. Suni vorigen Zahres in Anfehung der fals 
ſchen Werber verordnet haben, gehalten, und an diefen Böswichten 
die verwirfte Strafe ohne allen Verſchub vollftrecket werden. 

Solchemnach ift an euch alle und jede Unfer ernftliher und ge= 
meffener Befehl, daf ihr mehr erwähnte, durch landesfürftliche Obrig- 
Feit aufgeftellte Rumor-, Polizei: und Sicherheitswachen auch gericht: 
liche Commiffarien bei allen vorfallenden Gelegenheiten geziemend ach— 
ten und ehren, euch Feiner bedrohlichen Antaftungen gegen diefelben an: 
maßen, vernämlich aber aller Thätigkeiten, wenn fie in wirklicher Voll⸗ 
ziehung ihres Amtes begriffen find, wie auch von boshafter Tragung, 
Verfertigung und Werfaufung des obangeführten verbotenen Geweh— 
red bei Unferer ſchweren Ungnade, und den fonft zu gewarten habenden 
Strafen in allmege euch enthalten follet. 

Gegeben in Unferer Eaiferl. Eönigl. Haupt: und Nefidenzftadt 
Wien den 23. Monatstag Februarii 1754. 
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A 73. Patent für Oeſterreich ob der Enns vom 4. November 
1760. 


(Codex austriacus VI. Bd.) 


Entbiete allen und jeden, weſſen Standes und Würde, auch un: 
ter was immer für Zurisdiction diefelben gehörig fein mögen, meinen 
refpectiven Dienft und Gruß im guten Willen zuvor: Und gebe hier» 
mit zu vernehmen: Es fei zwar zu verfchiedenenmalen durch öffentli= 
chen Irommelfchlag Fund gemacht worden, wie daß fich Feiner gegen 
die allhier aufgeftellte Sicherheits-, Tag: und Nachtwache mit Worten 
oder Werfen im mindeften vergreifen , fie befchimpfen, derfelben in al— 
len ihren Amtsverrichtungen einige Hinderniffe zufügen, am allerınin= 
deften aber unterfangen felle, im Falle fie Jemand wegen der allge: 
meinen Sicherheit zur gefänglichen Verhaft bringen wollte, fich fre: 
ventlich zu widerfegen , felbe mit Entblößung des Seitengewehres oder 
anderen tödtlichen Inftrumenten abzutreiben. 

Sleihwie aber in Anbetracht ein und anderer bisher ſich geäu— 
ßerter Vorfallenheit um fo mehrer erforderlich fein will, fothane Ver: 
ordnung republiciren zu laffen,, als eine folche zu Handhabung des all: 
gemeinen Nuheftandes authoritate publica aufgeftelte, und nichts 
denn ihre mithabende Befehle vollziehende Wache von Niemand, wer 
der auch immer fei, zu beleidigen, und am allerwenigften an Erfül: 
lung ihrer Obligenheit zu hindern ift. 

So will man denn im Namen Unferer allergnädigften Kaiferin 
Königin, Erblandesfürftin und Frau Frau, anmit gefegmäßig verord= 
net haben, daf und zum Falle fich 

1. Einer erfrechen follte, zur Ausführung fothaner boshaften 
Vorhaben einige fpigige Meffer, oder andere folche fchädliche In— 
firumente, Terzerole, Piftolen und dergleihen verbo- 
tenes Gewehr bei fih zu führen, berfelbe das erfte Mal auf ein 
Jahr und im weiteren Betretungsfalle auf mehrere Zahre in Eifen und 
Banden ad opus publicum verfchaffet, auch fürohin von Feinem Pro— 
feflioniften ohne obrigkeitliher Erlaubnig, unter ſchwerer VBeftrafung, 
zweifchneidige und zweiſpitzige Meffer, Stillete, dreieckichte Klingen, 
oder folche Snftrumente, welche zu nichtd anders, ald zu einer unerr 
laubten That gebracht werden Fonnen , verfertiget und verfaufet wer— 
den follen. Wenn aber 

2. Sich Jemand erfühnete, der in ihrer Amtshandlung begriffe- 
nen Wache fich gewaltthätig zu widerfegen, oder fein Seitengewehr zu 
entblößen, ein folder foll auf zwei, oder nach geftalten Dingen auf 
drei Zahre zur öffentlichen Arbeit in Eifen angehalten werden. 

Wogegen man auch die Wache durch ihre Behörde wird anwei— 
fen laffen, die anzuhalten habende Teute ohne bezeigende Widerfegung 
mit Feinen Schlägen, oder fonft unanftändiger Schärfe in Verhaft zu 
bringen. Sollte fich weiters 
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3. Bei derlei MWiderfegung einige gefliffentlihe Zufammenrotti- 
rung äußern, fo wird man folche nicht anderft, als öffentliche Ruheſtö— 
rer anfehen, und wider felbe die diesfalls fürgefehene Beftrafungen 
allerdings verhängen. Nicht minder auch) 

4. Falls fi bei der Widerfegung Verwundungen oder wohl gar 
Todtfchläge ergäben, nach den Griminalrechten oder nach befchaffenen 
Umftänden cum exasperatione der ordinari Strafen auf das ſchär— 
fefte fürgehen. 

Nah welchen fi alfo alle und jede, was Standes und Würde 
fie immer feien, ob fie in oder außer einer Livree ftehen, genaueft zu 
achten, die mehrerwähnte Sicherheitäiwachen, auch gerichtliche Commiſſa⸗ 
rien bei allen vorfallenden Gelegenheiten geziemend zu achten, und von 
allen bedrohlichen Antaftungen, oder Widerfegungen bei anfonft auf ſich 
ladenden ſchweren Beftrafungen zu hüten wilfen werden. 


AZ. Verordnung ber Landeshauptmannfchaft in Kärnthen vom 
18. Zuli 1794. 


(Allg. polit. Sefegfamml. vom $. 1794.) 


Die vor einiger Zeit nächit Klagenfurt im Landgerichte Magereck 
vorgegangene Verwundung zweier Perfonen- vermittelt eines hohl: 
geſchliffenen ftilletartigenMeffers, dienet zum Beweiſe, 
daß die beftehenden Verbote dergleichen Meffer zu verfertigen, zu vers 
Faufen und zu gebrauchen, nicht genugfam beobachtet werden. Diefel- 
ben werden daher hiermit erneuert, mit dem Zufage, daß jede entdeckte 
Uebertretung mit der empfindlichften Strafe belegt werden fell. Den 
fammtlihen Obrigfeiten aber wird aufgetragen, forgfältig darüber zu 
wachen, und jeden Uebertreter fogleich dem Kreisamte anzuzeugen. 


N73. Hoffanzleis:Decret vom 11. Auguft 1798, 3. 13,310; 

n. d, Reggd. Ver. vom 15. October 1799, 3. 19,734, an bie 

vier K. Aemter, die k. k. Pol. Ob. Dir., den Wr. Magiftrat und 
die Dominien inner den Linien. 


(Fauller's Handbuch 4. Bd.) 


Dur Hofdecret wird verordnet, daß, ba vermöge Öeneralien 
vom 1. Dezember 1724, dann gemäß des nn vom 23. Hornung 
1754 (472) die Verfertigung fo wie das Tragen verborgener Degen 
und Stillete unter fcharfer Sa verbeten ift, diefe Verbote genau 
befolgt werden follen. 


4 76. HofkanzleisDecret vom 21. November 1815, 3. 20,892; 
böhm. Gub, Ver. vom 15. Dez. 1815. 


(Borſchitzky's Handbuch über ſchwere PolizeisHebertretungen.) 
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Nach einer der F. E. Hoffanzlei von der k. F. Polizeihofftelle gemachten 
Eröffnung, nimmt das DVerfertigen und Tragen verbotener und verborge- 
ner Waffen, ald der Stillete, Dolde, zweifhneidigen 
Meffer, vorzüglihaberder Degenſtöcke neuerdings fehr überhand, 
und ed machen Stillete und Degenftöce fogar einen Handelsartikel 
aus. Da nun dem Werfertigen und Tragen ſolcher Waffen die Un: 
kenntniß des Verbotes zu Grund liegen dürfte, indem das diesfällige 
Verbot fih theild auf die Generalien vom 1. Dezember 1724, theils 
auf das Patent vom 23. Februar 1754 (472) gründet, und bei der 
feith*r nicht erfolgten Republifation diefer Worfchriften füglich in Ver— 
geffetheit gerathen Fönnte, fo wird den k. Kreisämtern aufgetragen, 
die in diefer Hinficht beftehenden WVorfchriften zu republiciren, und 
über deren genauen Befolg zu wachen, daß Fein Verkehr mit diefen 
die öffentliche Sicherheit gefährdenden MWaffengeräthen getrieben werde, 
in welcher Beziehung daher gegen Gewerbs: und Handelsleute, die 
folche verfertigen oder veräußern, die gehörige Amtshandlung einzulei: 
ten iſt. 


b) Stodhflinten und Percuſſionsſtöcke. 


A77. Verordnung der ob der Enns’fhen Regierung vom 15. 
Mär; 1832, 3. 5825. 


(Prov. Gefegfamml. für Ober: Defterreich vom 3. 1832.) 


Ein Büchfenmacher in Salzburg hat eine Gattung Schiefi » Ge: 
wehr=- Stöcke erfunden und verfertigt, welche folgendermaßen con⸗ 
ftruirt find: 

Das Nohr ift gewöhnlich von Meffing oder auch Eifen gelöthet, 
hat ein fehr kleines Galiber, gleich einem Bolzbüchfenlaufe und eine 
Länge von 29—30 Zoll. Diefes Rohr ift mit von außen politirtem 
Holze überzogen, und unten wird ein meffingener Zwinger angefchraubt, 
der herabzjunehmen ift. Oben ift das Rohr mit einem Gewinde verfe- 
hen, woran dann das Percufionsfchloß gefchraubt ift. Dieſes Schloß 
ift nämlich ein Cylinder gleih der Größe und Weite des ganzen Roh— 
res. In diefem Cplinder ift von innen eine Spiralfeder angebracht, 
welche von aufen durch einen Drucker zurückgeprefit, und dann mittelft 
eined angebrachten Züngeld feftgehalten, und dann auch losgedrückt 
werden Fann. Auf diefen Cylinder wird eine Krücke von Horn ge: 
fchraubt, fo daß das Ganze hiernach einem Spazierftocke gleicht. Der 
Druder und das Züngel find am Schloß-Cylinder von aufen fichtbar. 

Da nun diefe Waffe ſowohl nach ihrer VBefchreibung und ihrem 
Anblicke ald nach der Aeußerung Sachverftändiger unter die verbächtis 
gen und verborgenen Gewehre gehört, fo wäre fie fehon nach den be- 
ftehenden allgemeinen Worfchriften als ein verbotenes Gewehr anzufe: 
ben, und bei ihrem Workommen als ſolches zu behandeln. Da fie je: 
doch in größerer Anzahl bereits verfertiget worden, fo findet die Re— 
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gierung auch ein fpezielles Verbot derfelben angemeffen, und die k. k. 
Kreisämter werden daher angewielen, diefes Verbot nebft der obigen 
Befchreibung Fund zu machen, und in der Art handzuhaben, daß diefe 
Sewehrftöcde bei Vermeidung der gefeglichen Strafe weder verfertigt, 
noch verkauft oder getragen werden. 


ATS. Verordnung des fleiermärkfifhen Guberniums vom 19, No: 
vember 1834, 3. 18,647. 


(Steiermärfifche Prov. Geſetzſamml. vom J. 1834.) 


Obgleich die fogenannten Stocdflinten, wie Jedermann aus 
deren Befchaffenheit leicht zu erfennen verinag, unter die verdächtigen 
Gewehre gehören, von denen die Beftimmungen des $. 126 des II. 
Thls. St, ©. B. ohnehin gelten; fo findet fid das Gubernium den: 
noch durch die in legterer Zeit gemachten Wahrnehmungen bewogen, 
die Verfertigung und den Verfauf diefer Gattung von Gewehren hier: 
mit ausdrücklich und allgemein zu verbieten. 

Die Unterbehörden werden beauftragt , die Befolgung diefed Ver- 
botes ftrenge zu überwachen, und gegen die Lebertreter nach den Be: 
ſtimmungen des Strafgefegbuches IT. TIheiles das Amt zu pflegen. 


A79. Weifung der F. k. oberften Polizei: und Genfur-Hofftelle vom 
26. Februar 1836 5 fteiermärkifche Gub. Ver. vom 6. März 1836, 
3.3554; Ver. des Laibadyer Gub. vom 4. März; 1836, 3. 506 ; 
Ver. de3 böhmifchen Gub, vom 25. Februar 1836, 3. 8073 in 
Folge Hofkanzlei:Decr, vom 5. Februar 1836, 3. 2511. 


(Prov. Geſetzſamml. für Steiermarf, Kärnthen und Böhmen vom 
J. 1836.) 


Da fih die Beſorgniß ergibt, daß die neu erfundenen, auf der 
legten Leipziger Meffe häufig in Verkehr gebrachten fogenannten Per: 
cuffionsftöde oder Stodflinten indie £. E. Staaten offen 
oder heimlich eingeführt und dafelbit veräußert, oder daß fie im k. k. 
Gebiete verfertigt werden Fönnten , fo werden in Folge hohen Erlaffes 
der k. k. Polizeihofftelle vom 26. Februar 1836 die Gefege — durch 
welche die DVerfertigung, fo wie der Verkauf und das Tragen von 
Stilleten, Dolchen, zweifchneidigen Meffern , vorzüglich aber von De: 
genftöcken, dann von anderen heimlichen und verborgenen Waffen in 
den E. k. Staaten, in welche Cathegorie verbotener Waffen die ober: 
wähnten Percuflionsftöcde oder Stocflinten ungezweifelt gehören, vor— 
längft unterfagt wurden, — neuerlich in Erinnerung gebracht, und es 
wird den k. k. Kreisämtern die ftrengfte Handhabung diefes Werbotes, 
deſſen Giltigkeit fih auch auf die in Frage begriffenen Percuffionsfto- 
cke zu erſtrecken hat, zur befonderen Pflicht gemacht. 
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ce) Windbüchſen. 


ASO. Berorbnung vom 19. Februar 1766, für Defterreich ob 
ber Enns. 


(Codex austriacus Bd. 6.) 


Unzuzeigen. Es ift bei diefer E. k. Landeshauptmannjchaft die 
Anzeige geſchehen, wienach hier Landes die Windbüchfen, woraus 
man Bleifugeln zu ſchießen pfleget, dergejtalt überhand nehmen, doß 
deren eine mehrere Anzahl in verfchiedenen Orten auch bei Leuten 
von gemeiner Gattung, und fogar auf dem Lande bei der Bauerfhaft 
anzutreffen feien. Gleichwie aber aus dergleichen Geſchoſſen allerlei Un: 
gemach gar leicht entftehen Fanın, welches bejonders bei den dein ver: 
botenen Wildfchieien ergebenen Leuten zu beforgen ift, maßen diefe 
Leute, nachdem die Windbüchfen zum heimlichen Wildfchießen fehr be— 
quem, fich derfelben defto freier gebrauchen, je weniger fie andurch in 
ihrem treibenden diesfälligen Unfuge verrathen werden. 

Als wird gefammten Herrfchaften und Obrigfeiten anbefohlen, ihren 
Büchſenmachern, und die etwa fonften Windbüchfen zu machen be: 
rechtigt, ernftgemeffen anzubefehlen,, daß fie ohne obrigkeitlihen Vor: 
bewußt und Erlaubniß den Leuten von minderer Gattung und der 
Bauerfchaft dergleichen Gefchoß bei 24 Neichsthaler Strafe nicht ver- 
fertigen follen, da hiernächft fie, Herrfchaften und Obrigfeiten,, jene 
Profeflioniften, fo Windbüchſen zu machen nicht berechtigt, dennoch 
aber dergleichen zu verfertigen fih anmaßten, im Betretungsfalle mit 
ebenmäßigen 24 Neichsthalern Strafe zu belegen, auch die in diefem, 
oder im erfteren alle verfertigte Windbüchfen, wo folhe immer ange: 
troffen würden, wegzunehmen hätten. 


AS L. Hofdecret vom 2. September 1796. 


(Fauller's Gefege für die Polizei-Verwaltung ; Kudler's Erklärung 
des IT. Ihls des St. ©. 2.) 


Da feit geraumer Zeit der Gebrauch der in Stöden Fünft: 
lih verborgenen Degen, Dolche und fogar Windbüch— 
fen überhand zu nehmen beginnt, fo foll, um diefem ſowohl in Ber 
zug auf die Private als nach Umftänden felbft auf die innere öffentliche 
Sicherheit bedenklihen Unfuge zu fleuern, zumal, da die Tragung 
beimlicher Gewehre überhaupt, ſchon vorlängft durch mehrere Hofver- 
ordnungen fchärfeftens verboten ift, den Handwerkern, die fih mit des 
ren Verfertigung abgeben, ohne jedoch eine öffentliche Kundmachung 
zu veranlaffen,, die fernere Fabrizirung ftreng unterfagt, und ihnen, 
fo wie den damit WVerfchleifi treibenden Handelsleuten bei unnachjicht: 
licher Sonfiscirung, Zucthausftrafe und nad Befund auch Verluft 
ihrer Befugniſſe zur Pflicht gemacht werden, von nun an Fein feldhes 
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Gewehr, an wen immer hintan zu geben, der nicht mit einer ausdrück- 
lihen Erlaubniß von der Polizei ſich ausjumeifen vermag. 


AS2. Hoffanzlei:Decret vom 30. September 1802, 3. 977, 

an ſämmtliche Länderftellen; n. d. Reggs. Ber. vom 22. Oct. 

1802, 3 19,392, an fümmtl, Unterbehörden, kundgemacht in 

Steiermark am 9., in Böhmen, am 11. in Weftgalizien und Kärnthen 
am 15. und in Nieder:Defterreih am 22. Oct. 1802. 


(Allg. polit. Geſetzſamml. vom J. 1802.) 


Um den fo vielfältigen Unglücsfällen vorzubeugen, welche durch 
die Windbücfen veranlaft werden, die nur mit den bisher übli- 
chen Handpumpen verfehen find, ift nöthig befunden worden , diefe 
gleich erwähnte Art von Windbüchfen allgemein zu verbieten. 

Diefes allgemeine Verbot wird hiemit zu Jedermanns Wilfenfchaft 
und Nachachtung mit dem Beifage bekannt gemacht, daß von nun an 
nur die Verfertigung folder Windbüchfen, die mit der fogenannten 
Pumpmafcdine verfehen find, geftattet werde, und daß auch bei jeder 
Reparirung der alten Windbuchfen, die Pumpmaſchine nachgefchafft 
werden müſſe. 


Das Waffentragen oder deren Befig ift jedod Feine 
ſchwere PolizeisWebertretung. 


(Siehe 22 in der Einleitung zum Strafgeſetze.) 


AS3. Hoffanzlei:Decret vom 23. Jänner 1829, 3. 1717, an 
das tirolifche Gubernium; Ver, des leßteren vom 13. März; 1831. 


(Prov. Sefegfamml. für Tirol vom 3. 1831.) 


Da einige Unterbehörden ausgefprochen haben, daß nad) $. 9 
des allerhöchften Warfenpatentes der alleinige Befig der gewöhnlichen 
Waffen aus dem Grunde Feiner Strafe unterliege, weil im gedachten 
$. nur das Waffentragen unterfagt ift, und derlei nicht gleichformige 
Ausſprüche einigen Unterthanen Anlaß zu Zweifeln geben Eönnten, ob 
der Beſitz der Waffen ftrafbar fei, hat die hohe E. E. vereinte Hoffanzr 
lei mit Beziehung auf die mit Decret vom 19. Dezember 1328, 
3. 23,151, an die Yandesitellen Mn Mailand und Venedig erlaifene, und 
unterm 23. Jänner 1829, 3. 1717 dem hiefigen E. k. Gubernium 
mitgetheilte Erläuterung, in Folge deren das Geſetz zwiichen dem allei: 
nigen Beige, der Iragung oder dem Gebrauche der Waffen Feinen Un- 
terfchied macht, mit hohem Decrete vom 26. Februar l. J., 3. 2326 
anzuordnen geruhet, es jolle zur allgemeinen Kenntniß kundgemacht 
werden, daß nicht nur allein das Warfentragen, fondern auch fchon der 
Beſitz der gewöhnlichen Feuergewehre dem vom $. 9 des Waffenpaten- 
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tes vorgefchriebenen Arrefte von 1 bis 6 Monaten und der allfälligen 
Confiscation der Waffe unterliege, welches hiermit zur genaueften Nach— 
achtung Eundgegeben wird. 


$. 127. 


Säger, oder wer fonft zu Haus geladened Gewehr z 


Unterlaffene 


erwahrung ae: 


bat, find verpflichtet, felbes vor Kindern, und andern Iedener Geweb- 


unvorfihhtigen und unerfahrnen Perfonen zu verwahren. 
Wird diefe Sorgfalt vernachläffiget, und Eommt Jemand 
dadurch zu Schaden; fo ift die Strafe Arreſt von einer 
Woche bis zu einem Monate, welcher nah Maß der grö— 
ßeren Nachläſſigkeit noch verfchärft; und wenn Jemand 
ſchwerer verwundet, oder getödtet worden, in ftrengen 
Arreft verwandelt werden foll. 


Befondere Vorfhriften in Beziehung auf Gewehre 


ASA. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 3. Sep— 
tember 1797. 


(Kanka's und Borſchitzky's Handbuch.) 


Die geladenen Gewehre find bei Nachhaufefunft von der Jagd, 
oder fonftiger Gelegenheit unter fcharfer Ahndung entweder auszu— 
hießen, oder die Ladung auszjuziehen, oder falld zur Worficht die 
Beibehaltung eines geladenen Gewehres nothwendig wäre, foldhes der— 
geftalt zu verwahren, damit überhaupt und befonders für die Kinder 
alle Gefahr befeitigt, und Niemand durch Unbehutfamkeit oder ‚Nach: 
läffigkeit beſchädigt werde. 


ASS. Berordnung des Löhmifchen Guberniums vom 25. Aus 
guft 1802. 
(Kanka’s und Borſchitzky's Handbuch.) 


Die beftehende Vererdnung vom 3. September 1797 (4854), 
geladene Feuergewehre, falls derfelben Beibehaltung zur Vorficht noth- 
wendig wäre, dergeftalt zu verwahren, damit überhaupt und beionders 
für die Kinder alle Gefahr befeitigt, und Niemand durch Unbehut- 
ſamkeit oder Nachläffigkeit befchadiget werde, ift nach neuerlich ereig- 
netem traurigen Falle, wo ein Knabe von feinem Gefpielen erfchoflen 
worden , mit dem Beifage zu republiciren, daß doch einmal die Beſi—⸗ 
ger der Feuergewehre durch fo viele ‚Unglücksfälle gewarnt, fi ed ans 
gelegen fein laſſen follen, ihre Feuergewehre, falls fie diefelben unum— 
gänglih nothiwendig haben mülfen, forgfältiger zu verwahren, um 


Strafe. 


528 $. 128 — 129. 


nicht das Leben ihrer Mitmenfchen durch ihre Unvorfichtigkeit und Sorg⸗ 
lofigfeit in Gefahr zu ſetzen. 


$. 128. 


IR Gleiche Strafe ift, nad Maß der ſchädlichen Fol 
aerätung ge gegen denjenigen zu erkennen, der ohne böfe Abſicht 
* 
gegen Jemanden ein Gewehr abdrückt, ohne ſich vorher 

verſichert zu haben, daß es nicht geladen iſt. 


$. 129. 
Unribtige An« Wer bei der Zodtenbefichtigung die Zeit, da Jemand 


Kine en, Ft geftorben ift, unrichtig anzeiget, und dadurch veranlaffet, 


Strafe. daß der Verftorbene früher begraben, oder zergliedert 
wird, ald, um der Begrabung und Eröffnung der Schein: 
todten zuvorzukommen, gefeglih vorgefchrieben ift, foll 
mit ſtrengem Arreſte von einem. bis ſechs Monaten be— 
ftrafet werden. 


Vorfhriften über den Zeitpunkt der Beerdigung der 
Leihen, dann über die Organifirung der Todtenbe- 
[hau überhaupt. 


Sn der erften Beziehung enthalten ſchon das Hofrefeript vom 
13. Dezember 1753 (486), das Hofrefcript vom 13. Dez. 1755 
(487), dann jenes vom 31. Zänner 1756 (438) die allgemeine 
Weifung, daß fein Verftorbener vor Ablauf von 48 Stunden begra- 
ben werden folle. Das legtere Reſcript enthält zwar gleichzeitig die 
Anordnung, daß auch Feine Leiheneröffnung oder Zergliederung 
vor zweimal 24 Stunden vorgenoinmen werden dürfe, allein die n.o. 
Reggs. Ver. vom 9. Juni 1804 (Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 
3. 1804) geftattet wenigftens in Niederöfterreich in befonders dringen= 
den Fällen noch vor 24 Stunden, in allen übrigen Fällen aber nad 
24 Stunden die Reicheneröffnug. Cine weitere Ausnahme bezüglich der 
Eröffnung der Leichen geftattet die Verordnung vom 2. April 1757 
(439) bei Schwangeren zur Erhaltung der Leibesfrucht. Die Beer: 
digung vor 48 Stunden geftattet in einzelnen Fällen die Verordnung 
vom 2. Zuli 1757 (49O). In Bezug auf die Todtenbefhau 
find bis zum Zahre 1796 am wichtigften die Verordnung vom 1. Aug. 
1766 (ABU), das Hofdecret vom 30. Mär; 1770 (492), fo wie 
die Verordnung vom 31. Dez. 1782 (49 3). Nach diefem Zeitpuncte 
erfloffen für Niederöfterreich das Hofdecret vom 17. November 
1796, n. 6. Reggs. Ver. vom 10. De;. 1796, 3. 21,419, (allg. polit. 
Geſetzſamml. vom 3.1796), die n. 6. Neggs. Ver. vom 5. April 180Q 
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und vom 18. April 1824 (494) *), für Oberofterreich die ob 
der Enns'fche Neggs. Ver. vom 18. März 1816, vom 29. Mai 1818, 
3. 9578, und vom 22. Mär; 1825, 3. 7646 (Prov. Geſetzſamml. 
für Oberöfterr. vom 3. 1825), für Illyrien die Hof-Ver. vom 
23. April 1796 (Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom 3.1796), dann 
die illyriſche Gub. Ver. vom 11. April 1823, 3. 4482 (Prov. Geſetz⸗ 
famml. für IUyrien vom 3. 1823), für Tirol die Gub. Ver, vom 
3. April 1829 (Prov. Gefegfamml. für Tirol vom 3. 1829), für 
das Triefter Gouvernement die Gub. Ver. des legteren vom 1. 
Bebruar 1798 (allg. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1798), dann die Sub. 
Ber. vom 11. Dez. 1819, 3. 22,837 (Prov. Geſetzſamml. vom %.1819), 
und die Gub. Ver. vom 26. Zänner 1822 (495), für Mähren 
die Gub. Ver. vom 23. April 1799 (allg. polit. Geſetzſamml vom 3. 
1799), für Böhmen die Gub. Ver. vom 8. Febr. 1822. (496), 
endlih für Oalizien die Gub. Ver. vom 21. October 1796 (allg. 
polit. Geſetzſamml. vom 3. 1796), vom 17. Sept. 1822? (497) 
und vom 29. April 1823, 3. 22,805 (Prov. Gefegfamml. für Gali— 
jien vom J. 1823). 


ASG. Hoftefcript vom 13, Dezember 1753, für Böhmen. 
(Kropatſcheck's Geſetzſamml. Maria Iheref. 2. Bd.) 


Da von verfchiedenen Ordensgeiftlihen ihre abgelebten Brüder vor 
der Beerdigung in den Kirchen zum Nachtheile des Gefundheitszuftan: 
des öffentlich ausgefegt, nicht minder auch die Verſtorbenen allzus 
frühe, ja öfters gleich einige Stunden nach ihrem vermeintlichen Hin— 
fheiden begraben zu werden pflegen, fo wird, fo viel es die Beerdigung 
der Todten anbelangt, allgemein verordnet, daß von nun an vor Ver— 
lauf zweimal 24 Stunden Fein Todter, es wäre denn bderfelbe an 
den — Petetſchen oder an der Peſt verſtorben, begraben wer⸗ 
den ſoll. 


AST. Hofreſcript vom 13, Dezember 1755 , für Oeſterreich. 
(Kropatfchek’s Gefegfamml. Maria Theref. 3. Bd.) 


Vor Verlauf zweimal 24 Stunden ift Fein Todter, ed wäre 
denn, daß berjelbe an ſchwarzen Petetfchen oder Peſt verftorben, zu 
begraben. 


*) Die wörtliche Aufführung fAmmtlicher hier namhaft gemachten Gefege und 
Verordnungen ift zur Gewinnung des Raumes unterblieben, und ſich nur 
auf diejenigen befchränkt worden, welche entweder wegen ihrer beſon— 
deren Bollftändigkeit, oder wegen ihrer abweichenden Beltimmungen 
hervorgehoben werben mußten, 


Lũtzenau's Gefegfammlung. I. Bd. 34 
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ASS, Hofrefcript vom 31, Jänner 1756. 
¶ Kropatſcheck's Geſetzſamml. Maria Theref. 3. B.) 


Kein todter Menſch ſoll vor Verlauf zweimal 24 Stunden, es 
wäre dann, daß ſelber an den ſchwarzen Petetſchen oder an der Peſt 
geſtorben, begraben werden. Anbei wird 

1. den geſammten Chirurgen und Badern verordnet, ſelbe hätten 
vor dem Ablauf zweimal 24 Stunden eine Leicheneröffnung oder fonftige 
Disfection der Körper bei ſchwerer Strafe nicht vorzunehmen. Zum 
Behufe der Armen aber, fo etwa nur ein Zimmer, mithin dieſe Zeit 
hindurch Feinen Unterbringungsort für die todten Körper haben, foll 

2. auf den Gottesäckern eine eigene offene Todtenhütte errichtet, 
oder wo diefes.nicht thunlich wäre, ein dritter Ort ausfindig gemacht 
werden , um dergleichen todte Körper, die zweimal 24 Stunden hin- 
durch bis zu ihrer Beerdigung allda aufbehalten werden müſſen, vor 
der Beerdigung beifegen zu Fennen. 

3. Wird auch den Tifehlermeiftern ernftgemeffen, umd bei anfonft 
zu gewarten habender ficherer Verantwortung anbefohlen, die bei ihs 
nen beftellende Todtentruhen wohl ſchließend zu verfertigen, und ſolche 
mit Pech inwendig fleißig zu verrinnen. 

4. Sollte führehin Fein todter Leichnam mehr entweder offener 
noch in der Todtenbahr eingemachter in den Kirchen ausgefeget, fondern 
felbe, wenn die zur Beerdigung beftimmte Zeit vorhanden, geraden 
Weges zur Erde beftättiget werden. 

5. Seie in Gegenwart eines todten Leichnams in der Kirche Feine 
ZTodtenmeß oder Amt zu halten; am allernindeften aber 

6. an Sonn: und Feiertagen Vormittag (wie es an einigen Or— 
ten befchiehet) während dem Gottesdienft ein Todter in die Kirchen ge— 
tragen, allda niedergeftellet, und in Gegenwart desfelben eine Meß 
oder Amt für des Abgeleibten Seele gelefen werden, maßen ſolches an 
einem Gott allein geheiligten Tage wider alle Ordnung laufet. 


HSY. Verordnung vom 2, April 1757. 
(Kropatſchek's Geſetzſamml. Maria Thereſ. 3. Bd.) 


Aus Gelegenheit des erlaffenen eneralverbots, daf vor zweimal 
24 Stunden Fein todter Körper eröffnet werden foll, wird in Anbe— 
tracht der in Kindesnöthen, oder ſchwanger abfterbenden Weibsperfo: 
nen folches dahin erläutert, daß in jenen Fällen, wenn eine ſchwan— 
gere Weibsperfon abftirbt, gleich nady ihrem Tode die nöthige, in fol= 
hen Fällen übliche Eröffnung und Diffectiond-Operirung zur allenfäl= 
ligen Erhaltung der Frucht allerdings, jedoch mit eben ſolcher Beſchei⸗ 
denheit und WVorficht vorgenommen werden fol’, als fotbane Operirung 
an einer lebenden Perfon zu gefchehen hätte. 
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AOO. Verordnung vom 2. Juli 1757. 
(Kropatſcheck's Gefegfamml. Maria Theref. 3. B.) 


An jenen Sterbfällen, wo eine higige Krankheit, etwa gar mit 
Ausfchlag, vorhergegangen ift, und die Gewißheit des Todes durch den 
üblen Gerudy ald das Merkmal der obhabenden Fäulung angezeigt, 
anbei auch von dem Medicus ein fchriftliches Zeugni beigebracht wird, 
daß er von dem Tode der Perfon vergewiffert fei, kann der Leichnam 
nach obwaltender Befchaffenheit um mehrere Stunden früher begraben, 
und hierzu von der Obrigkeit die Erlaubniß ertheilt werden; gleichwie aber 
Altes von dem Urtheile des Medicus abhangt, alfo muß aud ein Me: 
dicus jedesmal dafür haften, und wenn er ein ſolches Zeugniß unvor- 
fihtig abgäbe, auf das ſchärfſte beftraft werden. 


AO L. Berordnung vom 1, Auguft 1766. 
¶ Kropatſcheck's Gefegfamml. Maria Iheref. 5. Bd.) 


Jeder entfeelte Körper foll vor der Begräbnif, da wo Bader oder 
Wundärzte find, durch folche, in deren Abgang durch andere gefchickte 
Perfonen befichtiget werden. Es haben daher Dorfrichter und Ge— 
fhworne bei einem Todesfalle,, fo viel thunlih, die Todesart auszu— 
forſchen, und befonders bei gähem Tode den Körper zu befichtigen, ob 
nicht einige Wunden, oder fonftige Merkmale einer Gewaltthätigfeit an 
demfelben zu erkennen fein. Wenn bei diefer Befichtigung zweifelhaft 
wäre: ob die Perfon eines natürlichen Todes geftorben, oder gewaltthäs 
tiger Weiſe ihr Leben geendet, muß folches fogleich der Behörde zur 
weitern Unterfuchung angezeigt werden. 


A492. Hofdecret vom 30. März 1770. 
¶ Kropatſcheck's Geſetzſamml. Maria Theref. 6. Bd.) 


Um die Verbreitung anſteckender Krankheiten zu hindern, und 
von gewaltthätigen Todesfallen Nachricht einzuziehen, foll in den Haupt: 
ftädten Niemand von der Todtenbefhau ausgenommen, und vor der— 
felben begraben werden. In Frauenflöftern follen die Medici ordinarii 
folde vornehmen, und nach Ableben einer Klofterfrau die Befchreibung 
der Krankheit in das Todtenfchreiberamt einſchicken. Als Todtenbes 
fhauer ift Keiner anzuftellen, der nicht vorher von der medizinifchen 
Bacultät geprüft worden. Wer ſich der Todtenbefhau widerfegt, ift mit 
50 Dukaten Strafe zu belegen. 


A493. Verordnung vom 31. Dezember 1782. 
(Kanka's Handbuch 1. Bd.) 


In allen jenen Ortfchaften, wo Bein Seelforger fich befindet, foll 
jederzeit, wenn Jemand dafelbft ftürbe, von dem Ortsrichter ein fchrift: 


34 * 
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liches Zeugniß, an welchem Tage diefer verftorben , ausgeftellt, und 
alsdann diefes Zeugniß von demjenigen, ber das Begräbniß anverlan- 
get, dem Seelforger abgegeben, oder aber, falld Niemand in dem 
Orte fehreiben könnte, jemand dem VBegräbnifanverlanger beigegeben 
werden, der dem Seelforger das Zeugniß des Tages des Abfterbens 
abftatte. Gleichwie dann aud die Seelforger ein Begräbniß (ehebe: 
vor nicht von derlei Ortfchaften das fchriftliche oder mündliche Zeugniß 
des Tages des Abfterbens beigebracht worden) vorzunehmen haben. 


HIN. Niederöfterreichifche Negierungd-Verordnung vom 18. April 

1824, 3. 11,225, an die f. k. K. Aemter, das erzbifchöfliche 

Gonfiftorium zu Wien, das bifchöfliche Conſiſtorium zu St, Pölten 
und das afatholifche Gonfiftorium. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Oefterr. vom 3. 1824.) 


Da einerfeitd zu vermuthen ftehet, daß die unter dem 10. Dez. 
1796 aufgelegte und mittelft der Negierungs:Circulars Verordnung vom 
befagten Tage und Zahre allgemein befannt gemachte Todtenbeichaus 
Ordnung für das flache Land nicht aller Orten mehr vorhanden fein 
dürfte, andererfeitd aber, da es fowohl zur Vorbeugung von Anfte: 
ungen, als auch zur Sicherheit des menfchlichen Lebens von der höch- 
ften Wichtigfeit ift, daf die befagte Todtenbefhau=-Ordbnung in allen 
ihren Iheilen und aller Orten auf das genauefte befolget werde; fo hat 
fih die Regierung bewogen gefunden , diefelbe nochmal in Drucd legen 
zu laffen, und ed werden daher dem Kreisamte mehrere Eremplarien 
diefer gedruckten Todtenbefhau- Ordnung mit dem Auftrage in der Ne— 
benlage zugefendet, Ddiefelbe unter die Obrigkeiten, Richter, Pfarrer, 
Aerzte und Wundärzte feines Kreifes zweckmäßig zu vertheilen, und auf 
die genaue Befolgung der darin enthaltenen Vorſchriften, felbft mit aller 
Strenge, zu wachen. 

Es ift bei diefer Landesftelle zugleich vorgefommen, daß die als 
Zodtenbefchauer beftellten Wundärzte auf dem Lande die genaue Er: 
füllung ihrer Pflichten hier und da ſich fehr lau angelegen fein laffen, 
ja daf manche derfelben, den Todtenbefchau-Zettel fogar auf die bloße 
Angabe der Zurückgebliebenen, daß der Todte an diefer oder jener 
Krankheit geftorben fei, und ohne denfelben wirklich befichtigt zu ha⸗ 
ben, auszufertigen pflegen. 

Da nun durch einen folhen Vorgang den Beftimmungen der Tod: 
tenbeſchau⸗ Ordnung offenbar entgegen gehandelt, und da dadurch zu: 
gleich den allernachtheiligften Mißbräuchen Thüre und Thor geöffnet 
wird, fo findet die Negierung der beftehenden Todtenbefchau-Ordnung 
noch den gefchärften Beiſatz hiermit nachträglich anzuhängen , dafi Fein 
Pfarrer auf dem Lande eine Leiche beerdigen laffen dürfe, wenn nicht 
auf dem von dem beftellten Todtenbefchauer auszufertigenden Todten⸗ 
befhau=Zettel von dem Richter des Ortes ausdrücklich und deutlich ber 
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ftätigt fein wird, baf die verftorbene Perfon von dem beftellten Tod— 
tenbefchauer wirklich in ihrer Wohnung befichtigt worden fei. 

» Das Areisamt hat in der zu erlaffenden Circular- Verordnung diefe 
von der Regierung anbefohlene Mafregel ordnungsmäßig aufzuneh> 
men, und auf die genaue Befolgung nicht nur felbft firenge zu halten, 
fondern auch die fammtlichen "Diftrictsärgte und den Kreisarzt anzuwei— 
fen, daß jie bei ihren Bezirks: und fonftigen Dienftreifen von der ge- 
nauen Befolgung der beftehenden Todtenbefhau-Ordnung fich überzeugen, 
und jeden entdeckten Webertretungsfall fogleih der betroffenen Orts: 
obrigfeit und dem Kreisamte zur ftrengen Ahndung anzeigen follen. 


Circulare 


Da es fi) bei mehreren Gelegenheiten gezeigt hat, daß die Tod: 
tenbefchau auf dem Lande nicht nur an vielen Orten höchft mangelhaft 
ift, fondern auch an manchen gänzlich fehle; daf der Endzweck derfel: 
ben mißfannt und verfehlet, die ergangenen früheren Verordnungen 
mit Lauigkeit befolget und vernachläffiget werden ; fo ift ed nöthig, fämmt- 
lihen Gemeinden eine deutliche und genaue Anleitung an die Hand zu 
geben, wie die Todtenbefhau nach der Verfchiedenheit ihres Entzweckes 
überall eingerichtet und fortgeführt werden fol. 

Das Sefchäft der Todtenbefchau ift dreifach: 


I. Die Kranfheitöbefchreibung. 


Der Entzweck berfelben ift, daß befannt werde, an welcher Krank: 
beit der Todte geftorben ift, um von Seite der Staatsverwaltung ein- 
feben zu Eönnen, ob nicht an einem Orte oder in einer Gegend mehrere 
Menſchen an einerlei Krankheit fterben, deren Verbreitung auch durch 
PolizeisAnftalten verhindert werden Fann. 


II. Die äußere Beſchau des todten Körpers. 


Der Entzweck derfelben ift dreifach: 

a) Sich zu überzeugen, daß der Tod wirklich erfolgt fei, damit nicht 
etwa ein in einer tiefen Ohnmacht Liegender lebendig begraben 
werde, welcher unglückiche Fall fich fonft nicht felten ereignen 
Eönnte. 

b) Zu unterfuchen, ob die Krankheit des Verftorbenen nicht von einer 
folchen Art war, daß ed in Nückjicht auf deffen Betten und Klei: 
dung, um einer Anftefung vorzubeugen, befonderer Vorfichtsans 
ftalten bedarf. 

e) Darauf zu fehen, ob der Verftorbene nicht durch Gift oder ange: 
brachte Gewalt getödtet ward, und Mafregeln zur Erhaltung der 
Privat: Sicherheit zu ergreifen find ? 
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III, Die gerichtliche Befchau des tobten Körpers. 


Der Entzweck berfelben ift, bei tobt Gefundenen, oder nad) ent: 
deckten äußerlichen Zeichen eines gewaltfamen Todes durch nähere Bes 
fihtigung des Leichnames und feiner inneren Theile vollfommene Ge: 
wißheit zu erlangen, ob der WVerftorbene, und auf welche gewaltfame 
Weiſe getödtet worden fei. 

Nach diefen abgefonderten Begriffen muß die Todtenbeſchau be: 
trachtet und behandelt werden, wenn fie ihre verfchiedenen Entzwecke 
erreichen foll, welche für das Wohl und die Sicherheit jedes einzelnen 
Bürgers von der äußerſten Wichtigkeit find. » 

Damit nun in Zukunft weder Verwicelungen noch Mißverftänd- 
niffe, noch andere Ausflüchte den Gang dieſes nothwendigen und 
wohlthätigen Gefchäftes hindern; fo ift durch Hofverordnung vom 
17. November des laufenden Zahres, in Bezug auf die Todtenbeihau 
auf dem Lande, Folgendes zur unabweichlihen Richtſchnur angeordnet 
werden: 

Sede Gemeinde muß einen beftimmten Todtenbefchauer haben. 

Es bleibt den Gemeinden überlaffen, fich denfelben felbft zu wäh 
len; dech müffen unterthänige Gemeinden ihre Wahl der Herrfchaft 
zur Beſtätigung anzeigen, und diefe, fo wie die Magiftrate der 
landesfürftlihen Städte und Märkte, dem Kreisamte davon Kennts 
niß geben. 

Da zu dem Amte eines Todtenbefchauers ärztliche Kenntniffe une 
entbehrlich find, fo find dazu Wundärzte zu wählen. 

Dos Amt eines Todtenbefchauerd Fann Niemanden unentgeltlich 
aufgetragen werden, fondern die Gemeinden haben denfelben entweder 
jährlich überhaupt, oder für jede einzelne Befchau etwas Beftimmtes 
abzureichen, über deffen Betrag jede für fi mit ihrem Todtenbe⸗ 
fchauer übereinzufommen hat. 

Wenn der Todtenbefchauer für jede einzelne Befchau bezahlt wird, 
fo haben die Erben des Verftorbenen, welche die Beerdigungskoften zu 
tragen haben, auch die Befchaufoften zu vergüten; nur bei ganz armen 
Leuten, welden die Veerdigungskoften nachgefehen werden, ıft auch 
die Todtenbefchau unentgeltlich vorzunehmen. 

In Kranken: und Verforgungshäufern haben die dafeldft angeftells 
ten Wundärzte die Todtenbefchau von Amtswegen zu beforgen. 

Wenn nun jede Gemeinde einen beftimmten Todtenbefchauer hat, 


fo ift die Todtenbefchau nach ihrem dreifachen Gegenftande auf folgende 
Art vorzunehmen : 


1. Die Kranfheitsbefchreibung. 


‚ Wenn ein Menſch, von was immer für einem Alter, auf mas 
immer fur eine Art geftorben ift, fo ift von feinen Angehörigen oder 
von jenen, bie den Zodten zuerft entdeckten, die Anzeige davon fo- 
gleih an die Ortsobrigfeit zu machen. Iſt der Todte an einer Kranf- 
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heit geftorben , in welcher er von einem Arzte oder Wundarzte behan- 
delt wurde, fo fellen die Angehörigen des Verftorbenen, und in deren 
Ermangelung die Ortsobrigfeit von diefem Arzte oder Wundarzte, wenn 
er nicht über eine Meile von der Gemeinde entfernt ift, die Krankheits- 
befchreibung abfordern,, welche derfelbe unweigerlich und unentgeltlich 
auszufertigen hat. 

Sn diefer Krankheitsbefchreibung muß der Name, das Alter, der 
Sterbetag und die legte tödtende Krankheit des Verſtorbenen ver: 
zeichnet fein. 

Diefe Krankpeitsbefchreibung wird dann dem Todtenbeſchauer ein: 
gehändiget, welcher diefelbe feinem Befchauzettel einzufchalten hat. 

Wenn der Todtenbefhauer felbft den Verftorbenen behandelt hat, 
fo verfteht fih ohnehin, daß er die Krankheit desfelben nach feiner Ein» 
ficht in dem Befchauzettel anzumerken hat. 

Wenn aber der Verftorbene von Feinem Arzte oder Wundarzte in 
einer legten Krankheit behandelt worden, oder wenn der Arzt über 
eine Meile von der Gemeinde entfernt ift, das Einholen der Krank: 
heitöbefchreibung von demfelben demnach mit Koften und Zeitverluft 
verbunden wäre, fo hat ber Todtenbefchauer diejenigen, welche während 
der legten Krankheit um den Verftorbenen gewefen, um die Umſtände 
derfelben zu befragen, und fie nach diefen und den an dem Leichname 
zu bemerfenden Anzeigen zu benennen. 


2. Die äußere Todtenbefchau. 


Sobald einer Ortsobrigfeit angezeigt wird, ober fie fonft erfahrt, 
daß Jemand in ihrer Gemeinde geftorben ift, fo hat fie fogleich den 
Todtenbefchauer zu feiner Amtshandlung herbei holen zu laffen. 

Die Koften der Einholung des Todtenbeſchauers, wenn er eis 
nen entfernten Wohnort haben follte, haben die Erben des Verſtorbe⸗ 
nen, und bei ihrer Ermangelung oder gänzlicher Mittellofigkeit die Ge- 
meinde zu tragen. 

Die Pflicht des Todtenbefchauers ift, fih nah erhaltener Nach— 
richt eines DVerftorbenen oder todt Gefundenen unverzüglich zu demfel: 
ben zu verfügen, und fein Amt zu handeln. 

Bei diefer Amtshandlung hat der Todtenbefchauer den dreifachen 
Gegenftand derfelben wohl vor Augen zu haben: 

a) Die Gewißheit des Todes, damit Fein anfcheinend Todter leben: 
dig begraben werde, 

Zu diefem Ende hat er den Körper des angeblich Verftorbenen mit 
Anftändigfeit zu entblößen und genau zu unterfuchen, ob Fein Lebens⸗ 
zeichen mehr vorhanden fei. Entdedt er ein folches, oder fann er font 
weder aus den vorher gegangenen Zufällen, noch aus der gegenwärtigen 
Förperlichen Unterfuchung einen ficheren Schluß machen, daß der Unter: 
ſuchte vollfommen todt ift, fo foll er durch wiederholte Neigungen des 
ganzen Körpers, durch reizende Klyſtiere, durch Einblafen der Luft 
mittelft eines Blaſebalges und andere vorgefchriebene Rettungsmittel 
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verfuchen, den Körper zum Leben zu erwecken. Wenn alles diefes frucht- 
los fein follte, fo ift doc das Begräbniß fo lange zu verfchieben , bis 
unzweideutige Anzeigen der vor fich gehenden Faulung den erfolgten 
Tod vollfommen beweifen. 

Sollte es aber dem Todtenbefchauer gelingen, einen todt Schei⸗ 
nenden wieder aufzumwecen, fo hat er demfelben bis zur Anlangung 
eines anderen Arztes, wenn der Kranfe oder deſſen Angehörige die 
gänzlihe Heilung ihm nicht überlaffen wollten, alle ärztlihe Hülfe zu 
leiften,, dafür aber auch eine befondere Belohnung anzufprechen. 

Der zweite Gegenftand der äußeren Todtenbefchau ift: 

bh) Die Vermeidung der Anfteckung. 

Zu diefem Ende foll der Todtenbefchauer aus der von dem Arzte 
oder Wundarzte des Verftorbenen ausgefertigten Kranfheitsbefchreibung, 
und bei deren Ermangelung, durch Befragen der während der Aranf: 
heit gegenwärtig. Gewefenen, und durch genaue Befichtigung des 
Leichnames fih von der Art der Krankheit des Verſtorbenen unter: 
richten. 

9 Iſt der Todte an der Hundswuth oder an einer anfterfenden 
veftartigen Landfeuche geftorben,, fo ift das Bett- und Leinenzeug und 
die Kleidung, welche der MVerftorbene an und um fich gehabt hat, zu 
verbrennen. 

Wenn der Verftorbene mit Scorbut, venerifcher Krankheit, fons 
ftiger Verderbniß der Säfte, Lungenfucht , bösartigen äußerlichen oder 
innerlihen Geſchwüren behaftet war; wenn an dem Leichname Pes 
tetfhen , Frieſeln, Vlattern, oder fonft ein Ausfchlag bemerfet wird, 
fo Fann deffen Kleidung, Bett- und Leinenzeug von einigem Werthe 
nur nad) mehrmals wiederholtem Wafchen, Reinigen und Auslüften 
den Veberlebenden zu gebrauchen erlaubt werden. Schlechtes Bett: und 
Leinenzeug ift aus Vorſicht beffer zu verbrennen. 

Bei den übrigen Krankheiten Eönnen die Kleidungen, Bett: und 
Leinenzeug des Verftorbenen nach einigmaliger Reinigung und Auslüf— 
tung wieder gebraucht werden. 

Ein Leichnam, der gefhwind in Faulung geht und ſtinkt, ift fo: 
gleich aus dem Haufe zu Ichaffen, und mit ausdrüdlicher Bewilligung 
der Ortsobrigfeit zu begraben. 

Der dritte Gegenftand der äußeren Todtenbefchau ift: 

ce) Die Entdeckung einer gewaltfamen Todesart. 

Wenn der Verftorbene eine fehnell tödtende Krankheit von wenis 
gen Tagen gehabt, während derfelben ſich haufig erbrochen, über Schmerzen 
des Magens und Bauches geklagt hat, wenn der Leichnam widernatürlich 
um die Magen: und Bauchgegend aufgelaufen und am Rücken und in 
den Bauchgegenden fchwarze, dunkelblaue oder mißfärhige Flecken zu 
jehen find, fo ift der Tod wahrfcheinlih durch Gift erfolgt. Vernimmt 
oder entdeckt der Todtenbefchauer diefe Umftände oder andere Kennzeis 
hen an dem Leichname, welche auf erlittene Gewalt ſchließen laſſen, 
ald: Verwundungen, Quetfchungen, blau unterlaufenen Hals oder 
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Gefiht u. f. w., fo hat er das Begräbniß zu verfchieben, und auf 
eine gerichtliche Befchau anzutragen. 

Nach vollendeter Unterfuhung hat der Todtenbefchauer den Be— 
fhauzettel auszufertigen. 

An diefem find anzumerfen: 

1. Der Name, das Alter und der Todestag des Verftorbenen. 

2. Die Krankheit, wenn Feine Spuren eines gewaltfamen To: 
des entdecft worden find. In diefem Falle aber find die gefundenen 
Spuren anzuzeigen, und die Nothivendigfeit einer gerichtlichen Beſchau 
anzumerEfen. 

3. Die Zeit, in welcher der Verftorbene zu begraben ilt. 

4. Was mit des Verftorbenen Kleidung, Bett: und Leinenzeug 
zu gefchehen habe. 3. B. j 

Eva Mayrinn, 1 Jahr alt, ift am 12. Sebruar 1794 an bos- 
artigen Blattern geftorben, Sie ift in der gewöhnlichen Zeit von 48 
Stunden nach dem Tode zu begraben, Das Bettund Leinenzeug ift 
durch vier Wochen auszulüften, und wöchentlih Ein Mal zu wafchen. 
N. M. (Mamen des Ortes der Verftorbenen) am 12. Februar 1794. 


MN. Todtenbefhauer. 


Paul Wiefer, 50 Jahre alt, ift am 1. März 1794 am epidemi- 
fhen Faulfieber geftorben. Der Leichnam ift fogleich zu begraben; Vett- 
und Leinenzeug aber zu verbrennen. 


Datum. 
N. N. Todtenbeſchauer. 


Sebaftian Kraut, 36 Jahre alt, ift am 5. Zunius 1794 ohne 
eine befannte Krankheit geftorben. Er hat am Genicke eine ftarfe 
Duetfhung, und muß gerichtlich befchauet werden. 


Datum. 
N. N. Todtenbefhauer. 


Den fo verfaßten Befchauzettel hat der Todtenbefchauer der Orts— 
obrigkeit einzuhandigen. 

Wenn Kleidungsftüce oder Bett⸗ und Leinenzeuge.zu berbrennen 
find, fo bat der Todtenbefchauer darauf zu halten, daß es in feiner 
Gegenwart gefchehe; wenn dasfelbe aber durch längere Zeit zu reinigen 
ift, fo hat die Ortsobrigkeit Sorge zu tragen, daß die Vorfchrift des 
Befchauzettels in Erfüllung gebracht werde. 

Die Ortsobrigkeit hat die Befchauzettel dem Pfarrer zur Einfchals 
tung in das Sterb-Regifter zu überreichen. 

Wenn mehrere Perfonen an einem Orte an einerlei Krankheit 
fterben,, fo hat die Ortsobrigkeit die Anzeige davon an das Kreisamt 
zu machen. 
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3. Die gerichtliche Todtenbefchau. 


Diefe hat einzutreten, wenn jemand tobt gefunden wird, ober auf 
eine offenbar gewaltfame Art um das Leben gefommen ift, oder wenn 
der Todtenbefchauer in dem Befchauzettel darauf anträgt. 

Es hat in Rückſicht auf die gerichtliche Beſchau bei den bisher 
vorgefchriebenen und beobachteten Anordnungen mit der einzigen Aus: 
nahme fein vollfommenes Werbleiben, daß, im Falle einer Vergiftung, 
der nächfte Kreisargt mit dazu zu ziehen ift, weil er als folcher beifer, 
als die Wundärzte, das im Magen und in den Gedärmen Enthaltene 
unterfuchen, auch nicht felten die Art des Giftes entdecken Fann, wel- 
ches den Verftorbenen getödtet hat. 

Diefe höchſte Entfchliefung wird demnah zu Jedermanns 
Wiſſenſchaft und genauer Darnachhaltnng hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Wien am 10, Dezember 1796. 


A995. Verordnung des Zriefter Guberniumd vom 26. Sänner 
1822, 3. 2104, 


(Prov. Gefegfamml. für das Triefter Gouvernement vom J. 1822.) 


Mit der mittelft Druck verlautbarten Gubernial-Gircular-Verord: 
nung vom 11. Dezember 1819, 3. 22,837, find die Vorfchriften 
über die bei jedem Todten unerläßlihe Beſchau ernewert und erin— 
nert worden, daß in der Megel Fein Verftorbener vor Verlauf von 48 
Stunden nach dem Ableben begraben werden darf, weßhalb es dem 
Zodtenbefchauer obliegt, gleich bei der Ausftellung des Befchaufcheines 
anzudeuten, wann die Beerdigung des Verſtorbenen (fo wie audy die 
Leicheneröffnung , oder andere Zergliederung des Leichnames mit Vor: 
willen der Obrigkeit) zu gefchehen habe. 

Um den wegen zu früher Beerdigung ſich ergeben Fonnenden Un: 
glücksfällen vorzubeugen, find für Leichname, deren längere Belaffung 
in den Häufern bedenklich fein Eonnte, oder für welche ed den Zami- 
lien an Raum zur Aufbehaltung gebriht, die auf den Gottesäckern 
vorgefchriebenen Todtenfammern angeordnet, und ſchon größtentheils, 
fonderheitlich aber in allen Städten und bei größern Pfarren herge- 
ftelt worden. — Den DOrtsobrigfeiten ift übrigens vorbehalten und 
gefeglih aufgetragen , in auferordentlihen Ballen, als bei Schwanz 
gern den fogenannten Kaiferfchnitt zur Nettung der Frucht, fo wie bei 
zu ſchnell vor fich gehender Verwefung, wenn einen foldhen Umftand der 
Arzt bezeuget, die Section oder Beerdigung des Leichnams nach 24 
Stunden zu geftatten, und nöthigenfalls au von Amtswegen anzu: 
erden ; — es kann daher die Beerdigung eines Merftorbenen vor Ver: 
lauf der gefeglichen Frift von 48 Stunden weder dem Gutbefinden 
der Quratgeiftlichfeit, noch der Willfür der Privaten überlaffen 
werden, 
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Derjenige, welcher ohne vorher eingeholte obrigkeitlihe Bewilli— 
gung zur früheren Beerdigung eines Verftorbenen, nämlich vor dem 
Verlauf von 48 Stunden, die Veranlaffung gegeben hat, ift ohne 
Nachficht oder Rückſicht auf den Stand und Charakter, gemäß $. 129, 
des Strafgefegbuches IL. Theild, zu behandeln, die Todtenbefchauer 
aber, wenn fie daran Mitfchuldige find, nebftbei nach Umftänden auch) 
des Dienftes zu entlaffen. 


NA96. Verordnung des böhmifchen Guberniumsd vom 8. Februar 
1822, 3. 12,740. 


(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom J. 1822.) 


Noch immer unterliegt die Leichenbefchau in Böhmen vielfältigen 
Gebrechen, deren Behebung fich als unerläßlich mothwendig darftellt, 
wenn anders diefe wichtige Anftalt ihren wohlthätigen Einfluß äußern, 
und bie nöthige Gewähr für die Abwendung fo mancher dem öffentlichen 
Sefundheitszuftande drohenden Gefahr, fo manches heimlichen Angriffes 
der Bosheit und Arglift leiften fol. 

Damit diefe Anftalt wirkfam und erfolgreich ind Leben trete, ihre 
allgemeine Einführung, zweckmäßige Einrichtung und ftrenge Handha- 
bung wenigftens für die Folge , fo weit es Umftände und Verhältniffe 
geftattlich machen, gefichert werde; werden die diefe Angelegenheit be: 
treffenden gefeglichen Anordnungen mit der nebenliegenden Gircular- 
Verordnung zur Wiffenfchaft und pünftlihen Nachachtung allgemein 
kundgemacht. 

Indem die Seelſorger aller Confeſſionen durch die Conſiſtorien 
und Superintendenten zur genauen Befolgung der ihre Amtsführung 
betreffenden Puncte angewieſen werden, erhalten die k. Kreisämter den 
Auftrag: 

1. Dieſe Circular-Verordnung den Magiſtraten, Dominien, Orts: 
vorftehern, Sanitätsindividuen und Todtenbefchauern zur weiteren Ber: 
lautbarung und eigenen gewiffenhaften Nachachtung mitzuteilen ; 

2. für die Aufftellung der Todtenbefchauer, die gehörige Kundmas 
chung der hiefür beftimmten Individuen und für die Ausmittelung der 
Entfhädigungsbeträge für die zu dem Befchaugefchäfte zu verwendenden 
Wundärzte nach den Beftimmungen diefer Verordnung Sorge zu tragen ; 

3. fih von der genauen Befolgung diefer Todtenbefchauordnung 
die nöthige Ueberzeugung zu verfchaffen, und wegen der Ahndung der 
bierin allenfalls Straffälligen ftets die nöthige Einleitung zu tref— 
fen; endlich 

4. die E. Kreisärzte anzumweifen, den Todtenbefchauern bei Gelegen- 
beit ihrer Gefchäftsreifen mit Rath und That an die Sand zu gehen. 

Die in der Circular- Verordnung erwähnte Inftruction für die 
Beſchauer wird den k. Kreisämtern nachträglich zufommen. 
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Circular⸗Verordnung bes k. k. böhm. Landes-Guberniums. 
(Die Regulirung der Todtenbeſchau auf dem flachen Lande betreffend.) 

Zraurige Erfahrungen haben bewiefen, daß Menfchen in Folge 
übereilter Reichenbegängniffe fcheintodt begraben , in ihrer Beerdigungs- 
ftätte wieder erwachten, fo dem gewiſſen Tode überliefert, auf: die 
elendefte Weife umgefommen find; dagegen aber auch Leichen, welche 
zu lange über der Erde gelaffen wurden, theild durch Verbreitung von 
Anſteckungsſtoffen, theils durch fchnellen Uebergang in Fäulniß, die 
Geſundheit der Lebenden im hohen Grade gefährdet haben. 

Die beftehende gefegliche Verfügung, gemaß welcher Feine Reichen 
beftattung vor Ablauf von 48 Stunden Statt finden darf, kann diefen 
aus vorfchnellen fowohl, ald auch aus zu ſpäten Begräbniffen zu be— 
forgenden traurigen Folgen nicht wirkfam begegnen, weil es einerfeits 
an Beobachtungen eines mehrtägigen fcheintodten Zuftandes nicht fehlt, 
andererfeits fo manche Leiche zur Sicherung des öffentlichen Gefundpeits- 
ftandes früher aus der Gemeinfchaft der Lebenden entfernt werden muß. 

Diefe Betrachtung macht ed dringend nothiwendig, daß jede Feiche 
binfihtlich der Kennzeichen des wirklich erfolgten Todes, da einzig und 
allein diefe einen vollfommen beruhigenden Maßſtab bei der Beftim- 
mung ber VBeerdigungsfrift zu gewähren vermögen, befichtigt, und hier: 
nach die Begräbnißzeit in jedem einzelnen Sterbefalle vorgezeichnet werde. 

Nicht nur in diefer Nückficht, fondern aus mehreren anderen gleich 
wichtigen Gründen ftellt fich eine wohlgeordnete Leichenbefchau als eine zur 
Abmwendung fo mancher Gefahr des Lebens und der Geſundheit höchſt 
nöthige Mafregel dar. 

Denn durch eine zweckmäßige Todtenbefhau wird man auch in 
den Stand gefegt,, in Geheim verübte Gewaltthaten, Vernadläffigun« 
gen der Kranken von Seite ihrer Angehörigen, fo wie medizinifche Pfu— 
fchereien zu entdecken, und durch die Gewißheit, daß diefe auf eine 
folhe Weife an das Tageslicht kommen, das Leben und die Förperliche 
Sicherheit vor den hieraus zu beforgenden Gefahren zu verwahren, 
weiters verheimlichten anſteckenden Kranfpeiten auf die Spur zu kom— 
men, diefelben im Keime zu erſticken, oder wenigftens ihrer weiteren 
Fortpflanzung durch zweckmäßige Mafregeln Einhalt zu thun, endlich 
zur Kenntniß der in jedem Orte und zu jeder Jahrszeit häufiger vor: 
Fommenden Krankheiten zu gelangen, hiernach den allgemeinen Ge: 
fundheitsanftalten eine beftimnitere Richtung zu geben. 

Soll jedoch die in Sicherheitd: und Sanitäts- polizeiliher Hin: 
fiht fo wichtige Reichenbefchau ihrem mehrfachen Zwecke vollfommen 
entfprechen, fo muß diefelbe allgemein eingeführt, zweckmäßig eingerich- 
tet, und firenge gehandhabt werden. 

An diefer Abficht werden folgende Anordnungen zur Wilfenfchaft 
und genaueften Befolgung allgemein Eundgemadht : 


Zur Vornahme der Leichenbefhau müffen überall eigene Todten- 
befchauer aufgeftellt, und zur Kenntniß der betreffenden Seelforger 
aller Eonfeffionen, fo wie der Gemeinden gebracht werden. 
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Da diefe Befchauer, um ihrer Beftimmung entfprechend nach: 
kommen zu Fönnen, ärztlicher Kenntniffe bedürfen ; fo wären allerdings 
MWundärzte für diefes Gefchäft vorzugsweife geeignet, und ihnen aus: 
fchließlich die Leichenbefchau zu übertragen. Allein der allgemeinen Aus— 
führung diefer Maßregeln ftehen theils örtliche Verhältniſſe, theils die 
geringe Zahl der beftehenden Wundärzte und ihre ungleihmäßige Ver: 
tbeilung im Wege. 

Um jedoch fo viel ald ed nur immer diefe Umftande erlauben, dem 
öffentlichen Geſundheits- und &icherheitsftande diesfalls die größt— 
möglichfte Bürgfchaft zu verfchaffen , ift Fünftighin 

1. In allen jenen Orten, wo fih Wundärzte befinden, und wel: 
de von dem Aufenthaltsorte eines Wundarztes, derfelbe mag in dem 
Kreife, zu den die Ortfchaften gehören, oder in einem benachbarten 
liegen, nicht über eine Stunde entfernt find, die Leichenbefchau aus: 
fchließlih Wundärzten zu übertragen, hiernach der jedem wundärztli: 
Beſchauer zuzuweiſende Bezirk auszumitteln, hierbei aber die nöthige 
Rückſicht auf Gebirge und Flüffe nicht außer Acht zu laſſen. 

2. Sn Kranken: und Verforgungshäufern iſt die Befchau durch 
die dafelbft angeftellten Wundärzte, in Frauenklöftern durch die be: 
bandelnden Aerzte vorzunehmen. 

3. Bei herrfchenden epidemifchen und anftecfenden Krankheiten 
zeigt fich die Vornahme der Todtenbefchau durd Kunftverftändige als 
unerläßlich nothvendig. Da nun in jenen Gegenden, wo es fonft an 
dem nöthigen ärztlihen Beiftande mangelt, Aerzte oder Wundärzte 
für die Beforgung der Kranfenpflege unter ſolchen Umftänden ohnehin 
nach den beftehenden Verfchriften aufgeftellt werden müffen, fo find 
diefe fo lange, als diefe Seuchen herrfhen, zur Vornahme der Lei: 
chenfchau für den Fall verpflichtet, wenn auferdem die Befchau in 
den angeſteckten Ortfchaften nicht ftetd von einem Kunftverftändigen 
gepflogen wird. 

4. Un jenen Orten, welche von einem Wundarzte über eine 
Stunde entfernt liegen, fo wie in Gebirgsorten, welche durch einen 
großen Theil des Jahres unzugänglich find, weiters, wenn ein wund—⸗ 
ärztlicher Beſchauer erkrankt oder ftirbt, und Fein anderer Wundarzt 
vorhanden ift, muß die Todtenfchau im legteren Falle, jedoch nur bis 
zur MWiederherftelung des wundärztlihen WBefchauers, oder bis zur 
Anfiedlung eines andern Wundarztes, entweder dem Ortsvorfteher, 
Richter, oder einem Gefchwornen aufgetragen, im Falle ihres Erfran: 
Fens oder Abfterbens aber fogleich einem andern geeigneten Individuum 
anvertraut werden. 


I. 


Nicht alle nach diefen Beſtimmungen aufzuitellenden Todtenbe · 
fhauer Eönnen zur unentgeltlichen Uebernahme diefes Gefchäftes ver- 
halten, auch muß bei den die Befchau pflegenden Wundärzten übers 
haupt auf die möglichfte Hintanhaltung jedes nicht nothiwendigen Zeit- 
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verfäumniffes hiebei wegen der ihnen obliegenden Pflege der Kranken 
und Gebärenden vorgebacht werben. 

Sn diefem Anbetradhte ift 

1. Den bisher unbefoldeten Sanitätsindividuen, fo wie den be— 
reits angeftellten Wundärzten von jenen Ortfchaften ihres Be— 
fchaubezirkes, welche außerhalb der Grenzen des Dominiums oder 
der Gemeinde, aus deren Mitteln fie befoldet werden, liegen, für die 
Uebernahme der Todtenbefchau eine ihrer Mühewaltung entfprechende 
Vergütung aus den betreffenden Steuerkaffen zu Ieiften; bei der 
Ausmittlung derfelben die nad einem zehnjährigen Durchfchnitte 
auf ein Jahr ausfallenden Sterbefälle zum Grunde zu "legen, und 
wenn die Steuerfonds diefen Aufwand zu beftreiten nicht vermögen, der 
hiefür nöthige Betrag auf die Steuerpflichtigen umzulegen. 

2. Senen Wundärzten, welche eine Beſoldung bereits beziehen, 
wird dagegen in dem Bezirke ihres Dominiums oder ihrer Gemeinde, 
weiters den zur Beforgung der Kranfenpflege bei herrfchenden epides 
mifchen und anſteckenden Krankheiten eigens aufgeftellten Sanitätsper⸗ 
fonen, da fie ohnehin hiefür die normalmäßigen QTaggelder erhalten, 
endlich den Ortöverftehern, Dorfrichtern und Gefchwornen, die für 
ihre Dienftleiftung ohnehin einige Begünftigungen genießen, und bes 
ren Verwendung bei der Leichenbefchau, da fich diefe blos auf ihre Ge— 
meindeglieder zu befchränfen hat, nicht bedeutend fein Fann, die uns 
entgeltlihe Vornahme der Befchau zur Pflicht gemacht. 

3. Den nicht befoldeten und jenen angeftellten Wundärzten, welche 
nicht chnehin ſchon eine Pferdepaffirung beziehen, muß für den Fall, 
daß fie die Leichenfchau in einer von ihrem Wohnorte über eine halbe Stun- 
de entfernten Gegend zu pflegen haben, die Fuhr von den Erben des 
Verftorbenen, und bei deren Ermanglung oder gänzlicher Mittellofig- 
Feit von der Gemeinde deöfelben geftellt werden. 


III. 


Sn einer eigenen Anftruction werden den Todtenbefchauern ihre 
diesfälligen Obliegenheiten vorgezeichnet. 

Damit indeß diefer von Seite der Befchauer die nöthige Folgeleis 
ftung gefichert werde, erhalten : 

1. Dominien, Magiftrate und Seelforger hiermit den Auftrag, 
unter eigener Verantwortung darauf zu fehen, daß die Beſchau nad) 
der Vorfchrift vorgenommen werde, und Uebertretungen derfelben nicht 
ungeahndet bleiben. 

2. Sollte ein Beſchauer, falld er zur Zeit einer zu pflegenden 
Beſchau nicht Frank, oder in anderweitigen dringenden Berufsgefchäften 
nicht abıvefend war, die Befchau in eigener Perfon zu pflegen unter: 
laffen haben, oder wohl gar fo vermeſſen gewefen fein, den Beſchau— 
jettel auszufertigen, ohne den Werftorbenen bejichtigt zu haben, fo ift 
derfelbe mit einer Geldftrafe von acht Gulden zu Handen des Ortsar⸗ 
menfondes oder mit einem dreitägigen Arrefte, im wiederholten Betre= 
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tungsfalle überdies mit der gänzlihen Entfernung von dem Beſchauge⸗ 
ſchäfte zu beftrafen. 
IV. 


Soll jedoch der Todtenbefchauer feinen Obliegenheiten genau nad: 
zukommen in den Stand gefegt, und die mehrfachen wichtigen Zwe— 
de der Beſchau vollfommen erreicht werden, fo muß aud) 

1. So wie ein Menſch, von was immer. für einem Alter, auf 
was immer für eine Art geftorben ift, oder todtgefunden , wie auch, 
wenn ein Kind todt geboren wird, ven den Angehörigen, oder von 
jenen , die den Todten zuerft entdecken, nicht nur hievon fogleich in 
Städten dem Magiftrate, in Märkten dem Ortsvorftande und in 
Dörfern dem Nichter die Anzeige gemacht, fondern zugleidy auch der 
aufgeftellte Todtenbefchauer unter fonft zu gewärtigender Ahndung uns 
gefäumt herbeigeholt werden. 

2. Sollten die Angehörigen diefes zu thun unterlaffen, oder Feine 
vorhanden fein, fo hat der Magiftrat, Ortövorfteher oder Richter für 
die Herbeiholung des Befchauers Sorge zu tragen. 

3. Starb der Entfeelte an einer, Krankheit, in welder er von 
einem Arzte oder Wundarzte behandelt wurde, fo müffen die Angehö— 
rigen des Verftorbenen, und in deren Ermanglung der Magiftrat, Ortse 
vorftand oder Michter von diefem Arte oder Wundarzte, wenn er nicht 
über eine Stunde entfernt ift, eine Krankheitsbefchreibung abfordern, 
und dem Zodtenbefchauer einhändigen. 

4. Diefe Befchreibung ift von jedem Arzte oder Wundarzte, der 
einen Verftorbenen behandelt hat, unter eigener Fertigung und mit Bei⸗ 
fügung der Qualififation unweigerlih und unentgeltlich auszuftellen, 
in derfelben der Name und das Alter des Verftorbenen, fo wie die 
legte tödtende Krankheit gewiflenhaft anzugeben. 

5. Sollte die Krankheitsbefchreibung falfch befunden werden, fo 
fol der Ausfteller zur Sintanhaltung ähnlicher Beirrungen der Befchau 
mit einer Geldftcafe von 1% fl. zu Handen des Tocalarmenfondes be⸗ 
legt werden. 

6. Vor Ankunft des ZTodtenbefhauers muß die Leiche fo unbe: 
rührt und unverändert, als esnur möglich ift, gelaffen, und wenn es 
anders fein Fann, fogar nicht von der Stelle und aus der Lage, in 
der fie verfchied oder todt gefunden wurde , gebracht oder übertragen 
werben. 

7. Die Zeit des erfolgten Todes it dem Todtenbefchauer gewif: 
fenhaft und genau anzuzeigen. 

8. Wer bei der ZTodteubejichtigung die Zeit, in der Jemand vers 
ftorben ift, unrichtig angibt, und dadurch veranlaft, daß der Xeritor- 
bene früher begraben oder zergliedert wird, als, um der Beerdigung 
und der Eröffnung der Scheintodten zuvorzukommen , gefeglich vorge: 
ſchrieben ift, fol nad Weifung des $. 129 des Strafgefegbuches II. 
Thls. mit fhrengem Arreſte von 1 bis 6 Monaten beitraft werden. 

9. Dei dem Wiederbelebungsgefchäfte jener ” en, bei denen 
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binfichtlich des erfolgten Todes irgend ein Bedenken obwaltet, ift bem 
ZTodtenbefchauer aller nöthige Vorſchub zu leiften. 

10. Die Angehörigen, Dienftleute und Hausgenoffen des Ver— 
ftorbenen find, wenn deifen Krankheit anftecfend war, zur gewiſſenhaften 
Anzeige jenes Geräthes, Leinenzeuges und der Kleidungsſtücke, deren 
er ſich in feiner Krankheit bediente, fo wie zur genauen Befolgung 
deffen, was der Beſchauer wegen gänzlicher WVertilgung und Reini- 
gung diefer Geräthfchaften anordnet, verpflichtet. 

11. Wer unter folhen Umftänden etwas von dieſem Geräthe 
verhehlt oder jenes, was der Befchauer wegen gänzliher Vertilgung 
oder. Reinigung desfelben anordnet, nicht befolgt, foll nach dem $. 148 
des St. ©. B. II. Thls. geahndet, und nad Wichtigkeit des Um: 
ftandes mit firengem Arreſte von 3 Tagen bis zu 1 Monate beftraft 
werben. 

12. Kranfenwärter, Dienftleute, Hausgenoffen, oder wer fonft 
immer von dem zur Wertilgung oder Reinigung beftimmten Geräthe 
etwas entzieht , find nach dem $. 149 desfelben St. ©. B. mit firengem, 
und mit Züchtigung verfchärftem Arrefte von einer Woche bis zu drei 
Monaten zu betrafen. 

13. Diejenigen, welche von diefen Geräthfchaften wiſſentlich “et 
was anfaufen, oder fonft an fidy bringen, follen gemäß des $. 151 
diefes Geſetzbuches mit firengem Arrefte von drei Tagen bis zu einem 
Monate beftrafet werden. 

14. Ueberhaupt müffen die Anordnungen der Befchau genau und 
pünctlich vollzogen und die dawider Handelnden der gefeglichen Ahn⸗ 
dung unterzogen werden. 

15. Kein Seelforger, ohne Unterfchied der Sonfeffion, darf, ohne 
den von dem aufgeftellten Zodtenbefchauer , oder im Falle nebit der 
gewöhnlichen auch noch eine gerichtliche Leichenſchau Statt gefunden 
bat, von den gerichtlichen Beſchauern ausgefertigten Beſchauzettel er- 
halten zu haben, einen Leichnam beerdigen , auch die Erbbeftattung 
nicht früher ald nach Ablauf der im Beſchauzettel vorgezeichneten Friſt 
vornehmen. 

16. Wer dagegen handelt, ift mit einer Geldftrafe von 12 fl. zu 
Handen des Ortsarmenfondes zu belegen, 

17. Der vom Befchauer am Befchauorte zurückgelaffene Belkhau: 
zettel muß eben defihalb nebft der Krankheitsbeſchreibung, wo diefe ein: 
geholt werden Fonnte, ſtets dem betreffenden Seelſorger eingehändigt, 
von dieſem aber in dad &terberegifter eingefchaltet , und die eingegan- 
genen Beſchauzettel fammt den allenfalls beigebrachten Krankheitsbes 
fhreibungen müffen dem Dominium oder Magiftrate von 8 zu 8 Ta: 
gen übergeben werden: 

18. Bei allen Dominien und Magiftraten find die mit dem Par 
tente vom 21. Februar 1784 angeordneten Befchauregifter verläßlich zu 
führen, in diefelben die Befchauzettel nach Weiſung des $. 1 diefes 
Patentes einzutragen, und in Gemäfiheit des $. 2 diefe Regifter am 
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Schluffe eines jeden Militärjahres in eine Haupttabelle zufammenge- 
zogen, bis zum 15. November an das k. Kreisamt einzufenden. 

19. Werden Vernachläffigungen der Kranken von Seite ihrer An- 
gehörigen vom Todtenbefchauer angezeigt, fo ift die Amtshandlung nach 
dem $. 114 des St. G. B. II. Thls. einzuleiten, und gegen jene, 
denen aus natürlicher oder übernommener Pflicht die Pflege eines 
Kranken obliegt, wenn fie ed demfelben an dem nothwendigen mebdizi: 
nifchen Beiſtande, da, wo folcher zu verfchaffen war, erwiefenermaßen 
gänzlich haben mangeln laffen, nach Beſchaffenheit der Umftände mit 
Arreft von 1 biszu 6 Monaten vorzugehen. 

20. Bei an anſteckenden Krankheitenserfolgten Sterbefällen, wel- 
che vom Todkenbeſchauer nebſt den Vorfchriften über das in folchen 
Fälfen mit dem ©eräthe des DVerftorbenen zu beobachtende Verfahren 
zur Kenntniß der Magiftrate und Dominien gebracht werden, müffen 
diefe nicht nur darauf fehen, daß die Anordnung der Befchau in Ber 
ziehung auf die Vertilgung, Reinigung und Lüftung der Geräth- 
ſchaften in Erfüllung gehe, fondern derlei Todesfälle, zumal an Blat— 
tern auch noch dem k. Kreisamte zur weiteren Verfügung anzeigen: 
21. In jenen Fällen, wo nad der Znftruction für gerichtliche 
Leichenfchauen vom Jahre 1815 $. 3 nebft der gewöhnlichen, von dem 
biefür aufgeftellten Todtenbefchauer zu pflegenden , eine gerichtliche Lei— 
henihau Statt zu finden hat, haben die Dominien und Magiftrate 
dafür zu forgen, daß mit der Leiche durchaus Feine Veränderung vor- 
genommen, der diesfälligen Anordnung des Beſchauers Folge geleiftet 
werde, weiters, wenn der Fall zu einem Griminal- Verfahren ſich eignet, 
die Anzeige an das betreffende Criminal-Gericht zu erftatten, außerdem 
aber fi an das k. Kreisamt wegen Abſendung des E. Kreisargtes oder 
Kreiswundarztes zur Vornahme der gerichtlihen Beſchau zu verwen- 
den, oder, wenn. Gefahr am Werzuge haftet, diefe durch jene Sani- 
tätsindividuen pflegen zu laſſen, welche als gefthickte und zuverläffige 
Männer,, denen ein fo. wichtiges Gefchäft mit Beruhigung anvertraut 
werden kann, vom k. Kreisamte in Folge der Gubernial- Verordnung 
vom 11. Zänner I. 3., Gub. 3. 50,072 denjelben bekannt gegeben 
worden find. ‚ 

Die Landesftelle gewärtigt mit Zuverficht, daß Jedermann die 
Wichtigkeit der Leichenbefchau für das Leben und die körperliche Si— 
herheit ‚gebührend würdigen, und diefen blos die zweckmäßige und 
genaue Handhabung diefer Anftalt bezielenden Verfügungen pünctlich 
und gewiflenhaft nachfommen werde. 


Beilage 


Wir Sofeph der Zweite ac. ꝛc. 


‚ „Der Nugen der Todtenbeſchau befchränkt ſich nicht allein auf 
die Sicherheit der einzelnen Bürger, von deren Leben die Gewißheit, 
daß eine in Geheim verübte Gemwaltthat bei diefer Anftalt nicht leicht 
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unentdect bleiben kann, -die häuslichen Nachitellungen abwendet ; 
auch der Staat kann daraus vielfältigen Wortheil ſchöpfen, da wehl: 
geführte Sterberegifter über Endemien, über die vermehrte oder ver: 
minderte Sterblichfeit genauere Kenntniffe zu verfchaffen, und dadurch 
den allgemeinen Gefundheitsanftalten gleichfam eine beftimmtere Richtung 
zu geben fähig find. 

Es ift daher weſentlich, daß den Sterberegiftern Fünftig diejenige 
Geftalt ertheilt werde, welche durch die vorgefchriebenen Rubriken 
diefe mannigfaltigen Kenntniffe vereinbaren. 

$. 1. In den Städten alfo, wo eine Todtenbefhau aufgeftellt 
ift, follen die bei derfelben geführten Bücher aller Orten gleichförmig 
nach dem angehängten Formulare unter Mr. 1 eingerichfet werden. In 
die erfte Rubrik ift der Monat und Tag einzutragen, da der DBerftors 
bene zur Beſchau gefommen ift. Folgt in der Mebenrubrif der Name 
deöfelben. Unter der nächften Gefchlechtsrubrif wird die Perfon mit der 
Zahl 1 in das Fach von männlich oder weiblich eingetragen, dahin fie 
gehört. Aus Zufammenziehung beider Gefchlechtsfummen ermächst die 
Hauptfumme der Geftorbenen. 

Das Alter ift in fünf Fächer untergetheilt. Der Befchaute wird 
abermals mit der Zahl 1 in das ihm zufommende Fach gefest. 

Die Xodtesart hat zwei Hauptunterabtheilungen, deren jede in drei 
Rubriken abgefondert ift. In jede diefer Rubriken ift der Kopf nicht 
blos mit der Zahl 1 einzutragen , fondern auch mit einer Euren Ans 
merfung die Todesart anzuzeigen, wie in dem Formulare: Lungen⸗ 
ſucht, erhenkt, vom Gerüſte gefallen. 

Der Nutzen diefer Negifter fat von felbft auf, indem daraus 
nicht nur die Hauptfumme aller Verftorbenien, fondern auch befonders 
deutlich wird , wie viel von jedem Geſchlechte, von jeder Altersabtheis 
lung und durch welche Todesart fie geftorben find. 

$. 2. Zu Ende eines jeden Jahres follen diefe Todten-Befchauregifter 
in eine Haupttabelle zufammengejogen, und längftens mit dem halben 
Sänner an die Kreisämter eingefchickt werden. 

$. 3. Jedes Kreisamt hat aus den ſämmtlichen bei feinem Kreis: 
amte eingelaufenen Beſchauregiſtern, deßgleichen aus den von ben 
Pfarrern und Rabbinern eingefommenen Trauungs-, Geburts- und 
Sterberegiftern die Zahlen in den Kreistabellen, welche ihnen nad 
dem Formulare unter Nr. 2 gedruckt herausgegeben, und nur ausge— 
füllt werden dürfen, zufammenzuziehen, und ſolche längftens bis Ende 
Sänner der Landesftelle einzufenden. 

$. 4. Wofern aus den eingefendeten Negiftern bei einem Kreife 
eine auffallende Veränderung in der Abnahme oder Zunahme der Be: 
völferung überhaupt, oder in irgend einer Gegend : insbefondere beob=- 
achtet wird, follen die Kreishauptleute ihre Tabellen mit einem Be: 
richte begleiten , worin fie die wirklich entdeckte oder vermuthliche Urſa— 
he einer ſolchen Weränderung anzeigen. 

$. 5. Die Landesftellen ziehen aus den an fie gekommenen einzel: 
nen Regiftern der Kreisämter eine Landestabelle zufammen, und be= 
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gleiten diefelbe mit ihren Beobachtungen und Erinnerungen an die ver⸗ 
einigte Hofitelle, wo mit Ende Hornung die Tabellen aus allen Län— 
dern eingelangt fein follen. 

$. 6. Die fummarifhen Kauptftadt- und Landestabellen über 
Zrauung, Geburt und Sterblichkeit find ald ein Gegenftand nüglicher 
politiicher Berechnungen und Betrachtungen von den Landesftellen alle 
Jahr durch den Druck gemein zu machen. 

Gegeben in Unferer Haupts und Nefidenzftadt Wien, den 21. 
Februar 1784. 


Sofepb. (L. S.) 


35 * 


Formulare Nr. 1. Sterbe:-Regifter 
wie dasfelbe bei der Todtenbefhau zu führen ift. 


Sind geftorben 
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A9 7. Verordnung des galizifhen Guberniums vom 17, Septem: 
ber 1822, 3. 28,098. 


(Prov. Gefegfamml. vom $. 1822 für Galizien.) 


Um ſowohl in Abfiht auf den allgemeinen Gefundheitsftand, und 
auf jenen Einzelner, als auch im gerichtlicher Hinfiht die Todtenbe- 
fhau dert, wo fie eingeführt werden Eann, in Ordnung und Ueber: 
fiht zu bringen, und hiebei auch den betreffenden Ortscbrigkeiten und 
Seelforgern, fo wie den Zudengemeind = Vorftänden oder den Juden— 
begräbnif = Bruderfchaften, wo felbe beftehen, das, was fie hierbei 
zu thun und zu beobachten haben, befannt zu machen, endlich felbft 
die aufgeftellten Qodtenbefchauer über diefen ihren wichtigen Beruf 
mit jenen Mafregeln bekannt zu machen, nach welchen fie fich Hierbei 
überhaupt und in befonderen Fällen unter ftrengfter Ahndung zu be: 
nehmen haben, werden dem E, Kreisamte in der Anlage die von dem 
Landesprotomedicate entworfenen Grundſätze, nach welchen die Tod— 
tenbefhau einzuführen, zu leiten und zu überwachen ift, mit dem 
Beifage bekannt gemacht, daß hievon die Ortsobrigfeiten, Pfarrer, 
Paftoren und Judengemeinden in Orten, wo die Todtenbeſchau fehon 
befteht, oder eingeführt werden kann, fo wie die fürgewählten Tod— 
tenbefchauer und zwar diefe in Form einer nftruction zur genauen 
Nahadhtung und Befolgung in die Kenntniß zu fegen find. 


Snftruction 
zur Einführung, Leitung und Ueberficht der Todtenbefchau. 


A. 


Eine gut geordnete und gut geleitete Todtenbefchau gehört -unter 
die wichtigften Gegenftände der Sanitäts= Polizei, denn dadurch kön— 
nen bedenkliche oder gefährliche Krankheiten zeitlich entdeckt, und in 
ihrer Verbreitung befchränft, nemwaltfame Verlegungen, und abficht: 
lihe Handlungen, welde die Gefundheit oder das Leben bedrohen, 
oder merklich zernichten, aufgedeckt — und der Ahndung unterzogen, 
endli auch Scheintodte zeitlih aufgefunden, folglich verläßlicdyer ge: 
rettet werden; zu diefem Zwecke find daher Todtenbeichauer beftellt, 
welche aus den in den einzelnen Orten domicilirenden Wundärzten ge: 
wählt werden. 


Das Gefhäft des Todtenbefchauers ift daher nach dieſer feiner 
Beſtimmung dreifach; denn er hat 

1) bei natürlichen aus Krankheiten entftandenen Todesfällen die 
Krankheit, an welcher der WVerftorbene litt, zu erforfchen und zu be— 
fchreiben. 

Zur Erkenntniß der Krankheit gelangt er durch das ärztliche 
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Zeugniß desjenigen Arztes oder Wundarztes, welcher dem Kranken 
Rath und Hilfe ertheilte, und auf welches Zeugniß der Todtenbe— 
ſchauer zu dringen hat, da ſelbes die Angehörigen des Todten von dem 
Arzt oder Wundarzte abzufordern, und dieſen ſelbſt in jenen Fällen, 
wo er auch nur kurze Zeit vor dem Tode zu dem Kranken gerufen 
wurde, den Angehörigen zu ertheilen hat; wird dieſe Ausſtellung von 
Seiten des Arztes oder Wundarztes den Angehörigen verweigert, ſo 
hat der Todtenbeſchauer dieß zu ſeiner Rechtfertigung und weiteren 
Ahndung der Ortsobrigkeit anzuzeigen. 

Wenn dieß Zeugniß jedoch mangelt, ſo hat der Todtenbeſchauer, 
um zur Erkenntniß der Krankheit und deren natürlichen Todesurſache 
beſlmöglichſt zu gelangen, die Angehörigen über die Dauer der Kranf- 
heit, uber derfelben Verlauf, und die auch von Ununterrichteten be: 
merkbaren Krankheitserfcheinungen bis zum Tode zu befragen, in je: 
dem Falle aber die Leiche felbft genau und an allen Theilen zu befich- 
tigen, er hat daher unter feinem Worwande, und unter fchwerer Ahn⸗ 
dung den Todtenbefchauzettel auszufertigen, wenn er die Leiche nicht 
wirklich befchaut hat. 

Findet der Todtenbefchauer bei diefer Beſchau und bei der Er⸗ 
forfhung des Verlaufes der Krankheit, daß fchon mehrere Kranke in 
Eurzer Zeit an demfelben Uebel geftorben find, daß daher eine epidemi- 
fche, oder gar anſteckende Krankheit einreißet, fo hat felber der Ortsob: 
rigkeit alfogleich die Anzeige zu erftatten, bei einem contagiöfen Uebel 
aber, felbes möge zugleich epidemifch oder nicht epidemifch fein, find 
auch die Angehörigen hierauf aufmerkfam zu machen, und zu be: 
lehren, wie fie fi, um fi) vor weiterer Anſteckung zu fichern, zu be- 
nehmen haben, wobei vorzüglich die Entfernung der Lebenden von der 
Leiche, die Lüftung und Reinigung der Wohnung, die genaue Reini- 
gung des Wäſch⸗ und Bettgeräthes, felbft der Kleidungsftücke des Ver: 
ftorbenen,, das Verbrennen des Lagerſtrohs gehört, und wobei vorzüg- 
li darauf zu fehen ift, damit Niemand von diefen Geräthichaften et: 
was vor ihrer genauen Reinigung benüge, oder verkaufe; oft muß in 
einem folhen Falle der Todtenbeihauer die Art und Weiſe, wie diefe 
Reinigung mit MWerläßlichkeit gefchehen foll, angeben. 

Hierbei ift auch fürzudenfen, ob nicht die frühere Entfernung 
der Leiche aus dem Haufe in das Leichenhaus oder gar die Beerdigung 
derfelben vor den gefeglichen 48 Stunden nothwendig ift ; ift der Tod— 
te an der Wafferfcheu nach einem verdbächtigen Biß, oder gar an einer 
peftartigen Krankheit geftorben, fo hat fich der Todtenbeichauer nach 
den über ſolche Fälle befonders beftehenden Verordnungen zu benehmen. 

Diefe angeführten, in ſolchen Fällen nothwendigen Mafregeln, hat 
der Todtenbefchauer nicht allein alfogleih zu verfügen, fondern auch 
der Ortsobrigfeit zur Ueberwachung oder weiteren Amtshandlung an: 
zuzeigen, in dem XQodtenbefchauzettel aber das wegen der Leiche und 
der Reinigung Veranlaßte beizufegen. 

Der Zodtenbefchauzettel (Todtenbeſchauſchein) muß den Tauf: 
oder Vor⸗ und Zunahmen, das Alter, die Religion, die Hausnummer, 
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die legte tödtende Krankheit mit beftimmter und unterfheidender Ber 
nennung, dann die Sterbftunde , die Zeit, wann der Todte (nämlich) 
nad) 48 Stunden von ber Sterbftunde) zu beerdigen iſt, enthalten ; 
am Ende iftder Menatstag und die Stunde, warn die Leiche befchaut 
wurde , beijufegen , und fo von dem ZTodtenbefchauer zu unterfertigen. 

Diefen Befchauzettel haben die Angehörigen von der Ortsobrig- 
Eeit oder von dem hiezu beftimmten obrigfeitlihen Individuum unter: 
fertigen zu laffen, und fodann ift die Beerdigung mit deflen Vorzeigung 
bei dem betreffenden Seelforger, bei Juden bei dem Gemeindevorftand, 
oder der Todtenbruderfchaft einzuleiten, da nur die Obrigkeit die Be: 
erdigung zu bewilligen hat; wer ohne diefe Bewilligung beerdigt, ift 
mit 3 Dukaten zu beftrafen. 

2. Bei Krankheiten, welche den Scheintod nach fich ziehen Eonnen, 
oder wo felber nach wiffenfchaftlihen Grundfägen aus der vorausge: 
gangenen Krankheit oder aus dem Zuftande der Scheinleiche vermuthet 
werden Fann, hat fich der Todtenbefchauer nicht mit der Beſchau zu 
begnügen, fondern ungefäumt die kunſtgemäßen Verfuche mit Rückſicht 
auf das Worausgegangene und den Zuftand des Scheintodten zur Wie: 
derbelebung zu machen, wozu die befannten und befannt gemachten 
Weifungen die Anleitung geben. 

Dei dem Falle eines vorhandenen Scheintodes ift felbft, wo es 
fein Fann , noch ein anderer Arzt oder Wundarzt herbeisurufen, da— 
mit das Nettungsgefchäft, fo vollfommen ald möglich und fo andauernd 
als es nothwendig iſt, bis zur Wiederbelebung fortgefegt werde. 

Wenn der Scheintod auch bei fruchtlofer Anwendung der Wieder: 
belebungsmittel nicht beftimmt verneint werden Fann, fo hat der Tod- 
tenbefchauer durch Nichtsausftellung des Todtenbefchauzetteld und unter 
fleißiger Beobachtung des. vermutheten Scheintodten die Beerdigung 
fo lange zu verfchieben , bi die nicht mehr zweideutigen Beweiſe des 
wirklichen Todes durch offenbare Erfcheinungen der angehenden Fäul: 
niß fich offenbaren. 

Ueber folhe Vorfälle, ed mag der Scheintodte wiederbelebt wor: 
den fein, oder nicht, fo wie über güähe Werunglückte, Ertrunfene, Er: 
frorne, Erftickte 2c. ift der Ortsobrigfeit ftetS ein abgefonderter Be— 
richt zu erftatten. 

3. Iſt hingegegen Jemand todt gefunden, oder fchnell geftorben, laßt 
fih gar eine unnatürliche oder gewaltfame Todesart vermuthen, oder 
aus dem Verlaufe der Krankheit erklären, oder aus dem Zuftande der 
Leiche nachweifen , fo hat der Todtenbefchauer in folchen Fällen unter 
ſchwerer gefeglicher Ahndung, den Todtenbefhauzettel nit ausjufer« 
tigen, fondern die Anzeige auf der Stelle der Ortsobrigkeit zu machen : 
daß die Leiche N. N. gerihtlih zu befhauen ift, wornach 
denn von diefer das Möthige nach den beftehenden Gefegen veranlaft 
werden wird; hierüber wird der Todtenbefchauer auf die mit Kreis: 
fhreiben vom 16. Juni 1815, 3. 21,256 befannt gemachte Inftruf: 
tive über gerichtliche Teichenbefchau verwiefen, welche felber bejigen fo. 

Eine gerichtliche Leichenbefchau haben die vom Gericht .berufenen 
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Aerzte und Wundärzte vorzunehmen, und nur diefehaben die Erlaubs 
niß zur Beerdigung nad) der gerichtlichen Leichenbefchau einverftändlich 
mit den beigezogenen Gerichtsperſonen zur ertheilen. 


O. 


Weil die ſchnelle Amtshandlung des Todtenbeſchauers in allen 
den unter B. aufgeführten drei Fällen zuerſt nothwendig iſt, ſo haben 
die Angehörigen den Tod eines Familiengliedes oder Miethwohners, 
bei Unbekannten und ganz Fremden der Hausinhaber, deſſen Tod dem 
Todtenbeſchauer zuerſt zu melden, und dieſer iſt verbunden, alſogleich 
nach der ihm gemachten Anzeige die Todtenbeſchau ohne Zögerung in 
allen Todesfällen unter fchiwerer Ahndung vorzunehmen, darum muß 
derfelbe feine Entfernung aus dem Orte, oder feine Erfrankung der 
Ortsobrigkeit zur weiteren Fürfehrung anzeigen, 


Da die Beerdigung der Todten vor 48 Stunden in gewöhnlichen 
Fällen eine ſchwere Polizei = Uebertretung ift, fo wird ſich derfelben jes 
der fchuldig machen, der an diefer zu frühen vorfchriftswidrigen Meer: 
digung mittel: oder unmittelbar Schuld trägt. 


E. 


Jeder Todtenbefchauer hat ein genaues Protokoll über die be— 
fhauten Todten mit den unter B. 2 angeführten Rubriken zu führen; 
ein Gleiches ift bei der Ortsobrigkeit nach den vorkommenden Beſchau— 
jetteln zu führen, und zwar ftets für jedes Jahr abgefondert. 

Die Zeugniffe der Nerzte und Wundärzte über &terbfälle, find 
von bem Todtenbefchauer ftet3 an die Obrigkeit abzugeben, diefe hat 
auch von Zeit zu Zeit die Einficht zu nehmen, ob der Beſchauer bei 
Führung des Protokolls ordentlich fürgehet, fo wie die weitere Auf⸗ 
ficht den k. Kreisämtern und befonders den Kreisphyfifern obliegt. 

Die Tare für jeden befchauten Todten ift auf 6 Fr. E. M. oder 
156M. W. feftgefegt, welche dem Todtenbefchauer zufommt. 


F. 


MWundärzte, welche zur Todenbeſchau aufyeftellt find, müffen 
nebft dem, daß fie fih mit dem Diplom als Wundärzte und Geburtss 
belfer von einer inländifchen Tehranftalt ausweifen — verläflid — 
moralifch fein — und das dazu nothwendige Vertrauen befigen; jene, 
welche die Gefchäft überfommen, müffen beeidet werden, wenn fie 
nicht fchon beeidet find; das Kreisamt hat felbe nach Einvernehmung 
der Obrigkeiten zu ernennen, und berfelben Ernennung fowohl den 
betreffenden Obrigkeiten, ald auch Seelforgern und den Zudengemeinde: 
vorftänden, wo felbe die Todtenbefchau vorzunehmen hat, unter Mit: 
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theilung desjenigen Theils diefer Worfchrift, welcher felbe betrifft, be: 
Fannt zu machen, 

Der in einem Orte beftellte Todtenbefhauer kann aufgefordert 
werben, die Todtenbefchau nahe gelegener Ortfchaften zu beforgen. 
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der Autom „„, JM Allgemeinen find diejenigen, melde aus natür- 
zuffiht bei Kine licher, oder übernommener Pflicht, die Aufficht über Kin- 
die Fb fe ge der, oder andere Menſchen führen, die fich felbit gegen die 
faigen une» Gefahr vorzufehen, und zu fhügen, unvermögend find, 
mögend find. wegen der in Erfüllung diefer Pflicht unterlaufenden 
Sorglofigkeit verantwortlib. Wenn daher ein foldhes 
Kind oder ein ſolcher Menfch getödtet, oder ſchwer ver- 
wundet wird, ift der, oder diejenige, welchen der erwieſene 
Mangel der ſchuldigen Sorgfalt zur Laft fällt, mit Arreft 
von drei Tagen bis zu drei Monaten zu beftrafen, und 
diefe Strafe bei eintretenden höherem Grade von Vernach— 


läſſigung, noch mit Faften und Züdhtigung zu verfchärfen. 


Anwendung des $. 130 auf Mütter, Ummen zc., wel: 
he bei Kindern den Mohnabfud gebrauden. 


ABS. Niederöfterreichifches Regierungs-Circulare vom 1. Juli 
1802, 3. 9370. 


(Ag. polit. Geſetzſamml. vom 3. 1802, erfheint auch in dem An- 
bange zur II. Auflage des Strafgejeges vom J. 1815.) 


Es iſt öfterd vorgefommen, dak Mutter, Wärterinnen, Ammen 
und PflegEltern den Abfud der MohnEöpfe bei Franken Kindern als 
Heilmittel anwenden, felben auch bei gefunden Kindern gebrauchen, um 
fie zur Ruhe zu bringen, und till zu erhalten. 

Da nun der Genuß diefeds Mohnabfudes in Rückſicht auf die 
Sefundheit der Kinder von den fhädlichften und oft tödtlichen Folgen 
ift; fo wird Jedermann gegen den Gebrauch diefes Mittels hiermit ges 
warnet. 

Sollte Jemand diefer Warnung zuwider handeln, oder wohl gar 
ein Kind durch den Gebrauch diefes Mohnabfudes zu Schaden kom— 
men; fo wird der Schuldtragende zur ftrengften Werantwortung und 
Strafe gezogen werden. 


99. Niederöfterreichifches Negierungs » Circulare vom 6. No» 
vember 1813, 3. 31,377. 


. Es ift zwar ſchon unterm 1. Zulius 4802 (49%) verboten worden, 
dag Mütter, Wärterinnen, Ammen und Pflegeältern, den Abfud der 
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Mohnköpfe bei Franken Kindern ald Heilmittel anwenden, denfelben auch 
bei gefunden Kindern gebrauchen, um fie zur Ruhe zu bringen und ftill zu 
erhalten. 

u Da der Genuß diefes Mehnabfudes in Rückſicht auf die Gefund- 
heit der Kinder von ben fchädlichften und von tödtlihen Folgen ift, fo 
wird Sedermann gegen den Gebrauch diefes Mittels, welches neuer- 
dings, wie ed hier hervorgefommen ift, anfängt, herrichend zu werden, 
gewarnet, und die Regierung findet ſich veranlaßt, obige Verordnung 
gegen jene, die diefer Warnung zumider handeln, oder wohl gar ein 
Kind durch den Gebrauch diefes Moehnabfudes zu Schaden kommen laf: 
fen follten, mit dem Beiſatze zu erneuern, daf gegen den Schuldtra: 
genden nad) dem $. 130 uber fehwere Polizeiübertretungen unnad): 
fichtlih vorgegangen werden wird. 


Anwendung des $.130 bei Befhädigung von Kindern 
durch Schweine. 


500. Verordnung des tirolifhen Guberniums vom 26. No: 
vember 1824, 3. 21,343. 


(Prev. Geſetzſamml. für Tirol vom 3. 1824.) 


Es haben ſich feit einiger Zeit mehrere Unglücksfälle dadurch er- 
eignet, daß Schweine hilflofe oder unvorfichtige Menfchen und Kinder 
von zarterem Alter auf eine Art befchädigten, worüber die Unglücli: 
chen die Beute eines gräflichen Todes, oder doch wenigſtens auf ihre 
ganze Lebenszeit verfrüppelt wurden. 

Die Landesftelle findet fi) daher veranlaft, dem k. k. Kreisamte 
den Auftrag zu ertheilen, die Unterthanen zu warnen, und fie zur forg: 
fältigften Bewachung oder Verwahrung mit dem ausdrüclichen Beifa- 
Ge aufjufordern, daß, wenn auf diefe Art ein Kind oder fonft ein 
Menfh, der fi felbft gegen die Gefahr vorzufehen und zu ſchü— 
Gen unvermögend ift, getödtet oder verwundet würde, man Diejenigen, 
welchen der erwiefene Mangel der fchuldigen Sorgfalt über jene hilfe: 
bedürftigen Menfchen zur Laſt fallen follte, nah $. 130 des St. ©. 2. 
11. Thl. zur Verantwortung und Strafe ziehen werde. 


Anwendung des $.130 auf die unterlaffene Verfide: 
rung von Haus: und Saffenladen. 


301. Verordnung der ob der Ennd’fchen Regierung vom 27. Oc⸗ 
tober 1820, 3. 19,422. 


(Prov. Gefegfamml. für Oberöfterreich vom 3. 1820.) 


Mehrere Fälle, mo Kinder, befonders auf dem Lande, vorzüglich 
wegen Unterlaffung der fehuldigen Aufficht, und der ſchon bei mehre- 
ren Gelegenheiten befohlenen Verzäunung der Haus⸗ und Gaffenla- 


° 
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cken Schaden gelitten haben, oder zu Grunde gegangen find, beftimmen 
die Negierung zu dem Auftrage, die in der Verordnung vom 21. Oc- 
tober 1817,'3. 18,667, anbefohlene Kundmachung der inden $. $. 130 
und 131 des II. Iheiles des Strafgefegbuches enthaltenen Vorfchrif: 
ten durch die Unterbehörden erneuern zu laffen, und felbe zur Unter: 
fuchung über die volljogene Verwahrung der Haus: und Gaſſenlacken, 
und im Falle der entdeckten Unterlaffung oder eines abermaligen Un: 
glücks zur firengen gefeglichen Beftrafung der hieran Schuldtragenden 
anzuhalten. 


Berantwortlidhfeit der Angehörigen nah $. 130 bei 
von Taubftummen begangenen Uebertretungen. 


(Siehe 3A bei $. 4.) 


Verbot, Kinder unter 5 Jahren in das Bett der Yel: 
tern, Wärterinnen x. mitzunehmen. 


502. Hoffanzlei:Decret vom 6. September 17845 n. d. Reggs. 
Ber. vom 14. September 1784, an die k. k. K. Aemter. 


(8. Zof. Geſetzſamml. 6. Bd.) 


Auf die Vorftellung, daß die Kinder bis in das fünfte Zahr, zur 
Vermeidung der Erdrüfung und Erſtickung, von den Eltern nach der 
Geburt nicht in das Bett, fondern unter Strafe entweder in eine Wie- 
ge, oder neben dem Bette in ein aus Laden zufammengefchlagenes 
Schlafort zu legen fein, haben Se. Majeftät zu entſchließen geruht, 
daß durch die Kreisämter die Ortsobrigkeiten, Dominien und Beamten 
angewiefen werden follen, an Amtstagen, bei Sperren, Snventuren und 
anderen fchicklichen Gelegenheiten den Leuten, die hiebei obwaltende Ges 
fahr liebevoll und väterlich vorzuftellen ‚fie hievon abzumahnen, und 
dahin anzuleiten, daß fie ihre Kinder in Wiegen, oder in ein fonft 
mit Laden verfehenes Schlafort neben dem Bette legen follen, welches 
auch die Geiftlichfeit von den Kanzeln beizubringen hat. 


503. Verordnung des böhmifchen Guberniums vom 31, Jänner 
1792. 


(Kropatfchef's Geſetzſamml. vom 3. 1792.) 
Der Landınann und befonders das weibliche Geſchlecht ift durch 


die zahlreichen Fälle, wo Kinder in Betten erftickt wurden, auf vorfich- 
tigere Wartung ihrer Kinder aufmerffam zu machen. 
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Verpflidtung des nah $.130 ftrafbaren Individuums, 
im Salle der Lebensrettung des gefährdeten Indi— 
viduums, die Zaglia zu bezahlen. 


504. Hoflanzlei:Decret vom 25. Jänner 1827, 3. 1966 und vom 

9. u. 26. März; 1827, 3. 5295 u. 8626, an fämmtliche Länderftel- 

len; n. d. Reggd. Eirc. vom 31. Mär; 1827, 3. 15,540 u. 

17,974; ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 5. April 1827, 

3. 6845 ; fleiermärf’fche Gub. Ver. vom 3], Mär; 1827, 3. 63175; 

tirol'ſche Gub, Ver. vom 24. Mär; 1827, 3.5577; mährifche 
Sub, Ber, vom 30. Mär; 1827, 3. 9111. 


(Allg. polit., dann Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr., Oberöfterr., 
Tirol, Steiermark und Mähren vom 3. 1827.) 


Zur Erzielung einer Gleichförmigkeit bei Behandlung der vorfon- 
menden Fälle von Lebensrettungen und dafür angefprochenen Beloh— 
nungen werden, in Folge hoher Hoffanzlei:» Verordnung vom 9., 
empfangen den 29. März diefes Zahres, Folgende Beftimmungen jur 
allgemeinen Wiffenfhaft und Darnachachtung befannt gemacht. 


§. 1. 


Nah dem allerhöchften Patente vom 1. Zulius 1769, und nad 
der neuerlich erfloffenen allerhöchſten Entſchließung vom 7. April 1826, 
wird für die Rettung eines Menfchen aus dem Feuer oder Waffer eis 
ne Belchnung von 25 fl. Conventiond - Münze aus dem Staatöfchage 
bewilliget. 


$. 2. 


Die gleihe Belohnung ift, gemäß dem eben bezogenen aller: 
höchſten Patente vom 1. Julius 1769, aud denjenigen zu verabfol- 
gen, welche den aus was immer für einer Urfache der Gefahr des 
Erftickens preisgegebenen Menfchen ihr Leben erhalten. 


$. 8. 


An jedem diefer Fälle von Lebensrettungen ift jedoch nach Vor— 
fchrift der hohen Hoffanzlei: Verordnung vom 26. Mai 1787, und 
der Hofkfammer : Verordnung vom 1. April 1813, zur Erlangung die= 
fer Belohnung erforderlich , daß die wirkliche Lebensgefahr nicht nur 
des ©eretteten, fondern auch des Retters durch unzweideutige Bes 
weife außer Zweifel gefegt werde. 


$. 4. 


Wenn mehrere in offenbarer Lebensgefahr ſchwebende Menfchen 
durch einen oder mehrere Menfchen gerettet worden find, fo gebührt, 
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gemäß der hohen KHoffanzlei» Verordnung 23. Januar 1827, dem 
Metter oder den Rettern, vorausgefegt, daß die im $. 3 enthaltenen 
Bedingniffe eintreffen, die gefegliche Belohnung ſo vielmal, als in 
einem oder mehreren Vorgängen Menfchen gerettet worden find. 


$. 5. 


Beſitzt der Gerettete ein eigenthümliches Vermögen, fo ift er, 
in Gemäßpeit der hohen Hoffanzlei + Verordnung vom 31. Mai 1785, 
verbunden, die Belohnung für feine Lebensrettung, welche einftweilen 
aus dem Gameral-Fonde vorgefchoffen wird, dem Staatsſchatze zu: 
rück zu erfegen, und es ift demnach in jedem vorkommenden alle die 
Erhebung hierüber einzuleiten, und wo es thunlich iſt, aus dem Ber: 
mögen bes Geretteten der Rückerſatz einzubringen. 


$. 6. 


Eben fo ift auch nad der hohen Hofkanzlei - Verordnung vom 
2. Januar 1783, wenn Kinder oder Pflegebefohlene aus Sorglofig: 
feit der Ueltern, Wormünder oder anderen Perfonen, denen die Auf: 
ficht über diefelben aus natürlicher oder übernommener Pflicht obliegt , 
in die Gefahr des Lebens gerathen, von diefen Legteren aus ihrem eis 
genen Vermögen die gefegliche Belohnung für die allfällige Rettung 
diefer Kinder und Pflegebefohlenen dem Aerarium zurüc zu vergüten , 
und es haben hierbei die $. 5 angeordneten Erhebungen einzutreten. 
Das gefegliche Verfahren wegen Unterlaffung der fehuldigen Auffiht 
wird dadurch nicht beirret. 


$.7. 


Wer eine Belohnung für Lebensrettung anſprechen will, muß 
diefelbe nach dem allerhöchften Parente vom 9. September 1780 läng⸗ 
ſtens binnen vier Wochen, vom Tage der vollbrachten Rettung an 
gerechnet, bei der politiſchen Obrigkeit nachſuchen. Nach Verlauf dieſer 
Fallfriſt iſt der Anſpruch auf die geſetztliche Belohnung erloſchen. 


Aufhebung dieſer Anordnung. 


5053. Hoffanzlei: Decret vom 11. Juni 1833, 3. 13,635; 

an fämmtliche Länderftellen n. ö. Neggs. Girc, vom 22. Juni 

1833, 3. 32,691; fleiermärf’fche Gub. Ber. vom 17, Juni 

1833, ob der Enns'ſche Reggs. Ver. vom 23. Suni 1833, 
und fehlefifche Gub. Ver. vom 21. Juni 1833. 


(Ag. polit. und Prov. Gefegfamml. für Nieder» Defterr., Ober: 
j Defterr., Steiermark und Mähren vom 3. 1833.) 


Seine k. E. Majeftät haben laut hohen Hofkanzlei-Decretes vom 
11. Zunius 1833, 3. 13,635, mit alerhöchfter Entfchliefung vom 
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31. Mai laufenden Jahres, in Beziehung auf die durch Hofkanzlei— 
Decret vom 9. Märk 1827, Nr. 5295, Negierungs-Circulare vom 
31. Mär; 1827 (504) erlaffene Worfchrift allergnädigft zu ver: 
ordnen geruhet, daß ed von den in den $. $. 5 und 6 dieſer Bor: 
fohrift enthaltenen Beftimmungen wegen des Rückerſatzes diefer Tag— 
lien an das Yerarium abzufommen, und das hinfichtlich der im $. 6 bes 
zeichneten Fälle wegen Unterlaffung der fchuldigen Aufficht auf Kinder 
und Pflegebefohlene, lediglih das allgemeine gefegliche Verfahren eins 
zutreten habe. 


Behandlung und Beftrafung der Sorglofigfeit von 
Dienftboten nah der Geſinde-Ordnung für Wien. 


506, Auszug aus dem Patente vom 1. Mai 1810, 
(Allg. polit. Gefegfammf. vom 3. 1810.) 


$. 54. 


„Im Allgemeinen find Diejenigen, welche aus übernemmener 
Pflicht L Dienftboten alfo) über Kinder, oder über andere Perfonen, fo 
fie fi gegen Gefahr felbft vorzufehen und zu fhügen un ver mö— 
gend find, Auffiht führen, wegen Sorglofigkeit in Erfüllung 
diefer Pfliht verantwortlich.“ 

„Wenn daher ein ihrer Obforge anvertrautes Kind oder überge: 
bener Menſch getödtet, oder ſchwer verwundet wird, ift der Dienftbote, 
dem der Mangel der fchuldigen Sorgfalt zur Laſt fällt, mit Arreft von 
einem bis zu ſechs Monaten zu beftrafen, und diefe Strafe bei eintres 
tendem höherem Grade von Vernachläſſigung moch mit Faften und fürs 
perliher Züchtigung zu verfchärfen." ($. 130 des Strafgefeges über 
ſchwere Polizei Uebertretungen). 


$. 131. 
Insbeſondere ift gegen diejenigen, denen die Pflege „Strafe, wenn 
eined Kindes, oder die Auflicht darüber obliegt, auf ein: fäpztihen Der- 


bis dreimonatlichen ftrengen Arreft zu erkennen, wenn fen werten 


ein in ihrer Pflege oder Aufficht ftehended Kind, weil es „Vena an 
allein an einem fie Kinder — Orte ſich über: yerheimister 
laſſen worden, am Leben, oder ſonſt an Geſundheit und 
Körper verunglücket iſt. Die Strafzeit iſt noch zu verlän- 

gern, und mit Züchtigung zu verfchärfen, wenn die einem 

Kinde zugeftoßene Verunglückung verheimlichet wird. 


(Siehe die Novellen beim vorhergehenden $. 130.) 


Strafe, gegen 
mit einer ſchaͤd⸗ 
lihen Krankheit 
bebaftete, und 
felbe verheimli- 
ende Ammen. 


560 $. 132 — 135. 


VBeftrafung von Dienftboten im Falle der Uebertre— 
tung diefes $. nach der Gefinde-Ordnung für Wien. 


507. Auszug aus dem Patente vom 1. Mai 1810. * 
(Allg. polit. Gefegfammf. vom 3. 1810.) 
$, 55, 


„Insbeſondere ift gegen Ummen- und Kinderwärterinnen, 
denen die Pflege eines Kindes, oder die Aufficht darüber obliegt, auf 
einjährige Anhaltung im Zuchthaufe zu erfennen; wenn ein ihrer 
Pflege oder Auffiht anvertrautes Kind im Schlafe erdrücdt wird, 
oder, wenn foldhes, weil ed an einem für Kinder gefährlichen Orte fich 
allein überlaffen worden, am Leben oder fonft irgend am Körper 
und Gefundheit verunglüdet ift. Die Strafe ift noch zu verlängern, 
wenn die einem Kinde zugeftoßene Verunglückung verheimlichet wird‘ 
($. 131 des Strafgefeges über ſchwere Polizei:Uebertretungen). 


$. 132, 


Eine Weiböperfon, die fih bewußt ift, mit einer 
ſchädlichen, oder fonft anſteckenden Krankheit behaftet zu 
fein, und mit Verſchweigung, oder Verheimlichung die: 
ſes Umftandes, ald Amme Dienfte genommen hat, fol 
mit dreimonatlichem ftrengen, duch Zuchtigung verfchärf: 
ten Arreſte beitrafet werden. 


Verpflihtung des Dienftgebers zur Anzeige nad der 
Gefindeordnung für Wien. 


508, Auszug aus dem Patente vom 1. Mai 1810. 
(Allg. polit. Gefegfamml, vom 3. 1810.) 
$. 56. 


„Eine Weibsperfon, die fich bewußt ift, mit einer ſchädlichen 
oder fonft einer anftekenden Krankheit behaftet zu fein, und 
mit Merfhmweigung oder Merheimlihung diefes Uinftandes als 
Amme Dienfte genommen bat, foll mit dreimonatlichen, ftrengem, 
durch Eörperlihe Züchtigung verfchärftem Arrefte beftraft werben. 
($. 13% des Strafgefeges über ſchwere Polizeislebertretungen). 

Die öffentliche Sorgfalt für die Säuglinge und das Beſorgniß 
der Folgen geftattet in einem ſolchen Falle Feine Nachficht, noch Scho— 
nung der Schuldigen, und verpflichtet daher den Dienfthälter 
unter eigener Verantwortlichkeit zur Anzeige. 
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$. 133. 


Wenn bei einem Baue die vorgefchriebenen War: „,, Unterlaflung 
nungszeichen unterlaffen werden, iſt der Baumeifter, ver Warnunge- 
oder mer fonft bei dem Baue die Aufficht führet, für je ka m 
den Fall um zehn bis fünfzig Gulden zu beftrafen. Iſt Strafe 
Semand wegen diefer Unterlaffung befhädiget worden ; 
fo ift nad Beſchaffenheit des Vorfalles nebft der Geld: 


ftrafe , Arreft von einem bis drei Monaten zu verhängen. 


Befege über die Warnungszeiden. 


Derlei Gefege, welche zur Aufitellung von Warnungszeichen bei 
Bauten verpflichten, find enthalten für Wien in der Polizei: Ordnung 
vom 2. März 1776 (Kropatſcheck's Geſetzſamml.); für Brünn vom 
12. Juni 1786 (Kropatſcheck's Gefegfamml.) ; für Prag vom 30, 
April 1787 (Kropatſcheck's Gefegfamml.); für Böhmen vom 23. No— 
vember 1792 (Kropatſcheck's Gefegfamml.) ; für Kärnthen vom 15. 
Mai 1793 (Kropatſcheck's Gefegfammi.); für Klagenfurt vom 15. 
Mai 1793 (Kropatſcheck's Gefegfamml.); für Tirel vom 3. Februar 
1795 (Kropatſcheck's Gefegfamml.) ; dann in den Bauporfchriften für 
die Stadt Prag vom 5. September 1815, für Böhmen vom 17. Mai 
1833 ꝛc. ꝛc., die jedoch alle anzuführen ed an Raum gebricht, endlich 

in der bei $. 184 abgedruckten Bauordnung für Wien. 


$. 134. 
Der Eigenthümer eines Haufes, Gebäudes, oder, Untertalung 


derjenige, welchem darüber die Aufficht übertragen ift, 1. beforgenden 
wenn daöfelbe in irgend einem Theile Einfturz beforgen Hs 
läßt, ift verbunden, unverzüglich einen Baumeifter zur 
Beſichtigung, und vorläufigen Sicherung herbei zu rufen. 

Wird nad) der Hand entdedet, daß diefe Vorfichtigkeit, da 

fie nach Befinden der Bauverftändigen nothiwendig war, 
unterlaffen worden; fo ift, wenn aud) der Einfturz nicht Strafe, wenn 
erfolgt, die Unterlaffung mit fünf und zwanzig bis zwei “ur mie we 
hundert Gulden zu beftrafen. folgte. 


Vorfhriften bei Brunnengrabungen. 
(Siehe 338 bei $. 89.) 
$. 135. 
Iſt der Einfturz wirklich erfolgt, dabei jedoch Niee Wenn dur 
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zöen Ginfun mand befhädiget worden; fo ift bie Beltrafung auf fünf: 

diget, oter ge» zig bis Fünfhundert Gulden zu erhöhen. Dafern aber Se: 

trret wurde. mand durch den Einfturz getödtet, oder ſchwer verwun⸗ 
det worden, ift der Schuldtragende nebft der Geldftrafe 
noch mit ftrengem Arreſte von einem bis zu dreiMonaten zu 
beftrafen. 


$. 136. 


„Strafe orgen Ein Baumeifter, welcher einen Bau mit Gerüften 

weichem ein Ges führet, oder Theile des Gebäudes durch Unterftügung 

au fihern hat, wenn ein ſolches Gerüft, oder dad Ge- 
bäude einftürzet, obgleihb Niemand dabei befchädiget 
worden, ift das erjte Mal mit fünf und zwanzig bis 
mweihundert Gulden zu beftrafen. Bei dem zweiten Falle 
ift felber nebft der Geldftrafe, noch verpflichtet, Fünftig 
jedesmal einen andern Baumeifter zu feinem Baue zu 
Hülfe zu nehmen, unter Strafe ded Baumeifterrechts 
verluftig zu werden. 


$. 137. 


en ddr Ward bei einem folchen Einfturge Jemand getödtet, . 

it, ober fair oder ſchwer verwundet; fo ift der Baumeifter nicht nur 
"zu einer Geldftrafe von fünfzig bis fünfhundert Gulden 
8 verurtheilen, ſondern demſelben auch die Führung eines 
Baues ſo lange zu — bis er vor Kunftverftän- 
digen barthut, über diefen Theil der Baukunft feine Kennt: 
nitfe zureichend verbejlert zu haben. 


$. 138. 


en Offenbaret fich bei der Unterfuchung eines im vorge 

Baumeitters, henden Paragraphe enthaltenen er bon Seite des 
Baumeiſters grobe Unwiſſenheit; ſo iſt demſelben ſogleich 
bei dem erſten Falle eines Einſturzes alle fernere Führung 
eines Baues zu unterſagen. 


$. 139. | 
“ Strafe gegen Mer in Städten, und wo fonft die Vorſchrift dar: 


hiepen neu ge. über beftehet, ein neu erbautes Haus oder Gewölbe, ohne 
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daß die Obrigkeit nach genommener Einfiht, die Exrlaub: bauter, Häufer, 
niß ertheilet hat, bezieht, oder vermiethet,foll nach Verſchie— 
denheit der Umftände um den Betrag des halbjährigen 
Miethzinfes, oder mit ahttägigem Arrefte beftrafet werden. 


Vorfhriften über das Vermiethen und Beziehen 
neu erbauter Wohnungen und Gewölber. 


a) Für Wien. 


509. Niederöfterreichifches Regierungs-Circulare vom 15. Mai 
1796, 3. 9714. 


(Kropatſcheck's Gefegfammf. vom 3. 1796.) 


Da die allzufrühe VBewohnung neuer Gebäude der Gefundheit 
der Einwohner ſchädlich ift, fo wird mit alferhöchfter Genehmigung 
hiermit Eundgemacht : in neugebauten Käufern dürfen die Wohnungen 
eher nicht bezogen werden, bis fie nicht von der Landesregierung mit 
Zuziehung des Stadtphyfifus in der Stadt und der Bezirksärzte in den 
Vorflädten für genug ausgetrocnet erfennet werben. 

Es wird daher allen jenen, welche entweder Eünftig VBauconfenfe 
anfuchen, oder fhon wirklih im Bau begriffen find , in der Stadt 
oder in den Vorſtädten, hiermit aufgetragen , noch bevor die neu ers 
richteten Wohnungen vermiethet werden, jedesmal bei diefer Landesftelle 
die Anzeige zu machen, damit fohin die von höchften Orten anbefohle: 
ne Beaugenjcheinigung vorgenommen, und erfennet werde, wenn diefe 
Wohnungen genugfam ausgetrocknet und zur Beziehung geeignet 
feien, wie im widrigen, derjenige, welcher die Anzeige zu machen un— 
terließe, und zugäbe, daß eine neue Wohnung in feinem Haufe, ohne 
vorausgegangene Bewilligung der Landesftelle bezogen würde, mit 
einer dem bedungenen Zinsbetrag angemeffenen Geld: oder nach Beſchaf⸗ 
fenheit auch mit Leibesftrafe unnachfichtli würde belegt werben. 


510. Niederöfterreichifche Regierungs: Verordnung vom 9, Juli 

1796, 3. 11,262, an ben Wr, Magiftrat, die Dominien der 

Freigründe, die k. E. Stabthauptmannfchaft und ben Magister Sa- 
nitatis, 


(Kropatſcheck's Gefegfamml. vom 3. 1796.) 


Da mehrere Hauseigenthümer hierorts, um die Unterfuchung, ob 
ihre neugebauten Häufer ohne Nachtheil für die Gefundheit der In» 
wohner bezogen werden dürfen, noch eher eingefommen find, als das 
Haus ausgebaut war, wird hiermit, um dergleichen unnüge Unterfur 
chungen zu befeitigen, nachträglich verordnet, daß Eein Bauführer eher 
bei der Regierung um die Unterfuchung feines neuen Gebäudes einfom: 
men folle, bid nicht das Haus vollfommen zum — hergeſtellt iſt. 
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Das Verbot, neue Gebäude, ohne vorher erhaltene Erlaubnif 
zu vermiethen,, und um die Bewilligung einer Unterfuchung vor ganz 
lich vellendetem Baue einzukommen, ift nicht blos auf die ganzen 
Häufer befchränft, fondern auch von neu aufgefegten Stockwerken, und 
auch einzelnen neugebauten Wohnungen zu verftehen. 

Zugleich aber wird hiermit verboten, Fünftig Vermiethzettel an 
ein neu aufgeführtes Haus, oder wegen eines neugebauten Stockwer · 
kes, oder einer einzelnen derlei Wohnung eher anzufchlagen , bevor die 
Sanitätsunterfuchung gefchehen , und die Erlaubniß zur Vermiethung 
von diefer Landesregierung ertheilet worden ift. 

Die jedesortige Grundobrigkeit hat daher die bauführenden Par- 
teien, wie auch alle Baumeifter von diefer Verordnung zu verftändigen, 
und ihnen die genaue Beobachtung einzufchärfen, felbft aber über die 
Befolgung forgfältig zu wachen *). 


S11. Niederöfterreichifche Regierungs:Verorbnung vom 12. Auguft 
1799, 3. 15,071, an den Wr. Magiftrat, und die Hrfchften, der 
Freigründe, 


(Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom 3. 1799.) 


Nachdem ſchon mehrmal vorgefommen, daf neu erbaute Käufer 
bezogen worden find, ohne daß vorher der vorfchriftmäßige Augen: 
fhein und Bewohnungsconfens angefucht worden, fo wird fämmtlis 
hen Herrſchaften ver Freigründe hiermit anbefohlen, den Grund 
richtern zu bedeuten, daß ihnen Fünftighin die ertheilte Erlaub- 
niß zur Bewohnung eines Haufes rathfchlägig bekannt gemacht werden 
würde, und daf fie daher genau darauf zu fehen hätten, daß ohne 
vorläufigen Bewohnungsconfens, Feine neuerbaute Wohnung bejogen 
werde, und wenn ed dennoch gefchehen follte, unter eigener Dafürhaftung 
fogleih die Anzeige an diefe Landesftelle machen follen. 


512. Niederöfterreichifche Regierungd:Verordnung vom 30. Juli 
1817, 3. 33,808, an bie Ef. Stabthptmannfchft und die k. k. 
Pol, Sb. Dir. 


Die beftehenden Bauverordnungen befehlen, daß Fein neugebautes 
Haus ohne vorläufige ämtliche Befichtigung, ob die Bewohnung des— 
felben nicht etwa der Gefundheit nachtheilig fei, von den Wohnparteien 
bezogen werden dürfe. 

Diefe Verordnung wird haufig inder Stadt und inden Vorftädten 
übertreten, 

Die Stadthauptmannfchaft hat auf diefen Unfug den Magiitrat 
und die Grundgerichte aufmerkfam zu machen, und ihnen diesfalls 


*) Eine gleiche Verfügung enthält die n. ö. Regierungs:Berorbnung vom 
25. März 1797. (Kropatfched’s Geſetzſamml. vom 3. 1797.) 
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genaue Wachſamkeit über diefen für die menſchliche Gefundheit fo höchſt 
verderblichen Unfug anzuempfehlen. 

An die Pol. Ob. Dir. wird unter einem der Auftrag erlaffen, 
den Bezirks -Directionen zur Pflicht zu machen, daf fie nicht nur, fo 
wie fie einen bderlei Unfug entdecken, fogleih die Stadthauptmannfchaft 
daven in die Kenntniß fegen, fondern daß fie auch über dergleichen 
in ihren Bezirken vorgefallene Gefeg » Webertretungen nachträglid Er— 
Ffundigung einziehen, und die Nefultate davon der Stadthauptmann- 
ſchaft mittheilen follen; damit die Geſetz-Uebertreter zur verdienten 
Strafe gezogen werden. 


513. Niederöfterreichifche NRegierungd:Verordnung vom 31. Zuli 
1820, 3. 33,362, an die Dominien inner den Linien. 


Auf die Anzeige, daß mehrere Dominien inner den Linien Wiens 
bei Vornahme der Sanitäts = Augenfheine der neuen Gebäude die 
betreffenden Polizei: Bezirksärzte bei Seite fegen, und ſich zu dieſer 
Amtsverrichtung ihrer eigenen, hierzu nicht authorifirten Hausärzte be: 
dienen, fieht fich die Regierung veranlaft, ſämmtlichen Dominien inner 
den Linien zu bedeuten ‚daj; die Vornahme der Sanitäts⸗-Augenſcheine 
bei neuen Gebäuden nur den betreffenden Polizei-⸗Bezirksärzten, 
als welchen die ununterbrochene Aufficht über den allgemeinen Geſund⸗ 
heitszuftand in den einzelnen Bezirken obliegt, zuftehe. 

Die Dominien haben daher auf die Beobachtung diefer Worfchrift 
firenge zu wachen, und jedem derlei Unfuge Einhalt zu thun. 


51. Hoffanzlei: Decret von 22. Mai 1829, 3. 12,232; 

n. d. Reggs. Ver. vom 2. Juni 1829, 3. 29,915; an die £, £, 

K. Aemter, die ka k. Pol. Ob. Dir., den Magiftrat und die Do: 
minien inner den Linien Wiens. 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr., vom 3. 1829.) 


Die Ihatfache, daß die neu erbauten Gebäude in der Stadt Wien, 
nachdem fie Faum vollendet find, auch ſchon wirklich bezogen werden, 
gibt der Beſorgniß Raum, daß bei den zum Behufe der Ertheilung 
der Bemohnungsconfenfe vorzunehmenden ärztlichen Unterfuchungen nicht 
mit jener Strenge vorgegangen werden dürfte, welche die hiebei ein: 
tretenden wichtigen Sanitäts-Rückſichten erheifchen. 

Die k. k. vereinigte Hofkanzlei hat daher in diefer Beziehung die 
Anwendung der nöthigen Fürforge und der geeigneten Ueberwachung 
anempfohlen, damit nicht vielleicht aus unzeitiger Nachficht der Zweck 
jener vorfchriftämäßigen Unterfuchungen vereitelt werde. 


(Siehe auch die $$. 28, 29 u. 30 ber bei $. 184 abgebrudten Bauorb: 
nung für Wien.) 


515. Niederöfterreichifche Negierungs » Verordnung vom 


566 $. 139. 


13, September 1838, 3. 50,757 an bie Dominien inner den 
Linien und die k. k. Pol. Ob. Dir, 


(Prov. Gefegfamml. für Nied. Defterr. vom Jahre 1838.) 


Die k. k. n. 6. Negg. findet fich zur Verfügung veranlaft, daß 
in allen jenen Fällen, wo bei der Sanitätsbefchau neugebauter Woh- 
nungen, diefe legtern oder Theile derfelben für unbewohnbar erklärt 
werden, und deren Vermiethung und Beziehung von Seite der Orts⸗ 
obrigkeit dem Eigenthümer unterfagt wird, die betreffende k. k. Pol. 
Be. Dir. hievon in die Kenntniß geſetzt werde, um den Befolg über: 
wachen zu Eönnen. 

Das Dominium hat demnach diesfalls das Geeignete in vorkom⸗ 


menden Fällen einzuleiten, 


b). für das Sand in Viederöſterreich. 


513. a). Niederöfterreihifche Regierungd = Verordnung vom 
27. October 1808, 3. 27,367 an die 4 k. k. K. Aemter. 


(v. Buldener Samml. der Sanitäts-Ver.) 


Da es ſich auf dem Lande öfters ereignet, daß neugebaute Käufer, 
ehe felbe genugfam ausgetrocnet find, zum größten Schaden der Ge: 
fundheit gleich bewohnet werden, fo findet die N. De. Landesregierung 
zu verordnen, daß in Gleichförmigkeit mit der in Wien bereits beftehen- 
den Verfaffung in allen Städten und größeren Märften, wo ein Stadt: 
Phyſicus oder Kreisarzt, oder practicirender Arzt wohnt, Fein neu er= 
bautes Haus, Wohnung oder Gewölbe, ohne daß die Obrigkeit nach 
genommener Einficht die Erlaubniß ertheilet hat, bezogen, oder vermies 
thet werde. Wie diefes bereits im Gefegbuche über ſchwere Polizei-Uebers 
tretungen Hauptſtück 8. $. 139, für alle Städte des Landes anbefohlen 
worden ift. 

Diefemnach wird allen jenen, welche entweder Fünftig Bauconfenfe 
anfuchen, oder ſchon wirklich im Bau begriffen find, wenn ſich der Bau 
in oder beieiner Stadt oder größerem Markte befindet, hiemit anbefohlen, 
noch bevor die Wohnungen oder Gewölbe, worin fih Menfchen aufhalten, 
vermiethet oder bezogen werden, jedesmal bei ber Ortöobrigfeit die An— 
jeige zu machen, damit die Beaugenfcheinigung vorgenommen und erfennet 
werde, ob diefe Wohnungen oder Gewölbe genugfam ausgetrodnet, und 
wann felbe zur Beziehung geeignet feien. Widrigenfalls derjenige, welcher 
die Anzeige zu machen unterliefe, und ohne daf die Obrigkeit nad) genomme- 
ner Einſicht die Erlaubniß ertheilet hat, ein neu erbautes Haus oder Ge: 
wölbe bezieht, oder vermiethet, mit der im oben angeführten Paragraphe 
des Gefegbuches bekannt gemachten Strafe des halbjährigen Miethzinfes, 
oder nach Beſchaffenheit mit achttägigem Arrefte beftraft werden wird. 

Damit fich aber Niemand mit der Unwiffenheit diefer Verordnung 
entfehuldigen Eönne, fo hat jede Ortsobrigkeit in den Städten und größern 
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Märften des Landes in einem jeden Bauconſens anzumerken, daf der 
Bauführer nach vollendetem Bau, ehe er eine neu erbaute Wohnung oder 
Gewölbe bezieht oder vermiethet, bei der Ortsobrigkeit die Sanitäts- 
befhau und die Bewohnungs =» Bewilligung anfuchen folle. 

Ueber ein folches Anfuchen hat die Ortsobrigkeit ein Mitglied des 
Raths mit dem Stadtphyſicus, oder wo ein foldher nicht angeftellt ift, 
mit dem Kreisarzte, oder, wo diefer nicht im Orte wohnt, mit einem 
im Orte practicirenden Arzte fogleich abzuordnen, welche die neu gebau= 
ten Wohnungen in Augenfchein nehmen und erkennen werden , ob fie 
gehörig audgetrocknet, und entweder gleich, oder in welcher Zeit ohne 
Schaden der Gefundheit bezogen werden Fonnen 

Beide haben hierüber ein gemeinfchaftlich unterfchriebenes Gut⸗ 
achten der Ortsobrigfeit unverzüglich zu übergeben, welche hiernach den 
Hauseigenthümer verftändigt, und ihm den Bewohnungsconſens ertheilet. 

Diefe Verordnung hat das Kreisamt förderfamft ſämmtlichen Obrig- 
feiten der Städte und größeren Märkte feines Viertels zur genaueften 
Befolgung bekannt zu machen, zugleich auch felbe den Kreis- und Stadt- 
ärzten mit dem Auftrage mitzutheilen, daß fie bei jeder von der Behörde 
gemachten Vorladung zur Unterfuchung, ob ein neues Gebäude hinlängs 
lich ausgetrocfnet fei, um ohne Nachtheil der Gefundheit bewohnet zu 
werden, fih zur beftimmten Stunde einfinden, das Gebäude genau 
unterfuchen, und nad) reifer Ueberlegung ihr Gutachten darüber gewiffen« 
haft abgeben follen. Zugleich hat das Kreisamt fich zu äußern, ob 
nicht auch eine ähnliche Gefundheitäbefhau neu erbauter Wohnungen 
in allen, auch den geringften Ortfchaften des Landes eingeführet wer: 
den Fönnte? 


ec). Für die Städte und das flache Sand in Böhmen. 
516. Auszug aus der mit Verordnung des böhmifchen Guberniums 
vom 13. Zuni 1833, 3. 26,897 kundgemachten Bau » Ordnung 
für die Städte und das flache Land in Böhmen. 
(Prov. Gefegfamml. für Böhmen vom 3. 1833.) 


$. 41. 

Nah vollendetem Baue oder; ausgeführter Hauptreparatur hat 
jeder Privat » Bauunternehmer die Anzeige an den Magiftrat oder das 
obrigkeitlihe Amt zu erftatten. 

$. 45. 

e) Wenn die angeordnete Anzeige des beendigten Baues unterlaffen 
wird, fol der Bauunternehmer mit einer Geldftrafe von 10—20 Gulden 
Conv. Münze oder mit einer Arreftftrafevon G—14 Tagen belegt werben. 


d). Für Mähren. 
517. Mährifche Gubernial » Verordnung vom 12. September 


1835, 3. 26,959. 
(Prov. Gefegfamml. für Mähren vom 3. 1835.) 


568 $. 139. 
Auszug 


aus der Bauordnung für ſämmtliche Landſtädte', Märkte und Dörfer 
der Provinzen Mähren und Schlefien. 


I. Abthbeilung. 


Bauordnung für die Städte Mährens und Schlefiens. 


$. 42. 


Nach vollendetem Baue oder ausgeführter Haupt-Neparatur hat 
jeder Privat: Bauunternehmer die Anzeige an den Magiftrat, oder das 
obrigkeitliche Amt zu erftatten, und längftens binnen einer Frift von acht 
Tagen die Wegraumung alled Schuttes, Holzwerkes und aller die Paffage 
hemmenden Gegenftände vor dem Kaufe, fo wie die Wiederherftellung 
desjenigen,, was der Bauführung wegen in der Umgebung des Baues 
eine Veränderung erlitten hat, wozu vorzugsweife die Wiederherftellung 
des aufgeriffenen Pflafters gehört, auf eigene Koften zu veranlaffen. 


$. 48. 


Die Abgeordneten des Magiftrated oder obrigfeitlichen Amtes, 
haben fich mit Beiziehung des Bauherrn, bes Bauführers und der Kunft: 
verftändigen durch die genaue Beſichtigung aller Theile des Gebäudes , 
zu überzeugen, ob der Bau oder die Haupt-Neparatur dem Plane der 
Baubewilligung und den gefeglihen Beftimmungen vollfommen entfpre: 
chend ausgeführt wurde. 


$. 44. 


Nach genommenem Augenfcheine hat der Magiftrat oder das obrig- 
Feitlihe Amt bei Privat:Bauführungen allenfalls nach Einvernehmung 
eines Arztes die Frift zu beftimmen, nad) deren Ablauf das Wohngebäude 
bejogen werden darf. 

Die Magiftrate und obrigfeitlihen Aemter follen übrigens zweimal 
in jedem Jahre die vorgefchriebene Feuerbefchau vornehmen, und dar⸗ 
auf einwirken, daß binnen zu beftimmender angemeffener Sriften die 
unausgebauten Käufer der Vollendung zugeführt werden. 

Die Refultate der jährlichen zweimaligen Feuerbefhau find dem 
E. £. Kreisamte zur Einfiht und Verfügung vorzulegen. 


$. 46. 


ec) fol, wenn die angeorbnete Anzeige des beendigten Baues 
unterlaffen wird, der Bauunternehmer mit einer Geldftrafe von 10— 20 
Gulden Conv. Münze oder mit einer Arreftftrafe von 6—14 Tagen be: 
legt werden. 

Dei allen übrigen Lebertretungsfällen find nach gepflogener Unter: 
fuhung nah Befchaffenheit der Umftände, die bei polizeilichen Vergehun · 
gen Plag greifenden Strafen zu verhängen. 

Uebrigens haben die Magiftrate und Amtsvorfteher die ihnen durch 


518. 569 


diefe Bauordnung zugewiefenen Obliegenheiten unter fonftiger Verant⸗ 
wertung genau zu erfüllen. 

Zur allfälligen Unterweifung der Bauunternehmer und Bauführer 
bezuglih der auf einfchlägige Uebertretungen im II. Theile des &t. 
G. 8. feftgefegten Strafen, werden im Anhange die paffenden $$. wört: 
lich angeführt. 


I. Abthbeilung 
Bauordnung für die Märfte und Dörfer Mährens und Schlefiens. 


$. 69. 

Bei vorkommenden UWebertretungen, der in bdiefer Bauordnung 
für Märkte und Dörfer, und in der Landfeuerlöfhordnung enthal: 
tenen, auf Bauführungen fi beziehenden Worfchriften werden die 
fchuldtragenden Bauunternehmer , Bauführer oder die fonft durch diefe 
Anordnungen verantwortlich werdenden Individuen beftraft werden, ins⸗ 
befondere finden die SS. 133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 174, 
176, 177, 185, 186, 187, 188, 189, 190, 191, 192 und 199, 
des St. ©. IL Theiles, dann der Abfag a) des 46. $. der Bauord- 
nung erfter Abtheilung die Anwendung, und wird bemerkt, daß, wenn 
ein neuer Bau oder eine Haupt:Reparatur vor erhaltener Bewilligung 
begonnen wird, der Bauunternehmer und ebenfo der Werfführer in 
den Märkten mit einer Geldftrafe von 25 fl. C. M. zu ahnden, in den 
Dörfern, wie bei andern politifchen Vergehungen mit Arreft zu beftrafen ift. 

Wenn die Anzeige ded vollendeten Baues in den Märkten unter: 
laffen wird, find die im legtbezogenen $. lit. ce. beftimmten Geldftrafen 
zu verhängen, in den Dorfichaften aber diefe Uebertretung der Vorfchriften 
der Bau⸗Ordnungen als ein politifches Wergehen zu ahnden. 

Auf gleihe Art find die Uebertretungsfälle, auf welche die bes 
zeichneten Strafbeftimmungen Feine Anwendung finden, zu behandeln. 

Die Amtss und Ortsvorfteher bleiben für die pünftlihe Erfüllung, 
der ihnen durch diefe Bauordnung zugewiefenen Verpflichtungen ftreng 
verantwortlich. 


e) Für Brünn. 


518. Mährifhe Gubernial = Verordnung vom 22, Dezember 
1828, 3. 55,989. 
(Prov. Geſetzſamml. für Mähren vom J. 1828.) 
Auszug aus der Bauordnung für die Stadt Brünn und die dazu 
gehörigen Vorftädte. 
$. 25. 


Jeder Bauunternehmer ift verpflichtet, von der Wollendung des 
Baues, vor Wermiethung oder Beziehung der darin befindlichen Woh: 
nungen und fonftiger Gebrauchsftücke der Behörde die Anzeige zu machen, 


570 $. 140, 


damit fich durch die Bau⸗Commiſſion mit Beiziehung bes hierzu beftellten 
Phyſicus commiffionell überzeugt werde, ob genau nach dem Plane gebaut 
worden fei, und ob das Gebäude ohne Gefährde der Gefundheit bezogen 
und benügt werden Fönne. 

Der in das Unterfuchungs- Protokoll aufgenommene Befund dient 
zur Grundlage der diesfälligen obrigkeitlihen Verfügung, die an den 
Hauseigenthümer unverzüglich zu erlaffen ift. 

Diefe Vorfchrift gilt auch bei einzelnen Herftellungen eines Gebäus 
des, z. B. eines Stockwerkes oder Gewölbes. 

$. 26. 


Ohne auf diefem Wege erlangte obrigkeitlihe Bewilligung, darf 
weder Jemand ein neu erbautes Haus beziehen, noch vermiethen. 


f). für Tirol, 


519. Tiroliſche Gubernial:Verordnung vom 14. Sänner 1831, 
3. 280. 
(Prov. Sefegfamml. für Tyrol vom $. 1831.) 


Die Landesftelfe hat ſich durch neuerlich Statt gehabte Unglücks— 
fälle überzeugt, dai das Verbot, neue Gebäude, Häufer und Wohnun⸗ 
gen zu beziehen, nicht gehandhabt werde. 

Das Kreisamt wird daher wiederholt auf den $. 139 des IL. Thls. 
des St. ©. B. aufmerffam gemacht, und beauftragt, das Verbot, 
ein neu erbautes Haus, Wohnung oder Gewölbe, ohne daß die Obrigkeit 
nach genommener Einfiht von Kunftverftändigen die Erlaubniß ertheilt 
bat, zu beziehen oder zu vermiethen, welche Beftimmung der oben ers 
wähnte $. 139 vorausfegt, — zu erlaffen,, und jeder Baubewilligung 
diefe Klaufel beizufegen. 

Die Vermiethbung neu gebauter Wohnungen ohne 
Conſens ift aub an der Partei zu beftrafen, welde 
die Wohnung bezieht. 

520. Niederöfterreichifches Regierung: Decret vom 20, September 
1838, 3. 52,255, an den Wr, Magiftrat, 


In einem fpeziellen Falle, wo eine Unterbehörde wegen Vermie— 
thung neu hergeitellter Wohnungen ohne obrigkeitlihen Bewohnungs- 
Sonfens nur den Hausinhaber allein verurtheilte, wurde derfelben 
erinnert, daß der $. 139, des II. Thls. des St. ©. B., fo wie das 
Regierungs:Circulare vom 13. Dec, 1829, $.28, das Verbot der Frage 
und die Straffälligkeit für jeden ausfpridt, der eine neue Wohnung 
ohne obrigfeitlihen Conſens bezieht oder vermiethet, fomit die Anficht 
des Magiftrates ungefeglich fei. 


Verhehlen einer . $. 140. R 
fi & Wann an einem Menfchen fih Merkmale einer hef— 


tigen Sinnenverwirrung dußern, find diejenigen, wo 
der Irre feinen Aufenthalt bat, davon der Gefundheits- 
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aufficht, oder, wo eine ſolche nicht befteht, der Obrig— 
feit die unvermeilte Anzeige zu tbun, verpflichtet; bei 
Strafe des Arreftes von drei Tagen bid zu einem 
Monate, nahdem nämlich, ein folder Zuftand entweder 
lange verhehlet worden, oder die Folgen von größerer 
Wichtigkeit, und mehrerem Nachtheile waren. 


Vorſchriften über die Verpflihtung zur Anzeige eines 
Srrfinnigen. 


521. Hof-Decret vom 8, Juli 1783. 
¶ Kropatſcheck's Gefegfamml.. v. 3. 1783). 


Ale Stifter und Klöfter follen, fobald fie einen Wahnfinn bei 
einem ihrer Geiftlichen bemerken, folches fogleich dem Kreisamte anzeigen. 


522. Niederöfterreichifched Regierungs » Circulare vom 14. Juli 
1807, 3. 23,606. 


(Aus dem Anhangezur 2..Auflage des Strafgefeges vom Jahre 1815.) 
Um den traurigen Folgen, welche öfters aus einer bei einem Menfchen 


eingetretenen, und nicht früh genug von Seite der Behörde in Erfah- 
rung gebrachten Sinnes = Verwirrung entftehen Fonnen, auf das Mög- 
fichfte vorzubeugen , haben Se. E. k. Majeftät die bereitd in dem zweiten 
Theile des Gefegbuches über Verbrechen und ſchwere Polizei-Uebertretun« 
gen $. 140 beftehenden Anordnungen mit folgender näheren Beftimmung 
eigens Eund zu machen befohlen ; daß nämlich: wenn an einem Menfchen 
Merkmale einer heftigen Sinnesverwirrung ſich äußern, diejenigen, 
wo der Srrende feinen Yufenthalt hat, verpflichtet fein follen, davon 
in den Sauptftädten der Polizei-Direction, und in andern Orten der 
Obrigkeit die unverweilte Anzeige zu machen, bei Strafe des Arreftes 
von drei Tagen bis zu einem Monate, nachdem nämlich ein folder 
Zuftand entweder lange verhehlet worden, oder die Folgen von größerer 
Michtigfeit und mehrerem Nachtheile waren. 


523. Hofkanzlei-Decret vom 21. Juli 1825, 3. 20,868; 
n. ö. Rggs. Ver. vom 22. Auguft 1825, 3. 40,292, an 
die & k. Krankenhaus:Dir.; ob der Ennd’fche Reggs. Ver. vom 
8. Auguft 1825, 3. 19,262; fteiermärffhe Gub. Ber, vom 
27. Aug. 1825, 3. 19,992; Ver. des Gub. in Kärnthen vom 
20. Auguft 1825, 3. 12,788. 
(Prov. Gefegfamml. für Nied. und Ober. Defterr., Steierm. u. Kärnthen. 
vom Jahre 1825.) 

Die Krankenhaus - Direction ift anzumeifen, in jedem falle, wo 

ein Irrſinniger, weilen Standes er immer fein mag, nicht von feiner 
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Perfonal : Inftan; in die Srrenanftalt abgegeben wird, die Anzeige 
an die Regierung zu machen, damit die Regierung in den Stand 
gefegt werde, jedesmal die competente Perſonal-Inſtanz von dieſer 
Aufnahme des Srrfinnigen in die Kenntniß zu fegen. 


524. Steiermärkifche Gubernial-Berordnung vom 16, Mai 1827, 
3. 10,327. 


(Prov. Gefegfamml. für Steiermark vom J. 1827.) 


Da von den politifchen Behörden in die Gräger - Srrenanftalt 
Irrſinnige ſchon auf das ärztliche Zeugnif des Wahnfinnes, ohne vor- 
läufige vorfchriftmäßige Antervenirung der Juſtiz-Gerichte (von welchen 
die gefeglihe Erklärung, daß Jemand wahnfinnig oder irrfinnig fei, 
und die Aufftellung eines Curators zu gefchehen hat) nicht abgegeben 
werden follen; fo wird in Gemäßheit der hohen Hofkanzlei - Verordnung 
vom 21. Quli 1825, 3. 20,368 (523) und in Folge des mit dem 
k. E. Appellationd = Gerichte gepflogenen Lebereinfommens hiermit 
verordnet, daß in jenen Fällen, wo es fih um die Ablieferung eines 
Irrſinnigen in die hiefige Srrenanftalt handelt, die volitifche Obrig« 
Feit, oder die Polizei-Behörde fich immer vorerft mit dem betreffenden 
Perfonal » Zuftizgerichte in das nöthige Einvernehmen zu fegen, ſich 
den für die gefeglich als irrfinnig erklärte Perfon aufgeftellten Cura— 
tor namhaft machen zu laffen, und den diesfälligen Aufnahmsges 
fuchen diefe gefegliche Erklärung mit Befanntmachung des gerichtlich 
aufgeftellten Curators beizufügen habe. 


325. Nieberöfterreichifche Regierungs:Verorbnung vom 17. Suni 
1840, 3. 33,246, an das fürfterzbifchöfliche Gonfiftorium; an die 
vier, k. K. Aemter, 


Es liegt in der Natur der Sache, daß in allen Fällen, wo Je— 
mand wegen eingetretener Geiftesfrankfheit unfähig wird, feine Nechte 
felbft zu wahren, die betreffende Perfonal » Inftanz hiervon fobald als 
möglich in Kenntniß gefegt werde, damit diefe fofort wegen Auf: 
ftellung eines Qurators zur Sicherung der Nechte der Geiftesfranfen 
das Nöthige verfügen könne. Die Verbindlichkeit, die Perfonal:Inftanz 
von ber eingetretenen Geiſtes-Krankheit in Kenntniß zu fegen, liegt 
nad) der Analogie des $. 189 des a. b. ©. B. den Verwandten des 
Beifteskranfen, oder andern mit ihm in näherem Werhältniffe ftehen- 
den Perfonen, dann den politifchen Obrigkeiten ob. 

Das f. e. Confiftorium wird daher angewiefen, wenn ein folcher 
Fall unter der Diözefan- Geiftlichkeit eintritt, fogleich das Ef. N. De. 
Yandrecht davon in die Kenntniß zu fegen. 


526. Niederöfterreichifche Regierungd-Verordnung vom 4. October 
1840, 3- 54,647, an die k. k. K. Aemter, die k. k. Krankenhaus: 
Dir., die kak. Pol, Ob. Dir,, die Convente der barmherzigen Brüder, 
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der barmherzigen Schweftern und der Glifabethinerinnen, den 
Mr. Magiftrat und die Dominien in Wien. 


(Prev. Gefegfamml. für Nied. Oefterr. vom &. 1840.) 


Nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 21. Zulius 1825 (523) fol 
von jeder Abgabe einer adeligen oder unadeligen Perfon in eine Srren- 
Anftalt, fobald die Abgabe nicht durch deren Perſonal-Inſtanz geichah, 
der Regierung zur DVerftändigung der Perfonal » Anftanz die Anzeige 
erftattet werden, und die Befiger von Privat» Zrrenanftalten oder 
Kofterten für Srre, find insbefondere verpflichtet, der Regierung der Auf: 
fiht wegen, jede Aufnahme ohne Unterfchied anzuzeigen. 

Berner find alle Behörden, welche die Abgabe eines Srrfinnigen 
in eine Srrenanftalt verfügen, verpflichtet, davon fogleih die Perſo— 
nal: Snftanz zu verftändigen, und dafern fie auch der Negierung Be: 
richt zu erftatten haben, die bewirkte Werftändigung in dem Berichte 
anzuzeigen. 

Wenn endlih aus einer öffentlichen oder Privat» Heil = Anftalt 
eine Perfon, wegen eingetretenem Irrſinn in eine Seren » Abtheilung 
oder in eine abgefonderte Srrenanftalt überfegt wird, muß die Heil: 
Anftalt, wenn fie fi zu Wien befindet, der Regierung, außer Wien 
aber unmittelbar der Perſonal⸗Inſtanz die Anzeige erftatten. 

Diefe zwar längft beftehenden aber nicht immer genau befolgten 
Beftimmungen- werden zur pflichtmäßigen Nachachtung hiermit neuer⸗ 
dings in Erinnerung gebracht. 
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Der einen Hund, oder fonft ein Thier, am welchem, Unteriafene 
Kennzeichen der wirklichen Wuth, oder auch nur folchemitrewunte 
wahrzunehmen find, die vermuthen Laffen, daß die Wuth Peftetentbieree, 
erfolgen Eönne, — unterläßt, iſt zu Arreſt, bei 
wirklich erfolgtem Ausbruche, und Beſchädigung von 
Menſchen, und Thieren aber zum ſtrengen Arreſte von drei 
Tagen bis zu drei Monaten zu verurtheilen. 


Nach dieſem Paragraphe beſteht die Uebertretung in der unters 
laffenen Anzeige eines Ihieres, an welchem Kennzeichen der wirklichen 
Wuth, oder auch nur ſoiche wahrzunehmen find, die vermuthen laifen, 
daß die Wuth erfolgen Eönne. Um demnach Zedermann inden Stand 
zu fegen, diefe Uebertretung zu vermeiden, mußten die Kennzeichen der 
wirklihen Wuth, fo wie jene befannt gegeben werden, welche die Wuth 
vermuthen laffen. Es find zu diefem Ende ſchon im vorigen Jahrhun⸗ 
derte zahlreihe Provinzial: Verordnungen, und hierunter namentlich 
für Niederöfterreich die Verordnung vom 28. Zuli 1794 (Allg. polit. 
Geſetzſamml. vom 3. 1794) erfloffen, in welcher die Kennzeichen der 
Aundswuth umftändlich angegeben find. Für fammtliche Provinzen er: 
floß aber im 3.1809 ein Unterricht über die Ihierfeuchen überhaupt, und 
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hierunter auch über die Hundswuth. Seit diefem Zeitpunfte bis zum 
&. 1834 wurde diefer Unterricht in den einzelnen Propinzen ganz oder theils 
weife republicirt, infoferne die Umftände eine erneuerte Bekanntmachung 
erheifchten. So in Böhmen mit der Verordnung vom 6. Juli 1925, 
3.35,400(Prov. Gefegfammt. fürBöhmen vom. 1825); in Oberöfterr. 
mit der Neggs. Ver. vom 25. Zuni 1821, 3.7316, (Prov. Gefegfamml. 
vom J. 1821, für Ober: Oefterreih),, in Illyrien mit der Gub. Ber. 
vom 25. Zänner 1822, 3. 826, (Prov. Geſetz ſamml. vom 3. 1822, 
für Syrien). Im Jahre 1834 erfloß eine, mit Rückſicht auf die Fort⸗ 
ſchrute der Wiſſenſchaft verbeſſerte Belehrung über die Thierſeuchen, 
für Dominien, Wundärzte, Ortsrichter ꝛc., dann ein Unterricht für 
den Landmann, über ein zweckmäßig diätetiſches Verfahren mit dem 
Viehe. In der Belehrung ſind nun die Kennzeichen der Hundswuth 
ebenfalls aufgenommen, (Hofkanzlei:Decret vom 24. Juli 1834, 3.1920, 
an ſämmtliche Länderftellen. Niederöfterreihifche Reggs. Wer. vom 
13. October 1834, 3. 44,588 (abgedruckt in fämmtlihen Prov. Ges 
fegfamml. vom J. 1834). In noch neuerer Zeit hat das mäbrifch:fhle= 
ſifche Gub. die Kennzeichen der. Wuth mit der Gub. Wer. vom 12. Ju: 
ni 1841 wieder kundgemacht. Da nun die Aufnahme aller diefer hier 
citirten Vorfchriften und namentlich die wörtlihe Aufnahme derfelben 
viele Druckbogen ausfüllen würde, fo wird fi) bier auf. die Aufnahme 
der neueften Verordnung des mährifchen Gub. befchränft (327) und 
bemerkt, daf die Straf: Vorfchriften des alten Ihierfeuchen = Unterrich- 
tes vom Jahre 1809 durch die neueren Vorfchriften nicht aufgehoben wor⸗ 
den feien, worüber die betreffende Hofkanzlei = Verordnung unter wörts 
licher Aufführung der $.$. 35 — 42 und 10% des Thier⸗Seuchen Un: 
terrichtes vom Jahre 1809 bei dem $. 154 abgedruckt iſt. 


527. Mährifch : fehlefifches Gubernial-Circulare vom 12. Juni 
1841, 3. 43,918. 


(Prov. Geſetzſamml. vom 3. 1841.) 


Die in neuerer Zeit wieder häufiger vorkommenden Fälle der 
Hundswuth, verpflichten das k. k. Gubernium, diefem in feinen Sol: 
gen fo fürchterlihen Uebel durch eingreifende, zum Zwede führende 
Mafregeln möglichft zu fteuern. 

Unter allen Krankheiten der Hausthiere iſt keine für den Men⸗ 
fchen fo gefährlich, ald die Hundsmwuth. 

Ron felbft entfteht diefes fehreckliche Uebel nur bei den Hunden, 
Füchſen, Wölfen und Kagen. Sobald ein ſolches Thier wuthkrank wird, 
fo erzeuget fih in dem Maule desfelben ein giftiger Speichel oder 
Geifer, der im höchften Grade anſteckend ift. Wenn daher Menſchen 
oder Thiere, felbft das Geflügelvieh nicht ausgenommen, von einem 
wuthkranken Hunde gebiffen, beleckt oder begeifert werden, fo droht ih⸗ 
nen die Gefahr, früher oder fpäter ſelbſt in dieſe Krankheit zu ver: 
fallen und eines furchtbaren Todes zu fterben. 
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Es ift daher nothwendig, daß fich Jedermann vor allem andern 
mit den Kennzeichen diefer Arankheit bekannt mache, um fich felbit, 
feine Nebenmenfchen und die nugbaren Hausthiere vor diefem ſchreck- 
lichen Uebel zu bewahren. 


I. 
Kennzeichen der Hundswuth. 


Die erften Zeichen der Wuth, wie wir fie bei den Hunden wahr: 
nehmen, find folgende : 

Der Hund wird traurig und mürrifch, laßt fein Butter flehen, 
und verräth eine gewilfe Beſchwerde beim Schlucken. Er murret nur, 
anftatt zu bellen, läßt den Schweif und die Ohren hängen, und ver: 
Friechet fih in dunkle Winkel. Auf den Nuf feines Herrn ift er min- 
der aufmerffam, wedelt nicht mit dem Schweife und zeigt überhaupt 
eine auffallende Abweichung von feinen frühern Gewohnheiten. Wenn 
er im Freien ift, fo läuft er mit aufgeſperrtem Rachen umher, fchnappt 
nah Luft und wirft fi oft gern in’s Waifer, um ſich abzufühlen. 
Diefer Zuftand wird auch die ftille Wuth genannt, und fann meh: 
rere Tage dauern. Ein folder Hund beißet zwar nur dann, wenn er zum 
Zorne gereizt wird; aber fein Biß iſt ſchon jegt höchit gefährlich. 

Am zweiten oder dritten Tage ift die Wuth fehon deutlicher zu 
erkennen. Der Hund kommt aus feinem Schlupfwinkel hervor und 
fängt an mit fihlaff herabhängendem Schweife hin und ber zu irren, 
um fein Maul fammelt fi viel zäher Speichel, oder es läuft ihm ein 
dünnes Waffer über die Lippen herab. Das Weiße der Augen ers 
fcheint roth, der Blick fchielend, trübe und zurückichreckend. 

Sn diefem Zuftande nimmt er Feinerlei Nahrung zu fih, zeigt 
einen Abfcheu vor dem Maffer, und bei dem Anblicke eines naflen oder 
glänzenden Gegenftandes fährt er zurück und wird tobend. Er bellet 
gar nicht, oder mit einem heiferen Geheul, womit er die große Trocken⸗ 
beit feiner Kehle verräth. 

Er beachtet feinen Herrn nicht mehr und ſcheint ihn nicht 
zu Eennen, doch gibt ed wieder Augenblicke, wo er ihn erfennet, und 
fih an ihn anfchmiegt, und diefe find die Augenblicke der gefährlichiten 
und giftigften Verlegung. 

Er fuchet, wo möglich in das Freie zu entlommen, und wenn ihm 
diefes nicht gelingt, fo beifiet er mit der unbändigften Wildheit um 
fih herum, fchnappet in die Luft und zerfleifchet auch wohl den eige⸗ 
nen Körper. 

Selanget er in’s Freie, fo lauft er bald gerade aus, bald in die 
Quere, fein Kopf hängt zur Erde herab, die Zunge ift herausgeftreckt, 
und bleifarbig, der Schweif herabhängend, die Haare am ganzen Kör: 
per borftenartig und ftruppig. 

In feinem Laufe fällt er Menſchen und Thiere, die ihm begeg- 
nen, grimmig an, beißt fie, ohne gereizt zu werden; hält zumeilen 
plöglich ftille, und fehlägt eine andere Nichtung ein. Er hat das Ge— 
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hör verloren und es it daher aller Zuruf vergebens: wenn er aber 
noch einiger Maßen hört, fo drehet er blos den Kopf nach ber Seite 
bin, woher die Stimme Fommt, chne umzukehren oder ftehen zu 
bleiben. 

Vom Laufe erınüdet, jinfet er zufammen, oder fehleichet mit ſchie— 
lenden Seitenblicken und eingezogenem Schweife beftändig umher, die 
anderen Hunde fliehen ihn. Er wird von Stunde zu Stunde magerer 
und dürrer, und nach einigen vergeblichen Verfuchen fich wieder aufju- 
richten, finft er zufammen und endet. 

Dieß ift der gewöhnliche Gang der Krankheit, die von ihrem er— 
ften Ausbruche bis an das tödtlihe Ende mehrere Tage, auch wohl ei: 
ne ganze Woche dauert. Zuweilen find jedoch die erften Zeichen der 
Hundswuth Faum wahrzunehmen, und die Hunde verfallen plöglich in 
den höchſten Grad von Wuth. 

In anderen Fällen tritt der Tod fchon früher ein, bevor die Wuth 
noch recht bemerkbar wurde. Auch ift der Abfcheu vor dem Waſſer nicht 
immer zugegen, denn es gibt Hunde, welche im höchften Grade der 
Wuthkrankheit noch dur das Waſſer ſchwimmen, und fogar mit der 
Zunge darin berumplätfchern. 


II. 


Kennzeichen der Wuthkrankheit an den nugbaren Hausthieren. 


Was die anderen Hausthiere, als: Rinder, Pferde, Schafe, Zier 
gen und Schweine u. f. w. betrifft, fo werden fie nur dann wuthfranf, 
wenn fie von einem wüthenden Hunde, Wolfe, Zuchfe oder Kage ge- 
biffen worden find. 

Bei den nusbaren Hausthieren bricht die Wuth zumeilen bald 
nach dem Biſſe, manchmal aber erft 3 bis 4 Wochen fpäter aus. ie 
werden dann traurig und ängftli und verlieren die Eßluſt. Kommt 
die Krankheit bei ihnen zum Ausbruche, fo finden ſich die meiften jener 
Kennzeichen wieder, welche an wuthkranfen Hunden wahrgenommen 
werden, Ihre Augen find glogend und geröthet, der Blick fcheu oder 
wild, das Haar ftruppig; fie ftehen mit gefenktem Kopfe da, fahren 
plöglich zufammen, ſchütteln Hals und Kopf, ſchwanken hin und her 
und zittern heftig an den Gliedern, oder werfen ſich nieder und wälzen 
fih auf dem Boden. Diele find waſſerſcheu, Andere nicht. 

Manche diefer unglücklichen Thiere find gleich im Anfange fo ra— 
fend, daß fie wild um fich herumbeißen, oftmals zufammenftürzen und 
bald unter heftigen Zuckungen verenden. 

Wüthendes Nindvieh hört man oft mit einem dumpfen und 
heiferen Laute brüllen; die Zunge wird dunkelroth, und dann ſchwärz— 
lich; im Bauche vernimmt man ein anhaltended Anurren und Poltern. 
Das Zittern fängt gewöhnlich an den gebiffenen Gliedmaſſen zuerft an, 
und verbreitet fih dann über alle Theile des Körpers. 

Wüthende Pferde beifen und fchlagen rafend um fich her, und 
zerfleifchen den eigenen Körper, wenn ihnen Eein anderer Gegenſtand 
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vorkommt. Zwifchen dem vierten und fiebenten Tage nach dem Aus: 
bruche der Krankheit erfolgt gewöhnlich der Tod. 


III. 
Verhütung der Wuthkrankpeit. 


Um dem vielfachen Unheil, welches diefe Krankheit hervorbringt, 
zu begegnen, find folgende Maßregeln zu ergreifen : 

1. Muß man das Entftehen der Wuth bei den Hunden zu ver: 
hüten fuchen. 

2. Wenn ein folder Fall dennoch) eintritt, fo muß man fie unfchad- 
lich zu machen trachten. 

3. Wenn Menfchen oder Ihiere bemungeachtet von einem wuth- 
Franken Hunde gebiffen wurden, fo müffen zweckmäßige Mittel ange- 
wendet werden, um die Verunglückten vor dem Ausbruche der Krank: 
beit für immer zu bewahren. 


1. Mafregeln gegen die Entftehung der Hundswuth. 


Um das Entftehen diefer Krankheit fo viel als möglich zu verhü: 
then, ift es vor allem anderen nothwendig : 

a) Die Anzahl unnöthiger Hunde zu vermindern, die Nothwendi— 
gen aber entfprechend zu überwachen, und der Gefahr, durch fie be: 
fhädigt zu werden, zu begegnen. Es wird daher mit Nückficht auf die 
dießfalls, bereitd in Folge allerhöchften Befehles ergangenen Verord: 
nungen vom 26. März; 4781, 19. Mai und 22. September 1783, 
dann vom 28. April 1785 und vom 24. November 1818, dann dem 
Viehfeuchen » Unterrichte vom 3. 1810, $. 90 bis 108, und vom 15. Mai 
1835, 3. 20,023, $. 54 beftimmt: 

Nur jenen Gewerbsleuten, welchen Hunde unentbehrlich find, wird 
geftattet, diefelben in der ihnen höchſt nöthigen Anzahl zu halten. 
bob Die Bauern dürfen nur einen einzigen anzuhängenden Haushund 

aben. 

Die Dorf: und Wachhunde, dann die Schäferhunde auf dem 
Lande müffen, felbft wenn fie angehängt find, mit einem ihrer Größe 
angemejfenen, zwifchen den Worderfüßen herabhängenden Stück Holz 
am Halfe verfehen werden. 

Die Uebertreter diefer Worfchrift find mit einer ©eldftrafe von 
2 bis 10 Gulden zum Lofalarmenfonde, oder nah Umftänden mit Ar— 
reft, im Wiederholungsfalle aber immer ſtrenger arbiträr zu beftrafen, und 
es werben für deren Handhabung insbefondere die Ortsgerichte bei fonft 
zu gewärtigender gleicher Strafe verantwortlich gemacht. Alle Hunde, 
die ohne, oder auch mit Halsband, jedoch ohne einen entſprechenden 
Mauilkorb auf der Strafe frei getroffen werden, find durch den Abde— 
der einzufangen, und fogleich zu tödten. 

Sobald es finfter wird, darf kein Hund mehr frei auf der Gaffe 
gelaffen werden, und ift daher, nach diefer Zeit angetroffen, ohne Un- 
terfchied vom Abdecker einzufangen und zu töbten. 

Lützenau's Geſetzſammlung I. Wh. 37 
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b) Zeder Eigenthümer eines Hundes ift verpflichtet, für die an« 
gemeſſene Ernährung und Pflege deöfelben zu forgen. 

Sehr häufig entfteht die Wuth bei Hunden, wenn fie viel Hunger 
oder Durft leiden, mit heißen oder ſchlechten Nahrungsmitteln, z. ©. 
verfaultem Sleifche, oder auch mit dem Fleiſche der am Milzbrande 
umgeftandenen Thiere, gefüttert werden, oder anfrifhen Waller Man: 
gel haben, wenn fie felbft, oder ihr Lager nicht rein gehalten werden, 
wenn man fie befonders zur Brunſtzeit, fortwährend und muthwillig 
zum Zorne reizt, oder mit harten Schlägen allzu oft fraft, oder ihren 
Begattungstrieb hindert. 

Insbeſondere find die Hunde auch vor allzu großer Kälte oder Hitze 
zu verwahren, daher in den heißeren Sommer: und ftrengeren Win: 
termonaten forgfältiger zu überwachen, nicht in der Nähe eines heifien 
Dfens liegen zu laſſen; die Kettenhunde find mit zweckmäßigen Hüte 
ten zu verfehen; es ift ihnen frifches Trinkwaſſer und gutes Futter in 
- hinlängliher Menge zu reichen; fie find fleißig zu wafchen und zu 
ftriegeln; ihr Lagerftroh ift oft zu erneuern; und es ift überhaupt 
jede graufame Behandlung von den Hunden ferne zu halten. 


2. Mafregeln gegen die Uebertragung der Wuth— 
krankheit auf Menſchen und Thiere. 


Da diefe Krankheit zuweilen auch bei der zweckmäßigſten Pflege 
der Hunde entweder durch den Biß eines andern wuthkranken Thieres, 
oder aus unbekannter Urfache entftehen kann, fo ift jeder Eigenthümer 
eines Hundes verbunden : 

a) Denfelben forgfältig zu überwachen, und wenn er das ge 
ringfte Krankheitszeichen wahrnehmen läßt, mit einem feften Hals: 
bande verſehen, an eine Kette zu legen. 

b) Sobald fich bei einem Hunde die mindefte Spur von zu be: 
fürchtender Wuth einftellt, muß ihn der Cigenthümer oder beffen 
Stellvertreter alfogleich einfperren, und der Ortsobrigfeit die Anzeige 
davon machen. Zu diefer Anzeige nicht allein bezüglich der Hunde, fon= 
dern aller übrigen wuthkranken und wuthverdaͤchtigen Thiere ift nicht 
nur der Eigenthümer des Thieres, fondern auch der Eigenthümer des Hau⸗ 
ſes, der Hausinfpector und Hausmeifter, wenn fie von diefer Erkran- 
kung Kenntniß haben, verpflichtet. 

Dem eingefperrtem Hunde find die Nahrungsmittel auf folche 
Art hinzufhieben, daß man mit ihm nicht in Berührung komme. 

So wie fih die näheren Zeihen der Wuth bei einem folchen 
Hunde einfinden, ift es die Pflicht der Ortsobrigkeit, ihn von dem 
Abdecker todt fchlagen zu laffen. 

Das Aas eines ſolchen Hundes ift an. einem abgelegenen Orte 
6 Schuh tief zu verfcharren, mit ungelöfchtem Kalfe dick zu bedecken, 
und Miftjauche darüber zu gießen. Damit aber die verfchüttete Grube 
durch Schweine, Füchfe oder andere Thiere nicht aufgegraben werden 
Eonne, muß fie mit großen Steinen und Dornfträuchern bedeckt werden. 

Das Stroh und Holz, fo wie anderes Geräthe, welches von eis 
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nem folhen Kunde, oder von dem Aaſe desfelben berührt oder 
begeifert wurde, ift zu verbrennen und das Eifenmwerf auszuglühen. 

Solche Gegenftände find nicht mit bloßen Händen, fondern mit 
Haken , Zangen, DOfengabeln, Schaufeln anzufaſſen, und diefe wieder 
im Feuer auszuglühen, die Stiele aber wieder zu verbrennen. 

Der Fußboden, auf welchem ein wuthkrankes Ihier fih aufgehal: 
ten, oder gelagert hatte, muß forgfältig gereinigt werden. Wenn er von 
Erde, oder gepflaftert ift, fo muß er auf ein Schuh tief aufgegraben 
und mit frifcher Erde, oder mit andern Steinen belegt, die hinwegge- 
worfene Erde aber fo, wie das aufgeriffene Pflafter an einem abgeler 
genen Orte vergraben werden. Iſt aber der Fußboden von Holz, fo 
muß er mehrmals mit fcharfer Lauge abgefpühlt, und dann abgehobelt, 
die Hobelfpänne aber verbrannt werden. Die Wände müffen abgefragt 
und neu mit Kalk übertüncht werden. 

ce) Hunde, welche von einem der Wuth verdächtigen oder gar 
wüthend gewordenen Thiere gebiffen, oder begeifert worden, oder auch 
nur möglicher Weiſe mit demfelben in Berührung gekommen find, 
müffen alfogleich getödtet, und auf die oben angegebene Att verfcharrt 
werden. 

d) Wenn ein wuthverdächtiger oder wuthkranker Hund, oder fonft 
ein derart verbächtiges Thier in einem Orte fichtbar wird, fo muß der 
DOrtsobrigkeit die Anzeige gemacht, und Jederman im Orte felbft und 
in der Nachbarſchaft unter Bezeichnung insbefondere der Farbe desfelben 
davon in Kenntniß gefegt und gewarnt, fofort Alles aufgeboten wer- 
den, um basfelbe zu entdeden, und zu tödten, was am zweckmäßigſten 
durch Erſchießen gefchieht, in welchem Falle übrigens auch die sub b). 
angeführten Voſichts-Maßregeln in Anwendung zu bringen find. Be: 
fonders muß man in ſolchen Fällen auf die der Gefahr der Verlegung 
mehr ausgefegten Eleinen Kinder Acht geben. 

Sämmtlihe Hunde find fogleich einzufperren, und mit doppelter 
Vorfiht zu überwachen. Man muß die Stallungen verfchloffen halten, 
und das Vieh nicht austreiben laffen. 

Auch muß forgfältigft genau ausgemittelt werden, woher der ent: 
beefte Hund oder das XThier gefommen, und wer deſſen Eigenthümer 
ift, und ob von demſelben nicht etwa ein Menfch oder einiges Vieh in 
oder außer dem Orte angegriffen worden fei, 

Bei Unterlaffung der Befolgung diefer Anordnungen hat nach Um: 
ftänden die Strafamtöhandlung nad den $$ 141, 148, 149, 150, 
151, 15%, 154 und 155 des II. Ihls. des St. ©. B. einzutreten. 


3). Mafregeln zur Verhütung des Wuthausbrudes 
bei Menfden. 


Für den Fall, daß ein Menſch von einem wuthverdächtigen oder 
vollends wuthkranken Hunde oder anderen Thiere gebiffen, aufgerigt, 
oder auch nur begeifert worden wäre, ift fogleich der nächte Wundarzt 
berbeizubolen, und jedenfalld die ungefaumte Meldung an das Orts: 
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poliei:&ericht zu machen. Die verunglüdte Perfon darf ſich aber nicht 
feloft zu ihm begeben, damit der Körper durch die ftarfe Bewegung 
nicht erhigt werde. 

Wenn der Wundarzt nicht zu Haufe oder im Orte Fein Wundarzt 
anfäffig ift, fo müßten bis zur Ankunft eines folchen, folgende Vorſichts⸗ 
Maßregeln, einſtweilen beobachtet werden: 

Da der Geifer oder Speichel eines wuthkranken Hundes im höch⸗ 
fien Grade anſteckend ift, fo müffen alle Stellen bes Körpers, wohin 
er gelangt ift, forgfältig von demfelben gereinigt werden. 

Zu diefem Zwecke nimmt man eine handvoll Kochſalz, löfet es in 
einem halben Maße warmen Waffers auf, tauchet ein dickes Tuch hinein, 
und wäfcht die gebiffenen, aufgerigten und begeiferten Stellen recht lange 
damit ab. 

Wenn die Haut nicht verlegt ift, fe reicht diefe Abwaſchung zur 
Entfernung des Wuthgiftes hin. Iſt aber die Haut durch einen Biß 
verwundet, oder war fie etwa ſchon früher verlegt, fo muß man mit der 
größten Sorgfalt verhüten, daß der giftige Speichel nicht in ben Körper 
eindringe. 

Man laffe daher die Bißwunde recht wohl ausbluten, damit das 
Wuthgift durch das Blut wieder aus dem Körper herausgeſchafft werde. 
Wenn die Verlegung auf einem fleifchichten Theile Statt fand, z. B. 
an den Waden, an den dicken Theilen ded Schenkels oder Armes, fo 
mache man nicht gar tiefe Einfchnitte in die Wunde und um diefelbe 
herum, und fuche dann die Blutung durch die Abwafhung mit dem 
warmen Salzwaſſer zu befördern, bis gar Fein Blut mehr zum Vorſchein 
Eommt. Zu dieſen Einſchnitten muß ein ſcharfes Meſſer genommen wer: 
den, welches aber gleich nach dem Gebrauche zu vertilgen ift. 

Hat die Wunde zu bluten aufgehört, fo ftreut man Salz auf diefelbe, 
legt ein naffes vierfach zufammengelegtes Stück Leinwand darüber, und 
verbindet fie ganz leicht mit einem Tuche. 

An Ermanglung des Salzes kann auch Afchenlauge zum Ab— 
wafchen dienen, und die Wunde Fann man mit Tabak, zerquetſchten 
Knoblauch oder Zwiebel verbinden. 

Die weitere Behandlung der Wunde muß der Hilfe eines Arztes 
oder Wundarztes überlaffen werden. 

Gefchieht die Verwundung auf freiem Felde, fo muß man die verlegte 
Stelle fogleich von den Kleidungsftücen entblößen, mit Urin mehrmals 
gut auswafchen, damit die Blutung unterhalten werde, fodann mit Tabak, 
Sand oder Erde belegen, und vermittelft eines Hals: oder Tafchentuches 
leicht verbinden; worauf ſich der Verwundete langfam, und ohne fid 
zu erhigen, in die nächite Ortfchaft begeben muß, um ſich der zweck: 
mäßigen Behandlung eines Arztes oder Wundarztes zu überlajfen. 

Iſt Jemand an mehreren Stellen des Körpers von einem wuth- 
kranken oder verdächtigen Hunde oder Thiere gebiffen worden, fo muß 
das hier angegebene Verfahren überall wiederholet werden, wobei Feine, 
auch noch fo Eleine Verlegung übergangen werden darf. 

Die Kleidungsftüce,. durch welche die Zähne eines wuthkranken 
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Thieres gedrungen find, oder die von feinem Geifer benegt wurden, fo 
wie die Leinwandftüce, weldhe auf die Wunde gelegt worden find, 
müſſen fogleich verbrannt werden. 

Da von der erften fehnellen Hilfe das Leben bed Gebiffenen ab⸗ 
hängt, fo find alle bei einem ſolchen Unglücke gegenwärtigen Perfonen 
verpflichtet, dem Befchädigten jede nur mögliche Hilfe zu leiften. 


4.) Mafregeln zur Verhütung des Wuthausbrudes 
bei den nugbaren Hausthieren. 


Wenn ein nugbared® Hausthier von einem wuthfranfen oder ver- 
dächtigen Hunde oder fonft von einem Thiere gebiffen, oder auch nur 
angefallen, oder begeifert wurde , fo haben die, Abfag 2 sub b) be= 
zeichneten Perfonen bei fonft zu gewärtigender Ahndung nah dem 
$.141, II. Thl. St. ©. hievon fogleich die Anzeige an die Ortsobrig- 
£eit zu machen, damit dasſelbe, wenn es vom größerem Werthe ift, als: 
Pferde, Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen ꝛc. von einen Kunftvers 
ftändigen in Behandlung genommen werde. Minder werthvolle Haus: 
thiere, zu welchen befonders auch das Geflügelvieh zu zählen ift, find 
fogleih zu vertilgen, und es ift dabei eben fo wie Abſatz 2 sub h) 
feftgefegt wurde, vorzugehen. 

Jede angedeutete Verlegung ded in Behandlung genommenen 
Thieres muß mit Eſſig und Kochſalz vermittelt eines dicken Stückes 
Tuch oder Leinwand, oder auch vermittelft eines großen Strohmwifches 
forgfältig ausgewafchen werden. 

Befindet fih die Verlegung an einem fleifhichten Theile, fo wird 
fie mit einem glühenden, Enopfformigen Cifen bis auf den Grund 
gebrannt, und dann mit einer dick auf Werg geftrichenen Salbe ver: 
bunden, welche aus 2 Loth fpanifchen Sliegenpulvers, 3 Loth Terpentin: 
Dels und 4 Loth Schweinfett befteht. Diefer Verband wird durch vier 
Wochen fortgefegt, damit die Wunde in Eiterung erhalten werde, wor: 
auf fie unter Weglaffung der Salbe, mit Yeinol verbunden und zur Hei— 
lung gebracht wird. 

Uebrigens verfteht es fich von felbft, daß ein ſolches verdächtiges 
und in Behandlung genommenes Thier, ſogleich von allen übrigen Thieren 
abgefondert werden muß, und daß von deinfelben, fo lange nicht jeder 
Zweifel über deifen efundheitszuftand behoben ift, unter fonftiger 
Ahndung nach dem $. 154 u. 155, II. Ihl. St. ©. durchaus nichts 
genoffen, benügt und an Andere zu was immer für einem Zwecke verab: 
folgt werden darf. 

Stellen ſich demungeachtet bei folhen Thieren nach einiger Zeit 
Futtereckel, große Unruhe, Licht: und Wafferfcheu, oder einigeandere von 
den oben angeführten Kennzeichen der Wuth ein, fo müffen diefe Thiere 
fogleich unter der nöthigen Vorficht mit der Keule oder durch Erfchießen 
getödtet, und durch den Abdecker auf die früher angegebene Art ver- 
graben werben. 


Unbefugtes 
Halten ſchaͤdli⸗ 


cher Thiere. 
Strafe. 
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Mit den Ställen, wo foldhe wuthkranke Hausthiere fich aufpielten, 
und mit den von denfelben berührten oder befudelten Gegenftänden muß 
ebenfalls auf die vorgefchriebene Art verfahren werden. 

Wenn ein wuthfranfes oder verdächtiges Thier unter eine ganze 
Herde gerathen ift, und auch mehrere Stücke gebiffen hat, fo ift e$ un: 
erläßlih, alle Stücke der Herde von einem Sachverſtäͤndigen genau 
befichtigen zu laſſen. Insbefondere müſſen die Füße, Ohren, der 
Schweif und die Schnauze forgfältig unterfucht werden, und es hat 
fi der Unterfuchende aus Worficht die Hände in und auswendig gut 
mit Del einzufchmieren. 

Die verlegt gefundenen Thiere find auf die vorbezeichnete Art 
zu behandeln. Zede Verheimlichung eines felchen verbächtigen, zu unter: 
fuchhenden Thieres wird nah dem $. 154 und 155, II. Ihl. ©t. ©. 
geahndet. 

Derfelden Ahndung unterliegt auch derjenige, welcher das Aas 
eines an der Wuthkrankheit gefallenen , oder wegen des Verdachtes 
derfelben getödteten Viehes abhäutet, oder fonft etwas hievon zurück- 
behalt , zur Vewendung Anderer bringt, oder felbft wirklich verwendet, 
oder gar vielleicht ein folhes Aas ausgräbt. 

Diefe Anordnungen haben binnen 6 Wochen vom Tage ber Kund— 
machung in Wirffamkeit zu treten. 
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Dhne befondere Erlaubniß der Obrigkeit ift Nieman- 
den erlaubt, milde, oder ihrer Natur nach ſonſt ſchädli— 
he Thiere zu halten. Bei Uebertretung diefes Verbotes 
fol nit nur das ſchädliche Thier fogleich weggeſchaffet, 
fondern der Eigenthümer auch nad Befchaffenheit der 
Umftände mit einer Geldftrafe von fünf bis fünf und 
zwanzig Gulden beleget werben. 


Vorfhrift über das Halten wilder Thiere für 
Niederöfterreid. 


528. Niederöfterreihhifche Regierungs-VBerordbnung vom 27. Juli 
1827, 3. 42,423, an die k. k. Pol. Ob. Dir. und die vier k.k. 
Kr. Aemter. 


(Prov. Gefegfamml. für Nieder» Defterreih vom J. 18237.) 


Es ift vorgefommen , daß fich Leute in der Gegend des Braun: 
hirfhengrundes an der nah Schönbrunn führenden Linzer-Poſtſtraße 
zeigten, welche am 26. d. M. durch Produzirung eines Tanzbären und 
durch Vorzeigung anderer Thiere, die Freigebigkeit des fchauluftigen 
Publicums in Anfpruch nahmen. 


528 — 530. 583 


Da das Herumziehen mit wilden reißenden Thieren den beftehen- 
den Vorfchriften zumider ift, fo hat das k. k. Kreisamt diefer Ueber: 
fehreitung der beftehenden Gefege näher auf den Grund zu fehen, und 
wegen Abftellung diefes Unfuges das Nöthige zu verfügen. 


329, Niederöfterreichifche Negierungs-Präfidial-Verordnung vom 
30. October 1839, 3. 2599, an die vier f. k. K. Vorfteher, 


(Prev. Gefesfamml. für Niederöfterr. vom J. 1839.) 


Abgefehen davon, daß die Schaubuhne bei ihrer auf die moralifche und 
die Geſchmackbildung ded Publicums berechneten Beftimmung überhaupt 
nicht der Ort für_die, weder den einen noch den andern diefer Zwecke for: 
dernden Productionen wilder Thiere ift, fo Eonnen hierbei nicht alle die 
vollftändige Sicherheit des Publicums verbürgenden Vorfichtsmaßregeln, 
welche bei der Schauftellung von wilden Ihieren in Menagerien in Vol: 
zug gefegt werben, bei der freien Production derfelben in einem Schau: 
fpielhaufe angewendet werben, es ift fomit bei einer foldhen Produc— 
tion Feine vollfommen hinreichende Garantie gegen jede Verhütung 
möglicher Gefahren und Unglücksfälle, welhe, den gemachten’ Erfah- 
rungen zu Folge, auch bei noch fo fehr gezähmten folhen Thieren durd) 
das Scheumerden derfelben herbeigeführt werden könnten, vorhanden, 
und es kann ſonach die Production reijender oder wilder Ihiere, wenn 
auch im gezähmten Zuftande, auf Schaubüßnen nicht geftattet werden. 

Da die oben angeführten, in dem Bereiche des Wirkungskreifes 
und der VerantwortlichEeit der Polizeibehörden liegenden Motive, wel: 
che die vorftehende Verfügung begründen, überall, wo die Production 
von wilden, reifienden Thieren in einem Schaufpielhaufe,, oder fonft 
im freien, die Sicherheit des Publicums nit vollftändig verbür: 
genden Zuftande bezielt wird, volle Anwendung finden ; fo ift das un: 
bedingte Verbot foldher Productionen auf dem fladhen Lande in allen 
vorkommenden Fällen handzuhaben, und der genaue Vollzug diefer 
Anordnung zu überwachen. | . 


Schwarzwild darf nur in gefhloffenen Thiergärten 
gehalten werden. 


330. Auszug aus dem Fagd: Patente vom 28, Februar 1786. 
¶ Kropatſcheck's Geſetzſamml. vom J. 1786.) 


Schwarzwild (Wildſchweine) darf nur in geſchloſſenen und gegen 
allen Ausbruch gut geſicherten Thiergärten gehalten werden. Wenn ein 
Schwarzwildſtück außerhalb eines Thiergartens angetroffen wird, ſo 
iſt ed Jedermann zu allen Jahreszeiten erlaubt, dasſelbe, wie Wölfe, 
Füchſe oder ein anderes fchädlihes Raubthier zu ſchießen, oder ſonſi 
auf eine Art zu erlegen. Sollten fih Jagdinhaber oder Jäger wider 
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fegen,, fo werben fie zur Strafe 25 Ducaten zu erlegen, und allen 
durch das ausgebrochene Stück verurfachten Schaden zu vergüten haben. 


$. 143. 
Benn badurd Wird Temand von einem folchen, ohne obrigkeitliche 


Diet win. Erlaubniß gehaltenen Thiere beſchädiget; fo ift nad 
Map des Schadens die Geldftrafe auf fünf und zwanzig 


bid einhundert Gulden zu erhöhen. 


$. 144, 


—— aldi Aber auch, wann die Obrigkeit ein wildes Thier zu 
der Bermahrung Halten, Die Erlaubniß ertheilet, ift! der Eigenthümer 
Iaubniß gebaite- Wegen ficherer eg ale ftetö verantwortlid) : 
wiren ãhie und wenn Jemand aus Vernachlaͤſſigung derfelben be: 
—3 worden, um zehn bis n Gulden zu be 

afen. 
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— Jeder Eigenthümer eines haͤuslichen Thieres, von 
Shiere mit was immer für einer Gattung, von dem ihm eine bös— 
am artige Cigenfchaft bekannt it, muß dasfelbe ſowohl 
Stefe. bei Haus, ald wenn er außer dem Haufe davon Gebraud) 

macht, fo verwahren oder beforgen, daß Niemand be: 

fhädiget werden kann. Die Vernachläſſigung diefer Vor: 

fichtigkeit ift, auch ohne erfolgte Befchädigung, mit einer 

Strafe von fünf bis fünf und zwanzig; bei wirklich er: 

—— Schaden aber, von zehn bis fünfzig Gulden zu 

elegen. 


Vorſchriften über das Einfangen der Hunde 
in Wien. 


531. Niederöſterreichiſche Regierungs-Verordnung vom 7. Juni 
1838, 3. 14,064, an die £. k. Pol. Ob. Dir., die k. k. 
Thierarznei-Inftitut3-Dir. und den Wr. Magiftrat. 


(Prov. Geſetzſamml. für Niederöfterr. vom J. 1838.) 
Die Regierung findet hinfichtli des Vertilgens der herrenlofen 


und überflüffigen Hunde für die E. E. Haupt: und Nefidenzftadt und 
die Worftädte Wiens Nachftehendes zu erinnern: 
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1. Wichtige Sanitäts-Polizei-Mückfichten erfordern es, daß die 
überflüffigen, herrenlofen, läftigen, von wüthenden gebilfene oder der Wuth 
verdächtige oder wirklich wüthende Hunde vertilgt und unfchädlich ge— 
macht werden. Zu diefem Zwecke war bisher in der Haupt und Re: 
ſidenzſtadt Wien das Erfchlagen der Kunde mittelft eines kurzen nit: 
tels üblich, diefed Verfahren wird gänzlich abgeftellt, und es hat die 
Bertilgung der überflüffigen und herrenlofen Hunde inner den Linien 
Wiens vom 1. Zuli 1838 angefangen, nicht mehr durch das Erfchla- 
gen derfelben mittelft eines Wurfprügels zu gefchehen, fondern berlei 
Hunde find mit der Wurfjchlinge zu fangen, in einem nachfahrenden 
Kaftenwagen unterzubringen, lebend in das Wafenmeifterei: Gebäude 
abjuführen, wo fie fodann nad) Umftänden entweder getödtet, oder in 
einer beftimmten Zeitfrift den Eigenthümern zurückgeftellt werden. 

2. Zur Einfangung der herrenlofen Hunde hat der MWafenmeifter 
wenigftend wöchentlich einmal in jedem Vorſtadt⸗Polizei-Bezirke und 
zweimal in der innern Stadt Wien an unbeftimmten Tagen in den er- 
ften Morgenftunden hindurch, außerdem aber auch noch fo oft, als es 
von Seite der Polizeibehörde anbefohlen wird, durch feine Anechte ftrei- 
fen zu laffen. Der dazu beftimmte Knecht hat fich bei der betreffenden 
BezirkdrDirection zu melden, welche ihm einen Mann von der Po: 
lizeiwache zur Affiften; mitgeben wird. 

Bei diefer Streifung find alle herrenlofen Hunde ohne Unterfchied 
und ohne Rückſicht auf die Perfon des Eigenthümers unnachſichtlich 
einzufangen, 

3. Als herrenlos find folgende Hunde: zu betrachten: 

a) welche nicht mit einem vorfchriftmäßigen Halsbande verfehen 
find. Als vorfchriftmäniges Malsband gilt aber nur ein Hals— 
band von Leder oder Metall, welches mit dem Mamen des Ei— 
genthümers oder den Anfangsbuchftaben diefes Namens verfehen 
ift. Hunde, welchen nur ein Band oder einen Strick, oder eine 
Kette um den Hals gebunden ift, find daher als herrenlos an⸗ 
zufehen und einzufangen. 

Merden jedoch Hunde ohne Halsband oder ohne vorſchriftmäßiges 
Halsband von Zemanden an einer Schnur geleitet, auf dem Arme ger 
tragen, auf oder in einem Wagen geführt, oder find fie an einem 
Karren (mie es bei den Wäfcherleuten häufig gefchieht) befeftiget, fo 
find fie nicht ald herrenlos zu betrachten, und dürfen auch nicht eingefan- 
gen werden. Eben fo find auch Hunde, welche etwa einem Blinden als 
Leiter dienen, als höchſt nugliche Thiere ohme Nuückjicht auf das man: 
gelnde oder fehlerhafte Halsband zum Einfangen der Regel nah nicht 
geeignet. 

b) Hunde, welche zur Nachtszeit fich felbft überlaffen, auf den 
Straßen umberlaufen, enblich 

ec) Hunde, welche den Wafenmeifterfnechten von den Polizeibeam: 
ten ald zum Cinfangen geeignet, in allen befonderen Fällen an- 
gezeigt werden. 

4. Gleich beim Einfangen als biffige, von wüthenden oder der 
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Wuth verdächtigen Ihieren gebiffene, der Wuth felbft verdächtige 
oder wirklich als bereits wuthend erfannte Hunde, zumal wenn fie 
Menfchen oder Ihiere gebiffen haben, find ſogleich gehörig verwahrt, 
einzeln am Stricke und mit dem Maulkorbe verfehen, von den Abde: 
ckerfnechten nach den beftehenden Vorfchriften unter Polizeibegleitung 
und mittelft fchriftlicher Anweifung in das k. k. Thierarznei-Inſtitut 
zur Unterfuchung und weiteren Beobachtung zu überbringen, wo fodann 
das Meitere verfügt werden wird; in welchem Falle fih der Waſen— 
meifter fammt feinen Anechten der ferneren Weifung der Polizeibehörs 
de und der Thierarznei⸗Inſtituts-Direction genau zu fügen haben wird. 

5. Die als herrenles erfannten Hunde find mit Vorficht auf die 
fhon in mehreren Provinzial: Hauptftädten übliche Weiſe mittelft 
Schlingen von Drath, Stricken oder Riemen zu fangen. Große, Starke 
oder Biffige oder fonft Gefährliche, fodann mit einem Maulforbe oder 
Maulriemen zu verfehen, und die dergeftalt eingefangenen Hunde bier: 
auf in einem zunächſt nachfahrenden, eigend dazu eingerichteten Wa: 
gen unterzubringen. 

6. Zur fogleichen Unterbringung und Verwahrung der eingefan: 
genen Hunde hat die auf der Streifung begriffenen Knechte ein andes 
rer mit einem eigenen Hundewagen zu begleiten. Diefer Hundewagen 
muß vier Näder haben, nach der vom ftädtifchen Unterfammeramte 
angegebenen Art conftruirt, jedoch nicht zu groß und fo eingerichtet 
fein, daß er fo viele Abtheilungen erhalte, ald es nothwendig fein wird, 
damit Eranfe und fhäbige Hunde von gefunden, und diefe von Biſſigen 
abgefondert untergebracht werden Fönnen. Der Wagen muß mit einem 
oder zwei Pferden befpannt, und von einem mit Pferden und dem ab: 
ren verirauten Anechte geleitet werden. 

7, Den WafenmeiftersKnechten ift das Einfangen ber Hunde nur auf 
den öffentlichen Plägen, Räumen, Straßen und Gaffen geftattet, und 
es ift ihnen nicht erlaubt, Hunde unter den Einfahrten und Eingän— 
gen, in den Höfen der Käufer, in Gärten und in anderen zu Gebäu⸗ 
den gehörigen Räumen aufjufuchen oder dahin zu verfolgen, und es 
ift den zum Hundefang beftimmten Anechten einzufchärfen, daß fie fich 
ihr Gefchäft zwar eifrig angelegen fein laffen, aber dabei auch 
dem Publicum durch Feine vermeidliche Beläftigung, oder den Behör- 
den durch ein Auffehen erregendes Betragen zu Klagen Anlaß geben. 

8. Sobald die Streifung beendigt ift, wird mit dem Hundewa · 
gen in das Locale des Wafenmeifters in der Stadt, am neuen Thore 
Hr. 195 gefahren, und dortfelbft mit den eingefangenen Hunden fol: 
gendermaßen- verfahren : 

a) Hunde, welche ald Eranf oder krankheitsverdächtig, aber von 
befonderer Nace und werthvoll find, müffen dur 48 Stunden 
abgefondert untergebracht, und am Leben erhalten werden. Eben 
dasfelbe hat 

b) hinfichtlih der unbedenklichen werthvollen Hunde zu gefchehen, 
nur wird bei folhen Hunden die Aufbewahrungszeit auf drei 
Tage feftgefegt. 
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ec) Hunde, welhe i in hohem Grade Frank, biffig oder ſchäbig find, 
oder zur gemeinen werthlofen Race gehören, find unverzüglich 
zu erfchlagen. 

9. Die Eigenthümer der sub a und b im 8. Abfage bezeichne- 
ten Hunde können fich bei der betreffenden Polizei-Bezirks-Direction 
um ihren Hund melden, wo ihnen gegen Erlag der Tare von Einem 
Gulden Convention: Münze eine Anweiſung an den Wafenmeifter zur 
Ausfolgung ihres Hundes ausgeſtellt wird. 

Ale Hunde, welche der MWafenmeifter binnen 48 Stunden, be: 
ziehungsweiſe drei Zagen von der Zeit des Cinfangens gerechnet, nicht 
gegen eine folhe Anweifung an die fih Meldenden erfolgt hat, müf- 
fen nadı Ablauf diefer Friſt erfchlagen und in der Aasgrube zu Kler 
derling eingefcharrt werden, und ed darf Feiner länger am Leben er: 
halten, oder wohl gar heimlich verkauft werden, wofür der MWafenmei- 
fter firenge verantwortlich bleibt. 

10. Für die 48ſtündige, beziehungsweife dreitägige Verpflegung 
der Hunde hat der Wafenmeifter von den Parteien feine Bezahlung zu 
fordern, fondern fid) mit der Tare von Einem Gulden Gonventions- 
Münze, welche er von der Polizeibehörde erhält, zu begnügen. Sollte 
ein Fund, um welchen ſich eine Partei mit der Anmeifung der Polis 
zeibehorde an den Wafenmeifter wendet, Frank fein (Abſatz 8 ad a), 
fo ift derfelbe nicht auszufolgen, fondern der Partei zu bedeuten, im 
Falle ihrer Einwilligung werde der Hund auf ihre Koften und gegen 
vorläufigen Erlag der Taxe von Einem Gulden Sonventiond:- Münze 
und der MVerpflegsgebühr (für das Thierarznei-Inſtitut) in das k. F. 
Ihierarznei-Anftitub gefchafft werden, wo fie ihn feiner Zeit, fobald er 
genefen ift, abholen kann. Wenn fich die Partei hiermit nicht einver: 
ftanden erklärt, fo if der Hund ohne weiters zu vertilgen, im entge: 
gengefegten Falle aber ift der Hund in das Thierarznei-Inftitut zu 
überfenden, und. die Partei am die ‚Pofigeibeförte zu weiſen, welche 
gegen Erlag der Verpflegsgebühren und der Tare für den Wafenmeifter 
von Einem Gulden Conventiond: Münze eine Anweifung zur einftigen 
Abholung des Hundes ausfertigen wird. 

11. Dem Wafenmeifter und feinen Anechten ift ed auf das ftrengfte 
zu verbieten, einen eingefangenen Hund ohne Anweifung der Polizeis 
behörde über 48 Stunden, beziehungsweife drei Tage am Leben zu 
erhalten, irgend Jemanden zu erſetzen, zu ſchenken, zu verkaufen, 
oder was immer für eine Verfügung mit ihm eigenmächtig zu treffen. 


532. Niederöfterreichifche Negierungs- Verordnung vom 19. Juni 
1839, 3. 30,645, an bie k. k. Pol. Ob, Dir., den Wr, Magi- 
ftrat und die Dir, des k. 8. Thierarznei : Inftitutes. 


(Prov. Gefegfamml. für Niederöfterr. vom 3. 1839.) 


Es hat fich gezeigt, daß ungeachtet der im Jahre 1838 (531) 
angeordneten Mafregeln über das Einfangen berrenlofer Hunde ſich 
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dennoch die Zahl derfelben nicht auf die gewünſchte Art vermindert hat, 
weßhalb man folgende Modififationen obiger Maßregeln einzuführen für 
gut findet. 

Es find zum Einfangen alle jene Hunde geeignet, welche Eein or« 
dentliches Halsband haben, wofür nur jenes zu gelten hat, welches 
von Leder oder Metall ift, den Namen des Cigenthümers entweder 
ganz ausgefchrieben oder die Anfangsbuchftaben enthält, auch ift die 
Beifügung „Stadt“ oder die zu bezeichnende Vorftadt und Haus: Wr. 
nicht unzwecfmäßig. 

Diejenigen Hunde alfo , die Fein derlei verfertigtes Halsband tra— 
gen, find zum Einfangen geeignet. Dazu gehören aber auch jene felbft 
mit einem Halsbande verfehenen Hunde, welche ſich auf den Glacien 
und auf freien Plägen in Gefellfchaft mit andern herumtummeln, und 
welche in gewiſſer Beziehung , weil fie von den Eigenthümern entfernt 
find, und von denfelben fchlecht überwacht werben, als herrenlos ges 
dacht werden fonnen. 

Von den auf diefe Art eingefangenen Hunden find die gewöhnli⸗ 
chen, werthlofen, der gemeinen Race angehörigen , alfogleich bei ihrer 
Ueberbringung an die Abdeckerei zu vertilgen; dasfelbe gilt auch von 
den Eranfen und von den auffallend biifigen, gleichviel, welcher Race fie 
angehören. Die Beurtheilung, weldhe Hunde überhaupt, und welche 
von den Franken gleich zu vertilgen find, fteht dem Thierarznei-In— 
ftitute zu. 

Die gefunden Hunde von befferer Nace, die werthvolleren, find 
aber nicht wie bisher durch 48 Stunden und beziehungsweife drei 
Tage, fondern nur durch 24 Stunden aufzubehalten; löfet fie diefe 
Zeit der Eigenthümer nicht aus, fo follen fie ebenfalls vertilgt werden. 

Die Tare für die Auslofung der Hunde befferer Gattung wird 
anftatt wie bisher mit Einem Gulden nunmehr mit fünf Gulden für 
jeden Hund feftgefegt, wovon dem Abdecker die bisher übliche Gebühr 
belaifen wird, 

Bei dem Auftreten wüthender Hunde ift eine allgemeine im Tage 
öfterö zu wiederholende Hundeftreifung und unbedingte Einfangung zu 
veranlaflen, wobei alle Hunde, welche zur Zeit diefer Streifung mit 
oder ohne Halsband auf öffentlicher Strafe erfcheinen, ohne Rückſicht 
einzufangen und fogleich zu vertilgen find; davon werden nur jene 
Hunde ausgenommen, welche getragen, oder an einer Schnur ger 
führt werden. 

Diefe Beftimmungen find dem Publicum zu verlautbaren und es 
hat die Nepublication diefer Vorſchriften wenigftens Einmal im Zahre 
Statt zu finden. 

Die gefangenen Hunde find fogleih mit einem Maulkorbe zur 
Vermeidung des Beißens in dem Hundewagen zu verfehen, und Franf 
befundene abgefondert in das Thierfpital zu überbringen. 

Das Einfangen der Hunde hat der Wafenmeifter wenigftens zwei— 
mal in der Woche in jedem Morftadt-PolizeisBezirfe in den erften 
Morgenftunden durch mehrere Stunden hindurch und dreimal in der 
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inneren Stadt, außerdem aber auch fo oft, ald es von Seite der k. E, 
Polizeibehörde anbefohlen wird, vorzunehmen, wobei die Polizeimache 
Aſſiſtenz zu leiften bat. 

Bei dem Einfangen ift zwifchen den Hunden befferer und gemei- 
nerer Gattung kein Unterfchied zu machen, jeder, welcher Fein Hals— 
band trägt, ift einzufangen. 

Snsbefondere ift das Augenmerk auf die Glacien, auf den freien 
Plag bei dem Burgthor, und auf die fonftigen offenen großen Pläge 
zu richten, wo ſich die Hunde gewöhnlich in Maffen fammeln und dort 
ihre Unwefen treiben. 

Daß die unter ſolchen Verhältniffen angetroffenen felbft mit Hals» 
bändern verfehenen Hunde einzufangen find, wurde ſchon bemerkt. 


Vorfhrift über das Verwahren bösartiger Hunde 
in Oberöfterreid. 


533. Ob der Enns'ſche NRegierungd-VBerordnung vom 27. De - 
zember 1829, 3. 2605. 


(Prov. Gefegfamml. für Oberöfterreih vom 3. 1829.) 


Es ift zur Kenntniß der Regierung gekommen, daß fich neuerlich 
ein Unglücksfall vernachläßigter Verwahrung bösartiger Hunde zunächft 
diefer Hauptftadt ereignet habe. 

Der $. 7 der Circular-Verortnung vom25. Juni 1821, 3. 7316 
beftimmt : 

„Jederman, fohin auch der befugte Eigenthümer eines Hundes, 
ift für den Schaden, den fein Hund anrichtet , verantwortlich ; ed hat 
daher jeder Eigenthümer eines Hundes, befonders wenn 
er zornig und biffig ift, denfelben fowohl bei Haufe, als wenn er außer 
dem Haufe davon Gebrauch macht, fo zu verwahren, daß Niemand be: 
fhädiget werde. Die Bauern haben insbefonders ihre Hunde, wie be: 
reits $. 3. angedeutet wurde, an die Kette zu legen, und immer an 
der Kette zu halten.“ 


Der $. 8. beftimmt: „Die Vernachläſſigung der in obigem Pa: 
ragraphe bezeichneten Worfichten ift als ſchwere Polizei-Weber- 
tretung nach dem $. 145 des II. T heiles des Straf: 
Geſetzbuches zu behandeln. 

Die k. k. Kreisämter haben daher die Diftricts-Commiffariate mit 
allem Nachdrucke anzumweifen, genau nach den beftehenden Vorfchriften 
unnachſichtlich ſowohl im gegenwärtigen, ald in jedem vorkommenden 
Galle das Amt zu handeln. 


590 $. 146. 
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— ——— Kommt bei der Unterſuchung einer von einem Thiere 
—8 gefügten Beſchädigung hervor, daß Jemand durch 
nhetzen, Reizen, oder was immer für abſichtliches Zu— 
thun den Vorfall veranlaſſet hat; ſo ſoll der Thäter mit 
Arreſt von einer Woche, der nach Umſtänden auch durch 
Ben und Zühtigung zu verfehärfen ift, beftrafet 

werden. 


— — 
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